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Vorrede 


Dem unbefangenen Beobachter iſt e8 nicht zweifelhaft, daß die 
wifjenfchaftliche Behandlung unferes Rechts an einem Wendepunkt ange: 
langt fei. Seit durch Die Auflöfung des deutfchen Reichs Die deutfche 
Praxis ihre Vereinigungspunfte verloren hat, hat auch die Nechtswiffen- 
Ichaft die früher verfolgte Bahn verlaffen. Die Reichsgerichte waren 
Schon Durch die Reichsgeſetze auf befondere Berüdjichtigung der Partikular- 
rechte angewiefen und durch die Präjudizialeigenjchaft ihrer Erfenntniffe 
zu einer feitjtehenden Praxis geführt. Die Suriftenfafultäten, welche 
bis zu Anfang dieſes Jahrhunderts ebenfalls als Gentralpunfte der 
deutſchen Pragis ohne Anftand bezeichnet werben können, waren infofern 
territorial, als faktifch an Die einzelnen die meiſten Rechtsfälle aus einem 
bejtimmten Umkreis gelangten, für welchen fich Dann bei ihnen eine 
feititehende Praxis bildete, Die auch auf die Entfcheidungen der aus 
andern Gegenden fommenden Nechtsfälle von Einfluß war. So iſt e8 
erflärlih, daß auch folche Praftifer, welche nicht wie Mevius oder 
Garpzov ihren Arbeiten ein partifuläre8 Recht oder Die Praxis eines 
TerritorialgerichtS zu Grunde legten, Doch auf das ihnen zunächit liegende 
und daher näher befannte partifuläre Recht oder die Praxis der ihnen 
zunächit zugänglichen Territorialgerichte auch bei gemeinrechtlichen Dar- 
ftellungen befondere Rüdjicht nahmen, fo Piftor, Wernher, Leyfer auf 
Sachſen, Voet auf die Niederlande. Aber nicht nur von Seite der 
Praftifer, von Denen bi8 zu Ende des vorigen Jahrhunderts Die 
hauptfächlichiten rechtsmwifjenfchaftlichen Arbeiten ausgingen, wurben Die 
partifularrechtlichen Beitimmungen und die Praxis auch entjernterer 
Territorien beitändig berüdfichtigt, e8 war auch durch zahlreiche Ab: 
handlungen die wifjenfchaftliche Darftellung des ae Rechts der 
meijten Territorien angebahnt. 
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Man hätte meinen follen, daß die mıt dem Anfang dieſes Jahr— 
hunderts eintretende Umgeftaltung der Gerichtöverfafjung von felbft zu 
einer weitern Verfolgung der eingefchlagenen Bahn in ben einzelnen 
Ländern geführt hätte; allein e8 trat gerade das Gegentheil ein. Die 
Univerfitäten, in der Praxis ihrer Spruchfollegien ſehr reduzirt, zogen 
fi) von der Bearbeitung des Partifularrecht3 fat ganz zurüd; in 
Marburg 3. B. fanden Ejtor und Hombergf feine Nachfolger; felbit an 
den fleinern Univerfitäten wurbe das Landesrecht nicht durchgängig in 
den Kreis des NechtsunterrichtS gezogen. Die partifularrechtliche Literatur 
verfchwindet mit Anfang dieſes Jahrhunderts ganz oder bejchränft ſich 
auf fritiflofe Zufammenftellungen. Auch Die früher jo beliebten praftifchen 
Grörterungen treten nur vereinzelt auf; zu nennen find nur Die Ab— 
handlungen von Pfeiffer, Bülow und Hagemann, SHeife und Gropp, 
die freilich zu den Zierden unferer juriftiichen Literatur gehören. Bei 
den gemeinrechtlichen Darjtellungen wurde weit überwiegend auf das 
partifuläre Recht und die partifuläre Praxis und damit überhaupt auf 
die Praxis feine Rücficht mehr genommen. Es iſt faſt, bemerft Bruns 
(Die Verfchollenheit in Beder und Muther Jahrbuch I. 188), als ob 
in der Thegrie des gemeinen Recht der Faden zwifchen dem achtzehnten 
und neunzehnten Jahrhundert ganz verloren gegangen ſei. Das neu— 
belebte Quellenſtudium veranlaßte für Die meilten Rechtsinflitute eine 
neue wiſſenſchaftliche Begrundung und führte dazu, daß nicht nur Die 
Auffaſſungen in der Praxis der frühern Zeit, ſondern auch der gegenwärtige 
Stand derjelben nicht weiter berüdjichtigt wurde, wobei freilich Die 
Scwierigfeit, daS zerjtreute Material zu ſammeln und zu fichten, mit 
in Anfchlag zu bringen if. Damit war Die Scheidung won Theorie 
und Prayis ausgefprochen, welche, wie fie in ber römifchrechtlichen 
Jurisprudenz nachtheilig wirkte, wie Dies Mühlenbruch vorausgefagt 
(Städelfcher Beerbungsfall XL), Die deutfchrechtliche Jurisprudenz völlig 
zu zeritören, die Theoretifer zu Antiquaren zu machen, die Praxis in 
Schlendrian aufzulöfen drohte, 

Indeſſen ijt unverkennbar feit den letzten zwanzig jahren eine 
Umwandlung angebahnt, Wenn einerfeitS die Erbverträge von Befeler, 
die Vormundjchaft von Kraut und neuerdings die Verfchollenheit von 
Bruns auf glänzende Weife zeigten, welche Nefultale eine Durchforfchung 
des in den legten Sahrhunderten aufgehäuften praktischen Material8 und 
der partifularrechtlichen Bejtimmungen der einzelnen Länder gewähre, 
jo führte anbererfeits das praftifche Bedürfniß zu zahlreichen Veröffent- 
lichungen von Nechtsiprüchen, welche, foweit fie von Oberappellations- 
gerichten ausgegangen find, in Seufferts Archiv eine mit allgemeinem 
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Beifall aufgenommene Vereinigung gefunden haben. Gleichwohl ift Die 
nöthige Umgejtaltung der Disziplin des deutfchen Rechts damit erft 
angebahnt, und es ijt fraglich, ob fie auf diefem Wege durchführbar ift. 
Iſt auch der Erfolg der erjtern Methode, wenn fie nach Art der oben= 
genannten Arbeiten auf alle Rechtsinftitute ausgedehnt wird, zweifellos, 
fo iſt Doch die Ausführung problematiſch, da fie für viele Nechtsinftitute 
unverhältnigmäßige Schwierigkeiten darbietet. Haben wir ja nicht einmal 
für das eheliche Güterrecht bis jet eine erfchöpfende Darftellung auf: 
zuweifen. Die Ießtere Methode iſt nur ein Palliativ. Aus einzelnen 
Grfenntnifjen wird man die Praxis eines Landes um fo weniger fennen 
lernen, je fürzer diejelben in der Form, je weriger nach ber jet 
beliebten Methode das Faktum mitgetheilt, je weniger endlich Darin bie 
jegige Auffafjung dDogmengefchichtlich motivirt ift. Ueberdies gewähren 
aber die bisherigen Veröffentlichungen feine Leberficht auch nur von 
den vorzugsweife in der beutichen Praxis befolgten Anfchauungen. 
Wer z. B., wie Dies öfter. gefchieht, feine Berufung auf die Praxis 
auf Belege aus Seufferts Archiv jtüßt, motiwirt fein Vorbringen in 
ben meilten Fällen nur weniger fehlecht, als die namentlich in Lehr: 
büchern bisher übliche Anführung der „allgemeinen Praxis" oder auch) 
blos „der Praxis”, welche jich nur zuweilen auf Hörenfagen, gewöhnlich 
aber auf gar nichts jtüßte; denn die Praxis wird nicht Durch überein- 
ftimmende Grfenntniffe von zwei oder drei Oberappellationsgerichten 
fonitituirt. Die für die gemeinrechtliche Doktrin unentbehrliche Grgründung 
ber Praxis iſt gegenwärtig nur dann möglich, wenn man zu ber doch 
nicht zu vermeidenden willenjchaftlichen Bearbeitung der Landesrechte 
ſchreitet. 

Dieſe iſt ein gleiches Bedürfniß für das einzelne Land wie für die 
gemeinrechtliche Doktrin. Das erſtere ergiebt ſich ſchon daraus, daß ohne 
eine ſyſtematiſche Bearbeitung das bloße Sammeln des fragmentariſch 
in zahlreichen Landesgeſetzen zerſtreuten oder auf Gewohnheit beruhenden 
partikulaͤren Rechtsſtoffs mit ungemeinen Schwierigkeiten verbunden iſt. 
In noch höherm Grade tritt jenes Bedürfniß hervor, wenn es ſich 
darum handelt, die nicht ſelten unverſtändlichen oder mehrdeutigen 
Beſtimmungen der ältern Landesgeſetze zu erläutern oder zur Ableitung 
von Folgerungen das ihnen zu Grunde liegende Prinzip aufzuſuchen. 
Dieſe Aufgabe, welche dem Richter bezüglich ſeines Landesrechts nicht 
weniger wie hinſichtlich des gemeinen Rechts entgegentritt, kann nicht 
befriedigend gelöſt werden, wenn nicht einestheils das Partikularrecht 
in feiner Totalität betrachtet, anderntheils der Zuſammenhang deſſelben 
mit dem gemeinen Recht, aus deſſen Stamm es erwachſen iſt, in allen 
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Zweigen verfolgt und hierdurch der Einfluß der gemeinrechtlichen 
theoretiſchen Unterſuchungen wiederhergeſtellt wird, der jetzt, wenigſtens 
was Das deutſche Recht betrifft, in beſtändigem Abnehmen begriffen 
erfcheint, wovon man fich überzeugen fann, wenn man die von Praftifern 
feit etwa fünfzig Jahren ausgegangenen partıfularrechtlichen Arbeiten 
aus allen Gegenden Deutſchlands durchblättert und Die Zahl derjenigen, 
die auch nur den mäßigiten Anforderungen nach) Form und Inhalt 
entfprechen, fo unverhältnigmäßig klein findet, während hervorragende 
Arbeiten, wie die von Pfeiffer, Wigand, Pauli, als vereinzelte Aus- 
nahmen bajtehen. 

Ebenſo nothwendig wie für die Länder ſelbſt iſt Die wiflenfchaftliche 
Bearbeitung der Landesrechte für Die Doftrin des gemeinen deutjchen 
Rechts. Mur dieſe gewähren die nöthigen Anhaltspunkte zu einer 
genügenden Kenntniß der jeßigen Anwendbarkeit der einzelnen Recht: 
injtitute und ihrer praftifchen Geftaltung. Zu diefem Zwecke genügen 
aber nicht Abhandlungen über einzelne Materien des Partifularrechts 
oder Sammlungen von Nechtsfprüchen, fondern nur ſyſtematiſch geordnete, 
das Ganze des Partifularrechts umfaffende Darjtellungen, an denen e8 
für einen Theil der deutfchen Länder noch gänzlich mangelt, während 
von den vorhandenen nur einzelne, wie Die noch unvollendeten Arbeiten 
von Wächter und Falk, dann Die von Meyfcher und Baumeiſter, den 
Anforderungen entfprechen, die man an eine wiljenfchaftliche Darftellung 
jegt machen fann. Bei diefem Stand der partifularrechtlichen Literatur 
iſt e8 Daher vorläufig nicht möglich, mit der gemeinrechtlichen Doftrin 
die Angaben über die Anwendung in den einzelnen Ländern zu ver 
binden, und man wird fich bei näherm Gingehn in einzelne Partikular— 
rechte von der Ungenauigfeit der betreffenden Angaben in neueren 
Lehrbüchern, z.B. von Maurenbrecher und Gengler, fofort überzeugen. 
68 ift Dies ein ernjter Uebelſtand für eine Disziplin, die fat ganz auf 
praftifcher Entwicklung beruht, und doch tritt er ſchon Darin beitimmt 
hervor, daß die Lehrbücher des deutſchen Privatrecht an praftifchem 
inhalt feit Eichhorn und Mittermaier nicht gewonnen haben. 

Die Nothwendigfeit der wifjenfchaftlichen Bearbeitung Der Landes⸗ 
rechte tritt noch nach einer andern Seite hin hervor. Die jebt fo 
beliebte Behauptung, Daß Die Kodififation in einzelnen Ländern ober 
die Vereinigung mehrerer Länder zu gemeinfamer SKodififation des 
Privatrechts nicht umgangen werden könne, fann fich wenigitens nicht 
darauf berufen, Daß der gegenwärtige NechtSzuftand ungenügend fei; 
denn wie fann man etwas für ungenügend erklären, was man gar nicht 
oder nur oberflächlich kennt? Wie oberflächlich aber noch jetzt Die Kenntniß 
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vieler Partifularrechte, namentlich ſolcher Territorien ift, Die ihre 
Selbititändigfeit verloren haben und einem andern Land einverleibt 
worben find, ergiebt fich Daraus, daß man erjt in neuerer Zeit begonnen 
hat, die gejeßlichen Bejtimmungen derfelben durch Sammlungen wieder 
zugänglich zu machen und ihr Nechtsgebiet feitzuftellen, während eine 
Grläuterung der älteren Partikulargeſetze, eine Angabe defjen, was nicht 
mehr in Anwendung fommt, und der Ausbildung, welche das Partifular- 
recht in der Praxis erhalten hat, ebenfo zur Kenntniß deſſelben voraus— 
gejeßt wird, wie das häufig jehr unvollitindig formulirte Geſetz, gleich 
wohl noch meiftentheils fehlt. Die Mannichfaltigfeit der Partifularrechte 
aber ijt an fich fein Grund fie zu befeitigen, da die Schwierigfeit fie 
fennen zu lernen Durch wiſſenſchaftliche Bearbeitung Teicht gehoben, ihre 
anjcheinende Buntheit, namentlich in den Fällen, wo fie aus einer 
gemeinfamen Grundlage hervorgegangen find, durch eine forgfältige 
Praxis größtentheil3 ausgeglichen werben kann. MUebrigens kann fich 
die Meinung, die Manche hegen, daß die Bartifularrechte eines Landes 
fih ohne alle Schwierigfeit bejeitigen laſſen, wenigitens nicht auf Er- 
“ fahrung berufen. Die Abweichungen derſelben beziehen ſich meiſt auf 
das Familien= und Erbrecht und find nicht willfürliche Erfindungen, 
fondern durch lange Uebung befeitigte Gewohnheiten, die mannichfach 
in alle Verhältniffe des Lebens eingreifen, und deren Befeitigung von 
den zunächit Betheiligten gar nicht gewünfcht wird, Die Vorgänge in 
der Grafichaft Hanau im vorigen Jahrhundert (ſ. unten ©. 382, 474), 
die in Wejtphalen im vorigen Sjahr find belehrende Beifpiele dafür. 
Die Verfaffer, welche jich 1852 zu Der Arbeit vereinigten, Deren 
eriten Band fie nunmehr vorlegen, wurden bei der Unternehmung nicht 
ausschließlich von der Betrachtung geleitet, Daß dieſelbe ein Bedürfniß 
für das Land fei, in welchem fie damals noch beide eine amtliche 
Stellung hatten; fie waren überzeugt, daß vor andern Landesrechten in 
Deutfchland das Furhefjifche für die Beförderung der gemeinrechtlichen 
Doktrin befondere Vortheile biete. Während die Geſetzgebung dieſes 
Landes nur behutfam in einzelnen Fällen eingriff und fich meijt auf 
Befeitigung veralteter Inſtitutionen oder Entſcheidung einzelner Gtreit- 
fragen befchränfte, im Ganzen aber das gemeine Necht als Grundlage 
beibehielt, war anbererfeit3 in der Praxis des Dberappellationsgerichts, 
welches jeit feiner Einſetzung durch eine den Neichsgejegen entnommene 
und bis jet in Geltung jtehende Beitimmung zur Benbachtung der in 
jtreitigen Nechtöfragen einmal adoptirten Meinung angewiefen ift, ein 
fichereg Mittel zur Erreichung des angegebnen Zweckes, der Herjtellung 
eine Jus certum, gegeben. Man mag über ein folches Präjudizialgeſetz 
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verſchiedner Meinung ſein, jedenfalls wird man zugeben müſſen, daß 
es einen doppelten Vortheil gewährt, einmal, daß die in einem kleinen 
Land zu Tag liegende Gefahr, daß durch Perſonenwechſel die bisher 
bei dem oberſten Gerichtshof beobachtete Praxis in verhältnißmäßig 
furzer Beit fich umgeftalte, befeitigt ijt, jodann Daß die mit Präjudizial- 
eigenſchaft ausgeltattete Praxis des höchiten Gerichtshof Die der 
Untergerichte ganz anders beherrſcht und wollen wir jagen wohlthätig 
durchbringt, als da, wo gar fein Präjudizialgefeh vorliegt, oder die 
Präjudiziafeigenichaft nur ausnahmsweife gewiljen als ſolchen publizirten 
Ausiprüchen beigelegt wird. In der That dürfte fich in feinem andern 
Land die Praxis des höchſten Gerichtshofs einen folchen Einfluß auf 
die der Untergerichte erworben haben, wie in Hefjen, wo nicht nur Die 
zahlreichen Weröffentlichungen von Nechtsfällen, fondern auch) Hand- 
Tchriftliche Zufammenftellungen von Entjcheidungen des höchiten Gerichts: 
hofs in bejtändigem Gebrauch find. Helfen verdankt dem Umſtand, daß 
es an diefem Grundja im ganzen fejthielt, ein abgerundetes feinen 
Bebürfniffen entiprechendes Privatrecht, Das Durch lange Uebung feſt— 
gejtellt verhältnigmäßig wenig Spielraum für Streitfragen gewährt. 
Dabei ijt die Gefahr, daß durch ein folches Präjudiziengefeß zahlreiche 
veraltete Durch neuere Forfchungen als unrichtig erwiefene Meinungen 
verewigt würden, in der Wirklichkeit nicht jo groß; Die nachfolgende 
Darjtellung wird vielmehr ergeben, Daß die kurheſſiſche Praxis in den 
meiften Materien mit den Ergebnifjen der neueren Forfchungen nicht im 
Widerſpruch jteht, und die wereinzelten Fälle, in denen Dies vorkommt, 
laſſen ſich um fo Leichter Durch Die Geſetzgebung befeitigen, als bie 
Ausſprüche des Gerichtshofs zuverläffige Vorarbeiten dazu enihalten. 
Der Umjtand aber, daß die Praxis des Dberappellationsgerichts als 
die des ganzen Landes gejeßlich anerkannt ift, macht eine prägzife 
Darjtellung der Praxis möglich, und e3 wird ſchon deßhalb, aber auch, 
weil fie größtentheild auf gemeines Recht fich bezieht, Die kurheſſiſche 
Praxis als befonders förderlich für Die gemeinrechtliche Doktrin bezeichnet 
werden fönnen. Zugleich haben wir in dem furhefliichen Recht ein 
lebendiges Zeugniß, Daß e3 nicht der Kodififation bedarf, um die Bei— 
behaltung der gemeinrechtlichen Grundlage für das Privatrecht möglich 
zu machen. Die Kodififation fann Das gemeine Recht weder in der 
Hauptjache bejeitigen, noch Das. quellenmäßige Studium defjelben über: 
flüffig machen, wie ich Dies letztere aus der Regelung des Rechtsunterrichts 
in Preußen, der in Deiterreich beginnenden Rückkehr Dazu ergiebt. Neben 
einer Umgejtaltung einzelner Nechtsinftitute fann die Kodififation nur 
die Ausscheidung deſſen, was feine Anwendung mehr Leivet, Die gefeßliche 
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Entſcheidung von Streitfragen und eine Vereinigung der beizubehaltenden 
Grundlagen des römifchen mit den noch erhaltenen Inſtituten des 
deutfchen Rechts zu einem Ganzen bezweden. Dies ift in Kurheſſen 
ohne Kodififation erreicht, wobei die ein Sahrhundert im Zufammenhang 
ſich fortbildende Praxis den Vortheil bietet, daß fie dem Nichterjtand 
zugleich ein reiches Bildungsmaterial und immerhin größere Freiheit in 
ber Bewegung gewährt, al3 ein Geſetzbuch, das bei noch jo forgfältiger 
Bearbeitung von der Figirung jubjeftiver oder Doch die Färbung ber 
Zeit an fich tragender Meinungen nie frei bleiben wird. 

Bei der Ausarbeitung des vorliegenden Werfes gingen die Verfafjer 
von folgenden Gejichtspunften aus. Sie wollten ein möglichjt voll 
ftändiges Syitem des kurheſſiſchen Privatrechts, wie es fich auf der 
gemeinrechtlichen Grundlage Durch Geſetzgebung und Praxis ausgebildet 
bat, geben. Gleichwohl erſchien es dabei nicht räthlich, Die Darjtellung 
in allen ihren Theilen mit gleicher Ausführlichfeit zu behandeln, nämlich 
folche Lehren, welche in Hefjen ausschließlich nach den gemeinrechtlichen 
Grundfäßen fich richten, in ihrem ganzen Umfang vorzutragen, in der 
Erwägung, daß fich Dafür nur wenig Neues werde geben lafjen, und 
der Wiederholung des ſchon jo oft in vielen jedermann zugänglichen 
Werfen Dargeftellten eine um fo ausführlichere Behandlung des eigen- 
thümlich Ginheimifchen worzuziehen fe. Es wurde Daher aus dem 
f. g. allgemeinen Theil nur die Lehre von der Verfchiedenheit der Nechts- 
fubjefte in das Berfonenrecht geftellt, und wird Die von der Verſchieden— 
heit der Sachen im Sachenrecht Aufnahme finden. Ebenſo wird bei 
einzelnen Theilen des Obligationen= und Grbrecht8 nur auf die 
gemeinrechtliche Darjtellung zu verweilen Veranlaffung fein. Dagegen 
werden für ſolche Nechtsinftitute, Die fich nicht ausſchließlich nad) 
gemeinem Necht richten, Die gemeinrechtlichen Grundfäge mit den durch 
die Praxis, die Gefebgebung des ganzen Staats und das Partikularrecht 
einzelner Landestheile bewirften Mopififationen zufammenhängend dar— 
geitellt. Leider erwies ſich als unthunlich, Dies leßtere auch auf Das 
Rartifularrecht des ehemaligen Bisthums Fulda auszubehnen, da dieſes 
erit jet 1816 mit dem Kurfürſtenthum vereinigte Land für viele 
Nechtsinjtitute von dem Necht der andern Landbestheile abweichende 
Beitimmungen hat, deren Aufnahme das Werk unverhältnigmäßig aus— 
gedehnt und den Aufammenhang gejtört hätte. Aufnahme mußten 
einzelne nicht dem Privatrecht angehörige Grörterungen finden, nämlich) 
Die Lehre von der Beweisfraft der Kirchenbücher und das Gherecht, weil 
e8 zur Zeit an einer genügenden Bearbeitung des kurheſſiſchen Kirchen— 
rechts fehlt. Ebenſo werben im Sachenrecht die jet von Manchen 
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ausgeſchiedenen Regalien und das Lehenrecht dargeſtellt werden. Die 
Belege der Praxis ſind theils den gedruckten Sammlungen, theils den 
Akten, deren Einficht-den Verfaſſern geſtattet war, theils zuverläſſigen 
handſchriftlichen Mittheilungen entnommen. Die Abſicht ging nur auf 
eine Darſtellung des gegenwärtigen Standes der Praxis; eine Kritik 
der daraus ſich ergebenden Reſultate konnte nicht in dem Plan eines 
zunächſt dem praktiſchen Gebrauch beſtimmten Werks liegen. Die 
Verfaſſer legten, wie Dies früher auch Falck gethan, das Inſtitutionen— 
ſyſtem zu Grunde, welches die Möglichkeit gewährt, die aus dem 
außerehelichen Gejchlechtsumgang ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe 
zufammenzufafien, was ſich al3 praftifches Bedürfniß herausgeftellt Hat. 
Die Verfaffer geben den vorliegenden Band als gemeinfame Arbeit. 
Nur in die Vorarbeiten hatten fie fich getheilt, und es fei hier ange- 
führt, Daß die Einleitung und das erite Kapitel des erjten Buchs von 
Meibom, das dritte, vierte und fünfte Kapitel defjelben von Roth, 
das zweite Kapitel des erſten Buchs gemeinfam entworfen find. Die 
Ichliepliche Nedaktion wurde in allen Theilen gemeinfam fejtgejtellt. 
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S 1. 
Vorbemerkung. 


Das in dem Umfange de3 Kurfürftenthums Hefjen geltende 
partifuläre Privatrecht ift nur zum Theil allen Landestheilen ge- 
meinfam. Die Lage des Landes an der Grenze zweier Volksſtämme 
und das Nichtzuftandefommen eines Landrechts in einer Zeit, wo 
in allen größern Territorien zur Aufzeichnung des Partifularrechts 
gejchritten wurde, begünftigten Die Mannichfaltigfeit der Gewohn— 
heitörechte. Bei der allmähligen Bildung Des gegenwärtigen 
Staatsgebietes aud zahlreichen früher unabhängigen Territorien 
erhielten fi) nicht nur Die Partifularrechte der einzelnen Beſtand— 
theile des Landes, ſondern es blieb aud) Die Gejeßgebung bis gegen 
Anfang dieſes Jahrhunderts für Die einzelnen Landestheile gejondert, 
Grit jeit der Wiederherftelung des Kurftaates nad) Vertreibung 
der ufurpatorifchen Regierung wurde mit Herftellung der Staats: 
einheit eine alle Landestheile umfaſſende gemeinfame Gejeßgebung 
möglid). 

63 ift Daher erforderlih, Das neuere, auf den gefammten 
Kurſtaat ſich erftredende, von dem ältern, nur in Den einzelnen 
Landestheilen geltenden Partifularrecht zu unterjcheiden. Das 
Letztere zerfällt in fünf Gruppen: das Necht von Altheſſen, Das 
Recht der Graffhaft Schaumburg, das Solmſer Landrecht, das 
Mainzer Landrecht und das Necht des Bisthums Fulda. Um die 

I. 1 


2 Quellen und Siteratur. 


Grenzen dieſer Rechtsgebiete in jo weit zu beftimmen, als es zur 
Anwendung der NRechtsnormen im einzelnen Falle erforderlich er- 
Icheint, muß der Darftellung der Rechtsquellen (Abſchnitt II.) 
eine Ueberſicht des Erwerbs und Umfangs der verjchiedenen Be— 
ftandtheile de3 gegenwärtigen Staatsgebiet vorangejchieft werben 
(Abjchnitt T). 

Das Fuldiiche Recht bleibt von der nachfolgenden Darftellung 
ausgejchloffen ). Diefe Ausjcheidung ift Dadurch gerechtfertigt, 
daß Das Necht dieſes erft jeit 1815 mit Kurheſſen vereinigten Landes— 
theil8 fich in feinen Grundlagen weſentlich von dem althejlischen 
Rechte unterjcheidet, während das Necht der andern Landestheile 
ſchon jeit dem vorigen Sahrhundert demjelben mehr affimilixt 
wurde, 


— 


1) Eine ſyſtematiſche, freilich unkritiſche und in vielen Beziehungen veraltete 
Darſtellung des Fuldiſchen Rechts enthält: Thomas Syſtem aller fuldiſchen 
Privatrechte. Fulda 1788. 3 Baͤnde. 


Erfter Abſchnitt. 


Bildung des Staatsgebiets. 
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82 
I. Allgemeine Ueberſicht der Territorialveränderungen. 


Die Landgrafſchaft Heſſen tritt mit dem dreizehnten Jahr: 
hundert in die Reihe der Fürſtenthü ein. Die allodialen Be- 
figungen der Landgrafen von Thüringen im Heffen- und Lahngau, 
welche nad) dem Ausfterben des Mannsftanımes dDiejes Gefchlechts 
auf die Defzendenz Sophiend von Brabant gefallen und Durch Die 
im Friedensſchluſſe von 1265 abgetretenen Landftriche an der Werra 
vermehrt worden waren, wurden theilweije fchon 1292 2), in ihrem 
gejammten Umfange 1373?) zu einem Reichsfürftentbum erhoben. 

Die urjprünglichen unzufammenhängenden Bejtandtheile Diefes 
Fürftenthums, das Land zu Hefjen, Das Land an der Loyne (Lahn) 
und die Landichaft an der Werra®), wurden im Laufe der Zeit 





1) Reichslehndrief vom 9. Mai 1292 bei Estor Orig. p. 127. Bol. 
Eihhorn D. R. Geh. $ 39. Walter D. R. Geh. $ 187. Weiß 
großh. heſſ. Staatsreht $ 8. 

2) Reichslehnbrief vom 6. Dez. 1373, abgedr. in der Beurk. Nachricht von 
dem D. D. Haufe Schiffenberg II. Beil. 153, im Auszuge bei Ledderhofe 
Kl. Schr. II. 52. 

3) Bol. Wend Heſſ. &. ©. U. 527. Die Unterſcheidung dieſer Land: 
ſchaften erftredt fih bis ins fünfzehnte Jahrhundert: V. vom 14. April 1455 
„Unfern Städten und Dörfern an der Loyne und in Heſſen“ (8. O. I 10). 
Beurf. Nachricht von dem D. D. Haufe Schiffenberg IL. Beil. 202 „tzweene 
an der Loyne, tzweene in dem Lande zu Heffin, und gweene an der Werra“. 

1* 


4 Bildung des Stantsgebiets 
durch Kauf, Heirath, Eroberung und Lehnsauftrag jo anfehnlich 


vermehrt, daß Die Landgrafſchaft Heſſen im Anfang des ſechszehnten 
Jahrhunderts ununterbrochen von der Weſer bis zum Nheine ſich 
erftvedte *). Die wichtigften Erwerbungen waren: die Herrichaft 
Treffurt, als Ganerbichaft mit Mainz und Meißen; die Herr: 
Ichaften Spangenberg (Dünwerde), Bilftein und Stter; die von 
den Grafen von Schauenburg, Naumburg und Dafjel an Mainz 
gelangten Befigungen in der Diemelgegend und die Herrichaft 
Schöneberg; die Grafſchaften Ziegenhain und Nidda (1450), Die 
Hälfte der Herrichaft Schmalfalden nebft der Anwartjchaft auf die 
andere Hälfte (vgl. $ 4), endlich die Grafichaft Katzenelnbogen 
mit dem Dazu gehörigen Viertel der Grafjchaft Die (1479) >). 

Dieſe Befigungen wurden, da die Primogenitur im fürftlichen 
Haufe Heflen noch nicht eingeführt war, durch das ZTeftament 
Philipps des Grogmüthigen *) unter deſſen vier Söhne Dergeftalt 
getheilt, daß Wilhelm das Niederfürftenthum mit Kafjel, Ludwig 
das Oberfürſtenthum mit Marburg und die Grafihaft Nidda, 
Philipp die Niedergrafjchaft Kabenelnbogen mit Rheinfels und 
St. Goar, Georg die Obergrafichaft Kaßenelnbogen mit Darmftabt 
erhielt. Die Theilung trat mit dem Tode Philipps des Groß- 
müthigen (1567) in Wirfjamkeit und wurde von den Söhnen 
defjelben Durch Den Brüdervergleich ”) und Die Erbeinigung 8) ver: 
tragsmäßig anerkannt. 

Die Landgrafichaft Heſſen-Kaſſel umfaßte zufolge des Tefta- 
“ments Philipps des Großmüthigen folgende Landestheile: Nieder: 
heilen, die Grafjchaft Biegenhain, Die heſſiſche Hälfte der Herr: 
ichaft Schmalfalden nebft der Anwartjchaft auf Die andere Hälfte, 
Vacha, das Amt Friedewald und Gericht Heringen, die damaligen 
heſſiſchen Rechte an Hersfeld, Die Herrichaft Itter, Treffurt und 
Gleichen. 


4) Dal. über diefe Erwerbungen Rommel II. 78, 132, 134, 145, 280, 
313, III. 12, 63, 367, 369, V. 630. 

5) Der heſſiſch⸗ Antheil an Dieb wurde an die Grafen von Naſſ au⸗ Dillen⸗ 
burg zur Abfindung wegen der Erbanſprüche derſelben an der Grafſchaft Katzen— 
elnbogen durch Vergleich vom 30. Juni 1557 abgetreten. 

6) Abgedruckt bei Lünig R. A. IX. 776, und öfters. 

7) d. d. Kafjel 29. Aug. 1567 bei Rommel V. Beil. V. ©. 112. 

8) d. d. Ziegenhain 28. Mai 1568 bei Rommel V. Beil. VI. ©. 125. 
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Diefer urfprüngliche Territorialbeftand erlitt im Laufe der 


folgenden Sahrhunderte vielfache Veränderungen: 

1) Die Herrjchaft Pleffe wurde 1571 als heimgefallenes Lehn 
von Heſſen-Kaſſel eingezogen. 

2) Nad) dem Erlöfchen des gräflichen Haufes Henneberg (1583) 
fiel die zweite Hälfte der Herrichaft Schmalfalden vermöge Erb: 
vertrags an Hefjen-Kafjel. 

3) Die Befißungen der 1583 ausgeftorbenen Linie Hefjen- 
Rheinfeld gelangten an Heſſen-Kaſſel, nämlich ein Drittel durch 
Erbfolge, Die beiden andern Drittel mit Ausnahme einiger Nemter 
Durch Tauſch mit Hellen-Marburg und Heflen-Darmftadt ?). 

4) Nach dem Grlöfchen der Linie Hefien-Marburg (1604) 
wurden die Belikungen derjelben nad) einem Tangwierigen Erb— 
Ichaftsftreite zwilchen Heſſen-Kaſſel und Heſſen-Darmſtadt durch den 
im Weſtphäliſchen Frieden bejtätigten Friedens- und inigfeits- 
vertrag 3°) Dergeftalt getheilt, Daß der größere Gießenjche Antheil 
mit der Grafichaft Nidda an Lebteres, der Fleinere Marburger 
Antheil an Heſſen-Kaſſel fiel!!). Einige bei dieſer Theilung 
Hellen-Darmftadt zugefallene oberhejftiche Ortſchaften, nämlich Stadt 
Nojenthal, Gericht Wiefenfeld, Miünchhaufen, Bringhaufen und 
einige Dörfer des Kloſters Haina, wurden jpäter gegen die Herr: 
Ichaft Stter an Heſſen-Kaſſel vertaufcht (1650). 

5) Durch den weftphälifchen. Frieden wurde Heſſen-Kaſſel der 
Befit der Abtei Hersfeld 2” und der Grafſchaft Schaumburg '3) 
gefichert. 

6) Von der Grafjchaft Hanau-Münzenberg gelangten Das Amt 
Schwarzenfeld und Die Kellerei Naumburg ſchon 1643 pfand- 
nußungsweife, das an die Herrn von Hutten abgetretene Amt 
Altengronau ſammt dem Huttenjchen Antheile am Sinngrund 1648 
durch Kauf, und das Gericht Brandenftein 1719 pfandweije, da: 


9) Rommel V. 636, | 

10) d. d. 14. April 1648, bei de Meiern Acta pacis Westph. V. 677. 
J. P.0.XV.$ 15. 

11) Das Nähere bei Rommel VI. 121, VII. 764. 

12) ©. unten $ 5. 

13) ©. unten $ 6. 


6 Bildung des Stantsgebiets. 


gegen der gefammte Neft der Grafihaft Hanau-Münzenberg nad 
dem Ausfterben des Mannsſtamms des gräflichen Haufes (1736) 
vermöge Erbvertrags an Heflen-Kafjel!*). 

7) Für die Abtretungen auf dem linken Rheinufer wurde 
Heſſen-Kaſſel im Neichsdeputationshauptichluffe (1803) mit der 
Kurwürde, dem Fürftenthum Frißlar, der Stadt Gelnhaufen und 
dem Reichsdorfe Holzhaufen entjchädigt >). 

8) In Folge eines Defretd Napoleons (1807) wurden ſämmt— 
liche Eurhejfiiche Lande mit Ausnahme von Hanau und Kabeneln- 
bogen dem Königreiche Weſtphalen einverleibt 1°). 

9) Das Fürftenthum Hanau wurde von Napoleon (1810) nad) 
vorausgegangener militärijcher Bejegung mit Ausnahme der Aemter 
Dorheim, Babenhaufen, Heuchelheim, Münzenberg, Ortenberg 
und Rodheim, welche an Heflen-Darmftadt abgetreten wurden !7), 
zu dem Großherzogthum Frankfurt gejchlagen ı*). 

10) Nach Auflöfung, des Königreihs Weftphalen und des 
Großherzogthums Frankfurt erhielt Kurfürft Wilhelm I. durch Ver: 
trag mit den gegen Napoleon verbündeten Mächten 9) feine ge 
jammten dem Königreiche Weftphalen einverleibt gewejenen Lande 
nebit Hanau und der Niedergrafichaft Kabenelnbogen zurüd, jedoch) 
unter der Verpflichtung, Die beim Friedensſchluß beliebten Terri- 


14) ©. unten $ 7. “ 

15) R. D. H. Schl. $ 31. Kurf. Manif. vom 15. Mai 1803 (N. ©. 
IV. 418). Bgl. unten $ 8 und 12. Unter dem Reichsdorf Holghaufen ſoll 
nah Gaspari (Der Deput. Rezeß II. 98) Holzhaufen im Hanauifchen Amt 
Rodheim, nah Rieß (in Juſtis Denkwürbigf. IV. 1, 103) und Hugo (Ber: 
zeichniß der Neichsdörfer in Hofers Zeitjchr. für Archivfunde. Hamburg 1835. 
II. 461) Rauiſch-Holzhauſen bei Marburg verftanden fein. 

16) Kaijerl. Defret d. d. Paris 18. Auguft 1807, bei Martens Suppl. 
IV. 491, Schoell VII. 286. „Weftphäl. Eonftitution vom 7. Dezember 1807. 
Art. 1. 

17) Bertrag d. d. 11. Mai 1810 bei Schoell VII. 320, Winfopp XVIL 
255. Großh. Heſſ. Patent vom 13. Nov. 1810, Samml. der Großh. Hell. 
Verordn. II. 192. 

18) Vertrag d. d. Paris 16. Febr. 1809, bei Martens Suppl. V. 241, 
Schoell VII. 308, Winkopp XVI. 405. MWebergabe-Protofoll vom 15. Mai 1810 
bei Martens Suppl. VII. 185. 

19) Acceſſionsvertrag d. d. Frankfurt 2. Dezember 1813, bei Martens 
Suppl. V. 651, vgl. Klüber Akten des Wiener Kongr. I. 1, 72. 
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torialveränderungen anzuerkennen 2°), Dieſe Veränderungen be— 
ſtanden darin 20), daß Kurheſſen 

a) auf die Reſtitution der 1810 mit Heſſen-Darmſtadt ver: 
einigten Hanauijchen Aemter mit Ausnahme des Amtes Dorheim 
verzichtete, Dagegen neben Rüdgabe Diefes Amtes von Heflen-Darn- 
ſtadt die Souverainetät über einen Theil der Sfenburgijchen Lande, 
die Rechte an Praunheim und dem Dottenfelder Hofe, jowie Die 
vormals kurmainziſchen Dörfer Großauheim, Großfroßenburg und 
Dberrodenbach abgetreten erhielt 21), 

b) von Preußen den durch Artikel AO der Wiener-Kongreß— 
Akte demfelben überlaffenen Theil des Großherzoglich-Frankfurtifchen 
Departements Fulda mit Ausnahme der Bezirke Dernbach und 
Geyſa, Dagegen mit Einſchluß der reichSritterfchaftlichen Gerichte 
Lengsfeld, Mansbach, Buchenau und Wehrda, ſowie des Dorfes 
Wenigentaft, unter dem Namen eines Großherzogthums Fulda er: 
hielt und dagegen an Preußen die Niedergrafjchaft Kagenelnbogen, 
die Herrjchaft Pleſſe, die Aemter Neuengleichen, Uchte, Auburg, 
Freudenburg und die Probftei Göllingen, an Sachſen-Weimar das 
Amt Frauenfee, die Gerichte Völfershaufen und Lengsfeld, Stadt 
und Amt Vacha mit der Vogtei Kreuzberg, mehrere Dörfer des 
Antes Friedewald und das Dorf Wenigentaft abtrat 22), 

c) von Defterreichh Das durch Art. AO und 51 der Wiener: 
Kongreß-Akte mit dieſem Staat vereinigte Fuldiſche Diſtriktsamt 
Salmünſter nebſt Uerzell, Sannerz und dem Huttenſchen Grunde 
erhielt und dagegen das Fuldiſche Diſtriktsamt Weihers mit Aus— 
nahme von Melters und Hattenrodt an Oeſterreich für Bayern 
abtrat 23), 


20) Franff. Territorial. Rezeß vom 20. Juli 1819 

21) Bertrag d. d. Franffurt 29. Juni 1816, bei Martens Suppl. VII. 64, 
Schoell XI. 580. Uebergabe-Brotofoll vom 9. Juli 1816. Kurf. Patent vom 
2. Juli 1816 (G. ©. 1816. ©. 89). Vollziehungs-Rezeß vom 25. Oft. 1823. 
Frankf. Territorial-Rezeß vom 20. Juli 1819. Art. 25. 

22) Vertrag d. d. Kaſſel 16. Oft. 1815, bei Martens Suppl. VII. 331, 
Schoell XI. 164. Uebergabe-Brotofoll vom 5. Febr. 1816 bei Martens a.a. O. 
408. Kurf. Patent vom 31. Jan. 1816 (G. ©. 1816. ©. 3). 

23) Vertrag d. d. Franffurt 20. März 1816. Befanntn. vom 8. April 
1816 (©. ©. 1816. ©. 53). Vgl. dazır den Vertrag zwifchen Defterreih und 
Bayern vom 14. April 1816 bei Martens Suppl. VII. 11, Schoell. XI. 566. 
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d) von Preußen endlich zur Vervollſtändigung der unter b 
erwähnten Entjehädigung die Stadt Volkmarſen nebit einigen Ge: 
fällen erhielt? *). 

41) Hannover überließ 1831 an Kurheſſen gegen entjprechende 
Abtretungen das Dorf Wahnhaufen, das Gut Nienfeld und feinen 
Antheil an DVernawahlshaufen, fowie an dem Geſammtdorfe 
Nieft 25). 


Hr. Bon einzelnen Landestheilen insbefondere, 
83. 


1) Niederheſſen und Oberheſſen. 


Unter dem Namen Heſſen wurden bis zur Auflöſung der 
Gauverfaſſung nicht Die ſämmtlichen Beſtandtheile der ſpätern 
Landgrafſchaft begriffen, ſondern nur der nördliche Theil. Er umfaßte 
zwei Gaue, den pagus Hasso-Saxonicus und Hasso-Franconicus, 
die öfter als provincia Hassigau zujammengefaßt werden’). Der 
jüdliche Theil der Landgrafichaft Dagegen war größtentheil® aus 
Beftandtheilen des Oberlahngaus (Logenahe, Lognahi) zujammen: 
gejegt. Der nördliche Theil pflegte, insbejondere bei den vor 
Einführung der Primogenitur im fürftlichen Haufe Heflen mehrmals 
ftattgehabten Landestheilungen, als Niederfürftenthum oder Nieder: 
heilen von dem ſüdlichen Theile, dem Oberfürftenthum, unter: 
Ichieden zu werden, Dieje.Unterjcheidung in Nieder- und Ober: 
heſſen traf mit der bereit3 erwähnten in das Land zu Helfen, an 
der Werra und Loyne zufammen, indem das Land an der Werra 
zu Niederhefjen gerechnet wurde ?), 

Der geographijche Umfang Diefer Landestheile war zu ver- 
Ichiedenen Zeiten verjchieden beftimmt. Vor dem Anfalle der Graf: 


24) Vertrag d. d. Erfurt 9. Oft. 1817. Kurf. Pätent vom 30. Dez. 1817 
(Öff. ©. 1817, ©. 105, 1818. ©. 5). 

25) Vertrag d. d. 23. Dezember 1831. Gef. vom 30. Juli 1832 (G. ©. 
1832. ©. 227). 

1) Thitmar, VII. 30. bei Berk V. 850; Vita Burchardi c. 1. bei Berk 
VI. 832; Vita Heimeradi c. 3. bei Pertz XI. 599. 

2) Wend Heſſ. &. ©. II. 527. Rommel II. 99. 


$ 3. MWiederheffen und Oberheſſen. 9 


Ichaft Ziegenhain trennte dieſe Die beiden Landestheile volftäindig 
von einander?). Nach der Vereinigung derjelben mit der Land— 
grafichaft bildete der im Norden der Grafſchaft Ziegenhain bei 
Spießfappel gelegene Spieß die Gränze*), jo daß Niederhefjen 
das Land zu Heſſen und an der Werra begriff, während Biegenhain 
zu Oberhefien gehörte. Das Teftament Philipps des Großmüthigen 
Dagegen ſchlug den größten Theil der Grafſchaft Ziegenhain zum 
Niederfürftentfum und nur die Städte und Aemter Raufchenberg, 
Staufenberg, Gemünden an der Mohra und Haina zum Ober: 
fürftenthum 5). Dieſe Eintheilung blieb beibehalten, nachdem in 
Folge des Ausfterbend der Linie Heffen-Marburg der angrenzende 
Theil von Oberhefjen mit dem Niederfürftenthum vereinigt worden 
war 6); insbejondere beruhte darauf die Abgrenzung des Bezirks 
der Regierungen und Konfiftorien zu Kaſſel und Marburg 7). 
Endlich erfolgte 1821 eine andere Abgrenzung von Nieder- und 
Oberheſſen hinfichtlich Der Kompetenz der Gerichts: und Staats: 
verwaltungsbehörben ®). 

Für das Privatrecht ift die Unterfcheidung von Niederheffen 
und Oberhefjen infofern von Bedeutung, als einestheils einzelne 
gefegliche Beftimmungen nur für den einen oder andern Landestheil 
ergangen find, anderntheils der Gerichtsgebrauch der Regierungen 


— — — — — 


3) So bei der Theilung im Jahr 1308. Rommel II. 92, 99. 

4) Der Name Spieß bezeichnete ſowohl eine Waldhöhe, als einen Thurm 
zwifchen Leimsfeld und Spießfappel. Je nad dem Standpunfte des Bezeichners 
wurde die Bezeichnung: das Land dieſſeits oder jenfeits des Spießes bald für 
Niederhefien, bald für Oberheſſen gebraucht. Dieje Bezeichnung findet man noch 
bei der Theilung des Landes in Kreife im Jahr 1532, Steueranſchlag vom 
12. Juli 1532 (8. ©. I. 248). Bol. Wend II. 527. und Landau in ber 
Zeitichr. für heſſ. Geſch. II. 157. Bei den Landestheilungen 1460 und 1465 
bildete der Spieß die Grenze, Nommel II. 2 und 22. Landau a. a. DO. nimmt 
an, daß derjelbe die Grenze zwifchen dem fränfifchen Hellengau und Oberlahnz- 
gau bildete. 

5) Teſtament Bhilipps des Großm. $. 12, 

6) ©. oben $ 2. Note 11. 

7)E G. R. P. vom 23. Dez. 1787, Reg. Neffe. vom 12. Jan. 1787 
(2. O. VII. 216, 218). Pfeiffer Kirchenrecht $ 22, 24. 

8) B. von 29. Juni 1821. $. 1, 41, 58, 65, vom 30. Augujt 1821, 
Gef. vom 31. Oft. 1848 (G. ©. 1848. ©. 237, 166), B. vom 22. Dez. 1848, 
vom 7. Juli 1851. Prov. Gef. vom 22. Juli 1851. $ 6. 
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und Konfiftorien zu Kafjel und Marburg in manchen Beziehungen, 
namentlich hinfichtlich des väterlichen Nießbrauchs, der Eheſcheidung 
und der Schwängerungsflage von einander abweicht. Inſoweit 
dieſer Gerichtögebraud Schon vor Der feit 1821 beftehenden ander- 
weiten Abgrenzung der Bezirke Der obern Gerichtsbehörden fich 
gebildet hatte, erjtredt fid) Die verbindende Kraft deſſelben auf den 
gefammten vormaligen Gerichtöbezirt der Regierungen und Konfi- 
ftorien, indem NMenderungen der Kompetenz der Gerichte eine 
Aenderung der zur Anwendung zu bringenden materiellen Rechts» 
normen nicht ohne Weiteres zur Folge haben, 


SA 
2) Herrfhaft Shmalfalden. 


Die Herrfchaft Schmalkalden bildete einen Theil des Gaus 
Grabfeld und befand fi) nad) Auflöfung der Gauverfaflung theilg 
im Beſitze der Landgrafen von Thüringen, theils verjchiedener Dy— 
naften, unter denen Die Herren von Franfenftein Die bedeutendften 
waren. Im dreizehnten Jahrhundert befand fich Diejelbe unter der 
Bezeichnung der Stadt und des Amtes Schmalkalden, der Vogtei 
Herrenbreitungen, des Gerichts Barchfeld, der Gent Brotterode 
und des Amtes Hallenberg im Befiße der 1310 gefürfteten Grafen 
von Henneberg-Schleufingen ?), welche die Stadt Schmalkalden 
vor 1262, vermuthlich beim Ausjterben der Landgrafen von Thü— 
ringen als Abfindung für ihre Anſprüche auf die Thüringifchen 
Allodien, die übrigen Beitandtheile Dagegen mit der 1312 ihnen 
angefallenen ſog. Neuen Herrjchaft und der 1325 erfauften Herr: 
Ihaft Franfenftein erwarben. An Hefjen gelangte die Herrichaft 
Scmalfalden in folgender Weife: 

1) Landgraf Heinrich I. von Heffen erfaufte gemeinjchaftlich 
mit der Gräfin Eliſabeth von Henneberg-Schleufingen als Bor: 
münderin ihrer Söhne von dem Burggrafen Albrecht von Nürn- 
berg und deſſen Gemahlin Sophie, geborenen Gräfin von Henne 
berg. Schlenfingen, 1360 Stadt und Amt Schmalfalden, die Hälfte 
der Gent RER BADIEN, die Vogtei Breitungen und Die Be Brotte⸗ 


—* Die — von Henneberg zerfielen 1274 in die — Aſchacher, 
und Hartenberger Linie. 
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rode, welche Befibungen der Letztern 1347 als Erbtheil zugefallen 
waren?). Beide Erwerber blieben im gefamntjchaftlichen Befik 
zu gleichen Theilen, ohne eine Naturaltheilung vorzunehmen ®). 

2) Su Diefe Gemeinjchaft wurde das Gericht Barchfeld auf: 
genommen, welches Yandgraf Hermann zu Heſſen zu drei Vierteln 
1337 von Henneberg-Schleuſingen ‚erfaufte ). 

3) Den hennebergijchen Antheil an den bis dahin gemein- 
Ihaftlichen Befigungen erwarb Hefjen beim Ausfterben des gräflichen 
Hauſes Henneberg 1583 in Folge eined Erbvertrags 5), welcher 
Heflen die Succeſſion in Stadt und Amt Schmalfalden zuficherte, 
Streitigfeiten, welche ſich mit Kurſachſen als Beſitzer der übrigen 
hennebergijchen Lande über die zum Amt gehörigen Zubehörungen 
ergaben, wurden dahin verglichen, Daß Heflen neben der Gent 
Brotterode auch Die Vogtei Herrenbreitungen erhielt, Die Beftim- 
mung über das Gericht Barchfeld aber ausgejeßt wurde ®). 

4) Endlich wurde durch Taufchvertrag die Gent Benshaufen 
Sachſen überlafjen, Dagegen von ſächſiſcher Seite auf das Gericht 
Barchfeld verzichtet, und das hennebergijche Amt Hallenberg mit 
den Ortjchaften Ober- und Unterjchönau, Herges, Bernbach, 
Näherftile, Springftille, Ober- und Unterfteindah an Heſſen 
abgetreten ?). 

Die joldhergeftalt nad) und nach von Heſſen erworbene Herr: 
Schaft Schmalkalden, beitehend aus der Stadt Schmalfalden und 
den Aemtern Schmalfalden, Brotterode, Herrenbreitungen, Hallen: 
berg nebit dem Gerichte Barchfeld 3), war dem Niederfürftenthume 
einverleibt und mit demfelben in Anjehung der Verfaſſung gänzlid) 


— —— — — — 


2) Die Urkunde bei Schöttgen et Kreysig Diplomataria 1753. II. 612. 

3) Burgfriede vom 3. Aug. 1362 bei Schulthes Diplomat. Gefch. bes 
Gr. Haufes Henneberg 1791. IL. Urf. Buch ©. 153. 

4) Kaufbrief und Burgfriede vom 14. Mai 1387 bei Schulthes a. a. D. 
177, 179. 

5) Sogen. Gaftmirianifcher Bertrag d. d. Worms 10. April 1521 bei 
Scdulthes a. a. D. S. 330, Wagner Gefchichte der Stadt und Herrichaft 
Echmalfalden 1849 ©. 403. 

6) Vergleiche d. d. Salzungen 31. Aug. und 31. Oft. 1584, bei Schulthes 
a. a. D. 497, 510, Wagner a. a. D. 406, 411. 

7) Vertrag von 1619 bei Heim Henneberg. Ghron. III. 44. 

8) Engelhard Erdbefchreibung der Hefl. Lande II. 824. 
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vereinigt °). Dies Verhältniß wurde im Laufe des dreißigjährigen 
Krieges durch Abtretung der Herrfchaft Schmalfalden als Prand- 
Ihaft an Heflen-Darmftadt unterbrochen 1%), trat aber von Neuem 
ein, al3 mit dem Friedensschluffe die Reftitution derjelben an Heſſen— 
Kafjel erfolgte!?). Lebteres führte wegen Schmalkalden feine be 
jondere Stimme im Neichsfürftenrath, aber in dem Grafenfolleg 
des fränfijchen Kreiſes 12). 


$ 5. 


3) Fürftenthbum Hersfeld. 


An der im achten Jahrhundert gegründeten reichSunmittelbaren 
Abtei Hersfeld ftanden den Landgrafen von Heflen jchon vor dem 
weftphälifchen Frieden verjchiedene Rechte zu). Nachdem die Stadt 
Hersfeld Ludwig dem Friedfamen das Beſatzungs- und Deffnungs- 
recht eingeräumt hatte (1414), übertrug auch der Abt mit dem 
Kapitel die erbliche Schirmherrſchaft über die Abtei an die Land— 
grafen von Helfen (1432)?). Die im Bauernfriege der Abtei von 
Heflen geleiftete Hülfe und Die Ausbreitung der Reformation im 
Gebiete derjelben gab Veranlaffung zu Verträgen, durch welche Die 
Hälfte der Stadt Hersfeld, Jowie des Schlofjes und Amtes Landeck 
theil3 pfandweije 3), theilg lehnweiſe?) den Landgrafen eingeräumt 
wurde, Dieje Landestheile blieben im gefammtjchaftlichen Beſitz 
der Landgrafen und Webte, ohne daß eine Naturaltheilung vor: 
genommen wurde. Don 1606 an wurde unter dem Einfluffe der 


9) Teftament Phil. des Großm. $ 12. Engelhard a. a. O. I. 11. Ledder— 
hoje Kl. Schr. I. 43 fgg. 

10) Vertrag vom 24. September 1627. $ 7 und 22. 

11) Vertrag vom 14. April 1648. $ 1. Vgl. oben $ 2. Note 10. 

12) Estor Elem. ec. 1. $ Il. p. 6, c. X. $ XCV. p. 261. Pfeffinger 
Vitr. Il. I. 617, IV. 366. Die Stimme von Henneberg im Reichsfürftenrath 
führte Sachen. Pfeffinger II. 514. 

1) Ledderhose: Jurium Hassiae principum in abbatiam Hersfeldensem 
ante Pacis Guestphalicae tabulas brevis assertio. Marb, 1787. 

2) Die Urfunde bei Ledderhose J. c. p. 121. 

3) Verträge d. d. 4. März 1550 und 11. Nov. 1558 bei Ledderhosel.c. 
p. 163, 190. 

4) Vertrag d. d. 26. Juli 1557 bei Ledderhose 1. c. p. 177. 
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Neformation die Stelle des Abts nicht wieder beſetzt, jondern Die 
gefammte Abtei durch einen zum Koadjutor erwählten Heffifchen 
Prinzen verwaltet. Nachdem im Dreißigjährigen Kriege der Befit 
berjelben zwijchen den Neligionsparteien öfters gewechjelt hatte, 
überwies der Weſtphäliſche Frieden auf Grund des Befikftandes 
im Normakjahre die Abtei Hersfeld mit allen Zubehörungen, na- 
mentlich der Probftei Göllingen, dem Haufe Heſſen-Kaſſel >), und 
die Berwandlung derjelben in ein weltliches Fürftenthum fand in 
dem nächjten Neichslehnbriefe *) ausdrüdliche Anerkennung. Im 
Neichsfürftenrathe führte Heſſen-Kaſſel wegen Hersfeld eine befondere 
Stimme”). Die Beftandtheile des Fürftenthbums Hersfeld waren 
die Stadt Hersfeld, das Dechaneigericht, Die Aemter Niederaula, 
Hauneck, Geis und Lande ®), die Gerichte Johannisberg, Peters- 
berg und Schildſchlag, die Vogteien Kreuzberg, Frauenfee und 
Blanfenheim, endlich die Probjtei Göllingen. Dieſe Befikungen, 
injoweit fie nicht nachmals von Helfen abgetreten worden find, 
bilden noch jegt mit mehreren altlandgräflichen Ortjchaften, nämlich 
dem Amte Friedewald, dem Gerichte Heringen und den zum Ge— 
richtsſtuhl Breitenbach gehörigen Dürfen Medlar und Meckbach, 
den Kreis Hersfeld). Das Fürftenthbum Hersfeld war dem 
Niederfürftenthum einverleibt und mit demjelben in Anjehung der 
Berfafjung völlig vereinigt 9), 


S 6. 


4) Grafihaft Schaumburg. 


In den ſächſiſchen Gauen Ofterburg und Bufigau entftand die 
Grafſchaft Schaumburg, deren Beſitzer um 1030 von Kaiſer 


— — 
— — — — 


5) I. P. O. XV. 8 2. I. P. M. VII. $ 49. 

6) Ledderhoſe Kl. Schr. III. 86. 

7) Zuerſt auf dem Neichstage von 1653. Estor Elem. e. X. $ XCVI. 
p. 264. Pfeffinger Vitr. Ill. I. 1281, Il. 617, IV. 366. 

8) An Kurfachjen 1736 abgetreten, aber ſchon 1743 wieder erfauft wurde 
das Amt Landeck feitdem nicht mehr zum Fürſtenthum Hersfeld gerechnet. 
Engelhard Erdbeihr. IL. 887. 

9) Verordnung vom 30. Aug. 1821, vom 21. Dez. 1831. $ 2. 

10) Engelhard a. a. O. II. 578. Ledderhoſe Kl. Schr. I. 43 fgg. 
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Konrad II. die erbliche Grafenwürde erhielten und fpäter auch Die 
Grafſchaff Holftein erwarben. Als der Mannsftamm der Grafen 
von SchaumburgsHolftein 1640 erlofehen war, wurden Die zur 
Grafſchaft Schaumburg gehörigen Aemter Rodenberg, Hagenburg 
und Arnsburg ald heimgefallene Lehen von Heſſen-Kaſſel in Anſpruch 
genommen. Durch den MWeftphälifchen Frieden!) erhielt Hefjen- 
Kaffel ferner die Nechte abgetreten, welche dem Hochftifte Minden 
an den Schaumburgifchen Nemtern Büdeburg, Schaumburg, Sachſen⸗ 
hagen und Stadthagen als heimgefallenen Zehn zuftanden. Ein 
Theil der Grafihaft Schaumburg wurde ferner von Braunjchweig- 
Lüneburg als heimgefallenes Lehen in Anſpruch genommen, und 
die Mutter des lebten Grafen von Schaumburg, Elifabeth, geborne 
Gräfin von Lippe, forderte den größten Theil der angeblich 
Mindenſchen Lehn als Allodialerbichaft für fich und ihren Bruder, 
den Grafen von Lippe. Dieje Streitigkeiten ?) wurden von Hefjen- 
Kaſſel Durch Verträge mit Braunfchweig-tüneburg 3) und dem Grafen 
Philipp von Lippe *) dahin beigelegt, daß Heſſen-Kaſſel denjenigen 
Antheil der Grafſchaft Schaumburg, welcher gegenwärtig Den Kreis 
Schaumburg bildet, jowie Die Lehnsherrlichkeit über den an den 
Grafen von Lippe gefallenen Theil derjelben erhielt. Für Schaum— 
burg führte Heſſen-Kaſſel mit den Grafen von Lippe-Schaumburg 
eine Stimme im weftphälifchen Grafenfollegium >). 


87. 
5) Fürſtenthum Hanau. 


Die Herren von Hanau, 1429 in den Reichsgrafenftand er- 
hoben, waren in dem vormaligen Gau Wettereiba’) anfällig. Das 


4)1.P.0.XV.$3. 1.P.M. VII. $ 50. 

2) Qgl. Ledderhofe: Kurze Darftellung des Anfalls der Grafihaft Schaum: 
burg an Heſſen-Kaſſel, Kl. Schr. II. 141. 

3) Lauenauer Bertrag d. d. 1. Oft. 1647, bei de Meiern Acta pac. 
Westph. V. 663, und Dolle Gefch. der Grafihaft Schaumburg ©. 236. 

4) Haupt. Rezeß d. d. Münfter 9. Juli 1647 bei Lünig C. J. Feud. II. 
1769, Dolle a. a. D. ©. 211. Erſter Neben-Rezeß d. d. Münfter 10. Juli 
1647, bei Dolle a. a. D. ©. 229. Zweiter Neben-Rezeß d.d. Kaflel 12. Aug. 
1647 und Eref. Rezeß d. d. Bückeburg 12. Dez. 1647, bei Ledderhoſe a. a. D. 
©. 225, 235. 

5) Estor Elem, c. I. $ II. p. 6. Pfeffinger Vitr. Il. IV. 374. 

1) Beichreibung des Gaues Wettereiba von Landau, in der von bem 
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Gejchlecht derſelben zerfiel 1451 in die Linien Hanau-Münzenberg 
und Hanaustichtenberg, von welchen erftere nach der durch Heirath 
beim Ausfterben der Herrn von Münzenberg (1255) zu einem 
Sechstel den Herrn von Hanau zugefallenen Herrjchaft Münzenberg 
den Namen führte. Nach dem Ausiterben des Mannsſtamms der 
Linie Hanau-Münzenberg (1642) und dem hierdurch herbeigeführten 
Anfall der Befigungen derjelben an die Grafen von Hanaustichten- 
berg ficherte fich die Landgräfin-Vormünderin von Heſſen-Kaſſel, 
Amalie Elifabeth, geborene Gräfin von Hanau-Münzenberg, durch 
Vertrag mit der Linie Hanausfichtenberg für ihre männliche Nach- 
fommenfchaft die Succeffion in der Grafjchaft HanausMünzenberg 
für den Fall des Ausfterbens des Mannsſtamms dieſer Linie 2). 
Dies erfolgte 1736. Hierauf wurde die Grafihaft Hanau-Münzen- 
berg, von welcher einzelne Beitandtheile jchon früher an Heſſen— 
Kafjel gelangt waren ?), von dieſem Haufe in Beſitz genommen, 
während HanausLichtenberg an Heflen-Darmftadt fiel. Die Graf: 
Ihaft Hanau-Münzenberg, für welche HeſſenKaſſel Mitglied des 
wetterauifchen Grafenfollegiums war +), wurde im Neichsdeputa- 
tionshauptjchluß 1803 zum Fürftenthum erhoben 5). Nach Abtretung 
mehrerer Hanauiſchen Aemter an Hefjen-Darmftadt °) gehören 
gegenwärtig noch folgende Beftandtheile des Fürftenthums Hanau 
zu Rurheilen ”): 

1) Die Alt und Neuftadt Hanau. 

2) Das Geriht Bücherthal, urfprüngliches Allodialbefigthum 
der Herrn von Hanau, beitehend aus den Ortſchaften Keſſelſtadt, 
Dörnigheim, Rumpenheim, Hochſtadt, Wachenbuchen, Mittelbuchen, 


beutfchen Geſchichts- und Alterthumsverein unternommenen Bejchreibung ber 
deutfchen Gaue. Bd. 1. Kafjel 1855. 

2) Erbvertrag d. d. 6. Juli 1643, bei Lünig R. A. XXI. 245. Acta 
Hanov. II. Beil. C. ©. 35. 

3) ©. oben $ 2. Nr. 6. 

4) Häberlin d. St. N. I. 318. 

5) N. D. H. Schl. $ 32. 

6) ©. oben $ 2. Nr. 9 und 10. 

7) Bol. Befchreibung der Hanau-Münzenbergiſchen Landen, verfaflet von 
Hochgräfl. Han. Münz. Landesregierung. 1720. Beil. 186. Engelhard Erdb. 
der heſſ. Lande. II. 747. Schlereth Geſchichts-Umriſſe der Provinz Hanau in 
Arnd’s Zeitichr. S. 305. 
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Kilianftädten, Oberdorfelden, Bruchköbel, Roßdorf, Ober: und 
Niederiffigheim, Nüdigheim, Niederrodenbad. 

3) Das Amt Bornheimerberg, auch als Grafjchaft be 
zeichnet, ein den Grafen von Hanau anfangs verpfändetes, 1434 
zu Lehn Kegebenes Neichsgut ®), welches nad) der Abtretung mehrerer 
dazu gehörigen Ortjchaften an Frankfurt“), Mainz und Iſenburg 
noch aus den Ortjchaften Bergen, Entheim, Seckbach, Fechenheim, 
Biſchoffsheim, Gronau, Mafjenheim, Berfersheim, Preungesheim, 
Geenheim, Ejchersheim, Ginheim, Bodenheim und der Hälfte von 
Praunheim 9) bejtand. 

4) Das Amt Windeden, bereit3 jeit dem 13. Jahrhundert 
im Beliße der Herrn von Hanau, beftehend aus den Ortjchaften 
Windeden, Eichen, Oſtheim, Niederdorfelden und Marföbel, 

5) Das Amt Dorheim, theils 1478, theils 1578 erfauft ! 9), 
beftehend aus den Ortichaften Nauheim, Dorheim, Schwalheim und 
Rödgen. 

6) Das Amt Altenhaslau, 1366 als Würzburgiſches Lehn 
erworben12), beſtehend aus den Ortſchaften Altenhaslau, Eiden— 
geſäß, Geißlitz, Großenhauſen und Lützelhauſen. 

T) Das Freigericht, 1500 Kurmainz und den Grafen von 
Hanau als gemeinjchaftliches Neichslehn verliehen und ſeitdem ge— 
jammtjchaftlich bejejlen °3), nad) dem Ausiterben der Grafen von 
Hanau durch Vergleich zwiſchen Heſſen-Kaſſel und Kurmainz der- 
geftalt getheilt, Daß die Gent Somborn, beftehend aus den Ort: 
Ichaften Somborn, Bernbach, Altenmittlau, Horbach und Neufes, 
“an Heffen-Hanau, der Reſt an Kurmainz fiel !*), 

8) Das Amt Biebergrund, zur Hälfte im 14. Jahrhundert 
faufweife, zur andern Hälfte 1684 taujchweije erworben !5), aus 





8) Beichreibung a. a. O. Beil. 45. 

9) Theilungsvertrag von 1481, welcher am 18. Nov, 1484 die faiferliche 
Beftätigung erhielt. 

10) Ueber die andere Hälfte vgl. $ 2. Nr. 10. a. 

11) Beichreibung a. a. O. Beil. 147, 

12) Beichreibung a. a. O. Beil. 134, 

13) Beſchreibung a. a. O. Beil. 49. 

14) Vergleih d. d. 26. Sept. 1740 und Theilungs-Rezeß d. d. 10. Oft. 
1748. Dgl. Acta Hanov. Th. I. Marb. 1739. 

15) Beihreibung a. a. DO. Beil. 100. 
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. ben Ortſchaften Bieber, Röhrig, Gaſſen, Büͤchelbach, Roßbach, 
Lanzingen, Breitenborn und Lüßel beftehend, 

9) Das Amt Lohrhaupten,-in gleicher Weiſe wie das Amt 
Biebergrund erworben, beftehend aus den Ortjchaften Lohrhaupten, 
Kempfenbrunn, Mosborn und Flörsbach. 

10) Das Amt Steinau, weldyes aus der Stadt Steinau 
und dem Dorfe Seidenroth bejtand, wurde 1273 als fuldifches 
Zehn erworben 1°). 

11) Das Amt Schlüchtern, ſchon im vierzehnten Jahr: 
hundert erworben !”7), umfaßte die Stadt Schlüchtern und Die 
Ortſchaften Hohenzell, Niederzell, Marjoß, Bellings, Breidenbadh, 
Kreſſenbach, Walroth, Hinterfteinau, Neinhards und die Kloſterhöfe. 

12) Stadt Rhiened mit dem Dorfe Schaippadh ftand den 
Grafen von Hanau zu einem Viertel und Kurmainz, fpäter den 
Grafen von Noftig-Rhiened zu drei Vierteln in Gemeinfchaft der 
Obrigkeit und Nußungen zu. Dermalen ift fie Kondominat von 
Kurhejlen und Bayern zu den angegebenen Antheilen. 

13) Das Amt Schwarzenfels, feit 1643 heſſiſch, beſtehend 
aus den Ortſchaften Schwarzenfels, Oberzell, Weichersbach, 
Sterbfritz, Breunings, Neuengronau, Heubach, Mottgers, Uttrichs— 
hauſen und dem mit Bayern gemeinſchaftlichen Dorfe Züntersbach. 

14) Die Kellerei Naumburg, mit dem Amte Schwarzenfels 
an Heſſen gelangt, beitand aus dem Schlojje Naumburg und den 
Dörfern Erbitadt und Haindyen ?*), | 

15) Das Amt Altengronau, feit 1648 heſſiſch, beftand aus 
den Ortſchaften Altengronau und Soja und war im vierzehnten 
Jahrhundert von Hanau erworben, jodann den Herren von Hutten 
erit pfandweife, Dann lehnweiſe überlafjen, und von Leßtern an 
Heſſen-Kaſſel übergegangen. 

16) Das Amt Brandenftein, 1542 von Hanau als heim- 
gefallenes Zehn erworben, ſeit 1719 heſſiſch, beſtand aus den Ort— 


16) Beichreibung a. a. D. Beil. 135. 

17) Dafelbft Beil. 134. 

18) Das Amt Naumburg wurde am 20. Jan. 1792 aufgehoben und Erb— 
ftabt mit dem Schloffe Naumburg dem Amte Windeden, Hainchen dem Amte 
Drtenberg einverleibt, mit welchem ber letztere Ort an Heſſen-Darmſtadt überging. 


I. 2 
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Ichaften Elm, Gundhelm, Oberkalbach und Hutten nebſt dem 
Schloſſe Brandenftein. 


S 8. 


6) Fürſtenthum Friplar. 


Die zu dem Kurfürftentfum Mainz gehörigen Aemter Fritzlar, 
Naumburg, Amöneburg und Neuftadt wurden wegen ihrer Lage 
als Enclaven der Landgrafichaft mit dem Namen der beffiichen 
Aemter bezeichnet. Nachdem bereits früher zu vwerjchiedenen Zeiten 
wegen Abtretung dieſer Aemter an Helfen unterhandelt worden 
war ), überwies der Reichsdeputations-Hauptſchluß von 1803 die— 
felben als ein neugebildetes Fürftenthum Frißlar dem Landgrafen 
von Hefjen-Kafjel?); Die Befigergreifung war ſchon vorher gejchehen®). 
Die Beftandtheile des Fürſtenthums Friglar find t): 

1) das Amt FSrißlar, beitehend aus der Stadt Friklar, 
den Dörfern Rothhelmshaufen und Ungedanken, 

2) das Amt Naumburg, beitehend aus der Stadt Naumburg, 
den Dörfern Altendorf und Altenftädt, 

3) das Amt Amöneburg, beftehend aus der Stadt Amöne- 
burg, den Dörfern Niederklein, Erfurtshaufen, Rüdigheim, Mardprf, 
Roßdorf, Schröd, Bauerbach, Ginjeldorf, Anzefahr, Staufebach, 
Sindersfeld und Himmelsberg, 

4) das Amt Neuftadt, beftehend aus der Stadt Neuftadt, 
den Dörfern Allendorf, Emsdorf und Momberg, und aus dem 
Gerichte Kabenberg, welches Die Ortichaften Ruhlkirchen, Seibolds— 
dorf, Ohmes und Vockerode umfaßte. 


9. 
7) Großherzogthum Fulda. 
Die im achten Jahrhundert gegründete, 1752 zum Bisthum 
erhobene Abtei Fulda wurde Durch den Reichsdeputations-Haupt— 





1) Rieß in Juſti's Heſſ. Denkwürdigkeiten IV. 1. ©. 121. Rommel V. 
635, VII. 148. 

2) R. D. H. Schi. $ 7, 32. 

3) Patent vom 14. Sept. 1802 (N. ©. IV. 409). 

4) Bol. v. d. Nahmer Handb. II. 418. 
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ſchluß von 1803 als ein weltliches Fürftenthum dem Fürften von 
Naffau-Dillenburg:Dranien überwiejen +), nachdem derjelbe bereits 
am 6. Dezember 1802 deren Beſitz ergriffen hatte. Das nun fo 
genannte Fürftenthum Dranien-NafjausFulda, jeit dem 28. Dftober 
1806 von franzöfiichen Truppen bejegt und für Franfreich ver: 
waltet, wurde von Napoleon an den Fürften Primas abgetreten 2), 
mit Ausnahme Des Amtes Herbitein, welches mit dem Großherzog— 
thum Heſſen vereinigt wurde). Dafjelbe bildete ſeitdem das 
Großherzoglich-Frankfurtiiche Departement Fulda. Nachdem das 
Großherzogthum Frankfurt von den wider Napoleon verbündeten 
Mächten 1813 militärijch bejeßt und von einem k. k. Defterreichifchen 
Gpuvernement, dann von einer k. Preußijchen Adminiftration pro— 
vijorisch verwaltet worden war, wurde das Departement Fulda 
nebjt den vormals veichsritterfchaftlichen Befigungen zu Mansbach, 
Buchenau, Wehrda und Lengsfeld zum größern Theil an Preußen, 
zum kleinern Theil an Defterreich abgetreten +), von diefen Staaten 
aber Kurheſſen, Bayern und Sachſen-Weimar überlafjen >). Der 
unter dem Namen eines Großherzogthums Fulda an Kurheſſen ab» 
getretene Theil begreift Die Kreiſe Fulda und Hünfeld, fowie 
einzelne Beftandtheile der Provinz Hanau ®), nämlich: 

1) das ehemalige Amt Salmünfter, bejtehend aus den Ort— 
Ichaften Salmünfter, Ahl, Klesberg, Neuftall, Rabenjtein, Rebsdorf, 
Sarrode, Soden, Uerzell, Ulmbach und Marborn, 

2) die Dörfer Herolz, Sannerz und Weiperz, 

3) den Huttenfchen Grund”). 


1) NR. D. H. Schi. $ 12. 

2) Vgl. den $ 2. Note 18 angeführten Vertrag. 

3) Vgl. den $ 2. Note 17 angeführten Vertrag. 

4) Wiener Gongr. Afte Art. 40, 51, 70. Preußen ergriff ven feinem 
Antheil am 27. Zuli 1815 Beſitz. Gößmann Beiträge II. 16. 

5) Bgl. $ 2. Nr. 10, b. Frankf. Territorial-NRezeß vom 20. Juli 1819 
Art. 2. 

6) Org. Edikt vom 28. Dez. 1816 (©. ©. 1816. ©. 135), Verordn. vom 
30. Aug. 1821. 

7) Bgl. unten $ 11. Nr. 2. 
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$ 1. 
8) Standesherrlihe Befibungen. 


Abgeſehen von dem zur Hälfte den Grafen von Solms— 
Rödelheim gehörigen Fleden Praunheim umfaßt Das Gebiet von 
Kurheſſen Feine ftandesherrlichen Befißungen, ald die der Fürften 
und Grafen von Iſenburg. Die Herren von Sfenburg, urjprüng- 
lich am rechten Rheinufer anſäſſig, erwarben durch das Ausfterben 
der Herren von Büdingen (gegen 1247) einen Theil der Bejigungen 
derjelben in der Wetterau, anfangs als Ganerben mit den Herren 
von Brauned, Trimberg und Breuberg, bei dem Ausſterben Diejer 
Geſchlechter aber als alleinige Befißer!). Die Herrfchaft Büdingen, 
1442 zur Reihsgrafichaft erhoben, wurde den übrigen Iſenburgiſchen 
Landen niemals inforporirt und im Gegenſatz zu denjelben Ober— 
Iſenburg, ſpäter aber, als für jene Befigungen andere Bezeichnungen, 
insbefondere die der Grafihaft Wied, gebräuchfid wurden, im 
engern Sinne die Graffhaft Iſenburg genannt, Das gräfliche 
Haus Iſenburg zerfiel (1633) in die Linien Iſenburg-Birſtein und 
Iſenburg-Büdingen, und Lebtere wiederum (1673) in bie Linien 
Henburg Büdingen zu Büdingen, Iſenburg-Wächtersbach, Iſenburg— 
Meerholz und Iſenburg-Marienborn. Die leßtere Linie ftarb 1725 
aus; die übrigen beitehen noch fort?). Die 1744 in den Reichs— 
fürftenftand erhobene Birfteiner Linie erlangte durch Die Rhein— 
bundsafte Die Souverainetät, welcher die übrigen Linien unterworfen 
wurden 3), und nahm am 16. September 1806 von den fubjicirten 
gräflichen Landen Beſitz. Bon den wider Napoleon verbündeten 
Mächten 1813 militäriſch bejeßt und vorläufig dem General: 
Gouvernement zu Frankfurt unterworfen #), wurde das Fürftenthum 
Iſenburg in Folge der Wiener Kongreßverhandlungen unter die 
Spuverainetät Defterreich3 geftellt >), und am 15. Juli 1815 von 
Defterreichifchen Kommifjaren in Befiß genommen. Beiden fpätern 


1) Kopp Proben des teutjchen Lehnrechts I. Abh. 1. Gefchlechtsregifter der 
Häufer Ifendburg, Wied und Runfel, Mannheim 1775. Abfchn. IV. Hoeck 
Topographie der Grafihaft Ober-Ifenburg. 

2) Ijenburg-Philippseich ift eine paragirte Nebenlinie von Iſenburg-Birſtein. 

3) Rh. B. Afte Art. 24. 

4) Klüber Akten des W. Kongr. II. ©. 579. 

5) ®. Kongr. Afte Art. 52. 
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Territorialausgleichungen wurden die Sfenburgifchen Lande dem 
Großherzogthume Hefien zugewiejen®) und von demjelben theil- 
weiſe an Kurhefien als Entſchädigung für Die 1810 an Heflen- 
Darmftadt gelangten Hanauifchen Aemter wiederabgetreten ”). Die 
Vebergabe geſchah am 9. Juli 1816 in der Weife, daß ver k.k. 
Defterreichijche Kommiſſar diejenigen Beftandtheile des Fürftenthums 
Iſenburg, weldye von Heljen-Darmftadt an Kurheſſen abgetreten 
wurden, unmittelbar dem kurheſſiſchen Kommiſſar übergab ®). Auf 
dieſe Weiſe gelangten an Kurheſſen: 

J. von dem Fürſtenthum Iſenburg-Birſtein, welches 
aus dem Oberamte Offenbach, den Gerichten Reichenbach, Wenings, 
Wolfenborn zur Hälfte, Langenſelbold und Diebach beſtand, 

1) das Gericht Reichenbach, 1438 erfauft®), beſtehend aus 
den Ortſchaften Birftein, Ober- und Unterreichenbach, Ober = und 
Unterfoßbach, Radmühl, Fiſchborn, Hettersroth, Kirchbracdht, Maus- 
winkel, Wettges, Wüftwüllenroth, Katholiſchwüllenroth, Bösgeſäß, 
Lichenroth, Völzberg, 

2) das Gericht Diebach, kurmainziſches Lehn ſeit 1476 19), 
die Ortichaften Yangendiebady und Ravolzhaufen begreifend, 

3) das Gericht Langenjelbold, zur Herrihaft Büdingen 
gehörig, anfangs zu einem Drittel, jeit 1358 ganz im Beſitze des 
Haufes Iſenburg, jeit 1440 Neichslehn 7), beftehend aus Den Ort: 
Ichaften Langenjelbold, Hüttengefäß und Neuwiedermus; 

I. von der Grafſchaft Iſenburg-Wächtersbach, welche 
aus den Gerichten Wächtersbach, Spielberg, Wolfenborn zur Hälfte, 
Aſſenheim und dem Schloß Ronneburg beftand, 

1) das Gericht Wächtersbach, beftehend aus den Ortjchaften 
Waͤchtersbach, Heſſeldorf und Weilers, 


6) Konferenz. Prot. d. d. Paris 3. Nov. 1815. Art. 8. Klüber a. a. D. 
VI. 559, Martens Suppl. VI. 668, Schoell XI. 479. Frankf. Territ. Rezeß 
som 20. Juli 1819. Art. 19 und 25. 

7) Bol. $ 2. Nr. 10, a. 

8) Uebergabe-Protofoll d. d. Offenbach 9. Juli 1816. 

9) Urfunde bei Wend Hell. Landesgefch. I. 239. Nr. 14. Zeitichr. des 
Vereins für Heff. Geſch. IV. 357. 

10) Lünig R. Ar. XXIII. 1642. 

11) Daſelbſt S. 1608. 
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2) das Gericht Spielberg, beftehend aus ben Ortfehaften 
Spielberg, Schlierbach, Hellftein, Neuenfchmidten, Helfersdorf, 
Leifenwald, Streitberg, Wittgenborn, Waldensberg, Breitenborn 
und Udenhain, 

3) das Dorf Wolfenborn, 

Beligungen, welche fämmtlich feit dem Ende des vierzehnten Jahr: 
hunderts den Herren von Iſenburg zuftanden 13): 

IN. von der Grafſchaft Iſenburg-Meerholz, welche 
aus den Gerichten Meerholz, Gründau und Eckartshauſen beftand, 

1) dad Gericht Meerholz, 1543 durch Säkularifation des 
Klofters Meerholz erworben, beftehend aus den Ortjchaften Meer: 
holz, Niedermittlau, Gonsroth, Neuenhaslau und Heiler, 

2) das Gericht Lieblos, früher Gericht Gründau genannt, 
zur Herrichaft Büdingen gehörig, feit 1424 im Alleinbeſitz der 
Herren von Iſenburg, feit 1436 Neichslehn 3), aus den Ortjchaften 
Niedergründau, Roth, Lieblos, Nothenbergen und den vormals 
zum Gerichte Wächtersbach gehörigen Ortſchaften Hai und 
Gettenbach beftehend ; 

IV. das gemeinfchaftliche Dorf Nüdingen, vormals ein 
Brauneckſches Aktivlchn, als ſolches 1461 an die Grafen von Iſen⸗ 
burg gelangt, 1759 eingezogen und jeitdem von dem Gefammthaufe 
Iſenburg gemeinfchaftlich zu ideellen Antheilen dergeftalt beſeſſen, 
daß Sfenburg-Birftein die Hälfte, jeder der übrigen Linien ein 
Sechstel daran zufteht 14). 

Der Flecken Praunheim gehörte zur Herrſchaft Münzenberg, 
gelangte zur ideellen Hälfte an die Grafen von Hanau, zur andern 
Hälfte an die Herren von Salfenftein und von dieſen durch 
Theilungsverträge von 1419 und 1420 15) an die bei der Falfen- 
ſteinſchen Berlaffenfchaft als Miterben betheiligten Grafen von 
Solms. Die Grafen von Solms-Rödelfeim wurden durch die 
Nheinbundsakte 20) der Souverainetät des Großherzogthums Hefjen 


— —— — — — 


12) Lünig a. a. O. S. 1608. 

13) Daſelbſt S. 1602, 1607. 

14) Kopp Proben des teutſchen Lehnrechts J. Abh. 1. Kurh. Landtags: 
Verh. 1833. J. Anl. 16. S. 9, Nr. 6. S. 5. 

15) Lünig R. A. Spieil. sec. Th. I. ©. 1597. 

16) Rh. DB. Afte Art. 24. 
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unterworfen. Die Wiener Kongreßakte beließ e8 hierbei, obgleich 
die Fürften und Grafen von Solms die Rechtmäßigkeit der Media- 
tifirung beftritten und ſich freiwillig unter den Schuß von Preußen 
geftellt Hatten ??). Die Heflen-Darmftadt zuftehende Hälfte von 
Praunheim wurde Kurheffen überlafjen ?°), in deſſen Beſitz vie 
Hananifche Hälfte ſchon 1736 mit der Graffchaft Hanau-Münzen- 
berg übergegangen war. Die Hebergabe der Hälfte von Praunheim 
geichah am 10. Juli 1816 ?°), 


S 11. 
9) Reihsritterfhaftlihe Befik ungen. 


1) Das zum reichritterjchaftlichen Kanton Rhön-Werra gehörige 
Gericht Ramholz, beitehend aus den Ortjchaften Ramholz, 
Hinfelhof und Vollmerz, war früher im Befiße der Herren von 
Hutten, wurde 1642 von denfelben verkauft und ging bald darauf 
durch Heirat an die Grafen von Degenfeld-Schonburg über, welche 
1806 die Oberhoheit darüber freiwillig an Kurheſſen abtraten. 
Dajjelbe wurde dem Fürftentbum Hanau einverleibt und gelangte 
mit demfjelben 1810 an das Großherzogthum Frankfurt, 1813 an 
Kurheſſen zurüd, 

2) Das zum reichSritterfchaftlichen Kanton Mittelrhein gehörige 
Gericht Romsthal, weldhes aus den Ortjchaften Nomsthal, 
Eckardroth, SKerbersdorf und Wahlerts beftand und nebjt Dem 
fuldifchen Orte Marborn den jogenannten Huttenfchen Grund 
bildete, ftand den Herrn von Hutten zu und wurde 1810 zum 
Großherzogthum Frankfurt gejchlagen *), durch Die Wiener Kongreß— 
afte Defterreich überlaffen 2), von Defterreih an Kurheſſen abge: 
treten 3) und dem Großherzogthum Fulda einverleibt ). 


— on — | — 


17) Klüber Akten des W. Kongr. II. ©. 222. 

18) Bol. $ 2. Nr. 10, a. 

19) v. d. Nahmer Handb. III. 65. / 

1) Winfopp Das Großherzogthum Franffurt ©. 520. 

2) W. Kongr. U. Art. 51. vgl. mit Art. 40. 

3) Bol. oben $ 2. Nr. 10, c. 

4) Belanntm. vom 8. April 1816 (G. ©. 1816. ©. 53). Org. Ed. vom 
28. Dez. 1816 (G. ©. 1816. ©. 138). 
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3) Die zum reichsritterfchaftlichen Kanton Rhön = Werra ge 
hörigen Gerichte Wehrda, Mansbach, Buhenau und. Lengs— 
feld wurden ſchon 1803 von Kurheſſen in Befiß genommen, -bald 
nachher in Folge reichSgerichtlicher Verfügung geräumt 5), nach) der 
Auflöfung des deutjchen Neich8 aber von Neuem beſetzt. Das 
Königreich Weftphalen feßte den Beſitz fort und behauptete ſich 
darin, obwohl ein Defret Napoleons die fraglichen Befibungen 
unter franzöfifche Abminiftration ftellte®). Obgleich diefelben nad) 
der Bildung des Großberzogthums Frankfurt für Beſtandtheile des 
Letztern erklärt wurden ?), blieb Weſtphalen unter Widerſpruch des 
Großherzogthums Frankfurt mit Furzer Unterbrechung im Befiße. 
Nach der Auflöfung des Königreich Weſtphalen ergriff Kurhefjen 
alsbald wieder Beſitz“). Die Wiener Kongreßakte Dagegen über: 
wies Die fraglichen Beſitzungen Preußen®), welches davon Beſitz 
nahm ?°), ſodann aber Diefelben an Kurheffen abtrat!"). Sowohl 
von Preußen, ald von Kurheſſen wurde die Abtretung derfelben 
nicht unter den Geſichtspunkt des Tauſchs, jondern den der Refti- 
tution gejtellt 2). Von Kurheſſen wurden Diefelben dem Groß» 
herzogthum Fulda einverleibt '°). 


S 12. 
10) Stadt Gelnhaufen. 


Die Stadt Gelnhaufen, urſprünglich Reichsgut, wurde von 
Kaijer Karl IV. 1349 den Grafen von Schwarzburg verpfändet. 


5) NReihshofrathe-Defr. vom 23. Januar 1804. 

6) Kaiferl. Defret vom 17. Mai 1808, 

T) Bertrag d. d. 7. Juni 1810. 

8) Huldigung für Kurheſſen am 12. und 16. Mai 1814. 

9) W. Kongr. Afte Art. 40. 

10) Königl. Patent vom 27. Juli 1815. 

11) ©. oben $ 2. Nr. 10, b. 

12) Kafjeler Vertrag vom 16. Oft. 1815. Art. 6. „Die ritterfchaftlichen 
„Berichte Lengsfeld, Mansbach, Buchenau und Wehrda nebft dem Dorfe 
„Wenigentaft find nur in Folge von Kriegsunruhen wieder aus kurheſſiſchem 
„Beſitze gekommen. Ihre Rückkehr unter denſelben foll daher als eine bloße 
„Reftitution angefehn, und mithin das Ginfommen daraus nicht als ein Erſatz 
„Für Abtretungen, welche Kurheſſen nah Art. 2. macht, angerechnet werben”. 
Kurf. Patent vom 31. Januar 1816 (G. ©. 1816. ©. 3). 

13) Org. Edikt vom 28. Dez. 1816 (G. ©. 1816. ©. 136, 137). 
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Dieſe Reichspfandichaft ging 1435 dur) Kauf von den Grafen 
von Schwarzburg auf die Grafen von Hanau und die Pfalzgrafen 
bei Rhein über, welche dieſelbe in Gemeinjchaft befaßen, bis Heflen- 
Kafjel nad) dem Grwerb der Grafichaft Hanau 1746 auch die 
andere Hälfte durch Kauf von Kurpfalz erwarb. 

Die Stadt Gelnhaufen betrachtete ſich als freie unmittelbare 
Reichsſtadt, jedoch unter Widerſpruch der Pfandherrichaft ’), deren 
Hoheit die Stadt endlich durch Submiffionsurfunde vom 3. Mai 
1762 anerkannte. Das mit der Grafihaft Hanau: Münzenberg 
auf HeſſenKaſſel übergegangene pfandherrliche Recht verwandelte 
der Neichsdeputationshauptjchluß ?) in ein Iandesherrliches. 


$ 13. 
11) Bormals Mainzifhe Ortſchaften. 

Die Ortichaften Großauheim, Großfroßenburg und Ober: 
rodenbach gehörten jeit dem fünfzehnten Jahrhundert dem Erzſtifte 
Mainz und zwar Die beiden leßtern dem Stifte St. Peter an, und 
bildeten einen Beſtandtheil des Dberamts Steinheim, jowie der 
Amtsvogtei gleichen Namens). Mit dem Amte Steinheim wurden 
diejelben durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß von 1803 an 
Hellen-Darmftadt ?), und von Lekterm durch Staatövertrag vom 
29. Juni 1816 an Kurheſſen abgetreten 3); Die Befigübergabe er- 
folgte am 15. Juli 1816*). Es ergiebt fi) hieraus, daß Dieje 
Ortſchaften in Feiner Weije zu Dem Fürftenthume Friglar 5) gezählt 
werden könneu. 


$ 1A. 
12) Stadt Bolkmarjen. 


Die Stadt Volkmarſen gehörte als ein Beltandtheil des 
Gerichts Kogelnberg der Abtei Gorvey, welche fich ſchon im dreizehnten 





1) Die Literatur über diefen Streit bei Kopp Hbb. IV. 367. 
2) R. D. H. Schi. $ 7. 

1) v. d. Nahmer Handb. II. 417, 

2) R. D. H. Schl. $ 7. 

3) Bgl. oben $ 2. Nr. 10, a. 

4) v. db. Nahmer a. a. D. ©. 65. 

5) ©. oben $ 8. 


26 Bildung des Stantsgebiets. 


Sahrhundert im Beſitze derjelben befand. Im Jahre 1304 wurde 
Volkmarſen dem Grzbisthum Köln unter Vorbehalt des Wieder: 
einlöjungsrecht3 verkauft. Ein wegen der Wiedereinlöfung zwiſchen 
Kurköln und Corvey geführter Streit war noch nicht erledigt, als 
beide geiltliche Territorien jäfularifirt wurden. Heſſen-Kaſſel er: 
griff zwar, geftüßt auf fein Schußrecht über Gorvey, am 14. Sep- 
tember 1802 Befi von der Stadt Bolfmarjen'), allein Diefelbe 
wurde durch den Neichsdeputationg-Hauptjchluß 2?) als eine Zube: 
hörung des kurkölniſchen Herzogtums Weftphalen an Hefien- 
Darmſtadt überlaffen, welches fie durch Vertrag?) an Nafjau- 
Dranien-Fulda, dem die Abtei Corvey Durch den Neichsdeputationg- 
hauptſchluß zugefallen war 9), in Folge des MWiedereinlöfungsrechtes 
der Letztern abtrat, Nach der Beſetzung des Fürſtenthums Naſſau— 
DraniensFulda durch franzöfiiche Truppen wurde Volkmarfen als 
Beitandtheil von Corvey dem Königreich Weſtphalen einverleibt 5), 
1813 der Verwaltung des departement central d’administration 
temporaire von den allürten Mächten unterftellt, Durch die Wiener 
Kongreßafte ©) als Beftandtheil von Corvey an Preußen, endlic) 
1817 von Preußen an Kurheſſen abgetreten 7). 


$ 15. 
13) Der Sinngrund. 


Der Sinngrund oder die Gent Mittelfinn, beftehend aus den 
Dörfern Oberfinn, Mittelfinn und Aura, gehörte vormals den 
reichgunmittelbaren Herren von Hutten und von Thüngen, Die 
jelben übten Die Territorialrechte gefammtichaftlich als Ganerben 
aus. Daneben jtanden den Centherrn -gutsherrliche Nechte an dem 
Grund und Boten der Gent zu, zum Theil gefammtjchaftlich, zum 
Theil nur dem Einen oder dem Andern der Gentherrn, jo daß die 


— — — —— — 


1) Patent vom 14. Sept. 1802 (N. ©. IV. 410). 

2) R. D. H. Schl. $ 7. Bol. v. d. Nahmer Handb. III. 14. 
3) d. d. Darmftadt 18. März 1806, 

4) R. D. H. Shi. $ 12. 

5) Weftph. Gonftit. I. $ 1, Bull. des lois 1808. I. p. 5. 

6) W. Kongr. Akte Art. 24, 70. 

7) Bgl. oben $ 2. Nr. 10, d. 
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Einwohner der Gent in gemeinjchaftliche und privative Hinterfaffen 
zerfielen. Die Herren von Hutten verkauften ihren Antheil an 
dem Sinngrunde 1648 mit dem Amte Altengronau an Heſſen— 
Kafjel!). Der Thüngenſche Antheil fiel an das Stift Würzburg 
und das Auliusjpital zu Würzburg, endlich mit Würzburg an 
Dayern?). Somit bildet der Sinngrund ein Bayeriſch-Kurheſſiſches 
Kondominat. 


$ 16. 


III. Einfluß der Territorialderänderungen auf das 
Privatrecht. 


Die Vereinigung eines Territoriums mit einem andern be: 
wirkte nach älterm deutjchem Staatsrecht an fich Feine Verfaſſungs— 
änderung in dem neuerworbenen Yandestheile, weil Die Verbindung 
häufig in der Form der Perfonalunion oder doch einer unio 
aequalis t) erfolgte. Ebenſowenig hatte fie, mochte die Vereinigung 
nur in einer Perfonalunion ?) oder in einer nforporation 3) be— 
ftehen, die Vebertragung des in dem acquirivenden Territorium 
geltenden Privatrecht3 auf den acquirirten Landestheil zur’ Folge, 
in welchen vielmehr das bei der Vereinigung geltende gejetliche 
oder Gewohnheitsrecht beitehen blieb. Da jedody das Geſetz— 
gebungsredyt der Landesherrn feit dem jechszehnten Jahrhundert 
feinem Zweifel mehr unterlag +), jo fand auch der Veränderung 
des Privatrecht3 des neuerworbenen Landestheild durch einzelne 
Geſetze oder durch geſetzliche Einführung des gefammten in Dem 


1) Bol. oben $ 7. Nr. 15. 

2) R. D. H. Schl. $ 2. Preßburger Frieden vom 6. Dezember 1806, 
Wiener Frieden vom 14. Oft. 1809. 

1) Im Gegenfage zur incorporatio inacqualis. Pütter Inst. jur. publ. 
g 76. 

2) 3. B. bei der Bereinigung der Kurfürftenthümer Pfalz und Bayern, der 
Herzogthümer Jülich und Berg mit Neuburg, Selchow Spec. Bibl. $ 16, 

3) 3. B. bei der Vereinigung der Oberpfalz mit Bayern, Selchow 1. c. 
$ 113. 

4) Pfeffinger Vitr. Il. II. p. 1195. Kaiferliche Beitätigung war nicht 
mehr erforderlich, wenn fie auch zuweilen noch nachgeſucht wurde. Pütter Inst. 
jur. publ. $ 117 und 223. 
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acquirirenden Territorium geltenden Rechts nichts im Wege. Dieje 
Grundfäße fanden in dem Reichsdeputationshauptichluß von 1803 
für Die dadurch abgetretenen Gebietstheile ausdrüdliche Aner: 
fennung 3) und famen auch nach der Auflöfung des Deutjchen Reichs 
in den einzeln®n nun fouverainen Staaten zur Anwendung, wäh: 
rend das darin geltende Partifularreht von der Auflöfung des 
deutjchen Reichs überhaupt nicht berührt wurde ©). 

In der Altern Zeit, in welcher die Gejeßgebung jowohl des 
Neichs, ald der Territorien das Privatrecht faft gar nicht berührte, 
daher auch Die Gebiete der einzelnen Bartifularrechte gegen einander 
nicht feit abgegrenzt waren, erfolgte Der Uebergang von dem einen zu 
einem andern Rechte leicht und häufig im Wege der Autonomie 
oder des Gewohnheitärecht3 ?). Die Ausdehnung des Bartifular: 
rechts des Hauptterritoriums auf neuerworbene Gebietstheile ging 
durch Die Hebung der Gerichte um jo leichter und gewifler vor fich, 
wenn für die Altern und neuern Landestheile ein gemeinſames 
oberes Landesgericht beitand ®). Dagegen wurde die Erhaltung 
des Partifularrecht3 eined mit einem andern vereinigten Territo— 
riums dadurch befördert, daß in demſelben gejchriebenes gejegliches 
oder Gewohnheitsrecht vorlag. 

Der bier angedeutete Gang läßt ſich auch in den verfchiedenen 
Entwidelungsftufen der Landgrafichaft Heffen verfolgen. Während 
die ſchon im fechszehnten Jahrhundert thätige Landesgeſetzgebung 
nicht nur in den Fleinern Grwerbungen, fondern auch in der 
Herrihaft Schmalkalden und dem Fürftenthum Hersfeld Anwendung 
fand, ohne daß die Ausdehnung des hejfiichen Rechts auf Diefe 
Territorien ſich auf einen bejtimmten Akt der Geſetzgebung zurüd- 
führen läßt, behielten die Grafichaften Schaumburg und Hanau 
nicht nur ihr eigenthümliches Privatrecht, jondern blieben auch ala 


5) R. D. H. Schi. $ 60. 

6) Klüber Staatsrecht des Nheinbunds. 1808. $ 27. 

7) Namentlich zeigt fich dies in den Stadtrechten, die im Raufe der Zeit 
öfters wechjeften, vgl. Gaupp d. Stadtrechte I. S. XXI. Zuweilen wurden 
Rechte entfernter Länder rezipirt, 3. DB. flämifches Neht in Schlefien. Bol. 
unten $ 23. über die Verbreitung des Solmfer Landredhts und $ 22, über ben 
Ursprung der Hennebergifchen Landesordnung. 

8) So 3. B. die Ausdehnung des mwürttembergifchen Landrechts auf die 
Erwerbungen vor 1803, Reyſcher Würt. Privatrecht I. $ 44. 
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nur durch Perjonalunion mit der Landgrafjchaft vereinigt”) von 
diejer binfichtlic, der Gejeßgebung getrennt. Wenn gleich die meiften 
in der Landgrafjchaft ergangenen Geſetze auch in dieſen Landes- 
theilen Anwendung fanden, jo beruhte doch die verbindliche Kraft 
derjelben nur auf der Publikation Durch die gejeßgebende Gewalt 
diejer Territorien, 

Durch bejondere Akte der Gejeßgebung wurde das Furheffijche 
Recht eingeführt im Fürftenthum Friglar vom 1. Januar 180410), 
in der Stadt Volfmarjen vom 1. April 18182) und in den 1832 
erworbenen hannoverjchen Gebietötheilen vom 8. Auguft 1832 12) 
an; besgleichen das in dem Fürftentfum Hanau geltende Recht 
1805 in der Stadt Gelnhaufen !°). 

Dagegen wurde für das Großherzogthum Fulda), Die 
mebiatifirten Yandestheile'5) und die 1816 erworbenen drei vor: 
mals kurmainziſchen Ortjchaften '*) das bisher daſelbſt in Geltung 
gewejene Privatrecht unter einzelnen durch Öeepe bejtimmten Ab- 
änderungen beibehalten, a 


9) Bol. Hinfihtlih der Grafihaft Schaumburg: Kopp. Ger. B. I. 216, 
Lebderhofe Kl. Schr. I. 116, Pfeiffer Kirchenr. $ 7; Hinfichtlih des Fürften- 
thums Hanau, welches nody 1814 nicht einmal dem Namen nah zu Kurheffen 
gerechnet wurde, 3. B. Gnäd. Befehl vom 18, Febr. 1814, abgedr. in Landt. 
Berh. 1842. Beil. 193. ©. 6. 

10) Befanntm. der Organif. Kommiſſion vom 29. Dezember 1803, N. ©. 
IV. 410. 

11) Belanntm. vom 3, Febr. 1818, ©. ©. 1818. ©. 5. Unter ber hier: 
durch eingeführten kurheſſiſchen Verfaſſung ift auch die Rechtsverfaſſung, insbes 
fondere das Privatrecht, zu verftehen. Vgl. über den Sprachgebrauch Reg. N. 
vom 10. San. 1814. 

12) Gef. vom 30. Juli 1832. $ 2, 3, 4. 

13) Organ. Edikt für Gelnhaufen vom 4. Dft. 1805. $ 1: „alle in ge- 
„dachtem Fürftentyum (Hanau) geltenden landesherrlichen Verordnungen erhalten 
„in derfelben gejeßliche Kraft, und foll deren Publikation, foweit ſolche noch 
„nicht geichehen ift, annoch forderfamft verfügt werden“. Hiernach erfcheint 
der Nachweis der Publikation der einzelnen Hanauiſchen Verordnungen 
in Gelnhaufen zur Annahme der verbindenden Kraft derjelben nicht erforderlich. 
Aehnliches beftimmt Gef. vom 30. Juli 1832. $ 2. 

14) Org. Edikt für das Großh. Fulda vom 28. Dez. 1816. $ 96. 

15) B. vom 31. Dezember 1816. $ 17, Ausichr. vom 30. Mai 1818 (©. 
©. 1818. ©. 61), Proz. Ordn. vom 6. Oft. 1818. $ 1. 

16) E. ©. R. Pr. vom 14, Oft. 1816. Proz. Ordn. vom 6. Oft. 1818. $2. 
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Bei der Ordnung der ftaatsrechtlichen Verhältniffe des ſeit 
1813 wieder hergeftellten Kurſtaats wurden nicht allein Die neues 
erworbenen, fondern auch die früher nur durch Perfonalunion mit 
Altheffen zufammenhängenden Befißungen mit den ältern Landes— 
theilen zu einem in einer gemeinfamen Verfaſſung vereinigten Staate 
verbunden. Das Haus und Staatsgeje vom 4. März 18177) 
vollzog Die Vereinigung der jämmtlichen das Staatsgebiet des 
Kurfürftenthbums bildenden Landestheile zu einem einzigen, für 
immer untheilbaren und unveräußerlichen Ganzen, für welches durch 
das Organifations-Edift vom 29. uni 1821 hinfichtlicy der Ver: 
waltung und durch die VBerfafjungs-Urfunden vom 5. Januar 1831 
und 13. April 1852 hinfichtlic) der Verfafjung die Einheit herge— 
ftellt wurde. Seit dieſer ftaatsrechtlichen Vereinigung ift Die Ge— 
feßgebung überhaupt und insbejondere auf Dem Gebiete Des Privat: 
recht3 allen Zandestheilen gemeinfam 3), Dagegen die Partifular: 
gejeßgebung der einzelnen Gebietstheile abgejchloffen. Indeſſen bat 
Letztere auch nachher nod) eine weitere Entwidelung injofern er: 
halten, als einige Gejeße feit 1813 nur für einzelne Landestheile 
erlaſſen worden find. 

Neben dem allen Landestheilen gemeinfamen Bartifularrechte 
find Demnach für die Sonderrechte einzelner Zandestheile folgende 
Rechtsgebiete zu unterjcheiden: 

I. Althejjen. 

Außer Niederhejfen und Oberhefjen nebſt Ziegenhain gehören 
hierhin Schmalfalden, Hersfeld, Fürftenthbum Friklar, Volkmarſen 
und Die 1832 erworbenen hannoverjchen Ortjchaften. Die hanauiſchen 
Aemter Schwarzenfeld, Naumburg, Altengronau und Brandenftein 
gehörten feit ihrem Anfall au Heflen bis zu ihrer im Sahre 1786 
erfolgten Wiedervereinigung mit der Grafjchaft Hanau 9) zu Alt 
heſſen, weßhalb nicht Die hanauiſchen, ſondern Die heſſiſchen während 
des angegebenen Zeitraums ergangenen Geſetze daſelbſt zur An— 

17) $ 1 (Geſ. ©. 1817. S. 29). Dieſe Beſtimmung iſt, gleich den meiſten 
übrigen des Haus- und Staatsgeſetzes, dem im Jahre 1816 den Landſtänden 
vorgelegten Entwurfe einer Gonflitution für das Kurfürftenthbum Heſſen entlehnt. 

18) Das Drgan der für den gefammten Staat gemeinjamen Geſetzgebung 
iſt die feit 1815 erfcheinende Gefeg-Sammlung; f. unten $ 37. 

19) Gnäd. Reſkr. vom 7. Febr. 1786 und E. G. M. P. vom 21. Kebr. 
1786 (2. ©. VII. 28, 34). 
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wendung fommen, mit Ausnahme des Amtes Naumburg, in welchem 
1796 das hanauiſche Necht ohne Bejchränfung eingeführt wurde? 9). 

I. Schaumburg. 

II. Hanau, 
das Fürſtenthum Hanau und die Stadt Gelnhaufen begreifend, 

IV. Sulda, 
die vormald zum Bisthume Fulda gehörigen Theile des Groß- 
herzogthums Fulda umfafjend. 

V. Iſenburg. 

VI. Die vormals kurmainziſchen Ortſchaften, 
worunter nur Großauheim, Großkrotzenburg und Oberrodenbach 
begriffen ſind. 

Endlich ſind einige Landestheile zu erwähnen, in welchen ein 
Sonderrecht auf dem Gebiete des Privatrechts ſich überhaupt nicht 
vorfindet, daher abgeſehen von dem für den geſammten Kurſtaat 
gemeinſamen Partikularrechte das gemeine Recht zur Anwendung 
kommt. Hierhin gehören die reichsritterſchaftlichen Gebiete, in 
welchen ein eigenes Privatrecht ſich nicht bildete, weil die geſetz— 
gebende Gewalt der Reichsritterſchaft, wenn gleich dem Rechte nach 
anerkannt 21), doch nur auf Dem Gebiete des Strafrechts und der 
Polizei thätig war ??). Ferner gehören hierhin die Kondominate, 
in welchen die Gemeinjamfeit der Hoheitsrechte der Gejeßgebung 
entgegenftand,, namentlich der Sinngrund ?3). 








20) Nach Aufhebung des Amtes Naumburg, vgl. oben $ 7. Note 18, 
wurde durh E. G. R. P. vom 12. Juli 1796 für Hainchen und durch E. ©. 
N. P. vom 27. Sept. 1796 für Erbjtadt beflimmt, diefe Orte follten „nad) 
Hanauifchen Rechten“ beurtheilt werden. 

21) Häberlin d. Staatsrecht II. 550. 

22) Vgl. Kerfting Sonderrehte ©. 353. 

23) Nach einem Allerhöchſten Beil. vom 20. Mai 1829 foll bei den im 
Sinngrund vorfallenden Nechtöftreitigfeiten, für welche die Jurisdiftion ber 
heffiichen fowohl, als der bayerijchen Gerichte begründet ift, „nach den in dem 
„Kondominatsbezirt des Sinngrunds beitehenden Gejegen, in deren Ermangelung 
„aber, oder bei obwaltender Undeutlichkeit derjelben nach dem gemeinen Nechte 
„entichieden werden“. Die Grundlagen des dortigen Rechtszuſtandes find; 
a) Vergleich der Gentherrn d. d.-Sinn 25. April 1598; b) Gerichts-, Polizei 
und Waldordnung vom 10. Juli 1600; ec) Hammelburger Rezeß vom 25. Mai 
1671 bei Ledderhoje Kl. Schr. IV. 315; d) Gemünder Bergleih vom 2. Der. 
1728 nebit angehängter Holz. Ordnung und Gentgräfen=Inftruftion, 


Zweiter Abſchnitt. 


Rechtsquelſlen. 


—— — — — 


$ 17. 
AHeltere Gewohnbheitsredte. 

Die Landestheile, welche jetzt das Kurfürſtenthum Hefjen bilden, 
waren mit Ausnahme des nördlichiten Theil von dem fränkiſcheu 
Bolksftamme bewohnt. Im Oſten bildete die Werra die natürliche 
Grenze zwifchen Helfen und Thüringen’). Im Norden und Nord: 
weiten berührte fich Die fränkiſche und jächliiche Bevölkerung; Die 
Grenze zwifchen dem fränfifchen und ſächſiſchen Heſſengau, welche 
bis zum Ende des achten Jahrhunderts je nach dem Ausgange der 
vielfachen mit wechjelndem Glüde unternommenen Einfälle und 
Grenzſtreitigkeiten geſchwankt zu haben feheint, kann für die jpätere 
Zeit durch eine von Battenfeld (bei Battenberg im Großherzogthum 
Helen) zwilchen Frankenberg und Sachſenberg über Züjchen (im 
FürftentHum Waldeck) und Balhorn (im kurheſſiſchen Amte Naum— 
burg) bis Wolfsanger (bei Kaffel) gezogene Linie ungefähr bezeichnet 
werden ?). 

Wenn gleich) urkundliche Nachrichten über den Altern Rechts— 
zuftand fehlen, jo ift man doch zu der Annahme berechtigt, daß 


— — — — — 


1) Lambert. Hersfeld. Aun. ad a. 1073. „in ipsa ripa fluminis praedicti 
(Wirrae) „quod Hassiam Thuringiamque dirimebat“. Bgl. oben $. 3. 

2) Wend heſſ. Geh. I. $. 35. Kopp Ger. V. I. 11, 16. Schrader; 
Die älteren Dynaftenftämme zwijchen Leine, Wefer und Diemel 1832 ©. 176. 
Rommel in der Zeitichr. des Vereins für heſſ. Geſch. I. 98. 
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in der heutigen Grafſchaft Schaumburg und im ſächſiſchen Heſſengau 
ſächſiſches, Dagegen im fränfiichen Heflengau und in allen ſüdlich 
Davon gelegenen Yandestheilen fränfijches Recht in Hebung geweſen 
jei. Die Meinung, welche Letzteres auf das ripuarifche oder gar 
ſaliſche Geſetz zurüdführte®), hängt mit der irrthümlichen Auf- 
faſſung zufammen, welche den älteren Nechtszuftand überhaupt nur 
auf die Volfgrechte zu begründen wußte. In der Zeit, aus welcher 
die erften ausführlichern Nachrichten über den NRechtszuftand in 
Heſſen vorliegen, hatten Die Volksrechte ihre praftifche Bedeutung 
ſchon ganz verloren +). Es fehlen daher alle Anhaltspunkte für 
die Annahme, daß Die lex Ripuariorum, von der bier allein Die 
Nede fein Fönnte, in Heflen auch nur befannt gewejen fei. Dafjelbe 
gilt vom ſächſiſchen Rechte um jo mehr, als die lex Saxonum fchon 
ihres dürftigen Inhalts wegen noch weniger Die Grundlage der 
Nechtsbildung fein Fonnte, 

An der fpätern Entwidelung des fächfischen Nechts nahın 
Heſſen feinen Theil. Das Sadjjenrecht verfchwand, wie in dem 
noch weiter öftlich gelegenen Fürſtenthum Galenberg-Göttingen 5) 
und Herzogthum Braunjchweig ‘), jo auch in der Grafichaft 
Schaumburg”) und im Jächfiichen Heflengau, in jener nicht ohne 
Hinterlafjung mandyer Spuren. Bei der früher gebräuchlichen und 
in Betreff der Neichsvifariate erheblichen Unterjcheidung der deutfchen 
Neichslande in Länder des fränfischen und des jächjiichen Rechts 
wurde Helen zu erfteren, folglich zum pfälzischen Vifariatsbezirfe 


gerechnet ®). 


— — — — — 


3) Kopp Ger. V. I. 22. Eſtor in Kuchenbecker Anal. II. 347. 

4) Walter d. R. ©. $ 290. 

5) Das ſächſiſche Neht war im Fürftenthum Galenberg bereits thatjächlich 
verjhwunden, als die ausdrüdliche Aufhebung deijelben durch Calenb. V. vom 
8. Juli 1625, Hofgerihts-O. von 1639. Tit. 32. und KanzleisD. von 1663. 
Tit. 28. $ 4. erfolgte; Corp. Const. Calenb. Il. 247, 368, 621. Ueber die 
Berbindung des ſächſiſchen Heſſengaus mit Göttingen in Betreff der Rechtſprechung 
ſ. unten $ 18. Note 11. 

6) Bol. Schletter Jahrbücher II. 64. 

7) Schaumb. Bol. O. 1615. Kap. 19. Von Gerade und Hergeweide: 
„Obwohl die Sächſiſche Rechte in Unfern Landen nicht ftatthaben“. 

8) Ueber diefe ehemals beitrittene Frage vgl. Estor Elem. c. I. p. 8, und 
Waldschmidt D. de singular. quibusdam et antiq. iu Hassia juribus p. 10. 


1. 3 
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Das fränkiſche Recht erhielt ſich in dem fränkiſchen Heſſengau 
und den ſüdlich davon gelegenen Landestheilen auch im Laufe des 
ſpätern Mittelalters, urkundlich nachweisbar namentlich in den 
öſtlichen Grenzſtädten Münden), Witzenhauſen 0), Hersfeld 11), 
Schmalkalden2). Es iſt darunter ein Inbegriff von Rechtsge— 
wohnheiten zu verſtehn 18), welche im Gegenſatz einerſeits zu dem 
Reichsrechte, andererſeits zu dem Gewohnheitsrechte der andern 
deutſchen Hauptſtämme, der Sachſen, Schwaben und Bayern, als 
fränkiſches Recht bezeichnet wurden, und deren Uebung namentlich 
über das alte Herzogthum Franken mit dem Föniglichen Gerichte 
in Frankfurt ſich erftredte?*). Bon dem fränkiſchen Rechte in 
diefem Sinne ift dasjenige zu unterjcheiden, welches jpäter als 
fränkiſches Recht im engern Sinne bezeichnet wird, als deſſen haupt- 
jächlichite8 Gebiet das Bisthum Würzburg erjcheint 15), 

Bon vorzüglicher Bedeutung für Das ältere fränkische Gewohn- 
heitsrecht find die Weisthümer Bon den aus Altheflen erhaltenen 


9) Privileg der Stadt Münden von 1246: „Civitas dieta cum in terra 
Franconica sita sit jure Francorum fruitur et potitur“. Bei Kuchenbeder 
Heli. Erbhofämter Beil. F. ©. 8. 

10) Statuten der Stadt Wigenhaufen von 1482: „Nachdeme unfe Stadt 
Wigenhaufen gelegen ift uff frendefchem ertriche, ſich auch frendefchen gerechte 
gebrucen ſchal“. Bei Kopp Ger. V. I. Beil. 3. ©. 8. 

11) Vergleich der Abtei Hersfeld mit dem Stuhl zu Mainz von 1057 
„decrevimus — — pactiones nostras — — primum ut oportet ecclesiastica, 
dein ingenua Francorum lege taxatas et confirmatas apieibus annotari“. Bgl. 
Kopp Ger. V. I. Beil. 1. 

12) Bertrag vom 8. Juli 1527 zwiſchen Philipp dem Großmüthigen und 
dem Grafen Wilhelm zu Henneberg: „Wann fachen für Uns Landgraff Philipfen 
erwachjen, darinn nach frenndifchen rechten procedirt und gehandelt werben foll, 
wie dies der ort (d. h. Stadt und Amt Schmalfalden) von alters herfommen 
und gebraucht worden it“. Vgl. unten $ 22. Note 6. 

13) Vgl. im Allgemeinen über die fränfifchen Nechtsgebräuche in Hefen, 
insbefendere die üblichen Symbole, Nonmel J. S. 229 bis 233, Grimm Rechts: 
alterth. ©. 121, 151, 877. 

14) Vgl. Thomas; Der Oberhof zu Franffurt am Main und das fränfifche 
Necht in Bezug auf denfelben, 1841, namentlih ©. 69 u. fgg. 

15) Des hochlöbl. Stifts Würzburg und Herzogtums zu Franken fayf. 
Landgerihts-Ordnung, Würzburg 1618, 1733 fol., auch bei de Ludolf Obs. 
for. III. App. p. 174. Bgl. darüber v. Weber Provinzial: und Statutar-Rechte 
des Königreichs Bayern, Bd. II. Th. 1. ©. 27. 
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gehört nur eines, das von Wetter, dem dreischnten Jahrhundert 
an; die meiften find aus dem fünzehnten Jahrhundert '*). Bahl- 
reicher und ausführlicher als die beffiichen find die Weisthimer 
aus der Wetterau !7), von denen viele auf jeßt zur Provinz Hanau 
gehörige Ortſchaften ſich beziehen. 

Bon den Rechtsbüchern waren vorzüglich der Schwabenfpiegel! >) 
und das Kleine Kaiferrecht 9) in Hejlen verbreitet, 


$ 18. 
Stadtredte 


Die Städte in Kurhejlen, mit Ausnahme von Eſchwege und 
Gelnhauſen Territorialftädte, Ieiten ihre Entftehung meift aus dem 
dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert her, inſoweit fie nicht nod) 
neuern Urjprungs find!) Der jpäten Gntjtehung und geringern 
Bedeutung derjelben ift es zuzufchreiben, daß feine auf die Ent- 
wicklung des Privatrecht3 erheblichen, Einfluß gebt hat, Ihre 
Stadtrechte, theils auf Faiferlichen oder Tandesherrlichen Privilegien, 
theil8 auf Statuten beruhend, betreffen die ſtädtiſche Verfaſſung, 
die Gerechtjame der Stadt, das Gerichtverfahren und Die Polizei ?). 


16) Bei Grimm Weisthümer II. 321 bis 348. Einzelne Weisthümer bei 
Geile Teutjches Corpus juris ©. 532 fgg., ©. 547, und Landau in der Ztichr. 
des Vereins für heil. Geſch. IE. 240. . 

17) Bei Grimm III. 394 bis 502. Einzelne Weistgümer auch bei Senken 
berg Corp. Jur. Germ. H. p. 11, 41. und Landau in der Zeitjchr. des Vereins 
für heſſ. Geſch. IV. 279. 

18) Kopp Ger. V. I. $ 25 bis 30. beweift die Verbreitung des Schwaben⸗ 
jpiegeld in Heffen aus den Statuten von Frankenberg, Kafjel und Alsfeld, fowie 
aus den Rechtsbüchern von Wigenhaufen und Ejdywege, 

19) Ueber die Anwendung des Heinen Kaiferrechts in Heſſen und defjen 
Beziehung zu den Ländern fränfifchen Rechts vgl. Senkenberg Corp. Jur. Germ. 
I. Praef. $ 25. und Semestr. p. 12. Kopp Ger. V. I. $ 18 bis 24. Ende 
mann: Das Keyferrecht. 1846. Vorrede ©. VI, XV. Dagegen Wilda im 
Rhein. Muf. IM. 113. 

1) Erft in der neuern Zeit erbaut oder zu Städten erhoben find: Neuftadt 
Hanau 1601, Wanfried 1608, Nodenberg 1615. Sachſenhagen 1680, Karls: 
bafen 1699, Grofalmerode 1775, Borkenheim 1819, Nauheim 1854, 

2) Vgl. Arnold D. inaug. de origine ac jure antiquissimo quarundam 
eivitatum Hassiac. Cassel. 1849. Ueber die Stadtrechte der einzelnen Städte 
vgl. die Spezialgefhichten derfelben, insbefondere: Schminde Beſchreibung der 

3* 
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Dagegen findet ſich in keiner derſelben eine ausführlichere, für das 
Privatrecht bedeutende Aufzeichnung des ſtädtiſchen Gewohnheits— 
rechts, daher auch in keiner nach dem Eindringen des römiſchen 
Rechts eine Reformation des Stadtrechts; nur über einzelne, 
größtentheils das Erbrecht betreffende Rechtsgewohnheiten liegen 
Weisthümer oder ſonſtige amtliche oder Privat-Aufzeichnungen vor®). 
Auch Die Autonomie der Städte berührte das Gebiet des Privat- 
rechts nicht. 

Ebenſowenig wie eine jelbititändige Entwidelung des Privats 
rechts ift ein Einfluß ausmwärtiger Stadtrechte in den heffifchen 
Städten erweislih,. Zwar fanden Bewidmungen mit dem Nechte 
anderer Städte ftatt; insbejondere wurden einige hejfifche 2) und 
ſämmtliche hanauiſche $) Städte mit Frankfurter Necht, die Stadt 
Scmalfalden mit Gelnhäufer *), Die Etädte Spangenberg, Rinteln 
und Oldendorf mit Lippftadter (Spefter) Recht”) bewibmet; hier: 
unter- ift aber nicht Die Einführung des in dieſen Städten geltenden 
Privatrechts, jondern nur die Verleihung der Verfaſſung oder ein- 
zelner Gerechtſame derjelben zu verftcehen®). Der Einwirkung 
auswärtiger Gerichte auf Die Rechtiprehung traten in Hefjen die 
Landesherrn hindernd entgegen, indem fie Berufungen an fremde 
Gerichte unterjagten ?) und ihre Gerichte anwieſen, in zweifelhaften 


Haupt= und Nefidenzitadt Kafiel 1767, Hochhuth Grinnerungen an die Vor: 
zeit der Stadt Eſchwege 1826, Wagner. Gef. der Stadt und Herrfchaft 
Schmalfalden 1849, Piderit Denfwürdigfeiten von Hersfeld 1829, Kulenfamp 
Geld. der Stadt Treyfa 1806, Falckenheiner Gefch. heſſ. Städte und Stifter, 
2 Bände 1841, 1842, Raldenheiner Die Burg und Stadt Grebenftein in ber 
Zeitjchr. des Vereins für heſſ. Geſch. I. 177, Landau Giniges über die Stadt 
Inmenhaufen, daſ. I. 316, Lynder Gefch. der Stadt Wolfhagen 1855. 

3) Vgl. unten, außerdem über Rotenburg Kopp Ger. B. I. Beil. S. 17 
bis 21. 

4) Helmarshaufen 1323, Schweinsberg 1332, Kuchenbecker Anal. I. 92. 

5) Atitadt Hanau 1303, Han. Münzenb. Landesbeichr. Beil. 36; die 
übrigen Städte 1414, daf. Beil. 1 bis 26. 

6) Im Jahre 1335, Wagner S 418. 

7) Rinteln 1239 ,- Spangenberg 1309, Oldendorf 1336, Emmighaus Mem. 
Sus. II. 72, Kopp Ger. ®. I. 16. 

8) Vgl. für Gelnhaufen Faiferl. Interpret. von 1332 bei Bodmann Nheing. 
Alterth. S. 887; für Spangenberg Arnold p. 16. 

9) V. vom 21. Febr. 1384. $ 7 (8. ©. 1. 5). 
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Fällen nur bei ihnen und ihrem Rathe Rechtsbelehrung einzuholen! ). 
Hierdurch wurde die Einwirfung auswärtiger Oberhöfe auf Die 
Entwidlung des Privatrechts in Helfen ausgejchloffen, wenn gleich 
ungeachtet des Verbots einzelne Städte fih an ausländifche 
Scöffenftühle wendeten '). In Niederheſſen bildete Kaſſel!?), in 
Dberhefien früher Frankenberg, jpäter Marburg !3) den Oberhof, 
bei welchen die Fleinern Städte und Die Gerichte auf dem Lande 
in zweifelhaften Fällen Nechtsbelehrung juchten. Dagegen war der 
Schöffenftuhl zu Frankfurt Oberhof für Die hanauifchen Städte! *). 

Unter den Stadtrechten find folgende hervorzuheben: 

4) Die Stadt Kafjel erhielt anftatt der verloren gegangenen 
ältern Statuten 5) von dem Landgrafen Hermann von Thüringen 
1239 ein Statut in acht Artikeln in Tateinifcher Sprache, welches 
Landgraf Heinrich I. von Heflen 1247 beftätigte und die Stadt 
Wolfhagen 1264 anmnahmı!°) Gin Privileg des Landgrafen 
Heinrich IL. beftätigte Die zwilchen der Altitadt und Neuftadt ab: 
geichloffene Einung und Brüderſchaft!“). ine Verordnung des 
Landgrafen Hermann von 1384 enthält in Deutjcher Sprache 
Beftimmungen über die Beitellung des Raths, die Bürgeraufnahme 
und das Gerichtöverfahren unter häufiger Bezugnahme auf den 
Schmwabenjpiegel '?). Landgraf Ludwig der Friedjame vermehrte 
um das Jahr 1413 die Statuten von 1239 durch zwölf weitere 
Artikel und gab 1444 der Stadt weitere Sabungen in bdeutjcher 
Sprade!). Außerdem haben ſich Privataufzeichnungen ftädtijcher 


10) ®. vom 14. April 1455. $ 2 (8. ©. L. 11). 

11) Göttingen war bis ins jehszehnte Jahrhundert Oberhof für Hofgeismar, 
Falckenheiner TI. 400. 

12) Schminde XU. $ 7. ©. 264, Kopp Ger. V. I. 343, Lynder ©. 20. 

13) Gerftenbergerfche Chronik bei Kuchenbedfer Anal. V. 157, 169. 

14) Thomas Der Oberhof zu Frankfurt am Main ©. 79, 117. 

15) Arnold 1. c. p. 24. fest die ältern Statuten ums Jahr 1150. 

16) Abgedruct bei Kopp Ger. V. I. Beil. ©. 22, Kuchenbeder Anal. 
IV. 262. und Arnold 1. c. p. 41. Bgl. Lynder a. a. O. ©. 12. 

17) 8. O. L. 3. 

18) 8. O. J. 5. Für das Privatrecht bemerkenswerth $ 11 und 17. 
Daß der Schwabenſpiegel unter der Bezeichnung „Kaiſerrecht“ verſtanden iſt, 
weiſt Kopp Ger. V. J. 44. nach. 

19) Bei Kopp Ger. V. J. Beil. S. 24, 29. Für das Privatrecht be— 
merkenswerth Art. 10, 13, 17. 
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Gewohnheiten erhalten, nämlich: Alt Gewohnheit und Stadtrecht 
in Erbfällen, wahrſcheinlich nach einer ältern Aufzeichnung 1529 
aufgeſetzt und gloſſirt von Wittekind Bruchner?°), und eine 1559 
von Sohannes Gleman angelegte Sammlung ftädtilcher Statuten, 
Gewohnheiten und Gerechtjame2t), 

2) Die Stadt Frankenberg, bereit unter den Landgrafen 
von Thüringen mit Privilegien ausgeftattet, erhielt 1294 durch den 
Landgrafen Heinrich I. von Heffen ausführliche Satzungen 22). Die 
jpätern Landgrafen vermehrten 1336, 1366, 1368, 1394 und 1500 
die Statuten und Privilegien. Nachdem 1476 durd) eine Feuers— 
brunft alle ältern Urkunden zu Grunde gegangen waren, verarbeitete 
der Schöffe Johann Emerich 1493 die Statuten und Gewohnheiten 
der Stadt unter häufiger Bezugnahme auf das Landrecht und 
Kaijerrecht 23) und unter SHereinziehung einzelner Beſtimmungen des 
römischen und Fanonijchen Rechts zu einer ausführlichen Darſtellung 
unter dem Titel: Sammlung der alten Rechten und Gewohnheiten 
der Stadt Fraufenberg ?*). Zur Ergänzung dieſer Darjtellung in 
Betreff des Erbrechts dient ein hierüber 1572 von Bürgermeifter 
und Rath auf fürftlichen Befehl erftatteter Bericht 23). 

3) Die Stadt Marburg erhielt die erften Statuten 1357 
von den Landgrafen Heinrich II. und Otto in fiebzehn Artifeln?®), 
Die folgenden Landgrafen vermehrten 1368, 1370, 1378, 1419, 
1428, 1456, 1499, 1508 und 1514 ihre Privilegien und 
Sabungen?”). Endlich erließ Philipp der Großmüthige unter 

20) Bei Kuchenberfer Anal. IV. 291. Der Annahme, daß diefe Auf: 
zeihnung aus dem Jahre 1300 Herrühre, widerftreitet Sprache und Inhalt. Vgl. 
Kopp Ger. B. I. ©. 75, 76. 

21) Bei Kopp Ger. 3. I Beil. ©. 27. 

22) Ein deuticher Auszug aus dem lateinischen Original findet fich bei 
Kucenbeder Anal. V. 182. und L. O. I. Vorbericht. Vgl, auch Riecius Ent— 
wurf von Stadtgeſetzen 1740. ©. 272. 

23) Die Nachweifung, daß hierunter der Schwabenfpiegel verftanden ſei, 
bei Kopp Ger. V. I. 47. Ueber die Kaffeler Handfchriften vgl. Laßberg Schwa— 
benjp. Handſchr. Verzeichniß Nr. 15, 16, 17. 

24) Bei Schminde Mon. ©. 669. Für das Privatrecht bemerfenswerth 
©. 710 u. fg. 

25) Marb. Beiträge II. 26. Bol. unten $ 23. Note 10. 

26) Waldschmidt D. de singul. quibusd. et antiq. in Hassia juribus p. 13. 

27) Näheres bei Estor (Schönhals) Juris scientiae priv. Hassiae Superior. 
spec. p. 25. 
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dem 6. Juli 1523 eine Rathsorbnung?®), welche unter dem 
15. Oftober 1676 erneuert wurde 2°). 

4) Die Stadt Eſchwege, anfangs reichdunmittelbar und mit 
kaiſerlichen Privilegien ausgeftattet, im Verlaufe des thüringifchen 
Erbfolgeftreites erobert, an Helen abgetreten und 1292 dem Reiche 
zu Zehn aufgetragen, jcheint ein ausführliches Stadt- und Rechts— 
buch bejejjen zu haben. Das Original dejjelben ift wahrjcheinlich 
mit dem alten ftädtifchen Archiv bei einem Brande 1637 ein Raub 
der Flammen geworden 30), und e3 jind nur Bruchſtücke deſſelben 
befannt. Eine aus dem fünfzehnten Jahrhundert herrührende, 
wahrjcheinlich von einem Schultheißen oder Schöffen zu Eſchwege 
angelegte handjchriftliche Sammlung enthält außer dem Schwaben: 
jpiegel, dem Eleinen Kaiferrechte und einigen andern Stüden aud) 
Statuten der Stadt Ejchwege 3). In einem 1624 vom Original 
entnommenen beglaubigten Auszuge befinden ſich weitere, für Das 
Privatrecht nicht unwichtige Bruchjtüde aus dem Ejchweger Rechts: 
buche 32). Ueber ftädtiiche Gerechtjame verbreitet fich ein Weis— 
thum aus dem Jahre 1436 33). 

5) Die ältern Privilegien und Statuten der Stadt Wikßen- 
haufen gingen 1479 durd einen Brand zu Grunde. Der Inhalt 
derjelben wurde, nachdem Landgraf Heinrich IIL für fih und als 
Vormund der Landgrafen Wilhelm I. und Wilhelm II. die frühern 
“ Privilegien und Statuten 1480 von Neuem beftätigt hatte, auf 
den Grund eidlicher Verſicherung des Bürgermeifterd und der 
Schöffen 1482 in einem Notariatöinftrument niedergelegt $*). 
Außerdem findet ſich ein Rechtsbuch, der jogen. Yandrichter, welches 
unter der Aufjchrift: Landt-, Richter-, Bürger = und Stadt-Bud) 


28) 2. ©. I. 38. 

29) 2. ©. II. 78. 

30) Hochhuth a. a. D. ©. 147. 

31) Gedrudt bei Röstell Pr. inaug. Marb. 1854. 4. Bgl. ferner über die 
Handſchrift Senkenberg de jure priv. Hass. $ 5 und Corp. Jur. Germ, I. 
praef. $ 25, Kopp Ger. V. I. $ 18, Laßberg Schw. Sp. Handidr. Verz. 
Mr. 48, Endemann Keyjerrecht Vorrede S. XXXII. 

32) Gedrudt in der Zeitjchr. des Vereins für heſſ. Geh. Bd. VI. ©. 159. 

33) Gedruckt ebendaf. II. ©. 269. 

34) Kopp Ger. V. I. Beil. ©. 4, 5. 
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eine Handſchrift des Schwabenſpiegels, ein alphabetiſches Regiſter 
zu demſelben, ſtädtiſche Polizei- und andere Ordnungen, Bürger— 
liſten, Kauf- und Währſchaftsprotokolle und Gerichtshändel ent— 
hält?*). Auch über das in Erbfällen beobachtete Gewohnheitsrecht 
Jiheinen Aufzeichuungen geführt worden zu fein 3°). 

6) Die Stadt Schmalfalden erbielt 1335 durch Faiferliches 
Privileg die Rechte, Preiheiten und Gewohnheiten der Reichsſtadt 
Gelnhaufen 3”), welche derjelben auf ihr Verlangen 1483 in be— 
glaubigter Abjchrift mitgetheilt wurden 3%), Andere Privilegien 
und Statuten rühren von den Grafen von Henneberg her 3°). Die 
heſſiſchen Landgrafen beftätigten nach dem Erwerbe der Hälfte der 
Stadt die Privilegien und Satzungen derjelben +). Philipp der 
Großmüthige und Graf Wilhelm von Henneberg erließen 1527 
gemeinjam ein Stadtrecht in acht und vierzig Kapiteln unter dem 
Titel: Statute, Ordnung und Satzung der Stadt Schmalfalden +"), 
Hinfichtlich der Erbfälle und ehelichen Güterverhältniffe galt ein 
Stadtbraudy, weldyer in der Hennebergiſchen Landes-Drdnung be 
flätigt wurde +2), und deſſen Uebung wenigftens bis in das fieb- 
zehnte Jahrhundert erweisbar tft #°). 

7) Die Stadt Hersfeld jcheint ſchon im Anfange des drei- 
zehnten Jahrhunderts im Beſitze von Privilegien und Statuten 
gewejen zu jein **), welche 1249 und 1361 die Fatjerliche Beftätigung 


— — — 





35) Kopp a. a. O. J. S. 57 giebt eine Beſchreibung dieſes Rechtsbuches. 
Vgl. Laßberg Schw. Sp. Handſchr. Verz. Nr. 183. 

36) Hombergk D. de usufr. mat. 1777. p. 44. druckt einen 1579 in 
einem Prozeß als Beweisſtück überreichten, aus dem Archiv der Negierung zu 
Kaſſel entnommenen Ertraft eines Witenhäufer Stadtrechts ab, welcher Erbrecht 
zum Gegenftande hat. 

37) Die Urkunde bei Wagner Geſch. der Stadt Schmalfalden ©. 418. 

38) Wagner ©, 340, 

39) Näheres bei Hönn Sachſ. Cob. Hiftorie 1700. I. 56, Heim Henneb. 
Ghron. 1767. II. 436, III. 14. 

40) Wagner ©. 341. 

41) Bei Hombergk Comm. jur. Hass., spec. de success. conjugum. IX. 220. 

42) III. 4, Kay. 12. $1. 

43) Hombergk 1. ec. p. 217. Wagner ©. 358. GStrippelmann II. 251. 

44) Der Abt Heinrih von Boyneburg theilte der Hersfeldiichen Stadt 
Arnftadt auf ihr 1226 geftelltes Anfuchen die Geſetze und Statuten der Stadt 
Hersfeld mit. Tentzel Suppl. histor. Gothan. 1702. p. 366. Riecius Entwurf 
von Etadtgefeßen ©. 245. Piderit Geſch. der Stadt Hersfeld ©. 65. 
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erhielten? 5). Nach dem Abgange des legten Abts und der hejliichen 
Befigergreifung beftätigte Landgraf Wilhelm V. 1617 und Landgraf 
Wilhelm VI. 1654 der Stadt alle ihre Privilegien, Freiheiten, 
Recht und gute Gewohnheitents). Obgleich die Stadt von aus— 
wärtiger Gerichtsbarkeit eximirt war, entwidelte ſich Das Hers— 
felder Stadtredht anfangs unter dem Einflufe des Frankfurter 
Rechtes, indem der Schöffenftuhl zu Frankfurt den Oberhof für 
Hersfeld bildete 27). Nachdem aber die Hälfte der Stadt an Heflen 
gekommen war, und Philipp der Großmüthige gemeinfam mit Dem 
Abte Michael die gemeinjchaftliche Kanzlei zu Hersfeld angemwiejen 
hatte, die Akten nirgendhin, ald an eine Univerfität oder an Statt: 
halter und Räthe zu Kaffel zu verfindent®), war der Einfluß des 
heffiichen Nechtes in Hersfeld entjchieden. Von dem Stabtbrauche, 
welcher fich zum Theil bis auf den heutigen Tag erhalten hatt), 
Scheint eine umfaljende Aufzeichnung unter dem Namen des rothen 
und des grünen Buchs vorhanden gewejen zu jein, deren Anhalt 
noch nicht veröffentlicht worden ift3%). Auch das Salbud von 
Hersfeld enthält Aufzeichnungen des Stadtbrauchs 5"). 

8) Statuten der Stadt Treyja aus älterer Beit, als dem 
fünfzehnten Jahrhundert, haben ſich nicht erhalten ?). Im Jahre 
1449 ordnete ein Vergleich der Stadt mit dem letzten Grafen von 
Ziegenhain die ſtädtiſche Verfaſſung“). Nach dem Anfall an 


45) Riccius S. 270. Piderit S. 66, 122. 

46) Urfunden bei Hombergk Comm, jur. Hass., spec. de success. con- 
jugum I. 10. 

47) Orth Anmerf. zur Franff. Reformation. Bierte Fortſ. ©. 142. Tho— 
mas Der Oberhof au Franffurt ©. 141. 

48) Vertrag vom 11. November 1558. $ zum bierbten, bei Ledderhose 
Jurium Hass. prince. in Abbatiam Hersfeld. assertio p. 195. 

49) Strippelmann II. 255. 

50) Hombergk 1. c. p. 12 verfichert, daß ein folches Statutenbuch (1781) 
auf dem Nathhaufe oder in der Kanzlei zu Hersfeld aufbewahrt werde, deſſen 
Einfiht ihm abgefchlagen worden fei. 

51) Auszüge bei Hombergk I. c. p. 61, Piderit ©. 138. Vgl. Duyfing 
N. Ann. I. 1, 113. ö 

52) Der durch faiferliches Privileg von 1332 (bei Hontheim hist. Trevir. 
I. 119) mit Frankfurter Recht bewidmete, in der Trierer Diözefe gelegene Ort 
Treyfa kann nicht die furheffiihe Stadt diefes Namens fein, weil dieſe zur 
Mainzer Diözefe gehörte. Kulenfamp Geſchichte der Stadt Treyfa. 1806. ©. 189. 

53) Abgedruckt bei Kulenfaup ©. 87. 
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Heſſen ertheilte Landgraf Ludwig der Friedſame 1450 der Stadt 
ein Privilegium. Von den 1529, 1530, 1535 und 1592 errichteten 
Statuten ift namentlich das letzte, von Gerichts-, Kämmerei- und 
Bolizeifachen handelnde hervorzuheben 5). 

9%) Die Stadt Fritzlar hatte von den Erzbifchöffen von Mainz 
genehmigte Statuten. Das ältefte derſelben, welches ſich erhalten 
bat, iſt von 1267 und betrifft die Bußen 55). Von bejonderer 
Michtigkeit ift Die Reformation des Erzbiſchoffs Gerlach von 1360 5®). 
Das ftädtijche Gericht holte Die Nechtsbelehrungen bei dem Frank: 
furter Scöffenftuhle eins”). In Betreff der Erbfälle und des 
ehelichen Güterrecht3 galt ein Stadtbrauch, über welchen in dem 
ftädtiichen Memorialbuche Aufzeichnungen erhalten find 5). 

10) Die Stadt Gelnhaufen hatte in Folge Faiferlicher 
Privilegien Frankfurter Stadtrecht 5°), E3 wurde nicht allein der 
Frankfurter Schöffenftuhl als Oberhof von Gelnhaufen betrachtet), 
ſondern auch die Frankfurter Reformation daſelbſt publizirt®'). 
Sp lange der gemeinfame Beſitz der Pfandherrichaften Kurpfalz 
und Hanau Dauerte, wurde von dem Stadtgerichte zu Gelnhaufen 


54) Abgedrucdt bei Duyfing Ann. II. 7. ©. 49. 

55) Falckenheiner Geſch. heil. Städte und Stifter II. 100. 

56) Abgedrudt bei Falckenheiner II. 202. 

57) Thomas Der Oberhof in Branffurt ©. 134. 

58) Faldenheiner IL 104. 

59) Privileg von 1338 bei Lünig R. A. P. Speec. Cont. IV. 1, 792, 
Frühere Privilegien erwähnt Gengler Stadtrechte ©. 156. Das Gelnhäufer 
Recht wurde auf andere Städte übertragen, 3. B. auf Lohr, vgl. Höfling Ber 
fchreibung der Stadt Lohr. Würzburg 1835, auf Schmalkalden, vgl. oben 
Mote 6, auf Hünfeld, Schannat Trad. Fuld. 360. 

60) Thomas a. a. D. ©. 134. 

61) In dem am 22. März 1656 von den Pfandherrn, Kurfürften Karl 
Ludwig von der Pfalz und Grafen Briedrih Kafimir von Hanau mit der ge 
meinen Bürgerfchaft zu Gelnhaufen abgejchloffenen Bergleihe $ 3. heißt es: 
„Nachdem von der Bürgerfchaft, ſelbige bei der unlängithin allhier publizirten 
Frankf. Reformation allerdings zu lafjen, nicht aber mit allerhand und faft aus 
eigenem Gehirn erdichteten Rechten und Ordnungen zu confundiren, inftändig 
angehalten, der Rath auch Ihme ebenmäßig in das Künftige folches angelegen 
zu fein ſich erflärt: — — als ift auch diefer Punft nicht weniger dergeftalt 
dabei gelajjen und alfo mit beider Theile Belieben beſchloſſen worden”. Bol. 
Orth. Anın. zur Franff. Reform. V. 41. Senkenberg hist. juris statut. Rei- 
publ. Francofurt, I, 507. 
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nad der Frankfurter Reformation Recht gejprochen 2). Nachdem 
aber die Stadt in den Alleinbefiß von Heſſen-Hanau gekommen, 
und die hanauifche Hof- und Ehegerichts-Drdnung vom 17. Januar 
4747 dajelbit publizirt worden war ®3), entitand Die Anſicht, Daß 
hierdurd) Die Frankfurter Neformation abgejchafft worden fei, indem 
die gedachte Verordnung in Tit. XL. $. 209. auf die Solmjer 
Land-Drdnung als geltendes Necht verweift. Seitdem ift das 
Solmſer Landrecht dafelbft in Uebung °*), Durch die allgemeine 
Einführung des. hanauischen Rechts in der Stadt Gelnhaufen ift 
jeder Zweifel an der dortigen Geltung des Solmjer Landrechts be- 
jeitigt °3). 

11) Die Altftadt Hanau hatte in Folge Eaiferlichen Pri— 
vilegiums Frankfurter Stadtrecht ®°). Die Gemeindeverhältnifje 
ordnete eine Bürger-Ordnung für Die Altftadt Hanau vom 11. Auguft 
1729 nebjt einem Anhange vom 24. Februar 1730, Neben der 
Altſtadt entſtand als eine davon verjchiedene Gemeinde die Neu: 
ftadt Hanau, deren BVBerhältniffe Durch Die Kapitulation vom 
1. Juni 1597, den Transfig vom 1. Auguft 1601 und die Bürger: 
Drdnung für die Neuftadt Hanau vom 30. Oftober 1727 geregelt 
wurden, Erſt in Folge der Gemeinde-Ordnung vom 23, Oktober 
1334 wurden beide Städte zu einer Gemeinde vereinigt, 


gm. 
Das römische und kanoniſche Recht. 


Die Nezeption des römischen und Fanonijchen Nechtes und Die 
Abſchaffung der damit in Widerſpruch ftehenden einheimijcyen 
Rechtsgewohnheiten erfolgte in Helfen, wie im übrigen Deutjchland, 
nicht durch einen ausdrüdlichen Aft der Gejeßgebung, jondern 
allmählig durch Die Hebung der Gerichte und Die Lehre der Rechts— 


62) Noch am 5. Februar 1747 berichtete der Aıntnann zu Gelnhaufen, 
daß nad der Frankfurter Reformation geſprochen werde. 

63) Bgl. E. G. N. BP. vom 16. Jan. 1777 bei Kopp Handb, IV. 369. 

64) Hofmann Ehereht $ 211. Kopp Handb. IV. 370. Strippelinann 
III. 1, 192. 

65) Vgl. oben $ 16. 

66) Vgl. oben Note 5 und Han. Magazin II. 217. 
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gelehrten. Es wurde zwar von dem Landgrafen Wilhelm II. 1500 
bei Errichtung des Hofgerichts der Eid des Hofrichterd und der 
Deifiger dahin beftimmt: „nach gemeynen feyjerlichenn bejchriebenn 
rechten, auch nach reddelichen und erbarn ftatuten, ordenungen und 
gewonheyten unſers Fürſtenthumbs und landtichaft, wo die für fie 
bracht werden“, zu urtheilen und zu richten), und dieſer Beſtim— 
mung ebenjo, wie der faft wörtlich gleichlautenden Stelle der 
Reichskammergerichts-.Ordnung von 1495), der Sinn beigelegt, 
daß nur die Neichsgejfege und das römijche und Fanonifche Recht, 
nicht aber das in den Nechtsbüchern unter dem Namen des Kaiſer— 
rechts oder Reichsrechtes aufgezeichnete einheimische Gewohnheit: 
recht unter dem Ausdrude „gemeine bejchriebene faijerlidye Rechte” 
zu verftehen jeien. Allein es unterliegt feinem Zweifel, daß durch 
das erwähnte Gejeß das fremde Recht in Heflen nicht erſt einges 
führt, vielmehr die bereitö früher durch allgemeinen Gebrauch 
entjchiedene Geltung deſſelben dadurch blos anerkannt wurde. Wäh- 
rend die Kenntniß des fremden Rechts und die Berüdfichtigung Der 
Vorſchriften deſſelben ſchon in Urkunden und Tandesherrlichen Ber: 
ordnungen aus dem dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert nach— 
zuweilen ift ?), jcheint der Sieg deſſelben über die einheimilchen 
Nechtsgewohnheiten und der allgemeine Gebrauch deijelben bei den 
weltlichen Gerichten erft in Die zweite Hälfte des fünfzehnten Jahr: 
hunderts verlegt werden zu dürfen*). Die Errichtung eines dem 
Reichsfammergeriht nachgebildeten Hofgerichts, unter deſſen Bei— 
figern fi) wenigitens drei Doftoren befinden folltens), und die 


1) Hofgerihts-Drdn. 1500. $ 2. (2. D. I. 30). Wiederholt in Hofge— 
rihte-Ordn. 1524. $ 6. (8. ©. 1. 41), Sammthofgerichts:Ordn. 1673. XX. 
$ 1. (8. ©. II. 33), ©. A. ©. Ordn. 1746. V. $ 11. (N. ©. II. 369). 

2) R. 8. ©. ©. 1495. $ 3. (N. ©. der R. A. 1.7). Vgl. Eichhorn 
D. St. und R. ©. II. 364. Walter D. R. ©. $ 354. 

3) Vgl. Urfunden von 1294 und 1320 bei Kuchenbeder Anal. IX. 190, 
von 1314 und 1318 bei Waldschmidt D. de singular. quibusd, et antiq. in 
Hassia juribus p. 8. Verordn. von 1337 über das jus repraesentationis (2. O. 
I. 4). 

4) Dgl. Emerichs Franfenberger Gewohnheiten von 1493 bei Schminke 
Mon. 670, Ger. Orbn. 1497. $ 21, 35, 36 fg., 40. (2. O. I. 21 fg.). Kopp 
Ger. V. I. 66 bie 83. 

5) Hofyerichts:Ordn. 1500. $ 1. (2. O. I. 30). 
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Gründung der Univerfitit Marburg (1527), deren Auriftenfafultät 
die Pflege des römischen Rechtes zur Pflicht gemacht war ®), voll 
endete Die Verdrängung des einheimijchen Rechtes. 

Daß das römiſche und kanoniſche Necht nur fubfidiär in Er- 
mangelung von Landesgeſetzen und erweislichen Gewohnheitsrechten 
zur Anwendung komme, ift in der heſſiſchen Gejeßgebung ausdrücklich 
anerkannt”). 


g 2%. 
Die Landesgefeggebung. Ueberſicht. 


Das Eindringen des römischen Rechtes hatte zunächſt in vielen 
Zweigen des Privatrechts einen ungewiſſen Rechtszuſtand zur Folge. 
Während der gemeine Mann Feine und jelbit die Mehrzahl der 
Richter nur eine mangelhafte Kenntniß des römiſchen Nechtes bejaß, 
befanden jich Die Kenner deijelben in Ungewißheit, welche Grund: 
jäße auf jolche Nechtsverhältnifje anzuwenden feien, welche entweder 
als NRechtsinftitute dem römischen Rechte fremd waren, oder bei 
welchen die einheimijche, tief in der Volksſitte wurzelnde Rechts: 
gewohnheit Durch das damit in Widerjpruch ftehende fremde Necht 
fi) nicht verdrängen ließ’). Nur allmählig wurde dieſe Rechts— 
unficherheit bejeitigt, indem durch Aufgeben einzelner Lehren des 
römischen Rechts und Uebertragung vömtfchrechtlicher Prinzipien 


6) Val. unten $ 40. 

7) Sammthofger. DO. 1673. XX. $ 1 weift den Hofrichter und bie Bei— 
figer an: „mach Unfern gemeinen Sabungen und dieſes Hofgerichts Ordnung, 
darzu auch redlichen, erbahren Gewohnheiten, die am Hoffgericht angezogen und 
da es nöthig bewiefen werden, und jo bie nicht vorhanden nach gemeinen 
Kayferlichen befchriebenen Rechten“ zu urtheilen und zu richten, 

1) Im Einführungs-Edift zur Solmfer Land-Drdnung wird von jener Zeit 
“ folgendes Bild entworfen: „So haben wir — — befunden, dieweil diejelben 
fayferlihen Nechte etwas weitläufig und dem gemeinen Mann unverftändlic, daß 
derjelbige derwegen mehrentheild eines gemeinen unbefchriebenen Landbrauchs, jo 
von alten Zeiten in unfern Grafichaften (wie auch gemeinlich fait bey andern 
Herrichaften) eingefchlichen, biß daher fich gehalten; welcher aber, ob er wol 
in etlihen Punkten und Sachen dem Nechten und der Billigfeit auch nicht 
ungemäß und derohalben ihm dem gemeinen Mann ohne Zerrüttung ſchwerlich 
zu entwöhnen, doch des mehrentheils unrichtig, ungleich, zweiffelich, difputirlich, 
auch wohl ihm jelber widerwärtig ift“ u. |. w. 
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auf einheimifche Nechtsinftitute eine Verſchmelzung der widerftrei- 
tenden Glemente herbeigeführt und jomit ein Nechtszuftand herge— 
ftellt wurde, welcher weder dem reinen römijchen noch dem ein- 
heimischen Rechte entſprach. Dieſe Umgeftaltung erfolgte in ver: 
ſchiedener Weiſe und verjchiedenem Umfang, je nachdem die 
Landesgejeßgebung ordnend eingriff, oder Die Rechtsentwickelung 
dem unter dem Einfluffe der Rechtöwiljenjchaft ftehenden Gerichts- 
gebrauche überlafjen wurde. Während in dem lektern Falle Die 
Vorliebe der Juriſten für das vollfommener entwidelte fremde Necht 
und der durch Die Gejeßgebung anerfannte Grundjaß, Daß bei den 
Gerichten nur notorische oder bewiejene Rechtsgewohnheiten be- 
rüdjichtigt werden können, Das einheimische Recht in weiterem 
Umfange befeitigte, wurde von Seiten der Landesgeſetzgebung der 
alte Yandbrauc in vielen Stüden beibehalten und entwidelt. 

Die Landesgefeßgebung ?) hatte entweder die Natur einer 
Kodififation des beftehenden Privatrechts als Landrecht, Landes— 
ordnung, oder, wenn fie mit polizeilichen oder prozeflualifchen 
Betimmungen in Verbindung ftand, als Polizei-Ordnung, Gerichts— 
Ordnung (vgl. $ 21 bis 24), oder fie bejchränfte fid) auf Erlaß 
von Verordnungen über einzelne Rechtsfragen (vgl. & 25 bis 30). 
Ueberall befaßte jie ſich zunächſt mit Aufzeichnung der nicht auf 
das römische Recht zurüczuführenden Rechtsſätze. 


I. Landrechte. 


S 21. 
1) Entwürfe eines heffiichen Landrechts. 


ALS erſter Verſuch einer umfänglichen Gejeßgebung der Land: 
grafen im Gebiete des Privatrechts wäre die von Wilhelm IH. 
1497 für Oberhefjen +) erlafjene Gerichtsordnung ?) anzuführen, " 


2) Ueber die Gefeßgebung in den Territorien vgl. Eichhorn d. St. und 
MR. G. IV. $ 560. Walter d. R. G. $ 356. 

1) Diefe Ger. O. wurde nicht von Wilhelm II. für ganz Helen erlaffen, 
Hombergf in den Marb. Anzeigen von 1763. St. 5; 2. DO. II. Vorbericht 
Tit. IV; KRulenfamp in N. ©. I. Torrede. ©. XVI. 

2) Gedrudt a) Mainz 1497 bei Peter Schöffer von Gernsheim; b) Franf- 
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wenn deren Nechtheit außer Zweifel ftände. Unzweifelhaft ächt 
aber find nur Die eriten 26 Artikel derjelben, welche Iediglich 
prozeſſualiſche Beltimmungen enthalten und mit der damals in 
Deutjchland durchgeführten Verbeſſerung des Gerichtswejens im 
Bufammenhange ftehn. Dagegen find die Artifel 27 bis AT, welche 
ſich auf das eheliche Güterrecht und das Erbrecht beziehen, wahr: 
jcheinlich erſt jpäter, vielleicht von dem Druder, hinzugefügt und 
der 1484 im Drud erfchienenen dälteften Reformation der Stadt 
Nürnberg entnommen ®). &3 ift nicht erwiejen, Daß die Beftim- 
mungen biejer Artikel jemald von den heſſiſchen Gerichten ald Ent: 
jcheidungsnorm angewendet worden, ed wird vielmehr ſchon im 
jechszehnten Jahrhundert bezeugt, daß fie nicht in Uebung feien *), 
Hiermit ftimmen die 1572 eingezogenen Berichte über die Stadt— 
und Landsgebräuche im Oberfürftenthum Heljen überein 5). Jeden— 
falls fteht denjelben gegenwärtig Gejeßeskraft nicht mehr zu, obſchon 
fie noch in dem Iandesherrlichen Reſkripte vom 29. Dezember 1752 6) 
als eine von den Negierungsvorfahren gemachte Verordnung er: 
wähnt werden. Schon 1766 nämlidy wurde das Oberappellationg- 
gericht Durch eine Tandesherrliche Entjchließung angewiejen, hin— 
fichtlich der nteftaterbfolge der Seitenverwandten ungeachtet einer 
entgegenjtehenden Beſtimmung der Gerichtsordnung von 1497 nad) 
dem gemeinen Rechte zu jprechen”?), und 1827 wurde durch Minifterial- 
Beihluß die Weglaffung derjelben aus der Neuen Sammlung der 


m— — — — — 


furt 1531 bei Chriſtian Egenolff; c) Marburg 1557 bei Andreas Kolben; 
d) Mainz; 1589 in M. Abrah. Saurii Fasciculus judicarii ordinis; e) in L. O. 
IL. 15. 

3) Das Original der Gerichtsordnung ift nicht befaunt. Die Ausgaben 
b und ec follen nach dem Zeugniß von Senfenberg (de jure Hass. antiquo et 
hod. p. 20) nur 26 Artifel enthalten. Der Art. 27 wird in Art. 37 und 38 
als erfter Artifel cıtirt. Auf die Uebereinftimmung mit der 1479 im Entwurf 
begonnenen, 1484 publizirten und zu Nürnberg bei Ant. Koburger fol. im Drud 
erjchienenen Nürnb. Reformation ijt ſchon von Euler in der Zeitjchr. für D. N. 
von Neyjcher und Wilda X. 23. hingewiejen. 

4) Ferrarius Moutanus in Consil. Marburg. I. 2. Nr. 6. 

5) Zufolge diefer Berichte richteten fi nur zwei Städte nah den civil: 
rechtlichen Beitimmungen der Ger. D. 

6) N. ©. I. 51. 

7) E. G. R. P. vom 1. Juli 1766, N. ©. 1. ©. XIX. Dec. Cass. II. 185. 
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Landesordnungen verfügt®). Uebrigens läßt fich derjelben Einfluß 
auf die Nechtsbildung insbejondere in Betreff des Nechtsinftitutg 
der partifulären Gütergemeinichaft nicht abjprechen (vgl. Bud) 1. 
Kap. 2). 

Abgejehen von der Gerichts-Ordnung von 1497 find folgende 
Verſuche, ein hejlisches Yandrecht zu Stande zu bringen, anzuführen: 

1) Landgraf Wilhelm II. erließ nach der Vereinigung von 
Ober- und Niederheffen an jämmtlicye Städte in beiden Fürften- 
thümern nebſt den Dazu gehörigen Grafjchaften die Aufforderung, 
ihm in feine Kanzlei einen Bericht über ihre Landbräuche, alten 
Gewohnheiten und Stadtrechte, ſonderlich Die Erbfälle anlangend, 
unter ihren Siegeln verſchloſſen zuzuſchicken, indem er beabfichtige, 
durch jeine Räthe eine gemeine Landorduung und gleichmäßiges 
Recht, wie es allenthalben in Erbfällen liegender und fahrender 
Güter gehalten werden jolle, verfallen zu laſſen Was die Aus: 
führung dieſes Vorhabens verhindert hat, iſt nicht befannt. Es 
fehlt jogar an Nachrichten Darüber, ob die Berichte von den Städten 
erjtattet worden find ®). 

2) Landgraf Ludwig von Oberheſſen erließ durch ein Aus: 
Ichreiben vom 26. November 1572 an jämmtliche Städte feines 
Landes den Befehl, den Hinfichtlich Des ehelichen Erbfolgerechts, 
der Einfindjchaften und des Abtriebs jeither in Uebung gewefenen 
Stadt- und Landbrauch durch Bürgermeifter und Räthe unter Zus 
ziehung ſachkundiger Aelteſten aufzeichnen zu laſſen und einzuberichten. 
Sein Ausſchreiben deutet weniger auf Die Abficht einer Aufzeichnung 
zur Erhaltung der herfömmlichen Gebräuche, als auf das Beitreben, 
fie als böje Gewohnheiten abzufchaffen und mit dem römiſchen 
Rechte in Einklang zu bringen, Die eingezogenen Berichte 9), 
jowie ein 1574 von dem fürftlichen Nathe Johannes Klotz daraus 
verfertigter Auszug ?*) find durch den Drud veröffentlicht. Von 


8) JuftizMin. B. vom 5. Febr. 1827, N. S. J. S. XX. 
9) Obige Nachricht ift der gejchriebenen Ghronif des Regierungs-Sekretars 
Lauze zu Kafjel entlehnt. Bgl. Kopp ©. V. I. 84. Rommel III. 170. Anın. 
. 116. 
. 10) Marb. Beiträge 1749. Stüd 3. ©. 3. 
11) Senkenberg Sel. III. 265. (1725). Ueber den Berfafler des Auszugs 
vgl. Senkenberg de jure Hass. priv. p. 31. 
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einem auf dieſe Berichterftattung erfolgten weitern Verfahren ift 
nicht3 bekannt. Es kommt derjelben nur die Bedeutung einer 
glaubhaften Beurkundung des damals noch geltenden Gewohnheit- 
rechtes zu. 

3) Nach der Theilung Heſſens beabfichtigten Die Söhne Philipps 
des Großmüthigen, für ihre Lande ein gemeinfames Landrecht zu 
erlaffen, wie fie ein Sammthofgericht und Sammtrevifionsgericht 
gründeten!?). Mit ihrer Abficht übereinftimmend beantragten auch 
die Landftände 1581 die Aufrichtung einer Yandordnung, „wie es 
mit den Erb- und andern bisputirlichen Fällen, darin bisher 
ungleiche Gewohnheiten gewejen, Fünftig zu halten fei” 3), Das 
Grgebniß Der Arbeiten der zu dieſem Zwecke niedergejeßten Kom— 
mijjion war ein Landrechts-Entwurf, welcher in 66 Paragraphen 
theils prozefjualifche, theil3 privatrechtliche Beftimmungen enthielt 
und der Entwurf der vier, oder auch der drei Herren Gebrüder 
genannt wird, weil er, bei Lebzeiten der vier Söhne Philipps des 
Großmüthigen begonnen und nach dem Ausfterben der Marburger 
Linie (1583) von den Heberlebenden fortgejebt, in den vorhandenen 
Manuffripten bald den vier, bald den drei Landgrafen zugejchrieben 
wird. Der Entwurf wurde jedoch in feinem der hejfiichen Yandes- 
theile zum Geſetz erhoben, vielmehr nach einer von Wilhelm IV. 
1591 den nieberhejliichen Ständen auf ihre Erinnerung abgegebenen 
Erklärung „bis zu beſſern Jahren eingeftellt”, weil allerhand 
Diffifultäten, fonderlich in den Disputirlichen Erb- und andern 
Fällen, vorgefallen%). Der Entwurf hat fi nicht allein 
handfchriftlich erhalten ®), jondern ift auch von Heinrich Anton 
Seife, unter Veränderung der Eintheilung und unter Hinzus 
fügung von Marginalien und Gitaten römiſcher Gejegesitellen, 
durch den Drud veröffentlicht worden ?°). Identiſch ‚mit dieſem 


12) Ledderhoſe Kl. Schr. IV. 43. 

13) Pfeiffer Gefch. der Tandft. Verf. ©. 67. 

14) Pfeiffer a. a. O. ©. 70. 

15) Das Driginal foll fich im Negierungs- Archiv zu Kafjel befinden; L. O. 
1. Borb. $ 89. Im Beſitze von Privatperfonen befindliche Handfchriften find 
erwähnt und befchrieben bei Senkenberg de jure Hass. priv. p. 26. und Sel, 
V. 62. 

16) Geife Teutjches C. I. Buch IV. ©. 392 bis 522, 

J 4 
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Entwurfe jcheinen Die Projekte einer General: Land» und Polizeis 
Ordnung ??7). j 

4) Nachdem die Verfuche, ein gemeinfames heſſiſches Landrecht 
zu Stande zu bringen, gejcheitert waren, jeßten die hejfifchen Land— 
grafen ihre Bemühungen ein jeder für fich in feinem Yandestheile 
fort. Landgraf Georg I. von Hefjen-Darmftadt beauftragte feinen 
Kanzler Kleinjchmid mit der Abfafjung einer Landesordnung für 
die obere Grafjchaft Gabenelnbogen, welche 1591 als Geſetz in 
Kraft trat und fich bis jeßt in Hebung erhalten hat, obgleich fie 
bis 1779 nur bandjchriftlich exiſtirten5). Diefe Landesordnung, 
welche in vier Theilen 1) von der chriftlichen PolizeisDrdnung, 
2) von den Kontraften, 3) von Biktualien, nothwendigen Hand» 
werfern, Tagelöhnern und Dienftboten, und 4) von dem Landrechte 
handelt, beruht nicht auf Dem Entwurfe der vier Herrn Gebrüder, 
fondern ftellt fich al3 ein ſelbſtſtändiges Werk dar, deſſen Verfafler 
die kurze Zeit vorher erjchienene Solmjer Land-Drdnung unver: 
fennbar benußte. Landgraf Wilhelm IV. von Heſſen-Kaſſel Tieß 
durch jeinen Kanzler Reinhard Scheffer eine Ordnung verfaflen, 
„darinnen — — allerhand zweiffelhaftige Erb- und andere felle, jo 
an den Schöpfenftühlen und Gerichten je bißweilen vorfallen, — — 
decidiret und erörtert werben”; allein dieſe Verordnung ift niemals 
zum Gejeß erhoben worden, obgleich auch Landgraf Morig die— 
jelbe 1597 durch feinen Kanzler und Andere unter Zuziehung des 
D. Regnerus Siztinus revidiren Tieß !9). 

5) Als mit dem Ende des dreißigjährigen Kriegd Die Tange 
Beit geftörte Eintracht der beiden hejfiichen Linien wiederhergeftellt 
war, wurde der Plan, ein gemeinfames heſſiſches Landrecht zu 





17) Bol. im Allgemeinen über den Entwurf der vier Herren Gebrüder: 
Waldschmidt D. de singular. quibusdam et antiqg. Hass. juribus $ VII; Sen- 
kenberg de jure Hass. priv. $ XII; Kopp ©. 3.1. $ 49; Kleinfhmid in 
2. O. I. 462, II. Vorberiht $ 89 bis 103; Rommel V. 169; Rehm II. 51. 

18) Zuerft gedrudt bei Selhow Magazin für die teutichen Nechte und 
Geſch. 1779. 1. 475. Zweite Ausgabe Darmftadt 1795. Vgl. über das Ober: 
Catzenelnbogenſche Landrecht Bopp Mittelrheinifche Landrechte I. 95; über ben 
Verfaſſer deffelben Johannes Kleinfchmid (+ 1587) Striever VII. 144. 

19) Kopp ©. V. 1. $ 49. Rommel V. 173. Pfeiffer Geſch. der landſt. 
Verf. S. 105. 
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errichten, wiederaufgenommen 2°), 1651 von beiden Seiten eine 
aus Profefforen der Univerfitäten und Mitgliedern der obern Ges 
richte beftehende Kommiſſion zur Abfaffung eines Entwurfs nieder: 
gejeßt ??) und verabredet, hierbei den Entwurf der vier Herren 
Gebrüder zum Grunde zu legen?2). Das von den Landftänden, 
insbejondere von der NRitterjchaft, in Anfpruch genommene Recht 
der Mitwirkung bei der Entwerfung und Bublifation des pro- 
jeftirten allgemeinen Landrechts 23) wurde von den Yandgrafen 
nicht anerfannt?*). Die Arbeiten der ernannten Kommiſſion, 
welche lange Zeit hindurch von wechjelnden Mitgliedern fortgefeßt 
und namentlidy unter der Regierung des Landgrafen Karl 1687 
mit erneutem Eifer betrieben wurden, hatten zum Grgebniß einen 
weitläufigen „Entwurff des Ober- und Niederfürſtenthumbs Hefien, 
wie auch darzu gehörigen Graf: und Herrichaften Gemeinen und 
Sambt-Land-Recht3” in ſechs Theilen, 127 Titeln und 1083 Para— 
graphen 25). Diejer Entwurf, welchem eine übertriebene Vorliebe 
für das römifche Recht und eine unglüdliche Behandlung einheimifcher 


— 


20) Vertrag zwiſchen H. Kaſſel und H. Darmſtadt vom 19. Febr. 1650. 
$ IV: „Und demnach zum Vierten beede Fürſtl. Theile in ihren Fürſtenthumen 
und darzu gehörigen Graf- und Herrihaften ein allgemein durchgehend Lands 
recht, wo immer möglich, aufzurichten nöthig und erfprießlich befunden, fo ift 
verabjcdjiedet worden, daß ein jeder Fürftl. Theil bei feiner Ganzley, was etwa 
hiebevor und zwar bei Lebzeiten der vier Herren Gebrüder, Fürſten zu Heilen, 
deßhalben allbereits zufammengetragen worden, oder was man fonften für Nach— 
richtung haben fann, mit Fleiß nachſehen und den Sachen ferners nachdenken 
follte, damit man hiernähft und da wiedermalige Zuſammenkunfft angeftellt 
würde, uud feine fernere Verhindernus einfiele, ein durchgehendes allgemeines 
Statutenbuch defto fchleuniger etwa abfaſſen lafjen möge”. Rommel VII. 769. 

21) Ueber die Mitglieder der Kommiffion vgl. Kopp ©. DB. 1.86. Strieder 
VII. 146. 

22) Vertrag zw. 5. Kaffel und H. Darmftadt von 1651. $ XIV. 

23) Beſchwerden der Nitterfchaft vom 30. Sept. 1650. Nr. 3, bei Rommel 
IX. 178. 

24) Fürftl. Nefol. vom 12. Juni 1652. $ 3: „Die vom der Ritterfchaft 
aber oder einige derjelben darzu zu ziehen, ift nicht eben necessitatis, jondern 
fieht zu beederfeits 3. I. F. ©. Belieben, ob undt wie weit, auch mit welchen 
fie alsdann hieraus consilii causa zu communiciren veranlaßt werden mögen“. 
Ledderhofe Kl. Schr. I. 64. Pfeiffer Gefch. der landſt. Verf. S. 107. Roumiel 
IX. 184. 

25) 2. ©. II. Vorbericht $ 91. 

4* 
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Rechtsinftitute nach römiſchen Grundſätzen vorgeworfen wird 20), 
ift nicht zum Gejege erhoben und nicht einmal durch den Drud 
veröffentlicht worden, nachdem verjchiedene beanftandete Fragen zur 
fürftlichen Decifion ausgejegt worden waren, 

6) Der hejliiche Amtsjchultheis Heinrich Anton Geife 2”) ver- 
öffentlichte in jeinem Teutſchen Corpus Juris?®) als viertes Buch) 
defjelben den Landrechts-Entwurf der drei Herren Gebrüder mit 
einer angeblichen Verordnung des Landgrafen Karl, durch welche 
dieſes Landrecht öffentlich publicirt, zum Drud privilegirt und 
allen Gerichten und Unterthanen unter Aufhebung der entgegen- 
ftehenden Gewohnheiten und Mißbräuche als Richtſchnur vorge: 
jchrieben wurde. Anfangs wurde dieſe Verordnung ſowohl von 
einzelnen Nechtögelehrten 2°), als auch von dem DOberappellationd- 
gerichte zu Kafjel 3°) für Acht gehalten. Durch eingezogene amt- 
lihe Erkundigungen aber ergab ſich Die Faljchheit Derjelben. Die 
Fälſchung beftand darin, Daß Geije ein im Namen der drei Herren 
Gebrüder entworfenes, aber niemal3 zum Geſetz erhobenes Publi- 
kations-⸗Edikt eigenmächtig veröffentlichte, indem er an die Stelle 
des Namens der drei Herren Gebrüder den Namen des Landgrafen 
Karl jegte?"). Sowohl das Oberappellationsgericht ??), als die 
Regierung zu Kafjel *3) ſprachen hierauf der von Geife veröffent- 
lichten Verordnung und dem darin in Bezug genommenen Landrechte 


26) Koyp ©. V. I. 86. 

27) Ueber bie perfönlichen Berhältniffe des Geife vgl. Strieder IV. 344. 

28) Teutfches Corpus juris oder Verfaſſung derer des H. Nom. Reichs 
Teutfcher Nation Kayferl., Bürgerl., Beinlihen, Lehn, Geiftlichen, See- Land» 
und Kriegsrechten. Hannover 1703. 4, 

29) Selchow Elem. jur. Germ. priv. $ 487. Bütter Rechtsf. I. 126. 
Kortholt D. de simult. investitura Hass. p. 68: In terris vero Darmstadtinis 
omnia judicia tam superiora quam inferiora illud (das Landrecht der vier 
Herren Gebrüder) pro lege agnoscere tenentur. Certe de authentia constitu- 
tionum specialium, praecipue feudalium, quae ibi occurrunt, nemo dubitat, 
cum et separatim exstent, et assiduo observantur usu, Lennep &.R. ©. 665 
ift noch zweifelhaft. 

30) Dec. Cass. I. 32. nr. 12. (1758). 

31) Vgl. Kleinfhmid in 2. O. I. 462, II. Vorder. $ 103. Kopp Handb. 
1. ©. XI. und die dafelbft Angef. 

32) Dec. Cass. I. 44. nr. 17. I. 185. II. 9. 

33) Neg. Reife. vom 14. Januar 1764 bei Ledderhofe Kl. Schr. IV. 371. 
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die Kraft eines Geſetzes gänzlich ab. Gleichwohl hat daſſelbe ein 
nicht gering anzujchlagendes hiftorijches Intereſſe, weil Die Bearbeiter 
des Entwurfs den hergebrachten Landbrauch berüdjichtigten, und 
ihr Zeugniß hierüber um jo glaubwürdiger erjcheint, ald es in 
vielen Stüden mit dem aus der Solmjer SURSOITANG erfichtlichen 
ältern Gewohnheitsrechte übereinftimmt ®*). 

Der Unthätigfeit der Landesgejeßgebung, welche über den Be— 
ftrebungen , ein umfafjendes Landrecht zu Stande zu bringen, Die 
Ausbildung einzelner Rechtsinftitute verjäumte, und der romanifi- 
renden Richtung der Rechtswiſſenſchaft ift es zuzujchreiben, Daß 
jowohl die willenfchaftliche Bearbeitung, als die praftiiche Ent- 
widelung der dem deutſchen Rechte angehörigen Nechtsinftitute in 
Heſſen bis zum Beginn des achtzehnten Jahrhunderts eine höchſt 
unvollfommene war. Die Untergerichte insbejondere ergriffen in 
ihrer Nathlofigkeit mitunter den Ausweg, auswärtige geſetzliche 
Beftimmungen, namentlich die Solmjer Landordnung, hier und da 
ſogar das Pfälzer Landrecht 35) bei ihren Erkenntniſſen zur Richt: 
ſchnur zu nehmen, Gin bejjerer Zuftand trat erft ein, als Die 
Landgrafen unter definitivem Aufgeben der Landreihts- Projekte 3°) 
feit der Regierung des Landgrafen Karl begannen, einzelne privat- 
rechtliche Streitfragen auf dem Wege der Gejeßgebung zu ent- 
icheiden, als ferner Die Nechtslehrer der Univerfität zu Marburg 
anfingen, ihre willenjchaftliche Thätigfeit dem vaterländiichen Rechte 
zuzumenden (vgl. $ 40), und endlich Durch die Einſetzung des 
Dberappellationsgerichts ein Mittelpunkt für einheitliche Rechts— 
fprechung gewonnen war (vgl. 8 39). 

Unter der Regierung des Yandgrafen Friedrich I. wurde eine 
Kommiffion, als deren Mitglieder Fledenbühl gen. Bürgel und 
Lennep genannt werben, zu dem Zwecke niedergejeßt, aus den ein— 
heimiſchen Geſetzen und Gewohnheitsrechten ein Civilgeſetzbuch unter 
der Bezeichnung Codex Fridericianus zu entwerfen 37), ein Unter- 





34) Man vgl. 3. B. Geife Kap. 20. $ 1 mit Solmf. 2. O. II. 28. $ 1, 
Geiſe Kap. 22. $ 1 mit Solmj. L. O. II. 20. $ 1, Geife Kap. 12. $ 1 mit 
Solmf. 8. D. II. 23. $ 1. 

35) Nach dem Zeugnig von Senkenberg de jure Hass. priv. $ XV. 

36) In Dec. Cass. I. dee. 44, nr. 17 wird das Jahr 1739 als der 
Zeitpunkt genannt, wo die Kandrechtsentwürfe endlich aufgegeben wurden, 

37) gl. Gaertner Meditat. I. Praef. 
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nehmen, welches ohne Zweifel durch die gleichzeitig in Preußen 
behufs der Abfaſſung des Allgemeinen Landrechts für die Preußiſchen 
Staaten begonnenen Vorarbeiten veranlaßt war. 

Auch der Regierungsnachfolger Friedrichs II. Kurfürſt Wilhelm J., 
ging mit dem Plane um, ein gemeinſames Civilgeſetzbuch für ſeine 
geſammten Lande zu erlaſſen. Derſelbe ſetzte 1805 eine Kommiſſion 
mit dem Auftrage nieder: „ein vollſtändiges Geſetzbuch für die 
geſammten Kurlande unter dem Titel eines Codicis Electoralis 
Hassiaci Wilhelmini zu verfaſſen“ und Dabei Das preußiſche Land— 
recht dergeftalt zum Grunde zu legen, Daß dasjenige, was Dabei 
auf die Kürlande nicht anwendbar jei, jowie namentlich Die darin 
enthaltenen Verordnungen wegen der Ehe zur Iinfen Hand wege 
gelaſſen, Dagegen die in den Landesordnungen enthaltenen Beſtim— 
mungen, welche entweder in der Verfaſſung der heſſiſchen Lande 
ihren Grund hätten, oder wovon das preußiiche Gejeßbud, nichts 
enthalte, bemjelben einverleibt würden. Demgemäß jollte die 
Kommilfion über jeden Titel des preußiſchen Landrechts mit Bei— 
fügung ihres Gutachtens berichten. Die Kommiffion begann ihre 
Arbeiten, welche aber durch Die 1806 erfolgte franzöfiiche Okkupation 
unterbrochen wurden 3?), 

Nach der Miederherftellung des Kurſtaates wurde in den von 
der Staatöregierung im Jahre 1816 den altheffiichen Landftänden 
vorgelegten Gonjtitutions-Entwurf die Beſtimmung aufgenommen, 
es jolle ein neues allgemeines Bürgerliches Geſetzbuch entworfen 
und damit ſchon in diefem Jahre der Anfang gemacht werden 39), 
Das Scheitern des damals unternommenen Verfafjungswerfes ver: 
eitelte die Vollziehung dieſer Beſtimmung. 

Die jüngste Anregung zum Entwurfe eines Givilgejeßbuchs für 
Kurheflen ging von Den im Jahre 1831 verfammelten Landftänden 
aus 20). In Folge deſſen wurde zwar 1833 von der Staats- 
regierung verheißen, dem Defiderium der Landftände nad) Möglich: 
feit zu willfahren*'), auch zur Vorbereitung eine Geſetzgebungs— 


38) Duyfing N. Ann. I, 2, 69, Juſti Grundlage zu einer heſſ. Gelehrten: 
Geſchichte S. 541. 

39) Conſtit. Entwurf Kap. VIII. Art. 10. 

40) Landt. Abſch. vom 9. März 1831. 8 7. 

41) Landt. Abſch. vom 31. Oft. 1833. 8 4. Nr. 2. 
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Kommilfion niedergejeßt 2); ein Ergebniß ift indefjen nicht erzielt 
worden. 


$ 22. 
2) Die Hennebergifche Landesorbnung. 


Graf Wilhelm zu Henneberg erließ 1539 eine von feinem 
Kanzler Johann Gemeln verfaßte Landesordnung, welche in acht 
Büchern theils privatrechtliche, theil3 prozeſſualiſche, ftrafrechtliche 
und polizeiliche Beftimmungen enthält"). Daß Diefelbe in dem— 
jenigen Theile der Eurheffiichen Herrichaft Schmalfalden, welcher 
zur Beit des Erlaſſes Derfelben von Helfen und Henneberg in Ge— 
meinjchaft beſeſſen wurde, jemals gejeßliche Geltung gehabt habe, 
ift ungeachtet der an einer Stelle?) vorkommenden Beftätigung 
eined lokalen Gewohnheitsrechtes der Stadt Schmalfalden wenig 
wahrjcheinlich, da das Einführungsedift vom 1. Januar 1539 allein 
von dem Grafen von Henneberg erlaflen ift?). Bei dem Stadt 
gerichte zu Schmalkalden, welches mit einem heffifchen und einem 
hennebergijchen Schultheiß bejegt war, jowie bei den gemeinfamen 
Gentgerichten, welche von beiden Herren mit Gentgreben, Vögten 
oder Schultheißen bejeßt wurden +), Fonnte die einfeitig von dem 
einen Landesherrn erlaffene Landesordnung um jo weniger für ein 
bindendes Gejeß angejehn werden, da Diejelbe in Betreff der 
Kompetenzbeftimmungen ausdrüdlich anerfennt, daß folche auf Die 


— 


42) V. vom 7. Januar 1833. 

1) Landts⸗Ordnung der Fürſtlichen Graffſchafft Hennenberg. fol. (Ohne 
Druckort und Jahreszahl). Zweite Ausgabe mit hinzugefügten Summarien. 
Meiningen 1720.4. Vgl. Schmid D. inaug. de ordinationis prov.. Henneberg. 
origine, fontibus et auctoritate. Jenae 1831. 

2) Buch 3. Tit. 4. Kap. 12. 

3) Schmid 1. c. p. 12. äußert fich bejtimmt, jeboh ohne Beweisführung, 
folgendermaßen: In communione cum Landgravio Hasso-Casselano possidebat 
Guilelmus urbem et praefecturas Schmalkalden, Herrenbreitungen, Barchfeld 
et Broteroda, in quibus ordinatio Henneb. vim legis minime obtinuit. Da- 
gegen äußert Wagner, ebenfalld ohne Begründung, in der Zeitjchr. des Vereins 
für heil. Geſch. V. ©. 27: Die hennebergifche Ger.Ordnung habe auch in der 
Herrihaft Schmalkalden gejeblihe Kraft gehabt, ohne daß bekannt fei, wie 
ſolche verloren gegangen. 

4) Wagner Geſch. von Schmalfalden ©. 356. 
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gemeinfamen Gerichte Feine Anwendung leiden >). Noch weniger 
fonnte von einer Anwendung der ohne Mitwirfung der Landgrafen 
von Helfen erlafjenen hennebergijchen Landesordnung bei der Kanzlei 
zu Kaſſel die Rede fein, welche nad) vertragsmäßiger Beftimmung ®) 
Jahr um Jahr mit der hennebergiichen Kanzlei zu Schleufingen 
abwechjelnd die zweite Inſtanz für die heſſiſch-hennebergiſchen Kon— 
dominatslande bildete. Die von dem Grafen von Henneberg ein- 
ſeitig erlaffene Landesordnung erlangte auch durch den Anfall der 
hennebergijchen ideellen Hälfte an Helfen feine gejeßliche Geltung. 
Gegenwärtig befindet fich diejelbe bei allen Gerichten der Herrichaft 
Schmalfalden gänzlicdy außer Uebung. Man kann derſelben nicht 
einmal den Werth eines gejchichtlichen Zeugnifjes des Dortjelbft in 
älterer Beit in Uebung gewejenen Gewohnheitsrechtes beilegen. 
Denn wenn gleih nah den Worten des Einführungs-Edikts der 
Geſetzgeber beabfichtigte, das Landrecht und die hergebrachten guten 
ehrbaren Gewohnheiten aufzuzeichnen und zu orönen, fo ergiebt fich 
doc aus dem Inhalte des Gejeßes, daß daſſelbe nicht Aufzeichnungen 
des einheimifchen Landbrauches enthält, ſondern der reformirten 
Tyroler Landesordnung von 1526 faft wörtlich entlehnt ift ”). 


g 2. 
3) Die Solmfer Gerihts- und Land-DOrdnung. 


Die von dem Syndifus Johann Fichard zu Frankfurt a. M. 
verfaßte und 1571 von den Grafen von Solms für jämmtliche 
Solmſiſche Lande als Geſetz publizirte Gerichts» und Landtordnung 
der Graffichafft Solms und Herrichaften Minzenberg, Wildenfelß 
und Sonnenwalt ') wurde in vielen benachbarten Territorien eins 





5) Buch 2. Tit. 10. Kap. 1 und 3. 

6) Vertrag vom 8. Juli 1527 bei Schulthes Diplom. Gefchichte des Gräfl. 
Haufes Hennenberg. II. Urf. ©. 345. gl. auch Hombergk Comm. jur. Hass., 
spec. de succ. conjugum IX. 219. 

7) Schmid 1. c. p. 5, 15. 

1) Ausgaben der Solmfer Landordnung: a) Pranffurt a. M. durch 
Johannem Wolffium 1571. fol. 129 ©. 5b) Lich bei Nif. Erben 1599. fol. 
129 ©. Bol. über diefen zweiten Abdruck Senkenberg Sel. I. 586. und 
Orth Anm. zur Frankfurter Meformation. Vierte Bortfeßung ©. 41. 
ec) Branffurt bei Peter Maußen und Ruprecht Beder 1612. fol. 137 ©. 
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geführt, theils durch Publikation als Geſetz, theils durch Uebung 
. der Gerichte. Der Grund der weiten Verbreitung derſelben ift 
darin zu finden, daß der darin aufgezeichnete Landbrauch mit dem 
Gewohnheitsrechte der benachbarten Länder übereinftimmte 2). 

An der Grafichaft HanausMünzenberg wurde die Solmfer 
Landordnung für das Amt Babenhaufen 1579 geſetzlich eingeführt ®) 
und auch in den übrigen Yandestheilen bald nad) ihrem Erjcheinen 
von den hanauijchen Gerichten als Rechtsnorm angewendet, nicht 
ohne Vorwiſſen und ftilljchweigende Zulaſſung der Grafen von 
Hanau, welche in jpätern Verordnungen häufig darauf als auf ein 
von den Vorfahren rezipirtes Gejek von unzweifelhafter Gültigkeit 
Bezug nahmen*). Wo die Solmfer Landordnung durch den Ge— 
richtögebrauch eingeführt wurde, blieben einzelne von den Beftim- 
mungen derjelben abweichende Yandbräuche unverändert ald Gewohn— 
heitsrecht in Uebung. Insbeſondere ift Diefes der Fall hinfichtlich 
der Stadt Hanau, der Aemter Bücherthal und Bornheimerberg, 


d) Franffurt bei Joh. David Zunner 1688. 8. 320 ©. Zufolge der Vor: 
rede vom 21. Dez. 1687. „von neuem nad der rechten Gdition überſehen“. 
In diefer Ausgabe findet fih das in den frühern Ausgaben am Ende des zweiten 
Theils Tit. 13. fehlende Stück. e) Frankfurt bei Joh. Adam Jungen. 1716. 8. 
320 ©. f) Wetzlar bei Georg Ernſt Winfler 1773. 8. 28306. g) Hanau bei 
Edler 1840. 8. 316 ©. Der zweite Theil, das Landrecht enthaltend, findet ſich 
bei von der Nahmer Handb. des Nhein. Part. Rechts. I. 1. 

2) In der Vorrede zur Ausgabe von 1612 heißt ed: „daß die Solmfer 
Landordnung hernach auch in vielen benachbarten grafichaften und herrichaften 
darum gutgeheißen und angenommen worden, weil darin fonderbare landbräuche, 
als die erb- und landſiedelleyhen, landſiedelrechte, ſchätzung ber befjerungen, 
abtrieb der liegenden Güter, ſteinſetzung, verjährung, wie auch andere mer rechte 
und bräuche aljo erklärt und verbeflert zu finden, baß fie in feiner andern 
reformation und ordnung ftehen“. 

3) Publifations-Edift vom 24. Auguft 1579 bei Carl Kl. juriftifche Auf- 
füge ©. 9. Die „Gerichtlihe Ordnung und Landrecht, welche die Graveſchaft 
Hanawstichtenbergf ıc. in der Oberfait, ſonderlich diefer Herrſchaft Babenhaufen 
zur nadrichtung jetzt au anordnen und publiciren hat lafien Anno 1579. Ges 
druckt zu Branffurt a. M. 1579”, ift nichts anderes, als ein unveränderter 
Abdruck der eriten Ausgabe der Solmfer L. DO. mit Voranſchickung des Publi- 
fations Edifts für Babenhaufen. 

4) Han. V. vom 30. Sept. 1708, vom 1. Febr. 1744. Hofgerihts:D. 
XI. $ 209. Bei dem legtern Gejeß lag die Ausgabe der Solmf. L. D. von 
1716 zu Grunde, wie Kulenfamp Liter. ©. 207. nachweiſt. 
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deren Landbraͤuche 1581 von den Schultheißen und Schöffen dafelbft 
aufgezeichnet und an den Oberamtmann zu Hanau einberichtet 5), 
jeitdem unter dem Namen „Abfälle der Solmjer Landordnung“ in 
Geltung geblieben find, infoweit nicht fpäter eine Aufhebung der— 
jelben im Wege der Gejehgebung erfolgte). Mit der Solmfer 
Landordnung wurde auch die zur Grläuterung und Abänderung 
des Th. I. Tit. 19 „von verbotenen und unzuläjfigen Ehen“ er- 
laſſene Solmſer Verordnung vom 1. November 1583 in der Graf: 
Ihaft Hanau rezipirt. Hinfichtlich einiger Theile der Letztern bedarf 
die Frage, ob die Solmjer Landordnung daſelbſt gelte, einer 
nähern Unterfuchung um deßwillen, weil Diefelben entweder zur Zeit 
ihrer Rezeption nicht zur Grafjchaft gehörten, oder ſpäter von der— 
jelben getrennt wurden. In den Gerichten Schwarzenfeld und 
Brandenftein, weldye Damals Beitandtheile der Grafſchaft Hanau 
bildeten, jpäter aber eine Zeit lang mit Altheſſen vereinigt waren, 
ift die Geltung der Solmfer Landordnung zufolge des Gerichts: 
gebrauchd außer Zweifel, in Betreff des erftern Amtes auch durch 
landesherrliche Entjchliegung?) anerkannt. In Betreff des Gerichts 
Altengronau, welches zur Zeit der Einführung der Solmjer Lands 
ordnung nicht zur Grafſchaft Hanau gehörte, jondern als hanauiſches 
Lehn im Beſitze der reichgunmittelbaren Herrn von Hutten war, 
würde derjelben feine Geltung beizulegen fein, wenn nicht etwa 
für dieſen Gerichtsbezirk ein gegentheiliges Gewohnheitsrecht er: 
weisbar ift®), zu deſſen Entſtehung die Vereinigung des Gerichts 
Altengronau mit dem althanauijchen Gerichte Brandenftein unter 


— — — 


5) Die Abfälle find zuerſt der Ausgabe von 1688, ſodann allen fpätern 
Ausgaben beigedrudt. Der an den Dberamtmann zu Hanau erftattete Bericht 
ift zwar in biefen Ausgaben vom 23. Oft. 1681 datirt, allein dies ift ohne 
Zweifel ein Druckfehler ftatt 1581. Vgl. Lennep Landf. R. Borrede. ©. VI. 
Kulenfamp Liter. ©. 207. 

6) Die Abfälle zu Th. II. Tit. 12. $ 19. hob ein auf landesh. Entſchl. 
vom 21. Dezember 1800 beruhendes Han. Neg. Reſkr. vom 1. Mai 1801 auf. 

7) & ©. R. B. vom 20. Sept. 1763, dem Amtsjchultheißen zu Schwarzen- 
fels augefertigt durch Neg. Reffr. vom 23. Sept. 1763. Ein OAGErk. 1804 
in S. Blumfche Gläub. g. Blum, welches die Solmfer 2. DO. für unanwendbar 
in den Aemtern Schwarzenfels, Altengronau und Brandenftein erflärte, jcheint 
auf Unfenntniß der angeführten landesherrl. Entſchließung zu beruhen. 

8) Klauhold Rechtsbuch S. 128 verneint die Anwendbarkeit der Solmfer 
L. D. im Gerichte Altengronau geradezu, jedoch ohne Beweisführung. 
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einem gemeinfamen Beamten?) leicht Anlaß geben konnte. Hin 
fichtlich der Kellerei Naumburg 1%) und der Stadt Gelnhaufen !*) 
ift durch die allgemeine Einführung des hanauiſchen Nechts jeder 
Zweifel an der Gültigkeit der Solmjer Yandordnung bejeitigt. In 
dem zur Zeit der Rezeption derjelben mit Kurmainz gemeinschaft 
lichen Biebergrund und Freigericht hat die Solmjer Landordnung 
wahrjcheinlicy feinen Eingang gefunden, jo lange der geſammt— 
Ichaftliche Befib beider Yandesherrn dauerte; Dagegen ift, nachdem 
das Amt Biebergrund 1684 und von dem Freigerichte die Gent 
Somborn 1740 in den Alleinbefiß von Hanau übergegangen war, 
die Geltung der Solmjer Landordnung in dieſen hanauijchen 
Beligungen durch den Gerichtögebrauch entjchieden, welcher Darin 
Unterftügung findet, daß einzelne nad) dem Erwerb derjelben für 
die ganze Grafihaft Hanau erlaffene Verordnungen die Gültigkeit 
der Solmfer Landordnung ohne Beichränkung unterftellten 12). 

Graf Philipp zu Iſenburg führte die Solmjer Landordnung 
4578 mit geringen Abänderungen und unter Hinzufügung einer 
Nüge-Drdnung in der damals noch nicht getheilten Grafjchaft 
Sfenburg ein 3). Die Solmjer Berordnung vom 1. November 
1583 wurde in Iſenburg nicht angenommen, fondern durch eine 
eigene gräfliche Verordnung vom 20. Mai 1584 erjekt. 

In dem Gerichte Ramholz hatte die Solmfer Landordnung 
ſchon vor der Vereinigung defjelben mit Hanau gejegliche Kraft). 

Somit erftredt ſich die Gültigkeit derjelben über Die gefammte 
gegenwärtige Provinz Hanau mit Ausnahme der vormals fuldifchen 
und mainzischen Drtjchaften (vgl. $ 9 nnd 13), des Amts Roms: 
thal und des Amts Altengronau mit dem Sinngrund. 


9) Engelhard Erdbeſchr. II. 883. 

10) Bol. oben $ 16. Note 20. 

11) Vgl. oben $ 18. Note 64, 65. 

12) Val. oben Note 4. 

13) Euler in der Zeitfchr. für deutfches Recht von Reyſcher und Wilda 
X. 33. Bopp Beiträge zum VBerftändniß der vier mittelrheinifchen Landrechte 
l. 2, 197. 

14) Inſtruktion des Grafen von Degenfeld für den Beamten zu Ramholz 
vom 12. April 1771: „Unſer Amtmann ſoll ſprechen nad der Solmſer Land— 
ordnung, welche von Uns eingeführt iſt, außer den sub A. hierneben verzeich— 
neten Stellen, als worin von derſelben abgegangen wird“. Die Anlage A. iſt 
dem Vernehmen nach verloren gegangen. 
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Die Abficht des Gejehgebers ging bei dem Erlaß der Solmfer 
Landordnung dahin, einestheild die Anwendung des römifchen 
Rechtes durch eine gemeinverftändliche Darftellung der wichtigern 
Lehren dejjelben zu befördern, anderntheils die ungewiffen, ungleichen 
und zweifelerregenden Landbräuche auf beftimmte und gleichförmige 
Grundjäße zurüdzuführen und ſomit der feit Einführung des fremden 
Rechts obwaltenden Necht3ungewißheit ein Ende zu machen 15), 
Schon hieraus, ergiebt fich, daß das Verhältnig der Solmſer Land- 
ordnung zum vömifchen Nechte ein anderes ift, als zu dem 
Altern Deutjchen Nechte. Es zeigt fi) darin nirgends die Abficht 
einer Abänderung oder authentijchen Sinterpretation von Beſtim— 
mungen des römilchen Rechts, jondern überall nur der Verdeut- 
lihung deſſelben. Daher ift bei denjenigen Beftimmungen der 
Solmjer Landordnung, welche Iediglich dem römiſchen Recht an- 
gehörige Inſtitute betreffen, im Zweifel die mit dem römischen Necht 
übereinftimmende Auslegung vorzuziehn !*), und jelbft dann, wenn 
diejelben in unzweifelhaftem Wortlaute den Beitimmungen des 
römischen Rechts widerftreiten, ungeachtet der entgegenitehenden 
Borjchrift der Solmfer Landordnung nad) Lebterem zu erfennen, 
jofern Gritere auf einer zwar von der gegenwärtigen Rechtöwiflen- 
Ichaft al3 irrig verworfenen, von Fichard und feinen Zeitgenofjen 
aber für richtig erachteten Auffafjung des römiſchen Rechts beruht, 
mithin Die Abficht einer Abänderung des Letztern nicht anzunehmen 
ift!7). Dagegen geht hinfichtlich der auf deutſchem Necht beruhenden 
Inſtitute die klar ausgejprochene Abficht des Gejeßgebers dahin, 
daß „alle vorige alte Landbräuche und Gewohnheiten, jo dieſen 
unjern Ordnungen und Sakungen ungemäß und entgegen, gänzlich, 
aufgehoben, cajjirt und abgethan fein jollen“, und daß „da fich 
einiger Fall, der in gegenwärtiger unjerer Ordnung nicht begriffen, 


15) Bol. das Einführungs-Edift vom 4. April 1571 und die Vorrede zum 
Andern Theil. 

16) Daher find Gefchwilterfinder in Konkurrenz mit Afzendenten und Ge: 
ſchwiſtern durch Th. I. Tit. 26. von der Inteftaterbfolge nicht ausgeichlofjen. 

17) Dies gilt 3. B. von Th. I. Tit. 27. $ 5. Ungeachtet der in Th. I. 
zit. 23. $ 10 und 15 enthaltenen Anerkennung des Nullitätsiyftems in Betreff 
der nov. 115. ift das durch den furheffiichen Gerichtsgebrauh angenommene 
Inoffizioſitätsſyſtem anzuwenden. 
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künftig begeben und zutragen würde, berjelbige nicht den obbe- 
rührten alten und aufgehobenen Gewohnheiten oder Gebräuchen, 
jondern den allgemeinen bejchriebenen Fayjerlichen Rechten und 
Gonftitutionen nach” beurtheilt werden ſoll. Dieſe Beftimmung 
leidet jedody nur auf die in der Solmjer Landordnung behandelten 
Inſtitute Anwendung, jchließt mithin Die Anwendung deutjchrecht- 
liher Grundſätze auf die darin übergangenen Rechtöverhältniffe: ®) 
feineswegs aus. Bei der Anwendung, der Solmjer Landordnung 
find nicht allein Die auf dem Wege der Gejeßgebung erfolgten 
Abänderungen, jondern auch Die nad) dem Erlaß derſelben erft 
entftandenen Gewohnheitsrechte zu berüdjichtigen, Durch welche zahl: 
reiche Vorjchriften derjelben befeitigt oder abgeändert worden find °). 

Ein wichtiges Hülfsmittel zur Auslegung der Solmjer Land— 
ordnung ift Die kurze Zeit nach dem Erſcheinen derjelben von Fichard 
verfaßte Erneuerte Reformation der Stadt Franffurt von 157820), 
Beide Gejeßbücher wurden al3 ſich gegenjeitig ergänzend angefehn, 
indem einzelne auf ſtädtiſche WVerhältnifje bezügliche Theile der 
Frankfurter Reformation im Gebiete des Solmjer LYandrecht3 2°), 
dagegen einzelne die Iändlichen Verhältniffe betreffende Abjchnitte 
des Lebtern im Gebiete der Stadt Frankfurt gejeßliche Geltung 
erhielten? 2). 

Ein weiteres Hülfgmittel bei Auslegung der Solmfer Land: 
ordnung find die Schriften Fichards, aus welchen insbejondere 
deſſen Auffafjung des römiſchen Rechts zu erkennen ift?23), 


18) 3. B. Auszug, NReallaften u. f. w. 

19) 3. B. Th. II. Tit. 9. $ 2. durch die allgemeine Klagbarfeit der Bers 
träge, Th. II. Tit. 18. $ 5 bis 7. durch die Zuläfiigfeit der Erbverträge, Th. II. 
Tit. 2. $ 10. dur die Geftattung der Zinsnahme, Th. IL. Tit. 21. $ 29. 
durch die Verſchmelzung der Tutel und Kuratel. 

20) Orth in den Anmerkungen zu der Erneuerten Reformation der Stabt 
Frankfurt am Mayn (6 Bände. Frankfurt 1731 bis 1775) nimmt häufig Rück— 
fit auf die Solmfer L. O. 

21) In der Grafihaft Hanau gilt Franff. Reform. 1578. Th. VIIL als 
BausOrdnung bei nachbarlichen Irrungen. Näheres hierüber unten. 

22) Ein Frankf. Rathsſchluß vom 20. Aug. 1726 führte die Solmfer L. D. 
in den Franffurter Dorffchaften in Betreff derjenigen Nechtsverhältniffe, über 
welche die Frankf. Reformation feine Beftimmungen enthält, als Gejeg ein. 

23) Fichardi Consil. Tom. I. in lateinifher Sprache, Tom. Il. in deuticher 
Sprade, auch unter dem Titel: Teutfche Rathichläge, Frankfurt 1590. fol. 
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$ 24. 
4) Die Schaumburgifhe Polizei-Ordnung. 


Graf Ernſt von Holftein- Schaumburg erlieh im. Jahre 1615 
für die Holfteinifche Grafſchaft Pinneberg und die Grafjchaft 
Schaumburg eine Polizei-Ordnung!), welche nad) der Theilung 
der letztern Grafichaft auch in dem an Heſſen-Kaſſel gefallenen 
Theile derjelben in Geltung blieb und noch jet die hauptjächlichite 
Orundlage des Schaumburger Partikularrechts bildet. Sie enthält 
neben polizeilichen und ftrafrechtlichen auch zahlreiche privatrecht- 
liche Beftimmungen, befonders über Familien- und Erbrecht, weß- 
halb fie au in dem Publifations - Edift als Land- und- Polizei 
Ordnung bezeichnet wird. Bei ihrer Abfaſſung wurden die Schaum: 
burgijchen Landftände zu Nathe gezogen ?). Die Abficht des Ge- 
jeßgebers beitand darin, im Einklang mit der ReichspolizeiOrdnung 
von 1577 und dem Reich3:Deputationd-Abfchied von 1600 die durch 
Grfundigung bei den Landſtänden und fonft wahrgenommenen 
Mängel und Gebrechen abzuftellen. Weldye Materialien bei Ab- 
faffung der Schaumburger Polizei-Drdnung benußt worden find, 
ift nicht befannt; aus dem Inhalte einzelner Beftimmungen läßt 
fi) auf eine Berücfichtigung des Hamburger — von 1605 


ſchließen ®). 


g 25. 
5) Das Mainziſche Landrecht. 


Das Mainziſche Landrecht von 1755°), welches Kurfürſt 
Johann Friedrich Karl vom 1. Januar 1756 an in allen ſeinen 


1) Ausgaben: Die erſte Stadthagen 1615. Die zweite mit Anmerkungen 
von Nottmann Rinteln 1717. 4. Nach lebterer wird im Folgenden citirt. 
Bol. über die Schaumb. Pol. Ordn. überhaupt Dolle Biblioth. Schaumb. 
III. 232. 

2) Rottmann ©. 4. 

3) Hierauf iſt fchon bei Heufer Ann. II. ©. 265 hingewiefen. 

1) Ausgaben des Mainzer Landrechts: 1) Unter dem Titel: EChurfürftlich- 
Mayntziſche Landreht und Ordnungen. Mainz bei Odel 1755. fol. 2) Ein 
unveränderter zweiter Abdruck Aſchaffenburg 1838. 8. 3) Der privatrechtliche 
Theil findet fich bei von der Nahmer Handb. des Mhein. Bart. Rechts II. 683. 
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Landen mit Ausnahme der Erfurtiichen, Eichsfeldiichen und Con— 
dominat-Lande einführte?), hat in den 1816 von Kurheflen er: 
worbenen vormalg, Mainziſchen Ortſchaften (vgl. $ 13) noch heutigen 
Tags gejegliche Geltung. Dagegen ift daſſelbe in dem Fürften- 
thume Frißlar (vgl. $ 8) durch die Einführung des kurheſſiſchen 
Rechtes vom 1. Januar 1804 an abgeſchafft?). Mit Unrecht hat 
man die Geltung des Mainzer LYandrechts in dem an Hanau ges 
fallenen Theile des Freigerichts behauptet; denn derjelbe war bereits 
vor Publikation des Mainzer Landrechts 1748 an Hanau abge- 
treten *). 

Das Mainzer Landrecht enthält im erften Theil unter der 
Bezeichnung Landrecht privatrechtliche, im zweiten Theile unter der 
Bezeichnung Yandsordnung adminiftrative und namentlidy polizei- 
liche, im dritten und vierten Theil unter dem Namen Untergericht: 
und Hofgericht3-Drdnung prozefjualijche Vorichriften. Die Abficht 
des Geſetzgebers war dahin gerichtet, das im Erzitift vorher in 
Geltung gewejene, in einer Privataufzeihnung unter dem Namen 
Rheingauer Landesbrauch gejammeltes), ungewilje und zweifel- 
erregende Gewohnheitsrecht durch ein gejchriebenedg Recht von 
größerer Vollftändigfeit und Beſtimmtheit zu erjeßen. Daher wurde 
in dem Einführungs-Edifte verordnet, Daß alle dem Mainzer Land» 
recht zuwiderlaufende Gewohnheiten und Gebräuche aufgehoben 
fein, und alle darin nicht entjchiedenen Rechtsfragen nach dem ge— 
meinen Nechte beurtheilt werben jollen. 


2) Publikations-Edikt vom 1. Januar 1756, den Ausgaben des Landrechts 
vorgedruct. Ueber die rüdwirfende Kraft deffelben: Wainz. Verordn. vom 
16. Febr. 1756, bei Bopp Mittelrhein. Landrechte L ©. 132, 

3) Bol. oben $ 16. Note 1. 

4) Anerfannt durh Han. D. ©. Erf. vom 13. April 1836 in ©. Horft 
g. Staatsanwalt. 

5) Vgl. Bodmann Rheingauifche Altertgümer I. 504, Il. 623. Bopp 
Mittelrhein. Landrechte I. ©. 131. 


64 Uechtsquellen. 


II. Landesherrliche Verordnungen bis 1806. 


S 26. 
1) Altheſſiſche. 

Die Landesgejeßgebung in Heflen beginnt erft im ſechszehnten 
Jahrhundert eine bemerfenswerthe Thätigkeit zu entfalten). Doc) 
bewegt fich Diejelbe zunächit auf dem Gebiet der. Polizei, des Ge- 
richtsweſens, der Firdhlichen Angelegenheiten und der Finanzver: 
waltung. Auf das Privatrecht wirkt fie in größerem Umfange erft 
jeit dem Beginne des achtzehnten Jahrhunderts ein, 

Nach der Theilung Heflens findet fich neben der bejondern 
Geſetzgebung der einzelnen eine gemeinjfame jämmtlicher dem Haufe 
Heflen angehörigen Linien. Namentlich unter den Söhnen Philipps 
des Großmüthigen wurden gemeinfame Gejeße in größerer Anzahl 
erlafien 2). Nach dem Tode derjelben blieb die gemeinfame Ge- 
jeßgebung auf Die vertragsmäßig gemeinjamen Angelegenheiten 
bejchränft 3). 

Das Recht der Geſetzgebung war in der Landgrafichaft Heffen- 
Kaffel nicht den Behörden übertragen, jondern in der Hand des 
Landesherrn. Der äußern Form nad) waren die Gejeße entweder 
von den Landesherrn jelbit erlaſſen und vollzogen, in welchem Falle 
diejelben unter dem Namen von Verordnungen, Fürftlichen Edikten, 


— — 


1) Bon frühern Verordnungen find zu erwähnen bie von Heinrich II. von 
1337 über die Veräußerung an die todte Hand und über das Repräſentations— 
recht bei der Erbfolge, vgl. & O. J. 4A, I. Borberiht $ 13; ferner Ver: 
ordnungen Ludwigs des Friedfamen von 1423, über Gheverlöbnifje, Kindtaufen 
und Hochzeiten, und von 1455, übrr Gerichtsverfahren und Polizei, vgl. L. O. 
I. 9, I. Borberiht $ 14. 

2) Bon den Vier Herren Gebrüdern ift eine Güldenweinzoll-:Ordnung 1567, 
eine Reformations-Ordnung in Kirchen- und Polizei-Sahen 1572, eine Kirchen- 
Ordnung 1573, ein Lehns-Edikt 1578 erlaſſen; vgl. L. DO. I. 335 fgg. Andere 
von ihnen projeftirte Geſetze famen nicht zur Vollendung. 

3) Gemeinfam waren die adligen Stifter Kaufungen und Wetter, bie 
Sammthofpitalien Haina, Merrhaufen, Gronau und Hofheim, aktive und 
pajfive Sammtlehn, die allgemeinen Zandtage, die Generaljynoden, das Sammt— 
Hofgeriht und Sammt-Nevifionsgerihbt, das Sammt-Ardyiv, der Güldenwein- 
zoll, die Prinzeſſinſteuer. Vgl. Teftament Philipps d. Großm., Brüdervergleich 
von 1567, Grbeinigung ven 1568, Sauptafford von 1627, Friedens- und 
Ginigfeitövertrag von 1648. Weiß heil. Staater. ©. 35. 
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Ausjchreiben oder Reſkripten erjchienen, oder fie beftanden in Der 
Mittheilung des Iandesherrlichen Willens durch eine Oberbehörde. 
Seit dem fünfzehnten Jahrhundert hatten fich Die Landgrafen bei 
Ausübung der Gerichtsbarkeit und der Negierungsrechte Näthe zur 
Seite gejeßt, unter denen namentlich der Kanzler, der Hofmarſchalk 
und jpäter der Statthalter hervorzuheben find, und welche im 
Laufe der Zeit zu einer Eollegialifchen Behörde unter dem Namen 
der Fürftlichen Kanzlei vereinigt wurden +). Aus der Kanzlei zu 
Kafjel wurde 1656 ein höheres Kollegium ausgeſchieden, welches 
im Gegenjaß zu dem Negierungs:ollegium die Benennung Geheime: 
rath erhielt). Diefer nahm unter dem Vorfiße der Yandgrafen 
an der Geſetzgebung Antheil; die Bejchlüffe deſſelben, welche in 
der Form von Auszügen aus dem Geheimeraths-Protokoll ausge: 
fertigt wurden, find als Iandesherrliche Erlaſſe anzufehn. Auch 
die übrigen Oberbehörden, namentlich die Regierungen und Kon: 
fiftorien zu Kaffel und Marburg, das Steuer-Kollegium, Die 
Rentfammer 6) und das Kriegs:Kollegium 7), erließen häufig allge: 
meine Ausjchreiben in Beziehung auf Gegenftände ihres Gejchäfts- 
freifes, welchen gejegliche Kraft injoweit zufommt, als fie im 
jpeziellen Auftrage des Landesherrn oder auf vorgängige Anfrage 
mit Genehmigung defjelben erlaffen worden find. 

Den heſſiſchen Landftänden ftand ein Recht der Zuftimmung 
oder auch nur des Beiraths zu neuen Gejeßen nicht zu. Zwar 
wurden fie nicht jelten mit ihrem Beiratly gehört oder gaben durch 
Defiderien und Anträge die Veranlaffung zum Erlaß von Gefeßen. 
Allein ihre Beiziehung war eine fafultative, ein Recht darauf hatten 
fie weder nad) Herkommen, noch durch Verbriefung *). 


4) KanzleisDrdn. vom 6. Mai 1553, vom 25. April 1581, vom 14. März 
1628 (2. ©. I. 438, 448, II. 9). 

5) Kanzlei-Ordn. vom 20. März 1656 I. $ 1,5, III. $ 1, 2, 3. Marburg. 
Kanzlei-Drdn. vom 1. Oft. 1656. Tit. V. Kopp Ger. B. I. 293. 

6) Die Befugnig der Rentkammer, in Betreff des Gameral:Wefens Ber: 
orbnungen ins Land zu erlafen, wurde von den Patrimonialgerichten beftritten, 
durch B. vom 11. Zuli 1736 aber ausdrüdlih anerfannt (8. DO. IV. 406). 

7)E ©. R. P. vom 24. März 1772 (8. D. VI. 640). 

8) Ledderhoje Kl. Schr. I. 63. Die Meinung von Pfeiffer, Gejchichte der 
landft. Verf. ©. 203, daß wenigftens bei allgemeinen Landerdnungen (Samme 
lungen der Landrechte oder Gejegbüchern) die landſtändiſche Zuftimmung noth— 


I. 5 
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Eine beſtimmte Form der Publikation der Geſetze war nicht 
vorgeſchrieben. Die gewöhnliche Art der Bekanntmachung beſtand 
darin, daß die geſetzlichen Erlaſſe in einer Anzahl gedruckter oder 
geſchriebener Exemplare den Oberbehörden, von dieſen den Be— 
amten und adeligen Gerichtsherrn ®), von dieſen den Ortsvor— 
ftänden der einzelnen Gemeinden zugefertigt und von Letztern dem 
Ortsherkommen gemäß durch Vorlefung vor verfammelter Gemeinde 
oder Anjchlag an öffentlichen Orten befannt gemacht wurden 19). 
Bumeilen begnügte man ſich hiermit nicht, jondern verordnete zum 
Zwecke befjerer Verbreitung der gejeglichen Beitimmung deren 
Druck!!), oder jährlich wiederholte Vorlefung vor verfanmelter 
Gemeinde, von den Kanzeln oder in den Nügegerichten 2). In 
andern Fällen erfolgte weiter Feine Bekanntmachung, als die Zu— 
fertigung an diejenige Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, deren 
amtliche Thätigfeit durch den gejeßlichen Erlaß geregelt werden 
follte, oder welche dazu die Veranlaffung gegeben hatte. Namentlich 
wurden authentiſche uterpretationen nur den Behörden, auf deren 
Anfrage fie erfolgten '3), Landtagsabſchiede nur den Landftänden!*) 
zugefertigt; ja e8 fehlt nicht an Beifpielen, daß ſogar bei Ver: 
ordnungen eine allgemeine Bekanntmachung im Lande unter: 
blieben iſt ’>). 

Bon den bis 1806 erlafjenen althejfischen Verordnungen erxifti- 


wendig gewefen fei, wird durch das ©. 70 und 107 dafür Angeführte nicht 
genügend begründet. 

9) Mäheres bei Kopp Handb. I. 101. 

10) Reg. A. von 1656 (8. O. II. 361). Verordn. vom 10. Febr. 1775. 
$ 3. Kulenfamp N. ©. IV. Borrede. S. XXI. 

11) 8. 3. bei der Prozeßordnung vom 5. Sept. 1745. $ 90, bei der Ber: 
ordnung vom 17. März 1767 am Ende. 

12) 3. B. Verordn. vom 21. Nov. 1798. $ 29, Geſinde-Ordn. 1797. 
$ 20, 1801. $ 22. 

13) Zahlreiche Beifpiele bei Pfeiffer VI. 182. 

14) Ledderhofe Kl. Schr. I. 99. 

15) Die Prozeß-Ordn. für die Obergerichte vom 5. Sept. 1745 wurde den 
Gerichten zugefertigt und von diefen nur den Anwälten publizirt. Dec. Cass. 
1. 152. Dies mochte deßhalb für genügend erachtet werden, weil bei den obern 
Gerichten die Parteien nicht in Perſon auftreten durften. KanzleisD. 1656. 
IX. $ 14. 
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ren — abgejehn von einzelnen im Druck erfchienenen Stüden!*) — 
zwei gedrudte Sammlungen: 

1) Sammlung Fürftlih-Hejfifher Landes-Ord— 
nungen und Ausſchreiben nebſt dahin gehörigen Grläuterungs- 
und andern Rejkripten, Reſolutionen, Abjchieden, gemeinen Be 
jheiden und dergleichen. Auf guädigften Befehl zum Drud befördert. 
Kaſſel. fol. Erſter bis fiebenter Band 1767 bis 1802. Achter 
Band 1816. Diejfe Sammlung ift eine Privatarbeit, auf amtlichen 
Duellen beruhend und von der Regierung unterftüßt, aber nicht 
als amtliche Publikation zu betrachten 7). Die Herausgabe der 
eriten beiden Bände bejorgte der Negierungs-Archivar Kleinjchmid, 
Nachdem derjelbe jchon jeit 1749 an einer Sammlung der hejfifchen 
Landesordnungen gearbeitet hatte, wurde ihm 1759 vom Landgrafen 
Wilhelm VII. der Befehl, nad) Vollendung der Arbeit Anzeige zu 
erftatten und wegen der Nevilion weitere Verhaltungsvorjchrift zu 
erwarten. Darauf wurde ihm 1764 der von den heſſiſchen Land» 
ftänden in einem desiderium generale ausgejprochene Wunjch „einer 
höchſt nöthigen und nüßlichen Collection aller und jeder annoch in 
Dbjervanz ftehender Yandesordnungen, mithin Errichtung eines 
Corpus Constitutionum” Durch einen Geheimerath&bejchluß zur Nach: 
richt mitgetheilt, und endlich in Demjelben Jahr von der Regierung 
zu Kafjel ein Revifor in der Perjon des Lehns-Secretarius Robert 
beftellt, welcher in Berbindung mit ihm die Auswahl der zum 
Druck beftimmten Grlaffe zu bejorgen hatte Nach Vollendung 
dieſer Arbeit wurde ein Bericht an die Negierung zu Kaflel, und 
von diefer ein Gutachten an den Geheimerath eritattet; worauf von 
Seiten de3 Landesherrn nicht etwa eine Genehmigung der Samm- 
lung hinſichtlich der Authenticität und Vollſtändigkeit der aufge 
nommenen Berorbnungen, fondern nur ein Drudprivilegium er- 
folgte '°). In gleicher Weije bejorgte nach Kleinſchmids Tode 
(1774) der Regierungsardyivar Apell, welchem die Fortjeßung der 
Sammlung dur ein lanbesherrliches Reſkript übertragen worden 


16) 3. B. die KirchensOrdnung vom 12. Juli 1657, die Greben⸗Ordnung 
von 1739 u. A. m. 

17) Vgl. den Vorbericht zum erften und zweiten Bande der 2. D. Pfeiffer 
VI. 165. Kulenfamp in der Borrede zum vierten Bande der”. S. XXXIII. 

18) Privileg vom 11. Juli 1766, dem erften Bande der 2: D. vorgebrudt 
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war!®), die Herausgabe des dritten bis fiebenten Bandes, theil- 
weije unter Reviſion des Lehnsſekretars Nobert, nach deſſen Tode 
ein Revijor nicht wieder beftellt wurde. Die Herausgabe des 
achten Bandes wurde von Apell begonnen, von B. W. Pfeiffer 
fortgejfeßt und von Eggena vollendet, unter Reviſion von Ledder— 
hoſe 2°). Auch in Betreff der fpätern Bände beftinmte lediglich 
das Ermeſſen des Herausgeberd unter Beirath des Reviſors Die 
Auswahl der aufzunehmenden Stücke. Daher kann die ältere 
Sammlung der Landesordnungen weder als eine offizielle? *), noch 
als ein unter Dberaufficht der Regierung erjchienenes und Daher 
einer öffentlichen Geſetzſammlung gleichzuachtendes Privatıwerf??) 
bezeichnet werden, Sie wird bier citirt: L. D. mit Angabe des 
Bandes und der Seitenzahl. 

2) Neue Sammlung der Landesordnungen, Ausfchreiben 
und anderer allgemeinen Verfügungen, welche bis zum Ende des 
Dftobers 1806 für die ältern Gebietötheile Kurheſſens ergangen 
find. Kaſſel 1828 bis 1839. Vier Bände. A. 

Diefe neue, von Kulenfamp bejorgte Sammlung bezwedte, 
anftatt eines neuen Abdrud3 der Altern Sammlung, welche im 
Buchhandel nicht mehr vollftändig zu haben war, einen Auszug der 
noch anwendbaren Beftimmungen aus derjelben zu geben; Daneben 
wurden einige in der ältern Sammlung nicht enthaltene, aus 
glaubwürdigen jonftigen Veröffentlichungen entlehnte Stüde aufge 
nommen ?3). | 

Die neue Sammlung der Landesordnungen hat einen offiziellen 
Charakter. Die Herausgabe wurde nicht nur im Allgemeinen von 
dem Minifterium des Innern genehmigt, nachdem der Bearbeiter 
demfelben feinen Plan eingereicht hatte, jondern es wurde aud) das 
ganze Unternehmen unter die Oberaufficht des Minifteriums geftellt, 
der Herausgeber angewiejen, in zweifelhaften Fällen Die Ent: 
jcheidung dejjelben über die Aufnahme oder Nichtaufnahme einzelner * 
Stücke einzuholen, und eine jolche Entjcheidung in einzelnen Fällen 
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19) Vorrede zum dritten Bande der L. O. 

20) Vorrede zum achten Bande der L. O. Pfeiffer VI. 167. 

21) Wie von Kulenkamp in der Vorrede zur N.S. IV. S. XXXIV. geſchieht. 
22) Wie dies Eggena im Vorbericht zum achten Bande der L. O. thut. 
23) Vorrede zur N. S. J. S. VII. 
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ertheilt. Dagegen find Die eingeftreuten Anmerkungen und Leber: 
ſichten als Privatarbeit des Herausgebers anzufehen?*). Die neue 
Sammlung der Landesordnungen wird bier ceitirt: N. ©. mit An- 
gabe de3 Bandes und der Seitenzahl. 


27. 
2) Shaumburgifhe Verordnungen. 


Die Grafen von Holftein-Schaumburg machten feit dem ſechs— 
zehnten Jahrhundert von dem Rechte der Geſetzgebung Gebrauch!). 
Die Landftände wurden Dabei zu Nathe gezogen ?); ein Recht der 
Mitwirkung derjelben bei der Gejeßgebung ift aber unerwiejen. 
Nach dem Anfall der Hälfte der Grafſchaft Schaumburg an Hefjen- 
Kaflel blieben die gräflichen Verordnungen dafelbit in Kraft. Eine 
gedrudte Sammlung derjelben ift von kurheſſiſcher Seite zur Zeit 
nicht erjchienen 3); von jchaumburgelippejcher Seite ift eine folche 
veranftaltet unter dem Titel: 

Schaumburg-Lippeſche Landesordnungen von 1563 bis 1777, 

Zwei Bände. 4. Büdeburg 1804. 1805. | 
Nah dem Anfall der Grafihaft Schaumburg an Heſſen veranlaßten 
die bejondern Rechtsverhältnijje Derjelben, namentlich die eigen- 
thümlichen Meierverhältnijje, den Erlaß mehrerer nur für fie be— 
ftimmten Geſetze. Ein Recht der ſchaumburgiſchen Landftände zur 
Mitwirfung bei der Gejeßgebung wurde von den Landgrafen von 
Hefjen nicht anerfannt®). In Betreff der Form und Publikation 


24) Bol. die vom Minifterium des Innern duch Beihlug vom 7. Zuli 
1828 genehmigte VBorrede zum erften Bande der N. ©. 

1) Noch bei der Publikation der Pol.-Drdnung von 1615 erachtete es Graf 
Ernft für nöthig, in dem Gingang berjelben feine Befugniß zum Erlaß von 
Berordnungen zu rechtfertigen: „als welches uns denn des H. Reichs constitu- 
tiones und Abjchiede nicht allein zulafien, fondern auch allen Ständen des 9. 
Reichs uferlegen, nah ihrer Land und Leute Beichaffenheit und Herfommen 
beiondere Ordnungen zu verfaffen“. Bol. über die ältere ſchaumb. Geſetzgebung 
Haube Primitiae Schaumb. Fasc. I. 1728. $ 15. p. 60. Dolle Kurzgefaßte 
Geſchichte der Grafih. Schaumburg 1756. Kap. IV. ©. 45. 

2) Rottmann ©. 4. 

3) Kerfting Die Sonderrechte ꝛc. verfpricht auch die vor dem Anfall an 
Helen ergangenen fchaumburgifchen Verordnungen zu umfaſſen. 

4) Gnäd. Refol. vom 3. Nov. 1772 bei Ledderhofe Kl. Schr. I. 170, 
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der Geſetze leiden die von Altheſſen geltenden Grundſätze auch auf 
die Grafſchaft Schaumburg Anwendung. Eine beſtimmte Form 
der Publikation war auch Dort nicht vorgeſchrieben“). Die nur 
auf die Grafjchaft Schaumburg bezüglichen Verordnungen find in 
die ältere Sammlung der Landesordnungen nicht aufgenommen, 
Dagegen in der neuen Sammlung von Kulenfamp berüdjichtigt ®). 

Die für die Landgrafichaft Heſſen-Kaſſel erlaffenen Geſetze haben 
für die Grafichaft Schaumburg nur in Folge befonderer Publikation 
in derfelben Gültigkeit, Den Beweis dieſer Publikation Fann die 
Nachweiſung der in Altheſſen ftattgehabten Publikation nicht er- 
jegen, weil die Grafſchaft Schaumburg der Landgraffchaft nicht 
völlig inforporirt war (vgl. $ 16). Es ift Daher von dem Ober: 
appellationsgerichte hinfichtlich einzelner in Altheffen in unbezweifelter 
Geltung befindlichen Verordnungen zum Zweck ihrer Anwendung 
auf die’ Graffchaft Schaumburg die vorgängige Feftftellung ihrer 
Nublifation in Leterer für nothwendig erachtet worden”). Die 
in der Yandgrafichaft erlaffenen Verordnungen wurden zwar in der 
Regel auch der Regierung zu Rinteln zur Publikation in der Graf- 
Ihaft Schaumburg zugefertigt ®), allein Dies faktiſche Verhältniß 
gewährt feine den Beweis der Publikation erjegende Vermuthung. 


- 


g 28. 
3) Hanauiſche Verordnungen. 


Für die Geſetzgebung von Hanau ſind folgende Perioden zu 
unterſcheiden: 
1) Die Zeit bis 1736, die Regierung der Grafen von Hanau, 


5) O. A. G. Erk. 1854 bei Heuſer. Ann. III. 142. 

6) Vgl. Landesh. Reſkript vom 1. Dezember 1723 und Kanzlei-O. vom 
11. Januar 1724, die Succeffton bei Meiergütern betr., bei Pestel de success, 
inter conjug. Beil. 1 und 3, N. ©. III. 407, 409. Landesh. Refolut. vom 
23. Juni 1732, auszugsweife N. ©. II. 410. V. vom 22, März 1736, bie 
ſchaumb. Meiergüter betr., N. ©. II. 415. Meier-Ordn. vom 21. Oft. 1774 
bei Ledderhofe Kl. Schr. V. 369, N. ©. II. 390, vgl. Pfeiffer VI. 175. 
Neg. U. vom 8. Sept. 1806, das Neußerungsverfahren betr., N. ©. III. 421. 
V. vom 1. Dezember 1786, den Weſerſchlachtbau beir., N. ©. IV. 53.- 

7) Beijpiele bei Strippelmann V. 297, Heufer Ann. II. 142. 

8) Bol. E. ©. R. P. vom 17. Januar 1786 (2. DO. VII. 24). 
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Münzenberger, feit 1642 Lichtenberger Linie begreifend, welche jeit 
der Mitte des jechszehnten Jahrhunderts zahlreiche Verordnungen 
erließen, von denen nicht wenige das Privatrecht berühren. 

2) Der Zeitraum von 1736 bis 1786, in welchem die Graf: 
Ihaft Hanau, obwohl eine Befigung des landgräflichen Hauſes 
Heſſen-Kaſſel, Doch als ein abgejonderter Staat ohne irgend welche 
Berbindung mit der Landgrafichaft unter einem eigenen Negenten 
ftand. Nachdem Landgraf Friedrich I., König von Schweden, im 
Jahre 1735 ich der hanauiſchen Erbfolge begeben und Diejelbe 
jeinem fürftlichen Haufe gänzlich überlaflen hatte), nahm nad 
dem Anfall der Grafjchaft Hanau (1736) der damalige Statthalter 
von Helen, Wilhelm VIIL, Befiß von der Negierung derjelben in 
eigenem Namen. Al er nad) dem Tode Friedrichs I. in der Land— 
grafichaft Heſſen-Kaſſel zur Succejlion gelangte, behielt er die 
Regierung der Grafſchaft Hanau bei, trat aber Diejelbe 1754 mit 
Uebergehung des Erbprinzen, nachherigen Yandgrafen Friedrich IL, 
an deſſen Sohn Wilhelm in der Weile ab, daß er die Ausübung 
der landesherrlichen Hobeitsrechte ſich jelbjt auf Lebenszeit vorbe— 
hielt und verordnete, daß fein Nachfolger, wenn er demnächſt in 
den hejfiichen Landen zur Regierung gelange, die Grafjchaft Hanau 
mit diejen wieder vereinigen jolle?). Nach dem Tode Wilhelms, 
VI. (1760) übernahm Diefer Anordnung gemäß, während in ber 
Landgrafichaft Heſſen-Kaſſel Friedrich IL. ſuccedirte, deſſen Sohn 
Wilhelm unter Vormundjchaft feiner Mutter, der Landgräfin 
Maria!) und nach feiner am 13. Dftober 1764 erlangten Voll 
jährigkeit perfönlich *) Die Regierung der Grafichaft Hanau. Die 
während des Zeitraums von 1736 bis 1786 für die Yandgrafichaft 
Heſſen-Kaſſel erlaſſenen Gejege hatten Feine Geltung in der Graf: 
Ihaft Hanau, abgejehn von den damals zu Grfterer gehörigen 
Aemtern Schwarzenfeld, Naumburg, Altengronau und Brandenftein. 
Die hanauifche Gefeßgebung war während Diejed Zeitraums von 
der hejliichen völlig getrennt, wenn auch Darin Das Beſtreben, 


1) Acta Hanov. II. 40. 

2) Teftament Wilhelms VII, vom 4. März 1755 nebſt Kodizill vom 
8. März 1755. Vgl. Mofer Staatsarhiv I. 164. 

3) Verkündigung der Landgräfin Maria vom 6. Yebruar 1760. 

4) Edikt vom 13. Dftober 1764. 
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heſſiſche Einrichtungen auf die Grafſchaft Hanau zu übertragen, 
nicht zu verkennen iſt 5). 

3) Der Zeitraum von 1786 bis 1806. Nachdem der regierende 
Graf von Hanau nad) dem Tode Friedrichs I. als Landgraf 
Wilhelm IX. Die Regierung der Landgrafichaft Heflen-ftafjel ange: 
treten hatte, vereinigte er 1786 die Verwaltung beider Territorien, 
jedoch ohne völlige Inkorporation e). Insbeſondere erſtreckte fich 
die Kompetenz des Geheimeraths zu Kaſſel nun auch auf die Graf- 
Ichaft Hanau. Die Gejeßgebung für dieſe und die Landarafichaft 
war feitdem in der Regel gemeinfam”). Es trat für Hanau 
dafjelbe Verhältniß ein, welches für Die Grafſchaft Schaumburg 
jeit 1648 beftand, Die bejondern Verhältnifje der Grafichaft Hanau 
veranlaßten den Erlaß mehrerer nur für fie beftimmten Geſetze ®), 
welche weder in die ältere, nod) neue Sammlung der beffijchen 
Randesordnungen aufgenommen find. Andererſeits wurden manche 
für die Landgrafſchaft Heſſen-Kaſſel erlaffene Gejeße in der Graf- 
ichaft Hanau aus Rückſicht auf Die befondern VBerhältniffe derjelben 
nicht publiziert ). Die jeit 1786 erlafjenen hejfiichen Geſetze haben 
für die gefammte Grafjchaft Hanau, einjchließlic, der feit 1786 


5) Dan vgl. 3. B. die Hof- und Chegerihts-Ordnung vom 17. Januar 
1747 mit der heffiichen Prozeßordnung für die Obergerichte vom 5. Sept. 1745, 
die Han. Untergerichtsordnung vom 16. April 1763 mit der heffifchen Unter: 
gerichtsordnung vom 9. April 1732. Berfafler beider Han. Verordnungen ift 
der Geheimerath und Kanzler W. F. Hombergk; vgl. Strieder VI. 142, Kopp 
Handb. I. S. XI, Earl Die Natur der Han. Ganggerichte ©. 34. 

6) Curtius Geſch. und Statiftif von Helfen ©. 239. Vgl. oben $ 16. 

7) E. G. R. P. vom 17. Januar 1786 (2. O. VII. 23). 

8) 3. B. Verordn. vom 28. April 1786, die Banferotte betr., vom 
30, Juni 1793, die Solmf. 2. DO. Th. II. Tit. 28. betr., E. ©. R. P. vom 
31. Dezember 1794, die Zinfen im Konfurs betr., Meg. A. vom 23. Februar 
1798 zur Erläuterung der Han. V. vom 24. Sept. 1754 und Han. U. ©. O. 
Tit. V. 8 5, Hofger. A. vom 19. Juli 1800, das Vormundjchaftswejen betr., 
Landesh. Entfchl. vom 21. Dezember 1800 und 1. Mai 1801, die Aufhebung 
der Abfälle zu TH. IL. Tit. 12. $ 19. der Solmf. L. D. betr. 

9) 3. B. die Verordn. von 21. April 1786, die Vertheilung der Hufen- 
und gejchloffenen Bauerngüter, ſowie die elterlichen Gutsanſchläge betr., welche 
nur in den Aemtern Schwarzenfeld und Altengronau publizirt wurde, das 
Neg. U. von 24. November 1804, die Vormundſchaft und den Nießbrauch der 
Mutter betr., deſſen Bublifation auf eine Nemonftration der Regierung zu 
Hanau unterblieb, u. a. ım. 
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wieder Dazu gehörigen Aemter Schwarzenfeld, Naumburg, Alten- 
gronan und Brandenftein, nur in Folge bejonderer Publikation in 
derjelben Geltung. Den Beweis diefer Publikation kann die Nach— 
weilung der in Althejjen jtattgehabten Publikation nicht erjeßen, 
weil Hanau der Landgrafichaft nicht völlig inforporirt war. 

Die Wiedervereinigung der Aemter Schwarzenfeld, Naumburg, 
Altengronau und Brandenftein mit der Grafihaft Hanau hatte 
feineswegs die Abjchaffung der darin geltenden heſſiſchen Geſetze 
zur Folge. Auch jpäter wurden diejelben nur in dem Amte Naum— 
burg außer Kraft gejeßt '°). In den übrigen Aemtern Fommen 
daher die feit ihrem Anfall an Heſſen bis 1786 erlaflenen alt 
heſſiſchen Geſetze noch jeßt zur Anwendung. Insbeſondere gilt da— 
ſelbſt nicht Die hanauiſche Hofgerichts- und Untergerichts-Ordnung. 
Es wurden zwar Exemplare dieſer Geſetze einem jeden der betreffenden 
Beamten von der Regierung zu Hanau „zu ihrer Richtſchnur in 
vorkommekden Fällen“ zugefertigt!); allein es iſt hierin nicht die 
Publifation derjelben für den Bezirk der gedachten Aemter, fondern 
nur eine offizielle Mittheilung an Die Beamten zur Nachricht zu 
finden, wozu Die öfters eintretende Nothwendigfeit, die in benach— 
barten Amtöbezirken vorkommenden Rechtsgeſchäfte nach jenen Ge: 
jegen zu beurtheilen, die Veranlaffung abgeben mochte. Auch das 
Dberappellationsgericht erachtet die hanauiſche Hof» und Unter: 
gerichts-Ordnung in den Aemtern Schwarzenfeld, Altengronau und 
Brandenftein nicht für anwendbar 1?), 

Das Recht der Gejeßgebung war in der Grafichaft Hanau 
unbefchränft, da eine landſtändiſche Verfaflung dort nicht beftand. 
Die Ausübung defjelben ftand ausjchließlich Dem Landesherrn zu; 
doch wurde die Abfafjung der Iandesherrlichen Verordnungen in 


— 


10) Bol. oben $ 7. Note 18, 8 16. Note 20. 
11) Durh Han. Meg. Neffe. vom 13. Febr. 1786 bei Zufertigung bes 
Gnäd. Reif. vom 7. Febr. 1786 (2. D. VII. 28). 

12) O. X. ©. Erf. vom 25. Nov. 1829 in ©. Spengel g. Müller erflärt 
die Han. Hofger. D. Tit. XI. $ 220 in den oben gedachten Aemtern auch nad 
V. vom 12. Dez. 1821 für nicht anwendbar. — Die Min. Beichl. vom 12. 
April 1837 und 26. April 1838 (Gef. ©. 1837. ©. 3, 1838. ©. 17) beruhen 
auf der Vorausjegung, daß Tit. V. $ 13 fgg. der Han. Unterger. D. in dem 
Amte Schwarzenfeld und Gerichte Brandenftein nicht anwendbar jei. Bol. 
Duyfing N. Ann. I. 1. ©. 113. 
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der Regel der Regierung zu Hanau überlaſſen, wodurch dieſelben 
die Form von Regierungsausſchreiben erhielten. Eine beſtimmte 
Form der Publikation der Geſetze war nicht vorgeſchrieben. Die 
Bekanntmachung derſelben erfolgte in gleicher Weiſe, wie in Alt— 
heſſen. Die Regierung zu Hanau fertigte die Verordnungen den 
Beamten zu, dieſe überſendeten ſie den Ortsvorſtänden der ein— 
zelnen Gemeinden !3), von welchen fie dem Prediger zur Einſicht 
mitgetheilt werden jollten! +). Die jeit 1786 erlaflenen Verordnungen 
wurden von der Regierung zu Kaffel nicht unmittelbar den Beamten 
in der Grafichaft Hanau, jondern, wie in der Grafichaft Schaum: 
burg, der Regierung zu Hanau zur weitern Verfügung zugefertigt' 5). 

Eine offizielle Sammlung der hanauijchen Verordnungen: ift 
nicht erjchienen. Während Diefelben jeither nur in einzelnen, theils 
gejchriebenen, theild gedrudten Exemplaren verbreitet waren !®), 
erjcheint nunmehr eine Privatſammlung derjelben : 

Kerfting: Die Sonderrechte im Kurfürftenthume Heften. Fulda 

1855. 4. Abth. II. ©. 381 fag. 
Gleich der Neuen Sammlung der althejliichen Landesordnungen 
von Kulenfamp, an welche fie ſich auch hinfichtlich der Form ans 
jchließt, bejchränft fich Diefe Sammlung auf Die jeßt noch anwend— 
baren Verordnungen. , 


13) Nah Viſit. Neffe. für das Amt Bornheimerberg von 1755. Nr. 8. 
follten jeder Gemeinde zwei Eremplare der zu publizirenden Verordnungen zus 
gehn, eines zum öffentlichen Anjchlag, eines zur Aufbewahrung. 

14) Han. Reg. A. vom 24. Februar 1764. 

15) &. ©. R. P. vom 17. Jan. 1786 (2. ©. VI. 23), E. G. R. P. 
vom 21. Aug. 1804, die Anfrage der Regierung zu Hanau: ob das Kafjeliche 
Neg. A. vom 17. Nov. 1801 annoch im Fürftenthum Hanau publizirt werden 
folle, betr. Reſol. „Sit das Ausjchreiben annoch dorten zu publiziren. 240, Soll 
die Publifation der Verordnungen im Fürftentyum Hanau blos durch die dafige 
Regierung geichehen“. 

16) Selchow Spec. bibl. juris Germ. Gött. 1782 erwähnt eine angeblich 
1765. fol. gedrucdte Sammlung hanauifcher Rezeſſe und gemeinen Bejcheide. Es 
ift dies ohme Zweifel eine Berwechjelung mit der Hanau bei Joh. Aubry Erben 
1675. fol. gedrudten „Neuverfaßte Ordnung, wie ed bei denen hodhgräfl. 
Hanauiſchen Hof- Stadt- und Landgerichten in denen Givil- und Criminal 
Proceſſen insfünftig zu halten”, worin ein gemeiner Bejcheid vom 5. Aug. 1675 
erwähnt und beſtätigt iſt. 
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g 29. 
4) Ifenburgifhe Verordnungen. 


Die Fürften und Grafen von Sfenburg übten, als im Beſitze 
der vollen Landeshoheit, auch das Recht der Gejeßgebung aus. 
Eine landſtändiſche Verfaflung beftand in den Landen derjelben 
nicht. Die Gejege wurden theils als landesherrlicye Verordnungen, 
theil8 in der Form von Ausfchreiben der Dberbehörden erlaflen. 
Am Fürftenthum Sfenburg-Birftein war der Regierung zu Offenbach, 
in den Grafjchaften Iſenburg-Wächtersbach und Meerholz den 
Regierungen oder Kanzleien zu Wächtersbach und Meerholz Die 
Abfaſſung und Veröffentlichung der Geſetze übertragen. Die Be— 
kanntmachung derſelben erfolgte in der Weiſe, daß die erforderliche 
Anzahl gedruckter oder geſchriebener Exemplare von der Regierung 
den ihr untergebenen Aemtern, von dieſen den Ortsvorſtänden zus 
gefertigt und von Leßtern in ihren Gemeinden in herkömmlicher 
Weiſe veröffentlicht wurde ’). Die Gefeßgebung war zum Theil 
eine allen Iſenburgiſchen Landen gemeinfame, zum Theil eine bes 
fondere der einzelnen Linien, Die gemeinſame Gejeßgebung begreift 
1) die vor der Landestheilung erlaffenen?), 2) Die nach der 
Zandestheilung (1633) unter allen oder mehreren Linien des Iſen— 
burgifchen Gejammthaufes vereinbarten 3) und 3) die nach der 
Mediatifirung der gräflichen Linien (1806) von der fouverainen 
Linie Sfenburg-Birftein für das geſammte Fürftenthum erlafjenen®) 
Berordnungen. 


1) Nachweife der Publifation in den einzelnen Ortſchaften find in früherer 
Zeit nicht gefammelt. Erſt unter dem 5. September 1804 verfügte ein Aus— 
fchreiben der Regierung zu Offenbah, daß alle ad publicandum den Aemtern 
zugehende Verordnungen und Befehle alsbald an die die Publifation unmittelbar 
verrichtenden Behörden befördert, von diefen über die gejchehene Publifation und 
deren Zeit Berichte erftattet, die Berichte mit der Verordnung zufammen regiftrirt 
und hierauf von den Aemtern die anſonſten auf feinen zuverläffigen Gründen 
beruhenden Berichte über die wirklich gefchehene Bekanntmachung an die Regie 
rung erſtattet werden follten. 

2) DBgl. 4. B. oben $ 23. Note 13. 

3) 3. B. die unter fämmtlichen Zweigen der Bübdinger Linie: vereinbarte 
Verordn. vom 16. Mai 1713 wegen der Provofationen und wegen der Wand— 
Iungszeit bei VBiehhändeln, die Geſammtverordnung fänmtlicher Linien vom 
4. November 1767, die Ehefachen in dem gemeinfamen Orte Nüdingen betr. 

4) 3. B. die Verordn. vom 16. Mai 1808 wegen Beſteuerung ber Kreis 
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Eine offizielle Sammlung der fenburgifchen Verordnungen 
exiftirt nicht. Gbenfowenig ift bisher eine Privatfammlung ders 
jelben im Drud erfchienen 5). 


$ 30. 


5) Rurmainzifche Verordnungen. 


Die Kurfürften von Mainz erließen zahlreiche in das Privat- 
recht einjchlagende Geſetze. Die gejeßgebende Gewalt derſelben 
war durch Landſtände, abgejehn vom Gichsfelde, feit dem ſechs— 
zehnten Jahrhundert nicht mehr bejchränft. Dagegen beitand dabei 
eine Konkurrenz des Domfapiteld zu Mainz injofern, als in den 
demjelben eigenthümlich gehörigen Orten, welche domfapiteljche im 
Gegenſatz zu den unmittelbaren oder Tandesherrlichen Ortſchaften 
genannt wurden, nur Diejenigen Furfürftlichen Gejeße Geltung er: 
langten, weldye das Domkapitel genehmigte und feinen Beamten 
zur Befolgung mittheilte '). ine beftimmte Form der Rublifation 
war als Bedingung der Gültigkeit der Gejeße nicht vorgefchrieben. 
Die Bekanntmachung derjelben erfolgte Durch Zufertigung gedrudter 
oder gejchriebener Gremplare an die Ortsvorftäande durch Ver: 
mittelung der Aemter und Borlefung derjelben in den einzelnen 
Gemeinden ?). Zum Nachweife der gejchehenen Publikation follte 
jeit dem Jahre 1784 bei allen Vicedom-Ober- und Aemtern, 
Vogteien und Gerichten ein bejondered Verordnungsbuch unter: 
halten, und in dafjelbe eine jede Verordnung nebft der Nachweifung 
der Publikation eingetragen werden ?), 

Eine offizielle oder Privatfammlung der Furmainzischen Ver: 
ordnungen ift im Drude nicht erjchienen *). 





güter, vom 1 Mai 1810, die Reorganifation der Juſtiz und den Geichäftsgang 
in Juſtizſachen betr. 

5) Kerfting Die Sonderrechte ꝛc. verfpricht auch die Iſenburgiſchen Ber: 
ordnungen ju umfaſſen. Einzelne findet man abgedrudt bei Bopp Mittelrhein. 
Landrechte. Heft 1. 

1) Bon der Nahmer Haudb. des Mhein. Bart. Rechts III. 421. 

2) So wurde namentlich das Mainz. Landrecht in Gemäßheit eines Hof- 
raths-Nusjchreibens vom 13. Dezember 1755 in allen Ortichaften einfchließlich 
ber domfapitelfchen publizirt. 

3) Ausjchr. der Reg. zu Mainz vom 14. Juli 1784, 

4) Au die furmainzifchen Verordnungen verfpricht Kerfting Die Sonder: 
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6) Ueber den gefeglihen Charakter der bis 1806 ergangenen 
landesherrliden Erlaffe. 


Die Aufnahme eines Erlafjes in die ältere oder neuere Samm- 
lung der hejfiichen Landesordnungen entjcheidet weder in formeller, 
noch in materieller Hinficht über Die Frage, ob derjelbe Gejeßes- 
fraft habe). Sn formeller Hinficht nicht, weil Die Veröffentlichung 
eines Erlaſſes in diefen Sammlungen wegen der oben ($ 26) ent- 
widelten Natur derjelben einer Publikation des Gefeßgebers nicht 
gleichzuachten und die etwa mangelnde Bublifation zu erjeßen nicht 
im Stande ift?). In materieller Hinficht nicht, weil die Aufnahme 
einer Verfügung in eine diefer Sammlungen die Gejeßesfraft jo 
wenig bedingt, als, wo fie nicht an fich vorhanden, beizulegen im 
Stande ift. Nicht einmal die Annahme ift gerechtfertigt, daß von 
den Herausgebern der Sammlung und den mit der Reviſion be- 
auftragten Beamten allen darin aufgenommenen Verfügungen Ge- 
jeßeöfraft beigemejjen worden ſei, indem in beide Sammlungen 
ihrem Plan nad) 3) auch ſolche Stüde eingereiht werden follten, 
welche nur die Bedeutung von Grläuterungen hatten, Es giebt 
Grlafje, welche in die Sammlungen der heſſiſchen Yandesordnungen 
aufgenommen find, obgleid) ihnen Gejeßeskraft abgejprochen werden 
muß *), und andererjeit3 Verordnungen, weldye gültige Gejeße find, 
. obgleich jie fih in den Sammlungen nicht befinden ®). Die An- 


rechte 2c. zu umfaſſen. Einzelne Verordnungen findet man abgedrudt in Saurii 
Fasc. judiciaris ordinis sing. I. 1. p. 2, als Anhang zur Ausgabe des Mainzer 
Lande. von 1755. ©. 149, in der Zeitjhrift von Böhmer, Bopp und Jäger 
©. 206 fgg., bei Bopp Mittelrhein. Landrechte Heft 1. 

1) Bol. Rulenfamp N. ©. IV. Vorrede. S. XVII fgg. Pfeiffer Ueber 
den gejeglichen Charafter der in allgemeinen Sammlungen von Verordnungen 
aus der ältern Zeit enthaltenen Verfügungen der oberiten und obern Staats- 
behörden, in deſſen Praft. Ausf. VI. 162. Kerfting I. 30. 

2) A. M. Kulenfamp a. a. DO. ©. XXVIII. 

3) Vgl. den Titel der ältern Sammlung, fowie die Vorrede ber neuern 
Sammlung I. ©. VII. 

4) 3. B. Gnäd. Befehl vom 16. Nov. 1796 (2. O. VII. 694, N. ©. 
IV. 238), vgl. Pfeiffer VI. 2045 € © R. P. vom 13. Juni 1741 (2. O. 
IV. 760), vgl. Pfeiffer VI. 205. 

5) 3. B. mehrere durch Hombergf, Lennep und Ledderhoſe zuerft veröffent: 
lichte Verordnungen, vgl. Pfeiffer VI. 184 und Kulenfamp a.a. DO. ©. XXXV. 
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wendung einer in die ältere oder neuere Sammlung aufgenommenen 
Verfügung ſetzt Daher die Prüfung der formellen und materiellen 
Gültigkeit derfelben voraus, weldye Prüfung bei Erlaffen, welche 
in Althefjen ergangen, aber in Die gedrudten Sammlungen nicht 
aufgenommen, oder welche in den übrigen Yandestheilen ergangen 
find, für welche feine oder doch nur eine als Privatarbeit ſich 
darftellende Sammlung der Landesordnungen exiftirt, ſich ohnehin 
von jelbft verfteht. Waltet in einem Nechtsftreite über die that- 
fächlichen Vorausfeßungen der Geſetzeskraft einer Verfügung Unge- 
wißheit ob, jo hat das Gericht darüber nicht den Parteien Beweis 
aufzuerlegen, jondern von Amtswegen Grmittelungen anzuftellen®), 
wobei e8 aber dem Gerichte unbenommen bleibt, in geeigneten 
Füllen die betheiligte Partei zu einer Mitwirkung zu veranlafjen. 

Die formellen und materiellen Borausjeßungen der Gejekes- 
fraft einer bis zum Jahre 1806 ergangenen Verfügung find 
folgende: 

1) Der Erlaß muß den Ausdruck des landesherrlichen Willens 
enthalten. Dieſer findet ſich aber nicht allein in den von dem 
Landesherrn felbft vollzogenen Berordnungen, Ausjchreiben, Be: 
fehlen und Gdiften, jondern er kann auc in allgemeinen Ver: 
fügungen von Oberbehörden enthalten fein, inſoweit jolche auf 
Befehl oder mit Zuflimmung des Landesherrn ergangen find. Bei 
jolchen Erlaſſen von Oberbehörden ift die ausdrüdliche Erwähnung 
der vorausgegangenen Tandesherrlichen Ermächtigung als formelle 
Bedingung der Gejegesfraft nicht anzufehn”). Dagegen bildet, 
da die Landesherrn in Feinem Yandestheile die Ausübung der gejeß- 
gebenden Gewalt den Oberbehörden übertragen haben, die bejondere 
landesherrlihe Grmächtigung zum Erlaſſe einer gejeßlichen Be— 
flimmung ein materielle Erforderniß der Gültigfeit der. lektern, 
deſſen Vorhandenfein in Gewißheit gefeßt fein muß, bevor die be- 
treffende Beftimmung als Gejek angewendet werden fann, Die 
landesherrliche Ermächtigung wird genügend nachgewiejen durch die 
bloße Anführung derjelben in dem Grlafje einer Oberbehörde, 
wenn gleidy darin Die zu Grunde liegende Tandesherrliche Ent- 


A. ©. Erf. bei Strippelmann IL. 60 und Pfeiffer VI. 201. 
A. ©. Erf. bei Pfeiffer VI. 201. 
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Schließung weder vollftändig und wörtlich, noch auszugsweije mit 
getheilt ift®). Es ftreitet in einem folchen Falle bis zum Beweiſe 
des Gegentheild die Bermuthung dafür, daß der Wille des Landes— 
herren in dem ergangenen Erlaſſe richtig wiedergegeben jei, was 
nicht hindert, bei entitandenem Zweifel über den Sinn des Letztern 
behufs Auslegung deſſelben den Anhalt der zu Grunde liegenden 
Iandesherrlichen Entichließung auf amtlihem Wege zu ermitteln. 
St eine Auslegung des Erlaſſes möglich, wonach derjelbe mit Dem 
frübern Rechte übereinftimmt, mithin den Charakter einer bloßen 
Einſchärfung beftehender Geſetze trägt, jo verdient dieſe Auslegung, 
wenn der Erlaß fich nicht ausdrüdlich auf einen abändernden 
Iandesherrlichen Bejchluß bezieht, den Vorzug vor jeder Nuslegung, 
weldye eine Aenderung des frühern Nechtszuftandes zur Folge 
hätte“). Selbſt in dem Kalle aber, daß ein Erlaß einer obern 
Behörde unzweideutig eine Abänderung des frühern Rechts enthält, 
ohne der Iandesherrlichen Ermächtigung zum Erlaß einer derartigen 
gejeglichen Beftimmung zu erwähnen, ftreitet die Vermuthung‘ big 
zum Beweiſe des Gegentheild für das Vorhandenfein der Ermäch— 
tigung, weil vorausgejeßt werden darf, Daß Die betreffende Behörde 
die Schranken ihrer Befugniß nicht überjchritten, mithin den Erlaß 
einer in das Gebiet der Gejeßgebung gehörigen Beitimmung nicht 
ohne Zuftimmung des Gejeggebers ſich angemaßt habe !°), 

2) Der Ausdrud des Tandesherrlichen Willens ift erft Dann 
als mit Geſetzeskraft ausgeftattet zu erachten, wenn er ald Gejeß 
publizirt ift. Unter Bublifation eines Gejeßes iſt nicht eine öffent: 
liche Bekanntmachung, jondern Die Willenserklärung zu verftehen, 
durch welche der Gejeßgeber feine Entſchließung den zur Befolgung 
derjelben verpflichteten Perſonen zur Nachachtung eröffnet. Erft 
durdy dieſe Erklärung erlangt der Wille des Gejeßgebers rechtliche 
Bedeutung). Weder in dem römischen Rechte, deſſen Beftim- 
mungen über die Bublifation der Faijerlichen Gonftitutionen ohnedies 


8) D. A. ©. Erf. bei Kerfting I. 31. 

9), D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VI. 207. 

10) Kulenfanp (N. ©. IV. Borrede. S. XVII) verfichert wenigfiens, bie 
Gefegeöfraft der eines Landesherrlichen Befehls nicht erwähnenden Erlafje der 
Oberbehörden fei nie bezweifelt worden. 

11) In ähnlichem Sinne, wie von Publikation eines Grfenntniffes oder 
legten Willens die Rede ift. | 
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wegen ihres Zuſammenhangs mit der römiſchen Staatsverfaſſung 
auf die Verordnungen der deutſchen Landesherrn nicht anwendbar 
erſcheinen, noch in dem gemeinen deutſchen Staatsrechte, noch in 
dem partikulären Staatsrechte der jetzt im Kurſtaate vereinigten 
Territorien war eine beſtimmte Form der Publikation vorgeſchrjeben, 
oder der Kreis von Perſonen bezeichnet, welchen gegenüber die 
Publikation ſtattzufinden habe. Ebenſowenig hatten ſich hierüber 
durch Herkommen feſte Grundſätze gebildet, wie auch die Publikation 
der Reichsgeſetze nach Beſchaffenheit der Umſtände in verſchiedener 
Weiſe, bald durch ein ins Reich erlaſſenes Edikt oder Mandat 
oder Ausſchreiben, bald durch eine Verfügung an alle oder die 
kreisausſchreibenden Fürſten, bald durch ein Reſkript an die Reichs— 
gerichte erfolgte!2). Es iſt Daher hinſichtlich der bis 1806 ergan- 
genen landesherrlichen Erlaſſe durch den Gerichtsgebrauch zwar im 
Allgemeinen die Publikation als Bedingung der Geſetzeskraft an— 
erfannt 13), dagegen eine beſtimmte Form der Publikation, insbe— 
fondere Die öffentliche Kundmachung in den Gemeinden keineswegs 
für erforderlich erachtet 1%), vielmehr namentlich authentifchen 
Sinterpretationen, welche auf Anfrage eines Gerichtes oder einer 
fonftigen Behörde vom Landesherrn ertheilt und lediglich der an- 
fragenden Behörde eröffnet wurden, unbedenklich die Eigenſchaft 
von verbindlichen Gejeßen beigelegt worden 5), Nur dann aber 
liegt eine Publikation vor, wenn der Gejeßgeber den Willen Eund- 
gegeben hat, einen von ihm ausgeſprochenen Rechtsjag als Norm 
für Die Beurtheilung aller einjchlägigen Nechtsverhältniffe aufzu- 
ftellen, mithin dann nicht, wenn in Verfügungen, welche an eine 


12) Häberlin D. St. R. 1. 521. 

13) Dem Militärs-Dienft-Reglement vom 15. April 1802 (Pfeiffer V. 539, 
Kulenfamp N. ©. IV. VBorrede. ©. XXXVIII.) und dem ©. R. 3. vom 
25. März 1806 (Pfeiffer II. 402, Kulenkamp a. a. D.) wurde vom DO. A. ©. 
wegen unterbliebener Publikation der gefegliche Charakter abgeſprochen. 

14) ©: A. ©. Erf. 1854. bei Heufer Ann. III. 142. 

15) Beifpiele bei Pfeiffer VI. 182, 185. Bol. oben $ 26. Note 13 bis 15. 
Die öffentlihe Kundmachung, obwohl nicht Bedingung der Gültigkeit eined Ger 
ſetzes, ift doch feineswegs ohme rechtliche Bedeutung, namentlih in Betreff des 
Rechtsirrthums. Der Abdrud eines Grlaffes in der Sammlung der Landes: 
ordnungen hat jedenfalls die Wirfung einer öffentlichen Kundmachung, wenn 
gleich nicht die Bedeutung der Publikation; vgl. oben Note 2. 
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nicht mit richterlicher Gewalt befleidete Behörde erlafjen find, 
Grundjäße über Rechtsverhältniffe ausgefprochen werden, welche 
nicht zu dem Gejchäftskreife Diefer Behörde gehören 120). Zum 
Nachweiſe der Publikation bedarf es nicht einer nach den pro- 
zefualiichen Regeln zur Grbringung vollen Beweiſes geeigneten 
Deweisführung !?), vielmehr genügt es, wenn der Erlaß dem Ge 
richte in einer öffentlichen Urkunde oder ſonſt glaubwürdigen Form 
vorliegt, und dafjelbe, fei e3 Durch direkten Nachweis oder auf 
fonftige Weiſe!s), die Ueberzeugung erlangt, Daß die Publikation 
ftattgefunden habe, Hinfichtlich der in Die Sammlung der heſſiſchen 
Landesordnungen aufgenommenen Verordnungen, Ausjchreiben und 
jonftigen allgemeinen Verfügungen wird dem Gerichtsgebrauche 
zufolge) Die Publikation bis zum Beweiſe des Gegentheils ver- 
muthet, weil Die Herausgeber einestheil3 den Plan befolgten, nur 
ſolche Verordnungen aufzunehmen, über deren Publikation Fein 
Zweifel obwaltete?%), anderntheil3 durch ihre amtliche Stellung und 
die Zuverläffigfeit der von ihnen benußten amtlichen Quellen in 
den Stand gejeßt waren, über die Publikation fichere Kenntniß 
zu erlangen. Auch jonjtige Vermuthungen find geeignet, den Nach: 
weis der Publikation auf Fünftlihem Wege zu erbringen; insbe: 
jondere begründet Die Nachweiſung, Daß ein gejeßlicher Erlaß einer 
Behörde zum Zwecke weiterer Publikation zugefertigt worden fei, 
den Schluß auf Die in Gemäßheit der Auflage bewirkte Bublikation, 
jowie Die Nachweilung der Publikation durch eine Behörde Den 
Schluß auf gleichmäßige Publikation von Seiten der übrigen mit 
derjelben tn gleichem Verhältnifje ftehenden Behörden. 

3) Sn Anſehung des Inhalts kann einem Tandesherrlichen 
Grlaß nur dann u werden, wenn er einen 
Rechtsſatz als allgemeine Regel für Die Beurtheilung aller ein: 


16) DO. A. ©. Erk. bei Pfeiffer VI. 204. in Beziehung auf Gnäd. Befehl 
vom 16. Nov. 1796 (2. DO. VII. 694). 

17) Bgl. oben Note 6. 

18) O. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 142. erkennt an, daß es nicht 
darauf ankomme, ob über den Publikationsakt eine amtliche Beſcheinigung auf: 
zufinden fei. 

19) Pfeiffer VI. 173. und Kulenfamp a. a. DO. S. XLI. 

20) 2. ©. II. Vorbericht. $ 7 und 8. 


1. 6 
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ſchlägigen Rechtsverhältniſſe aufſtellt. Der geſetzliche Charakter 
mangelt daher a) Privilegien, welche die Rechtsverhältniſſe einzelner 
phyſiſcher oder juriftifcher Perjonen regeln2?), b) gerichtlichen 
oder außergerichtlichen Entjcheidungen einzelner Nechtsfachen, bei 
welchen der Wille des Gejeßgeberd, die Entſchließung in einen 
allgemein anwendbaren Rechtsſatz zu verwandeln, nicht beftimmt 
hervortritt ??), c) Zeugniffen oder Bejcheinigungen über die befte- 
hende Gefeßgebung, d) Verfügungen, welche außerhalb des Rechts: 
gebiet3 liegende Verhältnilfe ordnen, 3. B. Dienjtanweifungen ?*), 
Rangordnungen, den Gejchäftsgang regelnden gemeinen Bejcheiden 
der obern Gerichte 25). Bei Verordnungen und Ausjchreiben ergibt 
fi) Die Abficht, eine allgemeine Regel für alle einjchlägigen Rechts— 
verhältnifje aufzuftellen, jchon aus der Form. Ginem gehörig 
publizirten geſetzlichen Erlaſſe wegen vermeintlicher Unrechtmäßigkeit 
des Inhalts dejjelben nad) den Grundjäßen des Reichs- und Ter— 
ritorialftaatsrecht3 Die Gejeßesfraft abzujprechen, ‚find die Gerichte 
nicht befugt, da ihnen eine joldye Befugniß bis 1806 nicht zuftand?®) 
und auch fpäter nirgends beigelegt, insbejondere die deßhalbige 
Kompetenz der ehemaligen Neichsgerichte auf Das oberſte Landes— 
gericht nicht übertragen worden ift??). 


— — ——— — — 





21) L. 1. $ 2. de const. princ. (1, 4). Vgl. z. B. über das in ber 
Sammlung der L. O. aufgenommene Privileg der Leihbank zu Kaſſel: Strippel— 
mann IV. 1. ©. 356. 

22) O. A. G. Erf. bei Pfeiffer VI. 205. in Beziehung auf Landesh. Beſchl. 
vom 13. Juni 1741 (2. D. IV. 760) und Konf. R. vom 1. Febr. 1785 (2. 
©. VI. 1181). 

23) Pfeiffer VI. 194. ®@ 

24) Verordnungen, welche unter dem Namen von Dienftanweifungen allge 
meine Rechtsregeln aufitellen, wie 3. B. die GrebensOrbnung von 1739, haben 
bie Kraft von Geſetzen, vgl. Pfeiffer VL 195. 

25) Kulenfanıp N. ©. I. Vorrede. ©. IX, Pfeiffer VI. 197. 

26) Die D. A. ©. Ordn. vom 15. Febr. 1746. II. $ 1. nimmt „Nie 
Landesverfaljung angehende Sachen” von der Kompetenz des DO. A. ©. aus— 
drüdlih aus. 

27) D. N. ©. Erf. vom 11, Sept. 1833. in ©. yon Gornberg g. Staats: 
anwalt. 
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WIE. Die Civilgefeggebung während der Fremd: 
herrſchaft. 


832. 
1) Im Königreiche Weſtphalen. 


Die Conſtitution des Königreichs Weſtphalen vom 15. November 
1807 führte den Code Napoléon vom erſten Januar 1808 an als 
bürgerliches Geſetzbuch ein’). Die einzige deutſche Ueberſetzung 
deilelben, welche in den Gerichten des Königreichs angeführt werden 
durfte und gejeßliche Kraft hatte, war eine offizielle, von einer 
Kommiſſion im Auftrage der Föniglichen Regierung verfaßt und von 
der Leßtern genehmigt?). Bis zum. erften Januar 1808 blieben 
die feitherigen Nechtsnormen unverändert in Geltung. Bon dieſem 
Tage an hörten die römischen, Fanonifchen und ehemaligen deutſchen 
Reichsgeſetze, wie auch die bejondern Gejeße und Verordnungen 
der Länder, aus welchen das Königreich beſtand, ingleichen Die 
allgemeinen oder örtlichen Obſervanzen und Gewohnheiten, Statuten 
und Vorjchriften auf, in Anſehung derjenigen Gegenftände, worüber 
das Geſetzbuch Napoleons Verfügungen enthält, die Kraft eines 
allgemeinen oder bejondern Gejeßes zu haben®). In Anſehung 
derjenigen Gegenftände Dagegen, worüber das Geſetzbuch Napoleons 
feine Verfügungen enthält, kamen, injofern eine aus dem Code 
Nap. jelbft ſich ergebende Analogie nicht ausreichte, Die frühern 
Geſetze und Gewohnheitsrechte als Subfidiarnormen zur Anwendung, 
jedoch nicht als Geſetze, fondern nur ald raison écrite, d. h. als 
Regeln, deren fich Die Gerichte bedienen Eonnten, injoweit fie Die: 
jelben als dem Vernunftrechte entjprechend anerfannten *). 





— — — 


1) Art. 45. Bull. des lois 1808. J. 27. 

2) Kön. Dekret vom 21. Sept. 1808. Art. 1 und 2, Bull. 1808. III. 93. 
Die offizielle Ueberſetzung war verfaßt von Pfeiffer, Leiſt und Goninr, gedruckt 
Straßburg bei Levrault 1808. 4. und 8. 

3) Kön. Defr. vom 21. Sept. 1808. Art. 3. Diefe Beſtimmung ijt dem 
frangöfijchen Gefege vom 30. Ventose XII (21. März 1804) Art. 7. faft wörtlich) 
entlehnt. 

4) Ueber diefe dem Defr. vom 21. Sept. 1808 von der deutſchen Juris— 
prudenz nad) dem Vorgange der von den franzöſiſchen Juriften ausgegangenen 
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Neben dem Code Napoléon kamen die weſtphäliſchen Geſetze 
zur Anwendung. Nach der Verfaſſung des Königreichs ſtand die 
geſetzgebende Gewalt allein dem Könige, den Reichsſtänden dagegen 
und dem Staatsrathe nur eine berathende Stimme bei der Geſetz— 
gebung zus). Der Form nad) unterſchied man 1) Geſetze, welche 
der König nach Anhörung des Staatsrathes und der Reichsſtände 
verkündigte, 2) königliche Dekrete, welche der König ohne Mit— 
wirkung der Reichsſtände nach Anhörung des Staatsrathes erließ, 
und welchen Geſetzeskraft nicht abzuſprechen iſt, 3) Gutachten des 
Staatsrathes über die von der königlichen Regierung ihm vorge— 
legten Fragen über den Sinn der Geſetze; vom Könige in der 
Geſetzſammlung veröffentlicht hatten dieſelben die Kraft authentiſcher 
Geſetzesinterpretation ©). 

Alle geſetzlichen Beſtimmungen ſollten in einer unter dem 
Namen Geſetz-Bulletin eingeführten offiziellen Sammlung 7) bekannt 
gemacht werben, und bedurften zu ihrer Verbindlichkeit Feiner ander— 
weiten Publifationsformalität 9). Verfügungen, weldye nicht im 
Geſetz-Bulletin abgedrudt waren, hatten Feine Gejeßesfraft?). Die 
Geſetze waren vollitredbar von dem Augenblid an, wo Die durch 
den König gejchehene Promulgation derjelben befannt fein fonnte; 
die Zeit, wo Die Promulgation als befannt angenommen werden 
jollte, war durch eine für die verſchiedenen Yandestheile verjchiedene 
Nechtövermuthung beftimmt 1°). 


Interpretation des Gef. vom 30. Ventoſe XII gegebene Auslegung vgl. Gönner 
im Archiv für Gefeßgebung I. 1, 9. Pfeiffer in der Germania II. 2, 283. 
Spangenberg Gommentar I. $ 51. Grolmann Handb. I. ©. 49. Zadjariä 
Handb. des franz. Givilrechts I. $ 29. Bauer Lehrb. des napol. Givilrechts 
$ 15, 16. 

5) Gonftit. Art. 28, 33, 54. 

6) Kön. Der. vom 24. Dezember 1807. Art. 20, 21. Bull. 1808. I. 87. 

7) Bulletin des lois du royaume de Westphalie. Gedruckt deutſch und 
franzöſiſch Kaffel in der königl. Buchdruderei. 1808 u fgg. 8. 

8) Eonftit. Art. 55. 

9) O. N. ©. Erf. 1822 und 1829 bei Pfeiffer IH. 150. in Beziehung auf 
ein Gircularjchreiben des weftphäl. Juſtiz-Miniſters vom 23. Januar 1808, zu 
C. N. art. 1393. 


10) Code Nap. art. 1. Kön. Defr. vom 27. Januar 1808, Bull. 1808. 
1. 259. 


$ 33. ivilgefehgebung im Großherzogthum Frankfurt. 85 


Von den weitphälifchen Geſetzen, welche zur Ergänzung des 
Code Napoleon dienten, wurde eine Privatſammlung veranftaltet '°). 


g 33. 
2) Givilgejeßgebung im Großherzogthum Frankfurt. 


Nachdem ein Patent des Fürſten Primas vom 15. September 
1809 die Einführung des franzöſiſchen Civilgeſetzbuchs vom 
1. Mai 1810 an in Ausſicht geſtellt und vorgeſchrieben hatte, daß 
ſich desfalls proviſoriſch an die Erhardſche Ueberſetzuug des Code 
Napoleon ’) zu halten ſei, wurde wegen der im Jahre 1810 ein— 
getretenen Territorialveränderungen der Anfangspunft der Gültige 
feit Des napoleonijchen Geſetzbuches auf den 1. Januar 1811 ver: 
hoben), und diefe Beftimmung in dem Organifationg-PBatente 
der Verfaſſung des Großherzogthums Frankfurt vom 16. Auguft 
1810 beftätigt *). Das Verhältnig des Code Napoleon zu den big 
dahin in Geltung gewejenen Gejegen und Gewohnheitsrechten wurde 
dergeftalt geordnet, Daß derjelbe nach feinem ganzen Inhalte als 
allgemeines bürgerliches Geſetzbuch +) galt, in Anſehung der Nechts- 
inftitute aber, worüber er feine Verfügung enthielt, 3. B. Lehen, 
Fideikommiſſe, Retrakt, Patrimonial= und Batronatsbefugniffe, Die 
bisherigen Gejeße und Herkommen vorerft und bis zu weitern ge— 
jeglichen Verordnungen beibehalten wurden °). Der Umftand, daß 
die feitherige Gerichtsverfafjung vorerft beibehalten wurde, veran- 
late mehrere Abänderungen des franzöfifchen Civilgeſetzbuchs in 
Betreff der bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu wahrenden 
Formen ®). 

11) Supplement-Band zum Geſetzbuche Napoleons, oder Sammlung von 
Geſetzen, fönigl. Defreten, Staatsrath-Gutachten, Minifterial-Schreiben und 
Inftruftionen zur Ergänzung des C. N. für Weftphalen. Hannover 1811. 8. 

1) Ueberfegung des Code Nap. von Erhard. Defjau nnd Leipzig 1808. 

2) Berorbn. vom 25. Juli 1810, Reg. Blatt I. 6. 

3) $ 37. Reg. Bl. I. 19. 

4) Auch für das Militär. Verordn. vom 26.Dezbr.1810. Art.4. Reg. BI. I. 302. 

5) Angeführte B. vom 25. Juli 1810. 

6) Vgl. Org. Patent vom 16. Aug. 1810. $ 38, DB. vom 25. Juli 1810, 
Reg. Bl. 1. 8, V. vom 5. Oftober 1812, Reg. BI. II. 121, Prozeß: D. vom 
7. Dftober 1812, daf. II. 345. 
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Neben dem Code Napoleon kamen die großherzoglichen Geſetze 
zur Anwendung. Die gejebgebende Gewalt ftand nad) der Ver: 
fafjung des Großherzogthums allein dem Souverain, den Ständen 
und dem Staatsrathe Dagegen nur eine berathende Stimme bei der 
Geſetzgebung zu). Der Form nad) wurden Gejeße, Verordnungen 
und genehmigte Staatsraths-Gutachten wie im Königreich Weſt— 
phalen unterfchieden. Bur Bekanntmachung aller gejeblichen Bes 
flimmungen, jowie jonftiger amtlichen Erlaſſe beftand eine offizielle 
Sejeg- Sammlung unter Dem Namen „Sroßherzoglich Frankfurtifches 
Regierungs-Blatt“s). Darin follten alle Gejfege und Verordnungen 
abgedrudt werben, woneben Diejelben zu ihrer Gültigkeit einer 
weitern Bublifationsformalität nicht bedurften. Verfügungen, welche 
nicht im Negierungsblatte abgebrudt find, kann Geſetzeskraft nicht 
zugeftanden werben, jelbft wenn Diejelben mit Genehmigung des 
Großherzogs erlaffen ), und auf fonftige Weife, 3. B. durch Ab: 
druck im Intelligenzblatte, zur öffentlichen Kenntniß gelangt fein 
follten 120). Die Nechtsgültigfeit und Vollſtreckbarkeit der Geſetze 
und Verordnungen begann, wenn nicht Darin ein anderer Anfangs- 
termin beftimmt war, dreißig Tage nad) der Verkündigung derjelben 
im Regierungs-Blatte !). 


g 3. 
3) Wiederherftellung des vaterländifhen Rechts. 


Nach der Auflöfung des Königreichs Meftphalen und Groß: 
herzogthums Frankfurt wurde Durch eine Verordnung des Kurfürften 
vom 4. Januar 1814, welche Durch Negierungs-Ausfchreiben vom 


7) Org. Patent $ 19, 22, 25, 28. 

8) Gedruckt in deutfcher Sprache Frankfurt a. M. bei Cichendberg 1810— 
1813. 8. Drei Bände, 

9) O. A. G. Erf. vom 26, Januar 1839 in ©, Staatsanwalt g. Nau, 
in Beziehung auf die bei Henkel S. 519 abgedrudten, im Franff. Reg. Blatt 
nicht enthaltenen Verfügungen des Großh. Franff, Juſtiz-Miniſteriums. Vgl. 
Gößmann Beiträge II. 194. 

10) DO, A. ©. Erf, vom 1. Dez. 1848 in ©, Staatsanwalt g. Stadt 
Salmünfter und Stadt Soden, in Anfehung einer V. vom 25. Mai 1812. 

11) 3. vom 25. Juli 1810 (Neg. Bl. I. 9). DB. vom 14. Sept. 1810, 
Art. 8 (Meg. Bl. I. 5). Hierdurch ift Code Nap. art, 1 geändert, 


$ 34. Wiederherftellung des vaterländifchen UKechts. 87 


10. deſſelben Monats fundgemacht wurde, Das während der feind- 
lichen Beſetzung der kurheſſiſchen Lande aufgedrungene Givilgejfeßbud) 
nebjt den darauf Bezug habenden Anordnungen vom Tage der 
Kundmachung diefes Ausfchreibens an außer Kraft gejeßt und an 
deren Stelle das in Kurhellen vor dem 1. November 1806 in 
Geltung gewejene Recht wiederhergeftellt "). Unter den hierdurch 
wiedereingeführten Rechten find insbefondere auch Die allgemeinen 
oder Iofalen Gewohnheitsrechte zu verftehen ?). Die Verordnung, 
daß die weitphälifche und franffurtiiche Givilgefeßgebung ihre Kraft 
verlieren und das vaterländiiche Necht vom Tage der Aufhebung 
derjelben an wieder in Kraft treten folle, enthielt ſtillſchweigends 
das Anerkenntniß der Gültigkeit der fremden Gefeßgebung bis zu 
der Zeit der Aufhebung derjelben. Die kurheſſiſche Regierung be- 
folgte mithin in Betreff der Gejeßgebung über Gegenftände des 
Privatrechts nicht den von ihr in Betreff jonftiger Negierungs- 
handlungen der ujurpatorifchen Regierung aufgeftellten Grundjaß, 
daß Diejelben ungültig ſeien, weil Die kurheſſiſche Regierung das 
Königreich Weftphalen und Großherzogthum Frankfurt niemals an: 
erfannt habe 3). 

In dem vormaligen Großherzoglich-Franffurtiichen Departement 
Fulda wurden durch eine Verordnung des provijorischen Gouverne: . 
ments vom 16. Januar 1814 der Code Napoleon und die Damit 
in Verbindung ftehenden Verordnungen, Borfehriften und Defrete 
aufgehoben, und Dagegen die vorher in dieſem Landestheile in 
Geltung gewejenen Rechte, Verordnungen, Vorjehriften, Gewohn- 
heiten und Berfahrungsnormen wieberhergeftellt +). Daß die Groß- 
herzoglich-Franffurtijchen Geſetze bis zu Diefem Zeitpunfte Gültig- 
feit hatten, konnte von der kurheſſiſchen Regierung hinfichtlich 
derjenigen Theile des Großherzoglich-Frankfurtifchen Departements 
Fulda, weldye unter dem Namen des Großherzogthums Fulda an 
Kurhefjen abgetreten waren, nicht in Zweifel gezogen werden, da 
Defterreich und Preußen, von welchen Kurhefjen feine Rechte an 


— — 


1) Geſ. S. 1814. S. 8. Das Reg. A. vom 10. Jan. 1814 iſt auch im 
Fürſtenthum Hanau publizirt worden. 
2) O. A. ©. Erk. 1833 bei Strippelmann II. 263. 
3) Dal. z. B. V. vom 31. Juli 1818. 
4) Gößmann Beiträge II. 15. 
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dem Großherzogthum Fulda ableitete, das Großherzogthum Frankfurt 
anerkannt hatten *). 

Die Frage, inwieweit die unter der Herrichaft des fremden 
Givilrecht3 begründeten Rechtöverhältniffe feit der Aufhebung deſſelben 
nach dem fremden oder nach dem vaterländijchen Nechte zu bes 
urtheilen ſeien, ift in Ermangelung deßhalbiger partifularrechtlicher 
Beftimmungen nad den gemeinrechtlichen Grundſätzen über Die 
Kollifion verfchiedener an demſelben Orte zu verfchiedenen Zeiten 
geltenden Rechtönormen zu beurtheilen®). Dieje allgemeinen Normen 
als anwendbar vorausſetzend hat die kurheſſiſche Partifulargefeb- 
gebung ſich begnügt, einige Durch Die Villigfeit gebotene Ausnahmen 
einzuführen: 

1) Die Gültigkeit der von 1808 bis zur Wiederherftellung 
der vaterländifchen Nechtsverfaflung im Königreiche Weitphalen 
beurfundeten Vertrags = oder einjeitigen Willensbeftimmungen unter 
Lebenden und auf den Todesfall joll, und zwar hinfichtlich der 
Verträge unter der Vorausfegung, daß dieſelben bereit3 in Voll 
ziehung getreten find, unter dem Vorwande der Vernachläffigung 
von äußeren, Durch die damalige Gejeßgebung beftimmten Erforder: 
niffen nicht mehr angefochten werben fönnen, Unter dieſen Voraus— 
ſetzungen foll daher als Nichtigkeitsgrund nicht gelten: Die An— 
wendung der nach heſſiſchem Nechte genügenden Formen auf Ges 
jchäfte, für welche das damalige Necht andere Erforderniffe vorjchrieb; 
die Aufnahme von Urkunden Durdy eine richterliche oder fonft in 
öffentlichem Dienfte ftehende Perſon ſtatt durch einen Notar; die 
verfäumte Zuziehung eines zweiten Notars; Die Unterlaffung der 
Eintragung einer nur auf einzelne Bogen oder Blätter gejchriebenen 
Urkunde in die Notariatsbücher, oder der Ausfertigung mehrfacher 
Driginale; Die Auslaffung von außerwejentlichen, wenn auch bei 
Strafe der Nichtigkeit vorgejchriebenen Formeln”). Dieſe geſetz— 
liche Beftimmung erleidet jedoch folgende Bejchränfungen; 


— 


5) Bol. Winfopp Verſuch einer topograph. ſtatiſt. Befchreibung des Groß: 
herzogthums Franffurt. Weimar 1812. ©. 137. 

6) Savigny Syſtem VIII. 368. Die Anwendung auf die einzelnen Rechts: 
inftitute findet fi unten zerſtreut bei den betreffenden Abjchnitten. 

7) 3. vom 4. Juni 1830. $ 1, für fümmtliche kurheſſ. Lande mit Aus— 
nahme der Provinz Hanau, fowie ber Kreife Fulda und Hünfeld. 


S 34. Wiederherftellung des valerländiſchen Wedhts. 89 


a) Sie ift nicht anwendbar auf Nechtöverhältniffe, welche bei 
dem Grjcheinen der Verordnung bereits durch Vergleich oder rechts— 
kräftiges Erkenntniß erledigt waren ®). 

b) Wenn gleich bei Verträgen jo wenig dritte Perfonen, als 
die Kontrahenten die Gültigkeit des Vertragd wegen der Vernach— 
läſſigung von Förmlichkeiten der bezeichneten Art anfechten können, 
jo ift Doch ausnahmsweiſe die Anfechtung ſolchen Dritten Perſonen 
geftattet, welche Dingliche Nechte an dem Gegenftande des Vertrags 
in gefeßlicher Form vor dem Eintrag des mangelhaften Vertrags 
in die kurheſſiſchen Währſchafts- und Hypothefenbücher erlangt und 
den Eintrag ihrer Rechte in die gedachten Bücher zeitig erwirkt 
haben). 

c) Die Anfechtung der Nechtsgejchäfte wegen innerer Mängel, 
namentlicy wegen eiues Mangels in der Willensübereinftimmung 
oder wegen bejchränfter oder mangelnder Handlungsfähigfeit der 
Kontrahenten, ift Durch die Verordnung nicht ausgejchloffen. 

d) Die Verordnung ſchützt nicht gegen die Anfechtung folcher 
Nechtsgejchäfte, bei welchen Die Betheiligten nicht allein Die Durch 
das fremde Necht vorgejchriebenen, fondein auch die nach dem 
ältern einheimiſchen Nechte zur Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts er- 
forderlichen Formen gänzlich vernachläffigt haben, indem die Abficht 
der Verordnung nur darauf gerichtet ift, Die nachtheiligen Folgen 
von Unregelmäßigfeiten abzuwenden, welche weniger in einem Ver— 
jchulden der Betheiligten, als in der mangelhaften Kenntniß Des 
fremden Necht? oder in mangelhafter Ausführung der in Folge 
dejlelben getroffenen organijchen Einrichtungen ihren Grund hatten, 

2) Sn Betreff der zum Großherzogthum Frankfurt gehörig 
gewejenen Landestheile wurde eine allgemeine Beftimmung des unter - 
Nr. 1. angegebenen Inhalts nicht erlaffen. Eine ſolche erjchien in 
Betreff des Großherzogthums Frankfurt nicht erforderlich, weil 
bier mehr, als im Königreicdy Weftphalen, durch die Gejeßgebung 
auf den frühern Nechtszuftand bei Einführung des franzöſiſchen 
Rechts Rücdficht genommen, und hierdurch einer öfteren Vernach— 
läjligung Der durch Das franzöſiſche Givilgefeßbud, eingeführten 


— ñ— 





8) Dal. $ 6. 
9) Daf. $ 2. 
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Förmlichkeiten wirkſam vorgebeugt war !0). Nur hinſichtlich der 
in den Jahren 1811 und 1812 aufgenommenen Pfandverſchreibungen 
wurde beſtimmt, daß dieſelben, ſofern ſie in der vor Einführung 
des franzöſiſchen Civilgeſetzbuchs vorgeſchriebenen Form errichtet 
ſeien, wegen Mangels der in C. N. art. 2127. vorgeſchriebenen Zus 
ziehung von Zeugen oder einer die Stelle des zweiten Notar3 ver: 
tretenden Perſon nicht ungültig, und daß die in Die nad) Alterm 
Nechte zu führenden Bücher eingetragenen Pfandverjchreibungen 
ebenjo wirkſam fein follen, als wenn die Eintragung in Die nad) 
franzöfifchem Rechte vorgejchriebenen Hypothefenregifter gejcheben 
wäre !). 


IV. Die Gefeßgebung feit 1813, 
§ 3. 
1) Geſetzgebende Gewalt. 

Mit der Wiederherftellung der alten Staatsverfaflung trat aud) 
die gejeßgebende Gewalt Des Landesheren in dem frühern Umfange 
wieder in Kraft. Die Verſchmelzung der Altern und Der neuer- 
worbenen Gebietstheile zu einem einzigen, in einer gemeinjamen 
Berfallung vereinigten Staate (vgl. $ 16) hatte zur Folge, Daß 
fortan die Gejeßgebung für Die verjchiedenen früher jelbftftändigen 
Landestheile nicht mehr getrennt war. Die Iandesherrlichen Ver: 
ordnungen, joweit fie nicht ausjchließlich für einen einzelnen Landes: 
theil erlafjen find, was im Geſetzblatt Durch eine Bemerkung unter 
der betreffenden Verordnung angezeigt wird !), gelten feitdem al3 
für das ganze Land bejtimmt. Der Form nach zerfallen Die Ge 
jeße jeit 1813 wie früher in Tandesherrliche Erlaffe, welche von 
dem Landesherrn ſelbſt vollzogen und unterzeichnet find, und in 
Augjchreiben Der dazu ermächtigten Dberbehörden. 

1) Die landesherrlichen Grlaffe, mögen Diefelben die Form 
von Gejegen oder Verordnungen haben (val. $ 36), erhalten feit 





10) Vgl. Franff. Berordn. vom 25. Juli 1810, Neg. Blatt I. 8. 

11) Geſ. vom 12. Dez. 1840, ©. ©. 1840. ©. 56. Ueber die bejondere 
Veranlaſſung diefes Gefeßes vgl. Henfel S. 517 und Landtage:Verhandl. von 
1833. Beil. 250. 

1) 3. vom 8. Sept. 1815. $ 3. 


$ 36. Mitwirkung der Sandflände bei der Gefchgebung. 91 


1831 allgemeine Glaubwürdigkeit und Vollziehbarfeit erft durch die 
Kontrafignatur der Unterfchrift des Landesherrn von Seiten des— 
jenigen Minifterial-:Vorftandes, in deſſen Departement die darin 
behandelte Angelegenheit einjchlägt, indem hierin die Beurkundung 
liegt, daß die betreffende Angelegenheit verfaflungsmäßig behandelt, 
und von dem unterfertigten Minijterial-Borftande fowohl dem 
Randesherrn, ald den Landitänden gegenüber die perfönliche Ver: 
antwortlichfeit für Die Verfaſſungs- und Gejeßmäßigfeit des Inhaltes 
übernommen worben ſei?). Vor 1831 war die Stontrafignatur des 
Minifters ebenfall3 üblich 3) und feit 1821 vorgejchrieben®), allein 
nur zur Beurfundung der dem betreffenden Minifterial-Borftande 
dem Landesheren gegenüber obliegenden Verantwortlichfeit für den 
inhalt ſeiner Anträge und die Vollziehung der Tandesherrlichen 
Beichlüffes), nicht als Bedingung der Vollziehbarfeit des Tandes- 
herrlichen Grlafjes. 

2) Ausjchreiben des Gefammt-Staat3-Minifteriums oder eines 
einzelnen Minifterial-Departement3 haben noch jetzt dieſelbe Kraft, 
wie Iandesherrliche Verordnungen, jofern fie auf Befehl oder mit 
Genehmigung des Landesheren erlaffen find und mithin den Aus— 
drucd des Iandesherrlichen Willens enthalten). Dagegen ift den 
Regierungen, Konfiftorien und fonftigen Oberbehörden feit 1821 
die Befugniß, Ausſchreiben mit gefeßlicher Kraft zu erlaflen, 
entzogen 7). 


$ 36. 
2) Mitwirfung ber Landftände bei der Geſetzgebung. 


Kurfürft Wilhelm I. übernahm bei der Miederherftellung des 
Kurftaates den verbündeten Mächten gegenüber die Verpflichtung, 


2) ®. u. 1831. $ 108, 1852. $ 83. Ueber die DVerwirflihung der Ver: 
antwortlichfeit der Minifter durch landftänbifche Anklage vor dem Oberappella— 
tionsgericht als Staatsgerichtshof vgl. V. U. 1831. $ 100, 1852. $ 78. 

3) In der Gef. ©. finden ſich auch Verordnungen ohne Kontrafignatur, 
4. B. 1814. ©. 7, 8, 32, 59 u. ſ. w. 

4) V. vom 29. Juni 1821. $ 20. 

5) Daf. $. 11. 

6) Bol. über die oberften Staatsbehörden: DB. vom 29. Juni 1821. $ 10 
bis 28, V. Urf. 1831. $ 106 bis 111. V. vom 10. Febr. 1831. 2. Urf. 
1852. $ 81 bis 85. 

7) 8. vom 29. Juni 1821. $ 59, 65, 104 u. ſ. w. 
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die landſtaͤndiſche Verfaſſung wiederherzuſtellen?). Es wurde hierauf 
nicht allein eine ausdrückliche Zuſicherung der Fortdauer der alt— 
heſſiſchen und ſchaumburgiſchen Landſtände ertheilt?), ſondern auch 
beabſichtigt, die landſtäändiſche Verfaſſung auf die übrigen Landes— 
theile auszudehnen und die Rechte der Landſtände zu erweitern, 
namentlich ihnen Antheil an der Geſetzgebung einzuräumen. In 
dieſem Sinne ſtellten die kurheſſiſchen Bevollmächtigten auf dem 
Wiener Kongreß den Antrag, für alle deutſchen Staaten land— 
ſtändiſche Verfaſſung einzuführen und den Yandftänden jedenfalls 
das Necht der Steuerverwilligung, der Mitaufjicht über die Ver— 
wendung der Steuern, der Einwilligung bei zu erlajjenden allge 
meinen Landesgejegen und der Bejchwerbeführung, insbejondere 
wegen Malverjation der Staatsdiener, zu bewilligen ®). Ueber: 
einftinmend hiermit enthielt der dem althejfiichen Landtage von 1816 
vorgelegte Gonftitutiong-Entwurf +) die Beftimmung, daß den Land» 
ftänden das Necht der Zuftimmung zu allen das Steuerwejen be- 
treffenden oder die Eigenthumsrechte, die perjönliche oder Gewerbe- 
Freiheit beſchränkenden Geſetzen zuftehen folle. Nachdem aber wegen 
entitandener Differenzen die Iandesherrliche Sanktion dieſes Con— 
jtitutiong-Entwurfs jchließlich verfagt 5), und Die Erwartung, daß 
auf dem Wiener Kongrelje allgemeine Grundlagen für Die land— 
ftändische Verfaſſung der deutjchen Staaten bejchlojfen werden 
würden, Durch Art. 13. der D. B. Akte nicht verwirklicht worden 
war, blieb die bejtehende landſtändiſche Verfaſſung, obwohl dem 
Nechte nach anerfannt®), Doc, bis 1830 thatjächlich außer Hebung. 
Grit in Folge der VerfaffungssUrfunte vom 5. Januar 1831 trat 
eine jämmtliche Landestheile umfaſſende Tandftändische Verfaſſung 
ind Leben, Diejelbe Iegte den Landftänden das Recht bei, daß 


— mm ——— — — 


1) Acceſſ. Vertrag vom 2. Dezember 1813. Geh. Art. 3. 

2) Reg. A. vom 29. Aug. 1814 (©. ©. 1814. ©. 81). 

3) Klüber Akten des W. Kongr. I. 1, 74. 

4) $ 22, (Vollgraff) Was bedürfen u. |. w. ©. 52. Dieſe Beftimmung 
ging in den Berf. Entwurf von 7. Oft. 1830 als $ 25. über; bei Murhard I. 10. 

5) Ueber die defhalbigen Beweggründe der Staatsregierung vgl. Prot. der 
D. Bundes-Verſ. 1818. Sitz. 26. $ 127. Pfeiffer Geſch. der landſt. Verf. 
©. 239, 248. 

6) H. und St. Gef. vom 4. März 1817. $ 2. 2. vom 29. Juni 1821. 
$. 23. Nr. 2. 
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ohne ihre Beiftimmung fein Geſetz gegeben, aufgehoben, abgeändert 
oder authentifch erläutert werden könne; der landſtändiſchen Zu— 
ftimmung follte im Gingange eine3 jeden Geſetzes ausdrücklich er- 
wähnt werden”). Die Berfaflungs:Urfunde vom 13, April 1852 
beließ es hierbei in Anſehung des Privatredhts®). Ohne Mit: 
wirfung der Landitände kann die Staatsregierung Verordnungen 
über Gegenftände des Privatrechtö erlafjen: 

1) zum Bwede der Handhabung oder Vollziehung beftehender 
Geſetze, 

2) proviforifch bei außerordentlichen Begebenheiten, wofür die 
vorhandenen Geſetze unzulänglicy erjcheinen, infofern Die 
Zandftände beim Eintritte ſolcher Begebenheiten nicht ver- 
ſammelt find. 

Während nad) älterm Staatsrechte für alle von dem Landesherrn 
jelbjt vollzogenen gejeßgeberijchen Grlafje die Bezeichnung „Wer: 
ordnung“ gebräuchlich war, wird nad dem Durch die Verfaſſungs— 
Urkunde vom 5. Januar 1831 eingeführten Sprachgebrauche unter 
Gejegen und Verordnungen unterjchieden,, je nachdem dabei eine 
Mitwirkung der Landftände ftattgefunden hat oder nicht®). Die 
ohne landftändifche Mitwirkung von der Staatsregierung erlaſſenen 
Verordnungen ftellen fi) nicht al8 Handlungen der Staatsver— 
waltung "°), jondern als gejeßgeberifche Akte 11) dar, welche den 
für die Gültigkeit der Geſetze, insbejondere hinfichtlich der Publi- 
fation, vorgejchriebenen formellen Erfordernifjen unterliegen. 


7) BV. Urk. 1831. $ 95. 

ED. Urf. 1852. $ 75: „Ohne Beiftimmung der Stände fann fein die 
Privatrechte, die Steuern oder die Rechtspflege änderndes. Geſetz gegeben 
oder authentifch erläutert werden“. Unter dem Nusdrud „die PBrivatrechte” er— 
fcheinen auch die außer dem Gebiet des Privatrechts durch befondere Titel ber 
gründeten Nechte begriffen; vgl. daf. $ 24; Strippelmann III. 1, 257. 

9) Bgl. Pfeiffer V. 521. 

10) Wie von Pfeiffer V. 532. behauptet und in Anwendung auf B. vom 
2. März 1839 in Landt. Verb. 1839. I. Beil. 44, 77. weiter ausgeführt ift. 

11) Bol. die Ausführung der Landtags-Kommiſſion in Landt. Verh. 1839, 
I. Beil. 67 und 79. 
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$ 37. 
3) Publikation ber Geſetze. 


Durch) Verordnung vom 8. Septembar 1815 wurde die Her: 
ausgabe eines Hffentlichen Blattes unter dem Titel: Sammlung 
von Gefegen, Verordnungen, Ausjchreiben und jonftigen allgemeinen 
Verfügungen für die Furhejfiichen Staaten), angeordnet. Dem 
eriten Bande dieſer Geſetz-Sammlung find Die jeit der Wieder: 
herftellung des Kurftaats bis zum 8. September 1815 erlafjenen 
Geſetze vorangedrudt?). Ein Anhang derjelben, welcher alljährlic) 
die in einzelnen Fällen ergangenen, zur Erläuterung der Gejebe 
dienenden Entjcheidungen und Verfügungen enthalten follte, ift 
niemals erjchienen 3). Die Herausgabe der Gejeß-Sammlung liegt 
dem Minifterium des Innern, Die Vertheilung derjelben den Pro- 
vinzial-Ntegierungen ob *). 

Die Gejeß-Sammlung ift, wie ſchon ihr Titel angibt, nicht 
allein gejeßliche, jondern auch Jonftige allgemeine Verfügungen auf: 
zunehmen beftimmt. Daher ift die Frage, ob einer Verfügung 
Geſetzeskraft beizulegen jei, durch Die Aufnahme derjelben in die 
Seje-Sammlung allein nicht entjehieden. Dagegen bildet die Auf: 
nahme in Leßtere eine Bedingung der Gejebesfraft, jo Daß eine 
darin nicht abgedrudte Verfügung als Entjeheidungsnorm bei richter: 
lichen Erfenntniffen nicht angewendet werben kann, follte fie aud) 
vom Landesherrn ausgegangen oder genehmigt und den Behörden 
amtlich zugefertigt oder in anderer Weile offiziell veröffentlicht 
worden jein >). 


1) Kaſſel, 4. Der erite Band umfaßt die Jahrgänge 1813 bis 1816 ein- 
jchließlih, jeder folgende Band je drei Jahrgänge. Alphabetiſches General: 
Regifter, die Jahre 1813 bis 1854 umfaflend, Kaffel 1855, 4. Die Gejeß- 
Sammlung wird im Bolgenden citirt G. ©. mit Angabe des Jahrgangs und 
der Seitenzahl. 

2) ©. 1 bis 131. DB. vom 8. Sept. 1815. $ 12. 

3) V. vom 8. Sept. 1815. $ 5. Zum Erfaße dient der offizielle Theil der 
feit 1854 erfcheinenden Annalen der Juftizpflege und Verwaltung in Kurhefien. 

4) B. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 17, $ 59. Nr. 2. 

5) Beifpiele von Grlaffen, welchen das DO. A. ©. wegen unterbliebener 
Bublifation im Gef. Blatte die Gefegesfraft abgefprochen bat, bei Pfeiffer IH. 
470, 500, 624, V. 538, 568, Kerjting Strafrecht I. 141. 
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Neben dem Abdrude in der Geſetzſammlung ift die bis dahin 
üblich gewejene öffentliche Kundmachung beibehalten worden, welche 
bei Verordnungen und Geſetzen ftet3, ohne daß desfalls noch ein 
bejonderer Befehl erforderlich ift, bei Ausjchreiben von Behörden 
Dagegen nur, wenn deren Bekanntmachung bejonders befohlen wird, 
ftattfinden joll®). Diejer Vorſchrift Tiegt Die Abficht zum Grunde, 
in Betreff der den Unterthanen gegenüber erfolgenden Kundmachung 
das feitherige Recht unverändert beizubehalten. Daher ift ſowohl 
die Form, als auch die rechtliche Bedeutung derjelben nach dem 
frühern Nechte ”) zu beurtheilen. Diefem gemäß ift der Vorfchrift, 
daß Diejenigen Verfügungen, welche den Unterthanen verfündigt 
werden jollen, zu ihrer Verbindlichkeit der Kundmachung bedürfen®), 
der Sinn beizulegen, Daß zwar im Allgemeinen die Geſetzeskraft 
eines Grlafjes von Der gegenüber den Unterthanen erfolgten Ver: 
fündigung nicht abhängt, vielmehr mit dem Abdrude im Gejeß- 
blatte eintritt, Dagegen ſolche Geſetze, welche ihrem Inhalte nach 
die Kenntniß der gefeglichen Vorſchriften oder wenigftens die 
Möglichkeit, ich Diefe Kenntniß zu verjchaffen, auf Seiten der 
Untertbanen nothwendig vorausſetzen, erjt nach gejchehener Ver— 
fündigung angewendet werden können. Bei derartigen Gefegen, zu 
denen insbejondere Diejenigen gehören, welche Durch Gebote oder 
Verbote den Unterthanen eine Verpflichtung auferlegen, hängt der 
Anfangstermin ihrer Anwendbarkeit, jofern er nicht im Geſetze be 
ftimmt ift, von der neben dem Abdrude im Gejeßblatt ftattfindenden 
Verkündigung ab. In dieſer Beziehung gelten jeit einem Staats- 
Minifterial-Ausjchreiben vom 26. Dftober 18299) folgende Grund: 
ſätze: 

1) Mit dem einundzwanzigſten Tage nach der in Kaſſel ge— 
ſchehenen Ausgabe einer Nummer des Geſetzblattes ſind die darin 
enthaltenen Anordnungen im ganzen Lande als verkündigt anzuſehn. 


6) V. vom 8. Sept. 1815. $ 2, Reg. Bekanntm. vom 5. Febr. 1816. 

7) Bgl. oben $ 26. 

8) Obige VBorfchrift it zwar in der V. vom 8. Sept. 1815 nicht aus— 
brüdlich enthalten, aber zu folgern aus ber im $ 2. enthaltenen Beftimmung : 
„wogegen alle andern in dieſem Blatte abgedrudten Verfügungen einer 
weitern Form der Kundmachung zu ihrer Berbindlichfeit nicht bedürfen“, 

9) G. ©. 1829. ©. 73. 
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Hierdurch wird nicht blos eine Durch den Beweis der fpätern Ver: 
fündigung zu befeitigende Nechtsvermuthung, fondern eine den 
Gegenbeweis anschließende Fiktion begründet. 

2) Hat die Verkündigung in einer Gemeinde vor dem einund- 
zwanzigiten Tage ftattgefunden, jo beginnt Die verbindliche Kraft 
des Geſetzes jür Die der Gemeinde angehörigen Perſonen mit dem 
Tage der Kundmachung. 

3) Diefe Wirkung ift nur einer in gehöriger Form gejchehenen 
Verfündigung beizulegen. Die regelmäßige Form ift die öffentliche 
Mittheilung an Die zu Diefem Zwede auf übliche Weije verſam— 
melten Einwohner. In den Städten wird die Ausgabe desjenigen 
Stüds des Provinzial-Wochenblatt3 , worin der Inhalt des be— 
treffenden Gejeßblattes ſich abgedrudt oder angezeigt findet, Der 
Verfündigung vor verfammelter Gemeinde gleichgeachtet 2%). Die 
bier erwähnte Art der Bekanntmachung ift indeſſen nicht Die einzige 
zuläjlige, jondern unter geeigneten Umftänden Fann auch eine ander— 
weite Kundmachung die früher eintretende Wirkſamkeit des Geſetzes 
herbeiführen 4°). 

4) Die Verkündigung der Gejege Fann ihrem Begriffe nad) 
nur durch die Organe der Staatsgewalt gejchehen. Die Aufficht 
darüber liegt den Provinzial-Regierungen ob 4?), und die Orte- 
vorftände handeln, indem fie die Verkündigung der Geſetze vor 
verjammelter Gemeinde bewirken, als Hülfsbeamte des Staats, 
Ein durch Privatperfonen vermittelte3 Befanntwerden der Geſetze 
fann Die Stelle der Verkündigung niemals vertreten, und die An- 
wendung des Geſetzes auf Perſonen, welche auf jolchen Wege 
Kenntniß vom Inhalte deſſelben erlangt haben, ift nicht gerecht 
fertigt, jo lange weder der einundzwanzigfte Tag verftrichen, noch 
eine frühere Verkündigung erfolgt ift. 


G 38. 
4) Ueber den gejeglihen Charafter der feit 1813 erlaffenen 
Verordnungen und Ausjchreiben. 
Dei der Prüfung, ob eine feit 1813 ergangene Verordnung 
oder fonftige Verfügung Die Erfordernifje eines gültigen Geſetzes 
10) St. M. A. von 26. Oft. 1829. Nr. 2. Gem. O. $ 37. Nr. 1. 


11) O. A. ©. Erf. vom 2. April 1844. in S. Lohmeier 9. Staatsanwalt. 
12) V. vom 29. Juni 1821. $ 59. Nr. 2. 
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in fich trage, enticheiden die im 8 31. aufgeftellten Grundfäße mit 
den aus F 35 bis 37. fich ergebenden Modifikationen. 

In Betreff der Form hat der Anwendung einer jolchen Ver— 
fügung als Entjcheidungsnorm von Seiten der Gerichte Die Prüfung 
vorauszugehn, ob Diejelbe als eine vom Landesherrn unter Kontra— 
fignatur des zuftändigen Minifterialvorftandes vollzogene Verordnung 
oder als ein von dem zuitändigen Minifterium unter Grwähnung 
der Iandeöherrlichen Genehmigung erlafjenes Ausjchreiben in der 
Gejeg- Sammlung befannt gemacht worden jei. Die Verfaſſungs— 
Urkunde von 1831 lieg dem Zweifel Raum, ob einer Verordnung 
oder einem mit landesherrlicyer Genehmigung ergangenen Minifterial- 
Erlaſſe von den Gerichten die Eigenjchaft einer Entjcheidungsnorm 
deßhalb verjagt werden könne, weil die darin enthaltene Verfügung 
nach den VBorjchriften der Verfaſſungs-Urkunde nur unter land» 
ftändifcher Zuftimmung in Form eines Geſetzes hätte erlafien 
werden dürfen). Dieje Streitfrage it durch authentifche Inter— 
pretation dahin. entjchieden, daß dergleichen Verfügungen für Die 
Gerichte wie für alle Behörden verbindliche Kraft haben, und daß 
es nur den Yandftinden vorbehalten bleibt, bezüglich der Ver: 
faflungsmäßigfeit erlaffener Verordnungen mit der Negierung in 
Verhandlung zu treten 2). Zufolge dieſer auch in Die Verfaſſungs— 
Urkunde von 1852 übergegangenen Beftimmung?) hat der Unterfchied 
zwifchen Gejeßen und Verordnungen nur ftaatsrechtliche Bebdutung, 
wogegen beide für die Gerichte bei Gntjcheidungen über Privat: 
rechte ohne Unterfchied maßgebend find. 

Den Inhalt einer in gehöriger Form erlafjenen gefeßlichen 
Verfügung einer Prüfung in der Nichtung zu unterwerfen, ob Die 
Staatsregierung befugt fei, Verfügungen jolchen Sinhalt3 im Wege 
der Gejeßgebung zu erlaffen, gehört nicht zu Den Befugnifjen der 
Zandesgerichte, welchen Die Kognition über Regierungshandlungen 
nicht zufteht. Daher kann die Anwendung einer gefeklichen Be: 
flimmung von Seiten der Gerichte nicht von der Unterjuchung 


— —— —— — — 


1) Pfeiffer V. 542. 

2) Bgl. die auf Veranlaſſung der Bundes⸗Konmiſſare erlaſſene V. vom 
1. Juli 1851. 8 2. 

3) B. Urf. 1852. 8 83. 

1. 7 
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abhängig gemacht werden, ob diejelbe beitehende Rechte nicht ver- 
letzes), oder mit der Verfallungs-Urfunde übereinftimmes), oder ob 
eine als Vollziehungsverordnung bezeichnete Verfügung dem Inhalte 
des Geſetzes entipreche, deſſen Vollziehung dieſelbe bezwedt ®). 


$ 39. 
Die Erfenntniffe der Landesgerichte. 


Neben der Landesgefeßgebung erjcheinen Die Grfenntniffe Der 
Landesgerichte als ein zweiter Faktor, aus deſſen Wirffamfeit der 
gegenwärtige Zuftand des Privatrecht in Kurheſſen hervorgegangen 
ift. Ihnen blieb es überlaflen, die Widerjprüche des rezipirten 
fremden und des einheimijchen Rechtes auszugleichen, Die beibe- 
haltenen einheimijchen Nechtsinftitute im Sinne der neueren Rechts— 
wiffenfchaft zu entwideln oder umzubilden und die durch die Be 
dürfniſſe des gefteigerten Verkehrs in neuerer Zeit ind Leben ge 
rufenen Rechtslehren zu geitalten. Die Thätigfeit der Gerichte in 
diefer Hinficht erjcheint um jo wichtiger, je weniger die Landes— 
gefeßgebung, welche in Helfen nur jelten das Gebiet des Privat- 
recht3 berührte und in dieſen Fällen meiftend ſich mit einer 
fragmentarifchen Entſcheidung einzelner Streitfragen begnügte, zur 
Löſung jener Aufgabe binreichte. Durch Die Ausſprüche Der Gerichte 
erhielt die Rechtswiſſenſchaft mittelbar Einfluß auf die Nechts- 
bildung, indem die unter den Nechtslehrern zur Zeit herrſchenden 
Anfichten in Die gleichzeitigen Erfenntnifje der Gerichte übergingen. 

Unter den Landesgerichten war von der größten Bedeutung 
für die Entwidelung des Privatrecht3 Das Dberappellationsgericht 
zu Kaſſel, welches in Folge des 1742 erlangten unbejchränften 
Privilegiums de non appellando 1747 inaugurirt wurde!) und bald 





4) D. X. ©. Erf. 1820. bei Pfeiffer IL. 404. 

5) Ausgenommen im Ball des $ 155. der V. Urf. 1831; O. N. ©. Erf. 
1835. in Zeitichr. I. 172, Pfeiffer V. 573, 1836 bei Pfeiffer V. 449. 

6) D. A. ©. Erf. vom 2. Dft. 1847 in ©, Staatsanwalt z. ©. Al. 
Schlüchtern g. Leipold. 

1) Bol. Appell. Privilegium vom 7. Dez. 1742 (2. DO. IV. 853), Edikt 
vom 26. November 1743 (N. ©. II. 235), Oberappellationsgerichts-Drbn. vom 
15. Februar 1746 (N. ©. II. 370). Bor der Errichtung des DO. A. ©. wurden 
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eine geachtete Stelle unter den oberften Gerichtshöfen Deutſchlands 
einnahbm. Die Oberappellationsgericht3-Drdnung vom 15. Februar 
1746 beftimmt, daß die Entſcheidungen des Dberappellationsgerichts 
über ftreitige Nechtöfragen in Fünftigen Fällen jo Iange zur Norm 
dienen jollen, als nicht im Wege der Gejeßgebung eine andere 
Beitimmung erfolgt ſei?). Dieſe Vorjchrift wurde, wie die der— 
jelben offenbar zum Grunde liegende reichsgejeßliche Beſtimmung 
über die Wirkſamkeit der PRjudizien der Neichsgerichte), in 
verſchiedener Weiſe ausgelegt. In der ältern Praxis erachtete fich 
das Oberappellationsgericht an ſeine eigenen Präjudizien gebunden, ſo— 
weit nicht eine geſetzliche Beſtimmung entgegenſtand, welche entweder 
ſchon zur Zeit der frühern Entſcheidung vorhanden geweſen, aber 
dabei außer Acht gelaſſen worden war, oder den in der frühern 
Entſcheidung ausgeſprochenen Rechtsſatz nachher abänderte +). Zu— 
gleich brachte das Oberappellationsgericht die Vorſchrift der Ober— 
appellationsgericht3- Drdnung, Daß über ſtreitige Rechtsfragen 
landesherrliche Entſcheidung einzuholen fei, übereinftimmend mit dem 
vor Errichtung des OberappellationsgerichtS bei den Regierungen 
gebräuchlichen Verfahren ®) zuweilen in der Art zur Anwendung, 


—— 





— — 


die in Folge der früher ertheilten beſchränkten Appellations-Privilegien (K. O. 
II. 47, Ledderhoſe Kl. Schr. III. 167) den Reichsgerichten entzogenen Appel— 
lationen gegen Befcheide der Regierungen zu Marburg und Rinteln von der 
Regierung zu Kaffel und gegen Beſcheide der Legtern von einzelnen damit bes 
auftragten Mitgliedern der Regierung zu Kafjel als O. M Kommiffarien abge 
urtbeilt; vgl. Kommiſſ. Dekret vom 3. April 1656 (8. O. II. 310), O. X. ©. 
Ordn. vom 28. Nov. 1730 (8. DO. IV. 29), Kulenfamp Beiträge zur Gejchichte 
des Kurf. D. A. Gerichts zu Kaſſel. 1847. 4, 

2) Titel V. $ 13: „Damit auch aller Ungleichheit in Entſcheidung der 
Rechtsſachen vorgebogen und fo viel nur immer möglich ein jus certum einges 
führt werden möge, jo follen diejenigen Meinungen, welche bei den Rechts— 
gelehrten ganz flreitig und ob und wie weit foldhe in Unfern Landen approbirt 
und angenommen find, mit Fleiß colligirt und angemerkt, auch fo lange und 
viel, bis Wir felbit ein Anderes verordnen, zum Grund genommen werden“. 

3) N. 2. 1570. $ 77. Vgl. ferner über die Präjudizien der Reichsgerichte: 
R. A. 1566. $ 94, J. R. A. $ 136, Vifit. Abi. 1713. $ 84, Gramer 
Wetzlar. Beytr. III. 163, Ludewig Gel. Anzeigen I. 777, Stryk Us. mod. ad 
Dig. I. 4. $ 2. 

4) ®gl. Dec. Cass. I. 23, Nr. 8, 56. Nr.6, 117. Nr. 13, 118. Nr. 27, 
Il. 205. 

5) Vgl. 3. B. Fürftl, Reſtr. vom 20. Mai 1727 (N. ©. I. 291) und 
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daß im Laufe anhängiger Rechtäftreite Die Entjcheidung der dabei 
in Betracht fommenden Rechtsfragen bei dem Landesheren eingeholt 
und dem nachher erfolgenden Erkenntniſſe zum Grunde gelegt 
wurde®), häufiger Dagegen in der Weiſe, daß aus Veranlafjung 
der bei anhängigen Nechtsftreiten entftandenen Zweifel ein Antrag 
auf Erlaß einer gejeglichen Beſtimmung erfolgte, ohne daß Die 
Entiheidung des Rechtsſtreits bis zum Erjcheinen derjelben aus- 
gejeßt wurde”). In der neuern Feit wird von Manchen ange 
nommen, daß die fragliche Beftimmung der Oberappellationsgerichts- 
Drdnung dem Abgehen von Präjudizien nicht entgegenftehe, wenn 
die darin ausgejprochene Anficht nady dem nunmehrigen Stande der 
Rechtswiſſenſchaft fich zweifellos als unrichtig darſtelle. Die Richtig: 
feit dDiefer Meinung vorausgejegt, würde Das Abweichen von Prä- 
judizien auch dann zuläjfig jein, wenn Durch öftere gleichmäßige 
Wiederholung derjelben Entjcheidung in verjchiedenen Anwendungs: 
fällen fich ein feiter Gerichtsgebraud für Die zum Grunde Tiegende 
irrige Nechtsanficht entjchieden hätte ®). Das Oberappellations- 
gericht hat jedoch Bis in Die neueſte Zeit, wie deſſen gedrudte Ent- 
ſcheidungen ausmweifen, in Uebereinftimmung mit der Altern Praxis 
wenn auch nicht ohne Ausnahme), Doc in einer überwiegenden 
Mehrzahl von Fällen '°) die Präjudizien jelbit dann für verbindlich 
erachtet, wenn die Dadurch feitgeitellten Nechtsjäße fich nach neueren 
wiljenjchaftlichen Forichungen als unrichtig darſtellen. 

Zur näheren Beftimmung der verbindenden Kraft der Ober: 
appellationggerichtö-Präjudizien 12) dienen folgende Grundfäße: 


Dec. Cass. I. 110, E. ©. R. P. vom 2. November 1729 und Dec. Cass, 
I. 172. Nr. 20, 11. 236, Pfeiffer IV. 16. 

6) 3. B. im Jahre 1766, Dec. Cass. II. 185, Kulenfamp N. ©. L 
Vorrede. ©. XV. 

7) Durch Anfragen der Negierungen oder des DOberappellationsgerichts ver— 
anlafte Verordnungen find 3. B. die fogenannten septem casus decisi vom 
31. an. 1749 (N. ©. II. 1), die Ordnung von Verbeſſerung des Juſtizweſens 
vom 17. März 1767, die V. vom 28. Juli 1789. 

8) L. 39. de leg. (1, 3). Savigny Syitem I. 93, 149. Puchta Gew. 
R. 1. 9. 

9) Vgl. Strippelmann V. 226. mit Pfeiffer I. 209. 

10) Vgl. Strippelmann I. 293, 301, 312, Pfeiffer VII. 257. 
11) Bgl im Allgemeinen: Wittich Delin. I. 40. Kopp Handb. I. Vorrede. 
S. XIII. Zeitfchr. I. Vorrede. Strippelmann 1.1, IV. 2, 97. Pfeiffer VI. 196. 
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1) Die fragliche Beltimmung der Oberappellationsgericht3« 
Ordnung überträgt Feineswegs die nur dem Gefeßgeber zuftehende 
Befugniß, Nechtöregeln mit allgemein verbindender Kraft aufzuftellen, 
auf den höchiten Gerichtähof, jondern regelt blos das Verfahren 
deſſelben bei Abfafjung feiner Erfenntniffe, indem fie, die Bes 
rathungen und Bejchlüffe des Gerichts über Die verjchiedenen bei 
ihm anhängigen Rechtsjachen gewiljermaßen als ein zuſammenhän— 
gendes Ganzes auffafjend, dem Gerichte zur Pflicht macht, die in 
frühern Rechtsjachen bei Entjcheidung von Streitfragen zum Bejchluß 
erhobenen Grundſätze auch bei der Berathung und Abftimmung 
über jpätere Rechtsſachen als bereits feitjtehende, gleichjam durch 
Kollegialbeſchluß ſchon entjchiedene Grundlage zu betrachten. Die 
Entjcheidungen des höchſten Gerichtshofes haben daher nicht die 
Natur einer Rechtsquelle. 

2) Die Oberappellationsgericht3- Ordnung macht die Beob— 
achtung der Präjudizien nur dem Oberappellationsgerichte zur 
Pflicht!); Doch ergiebt fich eine gleiche Bedeutung derjelben für 
die ihm untergeordneten Gerichte aus dem Inſtanzenverhältniß. 

3) Die Beftimmung der Oberappellationsgerichts-Drdnung bes 
zieht fich nur auf die in Givilfachen ergangenen Entjcheidungen, 
weil beim Erlaß derſelben Appellationen in Straffachen zur Kom— 
petenz des Oberappellationsgericht3 ebenjowenig, wie zur Kompetenz 
der Reichsgerichte gehörten 3). 

4) Die Eigenfchaft eines für Fünftige Fälle maßgebenden 
Präjudizes wird einer Gnticheidung des Oberappellationsgerichts 
nicht erft Durch Bejchluß des Gerichts beigelegt, jondern beruht 
unmittelbar auf der Beftimmung Des Gejeßes, kommt daher nicht 
etwa blos einzelnen vom Dberappellationsgericht für Präjudizien 
erklärten und in die nad) Borjchrift der Dberappellationsgerichtg- 
Drdnung bei demjelben angelegte PräjudizienSammlung aufge 


12) Die Worte im Tit. V. $ 13. der DO. N. G. D.: „wonach fi dann 
ein Jeder zu richten” werden von Strippelmann IV. 2, 98. mit Unrecht auf die 
Präjudizien des O. A. Gs. bezogen, beziehen fich vielmehr auf die zunächſt vor: 
her erwähnten landesherrlichen Decifionen. 

13) R. 8. ©. O. 1555. Th. IL. Tit.28. $ 5. Erſt die B. vom 29, Juni 
1821. $ 37. ſchuf den Kriminal:Senat zur Entſcheidung von Rechtomitteln in 
Straffachen. 
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nommenen, fondern allen Gntjcheidungen defjelben zu, bei denen 
die VBorausfeßungen der Präjudizialeigenichaft vorhanden find. 

5) Die Prüfung diefer Vorausfeßungen ift Gegenſtand der 
richterlichen Beurtheilung in jedem einzelnen Fall, in welchem es 
fih) um die Anwendung einer frühern Entjcheidung als Präjudiz 
handelt. Ein Erfenntniß, welches gegen ein vorhandenes unzwei— 
deutiges Präjudiz verftößt, kann nicht aus diefem Grunde als 
nichtig angefochten werben !*). 

6) Nur diejenigen Rechtsſätze, welche einem Erfenntnifje zum 
Grunde Tiegen, Eönnen als durch Präjudiz feftgeftellt angejehen 
werden, ohne Unterjchieb übrigens, ob fie als Entjcheidungsgründe 
im Erkenntniß angeführt find oder nicht. Bei ältern Erkenntniſſen, 
welche mit Entjcheidungsgründen nicht verfehen wurden? 5), bedarf 
e3 einer Unterfuchung, inwieweit Die in den Jchriftlichen Relationen 
angeführten oder andere Gründe die Entjcheidung herbeigeführt 
haben. 

7) Schon ein einziges Erfenntniß kann als Präjudiz zur Norm 
für Fünftige Fälle dienen ’*), 

8) Formelle Erforderniffe, durch Deren Beobachtung die Eigen- 
Ichaft eines Erkenntniſſes als Präjudiz bedingt wäre, find nicht 
vorgejchrieben, insbejondere weder Abftimmung in pleno oder unter 
Mitwirkung einer beftimmten Anzahl von Gerichtömitgliedern, noch 
Stimmeneinhelligfeit. Daher fann auch Den nur von einer Seftion 
des Givil-Senats des Oberappellationsgericht31”) bejchloffenen Er: 
fenntnijfen Die Bedeutung von BPräjudizien nicht abgefprochen 
werben. 

9) Da die fragliche Beftimmung der Oberappellationsgerichts- 
Drdnung ausfpricht, Daß die durch Präjudizien feitgeftellten Rechts— 
jäße jo lange zum Grunde genommen werden jollen, al8 nicht von 
Gejeßgeber anders verfügt werde, und da der ausgefprochene Zweck 
des Geſetzes, aller Ungleichheit in Entjcheidung der Rechtsfachen 
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14) Vgl. O. A. G. Erf. in Zeitſchr. I. 257. 

15) Erſt die V. vom 19. November 1816 enthält die Vorſchrift, alle Er— 
kenntniſſe in bürgerlichen Rechtsſachen mit Entſcheidungsgründen zu verſehen. 

16) Ein Beiſpiel bei Strippelmann J. 297. 

17) Bol. über die Eintheilung in Sektionen Strippelmann IV. 2, 91, 
Drg. Gej. vom 31. Dft. 1848. $ 61, Prov. Gef. vom 22. Juli 1851. $ 18. 
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vorzubeugen und jo viel nur immer möglich ein jus certum ein- 
zuführen, vereitelt würde, wenn man den Gerichten die Befugniß 
einräumte, von den Präjudizien nach freiem Ermeſſen abzugehn, 
fobald fie Diefelben für unrichtige Entjcheidungen erachten, fo ift 
die Beobachtung der Präjudizien jo lange eine Pflicht der Gerichte, 
als nicht bejondere, aus dem Inhalte der Dberappellationsgerichts- 
Drdnung jelbft abzuleitende Gründe eine Abweichung Davon ges 
ftatten 18). Sole Gründe liegen vor: 

a) Wenn das Präjudiz gegen eine Flare gejegliche Beftimmung 
verjtößt 1°). Da dem Oberappellationsgerichte nirgends die Be- 
fugniß, ſich über beftehende Geſetze hinwegzuſetzen, beigelegt, und 
die verbindende Kraft der Präjudizien ausdrüdlich auf die bei den 
Rechtögelehrten „ganz ftreitigen” Rechtsfragen beſchränkt ift, fo 
kann einem Grfenntniffe, welches einem Haren, alle Streitfragen 
ausfchließenden Gejege zumiderläuft, Die Eigenjchaft einer Norm 
für künftige Fälle um jo weniger beigelegt werden, als Derartige 
Grfenntniffe, joweit e8 Die inftanzeneinrichtung zuläßt, jogar für 
die Nechtsfachen, in welchen fie ergangen find, im Wege der 
Nichtigkeitsbejchwerde bejeitigt werben können. 

b) Wenn die Nechtönorm, auf deren Auslegung und Anwendung 
das Präjudiz fich bezieht, nachher hinwegfällt. 

c) Wenn die Annahmen bezüglich des gefeßlichen Charakters 
oder des Inhalts einer Rechtsnorm, auf deren Anwendung das 


18) Wenn Kopp a. a. D. S. XVII. dasAbgehen von Präjudigien für den 
Fall zuläßt, daß ſolche nicht „auf triftigen Gründen beruhen“ oder „wider die 
Geſetze angehen“ oder „aus Uebereilung gegeben find“, und Strippelmann 1. 17, 
bei Entfcheidungen, welche „auf einer nachweislich irrigen und falfchen Unter: 
ftellung oder auf einer vom Gericht als verkehrt fpäter erfannten Rechtsanficht 
beruhen“ dafjelbe annimmt, fo erjcheint hiermit die Aufgebung der Präjudizien 
dem freien Ermeſſen der Gerichte überlajien, und eine feite Grenze für die recht: 
liche Zuläffigfeit eines folchen Verfahrens nicht gezogen. Auch Bähr (Das kurh. 
prov. Geſetz vom 22. Juli. Kaſſel 1851. ©. 140) ftellt, indem er die Auf: 
gebung folcher Präjudizien fordert, welche eine Verlegung der Einheit und Kon— 
fequenz des Rechtsſyſtems oder einen ftörenden Eingriff in die faktiſch beftehenden 
Rechtsverhältniſſe des Lebens enthalten, hierdurch nicht ein ficheres Unterſcheidungs— 
merfmal zwijchen bindenden und unverbindlichen Präjudizien, fondern nur einen 
leitenden Grundſatz für das richterliche Ermefjen in Anwendung derfelben auf. 

19) So wurde durch Dec. Cass. II. 205. von dem in Dec. Cass. I. 10. 
enthaltenen Präjudiz abgegangen, weil bafjelbe dem flaren Inhalt des E. ©. 
R. P. vom 14. Juli 1741 zuwiberlief. Vgl. auch Strippelmann VII. 120. 
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Präjvdiz ſich bezieht, nachher Durch neue Thatjachen widerlegt 
werden, 3. B. wenn der Text eines Geſetzes berichtigt, ein Srrthum 
binfichtlic, der Publikation defjelben aufgededt, oder aus der Ent: 
ftehungsgejchichte ein Redaktionsverſehn in Dem Geſetze nachge— 
wiejen wird?°). Dagegen können neue, bei der frübern Abjtimmung 
nicht zur Sprache gefommene Rechtsausführungen über Die Aug- 
legung und Anwendung der dem Präjudiz zum Grunde liegenden 
Nechtsnormen ein Abgehn von demjelben nicht rechtfertigen, weil 
folche nach dem Grundjaße jura noscit curia als Nova im recht: 
lichen Sinne nicht anzujehen find. 

d) Wenn über vdiefelbe Nechtsfrage widerftreitende Entſchei— 
dungen vorliegen. In dieſem Falle hebt Die beiden Entjcheidungen 
zufommende Präjudizialeigenjchaft fich gegenfeitig Dergeftalt auf, 
daß die fünftigen Grfenntnifje des Gerichts an feine von beiden 
gebunden find. Enthält jedoch) das jpätere Erfenntniß in Beziehung 
auf das frühere den Ausſpruch, Daß daſſelbe als bindendes Prä- 
judiz nicht anzufehen jet, jo erjcheint daſſelbe für Fünftige Fälle 
dergeftalt maßgebend, daß eine Kollifion widerftreitender Präjudizien 
nicht anzunehmen und nur der jpätern Entjcheidung die verbindende 
Kraft der Präjudizien beizulegen it. 

10) Die Präjudizien des Oberappellationsgerichts haben auch 
für Diejenigen Zandestheile, welche erft nachher der Gerichtöbarfeit 
diejes Gerichte unterworfen worden find, verbindende Kraft, inſo— 
fern fie fich auf Rechtsnormen beziehn, welche auch in diefen Landes— 
theilen Geltung haben ?*). 

11) Der Gerichtsgebrauch, als diejenige Gattung des Gewohn- 
heitsrechts, welche in der während eines langen Zeitraums in einer 
Mehrzahl von Anwendungsfällen gleihmäßig und ununterbrochen 
fortgefeßten Befolgung einer Nechtöregel von Seiten eines Gerichtes 
zur Erſcheinung fommt, bildet nach den auch in Kurheſſen aner- 
kannten Grundjäßen des gemeinen Nechts eine Rechtsquelle für Die 
Gerichte. Das Verhältniß des Gerichtsgebrauchs zu den Präs" 


20) Dec. Cass. I. 118. Nr. 28. in Beziehung auf I. R. A. $ 121 und 122. 
Gegentheilige Entjcheidung bei Strippelmann I. 299. in Beziehung. auf V. vom, 
28. Juli 1789. $ 4. 

21) Etrippelmann I. 10, 64, IV. 2, 102. 
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judizien des Oberappellationsgerichts befteht darin, daß, wo ſchon 
einzelne Entjcheidungen des Gerichts als Präjudizien eine Norm 
für Fünftige Fälle abgeben (vol. Nr. 7.), die Nachweilung eines 
auf öfterer Wiederholung derjelben Entjcheidung in verjchiedenen 
Fällen beruhenden Gerichtsgebrauchs überflüffig erjcheint, Dagegen 
der Gerichtögebraudy auf demjenigen Gebiete von Bedeutung ift, 
welches durdy die Beitimmung der Oberappellationsgerichtsordnung 
über die Wirkſamkeit der Präjudizien nicht berührt wird. Dahin 
gehört insbejondere der Gerichtsgebrauch der ehemaligen Regierungen, 
Konfiftorien und Lehnhöfe, welcher ſchon vor der Errichtung des 
Dberappellationsgericht3 für die Geftaltung einer Anzahl der 
wichtigften Nechtsinftitute von der größten Bedeutung war, und in 
‚dem Umfange des ehemaligen Gerichtöbezirf3 dieſer Behörden unges 
achtet der eingetretenen andermweiten Organijation der Gerichte und 
Veränderung der Gerichtsiprengel ald ein noch heutiges Tags 
geltendes Gewohnheitsrecht eine Rechtsquelle für Die Gerichte aller 
Inſtanzen bildet ?2). 

Bon den Entjcheidungen des Eivil-Senatd des Oberappella- 
tionsgericht3 zu Kaſſel find folgende Sanımlungen im Drud er: 
Ichienen: 

Collectionis notabiliorum decisionum supremi tribunalis appel- 
lationum Hasso-Casselani inde ab ejus constitulione emanatarum 
cura L. de Canngiesser. Tom. I 1768, Tom. II 1771, Tom. II 
cura B. W. Pfeiffer et B. Chr. Duysing 1821. fol. 

Dafjelbe Werk Tom. I und I in zwölf Bänden. 4. Mannheim 
.1790 bis 1792, Tom. II. 4. Hannover 1820. 

Demerfenswerthe Nechtsfälle, Entjeheidungen und andere Mit- 
theilungen aus der furheffiichen Rechtspflege. Herausgegeben von 
Henkel. Drei Hefte in einem Band. Kafjel 1833 bis 1840. 8. 

Neue Sammlung bemerfenswerther Entjcheidungen des Ober: 
appellationsgerichts zu Kaffel. Herausgegeben unter der Aufficht des 
kurf. Juſtiz-Miniſteriums von Strippelmann, Theil 1 bis 7. Kaffel 
1842 bis 1854. Theil 8, auch unter dem Titel: Das Subhafta- 
tionsverfahren 1852. Supplementband, auch unter dem Titel: Das 
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22) Dal. oben $ 3. 
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Ehejcheidungsrecht, Kafjel 1854. Zweiter Supplementband, auch 
unter dem Titel: Der Gerichtseid. Kaflel 1855. 8. 

Außerdem find einzelne Entjcheidungen des Oberappellationg- 
gericht3 in der Altern Sammlung der Landesordnungen, in Ab: 
handlungen und Beitjchriften veröffentlicht worden. Gegenwärtig 
dienen zur fortlaufenden Mittheilung derjelben die. Annalen der 
Suftizpflege und Verwaltung in Kurheſſen. 


Dritter Abfchnitt. 
Literatur. 


g 40. 
1) Des altheſſiſchen Rechts. 


Vor dem achtzehnten Jahrhundert findet ſich in Heſſen keine 
Spur einer wiſſenſchaftlichen Bearbeitung des Partikularrechts. Die 
Juriſtenfakultät zu Marburg, welche für Heſſen-Kaſſel den Mittel- 
punft der Rechtsgelehrſamkeit bildete, war durch die urfprünglichen), 
wie Durch die erneuerten?) Statuten der Univerfität nur auf Die 
Lehre des römiſchen und Fanonifchen Rechtes hingewiejen, wogegen 
deutſche Rechtsgewohnheiten als Antiquitäten von blos gefchichtlichem 
MWerthe angelehn und deßhalb der philoſophiſchen Fakultät über- 
lafien wurden). Gemäß dieſer Anweiſung der Statuten und der 
allgemeinen Anjchauung der damaligen Rechtswiflenichaft war es 


1) Freiheitsbrief vom 31. Aug. 1529. $ 4: Es follen aud) zum Wenigften 
drey gelerten Juriftenn fein — — , damit die auditores juris neben der Practic 
unferes Hofgerichts teglih Drey Stundt in Rechtenn, nenilich Vormittags In- 
stitutiones Imperatorias, und Nachmittags Codicem Justiniani, fampt den 
Buchern Pandectarum und Digestorum habenn und horen mögen. Bei Hilde: 
brand Urfundenfammlung ©. 10. 

2) Privileg vom 1. Jan. 1653. $ Zum Vierdten: In Facultate Juridica 
follen vier Juriften — — unterhalten werden, damit die Studenten Zum mer 
nigften tayl vier Stunde im Rechten — — haben und aljo das Jus Civile und 
Canonicum fammt den Lehn-Rechten und Processu Juridicario, Inſonderheit 
auch die Recessus et constitutiones Novellas Imperii Zur gnüge hören und 
lernen mögen. . Bei Ledderhofe Kl. Schr. V. 300. 

3) Vgl. Kopp Ger. Berf. I. 66. 
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ausjchlieglich das römische, Fanonifche und Lehn-Recht, welches 
während der beiden erjten Jahrhunderte nach Gründung der Uni: 
verjität die Mitglieder der Juriſtenfakultät zu Marburg bejchäftigte, 
unter denen Eiſermann (Ferrarius Montanus) (7 1558), Olven- 
dorp (T 1567), Negner Sistinus (F 1617), Johannes Göddäus 
(r 1632), Vultejus Cr 1634) u. A. zu nennen find. Kamen fie 
als Beiliger des Spruchkollegiums in die Lage, Rechtsinftitute von 
unzweifelhaft germanijchem Urjprung beurtheilen zu müfjen, jo 
unterdrüdten fie Die Ueberrefte des einheimifchen Rechtes, indem 
fie ftrengen Beweiß der von den Parteien behaupteten Rechtsge— 
wohnbeiten forderten, Die ftädtifchen oder Provinzial-Statuten in 
dem vom gemeinen Rechte am Wenigften abweichenden Sinne aus— 
legten und die eigenthümlichen Bildungen des deutjchen Rechtslebens 
überall nad) den Beftimmungen des römischen Rechts oder wenigftens 
nach Analogie dejjelben behandelten. Diefe Wirffamfeit der 
Univerfität, von weldyer insbejondere Die Consilia Marburgensia *) 
Zeugniß geben, konnte nicht ohne Ginfluß auf die Praxis der 
hejliichen Gerichte bleiben und trug zur Verdrängung des deutjchen 
Nechtes aus dem Gerichtsgebrauche um jo erfolgreicher bei, je we- 
niger zur Erhaltung deſſelben von Seiten der Landesgejeßgebung 
bis zum Ende des fiebzehnten Jahrhunderts geſchah (val. $ 21). 

AS dagegen mit dem Anfange des vorigen Jahrhunderts in 
Deutjchland überhaupt der Sinn für deutfches Recht erwachte, und 
man begann, die Darftellung deſſelben als einen jelbitftändigen 
Zweig der Rechtswiſſenſchaft zu behandeln, wendeten ſich auch Die 
hejliichen Nechtsgelehrten der Bearbeitung des deutſchen und ing- 
bejondere des hejfischen Rechtes zur, vorzugsweije freilich dem 
Staats-, Kirchen= und Lehnrechte. Seitdem bildeten theils Die 
Hochſchulen des Landes, theild das Dberappellationggericht zu Kaſſel 
den Mittelpunkt der willenjchaftlichen Pflege des vaterländijchen 
Rechtes. 

Unter den Brofefjoren der Univerfitit Marburg, in deren 
Lehrplan der Unterricht in dem deutſchen und bejonders in dem 
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4) Consiliorum sive Responsorum Doctorum et Professorum Facult. 
Jurid. in Academia Marburg. Vol. I, II, II. Marb. 1629, Vod. IV. Marb, 
1631. fol. Man vgl. 3. B. Cons. I. 3. und IV. 6. über die Intejtaterbfolge 
der Ehegatten, Cons. III, 12, IV. 11 und 51. über Leihegüter. 
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hejfiichen Rechte nunmehr ausdrüdlich aufgenommen wurde 5), ers 
warben fid) zuvörderſt Waldjchmidt (7 1741)°) und Eftor (CF 1773)”) 
Verdtienſte um das hejjiiche Recht, welche freilich mehr in ver 
Sammlung reichhaltigen Stoffes, als in einer kritiſchen Bearbeitung 
defjelben beitanden. Ihnen veihte ſich unter den Nechtslehrern der 
Univerfität Gießen namentlich Senfenberg (+ 1768) ®), und unter 
den Marburger Brofefjoren Aem. Ludw. Hombergf zu Bach (+ 1783) °) 
an, welcher jeine Thätigfeit vorzugsweije dem Privatrechte widmete, 
Außerdem find Joh. Ulr. von Cramer (f 1772), von Selchow 
(r 1795) und Joh. Andr. Hofmann (7 1795), als ſolche zu nennen, 
welche bei ihren Deutjchrechtlichen Unterjuchungen das heffiiche Recht 
bejonders berüdfichtigten. 

Auch am Gollegium Garolinum zu Kaffel beftand ein Lehrftuhl 
für Deutjches Recht und Nechtögejchichte, welchen von 1771 bis 
1784 Juſtus Friedrich Runde, und nad) deſſen Abgang Ledderhofe 
(r 1812) einnahm. Letzterer hat ſich um das hejfifche Necht, be— 
jonderd das Staats- und Kirchenrecht, vorzügliche Verdienfte 
erworben. 

Unter den Mitgliedern des Oberappellationdgerichts find Karl 
Philipp Kopp (F 1777), Lennep (+ 1793), B. W. Pfeiffer, Bickell 
und Kulenkamp als Schriftiteller mit Auszeichnung zu nennen, 

Unter den fonftigen Praftifern, welche fich mit Unterfuchungen 
auf dem Gebiete des hejliichen Privatrechts beichäftigt haben, ver: 
dienen Joh. Adam Kopp (F 1748), Gärtner (7 1793), Engelhard 
(7 1818), Wittih (F 181) und vorzüglih Ulr. Friedr. Kopp 
hervorgehoben zu werben. 


5) Univ. Ordn. vom 17. Januar 1766, Kopp Ger. V. I. 66. 

6) D. de singularibus quibusdam et antiquis in Hassia juribus. (Resp. 
Herbst.) Marb. 1718. 4. Ueber jonftige Abhandlungen Waldjchmidts vgl. 
Gtrieder XVI. 439. 

7) D. Juris scientiae privatae Hassiae superioris specimen. (Resp. Schoen- 
hals). Marb. 1768. Bürgerlihe Rechtögelehrfamfeit der Deutichen, ausgefertigt 
von Hofmann. Drei Theile. Marb. 1757, 1758. Frankf. 1767. 8. 

8) Commentatio de jure Hassorum privato antiquo et hodierno. Giess, 
1742. 4.” Auch in Senfenbergs Semestr. lib. un. Giess. 1743. 4. 

9) Commentationes juris Hass. Marb. 1781. 4. D. de usufructu pa- 
rentum in Hassia, Marb. 1770 bis 1779. 4, 
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Die bebeutendften bier anzuführenden Arbeiten find: 
I. Literargejchichte: 

Strieder: Grundlage zu einer heſſiſchen Gelehrten- und Schrift- 
fteller-Gejchichte jeit der Reformation. In alphabetifcher Ordnung. 
Band 1 bis 15. Kafjel 1781 bis 1806. Band 16 (von Wadhler) 
Marb. 1812. Band 17 und 18 (von Juſti) Marb. 1819. 8. 

Juſti: Grundlage zu einer hejfifchen Gelehrten, Schriftfteller- 
und Künftler-Gejchichte von 1806 bis 1830. Marb. 1831. 8. 

Kulenfamp: Literatur des gefammten Furhef]. Nechts. Kaſſel 
1846. 8. 

II. Repertorien: 

Ulr. Fr. Kopp: Handbuch, zur Kenntniß ve heſſ. caljel. Landes⸗ 
verfaſſung und Rechte. In alphabetiſcher Ordnung (nur bis zum 
Worte Rauchtabak vollendet). Th. 1 und 2. Kaſſel 1796. Th. 3 
bis 6 (von Wittich) 1798 bis 1804, Th. 7. 1808. A, 

Kulenfamp: Süftematijches Repertorium aller jowohl in der 
Neuen Sammlung der altheflischen Landesordnungen bis zum Ende 
des Dftobers 1806, ald auch in der Sammlung von Gefeken ıc. 
für Kurheſſen bis zum Schluffe des. Jahres 1842 enthaltenen Ge- 
jeße, Verordnungen, Ausjchreiben und andern allgemeinen Ver: 
fügungen. Kaſſel 1843. 4. Sammlung von Nachträgen zu Dem 
Syftemat. Repertorium ꝛc. Kafjel 1844, 

II. Syſteme: 

An einer ſyſtematiſchen Bearbeitung des kurheſſiſchen Privat- 
rechts fehlt es gänzlihd, Die Arbeit von Gärtner, welcher eine 
Reihe praktiſcher, meiſtens dem heſſiſchen Rechte entlehnter Notizen 
nad) der Ordnung der Pandekten in der Form von Bemerkungen 
zu einzelnen Pandektenftellen veröffentlichte 1°), würde, wenn ſie 
vollendet worden wäre, ein ziemlich vollftändiges Syftem des 
Privatrecht3 geliefert haben, ift aber nur bis zu Dig. IV. 9. fort- 
gejegt worden. Wittich begann in breiter Anlage eine ſyſtematiſche 
Darftellung des altheſſiſchen Privatrechts 11), gelangte aber über 


10) Meditationum practicarum ex jure communi et hassiaco. Fr I, u. 
Marb. 1785. 

11) Delineatio juris civilis in terris Hasso-Casselanis usitati, — —— 
conscripta. P. I. Cass. 1791. P. II. Spec. I. ib. 1793. 8. 


& 40. Des altheſſiſchen Kechts. 111 


den Abjchnitt von den Perſonen nicht hinaus. Cine neuere Arbeit 
von Klauhold '2), welche auch das Privatrecht in den Kreis ihrer 
Darftellung zieht, ift für Nichtjuriften gejchrieben. 

IV. Monographien und Abhandlungen. 

Die hierher gehörigen Schriften werden ihres Ortes im Syſteme 
angeführt. Unter den Sammlungen von Abhandlungen find her 
vorzuheben: 

Analecta Hassiaca. Herausgegeben von Kuchenbeder, Marb. 
1728 bis 1742. 12 Hefte. 8. 

Eitor: Auserlejene kleine Schriften. 3 Bände. Gießen 1738 fgg. 8. 
Neue Eleine Schriften. 2 Bände. Marb. 1761, 1762, 8. 

Schminde: Monimenta Hassiaca. Th. 1 bis 3. Kafjel 1747 big 
1750, Th. A. Kaſſel 1765. 8. 

Marburgiiche Beiträge zur Gelehrjamfeil. Marburg 1749, 
1750. 8. 

Heſſiſche Beiträge zur Gelehrjamfeit und Kunft. 2Bde. Frank: 
furt 1785, 1787, 8. 

Ledderhoje: Kleine Schriften. 5 Bände. Marburg 1787 bis 
179. 8. 

Ulr. Fr. Kopp: Bruchftücde zur Erläuterung der deutjchen Ge- 
Ichichte und Rechte. 2 Bände. Kafjel 1799, 1801. 4. 

Heffiihe Denkwürdigfeiten. Herausgegeben von Juſti und 
Hartmann. 4 Bände. 1799 bis 1805. 8. 

B. W. Pfeiffer: Praftiiche Ausführungen aus allen Theilen 
der Rechtswiffenfchaft. 8 Bände nebft Hauptregifter. Hannover 1825 
bis 1850. A. 

V. Zeitſchriften: 

Marburger Anzeigen. Von 1763 bis 1786. 4. 

Annalen der Geſetzgebung, Rechtsgelehrſamkeit und Rechts— 
pflege in den kurfürſtlich-heſſiſchen Landen. Herausgegeben von 
Duyfing. 1 Band. 1804. 2 Band. 1814. 8. Neue Annalen ꝛc. 
1 Band. 1817. 8. 

Zeitſchrift für Net und Gefeßgebung in Kurheſſen. Heraus: 
gegeben unter Aufficht des AYuftiz-Minifteriums. 2 Hefte. Kaſſel 
1836, 1837. 8. 


12) Kurheſſiſches Rechtsbuch. Kaſſel 1854. 
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Zeitjchrift für Gefeßgebung und Rechtspflege des Kurfürften, 
thums und Großherzogthbums Helfen und der freien Stadt Frank: 
furt. Herausgegeben von Böhmer, Bopp und Jäger. Band 1. 
Darmitadt 1834. 8, 

Der Rechtsfreund. Eine Zeitjchrift aus Dem Gebiete der Ver: 
faflung, Gejeßgebung und Rechtswiſſenſchaft. Nedigirt von Nebel- 
thau, Röfing und Schwarzenberg. 1835—1839. 4. 

Der Rechtsfreund. DBeiblatt zur Neuen Heffiichen Zeitung. 
1849, 4. 

Annalen der Suftizpflege und Verwaltung in Kurhefien. Mit 
Genehmigung K. Juſtiz-Miniſteriums herausgegeben von Heuer. 
Band 1. 1854. Band 2, 1855. 8. 

Außerdem finden ſich einzelne Aufjäge über kurheſſiſches Recht 
in Beitjchriften, welche nicht für Diejes ausjchließlich beftimmt 
find '). 


$ 41. 
2) Des Solmfer Landrechts. 


Die Titel I. 7. von der LXandfiedelleihe und Il. 28. von der 
Erbfolge der Ehegatten haben eine große Anzahl von Schriften 
hervorgerufen, welche ihres Drtes im Syfteme werden angeführt 
werden. Dagegen fehlt es zur Zeit an einer umfafjenden Be: 
arbeitung des gefammten im. Solmjer Landrecht enthaltenen Rechts— 
ftoffes. ine ſolche Bearbeitung würde um jo verdienftlicher fein, 
als diejelbe dazu beitragen Fönnte, in der Auslegung des Solmfer 
Landrechts die Einheit berzuftellen, welche gegenwärtig vermißt 
wird, indem die Gerichtshöfe der Staaten, in welchen das Solmfer 
Laudrecht gilt), ausweislic der gedrudten Sammlungen ihrer 


13) Namentlid in der Allgemeinen juriftifchen Zeitjchrift von Elvers und 
Bender. Göttingen 1828 bis 1830. 4, in der Zeitichrift für deutjches Recht und 
deutiche NRechtswifjenichaft von Reyſcher und Wilda, feit 1839, und in dem 
Archiv für praftiihe Rechtswifjenichaft von Elvers, Hoffmann, Schäffer und 
Seitz, erfter Band Regensburg 1853, zweiter und dritter Band Marburg und 
Leipzig 1854, 1855. 

1) Das Solmfer Landreht gilt auch in einigen Bezirken von Preußen, 
Bayern (Unterfranken), Heſſen-Darmſtadt, in der Landgrafihaft Heffen-: Homburg, 
theilweife in Nafjau und im Gebiet der freien Stadt Frankfurt. 
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Entſcheidungen öfters in der Auslegumg deſſelben von einander 
abweichen. 

Ueber das Solmſer Landrecht und deſſen Literatur im Allge- 
meinen handeln: 

von Kamptz: Die Provinzial: und ftatutarifchen Rechte in der 
Preußiichen Monarchie. Dritter Theil, ©. 460. Berlin 1828. 

von der Nahmer: Handbuch des Rheinischen Bartikularrecht3. 
Frankfurt 4831. Erfter Band. ©. XXXV. 

von Weber: Darftellung der jämmtlichen Provinzial- und 
Statutar-Rechte des Königreihs Bayern. Fünfter Band, ©. 211. 
Augsburg 1844. 

Hertel: Rechts- nnd Gerichtöverfaflung der Oftrheinijchen 
Landestheile in den Jahrbüchern für die Preußiſche Gejeggebung 
von Kamptz. Band 26. ©. 3. 

Bopp: Beiträge zum Verftändniffe der vier mittelrheinijchen 
Landrechte. Erſter Theil. S. 9. Darmftadt 1854. 

Ueber Hanauiſches Necht finden fi) Abhandlungen in folgenden 
Sammlungen: 

Hanauisches Magazin. 7 Bände. Hanau 1778 bis 1784. 8, 

Karl: Kleine juriftiiche Aufjäge. Frankfurt 1830, 8. 

Beitjchrift für Die Provinz Hanau, Herausgegeben von Arend. 
Hanau 1839. 8. 


g 42. 
Literatur des Mainzer Landrechts. 


Ueber die ſehr dürftige Literatur des Mainzer Landrechts ſind 
zu vergleichen: 

von Kamptz: Die Provinzial- und ſtatutariſchen Rechte in der 
Preußifchen Monarchie. Dritter Theil. ©. 216. Berlin 1828. 

von der Nahmer: Handbuch des Rheinischen Partifularrechts, 
Frankfurt 1831. Erfter Band. ©. LXV. Dritter Band. ©. 379. 

von Weber: Darftellung der jämmtlichen Provinzials und 
Statutar-Rechte des Königreichd Bayern. Dritter Band: Die Rechte 
von Unterfranken und Ajchaffenburg. Theil IL. ©. 733. 

Bopp: Beiträge zum Verſtändniſſe der vier mittelrheinifchen 
Landrechte. Darmftadt 1854. Eriter Theil. ©. 131. 

1. 8 
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Abgeſehn von einzelnen Abhandlungen, welche im Syſtem er- 
wähnt werben, find folgende Sammlungen anzuführen: 

Molitor: Selectae quaedam quaestionum controversarum Deci- 
siones ex praxi Moguntina haustae. Mogunt. 1786. 4. 

Seyler: Selectae quaedam quaestionum juris controversarum 
Decisiones ex praxi Moguntina haustae. Mogunt. 1788. 4. 

Bon bejonderer Bedeutung für die Nechtsgejchichte des Rhein— 
gaues ift: 

Bodmann: Rheingauifche AlterthHümer, Mainz 1819. 4. 


Erfies Bad. 


Berfonenrecht. 


Erfies Kapitel. 
Bon den Nechtsfubietten im Allgemeinen. 


Erfter Abſchnitt. 
Phyſfiſche Perfonen. 
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$ 43. 
I. Geburt und Tod. 


Die gemeinrechtlichen Grundjäße über den Anfang und das 
Ende der natürlichen Perjönlichfeit werden ergänzt Durch Beftim- 
mungen des Bartifularrechts, welche theil3 den Beweis der Geburt 
und des Todes, theild die rechtliche Vermuthung des letztern 
betreffen. 

Zur Beurkundung der Geburten und Todesfälle dienen öffent 
fihe Regifter, in welchen die Individuen durch Familien und 
Vornamen beftimmt zu bezeichnen find; dieſe Bezeichnung ift inſo— 
fern unabänderlih, als Namensveränderungen der Genehmigung 
der obern Verwaltungsbehörde bedürfen, und nur aus bejonders 
erheblichen Gründen geftattet werden follen'). Bei den Ange 


1) ®. vom 18. Mai 1816. $ 16, vom 28. Dez. 1829. $ 22. Gef. vom 
29. Oft. 1848. $ 32. 


8* 


116 Bud I. Sup. 1. Phnfifdhe Perſonen. 


hörigen der hriftlichen Neligionsparteien dienen als Geburts - und 
Sterberegifter die Kirchenbücyer, deren Führung nad) dem Rechte 
der hejfiichen proteftantifchen Kirche?), wie nach katholiſchem Kirchen- 
recht 3) den Pfarrern obliegt. Urfprünglich zur Beurkundung der 
Minifterialhandlungen beftimmt +), nahmen die Kirchenbücher im 
Laufe der Zeit vorzugsweife den Charakter von Beurfundungen der 
Perjonenftands-Berhältniffe and). Diejer Charakter war rein aus— 
geprägt in den Givilftandsregiftern, welche im Königreiche Weſt— 
phalen und -Großherzogthum Frankfurt nad) dem Worbild Des 
franzöfiichen Rechts für alle Staatsangehörigen ohne Unterjchied 
des Glaubensbefenntniffes eingeführt wurden ®). Nad) der Wieder: 
herftellung des Kurftaats wurde zwar die frühere Einrichtung 
wiedereingeführt; Doch zeigte fi) nunmehr in der Gejeßgebung das 
Beitreben, einestheild den Kirchenbüchern eine Einrichtung zu geben, 
welche die zuverläffige Beurfundung der perfönlichen Verhältniffe 
fichert, anderntheils für die zu Feiner chriftlichen Kirche gehörigen 
Unterthanen eine den Kirchenbüchern ähnliche Anordnung zu treffen. 
Eine Verordnung vom 28. Dezember 1829 ertheilte umfafjende 
Vorſchriften für Die Führung der Fatholijchen und proteftantifchen 
Kirchen= oder Pfarrbücher. Die Pfarrer erjcheinen dabei als Hülfs- 
beamte des Staat3?); die Aufficht über ihre Dienftführung Tiegt 
den Konfiftorien in Betreff der proteftantifchen, den Negierungen 
in Betreff der Fatholifchen Geiftlichen ob ®). Die Einträge haben 
nicht bIo8 die Taufe und Beerdigung, ſondern auch Tag und 
Stunde der Geburt und des Todes zum Gegenftand; auch Die Ge- 
burt todtgeborner oder ungetauft verftorbener Kinder und der Tod 
unbeerdigter oder ohne Mitwirfung des Geiftlichen beerdigter Per: 


— — — — — — 


2) Kirchen-O. 1657. VIII. $ 5. Konſ. U. vom 1. Febr. 1726. 8 21. 
Pfeiffer Kirchenrecht $ 357 bis 368. | 

3) Conec. Trid. sess. XXIV. c. 1. 2. de ref. matr. 

4) Uihlein im Archiv für civ. Pr. XV. 26. 

5) Schon in der Kirhen-D. 1657 a. a. D. heißt es vom Kirchenbuch: 
„deilen fih nachmals nicht allein die von der Obrigfeit, jo offt und viel von 
ihnen Zeugniß der Geburt erfordert, haben zu gebrauchen”. 

2) Code Nap. I. 2. art. 34—101. 1. 5. Weftph. Defr. vom 22. Jan. 1808, 
Bull. 1808. I. 221, Frankf. Inftr. vom 24. Nov. 1810, Reg. Bl. I. 170. 

7) Bgl. darüber V. vom 22. Dez. 1848. $ 9. 

8) DB. vom 28. Dez. 1829. $ 3, 10, 18. 
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fonen fol eingetragen werden). Die Grundlage der Einträge, 
welche nicht Minifterialhandlungen zum Gegenftande haben, bilden 
theil® amtliche Nachrichten, nämlich die dem Geburtshelfer oder 
der Hebamme obliegenden Geburtsanzeigen '%), und Die vom 
Todtenbejchauer auszuftellenden durch die Todtenfrau dem Pfarrer 
vorzulegenden Leichenſcheine!), theils Die von den nächſten Ver— 
wandten einzuziehenden Privatnachrichten!?). Die Beweisfraft der 
Kirchenbücher ift, da bejondere darauf bezügliche Beftimmungen 
nicht beftehn, nach den von öffentlichen Urkunden überhaupt geltenden 
Grundjäßen zu beurtheilen. Sie liefern vollen Beweis für die— 
jenigen inträge, welche ihrem Zweck entjprechend von Dem zu= 
ftändigen Pfarrer nach eigener Wahrnehmung gemacht find'3), aljo 
für die Vornahme der Taufe, der Trauung, der Beerdigung, und 
fonach für die Geburt kirchlich getaufter +), den Tod Firchlich be— 
erdigter Perſonen. In allen übrigen Fällen beweilen die Kirchen— 
bücher weder die Geburt, noch den Tod; ebenſowenig beweijen fie 
deren Zeitpunkt 5). Gleichwohl find die Einträge, welche Die 
Kirchenbücher hierüber enthalten, nicht ohne rechtliche Bedeutung. 
Sie gewähren, auch wenn die Grundlage des Gintrags aus dem 
Kirchenbuche nicht erhellt 10), eine hohe Wahrjcheinlichkeit Der darin 
beurfundeten Thatfache, weil vorausgejegt werden Darf, Daß Der 
Eintrag von den Geiftlichen pflichtmäßig auf Grund zuverläfjfiger 
Erfundigungen bewirkt worden jei; fie find Daher geeignet, nicht 
allein da, wo ein fürmlicher Beweis nicht erfordert wird, eine 





9) Daſelbſt $ 26, 39. 
10) V. vom 10. November 1820. $ 1, Med. DO. vom 10. Juli 1830. 
$ 383. 
11) Min. A. vom 15. Mai 1824. . 
12) 3. vom 28. Dez. 1829. $ 19, 35. Nr. 2. 
13) Nihlein a. a. ©. ©. 46. 
14) Gengler Pr. R. ©. 64; alfo nicht folcher, welche die Nothtaufe er 

halten haben. 

15) Es treten hier zunächſt die Regeln des gemeinen Rechts ein; vgl. dar- 
über Savigny Syſtem II. 8. Ueber ben Beweis des Todes Leyser Medit. 65. 
Nr. 19. Eine minder ftrenge Anficht über die Beweisfraft der Kirchenbücher 
befolgt Dec. Cass. I. 106. nr. 8. 

16) Ergiebt fi) aus dem Inhalte des Kirchenbuchs eine offizielle Anzeige 
einer amtlich dazu verpflichteten Perfon als Grundlage des Eintrags, fo ift an 
ber Beweisfraft defjelben nicht zu zweifeln. Nichter Kirchenrecht $ 279. 


118 Bad I. Kap. 1. Phyſiſche Yerfonen, 


genügende Beicheinigung abzugeben, jondern auch in Verbindung 
mit andern Beweismitteln einen Fünftlichen Beweis der Geburt oder 
des Todes zu erbringen. Zur Beurfundung der Geburten und 
Todesfälle bei Ssraeliten dienen die Synagogenbücher ’”), bei 
Mennoniten von den Pfarrern zu führende bejondere Geburts- 
und Sterberegifter '®), bei jonftigen Diffiventen von den Orts— 
vorftänden zu führende Geburts- und Todtenbücher!*). Die durch 
Geſetz vom 29. Oktober 1848 eingeführten Bücher des bürgerlichen 
Standes, welche von den untern Verwaltungsbehörden aus den 
vierteljährig an fie einzufendenden Duplifaten der Kirchen-, Syna— 
gogen-Geburts- und Todtenbücher für jede Gemeinde ihres Bezirks 
ohne Unterfcheidung des Glaubensbefenntnifjes aufgeftellt werden 
follten2°), find für die Mitglieder der beftehenden chriftlichen 
Kirchen außer Hebung gejegt?!), für Israeliten und Diffidenten 
mithin beibehalten. 

Der Tod Berjchollener kann gewöhnlich nicht erwiefen werben, 
weil e8 der Begriff der Verjchollenheit mit ſich bringt, daß bei 
einer feit längerer Zeit von ihrem Wohnorte abwejenden Perjon 
Ungemwißheit, ob fie lebe oder geftorben fei, und zugleich wegen 
Ungewißheit ihres Aufenthaltsorte8 die Unmöglichkeit obwaltet, 
tiber ihr Leben oder Ableben Nachricht einzuziehn. Das praftijche 
Bedürfniß führte daher zur Aufftellung einer Rechtsvermuthung, 
welche in Betreff der aus den Feldzügen nad) Spanien und Rußland 
nicht zurücgefehrten Unterthanen auf einer gefeßlichen Beftimmung??), 
im Uebrigen auf einem gemeinrechtlichen?3), auch in Heflen ſowohl 





17) V. vom 30. De. 1823. $ 18 bis 20. 

18) St. M. N. vom 12. Mai 1829, 

19) Geſ. vom 29. Oft. 1848. $ 27, 28. 

20) Daf. $ 28. Min. N. vom 20. Dez. 1848, 

21) V. vom 13, April 1853. 

22) ®. vom 5. Zuli 1816. 

23) Bol. Pfeiffer: Mehrere Rechtsfragen, die Kuratel über Abweſende 
(Berfchollene) betreffend, insbefondere über Todeserflärung. Pr. Ausf. IV. 351. 
Heife und Gropp Juriſt. Abh. I. Nr. 4 und 5. ©. 115 bis 174. Zinf in den 
DI. für Nechtsanwendung XIX. Nr. 2 fgg. ine Zufammenftellung der Ent- 
widelung bei Gengler Pr. R. $ 14. S. 70. Die Praris des Leipziger Spruch— 
follegs, aus welcher diefer Gerichtsgebrauch fich bildete, war im fiebzehnten 
Jahrhundert noch ſchwankend. Ebenſo verhielt es fi in Heſſen, vgl. Naurath 
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von ber Pragis ?*), ald von der Gejeßgebung ?°) anerkannten 
Gerichtsgebrauche beruht. Abgefehn von dem erſtern Falle gelten 
hierüber folgende Grundjäße. 

Verjchollene können nach Ablauf ihres fiebzigften Lebensjahrs, 
oder, "wenn fie erft nach Vollendung defjelben fi von ihrem 
Wohnort entfernt haben, nach Ablauf eines Durch richterliches Er- 
mefjen zu beftimmenden Zeitraums 2°) auf Antrag der Betheiligten 
dur) Das zuftändige Gericht für todt erflärt werden. Nicht der 
Ablauf des fiebzigften Jahres, jondern erft die gerichtliche Todes- 
erklärung begründet die Rechtsvermuthung des Todes des Ver- 
Ichollenen; daher beginnt Diefelbe mit dem Tage der Publication 
der die Todeserkflärung enthaltenden gerichtlichen Verfügung ?”). 
Die Rechtsvermuthung des Todes kann durch das Wiedererjcheinen 
des Verjchollenen oder durch den Nachweis feines Lebens 28), Die 
Rechtsvermuthung, daß der Tod am Tage der gerichtlichen Todes: 
erflärung eingetreten fei, durdy den Beweis ded zu einer andern 
Zeit erfolgten Todes") befeitigt werden. In der Präfumtion, 
daß der Verfchollene von einem beftimmten Tage an nicht mehr 
lebe, liegt nicht das Anerfenntniß, Daß derſelbe bis zu dieſem 
Tage gelebt habe; aus dem Begriff der Verjchollenheit als einer 
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(Reg. Rath und Sammthofger. Aſſ. zu Marburg) Tract. de vita et morte 
hominis. Giess. 1669. p. 85. 

" 24) Der erfte befannte Fall der Anerkennung ift von 1767. Dec. Cass. 
I. 141. nr. 2. Hier it ausdrüdlih auf Carpzov. Jur. for. P. III. C. 15. 
def, 57. Bezug genommen. 

25) B. vom 23. März 1789, die Behandlung des Vermögens der Aus: 
gewanderten betr., ift auch in Hanau publizirt (N. ©. IV. 294). Die B. vom 
9. Febr. 1787 über die Auswanderer (2. O. VII. 149), welche Gengler Pr. R. 
als Partifulargefeß über die Todeserflärung anführt, handelt hiervon gar nicht. 

26) Ein fünfjähriger Zeitraum pflegt für genügend erachtet zu werben. 
Savigny Syitem II. 18. 

27) D. X. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 389, 392, 395, 399. Die Anficht, 
wonach die Präfumtion mit Vollendung des ficbzigften Lebensjahrs eintreten fol, 
wird vertheidigt von Savigny I. 19, Pfeiffer IV. 371 und 380, und findet 
Unterftügung in ®. vom 23. März 1798, Weg. Reffr. vom 28. Febr. 1799 
(2. O. VII. 809) und B. vom 14. März 1815. 

28) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 411. 

29) Es ift Hierzu förmlicher Beweis erforberlih und eine bloße Beſcheini⸗ 
gung nicht genügend. D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 415. 
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Ungewißheit über Leben und Tod ergiebt ſich vielmehr, daß wer 
aus dem Leben des Verſchollenen Rechte herleiten will, den Nach— 
weis defjelben erbringen muß ?°). ine weitere Folge ift, daß für 
den Verjchollenen eine während feiner Abwejenheit eröffnete Erb— 
Ichaft jelbft dann, wenn er heres suus ift, nicht erworben werden 
fan, weil nicht feititeht, ob er den Erblafjer überlebt habe 3"), 
Die aus der Todeserflärung entjpringende NRechtsvermuthung des 
Todes berührt nur die vermögensrechtlichen, nicht Die perjönlichen 
Berhältniffe des Verfchollenen 3?). Es wird dadurch die über das 
Vermögen des Abwejenden angeordnete Kuratel beendigt ?3), Die 
Erbſchaft deſſelben ald mit dem Tage der Todeserflärung eröffnet 
angejehn 34) und an die demgemäß zur Erbfolge berufenen gejeß- 
lichen, Teſtaments 28)- oder Vertragderben ohne Kaution ausge 
händigt. 

Zum BZwed der Todeserflärung findet nad) dem Gerichtäge- 
brauche ein Ediftalverfahren ftatt. Dies Verfahren gehört zur 
freiwilligen Gerichtäbarfeit, insbejondere zum obervormundſchaftlichen 





30) Vgl. bei. Abh. 5. in Heife und Gropp Abh. I. 142. 

31) O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 396. Bei einem heres extraneus 
ergiebt fih die Unmöglichkeit des Erbichaftserwerbs ſchon daraus, daß dazu eine 
Antretung erforderlich ift, wozu der curator absentis nicht befugt erjcheint. Vgl. 
unten in Kap. IV. die Lehre von der cura absentis, 

32) Namentlih wird die Ehe dadurch nicht getrennt. Gengler Br. R. 
©. 78. A M. Befeler Pr. R. I. $ 58. Der Defertionsprogeß gewährt in 
diefem Falle die Möglichkeit der Eheſcheidung. Vgl. insbefondere über bie 
MWiederverheirathung der Ehefrauen der aus Rußland und Spanien nicht zurüd- 
gefehrten Soldaten E. ©. R. PB. vom 20. Juni 1817 (©. ©. 1817, ©. 57) 
und Strippelmann Ehefcheid. ©. 228. 

33) O. 4A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 407. 

34) O. X. ©. Erf, bei Pfeiffer IV. 392. Tritt gefegliche Erbfolge ein, 
jo find diejenigen Verwandten erbberechtigt, welche zur Zeit der Todeserflärung 
die nächſten Inteftaterben find, heredes ex nunc, im Gegenſatz ber heredes 
ex tunc, deren Grbrecht fich nach dem Zeitpunft des Beginns der Berjchollen- 
heit oder der Kuratelbeftellung richten fol. Vgl. über dieje Streitfrage Heife 
und Gropp I. Nr. 4, Pfeiffer IV. 368. Die furheffiiche Praris Hat ſich ſchon 
feit dem DO. A. ©. Erf. vom 19. Dez. 1781 (bei Peiffer IV. 389) in obiger 
Weiſe feitgeftellt. 

35) Die Eröffnung der Teftamente Verfchollener ift auch ohne vorausges 
gangene Todeserflärung von Amts wegen zu verfügen, wenn von dem Tage der 
Hinterlegung an 56 Jahre verflofjen find. V. vom 14. März 1815. Nr. 4. 
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Gejchäftskreije 3%). ES kann zwar mit Anträgen auf Aushändigung 
des Vermögens des Berjchollenen, für welche die Todeserflärung 
präjubiziell ift, verbunden werden, aber auch ohne Verbindung mit 
derartigen Anträgen lediglich zum Zwecke der Todeserflärung ftatt- 
finden. Zuftändig ift das Untergericht des Ortes, an welchem der 
Abweiende bis zur Entfernung feinen Wohnfig hatte, aud) wenn 
dad Vermögen defjelben fi) in andern Gerichtsbezirken befinden 
jollte. Das Verfahren wird, da es nicht in einem öffentlichen 
Intereſſe ftattfindet, nur auf Antrag eines Betheiligten eingeleitet. 
ALS Tegitimirt zu dieſem Antrage erjcheint fowohl der über das 
Vermögen des Abwefenden beftellte Kurator 3”), als auch ein Jeder, 
der beim Tode des Berjchollenen als Rechtsnachfolger deſſelben aus 
irgend einem Titel auf deſſen Vermögen oder einzelne Vermögens— 
ſtücke Anſpruch hat?®). Dahin gehören die gejeglichen, Teftaments- 
oder Vertragserben, die zur Succejfion in Lehn 3%) oder Familien— 
fideikommiſſe Berechtigten, der Lehnsherr, jofern ihm das Lehn 
‚ heimfällt 4°), der Vertreter der Konfursmafje dieſer Perfonen #*), 
der Fiskus, jofern ihm der Nachlaß als erblos zufällt. Mit dem 
Antrage ift die Darlegung und Nachweilung der Vorausſetzungen 
der Todeserflärung zu verbinden, aljo fowohl der Verjchollenheit, 
ald der Vollendung des fiebzigften Lebensjahre, welche auc, dann 
erforderlich ift, wenn der Nachweis einer Lebensgefahr, in welcher 
der Abwejende jchwebte, fein Ableben vor dem fiebzigiten Jahre 
wahrjcheinlich macht? ). Es handelt fich in beiden Beziehungen 
nicht um einen förmlichen Beweis nad) den Regeln des Givilprozefleg, 
fondern iur um eine Bejcheinigung 3). Beſteht eine cura absentis, 
jo genügt zur Befcheinigung der Verfchollenheit in der Regel Die 








36) D. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. III. 246. 

37) Rechtsfall bei Pfeiffer IV. 394, 

38) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 408. 

39) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 405. 

40) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 398, 407. Ebenſo der Erbleiheherr, 
an den das Leihegut heimfällt. 

41) Rechtsfall bei Pfeiffer IV. 386. 

42) In diefem Fall wird wohl gemeinrechtlih von dem Erforderniß des 
fiebzigften Jahres abgefehn; vgl. Pfeiffer a. a. O. 366, Heife und Cropp a. 
a. O. ©. 116. Note 3. i 

43) Pfeiffer IV. 368. 
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Bezugnahme auf die Kuratelakten. Kann für das fiebzigjährige 
Alter eine direkte Bejcheinigung nicht beigebracht werden, jo muß 
dem Gerichte durch anderweite Nachweilungen die Wahrjcheinlichkeit 
dargelegt werden, daß der Verjchollene, wenn er nod) lebe, Dies 
Alter erreicht habe*+*). Auf den gehörig begründeten und bejchei- 
nigten Antrag wird eine Ediktalladung erlaflen, durch welche der 
Verjchollene oder deſſen etwa vorhandene Leibeserben aufgefordert 
werden, in dem anberaumten Termin entweder perjönlich oder durch 
einen Bevollmächtigten zu erjcheinen, widrigenfalls er für todt er- 
flärt und wegen Verabfolgung feines Vermögens an die präfumtiven 
Rechtsnachfolger das Weitere werde verfügt werden. Diejer Yadung, 
welche durch Einrückung in drei Zeitungen und durch Anfchlag im 
Gerichtslofal zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, pflegt Die 
Nachricht beigefügt zu werden, Daß weitere in der Sache ergehende 
Verfügungen nur Durch Anſchlag im Gerichtslofale publizirt werden 
jollen. In dem anberaumten Termine bedarf ed, um die Todes- 
erklärung der Androhung gemäß auszufprechen, weder des Er— 
Icheinens des Antragftellers, noch einer Ungehorfamsanflage des— 
jelben +5). Wenn im dem anberaumten Termine von Seiten des 
Verjchollenen Niemand erjiheint, auch dem Gerichte Feine von Amts 
wegen zu berüdjichtigende Umſtände befannt find, Durch welche 
entweder Das noch fortdauernde Leben oder der bereit3 früher er: 
folgte Tod des Verjchollenen wahrjcheinlicy gemacht, oder Durch 
Rachweiſung des Orts des Aufenthalts defjelben die Vorausſetzung 
der Verjchollenheit bejeitigt wird, jo erfolgt die Todeserflärung 
durch eine gerichtliche Verfügung, mit deren Publifation Die 
Wirkungen derſelben eintreten. 

Die Möglichkeit einer Erwirfung der Todeserflärung im Wege 
des kontradiktoriſchen Verfahrens #6) muß geleugnet werden. Das 
zum Zweck derjelben jtattfindende Verfahren kann nicht als ein 
Rechtsftreit mit dem Abwefenden oder mit dem über deſſen Ver— 


44) Pfeiffer IV. 366. 

45) D. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. III. 246. 

46) Ein fontradiftorifches Verfahren hält Pfeiffer IV. 367 und 378. nad 
gemeinem und heffiichem Recht unter Umftänden für erforderlih, nicht nur be— 
züglich der "Vermögensaushändigung fondern aud der Grwirfung der Todes: 
erflärung. 
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mögen beitellten Kurator angejehen werden, welchem weder in Diefer 
Eigenſchaft, noch im Intereſſe Dritter ein Widerfpruchsrecht gegen 
die beantragte Todeserflärung zuſteht?““). Ebenſowenig ift ein 
Rechtsſtreit denkbar, weldyer lediglich über Die Zuläffigfeit der 
Todeserflärung zwijchen den Antragftellern und denjenigen, welche 
Dagegen Widerſpruch erheben, geführt würde, weil Die Todes- 
erklärung nur das Anerfenntniß einer Thatfache, des Todes des 
Abwejenden enthaltend, nicht den Gegenftand eines Rechtsſtreits 
bilden Fann, und zu dieſem Zwede weder eine Klage gegeben, noch 
eine Verurtheilung möglich ift. Endlich ift e8 auch unmöglich, bei 
einem Rechtsjtreite, welcher die Geltendmachung eines aus dem 
Tode des Abwefenden abgeleiteten Nechts zum Gegenftande hat, 
ein Sinzidentverfahren zum Zwecke der Todeserflärung einzuleiten, 
theild aus dem prozeſſualiſchen Grunde, weil es fich dabei um ein 
im Prozeſſe unzuläjfiges Verfahren zum Zwecke der Herbeijchaffung 
eined Beweismitteld für den behaupteten Tod des Abweſenden 
bandeln würde +®), theil® aus dem materiellen Grunde, weil das 
aus dem Tode des Verjchollenen abgeleitete Necht im Falle der 
Todeserflärung erft mit dem Tage der dieje enthaltenden gericht: 
lichen Berfügung begründet erjcheint, Daher zur Zeit der erhobenen 
Klage noch nicht begründet wäre, wenn die Todeserflärung erſt im 
Laufe des Rechtsſtreits erfolgen jollte+%). Aus der Unmöglichkeit, 
die Todeserklärung im kontradiktoriſchen Verfahren herbeizuführen, 
ergiebt fi) die Folgerung, Daß der Widerfpruch gegen die bean- 
tragte Todeserflärung von Seiten dritter Perfonen, welche entweder 
die Fortdauer des Lebend des Abwejenden oder deſſen bereits zu 
einer frühern Zeit erfolgten Tod behaupten und aus jener 5%) oder 





47) D. U. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 392. 408. 

48) Die Unzuläffigfeit eines folchen Verfahrens ift anerfannt in den O. X. 
G. Erf. bei Pfeiffer IV. 399 und 412, 

49) Diefer Grund greift nicht Platz bei der Todeserflärung in Gemäßheit 
ber DB. vom 5. Juli 1816, weil hier die Nechtsvermuthung des Todes unmittelbar 
aus dem Geſetze entjpringt. Daher fann das von dem D. A. ©. in bem 
Nechtsfalle bei Pfeiffer IV. 409. Nr. IL. in Anwendung der gedachten Vea— 
ordnung eingehaltene Verfahren auf andere Fälle der Todeserflärung nicht an- 
gewendet werden. 

50) 3. B. Gläubiger, welche zum Zwed ihrer Befriedigung in die Lehns— 
einfünfte des Abwejenden eingewieſen find. 
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dieſer ) Thatfache für fi ein Necht auf das Vermögen defjelben 
herleiten, feineswegs Die Verweiſung bes Antrags auf Todeser- 
Härung in den Nechtöweg zur Folge haben kann, vielmehr auch in 
diejem Fall der Richter der freiwilligen Gericht3barfeit Die Todes- 
erflärung ausfpricht; Dagegen muß das etwa mit dem Antrag auf 
Todeserflärung verbundene Gejudy um Aushändigung des Nach— 
laſſes des Verfchollenen von dem Richter der freiwilligen Gerichts- 
barfeit in den Prozeßweg verwieſen werden, wenn der Nachlaß 
fi) im Befige dritter Perfonen befindet, weldye der Herausgabe 
dejielben wegen eines ihnen vermeintlich) Daran zuftehenden Rechtes 
widerjprechen *2). 

In Betreff der aus den Feldzügen in Spanien und Rußland 
nicht zurücdgefehrten Unterthanen ift gejeglich beftimmt, Daß fie mit 
dem Ablauf des jahres 1820 auf den Antrag der Betheiligten 
für tobt gehalten werben jollen, ohne daß eine vorgängige Ediktal- 
ladung erforderlich ift5s). Obgleich die Präſumtion des Todes 
in dieſem Falle auf dem Geſetze beruht, und ald Todestag nicht 
der Tag der gerichtlichen Todeserflärung, jondern der letzte Tag 
des Jahres 1820 gilt, jo bedarf ed Doch, um die gejegliche Prä- 
Jumtion in Wirkſamkeit zu jeken, einerjeitsS eines Antrag3 der 
Betheiligten, andererjeit3 einer Prüfung der faktiſchen Vorauss 
feßungen der Rechtsvermuthung von Seiten des Gericht3 und einen 
entjprechenden gerichtlichen Ausspruch. Letzterer erfolgt im Wege 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit; erft mit der gerichtlichen Todes- 
erklärung erliicht eine über das Vermögen des Abwejenden anges 
ordnete Kuratel 5+). Auch wenn eine Todeserflärung im Wege der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht erfolgt ift, Tann Die gefeßliche 


— — — — — — 


51) 3. B. Rechtsnachfolger eines zur Zeit des Antrags auf Todeserflärung 
verftorbenen suus heres des Abwejenden, welcher Letzteren, falls er zu dem be— 
haupteten frühern Zeitpunft verftarb, überlebte und beerbte. 

52) Auf Fälle diefer Art dürften die Ausiprüche des D. A. ©. bei Pfeiffer 
IV. 378. Note o und bei Heufer Ann. III. 246. zu beziehen fein. 

53) V. vom 5. Juli 1816. $ 2, 4. Auch wenn der über das Vermögen 
des Abweſenden beftellte Kurator den Antrag ftellt, ift nicht zum Zwed ber 
Todeserflärung, fondern zum Zwed der Aufforderung unbekannter Erben zum 
Empfang des Bermögens eine Eviftalladung erforderlich. Hiernach it Wagner 
G. Verf. $ 976. zu berichtigen. * 

54) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 406. 
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Vermuthung des mit dem Ablauf des Jahres 18% eingetretenen 
Todes zur Begründung eines hierauf geftüßten Klaganſpruchs geltend 
gemacht werben 55), Im Uebrigen fommen auch bier die von der 
Todeserflärung im Allgemeinen aufgeftellten Grundfäße zur An— 
wendung. 

Die für Verjchollene geltende Präjfumtion einer fiebzigjährigen 
Lebensdauer ift auf Anweſende nicht anwendbar, begründet daher 
nicht eine Abweichung von den hinfichtlich der vermuthlichen Lebens: 
dauer der Xegatare in 1. 68. D. ad leg. Falc. (35, 2) aufgeftellten 
Grundfäßen 5%). Dieſe werden übrigend von der kurheſſiſchen 
Praxis ald Singularität behandelt und daher in andern Fällen, 
als bei legirtem Nießbrauch oder legirten Alimenten nicht zur Ans 
wendung gebracht >”). 


S 4. 
I. Geſchlechtsunterſchied. 


Da die Gejchlecht3vormundfchaft, abgejehen von den mit be- 
ftimmten ehelichen Güterrechten verbundenen Befugniffen des Ehe— 
manns, ſich nirgends in Kurhefjen erhalten hat!), jo bildet die 
Gleichheit der Rechte beider Gejchlechter Die Negel im Privatrecht. 
Als Ausnahmen find hervorzuheben: 

1) Die im römifchen Recht den Weibern gewährten Vorrechte 
find unverändert in Geltung?). Berzichtleiftungen auf die weib— 
lichen Rechtswohlthaten hinfichtlih Der Interceſſionen bedürfen zu 


55) DO. A. ©. Erf. bei Pfeiffer IV. 412. 

56) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 111. 

57) ©. 4. ©. Erf. 1848. bei Heufer Ann. I. 467. in Anwendung auf bie 
Anfechtung eines Vertrags, wodurch Lebenslängliche Alimente verfprochen find, 
wegen Verlegung über die Hälfte, D. A. ©. Erf. 1834. in ©. Brand g. 
Peking und 1854 bei Heufer Ann. II. 429. in Anwendung auf die Klage ber 
Wittwe eines Erſchlagenen gegen den Todtjchläger wegen Nlimentation. 

1) Reg. Schr. 18. April 1785 (N. ©. II. 610). 

2) Vgl. über die in Nov. 134. c. 9. und Auth. ad I. 1. Cod. de off, 
div. jud. (1. 48) begründete Befreiung der Frauen von der Schuldhaft. D. X, 
G. €. 1843. bei Strippelmann IV.1. 169. Ueber die Begünftigung der Frauen 
binfichtlich des Rechtsirrthums vgl. Zeitſchr. I. 146. Note 18. Kerfting Strafs 
recht I. 146. 151. 
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ihrer Gültigkeit eidlicher Beftärfung nicht, können aber nur ver: 
mittelft einer vor Gericht nach vorausgegangener Belehrung proto- 
follarifch abgegebenen Erklärung gültig gefchehen 3). 

2) Die Grundjäße des deutjchen Rechts hinfichtlich der Aus— 
ſchließung der weiblichen Succejfion in Zehen und Stammgütern 
und hinfichtlih der Stellung der Handelsfrauen *) und Meifter: 
wittwen 5) finden auch in Kurheflen Anwendung. 

3) Nach kurheſſiſchem Partifularrecht beftehen für Frauen 
weitere bejondere Beſtimmungen ®), welche im Syftem ihres Ortes 
angeführt werben. 


45. 
II. Alter. 


Nach älterm Rechte dauerte die Minderjährigkeit in ſämmtlichen 
Landestheilen entſprechend der Beſtimmung des gemeinen Rechts 
bis zum vollendeten fünfundzwanzigſten Lebensjahre). Für Alt— 
heilen jchien zwar Die Reformationg-Ordnung von 1656 die Minder- 
jährigfeit des weiblichen Gejchlechts bis zum vollendeten zweiund- 
zwangzigften Lebensjahre zu bejtimmen; allein der Ausdruck minder: 
jährig war hier in einem uneigentlichen Sinne vom Heirathsalter 
zu verftehen ?). Nach franzöfiichem Rechte dauerte die Minder- 
jährigfeit bi8 zum vollendeten einundzwanzigften Jahres). Bei der 


3) Neg. Ausihr. 1. Febr. 1749. $ 1. (N. ©. IN. 1.) San. u. ©. DO. 
V. $ 8. Meber die Interceffionen der Frauen für Berbindlichfeiten des Che: 
manns vgl. unten Kap. 2. 

4) Dec. Cass. I. 53. Dur Reg. Rem. 1771. in ©. Stein geg. Gans 
wurde angenommen, daß den Handelsfrauen die weiblichen Rechtswohlthaten 
weber bei den in ihre Handlung einfchlagenden Geſchäften noch bei fonftigen 
Darlehen und Bürgichaften zu ftatten kommen. 

5) Ueber das ältere Recht vgl. Kulenfamp Zunftreht S. 347, über das 
heutige Net Zunft-D. vom 5. März 1816. $ 192 fig. 

6) Eine Zufammenftellung derſelben nad älterem Recht findet fi bei 
Wittich delineatio I. $ 48—69. . 

1) Bgl. Rottmann Anm. 26. zu Kap. X. ber Schaumb. Bol. Ordn. 
Solmf. &. O. IL 21. $ 27. 

2) Ref. D. 1656. X. $ 5: als daß entweder ihr Kind minderjährig, nem 
li fo es ein Weibsbild unter 22, oder ein Mannsperfon unter 25 Jahren. 
Meg. Reffr. vom 26. Mai 1755. N. ©. III. 60. 

3) Code Nap. art. 388, 
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MWiederherftellung des vaterländifchen Rechts fielen Diejenigen, 
welche nach franzöfiichem Rechte bereit3 volljährig geworden waren, 
aber das fünfundzwanzigfte Jahr noch nicht zurüdgelegt hatten, in 
den Stand der Minderjährigfeit zurück“), und der Antrag, für 
Fälle diefer Art im Allgemeinen venia aetatis zu bewilligen, wurde 
vom Landesherrn nicht genehmigt 5). Ein Geſetz vom 13. September 
1831 änderte das gemeine Necht vom 1. Dftober 1831 an dahin 
ab, daß die Minderjährigkeit ohne Unterjchied des Ortes der 
Herkunft, des Gejchlechts und des Standes bis zum vollendeten 
zweiundzwanzigiten Jahre Dauern, und Die Volljährigkeit mit dem 
Anfange des dreiundziwanzigften Geburtstages, bei denen aber, 
welche in einem Schaltjahr am 29. Februar geboren find, mit dem 
Anfange des erften Tages im Monat März beginnen folle. Aus: 
nahmsweife werden der Landesherr und der zur Thronfolge be: 
rechtigte erfigeborene Prinz, nicht aber andere Glieder des furfürft- 
lihen Haufes, ſchon mit dem vollendeten achtzehnten Jahre voll: 
jährig ©). 

Die Beichränkungen der Handlungsfähigfeit der Minderjäh- 
rigen, jowie die VBorrechte derjelben find zwar im Allgemeinen nach 
gemeinem Rechte zu beurtheilen; indeſſen find Die einfchlagenden 
Grundfäbe des römijchen Rechts nicht ohne Aenderungen geblieben. 
Diefe beruhen theild auf dem durch Die Landesgejehgebung in 
Vebereinftimmung mit den deutſchen Reichsgeſetzen aufgeftellten 
Grundfaße, daß alle Minderjährigen, auch wenn fie nicht mehr 
in den Jahren der Unmündigfeit fich befinden, unter Vormundſchaft 
ftehen jollen”), theild auf der aus dem aͤltern deutjchen Rechte her— 
zuleitenden und bis auf Die Gegenwart beibehaltenen Auffafjung 
des Verhältnifjes des Vaters zu feinen minderjährigen Hausfindern 
als einer natürlichen Vormundjchaft®). Während der erſtere 
Grundfag dahin führte, Die Minorennen den Pupillen hinfichtlich 


4) Reg. U. vom 20. April 1814. $ 5. 

5) Einen ſolchen Antrag ftellte das Pupillen-Kolleg zu Hanau, es erfolgte 
aber darauf durh E. G. R. P. vom 9. Juni 1815 eine abjchlägige Antwort. 

6) Kaiſ. Majorennitätsprivileg vom 7. Juli 1654 bei Kuchenbecker Erb: 
hofämter Beil. M. M. M., und bei Mojer Staatsereht XVII. 407. B Urf. 
1831. $ 5, 1852. $ 4. Ledderhoſe Kl. Schr. III. 164. 

7) Bol. unten Bud I. Kap. 4. 

8) Bl. unten Buch I. Kap. 3. und Kraut Vormundſchaft II. $ 103 fgg. 
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der unvolllommenen Handlungsfähigkeit und des Bebürfnifjes einer 
fortdauernden vormundjchaftlichen Vertretung gleichzuftellen, ver: 
jchwand unter dem Einfluffe der legtern Auffafjung der im römijchen 
Rechte zwijchen minderjährigen Hausfindern und den nicht unter 
väterlicher Gewalt befindlichen Minderjährigen gemachte Unterfchied. 
Daher find die Grundſätze des römischen Rechtes ſowohl hinfichtlich 
der Fähigkeit der minderjährigen Hausfinder zur Gingehung von 
Verbindlichkeiten ?), als hinfichtlicy der Fähigkeit der nicht mehr in 
den Jahren der Unmündigfeit befindlichen Minderjährigen zur Ein: 
gehung von Berbindlichkeiten ohne Zuziehung eines Kurators +0) 
als heutigentags nicht mehr anwendbar anzujehn, vielmehr bie 
Grundjäße des römijchen Rechtes von der Handlungsunfähigkeit 
der Pupillen gegenwärtig auf alle Minderjährige ohne Unterjchied, 
ob fie die Unmündigfeit überfchritten haben und ob fie unter väter: 
licher Gewalt ftehen, oder nicht, anzuwenden‘). Demgemäß nimmt 
die Furheifiiche Praxis an, Daß Verträge, durch welche Minder: 
jährige ohne Zuziehung des Vaters oder Vormunds Verbindlich- 
feiten übernehmen, ein Fagbares Recht gegen den minderjährigen 
Kontrahenten nicht begründen !?), jelbit nicht in dem Falle einer 
eidlichen Beſtärkung der Verpflichtung Durch den Minderjährigen! 3); 
daß dagegen dergleichen Verträge wenigftens eine natürliche Ver: 
bindlichfeit erzeugen, welche Durch Interzeſſionen beftärkft werden, 
und durch nachträgliche Genehmigung des Vertrags von Seiten des 
Baterd oder Vormunds oder von Seiten des volljährig gewordenen 
Minderjährigen Klagbarfeit erlangen Fönnen ?*). 


9) L. 141. $ 2. D.de V. O. (45, 1): Pupillus — si in parentis potestate 
est, ne auctore quidem patre obligatur; pubes vero, qui in potestate est, 
proinde ac si paterfamilias obligari solet. L. 39. D. de O. et A. (44, 7) 
$ 9, 10. J. de inutil. stip. (3, 19). 

10) Hierüber befonders Marezoll in der Zeitfchr. für Givilrecht und Procef 
II. 374. 

11) Vgl, Strippelmann V. 131. 

12) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann I. 310. und Pfeiffer VII. 99. 

13) Gegen Auth. Sacram. pub. ad 1. 1. Cod. si adv. vendit. (2, 28) 
erfannt durh D. A. ©. Erf. 1827 bei Pfeiffer IH. 177, Allg. jurift. Zeitung 
1829. ©. 309, Rechtsfreund 1836. ©. 104, und 1828 bei Pfeiffer VIL 145 
und Allg. jurift. Zeitung 1829. ©. 139. 

14) O. A. ©. Erf, 1853 bei Heufer Ann. I. 664. Ueber Darlehn Minder- 
jähriger ſ. unten Buch II. 
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Minderjährige find nir unter Beiftand des Hausvaterd oder 
Vormunds fähig, ald Kläger oder Verklagte vor Gericht aufzu— 
treten ?*). Ausnahmsweiſe find Die bei den afademifcheu Gerichten 
belangten Studirenden der Yandesuniverfität Marburg, welche noch 
unter väterlicher oder vormundfchaftlicher Gewalt ftehen, befähigt, 
ihre Rechtsſachen ohne den Beiftand oder die Ermächtigung ihres 
Baterd oder Vormunds durch alle Anftanzen hindurch zu ver- 
handeln 5). Die Beſtimmung des Fanonifchen Rechtes, welche 
miündigen Minderjährigen geftattet, in Rechtsjachen wegenSpiritualien 
vor den geiftlichen Gerichten ald Partei jelbitftändig aufzutreten ! ©), 
leidet feine Anwendung auf Die weltlichen Gerichte, auf welche die 
Zuftändigfeit zur Entjcheidung jener Rechtsſachen bei Aufhebung 
der geiftlichen Gerichtsbarkeit übergegangen ift, insbejondere bes 
dürfen Minderjährige in Verlöbniß-17), Ehejcheidungs= ?°), umd 
Schwängerungs-19) Sachen der Vertretung oder des Beiftands 
des Vaters oder Vormunds. 

Bei Ausländern wird die Frage, ob fie volljährig feien oder 
nicht, nad) den Gejegen ihres Wohnorts beurtheilt ?°). Dafjelbe 
gilt von dem Einfluß der Minderjährigfeit auf Rechtsgejchäfte ?°). 


14) U. ©. O. 1732, Art. III. $ 6. Han. U. ©. O. 1764. Tit. VI. $ 7. 
Kerfting Sonderredhte 586. 

15) St. M. N. vom 29. Dez. 1828. $ 2. 

16) C. 3 de judiciis in VI® (2, 1) „in beneficialibus et aliis causis 
spiritualibus, necnon et dependentibus ab eisdem“. C, 14. X. de restit, 
spoliat. (2, 13). 

17) O. X. ©. Erf. 1829 in ©. Meier g. Bunte, 1840. bei Strippelmann 
II. 131. 

18) DO. A. ©. Erf. 1831 in ©. Ruppersberg g. Ruppersberg ; vgl. Strip: 
pelmann Eheſch. ©. 223. 

19) O. A. ©. Erf. 1820 in ©. Hammerfchmied g. Baumgard, 1824 in 
©. Beder g. Sonnenborn. . 

20) Savigny Syftem VI. 167. Wächter im Archiv XXV. 176. Thöl 
Einleitung in das d. Pr. R. $ 78. 

21) Savigny Syftem VI. 140. Für diefe Anfiht hat fih das O. A. G. 
zu Kaſſel entjchieden, indem es durch Erf. vom 19. Aug. 1847 in ©. Brill g. 
Goldſchmidt annahm, daß der Einfluß der Minderjährigkeit auf den Rechts— 
beitand eines Vertrags nicht nad dem am Orte des Vertragsabjchluffes, jondern 
nad dem zur Zeit des Lestern am Wohnorte des betreffenden Kontrahenten 
geltenden Rechte zu beurtheilen fei. U. M. Wächter im Archiv AXV. 177 fgg. 
und Württ. Priv. R. IL 94, Thöl a. a. O. 8 78. 


J. 9 
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Das Recht der Volljährigfeitserflärung fteht ald ein Ausfluß 
der Hoheitsrechte ausjchlieglidy dem Landesherrn zu, nachdem Das 
Recht des deutjchen Kaiſers und des zeitigen Dekans der Juriſten— 
fafultät zu Marburg, welcher als Eaijerlicher Pfalz- und Hofgraf 
im Namen des Kaiſers Minderjährige für volljährig zu erklären 
ermächtigt war 22), mit der Auflöfung des deutjchen Reichs unter- 
gegangen ift. Die Ausübung dieſes Nechts ift dem Juſtiz-Miniſterium 
übertragen. Die Vorausjeßungen der Volljährigkeitserflärung find, 
abweichend vom gemeinen Recht, dahin bejtimmt, daß dieſelbe nur 
jolchen Perfonen, welche das zwanzigite Lebensjahr zurüdgelegt 
haben, bewilligt werden darf, mit Ausnahme verheiratheter Frauen, 
welche jchon nach vollendetem achtzehnten Jahre für volljährig er- 
klärt werden Eönnen?®). Die Volljährigfeitserflärung hat nad) 
kurheſſiſchem Rechte in jeder Beziehung dieſelbe rechtliche Wirkung 
wie die Vollendung des zweiundzwanzigiten Lebensjahres; daher 
fann der für volljährig Erklärte feine Immobilien ohne obervor- 
mundjchaftlihe Genehmigung veräußern und verpfänden, und eben, 
fo wenig gegen die Volljährigkeitserflärung, wie gegen jpätere 
Handlungen?*) auf den Grund der Minderjährigfeit Neftitution 
erwirfen. Die Volljährigkeitserflärung fol nur dann erfolgen, 
wenn das betreffende DObergericht nach gejchehener Ermittelung der 
Fähigkeit zur vollftändigen eigenen Vermögensverwaltung darauf 
angetragen hat ?°). 

Die Aufnahme eined minderjährigen Ausländers in den Fur: 
heſſiſchen Staatsverband enthält nicht ſtillſchweigends die Gr- 
theilung der Volljährigkeitsrechte 2°); ebenfowenig find dieſe mit 
der Aufnahme in eine inländijche Gemeinde verbunden. Nad) altem 
Herfommen erlangten Minderjährige durch die Aufnahme in die 
Bürgerjchaft der Altitadt oder Neuftadt Hanau die Volljährigfeits- 


— — — 





22) Ueber dies beſtrittene Recht vgl. Ledderhoſe Kl. Schr. IV. 359. 

23) Geſ. vom 13. Sept. 1831. 8 2. 

24) L. 1. Cod. de his qui veniam aet. (2, 45). 

25) Die Unterſuchung, welche der Gewährung des Geſuchs vorausgehn ſoll, 
bat fi nad 1. 2. Cod. de his qui veniam aet. (2,45) auch ” bie honestas 
morum zu erftreden. 

26) Reg. Schreiben vom 18. April 1785 bei Lebderhofe u. 327, N. ©. 
ID. 610, 
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rechte 27); diefer Fall kann nicht mehr vorfommen, da nad) der 
gegenwärtigen Gemeinde-Verfaſſung nur Volljährige das Orts: 
bürgerrecht erwerben Fönnen 28). Nach der Solmjer Land-Ordnung 
erlangten Minderjährige durch die Verheirathung Die Rechte der 
Volljährigkeit 2°). Dieſe Beftimmung, mit welcher der Gerichts- 
gebraud in Althefjen nicht übereinftimmte *%), ift durch Das Geſetz 
vom 13 September 1831 aufgehoben 34). Die Uebertragung eines 
öffentlichen Amtes an einen Minderjährigen oder Die einem ſolchen 
ertheilte obrigkeitliche Gejtattung eines Gewerbebetrieb hat Die 
Wirkung, daß derjelbe in allen auf das Amt oder Gewerbe be- 
züglichen Angelegenheiten einem Volljährigen gleichgeachtet wird 32). 

Die Eidesmündigfeit 33), folglich auch die Zeugnißfähigfeit $*) 
beginnt mit dem zurüdgelegten vierzehnten, die Befugniß zum 
Wechſel des Glaubensbefenntnifjes mit Dem zurüdgelegten achtzchnten 
Lebensjahre 33). Die mit dem frühern Gndtermin der WMinder: 
jährigfeit zufammenhängende Beftimmung eines Alters von fünf: 
undzwanzig Jahren als Vorausſetzung für die Erwerbung des 
Meifterrecht3 hat dur) Das Geſetz vom 13 September 1831 feine 
Aenderung erlitten 3°). 


IV. Staatsangehörigfeit. 


$ 46. 
1) Inlänber. 


In Anfehung des Nerhältnifjes zum Furbeffiichen Staate zer: 
fallen alle Perfonen in Inländer oder Einheimische und Ausländer 

27) Landesh. Entſchl. vom 1. Nov. 1784 und Han. Reg. A. vom 5.Nov. 
1784. Kopp Handb. VI. 520. Han. Reg. U. vom 17. Jan. 1817 (©. ©. 
1817. ©. 14). 

28) Gem. D. 1834. $ 26. 

29) Solmf. L. O. II. 21. $ 28. Han. Meg. A. vom 17. Jan. 1817. 

30) Val. das in Note 26 angef. Neg. Schreiben und Strippelmann V. 585. 

31) O. A. ©. Erf. 1844 bei Strippelmann V. 553. 

32) Bol. Pfeiffer VII 136, 146, Strippelmann I. 132. 

33) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 41. 

34) Bol. Strippelmann VII. 589. 

35) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 4. 

36) Zunft-D. 1816. $ 152. Nr. 5. Meg. A. vom 17. Januar 1817. 
Gef. vom 13. Sept. 1831. $ 1. 

9* 
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oder Fremde. Das Merkmal, welches jene von dieſen unterjcheidet, 
befteht nicht in dem Aufenthalt oder Wohnfit oder Vermögensbeſitz 
im Staatsgebiete, jondern in dem Rechte der Staatsangehörigfeit 
oder dem Indigenat, weldyes mit der Gemeindeangehörigfeit oder 
dem Heimathörechte in einer inländijchen Gemeinde regelmäßig !) 
verbunden ift. Die Lehre von dem Erwerb, den Wirkungen und 
dem Berlufte der Staatsangehörigfeit gehört dem Staatsrechte 
an, NRüdfichtlich des Erwerbs, der Ausübung und des Schußes 
der Privatrechte find die Ausländer in Kurheſſen, entjprechend der 
neuern Entwidelung des internationalen Rechts, den Einhetmifchen 
im Allgemeinen gleichgeftellt. Die Staatsangehörigkeit äußert 
daher nur injofern einen Einfluß auf das Privatrecht, als fie Die 
Vorausfeßung einzelner Rechte ift, welche den Ausländern als 
jolchen verjagt find (vgl. $. AT). Der im öffentlichen Rechte be- 
gründete Unterjchied zwiſchen Staat3bürgern und Staatdangehörigen, 
denen die ftaatäbürgerlichen Rechte fehlen?), hat feinen Einfluß 
auf das Privatrecht. Die Fälle, in welchen Rechtsverhältniffe der 
Inländer, wenn fie zur Kognition inländijcher Gerichte kommen, 
ausnahmsweije nach ausländiſchem Rechte zu beurtheilen find, er: 
geben ſich aus den gemeinrechtlichen Grundfäßen von der Kollifion 
der Statuten ®). 


§ 47. 
2) Ausländer. 
Ausländer find während ihres Aufenthalts innerhalb der 
Grenzen des Kurftaats zur Beobachtung der Geſetze defjelben als 
subditi temporarii gleich den Inländern verpflichtet). Die Ge: 





1) Ueber die Ausnahmen vgl. Gem. D. $ 9. 

2) B. Urf. 1831. $ 24, 1852. $ 19. 

3) Ueber diefe find zu vergleichen: Wächter im Archiv für Civ. Prar. 24. 
©. 230—311. 25. S. 1—60, 161—200, 361—419. und Würt. Pr. R. II. 1. 
79—119. Savigny Syftem VII. ©. 1—359. Thöl Ginleitung $ 67-85. 
Walter d. Pr. R. $ 40—51. Einzelne Anwendungsfälle find bei den ver- 
ſchiedenen Nechtsinftituten angeführt. 

1) 2. Urk. 1831. $ 19. Namentlih in Betreff der Strafgeſetze. Dal. 
hierüber und über die durch Grterritorialität oder Staatsverträge begründeten 
Ausnahmen Kerfting Strafredt I. 169. 
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richtsbarfeit der inländijchen Gerichte erftredt fich auch auf bie 
Perſon der Ausländer während ihres Aufenthalt3 im Inlande, fo: 
wie auf das im Inland befindliche bewegliche und unbewegliche 
Vermögen von Ausländern ?). inwiefern die Rechtöverhältnitfe 
der Ausländer, wenn fie hiernach der Kognition inländifcher Ge— 
richte unterliegen, nad) dem Nechte des Inlandes oder des Aus- 
landes zu beurtheilen find, ift nad) den gemeinrechtlichen Grund 
jäßen zu entjcheiden ?). Es kommen dabei die im £urheffifchen 
Rechte Für Ausländer beftehenden bejondern Beitimmungen nur 
injofern in Anwendung, als das Nechtsverhältniß überhaupt nach 
kurheſſiſchem Rechte zu beurtheilen iſt. Dieſe befondern Beftim- 
mungen gehören größtentheild dem öffentlichen Rechte an, indem 
Ausländer Diejenigen Rechte entbehren, welche in der Staatsange- 
hörigfeit enthalten *) oder durch Diejelbe bedingt®) find. Andere 
Unterjchiede beziehen fich auf Das Prozeßrecht und bezweden, den 
Inländern die gerichtliche Verfolgung der ihnen gegen Ausländer 
zuftehenden Nechte im Inlande zu erleichtern ®), oder die gericht: 


— — —— — — 


2) In Folge des in Kurheſſen geltenden vollen Landſaſſiats können Aus— 
länder, welche im Inland Grundeigenthum befigen, bei den inlänbijchen Ges 
richten ohne Nüdfiht auf ihren Aufenthalt im Inland auch mit perfönlichen 
Klagen belangt werden, fofern der geltend zu machende Anſpruch fih auf Ver: 
bindlichfeiten gegen den kurheſſiſchen Staat oder deſſen Unterthanen bezieht. Val. 
B. vom 24. Juli 1824, Eftor Kl. Chr. St.9. S. 155, Kopp Handb. VI. 198, 
- GStrippelmann II. 1, 358, auch I. 25. Der volle Landfaffiat, welcher auch in 
Bayern, Württemberg, Sachſen und Meflenburg ſich noch findet, ift nicht, wie 
Heffter Völferreht ©. 111 meintl, eine vertrodnete Meliquie des Lehnrechts, 
fondern beruht auf einem alten deutſchen Nechtsfag, vgl. Roth Benefizialweien 
1850 ©. 226. Note 106 und ©. 387. Note 93. 

3) Vgl. die $ 46. Note 3. Angeff. 

4) Hierhin gehört namentlih das Recht des Aufenthalts im kurheſſiſchen 
Staatsgebiet. Vgl. über die nur bei Ausländern zuläffige Strafe der Landes: 
verweilung: E. G. PB. vom 23. Sptbr. 1788, St. M. A. vom 28. Dec. 1824, 
Kerfting I. 336; über die polizeiliche Ausweifung von Ausländern DB. vom 
29. Nov. 1823. $ 26 bis 31; eine Auslegung derſelben in D. U. ©. Erf. 
1834 bei Pfeiffer V. 574. ; 

5) Hierzu gehören die ftaatsbürgerlichen Rechte, V. Urk. 1831. $ 23, 1852. 
$.18, die Gemeindeangehörigfeit und die davon abhängigen Rechte, vgl. Die 
Verf. und Verw. der Gemeinden. 1854. $ 9, die ftaatsbürgerliche Befugniß, für 
Andere vor Gericht aufzutreten, vgl. V. vom 17. Nov. 1829. $ 16. 

6) Auf diefem Grunde beruht der zur Begründung des Gerichtsftandes bei 
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liche Verfolgung der den Ausländern gegen Inländer zuftehenden 
Rechte bei den inländischen Gerichten von der Sicherftellung der 
Erfüllung der den Erftern in Beziehung hierauf obliegenden Ver— 
bindlichfeiten abhängig zu machen”). In privatrechtlicher Hinficht 
find folgende Unterjchiede zu erwähnen: 

1) Der Erwerb von Grundftüden durch Ausländer war in 
einigen Yandestheilen unterfagt oder wenigftens von der Geftattung 
der Regierung abhängig gemacht ®). Diefe Beftimmungen wurden 
durch die Bundesgefeßgebung hinfichtlic) der Unterthanen ver 
deutjchen Bundesftaaten ?), ſodann durch ein Eurhejliiches Geſetz 
hinfichtlich aller Ausländer aufgehoben 2%). Zugleich wurde jedoch 
die zur Verhütung von Grenzirrungen in Altheflen jchon früher!) 
getroffene Beftimmung, daß an der Landesgrenze liegende Grund: 
ftüde an jolche Perjonen, welche im angrenzenden Auslande ihren 
Wohnfig haben, nur mit bejonderer landesherrlicher Erlaubniß 
veräußert werden dürfen, auf alle Landestheile ausgedehnt, und 
eine jede gegen dieſe Beftimmung geichehene Veräußerung für nichtig 
erklärt 12), Nachdem aber auch dieſe Bejchränfung wieder aufge: 
hoben worden ift ’3), befteht überall fein Unterfchied mehr zwijchen 
Inländern und Ausländern in Betreff des Erwerbs von immobilien 
im Inland !*), 

2) Das Fremdlingsrecht (us albinagii, droit d’aubaine), ver— 
möge deſſen der im Inland befindliche Nachlaß eines Dajelbft ver: 
ftorbenen Fremden mit Ausjchluß der Erben defjelben dem Landes— 
herrn heimfiel, ift als ein Ausflug des Grundjages, daß die 





Ausländern dienende Real- oder PerfonalsArreft, vgl. Zeitfchr. I. 218, Heufer 
Ann. I. 888; ferner der Partifularfonfurs über das im Inland befindliche Ber 
mögen eines ausländijchen Gantjchuldners, vgl. Strippelmann IV, 1, 176, 

7) Daher die von Elagenden Ausländern wegen ber Prozeßkoſten zu ftellende 
Kaution, Gef. vom 16. Sept. 1834. $ 20. 

8) Han. DB. vom 1. Juni 1603 und 17. Oft.1683. Befchränft für Zwang- 
und Nothvergantungen durch B. vom 18. Noveniber 1755. Kopp Hbb. I. 348, 

9) D. B. Alte Art. 18. a, 

10) St. M. X. vom 22, Febr. 1822. $ 1. 

11) Reg. A. vom 8. Dez. 1701, Kopp Hdb. I. 348. 

12) St. M. A. vom 22, Febr. 1822, $ 2. 

13) M. N. vom 14. Febr. 1853. 

14) Ueber den Erwerb von Grundftüden durch ausländifche Juden vgl, 
unten $ 55. 
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Nechtsfähigfeit der Fremden nur aus dem Schutze des Schußherrn 
abgeleitet jei, mit diefem Grundſatz auch abgejehen von der gejeb- 
lichen Beſtimmung von Friedrich II.15) weggefallen. Nur retor- 
fionsweije kann Dafjelbe noch geltend gemacht werden. ine aus— 
drüdliche Aufhebung ift bezüglich der franzöfifchen 10) und ficilia- 
nijchen ?7) Unterthanen eingetreten, 

3) Die Gleichjtelung der Israeliten mit den Unterthanen 
anderer Befenntnifje erjtredt fi nur auf die Staatsangehörigen 
israelitiihen Glaubens und hat daher die Aufhebung der bejonderen 
für ausländijche Israeliten bejtehenden Geſetze nicht zur Folge !®). 

4) Nach Eurhejfiichem Gerichtsgebraud) werden die Ausländer 
ſolchen Perjonen -gleichgeachtet, gegen welche die Rechtsverfolgung 
erjchwert ift, wenn ſich auch im concreten Fall eine Erjchwerung 
der Verfolgung nicht nachweifen Täßt!°). Daher werden Aus: 
länder für jchwer zu belangende Abwejende angejehen, auf welche 
ein im Inland von einem inländischen Gläubiger verklagter Schuldner 
mit der Einrede der Vorausklagung oder Theilung nicht, verweijen 
fann 20). 

5) Neben diefen für alle Ausländer ohne Unterjchied geltenden 
- Beitimmungen Eönnen für die Angehörigen einzelner auswärtiger 
Staaten weitere Ausnahmen in Folge des in Heflen von jeher in 
Uebung geftandenen 21) Retorſionsrechts begründet fein. Das 
Retorfionsrecht hat, ſoweit e3 ſich auf Das Privatrecht bezieht, den 
Bwed, ſolche Staaten, deren Gefeßgebung entweder im Allgemeinen 
oder in Beziehung auf gewiſſe Rechtsverhältniffe den Grundſatz der 
privatrechtlichen Gleichjtellung der Ausländer nicht anerkennt, durch 
gleichmäßige Zurüdjeßung ihrer Staat3angehörigen zur Abänderung 
ihrer Gefeßgebung zu veranlaffen, beruht alſo .auf dem Grundjaß 


15) Const. Friedr. in Auth. ad I. 10. Cod. comm. de success. (6, 59) 
vgl. Walter Pr. R. $ 60. Note 6. 

16) Reg. U. 7. Dec. 1767. (N. ©. II. 284). Bol. Estor ad Alteserram 
de ducibus et comitibus Galliae provinecialis. Giess. 1731. 8. In Frankreich 
felbft ift es feit 1819 aufgehoben. Mittermaier d. Pr. R. $ 106. 

17) Reg. U. 10. Nov. 1818. (G. ©. 1818. ©. 117). 

18) Vgl. unten $ 55. 

19) Zeitfchr. I. 218. Pfeiffer IV. 410. Heufer Ann. I. 888. 

20) Solmj. L. ©. 11.16. $ 1. O. A. G. Erf, 1774. bei Kopp Hbb. I. 347. 

21) ®gl. Dec. Cass. II. 71. Nr. 11. 
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der Reciprocität. Die Entjeyeidung der Frage, ob und in welcher 
Weiſe von dieſer völferrechtlichen Befugniß Gebraudy zu machen 
jei, fteht der Staatsregierung zu, und es ift in Heflen fein Akt 
derjelben nachweisbar, durch welchen die Gerichte im Allgemeinen 
ermächtigt oder angewiefen worden wären, in vorfommenden Fällen 
retorfionsweife zu verfahren. Die Gerichte haben daher nur in 
jolchen einzelnen Fällen dieſe Befugniß, für welche bejondere 
gejegliche Vorfchriften fie ausdrüdlic, dazu anmeifen. Die Vorjchrift, 
einen im Ausland befolgten Rechtsſatz retorfionsweije in Anwendung 
zu bringen, enthält von felbft die Bejchränfung auf die Dauer Der 
Gültigkeit des legtern, verliert daher durch die Aenderung des 
auswärtigen Rechts von jelbit ihre Wirkſamkeit. Nachdem in den 
übrigen deutſchen Staaten Die Gleichitellung der Inländer und 
Ausländer in Anſehung des Privatrecht3 faft durchgängig durch— 
geführt ift, haben die im älteren hejfiichen Recht angeorbneten 
Retorfionsmaßregeln, welche dem Bereich des Privatrecht3 ange- 
hörten??), ihre Bedeutung meiftens verloren. Sie bezwedten theils 
die in auswärtigen Staaten beftehende Bevorzugung der Inländer 
vor den Ausländern Hinfichtlich Der Angehörigen der betreffenden 
auswärtigen Staaten auch in Heflen einzuführen 23), theild ges 
wiſſe in auswärtigen Staaten ohne Unterfchied - für Einheimijche 
und Fremde geltende, von der heſſiſchen Gejeßgebung abweichende 
Grundjäße für Die bei den inländilchen Gerichten zur Kognition 
gelangenden NRechtöverhältniffe der Angehörigen der betreffenden 
auswärtigen Staaten zur Anwendung zu bringen ?*), 


22) Die das öffentliche Necht namentlich die Befteuerung und ben Handels- 
verkehr betreffenden Netorfionsmaßregeln bleiben bier unberührt, Vgl. 3. B. 
Der. 18. Febr. 1826. Gef. 14. Sept. 1833. $ 1. Min. A. 21. Sept. 1836. 

23) Hierhin gehörte der im Würzburger Mandat vom 28. Ian. 1722 und 
in der Konf, und Prioritäts:Drdn. vom 20. Juli 1747 den einheimijchen Kon— 
fursgläubigern vor den auswärtigen eingeräumte Vorzug. Die in biefer Bes 
ziehung dur Reg. A. vom 22. Mai 1780 (bei Ledverhofe Kl. Schr. I. 282, 
2. O. VI 1003) angeordnete Retorſion ift befeitigt, da durch das Bayer, Prios 
ritätögefeß vom 1. Juni 1822. $ 34 jene ältere Beftimmung aufgehoben worden 
ift. Bol. v. Weber Bayer. Prov. und Statutarrehte Bd. III. Theil 1. ©. 429, 

24) 3. B. die Ausichliefung des Trefeneizehntens im Brachfelde und bes 
Aufzehntens. DB. vom 10, März 1767. $ 3, Eftor Bürgerl. Rechtsgel. III. 
$ 484: die nach ſächſiſchem Inteftaterbredht in der Seitenlinie ftattfindende Nuss 
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$ 48. 
3) Abzugsgeld. 

Die beim Abzug eines Inländers ing Ausland unter dem 
Namen der Nachſteuer (gabella emigrationis) und die von den 
außer Landes gehenden Erbſchaften unter dem Namen des Ab— 
ſchoſſes (gabella hereditaria) zu entrichtende Abgabe wird in Helfen 
unter dem gemeinfamen Namen Abzugsgeld begriffen’). Das 
Necht des Bezugs derjelben wird nicht zu den Hoheitsrechten ge— 
zählt, insbejondere nicdt aus dem Befteuerungsrechte abgeleitet, 
jondern al3 niederes oder nußbares Regal betrachtet, welches vegel- 
mäßig dem Staate zufteht, aber auch von Gemeinden, Korporationen, 
Guts- oder Gerichtsherrichaften Durch Privileg oder unvordenfliche 
Verjährung erworben werden kann?). Dem Herfommen gemäß 
und nad) gejeglicher Beftimmung wird daſſelbe nur retorfionsweife 
ausgeübt, wenn das Vermögen in einen Staat übergeht, in welchem 
die Erhebung des Abzugsgeldes ftattfindet 3). Nach dieſem Grund: 
ſatze kann das Abzugsgeld noch gegenwärtig erhoben werden ). 
Allein der Fall der Erhebung wird nicht leicht eintreten, weil 
gegenüber den deutſchen Bundesſtaaten durch die Bundesgejeß- 
gebung *) und gegenüber den meiften übrigen europäiſchen Staaten 
durch) Staatöverträge*) die Aufhebung eingetreten ift, und in 


ſchließung des Nepräfentationsrehts, &. ©. R. P. vom 19. März 1776, bei 
Gaertner Med. Sp. 2. p. 39, ergangen in Beziehung auf, den Rechtsfall in 
Sachen Rimius g. Benus Dec. Cass. III. 71. 

1) Bol. im Allgemeinen über das Abzugsgeld in Altheſſen B. vom 6. Juni 
1738. $ 5, 6. Gaertner Med. Sp. 2. p. 40, Kopp Hbb. I. 44; in Schaums 
burg. Pol. DO. 1615. Kap. 15, Amts- und Haus:D. 1615. S.31; in Hanau 
DB. vom 12. Jan. 1767, Gnäd. Refer. vom 17. Gebr. 1766; in Iſenburg 
Kopp in Eitors Kl. Schr. II. 48. 

2) Dec. Cass. I. 164, in Anwendung auf $ 7. des Vertrags zwijchen 
H. Kafjel und H. Rotenburg vom 12. Febr. 1627. 

3) Reg. A. vom 16. Mai 1722 (2. ©. III. 878). Dec. Cass. I. 164. nr. 4. 

4) Allerh. Beil. vom 3. Nov. 1824 (N. ©. II. 31). 

5) D. B. 4. Art. 18. c. B. Beil. vom 23. Juni 1817, publ. durch 
Reg. N. vom 5. Aug. 1817. 

6) Freizügigfeitsverträge beftehen mit Dänemarf, Konv. vom 4. Dez. 1789 
(N. ©. IV. 160), mit Preußen wegen der nicht zum bdeutfchen Bund gehörigen 
Landestheile, Reg. Bekanntm. vom 9. Jan. 1819, mit Schweden und Norwegen 
Reg. A. vom 5. Juni 1819, mit den Niederlanden, V. vom 17. März 1821, 


138 Bud I. Kap. 1. Phnfifche Perfonen. 


andern auswärtigen Staaten notorijch Die Erhebung nicht mehr 
ftattfindet ). Durch Freizügigfeitsverträge des kurheſſiſchen Staates 
mit auswärtigen Staaten, wird auch das etwa Privatperfonen zu: 
ftehende Necht der Erhebung des Abzugsgeldes ausgejchloffen, weil 
dafjelbe ald ein vom Staate abgeleitete regales Recht Feinen 
größern Umfang haben Fann, ald es im Kalle der Ausübung Durch 
den Staat jelbjt haben würde ®). Ueber den Betrag des Abzug3- 
geldes, ſowie über die Vorausfeßungen, unter welchen die Ent- 
richtung deſſelben ftattfindet, find allgemeine Grundſätze nicht auf- 
zuftellen , vielmehr entjcheiden hierüber nach dem Grundfaße der 
Reciprocität in jedem einzelnen alle die Regeln, nad) weldyen 
das Abzugsgeld in demjenigen auswärtigen Staate erhoben wird, 
in welchen das Vermögen übergeht). Insbeſondere gilt dies 
von der Frage, ob die Abgabe nur ald Nachiteuer von dem Ber: 
mögen auswandernder Staatdangehörigen, oder auch als Abſchoß 
von dem durch Erbſchaft, Vermächtniß, Schenkung von Todes 
wegen oder antizipirte Erbfolge außer Landes gehenden Vermögen, 
oder ſogar beim Brautſchatze und anderen bei der Erbtheilung der 
Kollationspflicht unterliegenden Zuwendungen unter Lebenden ?9) zur 
Erhebung komme. Abzugsfreiheit fteht den Ausländern, welche 
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mit Oeſterreich wegen mehrerer nicht zum deutſchen Bund gehörigen Landestheile, 
Min. A. vom 18. Nov. 1837, mit Sardinien, Min. A. vom 20. März 1839, 
mit der Schweiz, Min. A. vom 21. Sept. 1838, mit Rußland, Min. A. vom 
9. Febr. 1843, mit Portugal, V. vom 1. Dez. 1845. Art. 6 (G. ©. 1846. 
©. 9), mit Belgien, Min. A. vom 6. Aug. 1846, mit Neapel und Sizilien. 
V. vom 27. Jan. 1847. Art. 21 (©. ©. 1847. ©. 45). 

7) Nach diefem Grundfag hat bisher in Beziehung auf England und Frank: 
reich wechjelfeitige Freizügigfeit ftattgefunden. Vgl. Kulenfamp N. ©. II. 31. 

8) O. A. ©. Erf. vom 15. Febr. 1764 in Dec. Cass. I. 164. Weg. 
Präjud. bei Gaertner Med. Sp. I. p. 48. 

9) Die Behörden, welchen die Erhebung des Abzugsgeldes obliegt, haben 
bei eintretendem Zweifel, ob und wie viel als Abzugsgeld zurüczubehalten fei, 
mit der betreffenden Provinzial-Regierung hierüber in Kommunifation zu treten; 
Min. B. vom 16. Juni 1828 (N. S. II. 31), B. vom 29. Juni 1821. $ 59. 
Nr. 1. Bol. auch die mit Reg. A. vom 31. Juli 1769 veröffentlichte „Defigna- 
tion derjenigen Orte, mit welchen in Anfehung der mutuellen Abzugsfreiheit 
gewifle Verabredung getroffen ift“. (2. O. VI. 544, IIL 313). 

10) Studienfoften, über deren Kollation Rechtsfrd. 1837. ©. 71 und Heufer 
Ann. I. 212. zu vgl., find vom Abzug gänzlich frei. V. vom 6. Juni 1738. $ 6. 
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innerhalb zwanzig Jahren nad ihrer Niederlafjung im Inland 
wieder abziehen, hinfichtlic des eingebrachten Vermögens, und den 
mit der Bergfreiheit privilegirten Perfonen zu, kann auch im Wege 
der Dispenjation andern Perſonen bewilligt werden 22). Es ift 
Pflicht der Unterthanen, das dem Abzug unterworfene Vermögen 
auf den geleifteten Linterthaneneid wahrheitsgemäß anzuzeigen; 
Unterfchlagung des Abzugsgeldes wird mit Geldftrafe im Betrage 
des Doppelten der unterjchlagenen Abgabe geahndet !?). Wo das 
Abzugsgeld nach Prozenten des Vermögens berechnet wird, kommt 
1) nur das reine Vermögen nach Abzug der Schulden, 2) nur 
das im Inland befindliche Vermögen mit Ausjchluß der im Aus— 
land gelegenen Immobilien und außer Landes ftehenden Kapitalien !>), 
3) nur das wirklich ins Ausland gehende Vermögen, daher im 
Falle des Verkaufs von Sachen der Erlös !*) und im Falle der 
Einflagung von Ausftänden der nach Abzug der aufgewendeten 
Koften und des im Konkurs erlittenen Verluſts ſich ergebende 
Reinertrag !5), endlich A) nur das zur Beit der Fälligkeit des 
Abzugsgeldes vorhandene Kapitalvermögen mit Ausſchluß jpäterer 
Früchte, BZinfen oder Pachtgelder *°) bei der Berechnung in Ans 
ſchlag. 


SM. 
V. Bürgerlide Ehre. 


Das deutjche Recht wich in der Auffallung der bürgerlichen 
Ehre jowohl als der mit ihrer Minderung verbundenen Folgen 
wejentlid von dem römiſchen ab!). Während Das Letztere Die 
Infamia zunächſt als Schmälerung der politifchen Rechte anjah 


11) V. vom 6. Juni 1738. $ 5, 7. 

12) Daſ. $ 5, 9. 

13) Reg. R. vom 13. Juli 1786 (8. O. VII. 85). 

14) Gnäd. Reſkr. 1747 bei Kopp Hdb. I. 45. 

15) & ©. R. P vom 2. Juli 1779 bei Gaertner Med. Sp. 2. p. 50. 

16) Dee. U. 268. nr. 7. Reg. R. vom 13. Juli 1786 (8. O. VII. 85). 
Reg. R. vom 19. Dez. 1793 bei Kopp Hdb. I. 43. Gaertner 1. c. p. 49. 

1) Die Gegenfäße find am beiten zufammen geftellt bei Koftlin die Ehr— 
verlegung nad) deutſchem Necht in Neyicher und Wilda Ztichr. XV. ©. 154—158, 
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und erſt fpäter dDiefelbe in den Kreis des Privatrecht 309 ?), 
dabei noch eine geringere nur privatrechtlic; wirkende Chren- 
minderung, die turpitudo , unterjchied, hatte Das deutſche Recht 
abgejehen von der der consumtio famae entjprechenden Friedlofig- 
feit zwei Arten der Ehrenminderung, die Rechtlofigkeit ?) und Ehr— 
Iofigfeit *), welche auf verſchiednen Vorausſetzungen beruhend un— 
gefähr Diefelben Wirfungen hatten, naͤmlich Entziehung der pro- 
ceffualichen Ehrenrechte, des Rechts der Vormundjchaft und des 
Wergelds 5). Schon die Veränderung des Rechts und der Ge- 
richtsverfaffung, jowie die Umbildung der Staatsverhältnifje ®), 
mußte indireft zu einer Umgeftaltung diejer Inſtitute führen. Mit 
der Reception des römijchen Rechtes wurden die Begriffe unbe- 
ftimmter 7); die Verwechslung der technijchen Ausdrüde Ehrlofig- 
feit und Infamia ®) gab vieljeitig Veranlafjung, beide für identisch 
zu halten und damit Die urfprüngliche Bedeutung zu verwijchen. 
Es läßt fich nicht nachweifen, Daß das römiſche Necht in feinen 
einzelnen Beftimmungen über Infamia in der Art recipirt fei, daß 
es in feinem ganzen Umfang an die Stelle des einheimijchen Rechts 
getreten wäre; eben jo wenig läßt ſich das Beftehen der römijchen 
infamia neben der deutjchen Ehrloſigkeit annehmen; e8 erfolgte viel- 
mehr eine felbititändige Umgeftaltung des einheimiſchen Rechts), 
Auch in der heſſiſchen Praxis wurde das römische Recht in feinen 
Beftimmungen über Ehrenjchmälerung nicht recipirt. Die Ehrlofig- 





2) Savigny Syitem IL $ 80. 81. 

3) Budde über Nechtlofigkeit, Ehrlofigfeit und Echtlofigfeit Bonn 1842, 
©. 5. Walter R. ©. 678—684. Die auf unehelicher Geburt oder dem Treiben 
verächtlicher Gewerbe beruhende Rechtlofigfeit wird auch von manchen z. B. von 
Gerber Pr. R. $ 39. Echtlofigfeit, beifer Unechtheit genannt. Walter R. ©, 681- 

4) Budde ©. 9. Walter R. ©. 683. 

5) Bubde ©. 7—40. 

6) Wodurd das Wergeld hinwegfiel. Bubde ©. 116 fig. 

7) So wurden Ehrlofigkeit und Rechtlofigfeit nicht mehr auseinandergehalten 
und ber Ausdrud Rechtlofigfeit verfchwand. Budde ©. 121. 

8) Not. Ordn. 1512 $ 2. „ehrloß, infames genannt“ (N. ©. der R. Abſch. 
II. 153); ebenfo in Heffiihen Verordnungen, 3. B. Zuchthaus- Ordnung vom 
1. Sept. 1720. $ 6. „damit feine infame oder Chrenlofe, und fo unter bes 
Nahrichters Hand gewefen, hineinkommen“ (8. O III. 834). 

9) Die verfhiednen Auffaffungen find zufammengeftellt bei Gengler Pr. R. 
S 109. und Walter Pr. R. 76. 
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feit, auch Anrüchigkeit oder Unehrlichfeit genannt !°), richtete fich 
keineswegs nad) den Grundſätzen des römijchen Rechts; ihre 
Wirkung äußerte ſich namentlich in der Ausjchließung von Ehren- 
ämtern, ehrenhaften Genofjenjchaften, dem ehrlichen Begräbniß. 
Die Gejeßgebung über das BZunftwejen 'ı) und die Form der 
Begräbniffe 2) ift Daher die Hauptquelle für Diefe Lehre. Für 
die jpätere Zeit ift es erforderlich, Die verjchiedenen Zuftände der 
Ehrenſchmalerung zu unterjcheiden, nämlich: Die ald Strafe oder 
in Folge von Strafen eintretende Ehrlofigkeit, die Anrüchigfeit der un- 
ehelichen Kinder und die auf gewiſſen Gewerben haftende Unehrlichkeit' 3). 

1) Nach älterm deutſchen Nechte war Die Nechtlofigkeit Die 
Folge gewilfer durch Urtheil und Recht in Gewißheit gejeßten 
Verbrechen *) und der durch Henkershand vollzogenen Strafen. 
Im Anſchluß an diefen Rechtsſatz und an die peinliche Straf: 
gejeßgebung '°) wurde die Ehrloſigkeit ald Folge begangener 
Berbrehen nur dann angenommen, wenn entweder der Ber: 
“ brecher durch das Straferfenntniß ausdrüdlidy für ehrlos erklärt, 
oder eine entehrende Strafe an ihm vollzogen worden war. Diefe 
Lehre ging auch in die heſſiſche Gejeßgebung über 10). Die Chr: 
loserklärung als jelbitftändige Strafe war außer den gemeinrecht- 
lichen Fällen durch Partifulargejeße noch für weitere Vergehen 
angebroht!”). ALS entehrend wurden alle Strafen angejehen, welche 
durch Henkershand vollzogen waren !®): Staupbejen, Brand: 


10) Dieß ift auch gemeinrechtlich. Walter Pr. R. 71. Not. 6. 

11) Reichs-Zunft-O. vom 16. Aug. 1731. publ. durh B. vom 9. April 
1732 (2. DO. IV. 119). Kaiferl. Patent vom 23. April 1772, publ. durch V. 
som 21. Juli 1772 (8. ©. VI. 652). 

12) V. vom 30. April 1753 (N. ©. III. 52). 

13) Bol. über das ältere heffifche Recht: Wittich Delin. II. c. 1. de jure 
famae ; Kopp Hdb. V. 417. 

14) Ueber diefe Megel und ihre Ausnahmen vgl. Budde a. a. D. ©. 56, 65. 

15) P. ©. O. Art. 104, 107. 

16) B.vom 30. April1753 $ 1: „weldhe von der Obrigkeit durch einen 
Rechtsſpruch oder durh Gondemnation zu einer infamirenden 
Strafe für anrüdig oder unehrlich erflärt werden“. 

17) 3. B. wegen Banferotts, V. vom 16. Mai 1747. $ 3, wegen Vers 
gehn der Poftbeamten, B. vom 9. Mai 1788. $ 65. . 

18) Vgl. die in Note 11 angef. Zuhthaus-Ordn. Kriegs-Art. für Unteroff. 
und Sold. vom 12. Juli 1780. Art. 33: „joll durch den Schinder zum Schelm 
gemacht werden“. (2. O. VI. 1004). 
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marfung, Anjchlag des Namens oder Bildes an den Galgen, Aus: 
ftellung am Schandpfahl 19); von den Freiheitäftrafen waren nur 
die Eifenftrafe erfter Klafje und die Spinnhausftrafe fir infamirend 
erflärt 2°). Alle im Sinne des gemeinen Rechts peinlichen Strafen 
waren mithin entehrend; Dagegen gilt Dies nicht von allen zur 
Kompetenz der vormals in Heſſen niedergejeßten Peinlichen Gerichte 
gehörigen Strafen?'). Die Wirkungen der Chrlofigfeit waren: 
Ausjchliegung oder Ausftoßung aus BZünften und andern ehren: 
haften Genoffenjchaften 2°); Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern und 
Entjeßung von ſolchen 23); unehrliches Begräbniß ?*); Unfähigkeit 
zum Militärdienft 2°) und zur Zeugnißabgabe 2°), Die Ghrlofig- 
feit konnte vom Landesherrn durch Chrlicherflärung aufgehoben 
werden; mit der Aufnahme in den Militärdienft war dieſe Erflä- 
rung ftillfehweigends verbunden 27). 

2) Die Rechtlofigkeit (Unechtheit) der unehelichen Kinder erhielt 
ſich auch nach dem Eindringen des römiſchen Rechts wenigfteng in 
einzelnen Wirkungen. Dahin gehörte die Ausfchließung von ges 
wiſſen öffentlichen Aemtern 2°), die auf dem Fanonifchen Recht 
beruhende Unfähigkeit zur Ordination in der katholischen Kirche) 








19) Bom Schandpfahl unterfchied man den nicht infamirenden Strafpfahl 
oder Pranger. Reg. A. vom 16. März 1773, V. vom 30. April 1753 $ 10. 

20) DB. vom 12. Mai 1747. $ 4,5. E. G. D. P. vom 4 Oft. 1776 
(2. ©. VI. 875). Die Zucdhthausftrafe ift nicht infamirend; vgl. Zuchthaus-⸗O. 
vom 1. Sept. 1720. $ 6, O. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV. 2, 394, VIL 705. 

21) B. ©. O. vom 23. April 1748, II. $2. ©. X. ©. Erf. 1854 bei 
Heufer Ann. I. 716, 

22) Kulenfamp Zunftreht ©. 88. 

23) Wittich 1, c. p. 12, 

24) V. vom 30. April 1753. $ 1. 

25) Kriege-Art. von 1780. Art. 32 bis 34. (2. DO. VI. 1004). 

26) Not. Ordn. 1512. $ 2. a. E. Strippelmann VII. 704. 

27) E G. R. P. vom 25 Febr. 1785. in Kopps Hob. V, 419. Bei 
Soldaten geihah die Ehrenhaftmahung durh Schwenfung der Fahne über 
benfelben. V. vom 12 Mai 1747. $ 23. 

28) Reihsfammergerihtse O. 1555. I. 3. $ 2. (N. ©. der R. Abſch. IH. 
46). Ueber die Unfähigfeit zum Schöffenamte vgl. Franfenberger Gew. bei 
Schmincke Mon. 681. 

29) Die beftrittiene Frage, ob die uneheliche Geburt in der proteftantifchen 
Kirche ein Hinderniß der Ordination fei, verneinen Dec, Cass. I. 116. nr. 8, 
Nichter Kirchenr. $ 165. Note 8, 
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und die Ausfchließung von Zünften 3%). Das ehrliche Begräbniß, 
obwohl in Heſſen gejeßlich allen nicht zunftfähigen Perſonen ver: 
fagt, wurde doch durch Die Praxis den unehelichen Kindern zuge 
ftanden 82). Ebenſo verjchwand Die in dem älteren Recht 3?) begrün- 
dete Erbunfähigfeit. Der Ghrenmafel der unehelichen Geburt 
wurde durch Legitimation vermittelt nachfolgender Che der Eltern 
oder Iandesherrlichen Reſkripts getilgt; Die letztere Art der Legiti- 
mation konnte lediglich zu dem Zwede, jenen Mafel zu bejeitigen, 
ertheilt werden ?3). 

3) Das Treiben gewiſſer verächtlicher Gewerbe machte nach 
älterem Rechte rechtlos 3). Die Zahl der in dieſe Gategorie 
fallenden Gewerbe war nad) Zeit und Drt verjchieden, zuweilen 
jehr ausgedehnt. Geſetzliche Beitimmungen jowohl der Reichs— 
gejeßgebung ?3) als der Yandesgejeßgebung *®) bejchränften Die auf 
Gewerben haftende Unehrlicykeit auf das Schinder- oder Abdeder- 
gewerbe, während das Scharfrichter= oder Nachrichtergewerbe aus: 
drüdlich für ehrlich erklärt wurde?“). Die Unehrlichkeit des 
Scindergewerbes traf auch die Schindersfnechte. Nach der ältern 
Gejeßgebung wurden auch Die Weiber und Kinder des Schinders 
und der Schindersfnechte bis ins dritte Glied für unehrlich er- 
achtet; ſpäter wurden fie für ehrlich erklärt, infofern fie Das 
Scindergewerbe nody nicht getrieben haben, auch nicht treiben 
wollen?®). Den Schindern und Schindersfnechten war das ehrliche 
Degräbniß verfagt 3%). Die Unehrlichfeit derjelben konnte durch 


— — — 





30) Kulenkamp Zunftrecht S. 84. 

31) V. vom 30 April’ 1753. $ 1. Wittich Delin. II. p. 14. Noch 1744 
wurde in Kaſſel die Ablieferung der Leichname unehelicher Kinder zur Anatomie 
verordnet Gnäd. Befehl vom 20 und 27 März 1744. (8. D. IV. 861). 

32) Sädjf. Landr. I. 51. $ 1. Schwäb. Landr. 38. 

33) Geh. R. Beil. vom 30 März 1784. (N. ©. III. 605). 

34) Budde ©. 53. 

35) Reichs-Pol. DO. 1548. Tit. 37, $ 1, von 1577. Tit. 38. $ 1 Neiche- 
Zunft:D. 1731. $ 4 (2. O. IV. 122). 

36) V. vom 30. April 1753. $ 10 verfügt das ehrliche DBegräbniß ber 
Kloafenreiniger, Amtsdiener, Landfnechte, Schäfer und dergleichen. 

37) Reihs-Zunft-D. 1731. $ 4. DB. vom 30. April 1753. $ 2. 

38) V. vom 21. Juli 1772. $ 5 (2. O. VI. 653). 

39) B. vom 30. April 1753. $ 2. 
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eine vom Landesherrn ausgehende Ehrlicherklärung gehoben werben*); 
eine jolche erfolgte ftilljchweigends Durd, Die Annahme zum Soldaten, 
weil das Schindergewerbe zum Militärdienft unfähig machte *1). 

Die bisher Ddargeftellten Grundſätze des Altern Rechts haben 
jeit dem neunzehnten Jahrhundert ihre Anwendbarkeit faſt gänzlich 
verloren. 

1) Die Ehrlofigkeit ift zwar nicht ausdrücklich abgejchafft, 
vielmehr noch in neuern Gejeßen als beftehend anerfannt 2); allein 
diejelbe Fann nur etwa noch ald Folge der Eijenftrafe erfter Klaſſe 
eintreten, weil durch den Gerichtögebraud) Die übrigen infamirenden 
Strafen, ſowie die Ehrloserflärung ala jelbitftändige Strafe außer 
Uebung gefommen find +3). Bei der Eijenftrafe erfter Klaſſe ift 
die Ehrlofigfeit thatjächlich ohne Bedeutung, weil dieſe Strafe nicht 
anders als auf Lebenszeit erfannt wird +*), mithin die Ausübung 
aller Ehrenrechte von jelbjt verhindert, auch Das als Folge der 
Ehrloſigkeit eintretende unehrlicye Begräbniß dabei nicht ftattfindet, 
weil die Leichname der Gijenjträflinge zur Anatomie abgeliefert 
werben #5), 

2) Bon einer Ehrenminderung durch uneheliche Geburt oder 
Betreibung des Schindergewerbes kann nicht mehr die Rede fein, 
nachdem die BZunftfähigkeit*+*), die Fähigkeit zu öffentlichen 
Aemternt?) und das Staatsbürgerrecht ſammt den darin enthaltenen 
oder dadurch bedingten Rechten *°) allen Staatdangehörigen ohne 
Unterfchied der Geburt und des Standes oder Gewerbes beigelegt 
worden ift. Hierdurch ift jedoch Die rechtliche Lage der unehelichen 


40) Kaiſerl. Patent von 1772. $ 5: „nach deren von Kayf. Majeftät, oder 
aus Kayf. Gewalt, auch der Lands- oder Drtsobrigfeit befchehenen Ehrenhaft- 
machung“. 

41) Kriegs-Art. vom 12. Juli 1780. $ 32 bis 34 (2. O. VI. 1004). 

42) Nah Zunft:D. vom 5. März 1816. $ 174. ift DVerluft des Meifter- 
rechts die Folge „jeder die Ehrlofigfeit mit ſich führenden Strafe“. 

43) Kerfting Strafrecht I. 378, 379. 

44) B. vom 17. Januar 1786. $ 1, E. ©. B. vom 17. Suni 1788. 

45) Reg. A. vom 12. September 1816. Allerhöchiter Beichl. vom 7. Januar 
1824 (N. ©. I. 411). 

46) Zunft:D. vom 5. März 1816, $ 26. 

47) Berf. Urf. 1831. $ 28, 

48) Verf. Urk. 1831. $ 22. 
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Kinder in Anfehung aller derjenigen Rechte nicht verändert, welche 
nicht auf der bürgerlichen Ehre, jondern auf der Abftammung be— 
ruhen, wohin das VBerhältniß zu den Eltern, die Theilnahme an 
dem Geburtsftande der Eltern, das Snteftaterbrecht und die Suc— 
cejfion in Stammgüter, Zehn und erbliche Leihen zu rechnen ift. 

3) An die Stelle der außer Hebung gefommenen Ehrlofigfeit 
des Altern Rechts trat bei der 1821 vorgenommenen Reform der 
Strafrechtspflege ein völlig neues Inſtitut, welche mit dem ältern 
Rechte in feinem Zufammenhange fteht, jondern nad) dem Vor: 
gange anderer Staaten neu eingeführt wurde. Die peinliche Strafe 
wurde für entehrend erklärt, indem mit derjelben der Verluſt des 
Rechtes Die National-tofarde zu tragen verbunden wurde 4%). Zu: 
gleich erfolgte eine anderweite Beſtimmung des Begriff der pein- 
lihen Strafe dahin, daß darunter einjährige Zuchthausftrafe, Die 
Gijenftrafe, eine jede andere noch härtere Strafe, ſowie Die deren 
Stelle vertretende oder ſonſt mit Verluſt der Dienft= oder Standes- 
ehre verbundene Feitungsftrafe oder Amtsentjeßung verftanden 
werden ſolle. Der Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe wurde 
ſodann die Wirfung des Verlufts des Staatsbürgerrechtes bei- 
gelegt 5°). - 

Aus dem Bisherigen ergeben ſich hinſichtlich Der Bedeutung 
der bürgerlichen Ehre für das Privatrecht in Kurheſſen folgende 
Refultate: 1) Eine gänzliche Entziehung der bürgerlichen Ehre ift 
dem kurheſſiſchen Rechte fremd, da dieſes das in manchen Staaten 
eingeführte Inſtitut des bürgerlichen Todes nicht Fennt. 2) Eine 
Steigerung der gemeinen Ehre kann erfolgen durch die mit einem 
Stande oder Amte verfnüpfte bejondere Standes = oder Dienftehre, 
ſowie durch Verleihung von Rang, Titeln, Brädifaten, Orden 
und fonftigen Ehrenzeichen. Die hierdurch) begründeten Ehren: 


49) St. M. A. vom 24. Dft. 1822. Hierin ift zwar die peinliche Strafe 
nicht ausdrüdlich für entehrend erklärt; allein es folgt dies daraus, daß dadurch 
die Nationalsfofarde verloren geht, welche nah V. vom 27. April 1821. 
$ 1 und 3 als ein Ehrenzeihen nur durch entehrende Bergehungen verwirft 
werben foll. 

50) V. Urf. 1831. $ 23, 1852. $ 18. Ueber weitere, durchgängig dem 
öffentlichen Rechte angehörige Folgen peinlicher Beftrafung vgl. Kerfting Straf: 
recht I. 381. 
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porrechte gehören aber dem Bereiche des Privatrechts nicht an, 
3) Eine Scymälerung der bürgerlichen Ehre findet nur in Folge 
rechtsfräftiger Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe ftatt und 
befteht theils in dem Berlufte gewifjer allgemeiner Ghrenrechte, 
theil3 in dem Verlufte der bejondern Standes = oder Dienftehres'). 
Diefe Wirkungen gehören dem Gebiete des Privatrecht3 nicht an; 
die mit privatrechtlichen Folgen verfnüpfte römiſche Infamie ift in 
das praftiiche Recht nicht übergegangen. 4) Von der Schmälerung 
der bürgerlichen Ehrenrechte unterjcheidet ſich die Verminderung 
oder der Verluft der Ehre und Achtung, welche Jemand bei den 
Mitmenschen genießt, und welche infofern privatrechtliche Bedeutung 
hat, ald nicht allein nach römiſchem Recht, jondern auc nad) 
partifulargejeßlichen Beftimmungen 5?) der Mangel eine unbe: 
Icholtenen Rufs auf gewiſſe Nechtsverhältniffe von Einfluß if. Die 
Achtung oder Mifachtung, welche Jemand in der öffentlichen 
Meinung genießt, ift eine thatjächliche Folge feines fittlichen Ber: 
haltens, nicht eine vom Geſetze an beftimmte Borausfeßungen ge- 
fnüpfte rechtliche Wirkung. Daher erfcheint der Zuftand verminderter 
Achtung, welcher innerhalb der Außerften Grenzen der Unbejcholten- 
heit einerjeit3 und der gänzlichen Verächtlichfeit andererſeits unter 
verschiedenen Bezeichnungen in mannichfaltigen, gegen einander nicht 
jcharf begrenzten Abjtufungen vorfommen kann, nicht als eine 
Schmälerung der Ehrenrechte der betreffenden Perſon, fondern als 
ein außerhalb Des Nechtsgebiet3 liegendes Faktum. Ob ein 
ſolcher Zuftand beftehe, ift jomit nicht eine Nechtsfrage, jondern 
eine Thatfrage. Bei dem Beweiſe, von welchem in freitigen Fällen 
die Beantwortung diejer Frage abhängt, Fann ein jeder thatjächlichen 
Grundlage entbehrendes oder auf unerwiejene oder unerhebliche 
Thatfachen gegründetes Leumundgzeugniß 3°) nicht in Betracht 


51) Ueber den Berluft des Adels zur Strafe vgl. $ 59. Ueber ben mit 
dem Berluft des Amtes verbundenen Verluſt der Amtsehre vgl. $ 64. 

52) Bei der Klage der Kinder auf Ergänzung des elterlichen Heiraths— 
fonfenjes, Ref. O. 1656. X. $ 5; bei der Satisfaktions- und Schwängerungs- 
Hage, B. vom 28. Mai 1738 und 23. Febr. 1798; bei den Strafen ber zweiten 
Ehe nah Iſenb. Net, If. Birft. V. vom 18. Nov. 1769. $ 5. 

53) Vgl. DO. A. ©. E. bei Strippelmann VII. 712. Es macht hierbei 
feinen Unterfchied, ob aus dem Zeugniß von Privatperfonen oder aus einem 
obrigkeitlihen Leumundszeugniß der üble Ruf ſich ergiebt. 
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fommen. &8 ift daher die Obliegenheit des Gerichts, welches zu 
beurtheilen hat, ob Jemand unbejcholtenen Rufes fei, zu prüfen, 
ob die demjelben zur Laft gelegten herabwürdigenden Handlungen 
einestheild erwieſen 54), anderntheild erheblich jeien. Die Erheb— 
lichkeit derjelben iſt nach richterlichem Ermefjen mit Berücfichtigung 
der zur Zeit herrjchenden allgemeinen Begriffe und unter den 
Standesgenofjen der betreffenden Perſon obwaltenden bejondern 
Standesanfichten zu beurtheilen, wobei es ſich von felbft verfteht, 
daß nur der eigene fittliche Werth, nicht Die Geburt®5) oder andere 
von dem Willen der Perjon unabhängige Umftände entjcheiden, 
und daß Gewerbe oder Beihäftigungen, welche ehedem in Folge 
von Vorurtheilen nach allgemeiner Volkdanficht für herabwürdigend 
betrachtet oder auch in Gejeßen ald entehrend bezeichnet wurden, 
gegenwärtig die Annahme einer verächtlichen Lebensweije nicht bes 
gründen, wenn fie in Folge geläuterter Begriffe in der öffent: 
lichen Meinung nicht mehr als herabwürdigend angejehen werden>®). 
Die Einbuße an Ehre und Achtung, welche Jemand durch herab- 
würdigende Handlungen fich zugezogen bat, kann durch landes— 
herrliche Rehabilitation (restitutio famae) nicht bejeitigt werben. 


VL Religionsverfhiebenheit. 


$ 50. 
1) Chriſtliche Religionsparteien. 


Nach römischen !) und Fanonifchem?) Rechte war die Nechts- 
fähigkeit in ihrem vollen Umfange von dem Befenntniß des 
orthodogen Glaubens abhängig, und die Härefie, d. h. das Ab- 


54) In Dec. Cass. I. 115 wurde ein Strafurtheil, durch welches Bei 
unvollftändigen Beweife eine außerordentliche Strafe erfannt war, als zur Nach— 
weifung des beftraften Vergehns bei der querela inoff. nicht genügend erachtet. 

55) Die Einfebung eines unehelihen Kindes zum Erben begründet nicht 
die Inoffiziofitätsquerel der Geſchwiſter des Erblafferd Dec. Cass. I. 116. 

56) Anerfannt hinfichtlich einer mit mimifchen oder pantomimifchen Dar: 
ftellungen bejchäftigten Perſon in Anwendung auf die Snoffiziofitätsquerel der 
Geſchwiſter. DO. A. ©. Erf. im Rechtsfr. 1838. ©. 57. 

1) Cod. I, 5 de haeret. Savigny Syftem II. 231. 

2) X. 5 haeret., namentlich c. 13. $ 5; e. 2. $ 4 de haeret. in VI, 
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weichen von dem Lehrbegriff der orthodogen Kirche dur) das Be 
fennen einer von derſelben verworfenen Lehre, nicht allein mit 
Strafe bedroht, ſondern aud mit privatrechtlichen Nachtheilen, 
namentlich mit dem Verluſt der Grbfähigfeit, Vertragsfähigkeit, 
Teftamentifaftio, verbunden. Die Anwendung diejer Vorfchriften 
auf die Proteftanten in Deutjchland war dur Die im weſtphä— 
lichen Frieden ausgeſprochene Gleichberechtigung derjelben ausge: 
ſchloſſen?). Die Gleichftellung der im weftphälifchen Frieden 
anerfannten drei Religionsparteien erftredte ſich auch in den jetzt 
zu Kurheſſen gehörenden Landestheilen nicht auf Die Neligionsübung. 
Während in Fulda, in den vormal3 mainzischen Befigungen und 
in Volkmarſen die Fatholiiche Konfejfion ausſchließlich in Hebung 
war, und im Ginngrunde*) vertragsmäßiges Koeyerzitium der 
katholiſchen und proteftantiichen Konfeſſion beftand, war in den 
übrigen jetzt Furhejfiichen Landestheilen nur ausnahmsweije an ein- 
zelnen Orten den Katholiken öffentlicher oder Privatgottesdienft 
zugeftanden, in Althejjen die Einführung des Simultaneum Fatho- 
likum grundgeſetzlich“) unterjagt, und die Aufnahme von Katholiken 
in den Unterthanenverband, jowie der Erwerb von Grundeigen- 
thum Durch Diejelben erjchwert 6). Bon den beiben evangelifchen 
Glaubensparteien war in Niederhefjen mit Hersfeld und Ziegenhain 
in Folge der Annahme der Verbejjerungspunfte des Landgrafen 
Morit (1607) die reformirte”), in Schaumburg ) die Iutherifche 
Konfeffion Die herrjchende, während in Oberheſſen *), Schmal- 


— — — — — 


3) J. P. O. V. $ 1 und 35. 

4) Hammelburger Vertrag vom 25. Mai 1671 bei Ledderhoſe Kl. Schr. 
IV. 315. 

5) Relig. Aſſek. Afte vom 28. Oft. 1754 bei Moſer St. Arch. II. 178. 

6) Kopp Hob. II. 291, Ledderhofe Kirchenreht ©. 249. 

7) Amtliches Gutachten der theol. Fafultät zu Marburg über bie heſſ. 
Katechismus- und Befenntnißfrage Marb. 1855. Nichter Gutachten die neueften 
Vorgänge in der evang. Kirche von Kurheſſen betr. Leipzig 1855. Dagegen 
Vilmar Bedenken über das Gutachten der theolog.Fafultät zu Marburg. Berlin 1856. 

8) Privileg vom 17. Juli 1649. 

9) Haupt⸗Rezeß zwiſchen Heſſen-Kaſſel und Hefien-Darmftadt vom 14. April 
1648. $ 5. bei de Meiern Acta pacis Westphal. V. 679. und Lünig R. Ard. 
IX. 901, beftätigt durch I. P. O. XV. $ 13. | | 
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falden ?°) und Hanau !") dad Simultaneum beider proteftantifchen 
Konfeffionen eingeführt war. Diefe Verjchiedenheiten der hriftlichen 
Religionsparteien in Betreff der Religionsübung begründeten indeffen 
feinen Unterjchied unter denfelben in privatrechtlicher Hinficht. 

Die im weftphälifchen Frieden ausgejprochene Gleichftellung 
mit den Mitgliedern der Fatholifchen Kirche bezog fi) nur auf Die 
Befenner der Augsburgifchen Konfeffion, nicht auf Die Angehörigen 
von Sekten außerhalb der proteftantiichen Kirche. Diefen trat Die 
Zandesgejeggebung auch in Helen hindernd entgegen 2), Das 
franzöfifche Recht machte Die Civilrechte vom Glaubensbefenntnig 
unabhängig!®). Die deutſche Bundesafte beſtimmte zwar, daß Die 
Verſchiedenheit der chriftlichen Religiond- Parteien feinen Unterfchied 
im Genuſſe der bürgerlichen und politiichen Rechte begründen 
jolle +); allein dieſe Beſtimmung bezieht fih nur auf die drei 
nach der deutſchen Reichsverfaſſung gleichberechtigten Konfeffionen! 5), 
überläßt es mithin der Gejeßgebung der einzelnen Bundesftaaten, 
die Nechtöverhältnifje der Mitglieder von Sekten zu ordnen. Die 
furheffifche Verfaffungs-Urfunde von 1831 ficherte einem jeden Ein— 
wohner des Kurftaates vollfommene Freiheit des Gewiffens und 
der Religtonsübung zu ’*), unter welchem Ausdrude nur die Haus: 
andacht zu verftehen iſt!“). Nachdem die Gejebgebung von 1848 
das Recht der freien Neligionsübung durch Einräumung des Nechts 
zur freien Vereinigung behuf3 gemeinfamer Gottesverehrung und 
zur Gründung von Religionsgejelljchaften erweitert hatte! s), ftellte 


10) Rezeß zwifchen HeflensKaffel und Hefjen-Darmftadt vom 24. Sept. 
1627. $ 22, Neben-Abſchied vom 14. April 1648, 

11) Rezeß zwifchen HeflensKafjel und dem Grafen Friedrich Gafimir von 
Hanau vom 26. Auguft 1670. Ueber das frühere Verhältniß beider Konfeflionen 
vgl. den Erbvertrag vom 18. Juli 1610. 

12) Ref. D. 1656. Kap. 7. Bon Wiedertäuffern und dergleichen Rotten, 
worin die Beftimmungen ber Bifit. O. 1537. $ 14 u. fgg. (8. O. I. 94, II. 412) 
im Wefentlihen wiederholt find. , ®. vom 18. Sept. 1702 (2. O. III. 493). 

13) Code Nap. art. 8. 

14) B. N. Art. 16. 

15) Vgl. Klüber Akten des MW. Kongr. II. 439. Hiermit übereinflimmend 
Kurh. Berf. Entw. von 1816. Kap. X. Art. 1. ($ 62). 

16) V. Urf. 1831. $ 30. 

17) O. 4. ©. Erf. vom 24. April 1847 in S. Grimmel g. Staatsanwalt. 

18) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 1. 
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die Verfaſſungs-Urkunde von 1852 die Beftimmung der Verfaſſungs— 
Urkunde von 1831 wieder her !%), Aus der gegenwärtigen Gejeß- 
gebung ergiebt ſich für diejenigen, welche weder einer der drei 
anerkannten chriftlichen Konfejfionen, noch dem Judenthum, viel 
mehr entweder einer Sefte?®), oder gar feiner religiöjen Genofjen- 
ſchaft angehören, folgende privatrechtliche Stellung: 

1) Aus der einem jeden Einwohner des Kurftaates zugelicherten 
Freiheit des Gewiljens und der Religionsübung folgt die Unan— 
wenbbarfeit der im römijchen und kanoniſchen Rechte mit der Keßerei 
verbundenen Strafen und privatrechtlichen Nachtheile, deren An: 
wendung in Deutjchland ohnehin auch durch andere Gründe aus- 
gejchloffen ift?). Bu den bhiernach nicht mehr anwendbaren 
Nachteilen gehört auch die Ausfchliegung von den nach römiſchem 
Rechte durch orthodoxes Slaubensbefenntniß bedingten Privilegien? ?), 

2) Die Beitimmung der Verfafjungs-Urkunde von 1831, daß 
die Verjchiedenheit Des chriftlichen Glaubensbefenntniffes auf Den 
Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte feinen Einfluß 
haben jolle 23), jowie die Beltimmung der Verfaſſungs-Urkunde 
von 1852, daß der Genuß der bürgerlichen und jtaatöbürgerlichen 
Rechte vorbehaltlich Der Durch bejondere Gejeße beftimmten Aus: 
nahmen von dem chriftlichen Glaubensbefenntnig abhängig jei?*), 
bezwedt nur den Einfluß des Glaubensbefenntniffes auf den Genuß 
der politiichen Rechte zu regeln. Daher ift der in dieſen Bes 





19) 3. Urf, 1852. $ 21. 

20) Ueber die in Kurheſſen vorfommenden Seften der Mennoniten, Inſpi— 
rirten, Taufgefinnten u. A. vgl. Strippelmann Der Gerichtseid I. 303 fag. 

21) Savigny Syitem I. 233. Michter SKirchenreht $ 205. Meyfcher 
Würtemb. Pr. NR. $ 184. Not. 8. 

22) L. 1. Cod. de haeret (1, 5). Nov. 109. ce. 1. 

23) 3. Urf. 1831. $ 29. Bol. Murhard Die kurh. Verf. Urf. I. 299. 
Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 2. 

24) B. Urf. 1852. $ 20. Unter dem Ausdruck „chriftliches Glaubens: 
befenntniß“ kann, infoweit es ſich um ftaatsredhtliche Fragen Handelt, nur das 
Bekenntniß der vom Staate als chriſtlich anerfannten Religionsparteien ver— 
ſtanden werden, indem die Frage, ob das Glaubensbekenntniß eines Einzelnen 
oder einer religiöſen Genoſſenſchaft chriſtlich ſei, rechtsverbindlich weder durch die 
Kirchenbehörden der anerkannten Konfeſſionen, noch durch die betreffende Perſon 
oder Sekte ſelbſt, vielmehr nur durch die Staatsregierung entſchieden werden 
kann. Vgl. Min. B. vom 15. Aug. 1853 bei Heuſer Ann. J. 94. 
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ſtimmungen gebrauchte Ausdrud „bürgerliche Rechte” nur auf das 
Ortsbürgerrecht und die darin enthaltenen oder dadurch bedingten 
Nechte zu beziehen, wogegen der Erwerb, Die Ausübung und Der 
Schuß der Privatrechte, insbejondere der Vermögensrechte, von 
dem hriftlichen Glaubensbefenntnig nicht abhängt. 

3) Perfonen, welche fih von den bejtehenden chriftlichen 
Konfeſſionen oder dem Judenthum Iosgejagt haben, ohne zu einer 
andern oder mwenigftens ohne zu einer vom Staate anerkannten 
Religionsgeſellſchaft übergetreten zu fein, ftehen in privatrechtlicher 
Hinfiht den Mitgliedern der anerkannten Konfeflionen im Allge: 
meinen gleich. Dieje Regel erleidet aber eine nothwendige Aus: 
nahme dahin, daß dergleichen Perſonen von allen Handlungen 
ausgejchlofien find, welche entweder als Firchliche Afte Dev Mit- 
wirfung des Geiftlichen bedürfen, wie firchliche Trauung, Beerdigung, 
Gidesbelehrung, oder ihrem Begriffe nad) chriftliches Glaubensbe- 
kenntniß vorausfeßen, wie die Uebernahme chriftlicher Kirchen oder 
Lehrämter 25), die Ausübung des Patronatrecht3 über chriftliche 
Kirchen. Auch vom Eide find Diefelben ausgeſchloſſen, weil Die 
Wirkſamkeit des Eides nad) dem Begriffe deſſelben und nach) der 
Faſſung der gejeglich vorgejchriebenen Eidesformel ?°), wenn aud) 
nicht durch das Bekenntniß einer der drei anerfannten yriftlichen 
Kirchen, Doch durch den Glauben des Schwörenden an einen per: 
jönlihen Gott und ein zufünftiges Leben bedingt ift, und dem 
Gerichte, welches den Eid abzunehmen hat, nicht durch die Ver: 
ficherung des Schwörenden allein Die Veberzeugung von dem Vor: 
handenfein Diefer Bedingung der Eidesabnahme verjchafft werden 
kann, ſondern nur dadurch, Daß Derjelbe einer vom Staate aner: 


25) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 2. Abi. 2. 

26) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 39: „Die Eidesleiftung erfolgt mit voller 
rechtlicher Wirfung durch die feierliche Verficherung: Ih ſchwöre — — fo wahr: 
mir Gott helfe“. Dieſe gefeßliche Beftimmung ift nirgends aufgehoben, und 
der in einem Juſtiz-Min. Beichl. vom 30. Juli 1852, ſowie von Strippelmann 
Gerichtseid I. 299 aufgeftellten Anficht, daß in dem $ 20 der Berf. Urf. von 
1852 eine indirekte Aufhebung berjelben enthalten fei, ſteht entgegen, daß 
diefe Beftimmung lediglich auf die politiichen Nechte zu beziehen ift; vgl. oben 
Note 24. 
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Fannten Religionsgejellichaft angehört, deren Lehrbegriff jenes 
Dogma enthält 2”), 

4) Die Religion darf nie ald Vorwand gebraucht werden, um 
ſich irgend einer gefeglichen Verbindlichkeit zu entziehen ?°). Da- 
gegen ift bei der Geſetzgebung mitunter für eine Sekte wegen der 
abweichenden Lehre derjelben eine Ausnahme von fonft allgemeinen 
Berpflichtungen zugelaffen worden. So für die Mennoniten in 
Detreff des Eides 29), des Taufzwangs!‘) und der Militär- 
pfliht *'). 

5) AS Angehörige der chriftlichen Kirche find alle Durch die 
Taufe in Die Gemeinfchaft derjelben Aufgenommene ohne Rüdficht 
auf Die Uebereinftimmung ihres individuellen Glaubens mit dem 
Slaubensbefenntniß ihrer Kirche jo lange anzufehen, als fie nicht 
aus der Kirchengemeinde ausgetreten oder ausgeftoßen find. Der 
freiwillige Austritt aus derjelben kann erft nad) zurüdgelegtem 
achtzehnten Lebensjahre erfolgen. Die Wirkfamfeit der Aenderung 
des Slaubensbefenntnifjes ift von einer Anzeige über den Austritt 
bei dem Pfarrer oder dem jonftigen geiftlichen Beamten, welcher . 
für den Ausjcheidenden noch deſſen bisherigem Befenntniffe zu= 
ſtändig war, abhängig *?). Der unfreiwillige Austritt erfolgt 
durch Exkommunikation unter Den durch das Kirchenrecht beftimmten 
Borausjeßungen und Formen 33), 


27) Juſt. Min. Beil. vom 2. Oft. 1852 mit Beziehung auf Linde Lehrb. 
des gem. Proz. 1850. Anm. 1 zu $ 301. Abgedruckt bei Strippelmann Ger _ 
richtseid I. 300. 

28) V. Urf. 1831. $ 30, 1852. $ 21. 

29) DBgl. Pfeiffer Kirchenrecht $ 630. Juſtiz-O. für Fulda vom 28. Dez. 
1816. $ 68. Straf-Proz.Geſ. vom 31. Oft. 1848. $ 297. Der an Eides 
Statt zu Teiltenden Verficherung eines Mennoniten hat eine priefterliche Eides— 
belehbrung nicht vorauszugehn. Meg. Rem. 1820 in ©. Juüngerich'ſcher Kurat. 
9. Jüngerich'ſchen Kontrad. 

30) Pfeiffer a. a. O. 

31) Rekrut. Geſ. vom 25. Okt. 1834. 8 106. 

32) Gef. vom 29. Oft. 1848. $.4. 

33) Ueber Erfommunifation in der heffifchen Landesfirche vgl. Konf. D. 
1657. Rap. XVI. $ 2 bis 4, Konf. X. vom 9. Sept. 1786 (N. ©. IV. 47). 
Bol. aud V. vom 28. Dez. 1816. $ 3 (©. ©. 1816. ©. 167). Ueber Er- 
fonmunifation in der Fatholifchen Kirche vgl. das mit dem vormaligen bifhöfflichen 
SeneralsBifariat zu Fulda verabredete Negulativ vom 31. Auguft 1829. $ 2 
(8. ©, 1834. ©. 5) und V. Urf, 1831. $ 135. a, 1852. $ 103. a. 
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$ 51. 
a) Ueberfidt. 


Die Rechtöverhältnifje der Juden wurden durch Die ältere 
heſſiſche Gejeßgebung !) theild in umfafjenden Juden-Ordnungen 2), 
theil3 in einzelnen Beſtimmungen forgfältig geregelt. Die Be 
jonderheit ihrer Stellung äußerte ſich, abgejfehen davon, daß ihnen 
alle ftaatlihen Rechte entzogen waren, in der Bejchränfung ber 
Aufnahme, in einer eigenthümlichen Gemeindeverfaflung und Be 
fteuerung, in verjchiedenen Benachtheiligungen rüdfichtlic) des 
Privatreht3 und in einer bejchränften Anwendung des jüdischen 
Rechtes, 

In der Grafjchaft Hanau wurde die Kapitulation der Juden— 
Ihaft der Altſtadt Hanau 1738 auf die gefammte übrige Juden— 
jchaft ausgedehnt®), 1796 aber die althefliiche Judenordnung vom 
21. Sanuar 1749, jammt $s. 24 und 25. der ältern heſſiſchen 
Judenordnung vom 12. Auguft 1739 und jämmtlichen jeitdem in 
Altheifen über die VBerhältniffe der Juden ergangenen Verordnungen 
mit geringen Abfinderungen als Gejeß eingeführt und publizirt *). 

Seit dem Anfange des neunzehnten Jahrhunderts verbejjerte 
fich Die Lage der Juden. Die Gejeßgebung des Königreich Weſt— 
phalen und des Großherzogthums Frankfurt ftellte Die Gleichheit 
der Rechte der Israeliten und der übrigen Unterthanen ald Grund: 
ſatz auf, welcher übrigens in beiden Staaten auf verjchiedene Weiſe 
zur Ausführung gelangte, indem die Laften und Abgaben der 


1) gl. Wiederhold D. specimen juris privati Hassiae superioris de 
Judaeis. Marb.1769. Gatzert de Judaeorum in Hassia praecipue Darmstadina 
juribus atque obligationibus. Giess. 1771. Kopp Bon den Juden in Heflen, 
in deſſen Bruchftücen I. 155. Wittich Delin. II. 40. Kopp Handb. V. 474. 

2) Juden-O. von 1539 (2. DO. I. 120), ven 1646, nicht publizirt, obwohl 
im Drud erfchienen (8. O. II. 121), von 1679 (daf. 120), vom 12. Auguft 
1739 (daf. IV. 586) und vom 21. Januar 1749 (daf. IV. 1012). 

3) Han. Juden-Rapitulation vom 20. September 1738. Vgl. ferner Han. 
B. vom 10. Okt. 1754, die Kontrakte zwifchen Juden und Chriften betr., und 
V. vom 9. Dez. 1773. 

4) Han. Reg. A. vom 12. Sept. 1796 und vom 11. Mai 1798. 
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Juden in Weftphalen 5) ohne Entjchädigung der Berechtigten auf- 
gehoben, im Großherzogthum Frankfurt®) nur für ablösbar erklärt 
wurden. Die in der deutjchen Bundesafte”) enthaltene Garantie 
der den Juden bis dahin von den einzelnen Bundesftaaten bereits 
eingeräumten Nechte Eonnte in Kurheſſen auf Die Denjelben zur Zeit 
der Fremdherrjchaft gemachten Zugeftändnifje nicht bezogen werben. 
Durch) Verordnung vom 14. Mai 1816°) wurden indefjen Die 
gefeßlich aufgenommenen jüdiſchen Glaubensgenoffen und deren 
Familien in Anfehung der Rechte und Verpflichtungen den chrift- 
lichen Unterthanen gleichgeftellt; zugleicdy aber war. Diele Gleich: 
ftellung durch zahlreiche Ausnahmen beſchränkt und erftredte fich 
überhaupt nicht auf das Großherzogthbum Fulda und Fürftenthum 
Hanau). Die Berfaffungs-Urfunde von 1831 ftellte Die den 
Israeliten bereits zuftehenden Nechte unter den Schuß der Ber: 
faſſung und verhieß eine für alle Landestheile gleichförmige geſetz— 
liche Regelung der bejondern Verhältnifje derſelben ?“). Das in 
Gemäßheit diefer Verheißung für den gefamnten Kurftaat erlafjene 
Geſetz vom 29. Oktober 1833 11) ftellte die Israeliten mit den 
Unterthanen anderer Befenntnifje in Anfehung der Rechte und Ver— 
bindlichfeiten völlig gleich mit der ſich von ſaͤbſt verſtehenden 
Ausnahme, daß ſie zum Erwerbe des Patronatrechts über chriſtliche 
Kirchen, zur Anſtellung in chriſtlichen Kirchen- und Lehrämtern, 
ſowie zur Mitwirkung und Abſtimmung in Angelegenheiten, welche 
ein anderes Glaubensbekenntniß, insbeſondere die chriſtliche Kirche 
betreffen, nicht fähig ſeien. Die hierdurch begründete rechtliche 








5) Constit. art. 10. (Bull. 1808. I. 13). Kön. Dekret vom 27. Januar 
1808 (baf. I. 255). 

6) Organ. Patent $ 11 (Reg. Bl. I. 14). DB. vom 7. Febr. 1811 (daf. 
I. 293) und 28. Dez. 1811 (daf. I. 609). Vgl. Klüber Ueberſ. der Verh. bes 
Wiener Kongr. ©. 375. 

7) Art. 16. 

8) ©. ©. 1816. ©. 57. 

9) Ueber den Grund ber ungleichen Behandlung der verfchiedenen Landes— 
theile vgl. Murhard Verf. Urk. I. 299. Bol. auh 2. vom 30. Dez. 1823. 
$ 56, Gef. vom 29. Oft. 1833. $ 4. 

10) B. Urf. 1831. $ 29. 

11) ©. ©. 1833. ©.144. Vgl. darüber Nechtsfreund 1839. Nr. 18 u. fgg. 
Müller Archiv für die Geſetzgebung V. 76 u. fgg. 
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Lage der Israeliten ift Durch die Beſtimmung der Verfaſſungs— 
Urfunde von 1852, wonad) der Genuß der bürgerlichen und ftaats- 
bürgerlichen Rechte von dem chriftlichen Glaubensbefrnntniß ab: 
hängig fein ſoll!2), in feiner Hinficht verändert, weil babei Die 
durch befondere Gejeße beftimmten Ausnahmen vorbehalten wor: 
den find, 


$ 22. 
b) Aufnahme. 

Der Judenſchutz, urfprünglich Faijerliches Vorrecht, im Laufe 
der Zeit aber auf einzelne, endlich auf alle!) Neichsftände als 
Negal übergegangen, ftand in Helen theils den Landgrafen, theils 
einzelnen Landſaſſen zu, welche ihr Recht theils auf Faiferliche 2) 
oder Landesherrliche 3) Verleihung, theils auf unvordenflichen 
Beſitz“) gründeten. Neben dem Judenſchutzrechte der Landſaſſen 
beftand das aus der Landeshoheit abgeleitete Necht der Landes- 
herrſchaft, die übermäßige Bejeßung des Landes mit Juden zu ver: 
hindern und deghalb Die Ausübung des Judenſchutzrechts von Seiten 
der berechtigten Landſaſſen zu beauflichtigen. In Ausübung dieſes 
Rechts wurde durd eine Verfügung Philipps des Großmüthigen 
nicht allein den Iandesherrlichen, jondern auch den adeligen Schuß- 
juden der Aufenthalt im Lande gekündigt ®), von der Ausführung 
dieſer Maßregel jedoch jowohl Damals, al3 jpäter ungeachtet eines 
darauf bezüglichen Antrags der Landftände ®) abgeftanden. Später 
wurde von Geiten der Landesherrichaft der Grundſatz feitgehalten, 


12) V. Urf. 1852. $ 20. Dur Gef. vom 1. Dez. 1853. $ 3 find jedoch 
die JIsraeliten von Gemeindeämtern ausgefchloflen worden. 

1) R. Pol. O. 1548. XX. $ 1, 1577. XX. $ 1. Wann die Landgrafen 
von Heſſen den Judenſchutz erworben haben, ift ungewiß. Ginen Schußbrief 
von 1414 theilt Kopp Bon der Judenaufnahme, Hei. Beiträge II. 132, mit. 

2) 3. 3. der beutfhe Orden, Dec. Cass. II. 188, die Schende zu 
Schweinsberg, Kopp a. a. D. ©. 136. 

3) 3. B. das Haus Hefjen-Rotenburg, Vertrag vom 1. Sept. 1628. $ 1 
(Abdrudic. ©. 16), einzelne Adelige, Gapert $ 4. Note 6. 

4) Kopp Bon der Judenaufnahme $ 8. 

5) Fürftl. A. vom 18. Juli 1524 (8. O. I. 49). 

6) Fürftl. Reſol. vom 20. Dez. 1655. (2. O. II. 122.) Rommel IX. 145. 
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feine größere, als die im Jahre 1744 rezipirt gemwejene Anzahl 
jüdifcher Familien zu dulden”), daher nur dem älteften Sohne 
eines Schußjuden Die Aufnahme zu ertheilen ®), auch Die Aufnahme 
von Juden an Orten, wo fi) deren bisher Feine befunden hatten, 
nicht zu geftatten »). Um die Befolgung der gegen Die Meberjegung 
des Landes mit Juden getroffenen gejeglichen Anordnungen von 
Seiten der zur Ertheilung des Judenſchutzes berechtigten Landſaſſen 
zu fichern, war verordnet, Daß Letztere vor Auswirfung eines 
Iandesherrlichen Schußbrief3 Feinem Israeliten die Aufnahme ge- 
ftatten durften). Die Aufnahme gewährte dem Juden für fich, 
feine Ehefrau und die noch nicht felbititändig gewordenen Kinder 
das Recht des Aufenthalt? an dem ihm angemwiefenen Wohnorter!) 
und den Anſpruch, „vor aller Gewalt gejchüßt und bei Gleich und 
Recht wie andere Unterthanen gehandhabt zu werden” 12); die Söhne 
von Schugjuden mußten vor ihrer Verheirathung oder ſonſtigen felbft- 
ftändigen Niederlafjung die Aufnahme von Neuem auswirken. Für 
die Aufnahme wurde ſowohl von ausländifchen, als inländifchen 
Juden das Schußgeld oder Einzugsgeld in dem mit der Juden— 
Ichaft verglichenen oder herkömmlichen Betrage entrichtet; bei 
adeligen Schußjuden floß daſſelbe nicht der Landesherrichaft, ob— 
wohl dieſe den Schußbrief vor der Aufnahme ertheilte, fondern der 
Schußherrihaft zu ’°). 

In Folge der Gleichftellung mit den übrigen Unterthanen ge— 
nießen die Juden als Staatdangehörige den Schub des Staates, 
ohne denjelben Durch ein Schußgeld erfaufen zu müfjen. Die Er: 
theilung von Schugbriefen findet ſeitdem jo wenig ftatt, wie bie 


7) Erläut. Juden-D. vom 25. Juni 1779. $ 6 (2. O. VI. 976). 

8) Ueber die fonftigen Bedingungen ber Aufnahme vgl. Kopp a. a. D. 
©. 271, Wittich p. 42. 

9) Zuden-D. 1749. $ 2 (8. ©. IV. 1012). 

10) Reg. A. vom 22. Febr. 1707 (2. O. II. 565). Der Widerſtand ber 
Landjafjen gegen diefe Maßregel blieb vergeblih: Dec. Cass. II. 188. 

11) Ueber die Theilnahme der Israeliten am Gemeindenußen vgl. Buch II. 
Kap. 1. 

12) Juden⸗O. 1679. $ 5, 1739. $ 10, 1749. $ 7. 

13) Vgl. über das Juden-Schutz- oder Einzugsgeld V. vom 6. Juni 1738 
$3 (2. O. IV. 512), Cam. A. vom 21. Juli 1744 (daf. 868). Näheres bei 
Kopp Handb. III. 223. 
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Entrichtung des Schußgeldes !*) oder anderer Abgaben, welche, 
wenn gleich nicht den Namen des Judenjchußgelds, Doc die Natur 
defjelben injofern hatten, als fie für die Duldung der Israeliten 
an irgend einem Orte des Staatögebiet3 entrichtet werben mußten? 5). 
Mit Ausnahme der Standesherrn, welchen eine Entſchädigung nach 
zehnjährigem Durchjchnitt zugefichert wurde! ®), fand eine Schadlos— 
haltung der Schußherrjchaften für Die Aufhebung des Schußgeldes 
nicht flatt. Der Verſuch derjelben, die Fortdauer des Rechts zur 
Beziehung des Schußgeldes aus dem bei Aufhebung der Patri- 
monialgerichtöbarfeit gemachten Vorbehalt des Fortbezugd Der 
Aurisdiftionsnußungen ?7) herzuleiten, mißlang, indem dieſer Vor: 
behalt nur von denjenigen Nußungen verftanden wurde, welche bei 
fortdauernder Patrimonialgerichtöbarfeit den beſtehenden Gejegen 
nach bezogen werben fönnten 185). Der gegen den Staat erhobene 
Anſpruch der ehemaligen Schußherrjchaften auf Entjchädigung wegen 
des aufgehobenen Schußgeldes wurde bejonders aus dem Gruude für 
unbegründet erachtet, weil die den Landjaflen in Betreff der Juden- 
aufnahme zuftehenden Befugnifje jchon nach dem ältern heſſiſchen 
Nechte von der Iandesherrlichen Schugertheilung und der Fortdauer 
der von den Landesherrn in Betreff der Juden getroffenen Ein- 
richtungen abhängig gewefen ſeien 1°). Hinfichtlid der Aufnahme 
von Juden in den Unterthanen- und Gemeindeverband kommen 
jet die allgemeinen Gejeße zur Anwendung. 


$ 53. 
c) Gemeindeverfaſſung. 
Die Audenfchaft von Niederheffen und Oberheſſen nebit 
Schaumburg, Schmalkalden uud Hersfeld bildete [eine einzige 





— — 


14) Neg. A. vom 12. Yan. 1818. Gef. 1833. $ 4. 

15) O. A. ©. Erf. vom 11. Sept. 1833 in ©. von Gornberg g. Staats: 
anmwalt. 

16) Edikt vom 29. Mai 1833. $ 23. Nr. 5. 

17) Reg. A. vom 7. März 1814. 

18) DO. A. ©. Erf. 1823 bei Pfeiffer I. 260. 

19) O. A. ©. Erf. vom 11. Sept. 1833 in ©. von Gornberg g. Staats: 
anwalt. Gleiche Ausführung bei Pfeiffer I. 263 unter Hinweifung auf Reg. 
N. vom 22. Febr. 1707. 
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Korporation!). An der Spitze derjelben fanden der Landrabbiner 
und die Vorfteher; jede der ſechs Klaſſen, in welche Die Judenſchaft 
geographiſch zerfiel, wählte einen Vorfteher. Alle drei Jahre fand 
eine allgemeine Judenverfammlung?) ftatt, zu welcher jämmtliche, 
ſowohl Tandesherrliche als adelige Schußjuden bei Strafe erjcheinen 
muften, und bei welcher neben der Wahl der Vorfteher und der 
Repartition der zur Beftreitung allgemeiner Laften und der Ge- 
meindeausgaben erforderlichen Beiträge unter Leitung landesherr⸗ 
licher Kommiffare auch autonomiſche Normen verglichen wurden, 
welche fich theil3 auf Gemeindeverhältnifje, wie Die Wahl der 
Rabbiner und andren Beamten, theild auf die Befteuerung‘, theils 
auf Armenverforgung und Polizei, wie Kleiderordnung und Ge: 
werbewejen, bezogen. Diefe Normen wurden hronologiic unter 
dem Titel: Gonftitutenbuch der ſſämmtlichen hefliichen Judenſchaft 
zujammengeftellt ?). Die Vertretung der Judenſchaft in privat 
rechtlicher Hinficht lag den Judenvorſtehern ob, welche insbejondere 
ermächtigt waren, Namens derjelben Prozefje zu führen und Darlehn 
aufzunehmen). Auch die hanauijche Judenſchaft bildete eine Ge— 
meinde 5); an der Spike derjelben jtanden ein Rabbiner und die 
Borfteher, Sudenbaumeifter genannt, deren Zuftändigfeit fich auf 
Berwaltungshandlungen bejchränfte, wogegen fie insbejondere zur 
Prozepführung Vollmacht von zwei Dritteln der Gemeindeglieder 
beburften 6). Sn Kurmainz war der gemeinen Judenſchaft aus- 
drüdlich Das jus fisci beigelegt.”). Nachdem während ber meft- 
phäliſchen Zwilchenherrichaft Die Judengemeinden unter der Aufficht 
eines jüdiſchen Konfiftoriums als Gejellichaften ohne Korporations- 
verfaflung lediglich in Anjehung ihrer Schulden beibehalten worden 
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1) Juden-Vereinigung vom 14. Nov. 1633, 

2) Kopp Bon den Heſſen-Caſſelſchen Judenverſammlungen in politiſcher 
Hinſicht, in deſſen Bruchſtücken IL 157 u. fgg. Vgl. die Ausſchreiben in L. DO. 
II. 992, IV. 422 u. ſ. w. 

3) Ungedrudt. Cine Befchreibung des Gonftitutenbuchs mit kurzer Angabe 
bes Inhalts bei Kopp Bruchſtücke II. 158. 

4) Judenvereinigung vom 14. Nov. 1633, Kopp Handb. V. 557. 

5) Han. Juden-Kapitulation vom 20. Sept. 1738. 

6) Han. Reg. Reffr. vom 12. Dft. 1799 an das Amt Bücherthal. 

7) Mainz. V. vom 18, Juli 1724, erläutert durh B. vom 19. Aug. 1783. 
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waren 8), erfolgte in Kurheſſen nad der Reform der Nechtöver- 
hältnifje der Juden im Jahr 1816 auch eine Umgeftaltung der 
Gemeindeverfaffung derjelben durch Verordnung vom 30. Dezember 
1823 9), welche mit einigen Durch das Gejeß vom 29. Dftober 1833 
herbeigeführten Abänderungen ?%) noch jet in Kraft ift. An die 
Stelle der bisherigen Korporationsverfaflung und Klafjeneintheilung 
trat die Bildung von Synagogen » Öemeinden, welche aus den 
iSraelitiichen Bewohnern eines Ortes oder mehrerer Orte Durch 
die Staat3verwaltungsbehörden unter Tandesherrlicher Bejtätigung 
zufammengejeßt und in Uebereinftimmung mit der Abtheilung Des 
Staatd in obere und untere Verwaltungsbezirfe zu Kreis- und 
Provinzialverbänden vereinigt wurden. Die Korporation der alt: 
heſſiſchen Judenſchaft hörte hiermit auf, das Vermögen und die 
Schulden derjelben gingen nach) dem Maßſtabe der Befteuerung 
auf Die neugebildeten Körperjchaften über). Die Korporations— 
verfaflung der Legtern befteht nur hinfichtlicd) der Neligionsübung 
und der davon abhängigen Einrichtungen ??); es unterliegt aber 
feinem Zweifel, daß hierdurch die juriftiiche Perjönlichkeit Derjelben 
in privatrechtlicher Hinficht nicht ausgeſchloſſen iſt. Es erjcheinen 
daher die jüdiſchen Gemeinden als Gigenthümer und Beſitzer ber 
Synagogen, Todtenhöfe und fonftigen für Die Neligionsübung der 
Juden und die Damit zufammenhängenden Einrichtungen beftimmten 
Saden!3), und Klagen aus den von einer jüdiſchen Gemeinde 
eingegangenen Berpflichtungen nicht gegen Deren einzelne Mit: 
glieder, jondern nur gegen die Gemeinde ald ſolche und an dem 
Gerichtöftande derjelben begründet +). Die Vertretung der Syna- 
gogengemeinden in privatrechtlicher Hinficht fteht dem Rabbiner 


— — — 





8) Kön. Dekret vom 31. Maärz 1808. Art. 11, 12, Bull. 1808. I. 529, 
9) ©. ©. 1823. ©. 87. 
=10) $ 10 bis 22. 

11) V. vom 30. Dez. 1823. $$ 23, 55 bis 57. 

12) Gef. vom 29. Oft. 1833. $ 1. 

13) DO. X. ©. Erf. 1843. bei Heufer Ann. II. 623. 

14) ©. X. ©. Erf. vom 15. Mai 1841 in ©. Schulerſcher Fideifommiß- 
furator g. isracl. Gem. zu Marburg. Klagen gegen israelitiihe Gemeinden 
find daher nicht den einzelnen benannten Mitgliedern, fondern der Gemeinde in 
der Berfon ihrer Vorfteher zu behändigen. DO. A. ©. Erf. vom 9. Nov. 1839 
in ©. Levy g. israel. Gem. zu Melfungen. 
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nicht zu, deſſen Amtsthätigfeit auf Die Seeljorge, den Unterricht 
und die Führung der Synagogenbücder beſchränkt iſt!s). Die 
Aelteften, welche in jeder Synagogengemeinde beftellt werben follen, 
‚verwalten Die Gemeindefajle, wenn nicht Dafür ein bejonderer 
Rechnungsführer von der Gemeinde beftellt iſt !“). Die Amt3- 
thätigkeit derſelben ift mithin auf Verwaltungshandlungen bejchränft, 
Dagegen ift den jüdischen Gemeinden Feineswegs die Verfaſſung 
von universitates ordinatae dergeftalt verliehen, daß alle ihre An— 
gelegenheiten von den Aelteſten ohne Mitwirfung der Gemeinde: 
glieder vermöge ihres Amtes Namend der Gemeinde zu bejorgen 
wären. Insbeſondere find die Aelteften zur Prozeführung !7), 
abgejehen von der Beitreibung von Rüdftänden der Gemeindefafje 3), 
jo wie zur Veräußerung von Grundeigenthum 9) nur Dann befugt, 
wenn fie Durch einen nach vorgängiger Zufammenberufung aller 
Mitglieder der Gemeinde und nad) Erjcheinen von wenigjteng zwei 
Drittheilen derjelben von der Mehrzahl der Erjchienenen gefaßten 
Gemeindebejchluß dazu ermächtigt worden find. Die obere Leitung 
und Beauffichtigung des Gemeindehaushalts der Synagogengemeinden 
fteht dem Kreisvorfteher, dem Brovinzialvorfteheramte, der Provinzial- 
Regierung und dem Minijterium des Innern zu 20); auf die 
Provinzial-NRegierungen insbejondere find Diejenigen Befugniſſe 
übergegangen, welche zuvor der judenjchaftlichen Kommiſſion zus 
ftanden 24). Inſoweit bejondere gejegliche Beftimmungen über die 
Rechtöverhältnifje der Synagogengemeinden nicht vorliegen, kommen 
die von Korporationen geltenden allgemeinen Grundjätze zur An- 


15) V. vom 14. Mai 1816. $ 2, vom 30. Dez. 1823. $ 7. 

16) V. vom 30. Dez. 1823. 88 4 und 47. 

17) O. X. ©. Erf. 1840 bei Strippelmann I. 191 und IV. 2, 58. 

18) DB. vom 30. Dez. 1823. $ 42. 

19) 9. A. ©. Erf. bei Strippelmann I. 193. 

20) V. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 14, $ 59. Nr. 11, $ 88. Nr. 15. 
V. vom 30. Dez. 1823. 88 25, 29. DB. vom 22. Dez. 1848. $$ 35 bis 37. 
DB. vom 7. Juli 1851. $ 14. 

21) 2gl. E. ©. R. Pr. vom 5. Oft. 1764 (2. D. VI. 156). V. vom 
14. Mai 1816. $ 3 und 1. Dft. 1816 (©. ©. 1816. ©. 105). DB. vom 
29. Juni 1821. $ 59. Nr. 11. 
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wendung, wogegen Die für politifche Gemeinden geltenden befonderen 
Normen darauf nicht anwendbar erjcheinen 22). 


S 54. 
d) Abgaben. 


Die bejondern Abgaben, welchen die Juden unterworfen waren, 
betrafen theil Die judenjchaftliche Korporation, theils Die einzelnen 
Mitglieder derſelben. Dem Nechtsgrunde nad find folgende 
Gattungen von Judenabgaben zu unterjcheiden : 

1) Herrichaftlicye Abgaben, welche an die Landesherrichaft als 
jolhe auch von den Juden der Landſaſſen für die Gewährung des 
Schußes oder für einzelne den Juden verliehene Freiheiten zu ent: 
richten waren. Dahin gehörten: 

a) der Leibzoll ?), welcher von allen ausländijchen Juden und 
von denjenigen inländifchen Juden, welche fich außerhalb ihres 
MWohnortes aufhielten, für den temporären Schub als Geleitögeld 
zu bezahlen war, 

b) das Striegsbeitragsgeld ?), eine Abgabe, welche Die Juden— 
ſchaft an die Kriegskaſſe zahlte und unter ihre Mitglieder repartirte, 

c) Silbergeld ®), eine Abgabe von taufend Reichsgulden, 
welche der Judenſchaft anftatt der erlaffenen Naturallieferung einer 
gewillen Quantität Silber zur Münze auferlegt war, 

d) Federlappengeld *), eine jedem Juden obliegende Abgabe 
von einem Goldgulden als Aequivalent für die der Judenſchaft 
wegen ihrer Befreiung von den Jagddienſten auferlegte, jpäter er— 
Tafjene Lieferung eines Gentners Federlappen an die Jagdverwaltung, 

e) Kraut: und Loth-Geld 5), eine auf das Artilleriewejen be- 
zügliche, neben dem Sriegsbeitragsgeld hergebrachte Abgabe. 


— — 


22) Die Vorſchriften über Klagen gegen Gemeinden z. B. leiden keine An— 
wendung auf Synagogengemeinden, Allerh. Beſchl. vom 31. Auguſt 1825 (N. 
S. II. 561) 

1) a Bom Judenleibzoll in deflen Bruchftüden ©. 97. Kopp Handb. 
VI. 312. 

2) Kopp Handb. V. 477, VI. 98. 

3) V. vom 1. Jan. 1610 (8. O. II. 342). 

4) Fürftl. A. vom 4. März 1679 (2. O. II. 111). 

5) Juden⸗O. 1739. $ 37, 1749. $ 7. 

I. 11 
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Die herrfchaftlichen Abgaben der Juden fliegen auf Das Dop- 
pelte, falls die Leiftung über vier Wochen nach dem Fälligkeits- 
termin verfäumt wurde‘). In Folge der Kaution, welche Die 
Judenſchaft für Die um den landesherrlichen Schuß nachſuchenden 
Juden in Anfehung der herrfchaftlichen Abgaben leiſten mußte”), 
haftete die gefammte Judenſchaft für die Rückſtände ihrer Mit- 
glieder, jo lange fie nicht wegen Armuth derjelben die Kaution 
gefündigt hatte, in welchem alle der betreffende Jude zur Aus: 
wanderung genöthigt war. ‘Der in Folge diefer Kaution zur Zahlung 
genöthigten Judenſchaft ftand der Regreß gegen den Schuldner zu, 
jedoch ohne defhalbiges Vorzugsrecht vor den fonftigen Gläu- 
bigern®). Wegen der Abgaben, welche die Judenſchaft im Ganzen 
an die Zandesherrichaft zu zahlen und von den einzelnen Juden zu 
erheben hatte, ftand ihr gegen dieſe das Vorzugsrecht der Steuern 
nicht zu ). 

2) Abgaben an die Schußherrfchaft. Diefe Abgaben, infoweit 
fie Landfaffen zufamen, beftanden neben den herrichaftlichen Ab- 
gaben. Die Befteuerungsbefugniß des zum Judenſchutz berechtigten 
Adels war nicht eine willfürliche, ſondern bejchränfte fich auf Die 
verglichenen oder rechtmäßig hergebrachten Abgaben!) Dahin 
gehörten insbeſondere das Einzugsgeld oder Schußgeld und das 
Abzugsgeld ??), welches ſich von der beim Abzuge chriftlicher Unter: 
thanen zu entrichtenden Abgabe (vgl. $ 48) unterfchied. Ferner 
gehörten dahin Die nach Ortsgewohnheit verfchiedenen, bald an die 
Schutzherrſchaft jelbft, bald an deren Beamte als Befoldungsitüd 
zu entrichtenden fländigen oder unftändigen Abgaben, 3. B. Be 
gräbnißgelder, Neujahrsgelder ??), Rinderzungenabgabe 3). 


6) Juden-D. 1749. $ 7. 

7) Cam. 9. vom 31. Mai 1748 (2. ©. IV. 1001), vom 15. Dez. 1765 
(2. O. VI. 207). 

8) Cam. A. vom 31. Mai 1748. $ 4 (2. O. IV. 1001). 

9) D. A. ©. Erf. vom 20. April 1822 in ©. Judenſchaft zu Kaſſel g. 
Israel, in Anwendung auf Kriegsbeitragsgeld. 

10) Juden-D. 1749. $ 7. 

11) Kopp Hanbb. I. 46. Gaertner Med. II. 48, 

12) Strippelmann II. 89. 

13) Pfeiffer II. 145, Strippelmann IL. 88. 
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3) Gemeindeabgaben. Während hinfichtlich der Heranziehung 
ber Juden zu den Communal- und Parochiallaſten verjchiedene 
Ortögewohnheiten beftanden, und nur darin Uebereinftimmung 
herrichte, daß diejelben von der auf Smmobiliarbefiß beruhenden 
Verpflichtung, zu Firchlichen Zwecken beizutragen, wie Theilnahme 
an der Kirchenbaulaft, Kirchenzehnten u.f. w., wegen ihrer Neligion 
nicht befreit waren **), fielen ihnen die zu Zwecken der jüdischen 
Gemeinde beftimmten Abgaben ausjchließlich zur Lafl. Dahin ge 
hörten theild Die regelmäßige Schabung, theils unftändige bei 
gewiljen religiöfen Handlungen zu entrichtende Abgaben, z. B. die 
Talmud-, Thora-, Serufalemsgelder. An die Stelle der erftern 
ift eine Klafjenfteuer getreten 5). 

Das Gejeh vom 29. Dftober 1833 ftellte die Israeliten den 
übrigen Staat3angehörigen auch in Betreff der Abgaben gleich, 
indem es diejelben zu den Staats- und Gemeindelaften gleich den 
Unterthanen chriftlichen Glaubens heranzog, Dagegen alle Leiftungen 
und Abgaben, welche die Israeliten als ſolche vermöge des vor- 
maligen Hörigkeits- und Schugverhältniffes zu entrichten hatten, 
ohne Entihädigung der Berechtigten aufhob, ohne unter den an 
den Staat, Gemeinden, Staatsbehörden, Staats- und Kirchen: 
biener oder Privatperfonen zu entrichtenden Abgaben und Leiftungen 
zu unterfcheiden °). Dagegen fallen den Juden auch nach dieſem 
Geſetze zur Laſt: 

1) die auf dem Synagogengemeindeverband beruhenden Ab— 
gaben, während fie zu denjenigen Laſten der Ortsgemeinden, welche 
deren kirchliche Verfaflung erfordert, nicht beizutragen haben, injo= 
weit nicht beftehende Nechtsverhältnifje eine Ausnahme begründen! ?), 

2) die auf einem privatrechtlichen Titel beruhenden Abgaben 
und Leiftungen °®). Der Umftand, daß eine Abgabe nur von den 
Israeliten eines gewiſſen Bezirks oder von einer Klaſſe derſelben 


14) Konſ. A. vom 22. Januar 1762, beftätigt durch Regul. vom 28. 
Februar 1766. $ 11. 

15) B. vom 30. Dez.1823 .$ 38. Gef. vom 29. Oft. 1833. $ 17 bie 21. 

16) Gef. vom 29. Oft. 1833. $ 3, 4. 

17) Daf. $ 3. 

18) ©. X. ©. Erf. 1840 bei Strippelmann II. 9, O. 4. ©. Erf. vom 
25. Oft. 1845 in ©. Mansbacher Judenſchaft g. Pfarrei zu Mansbach. 


14° 
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zu entrichten ift, genügt nicht, um Daraus Die Aufhebung derjelben 
durch Das Geſetz vom 29. Oktober 1833 zu folgern; vielmehr ift 
zu umnterfuchen, ob die Abgabe auf dem befondern öffentlichen 
Nechtsverhältniffe der sraeliten oder auf einem dem Privatrechte 
angehörigen dinglichen oder Obligationsverhältniffe beruht, welche 
Frage nur mit Rüdfiht auf Die Entftehung und die Natur der 
Abgabe beantwortet werden kann !9). 


g 55. 
e) Privatrechtliche Verhältniſſe. 


Hinfichtlich Der privatrechtlichen Beſchränkungen der Jsraeliten 
ift das ältere Recht und Die durch die Verordnung vom 14. Mai 
1816 herbeigeführte Uebergangsperiode von dem heutigen Rechte 
zu unterjcheiden. 

Il Nach älterm Rechte!) unterlagen die Israeliten folgenden 
Beichränkungen: 

1) Sie durften feine Feldgüter erwerben ?). Das Ausleihen 
von Geld auf liegende Güter war ihnen in Altheffen früher unter: 
jagt, jpäter geftattet, wogegen in Hanau die durch Einführung der 
altheſſiſchen Judenordnung aufgehobene Beftimmung des hanauifchen 
Rechts, wonach Juden ohne Tandesherrliche Dispenfation zum 
Geldausleihen auf Tiegende Unterpfande nicht berechtigt waren, 
wiederhergeftellt wurde?). Der antichretifche Befik von Feldgütern 








19) So wird 3. B. die Judenbegräbnißgeld: Abgabe im Allgemeinen als 
eine auf dem frühern perfönlichen Rechtsftande der Israeliten beruhende, baher 
aufgehobene Abgabe betrachtet; D. A. ©. Erf. vom 2. März 1822 in ©. 
Staatsanwalt g. Marburger Judenſchaft, auszugsweife mitgetheilt bei Pfeiffer 
II. 546. Dagegen wurde durch D. A. ©. Erf. vom 15. Dez. 1849. in ©. 
Wolf von Gudenberg g. Wallerfteinfche Erben angenommen, daß das Ned, 
von den israelitifhen Ginwohnern.gewiffer Ortſchaften gegen die Stellung eines 
Todtenhofs bei jedem Begräbniß eine dem Betrag noch fich gleich bleibende 
Geldabgabe zu beziehn, ungeachtet des Gefebes vom 29. Dftober 1833 fort- 
beftehen könne. 

1) Bgl. Wittich II. p. 61. Kopp Handb. V. 503. 

2) Juden:D. 1749. $ 29. 

3) Juden-D. 1739. $ 38, 1749. $ 29, Han. V. vom 10. Oft. 1754, 
Han. Reg. A. vom 11. Mai 1798. Nr. 4. 
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war den Juden unterfagt, jofern ihre Forderung anderweit ge- 
fihert war). 2) Der Erwerb von Häufern war injofern be 
Ichränft, als Die Juden folche in der Nefidenz und den Hauptitädten 
nur in gewillen Stabdttheilen ®), auf dem platten Yande aber Feine 
Häufer, welche bisher von Chriſten beſeſſen waren ®), anfaufen 
durften, und den Chriften gegenüber jüdiſchen Hausfäufern ein 
Retraktrecht zuftand, welches binnen vier Jahren geltend gemacht 
werben mußte”). 3) Die gemeinrechtliche Vorfchrift über Die ge- 
richtliche Errichtung der Verträge zwifchen Chriften und Juden ®) 
war im hejfiichen Rechte anerfannt und dahin ausgebildet, Daß 
Schuldurfunden über Darlehn und Freditirte Waarenforderungen, 
jofern fie mehr als zwanzig Thaler betrugen und der Schuldner 
ein amtsſäſſiger inländifcher Chrift war, protofollarijch bei dem 
Gerichte des Mohnorts des Schuldners aufgenommen, Schuld: 
urfunden über derartige Fordernngen von geringerem Betrage da— 
gegen von wenigſtens zwei unbetheiligten Zeugen mitunterjchrieben 
werden follten?). Die Verſäumung der vorgejchriebenen Form 
hatte dem Gerichtögebrauche nach nicht Die Ungültigkeit der Forde- 
rung, jondern nur den Mangel der Deweisfraft der Schuldurfunde 
zur Folge, wogegen der Beweis der Forderung durch Zeugen und 
Eideszufchiebung erbracht werden Eonnte 2%). Bei Verträgen inlän- 
diſcher Juden mit fuldaifchen Ehriften oder fuldaiicher Juden mit 
inländifchen Chriſten follte die fuldaifche Verordnung zur Anwendung 
fommen, wonach alle Verträge zwilchen Chriften und Juden bei 
Strafe der Nichtigkeit gerichtlich anzuzeigen waren 1u). In Iſen— 


4) Zuden-D. 1749. $ 29. Diefe Beichränfung ift nur von der Antichrefe, 
nicht vom Gigenthumserwerb zu verftehn, O. A. ©. Erf. 1777 bei Wittich 1. c. 
p. 62. 

5) Landt. Abi. 1731. $ 12 (N. ©. I. 301). Reg. R. vom 10. März 
1766 (8. O. VI. 357). 

6) Reg. A. vom 29. Juni 1768 (8. DO. VI. 504). 

7) 3. vom 21. Mai 1792 (2. ©. VII. 520), auch in Hanau publizirt. 

8) R. Abi. 1551. $ 78, 79. 

9) Juden-O. 1739. $ 28, 1749. $ 22. Han. Neg. A. vom 12. Sept. 
1796. B. vom 20. Aug. 1800. $ 5. Dec. Cass. I. 12, 

10) ©. A. ©. Erf. 1769 und 1772 bei Wittich 1 c. p. 69, Reg. Komm. 
vom 29. Oft. 1804 (2. DO. VII. 210), O. X. ©. Erf. 1824. in ©. Kirch— 
meierſcher Kurat. g. Lazarus, 1835 in ©. Rodenbach g. Eleve. 

11) Thomas I. 416. Neg. A. vom 26. Juni 1789 (2. DO. VI. 349). 
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burg-Birftein war die gerichtliche Anzeige bei dem Schultheißen oder . 
Schöffen des Wohnorts des Entlehners für alle Darlehn der 
Juden an Ghriften bei Strafe der Nichtigkeit vorgejchrieben ’?). 
4) Viehhändel zwiſchen Juden und Ghriften mußten entweder bei 
Gericht in dem Viehhandels-Protofolle oder wenigftens in einer 
von dem Ortövorftande und zwei Zeugen unterjchriebenen Urkunde 
errichtet werden, widrigenfalls eine Klage aus dem Gejchäfte nicht 
ftattfand 3). 5) Wechjel, welche einem Juden von einem Chriften 
ausgeftellt wurden, jollten das Befenntniß des Gmpfangs der 
Baluta in baarem Gelde oder, wenn ftatt deffen Waaren gegeben 
wurden, ein fpezielle8 Verzeichniß derjelben enthalten, und der 
Deweis der Unwahrheit der deßhalb im Wechjel enthaltenen An— 
gaben den Verluft der Forderung nad) fich ziehen !*). 6) Das 
gemeinrechtliche Verbot der Ceſſion der Klage eines Juden gegen 
einen Chriften an einen andern Ghriften war im heſſiſchen Recht 
ausdrüdlich wiederholt '5) und wurbe aud) bei gerichtlich beftätigten, 
fowie bei den im Ausland von ausländifchen Gedenten und Gejfio- 
naren vorgenommenen Gejjionen für anwendbar erachtet '*), nicht 
aber bei Wechjelindoffamenten 7), 7) Bei NRechtsgejchäften mit 
Ausländern durften die Juden ſich Feine inländifchen Bürgen be- 
ftellen Tafjen °). In Hanau galt Ddiefe Beſtimmung nicht 9). 
8) Verträge über die ehelichen Vermögensverhältnifje und die Erb- 
Ichaften der Juden bedurften gerichtlicher Beftätigung bei Strafe 


Bon gleihem Inhalte Han. Reg. A. vom 12. Juli 1793. Meg. A. vom 
15. Sept. 1817 (©. ©. 1817. ©. 74. d). 

12) Iſenb. Birſt. V. vom 18. Nov. 1782. Neg. A. vom 1. März 1796. 

13) 3. vom 7. April 1772. $ 5 bis 7 (8. D. VI. 643), RN. R. vom 
7. Mai 1792 (2. O. VII. 519), Reg. Komm. vom 27. Nov. 1797 (daf. 748), 
Neg. R. vom 22. Mai 1806 (2. O. VII. 272), DO. A. ©. Erf. bei Strippel: 
mann VI. 52. 

14) Juden-O. 1749. $ 22, Reg. A. vom 24. Auguft 1751 (8.D.V.22). 

15) R. Abſch. 1551. $ 78, 79. N. Bol. ©. 1577. Tit. 20. $ A. 
Juden-O. 1749. $ 23, wodurd die Han. V. vom 9. Dez. 1773 aufgehoben ift. 

16) DO. A. ©. Erf. 1824 in ©. Biege g. Wannemacher. Vgl. Dec. 
Cass. II. 248. 

17) Han. Reg. A. vom 12. Sept. 1796. 

18) Juden-O. 1749. $ 25. 

19) Han. Reg. U. vom 12. Sept. 1796. 


F 55. Ueligionsverſchiedenheit. 167 


der Nichtigkeit 20). 9) Die jüdiſche Ehefrau konnte im Konkurſe 
des Ehemanns die Dotalprivilegien gegen chriftliche Gläubiger nicht 
geltend machen 2"). 10) Jüdiſche Hausherren hafteten für die in 
ihr Handelsgejchäft einjchlagenden Handlungen ihrer Kinder und 
Dienftboten mit Ausnahme der Delikte 22). 11) Die Juden waren 
von den Zünften ausgeſchloſſen?s). 12) Ihre Handelsbücher er: 
brachten gegenüber Chriften feinen halben Beweis und begründeten 
nicht den Grfüllungseid des Juden, jondern den Reinigungseid des 
Gegner3?*). 13) Daffelbe galt, wenn Juden auf andere Weiſe 
halben Beweis erbracht hatten 25). 14) Ihre Zeugnißfähigkeit war 
in der Art bejchränft, daß fie ald Zeugen gegen Ghriften nur in 
Berbindung mit, hriftlichen Zeugen zugelaffen wurden 2°), und Die 
Ausſage eines jüdischen Zeugen gegen einen Chriften nicht halben 
Beweis lieferte 27). 

Diejen Beichränfungen gegenüber ftand den Juden Das Vor: 
recht zu, bei Darlehn unter zwanzig Thalern acht Prozent Zinfen 
zu nehmen 28). Die hanauifchen Juden durften von ausländiſchen 
Schuldnern überhaupt acht Prozent Zinjen nehmen 2°). 

I. Die Verordnung vom 14. Mai 1816 befeitigte Die im 
Altern Rechte begründeten Bejchränfungen, indem fie Die Aufhebung 
aller frühern die Israeliten ausjchließlich betreffenden Geſetze und 


20) Juden⸗O. 1749. $ 17. 

21) Juden⸗O. 1739. $ 22. O. N. ©. Erf. 1830 und 1836 bei Strippel- 
mann I. 64, IV. 2, 103. gl. Wiederhold I. c. $ 10. 

22) Juden-O. 1749. $ 4, bejchränft für Kafjel durch Reg. R. vom 13. 
Mai 1775 (2. O. VI. 825). Kopp Handb. V. 525. 

23) Kulenfamp Zunftreht ©. 9. €. G. R. P. vom 11. Aug. 1779 bei 
Kopp Handb. V. 524. Ueber fonftige Handels und Gewerbsbefchränfungen 
vgl. Wittich 1. c. p. 47 und Kopp a. a. D. 519. 

24) Juden-O. 1739. $ 24, nicht aufgehoben durch Meg. A. vom 1. Febr. 
1749. $ 7. 

25) Dec. Cass. I. 136. 

26) Dec. Cass. I. 139. 

27) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann VII. 700, 

28) 3. vom 20. Aug. 1800. $ 3 und 4, auch in Hanau publigirt. Die 
ältere Gefeßgebung über den Zinswucher der Juden fchwanfte, vgl. Juden-O. 
1539. $ 7, 1739. $ 28, 1749. $ 22, 27, Edikt vom 28. Mai 1760, V. vom 
15. OH. 1773, 

29) Han. Reg. N. vom 12. Sept. 1796 und DB. vom 20. Aug. 1800. $ 5. 
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Vorſchriften mit Ausnahme derjenigen, welche fich auf ihre Religion 
und Geremonien beziehn, für eine Folge der Gleichjtellung Derjelben 
mit den chriftlichen Unterthanen erklärte. Indem die Verordnung 
fich nur auf die in Altheſſen gejeklich aufgenommenen Juden und 
deren Familien erftredte, beließ fie es in Anfehung der in den 
übrigen Zanbestheilen wohnhaften und der ausländijchen Juden bei 
dem frühen Nechtszuftande 30), Für die althejfischen Juden aber 
wurden theils durch die Verordnung vom 14. Mai 1816, theils 
durch einige Tpätere Beftimmungen folgende Ausnahmen von der 
Gleichheit der Rechte mit den chriftlichen Unterthanen beibehalten 
oder eingeführt: 1) Feldgüter durften die Israeliten zwar erwerben, 
aber weder binnen zehn Jahren von der Beit des Ankaufs an freis 
willig veräußern, noch anders als zur eigenen Ausftellung oder zur 
Verpachtung an jüdifche Glaubensgenoffen benußen. Der Erwerb 
des Obereigenthums über Grundftüde, deren nutzbares Eigenthum 
Andern zuftand, jowie von Zins- und Zehntgefällen, wenn fie nicht 
mit einem Gute als deſſen Zubehörungen erworben wurden, blieb 
den Juden unterfagt 3). 2) Der Ankauf von Häufern war ihnen 
geftattet, jedoch der Ankauf eines zweiten Haufes nur mit Geneh- 
migung der Regierung, eines Haufe in der Oberneuftadt zu Kaffel 
nur mit Jandesherrlicher Genehmigung 32). Söhnen jüdifcher 
Handelsleute, wenn fie ebenfalls Handel treiben wollten, war der 
Ankauf von Häufern durchaus unterfagt?®). 3) Die Zunftfähigkeit 
war den Suden verliehen, die Bildung eigener jüdijcher Zünfte 
aber verboten 24), 4) Die Handelsbücher der Juden wurden in 
Anjehung des Beweijes den von Chriften geführten gleichgeftellt, 
aber nur, injofern fie in deutſcher Sprache und mit deutjcher oder 
lateiniſcher Schrift geführt waren 35). 5) Nothhändler waren von 
der Gleichftellung mit den Chriften injofern ausgejchloffen, als 


— — — —— — 


30) Die Beſtimmungen über die Form der Viehhändel wurden durch St. 
M. A. vom 31. Oktober 1823. für alle Landestheile aufgehoben. 

31) V. vom 14. Mai 1816. $ 10, 

32) Daf. $ 11. Ausgedehnt auf das Miethen von Häufern in ber Ober: 
neuftadt zu Kaſſel, Reg. A. vom 25. Sept. 1820. 

33) Reg. U. vom 12. Febr. 1819. 

34) Zunft-D. vom 5. März 1816. $ 26, V. vom 14. Mai 1816. $ 8. 

35) Dal. $ 7. 
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ihnen Die bürgerlichen Rechte mit den damit verfnüpften Vortheilen, 
die Grlaubniß zu heirathen und die volle Glaubwürdigkeit ihres 
Zeugniſſes verjagt blieben 3°), 

II. Das Gejeß vom 29. Dftober 1833 erklärt, indem es Die 
Staatdangehörigen israelitiichen Glaubens den chriftlichen Unter: 
thanen gleichftellt, alle auf deren Glaubensbefenntniß gegründeten 
BVerjchiedenheiten, welche aus frühern Gefegen, Verordnungen, Vor: 
jchriften, Objervanzen und Jonftigen Rechtsquellen fich ergeben, 
infoweit für aufgehoben, als fie nicht Durch Das gedachte Geſetz 
eine Beftätigung erhalten haben. Es erjcheinen hiermit auch die 
auf das Privatrecht bezüglichen Bejonderheiten ohne Unterjchieb, ob 
fie auf dem heſſiſchen Partifularrecht oder dem gemeinen Rechte 
berubten, ob fie Benachtheiligungen oder Bevorzugungen der 
Israeliten gegenüber den Ghriften enthielten 3”), und ob fie in 
dem Glaubensbefenntnig der Juden ihren Grund oder aus fonftigen 
Gründen ausfchlieglicy für die Bekenner des jüdifchen Glaubens 
Geltung hatten 3°), für aufgehoben, unbejchadet der Anwendung 
des Altern Rechts auf die unter der Herrjchaft defjelben entftandenen 
Nechtöverhältniffe nach den allgemeinen Grundjägen über Kollifion 
der Gefege in Anfehung der Zeit"). Bon der völligen Gleich: 
ftelung mit den chriftlichen Unterthanen find ausgenommen : 
1) Ausländer. Das Gejeß vom 29. Dftober 1833 erftredt fich 
nur auf die Eurheffiichen Staatsangehörigen. Daher find die blos 
auf ausländijche Juden fich beziehenden gefeßlichen Beitimmungen 
dadurch nicht aufgehoben. Die gejeßliche Vorſchrift, wonach alle 
ausländiſchen Juden wegen einer zwanzig Thaler überfteigenden 
Forderung gegen Furheifiiche chriftliche Unterthanen nicht anders 


— —. 





36) Daf. $ 15. Die Aufzählung einiger Nechte, weldhe den Nothhändlern 
verfagt blieben, ergiebt, daß diefelben nur in diefen im Geſetz ausdrücklich ans 
gegebenen Beziehungen von den übrigen Israeliten fich unterfcheiden follten. Die 
Aufzählung diefer Beichränfungen wäre überflüffig, wenn dem $ 15 ber Sinn 
beizulegen wäre, daß hinfichtlich der Nothhändler alle Beichränfungen fortbeftehen 
follten, denen die Seraeliten nach älterem Rechte unterworfen waren. 

37) Eine Anwendung diefes Grundfages in dem Min. Beichl. vom 18. Mai 
1853 bei Heufer Ann. I. 681. 

38) Anwendungen diefes Grundfaßes bei Kerfting I. 163. 

39) Anerkannt hinfichtlich des Brautjchagprivilegiums durch Erf, des O. ©. 
zu Kaflel. 1834. im NRechtsfreund. 1838. ©. 24. 


170 Bad) I. Kap. 1. Phyſiſche Perfonen. 


Hagend auftreten durften, al3 wenn der Schuldner vor dem Ge- 
richte feines Mohnorts die Nichtigkeit der Schuld protofollarifch 
anerfannt hatte*°), blieb ungeachtet des Geſetzes von 1833 in 
Geltung, bis fie Durch ein befonderes Gejeb aufgehoben wurbe®!), 
Noch jebt gilt Die Beftimmung, daß ausländijche Juden Grund» 
eigenthum im Inland nicht erwerben 4?) und weder von jüdiſchen, 
noch von chriftlichen Einwohnern ald Lehrer, Gewerbögehülfen, 
Lehrlinge oder Dienftboten in Dienft genommen werben Dürfen*®). 
Nac welchem Rechte übrigens die Rechtsverhältniſſe ausländijcher 
Juden bei den inländilchen Gerichten zu beurtheilen feien, ift nad 
den allgemeinen Grundjäßen von der Kollifion der Statuten zu 
entjcheiden. Die Frage von der Zulaſſung ausländifcher Juden 
zum Erwerb von Orundeigenthbum im Inland wird von dem höchften 
Gerichtshofe nach kurheſſiſchem Rechte beurtheilt ++), 2) Noth- 
händler. Der Nothhandel oder Schacherhandel begreift nach der 
in der Verordnung vom 14. Mai 1816 aufgeftellten und in das 
Geſetz vom 29. Dftober 1833 45) übergegangenen Begriffsbeſtim— 
mung die Viehmäflerei, wohin aud) diejenige Gattung von geringem 
Viehhandel gehört, welche darin beiteht, daß Jemand im Einzelnen 
ein Stüd Vieh an einem Orte auflauft, um es gleich wieder an 
einem andern zu verfaufen, wogegen israelitiſche Großhändler, auch 
wenn fie im Einzelnen Vieh anfaufen und wiederverfaufen, deßhalb 
doch nicht als Nothhändler anzufehen find 4%); den Leihhandel, 
wenn jemand fi) mit Ausleihung des Geldes im Kleinen auf 
Fauftpfänder oder Handichriften allein oder neben andern Zweigen 
des Nothhandels beichäftigt; den Trödelhandel und den Haufir- 
handel +7), Nicht jchon die Vornahme einzelner Händel der an- 


40) Reg. A. vom 12. März 1821. 

41) Gef. vom 20. Dez. 1840. $ 1, mit rüdwirfender Kraft. 

42) Bol. oben Note 2. 

43) B. vom 21. Nov. 1798. $ 17, V. vom 14. Mai 1816. $ 14, Han. 
Reg. A. vom 31. März 1820, Reg. A. vom 31. Juli 1820, V. vom 29. Nov. 
1823. $ 31, St. M. 4. vom 30. Dez. 1828. Kerſting II. 869. 

44) D. A. ©. Erf. 1836 bei Heufer Ann. I. 752. Bol. Savigny Syftem 
VIII. 36, 161, 181. 

45) DB. vom 14. Mai 1816. $ 15, Gef. vom 29. Oft. 1833. $ 6. 

46) &. ©. R. Br. vom 11. Febr. 1820. 

47) Ueber den Begriff des Haufirhandels vgl. Reg. A. vom 20. März 1820, 
Kerfting II. 928. 


— 
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geführten Art, jondern erft der gewerbsmäßige Betrieb dieſer 
Handelszweige begründet die Eigenſchaft eines Nothhändlers *®), 
Der Nothhandel darf von inländifchen +%) Juden nur ausnahms- 
weile im Nothfalle, wenn Diefelben auf andere Weife ihren Unter: 
halt zu erwerben außer Stande find, vermöge einer befonderen, 
von der Regierung der Provinz zu ertheilenden und von Drei zu 
drei Jahren zu erneuernden Erlaubniß (Konzeſſion) betrieben werden. 
Es ftreitet Daher gegen die Eigenſchaft ala Nothhändler eine recht- 
lihe Vermuthung bis zur Nachweifung der Vorausfeßungen der: 
jelben 5%). Dieje Nachweifung gejchieht in genügender Weiſe durch 
die Darlegung, daß der betreffende Israelit Die Konzeffion zum 
Nothhandel erlangt habe, welche ſtets als eine höchft perjönliche 
Geftattung anzujehen ift und daher weder den Yamiliengliedern, 
noch den Handlungsgehülfen Die Befugniß zum Betriebe des Noth- 
handel3 verleiht"). Außerdem aber kann auch bei Israeliten, 
welcye eine Konzejfion zum Nothhandel nicht ausgewirft oder Die 
Erneuerung derjelben verfäumt haben, die Eigenjchaft als Noth- 
händler Durch den Nachweis, daß fie den Nothhandel gewerbmäßig 
als fortgefeßte ausfchließliche Erwerbsweije betrieben haben, dar— 
gethan werden, in welchem Falle neben der Strafe wegen ver: 
fäumter Konzeffionseinholung auch Die fonftigen mit dem Nothhandel 
verfnüpften rechtlichen Folgen eintreten 5?). Dieje Folgen find in 
dem Geſetze vom 29. Dftober 1833 in umfafjender Weife beftimmt, 
wodurch die in der Verordnung vom 14. Mai 1816 für Althefjen 


48) DO. A. ©. Erf. vom 3. Dez. 1825 in S. Grasmeder g. Fried. Gef. 
vom 29. Oft. 1833. $ 6 „welche den Nothhandel als Haupterwerb betreiben“. 

49) Bon ausländifchen Juden im Inlande nur auf Meſſen und Märkten. 
Gef. 1833. $ 6. Nr. 2. = 

50) D. A. ©. Erf. vom 17. Oft. 1829 in ©. Lyding g. Weinberg. 

51) Reg. U. vom 24. April 1824. Ge. 1833. $ 6. Nr. 4. 

52) Anders verhielt es fih nad $ 15 der V. vom 14. Mai 1816, welche 
nur Diejenigen Jsraeliten, welche mit einer Erlaubniß zum Nothhandel verjehen 
find, als Nothhändler von den Vortheilen diefer Verordnung ausſchließt. Das 
gegen jchlieft $ 6 das Gef. vom 29. Oft. 1833 als Nothhändler diejenigen 
aus „welche den Nothhandel als Haupterwerb betreiben” und Fnüpft hieran als 
„weitere Beſtimmungen“ die Vorfchriften wegen der Konzeffion und ber Ber 
ftrafung verfäumter Konzeffionseinholung. Die entgegengejeßte Meinung ift aus: 
geführt Nechtsfreund 1839. ©. 87. 


* 
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binfichtlich des Nothhandels getroffenen Beftimmungen, wenn gleich 
nicht ausdrüdlich aufgehoben, doch ftillichweigend beſeitigt er- 
Scheinen 53). Das Geſetz vom 29. Dftober 1833 erklärt die Noth- 
händler für ausgefchloffen von der darin ausgejprochenen Gleich— 
ftellung der Juden und übrigen Unterthanen in den Rechten und 
Pflichten und reiht hieran Die weitere Beftimmung, daß Diejelben 
von der Fähigkeit zu öffentlichen Yemtern, jowie von der Wahl- 
fähigkeit und Wählbarkeit in Hinficht auf die Landtage, desgleichen 
von dem Erwerbe des Ortsbürgerrecht3 ausgejchloffen fein jollen. 
Diefer Vorjchrift ift der Sinn beizulegen, daß, abgejehn von den 
angeführten dem öffentlichen Rechte angehörigen Ausnahmen, Die 
Nothhändler den übrigen Ssraeliten in jeder andern Beziehung, 
insbefondere im Gebiete des Privatrechts gleichgeftellt find®*). Die 
gefeglichen Folgen des Nothhandeld dauern, bis ber betreffende 
Israelit durch ein von der untern Verwaltungsbehörde auf vor: 
herige Unterfuchung ertheiltes umd von der Provinzial-Regierung 
als genügend befundenes Zeugniß darthut, daß er jeit Zahresfrift 
ein anderes Bürgerliches Gejchäft oder Gewerbe mit Ausſchließung 
des Nothhandeld getrieben habe. 


53) Dies ergiebt fi aus der Gefchichte des Geſetzes. In dem Gefebent- 
wurf der Staatsregierung $ 7 waren die Beftimmungen, welche in $ 6. Nr. 1 
bis 4 des Geſetzes aufgenommen find, mit folgenden Worten eingeleitet: „In 
diefer Beziehung werden die $ 15, 16, 17 und 18 der V. vom 14. Mai 1816 
mit der Erläuterung vom 11. Febr. 1820 und das Meg. A. vom 24. April 
1820 in der Art abgeändert und für ſämmtliche furheffiiche Lande gültig erklärt, 
wie folgt:* Die Ständeverfammlung veranlaßte den Wegfall diefer Worte nicht 
etwa in ber Abficht, die älteren Beftimmungen für Altheſſen beizubehalten und 
fomit gegen die Vorſchrift des $ 29 der DB. Urf. 4831 eine Ungleichheit für die 
verſchiedenen Landestheile herbeizuführen, fondern lediglich defhalb, weil es für 
unzwedmäßig erachtet wurde, bei einer umfafjenden neuen Regelung der jüdiſchen 
Berhältnifje fi auf die alten Geſetze unnöthigerweife zu beziehen. Vgl. Landt. 
Verh. 1832. Beil. CIV und CVIII- ©. 3, 1833. Beil. XXVI. Weggefallen 
ift insbefondere die Beitimmung des $ 17 der B. vom 14. Mai 1816, wonad 
ben Israeliten, welche den Nothhandel treiben, ohne die Erlaubniß dazu zu 
haben, eine jede Klage aus einem folchen Handel verjagt war. 

54) Diefe Auslegung ift nicht unbeftritten, und ein die gegentheilige An— 
ficht befolgendes Erfenntnig nicht wegen Verftoßes gegen ein klares Gejeg für 
nichtig zu erachten, O. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 87. Für die oben 
angenommene Auslegung ſpricht der Geift des Geſetzes vom 29. Dftober 1833 
und der in Note 36. angeführte Grund. Vgl. Rechtsfreund 1839. ©. 87. 
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$ 56. 
N) Züdifches Recht. 

Auch Hinfichtlich Der Anwendung des mofaischen Nechtes muß 
die ältere Zeit von dem durch die Verordnung vom 14. Dezember 
1816 und das Geſetz vom 29. Dftober 1833 begründeten gegen- 
wärtigen NRechtszuftande unterjchieden werden. 

I. Nach älterm Rechte wurden zwar die Nechtöverhältniffe 
der Juden in Der Regel gemäß der Vorſchrift des römijchen 
Rechts!) nach den für die Chriften geltenden NRechtsnormen beur: 
theilt, und eine Ausnahme von dieſer Negel niemal3 zugelaffen, 
wenn e8 fih um Nechtöverhältniffe zwilchen Chriften und Juden 
handelte ?); Dagegen beftand eine Ausnahme infofern, als die in 
erfter Inſtanz zur Kompetenz des Landrabbiners gehörigen Sachen 
nad) mofaischem Rechte 3) zu beurtheilen waren. Dem Landrabbiner 
ftand vermöge Iandesherrlichen Privilegs +) in Geremonienfachen 
und Perfonaljachen, Jofern beide Streittheile inländische oder aus— 
ländifche Juden waren, die Gerichtäbarfeit erfter Inftanz zu, vor: 
behaltlic, der Berufung an die Regierung, in Ehejachen an das 
Konfiftorium 5). Hinfichtlic Der vor den Landrabbiner gehörigen 
Sachen ftand den ordentlichen Gerichten eine konkurrente Juris— 
diktion nicht zu; vielmehr mußten die Juden in diefen Sachen Bei 
dem Landrabbiner Recht nehmen, jofern nicht wegen eines gefeß- 
lihen Perhorrescenzgrundes eine Rekuſation defjelben ftattfand #), 
Da das moſaiſche Recht auch durch Die Landesgefeßgebung ?) als 








1) L. 8. Cod. de Jud, (1, 9). 
2) L. 15. Cod. de Jud. (1, 9). Dec. Cass. II. 314. vgl. Gaertner Med. 


I. 11. Gatzert p. 53. Wittich Delin. I. 38, Kopp Handb. V. 535. 

3) Ueber das mofaifche Recht und die darauf bezüglihen Sammlungen vgl. 
Eichhorn Einl. $ 82. Gengler Pr. R. ©. 9, 

4) Privilegium vom Jahre 1625, erneuert 1665 und 1679 (2. ©. II 
Vorb. $ 108, ©. 621 und 626, II. 112). Han. Juden-Kapit. vom 20. Sept. 
1738. Art. 9. 

5) Vgl. Gaertner Med. II. 7. Wittich Del. II. 57. Kopp Ger. V. II. 25. 
Kopp Handb. VI. 185. Nach der Han. Juden-Kapit. erſtreckte ſich die Ge— 
richtsbarkeit des Rabbiners abgeſehen von den Ceremonienſachen nur auf Streitig- 
feiten im Betrage von 2 Gulden oder weniger. 

6) Landesh. Reſtr. vom 25. Sept. 1774 (2. O. VI. 155). Pfeiffer 
Grenzen der Civ. Patrim. Jurisdiftion ©. 546. 

7) Gonceffion vom 15. März 1679 (2. ©. IIL 112). 
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Rechtsnorm für Die richterlichen Entjcheidungen des Landrabbiners 
anerkannt war, fielen Die Grenzen der Anwendbarkeit deſſelben mit 
dem Umfange der Gerichtsbarkeit des Landrabbiners zuſammen. 
In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Sachen, wozu ins— 
jondere alle dinglichen Nechte*), Crbjchaftsangelegenheiten ), 
ehelichen Wermögensredhte '%), Chejcheidungen 12), Delikte 12), 
Bormundichaften 3) und fonftige Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gezählt wurden, Fam das allgemeine Landesrecht 
zur Anwendung ohne Rüdficht auf entgegenftehende jüdiſche Gefeße 
oder Gewohnheiten. Von dieſer Negel fanden jedoch folgende Aus- 
nahmen ftatt: 1) Das moſaiſche Recht Fam zur Anwendung, in- 
joweit die Betheiligten fich. demjelben innerhalb der Grenzen erlaubter 
Privatwillfür vertragsmäßig unterworfen hatten, 2) Inſoweit das 
allgemeine Landesrecht an Die Erfüllung religiöjer und fittlicher 
Pflichten oder die Beobachtung der Sitte und des Anftandes recht: 
liche Folgen nüpft, z. B. bei der Lehre von der moralijchen 
Unmöglichkeit, von unfittlichen Verträgen und Bedingungen, kamen 
in Anjehung der NRechtsverhältnife der Juden untereinander auch 
die in den jüdiſchen Ceremonial- und Ritualgeſetzen enthaltenen 
Verbote und Gebote in Betracht!“). 3) Bei Verhältniffen, welche 


— 


8) Juden-O. 1749. $ 18. 

9) Dec. Cass. II. 313. 

10) DO. A. ©. Erf. bei Pfeiffer I. 145, 147. Das nad jüdifhen Rechte 
dem MWittwer eingeräumte Erbredt am Nachlafje der Ehefrau, welches denfelben 
der Errichtung eines Inventars über das Vermögen der Kinder bei der Wieder: 
verheirathung überheben würde, wurde von den Gerichten nicht anerkannt; Reg. 
D. vom 22. Juni 1790 (2. O. VII. 410). Ueber die entgegenftehende ältere 
Praris vgl. Neg. Neffr. vom 28. Dft. 1782 (2. DO. VI 1090). 

11) Juden-O. 1749. $13. GStrippelmann Chefcheidungsredht ©. 197. Die 
Han. Judensfapitulation 1738. $ 10 geftattet Ehefcheidung nur wegen Che: 
bruchs und böslicher Berlaffung. In Altheffen wurden die Chejcheidungsfachen 
der Juden nach denjelben Grundfäßen, wie die der Chriften beurtheilt, auch bei 
denjelben die Scheidung von Tiſch und Bett zugelafien. Strippelmann a. a. O. 

12) Juden-O. 1749. $14. Die aus dem außerehelichen Gefchlechtsumgange 
entipringende Satisfaftions = und Alimentationsflage gehörte vor den Landrabbiner. 
Juden-O. 1739. $ 17. 

13) Juden-D. 1749. $ 16, 17. 

14) Daher wurde die beharrlihe Verſäumung des Reinigungsbades von 
Seiten der jüdischen Chefrau in Anfehung der Eheſcheidung ber Verweigerung 
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zufolge des allgemeinen Landesrechts nad) den Grundfäken jeder 
Religionspartei zu beurtheilen find, Fam in Anfehung der Juden 
das moſaiſche Necht in Anwendung. Dahin gehörte die Korm der 
Heiraty und des Eides. Die Landesgejehgebung beftimmte zwar 
die Bedingungen, unter welchen den Juden die Heirath geftattet 
wurde !5), und dehnte die für Chriften Hinfichtlich der Verwandt: 
Ihaft und Schwägerfchaft geltenden Heirathsverbote auf die Juden 
aus!‘); dagegen blieb die Form der Trauung dem jüdischen Ritus, 
und die Entjcheidung der Frage, ob eine jüdische Ehe gültig ge- 
jchlofjen jei, der Entjcheidung des Landrabbiners überlaffen !”). 
Die Form des Judeneides war mit Nüdficht auf Die jüdiſche Neli- 
gionslehre dahin beftimmt, daß der Jude nad) vorausgegangener 
Warnung vor dem Meineide und Beſchwörung nad) Maßgabe der 
Neichsgejege*) bededten Hauptes Die Hand bis an den Ballen 
(„Knorren”) auf Exod. XX. 7 legend eine von dem Ghrifteneid ak 
weichende Eidesformel!?) auf Verlangen in der Synagoge in 
Gegenwart des Rabbiners?%) ausſchwören mußte, 

I. Noch engere Grenzen wurden der Anwendung Des mo— 
ſaiſchen Rechts durch Die Aufhebung der Gerichtsbarkeit des Land— 
rabbinerd gezogen, welche in Althefjen Dur die Verordnung vom 
14. Mai 1816 2°), in den übrigen Landestheilen durch das Orga— 
nifationg-Edift vom 29. Juni 1821 erfolgte??). Seitdem fommt 
bei allen Nechtsverhältniffen Der Juden unter den I. 1 bis 3 er: 
wähnten Ausnahmen das allgemeine Landesrecht zur Anwendung. 
Jüdiſche Neligionsvorjchriften Dürfen nie als Vorwand gebraucht 
werben, um fich irgend einer gejeßlichen Verbindlichkeit zu entziehen? >). 


des Beifchlafs gleichgeadhtet. DO. A. ©. Erf. 1825 bei Strippelmann Eheſch. 
©. 200. 

15) Lande. Abſch. 1731. 8 12 (N. ©. I. 301). Juden-O. 1739. $ 11, 
1749. $8. Min. A. vom 24. De. 1821. 

16) Juden⸗-O. 1739. $ 17, 1749. $ 13. 

17) Daf. $ 13. 

18) Reichskammergerichts-O. 1548. XVII. Tit. 86. 

19) Sammthofgerichts:D. 1673. XX. 13 (2. O. II. 36). 

20) DO. A. ©. Erf. 1769 bei Kopp Handb. V. 507. 

21)$ 2. 

22) $ 53. 

23) B. Urf. 1831. $ 30. Gef. vom 29. Oft. 1848. F§ 1. Wi. 2. V. 
Urk. 1852. $ 21. 
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Insbeſondere gilt dies von den Norjchriften wegen der Sabbaths- 
feier, wenn gleich darauf von den Gerichten jchonende Rücficht zu 
nehmen ift, infoweit es ohne Verlegung beftehender Rechte und 
ohne Benachtheiligung des öffentlichen Intereſſe geſchehen Fann?*). 

II. Eine weitere Beſchränkung der Anwendung des mofaifchen 
Rechts erfolgte durch das Geſetz vom 29. Dftober 1848. In 
Folge dieſes Gejeßes trat Die Civilehe an die Stelle der Trauung 
nad jüdifchem Nitus?>), welche bis dahin durd die Nabbinen 
und deren Gehülfen, in deren Grmangelung aber durch die von 
der Negierung der Provinz dazu ermächtigten Vorjänger verrichtet 
wurde 2°), Die Form des Judeneides war ſchon 1828 auf Grund 
eines von jüdifchen Gelehrten eingezuogenen Gutachtens ?°) dahin 
abgeändert?®), Daß der Eid- ohne Die früher vorgejchriebene Be— 
ſchwörung des Juden an der gewöhnlichen Gerichts = oder Gejchäfts- 
belle ohne Aſſiſtenz eines Rabbiners oder israelitiichen Religions: 
lehrers, jedoch nad) außergerichtlicher Belehrung über Die Bedeu: 
tung des Eided durch den Rabbiner oder einen von der Provinzial- 
regierung dazu ermächtigten Neligionslehrer 2°), nad) einer zwar 
von dem Khrifteneide verjchiedenen, aber von der früher üblichen 
Faflung ebenfall3 abweichenden Formel zu leiten war. Dieje 
Formen wurden 1848 mit der Abänderung beibehalten, daß die 
Eidesformel bei Juden wie bei allen jonftigen Staatsangehörigen 
lautet: Sch ſchwöre, jo wahr mir Gott helfe0). 


24) Insbefondere jollen Borladungen zum Erfcheinen vor Gericht an Sab- 
bathen und jüdifchen Feittagen oder Bustagen außer dem Falle dringender Noth- 


wendigfeit nicht erfolgen. V. vom 14. Zebr. 1828. $ 4, Juſtiz-Miniſt.Beſchl. 
vom 25. Juni 1839. 


25) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 10. 

26) DB. von 30. Dez. 1823. $ 17. Gef. vom 29. Oft. 1833. $ 8. 

27) Im Ausz. mitgeteilt in der Jurift. Zeitung von Elvers 1830. Nr. 32 u. 33, 

28) DB. vom 14. Februar 1828. Vgl. V. vom 14. Mai 1816. $5. Gel. 
vom 29. Oft. 1833, $ 7. 

29) B. vom 14. Febr. 1828. $ 3. Minift. Beſchl. vom 9. Mai 1828. 
(N. ©. I. 561). 

30) Geſ. vom 29. Oft. 1848. $ 39. Der Annahme des Juſt. Min. Beicht. 
vom 30. Juli 1852 bei Strippelmann Gerichtseid I. 299, daß dieſe geſetzliche 
Vorſchrift für die Bekenner der israelitiichen Religion durh V. Urf. 1852. $ 20 
außer Kraft gejeßt fei, fteht entgegen , daß der angeführte $ 20 blos von dem 
Genuſſe der politifchen Nechte handelt (vgl. oben $ 50. Note 24), überdies die 
bejondern Rechtsverhältnifie der Jsraeliten nicht verändert (vgl. $ 51. Note12). 
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$ 57. 
1) Der Landesherr und das furfürftliche Haus. 


Der Landesherr ald das Haupt des Furfürftlichen Haufes und 
die Glieder jowohl der regierenden, ald der apanagirten Linien 
dejjelben richten fich in privatrechtlichen Angelegenheiten zunächft 
nad) dem bejondern Privatfürftenrecht des heffiichen Fürftenhaufeg, 
in Ermangelung von Beitimmungen deffelben nach dem gemeinen 
deutjchen Privatfürftenrecht, im Uebrigen nad) den allgemeinen 
Normen des Privatrecht3 ). Das Privatfürftenrecht des Kurhaufes 
beruht theil3 auf autonomijchen Normen, theil® auf dem Herfommen. 
Die anfangs ungejchriebene Hausverfaflung wurde zuerft in einigen 
Beziehungen aufgezeichnet bei der Erbverbrüderung zwiſchen Heffen 
und Sachſen (1373) 2), welcher fpäter Brandenburg beitrat ); 
die darin aufgeftellten Normen find, wie in ſpaͤtern Familienver: 
trägen anerfannt wurde) nicht blos für Das gegenfeitige Nechts- 
verhältniß der erbverbrüderten Häufer, ſondern auch für Die 
Nechtsverhältniffe der Glieder des heſſiſchen Fürftenhaufes unter: 
einander maßgebend. Die wichtigften Grundlagen des Privat: 
fürftenrecht8 des heſſiſchen Gejammthaufes find das Teftament 
Philipps des Großmüthigen vom 6. April 15623), der Brüder: 
vergleich der Landgrafen Wilhelm, Ludwig, Philipp und Georg 
vom 29. Auguft 1567), Die Erbeinigung derjelben vom 28. Mai 
1568 ?), die Verträge vom 24. September 1627, 23. Januar 1638 
und 14, April 1648 °). Weitere Ausbildung erhielt die Hausver- 





1) ©. A. ©. Erf. 1840 bei Strippelmann II. 109. 

2) Bei Estor Elem. p. 66. Mofer St. R. XVII. 16. Bed Heſſ. Staats: 
recht I. 12. 

3) Bgl. Estor Elem. p. 83. 

4) So in der Grbeinigung von 1568. $ 4, im Bertrag zwiſchen Heflen- 
Kaffel und Hefien-Darmftadt vom 23. Januar 1638. $ 3 bei Lünig R. N. 
P. Sp. Cont. 2. IX. 877. Pfeiffer Ueber die Ordnung der Regierungsnachfolge 
in deutſchen Staaten. II. 418. 

5) Abgedruckt bei Lünig 1. c. p. 776, Schmincke Mon. IV. 577, Be 
Heſſ. Staatsrecht I. 52. 

6) Bei Rommel V. Beil. V. ©. 112. 

7) Dafelbft Beil. VI. ©. 125, Bed a. a. D. ©. 9. 

8) Bgl. Rommel VII. 730, VII. 506, 764. Bed Heſſ. Staatsrecht I. 157,178 
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fafjung in der Linie Heſſen-Kaſſel durch Das Teftament Wilhelms IV. 
vom 25. Juni 15869), den Familienvertrag vom 12. Februar 162719), 
das Primogeniturftatut vom 17. März 162811), das Haus- und 
Staatsgefeg vom 4. März 1817, die Verfafjungs-Urkunden vom 
5. Sanuar 1831 und 15. April 1852. Durch die Fremdherrichaft 
wurde die Geltung der beftehenden Hausgejege nicht unterbrochen, 
wenn auch die Ausübung einzelner Darauf beruhenden Familienrechte 
dadurd) juspendirt war; nad) Beendigung der Fremdherrſchaft trat 
das furfürftliche Haus in den ganzen Sinbegriff der vorhin gehabten 
Nechte auch der Ausübung nad) wieder ein!?). Die Beitimmungen 
der Hausgeſetze find für Die Glieder des Furfürftlichen Haufes auch 
dann, wenn dieſelben im Auslande fi) aufhalten, und auch hin- 
fichtlich Des im Auslande belegenen Vermögens verbindlic, 13). 
Der Landesherr unterjcheidet ſich in Privatrechtsverhältniffen 
von den übrigen Gliedern des Furfürftlichen Haufes nicht allein 
durch Die ihm als dem Chef der fürftlichen Familie und Inhaber 
des Hausfideifommißvermögens zuftehenden Rechte, ſondern auch 
Durch Diejenigen Vorrechte, welche mit den Hoheitsrechten verbunden 
find. Dahin gehören folgende Rechte: 1) Der Landesherr Fann 
bei jeinen Gerichten nur in Vermögensangelegenheiten belangt 


9) Bei Kopp Brudftüde II. 114. 

10) Abdruck derer zwifchen dem Hochf. regierenden Hauß Heſſen-Caſſel und 
ber abgetheilten Fürſtl. Rotenburgiſchen Linie wegen der Quart errichteten Ver: 
träge. Kaflel 1762. ©. 3. 

11) Bei Lünig 1. c. p. 846, Moſer XIII. 143, Familienſtaatsrecht I. 
144, 320. 

12) ©. A. ©. Erf. vom 7. April 1832 in ©. Heſſen-Philippsthal 9. 
Staatsanwalt, in Anwendung auf das durch Vermählung einer heſſiſchen Prinz 
zeffin im Jahr 1812 erworbene Recht auf Bezug der hausgefeßmäßigen Nusfteuer. 

13) Gin Erfenntniß des Obertribunals zu Berlin vom 23. Juli 1819 in 
©. Herzog von Anhalt-Bernburg g. verwittwete Fürflin zu Anhalt:Bernburg- 
Schaumburg nimmt an, daß Haus- und Familienverträge deutſcher Reichsfürften 
von jedem andern Territorialheren rückſichtlich der in deſſen Territorium gelegenen 
Grundſtücke infoweit refpeftirt werden müflen, als Streitigkeiten über bie ber 
fürftlihen Familie daran zuftehenden Succeſſionsrechte nit nach den Landes- 
gejeßen des Territoriums, fondern zuvörberft nah den Haus- und Familien: 
verträgen zu entfcheiden find. Vgl. auch über das zu Gorvey errichtete Teſtament 
des legten Landgrafen von Heſſen-Rotenburg D. A. ©. Erf. bei Strippelmann 
11. 109. 
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werben. In Uebereinftimmung mit der NReichsgefeßgebung ’*) galt 
in Heflen zu Beiten des deutjchen Neich8 der Grundfaß, daß der 
Zandesherr in Sachen des Tandesherrlichen Vermögens, vertreten 
durch Den procurator fisci oder advocatus camerae, bei den Landes 
gerichten belangt werben fönne!>); dagegen war dieſen nirgends 
die Befugniß beigelegt, über rein perſönliche Rechtsverhältnifje des 
Landesheren zu erfennen. Dieſer Grundfag erlitt nach) der Auf- 
löfung des deutſchen Reichs Feine Aenderung. Daher find aud) 
nach heutigem Recht rein perjönliche Kamilienverhältniffe des Landes- 
bern !°) und Die aus Delikten entjpringenden Forderungsrechte, 
infoweit fie nicht auf Entjchädigung, ſondern auf perſönliche Ge 
nugthuung gerichtet find, von der Zuftändigfeit der Landesgerichte 
ausgejchlofien. 2) Die Perfon des Landesheren als heilig und 
unverleglih darf auch wegen Privathandlungen nicht angetaftet 
werden. Es folgt hieraud die Ausjchliefung der Wechfelftrenge. 
3) Die Beftimmung des römijchen Rechts, daß die Privilegien des 
Fisfus auch dem Staat3oberhaupt und deſſen Gemahlin zufommen!?), 
wird nach Eurhejliichem Gerichtsgebrauch auf den Landesherrn auch 
in Beziehung auf fein Privatvermögen und die Hofangelegenheiten 
für anwendbar erachtet ?°). 4) Der Staatsanwalt vertritt Die 
Landesherrjchaft vor Geriht in Sachen der ftreitigen und frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, auch im Falle eines Rechtsſtreits derſelben 
mit dem Staate oder einer öffentlichen Anftalt, deren Vertretung 
Jonft dem Staatsanwalte obliegt ?). Im allen Rechtsjachen, in 
welchen der Landesherr bei feinen Gerichten Recht nimmt, kann Der 
Staatsanwalt zu Kaſſel Namend der Yandesherrjchaft vor dem 
Dbergerichte dafelbit belangt werben; jedoch kann Die Klage auch) 
bei einem andern Obergerichte gegen den bei demſelben beftellten 


14) R. X. 1654. $ 105, 180. Wahlfapit. XIX. $ 6. 

15) Edikt vom 26. Nov. 1743. Megul. vom 14. Nov. 1775 (2. O. 
VII. 173). 

16) Bol. Pfeiffer III. 554, Gef. vom 11. Juli 1832. $ 5. 

17) L. 6. $ 1. de jure fisci (49, 14). 

18) ©. A. ©. Erf. 1835 in ©. Staatsanwalt g. Lennepſchen Kurator, 
1838 in ©. Staatsanwalt g. Schneider, 1841 in ©. Staatsanwalt g. Wolf. 
Henfel ©. 604. 

19) Gef. vom 11. Juli 1832. $ 5, 9, 10. 

42* 
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Staatsanwalt angeftellt werben, wenn im Bezirke defjelben Das 
ftreitige Rechtsverhältniß entftanden oder die ftreitige Sache be 
legen ift2°). In ben gegen die Landesherrichaft anhängigen Pro- 
zeffen erjcheint Diejelbe ſelbſt als Partei, der Staatsanwalt nur als 
ihr prozefjualifcher Vertreter 2°); Daher liegen Die prozeſſualiſchen 
Eide dem Landesherrn ob, welcher jedoch zur Ausſchwörung nicht 
allein von Nebeneiden, jondern auch von Haupteiden fich eines 
Bevollmächtigten zu bedienen berechtigt ift; wird der Staatsanwalt 
zur Gidesleiftung Namens des Landesheren jubftituirt, jo bedarf 
er dazu einer Spezialvollmacht deſſelben??). In Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche den Untergerichten jetzt auch 
in Anjehung des Iandesherrlichen Vermögens und der Verträge des 
Landesherrn zufteht?3), ift der Staatsanwalt zwar ohne Vollmacht 
fraft feines Amts zur Vertretung. der Landesherrſchaft vor Gericht 
befugt; dieſe Befugniß erftredt fic) aber nicht auf den Abſchluß 
der Nechtögefchäfte?*), welcher vielmehr nur dem Landesherrn 
jelbft zufteht, infoweit nicht Behörden oder Beamte von demjelben 
zum Abjchluß einzelner Nechtsgejchäfte oder im Allgemeinen zum 
Abſchluß von Rechtsgejchäften einer beftimmten Art ermächtigt find. 
Angelegenheiten, welche Bamilienverträge und das Privatfürftenrecht 
des furfürftlichen Haufes betreffen, gehören zum Gejchäftskreife des 
Minifteriumd der auswärtigen Angelegenheiten und des furfürft- 
lichen Haujes?>) und unterliegen nicht den für die Behandlung 








20) Gef. vom 11. Juli 1832, $ 5. Brov. Gef. vom 22. Juli 1851. $6, 
$ 54. Nr. 1. Die Beſtimmung des $ 5 des erftern Geſetzes iſt nicht geändert 
durh $ 4. Satz 2 des Ger. Org. Gel. vom 31. Oft. 1848, welcher blos eine 
Modifikation des $ 3 des Gef. vom 11. Juli 1832 in Folge der veränderten 
Gerihtsorganifation bezwedt. 

21) Gef. vom 11. Juli 1832. $5. Satz 2. Eine Anwendung diefes Grund- 
jages auf die Berechnung ber Reftitutionsfrift, welche regelmäßig erft von der 
dem Landesheren zu Theil gewordenen Kenntniß der betreffenden Verfügung 
beginnt, bei Strippelmann IV, 2, 68. 

22) D. A. ©. Erf. vom 26. September 1835 in ©. Lennepfcher Kurator 
g. Staatsanwalt. Wagner Ger. B. $ 422. Note e und g. 

23) Ger. Org. Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 8 und 23. Meber das ältere 
Recht vgl. Neg. A. vom 23. Nov. 1744, V. vom 29. Juni 1821. $ 44, St. 
M. A. vom 30. Jan. 1829, 

24) Nach Analogie des D. N. ©. Erf. bei Strippelmann IH. 1, 90, 

25) V. vom 29. Juni 1821. $ 28. Nr. 1. 


$ 58. Standesverhältnife. 181 


der Staatdangelegenheiten verfallungsmäßig beftehenden Vor— 
ſchriften 20). 

Die übrigen Glieder des kurfürſtlichen Hauſes haben 3war 
keinen Antheil an den Vorrechten des Landesherrn, genießen aber 
befreiten Gerichtsſtand?“) und zahlreiche dem öffentlichen Rechte 
angehörige Privilegien ?®). 


2) Adel. 


$ 58. 
A. Hoher Abel. 


Die Standesherren und deren Familien bilden die am meiften 
privilegirte Klafje der Untertanen. As kurheſſiſche Standesherrn 
find die Häupter derjenigen fürftlihen und gräflichen Häufer zu 
betrachten, welche zu den ftandesherrlichen Familien im Sinne der 
deutjchen Bundesafte gehören und eine Standesherrichaft, d. h. ein 
vormals reichsunmittelbares mit LZandeshoheit und Reichsftandjchaft 
verbundenes Territorium oder wenigfteng einen reellen oder ideellen 
Theil eines ſolchen!) in Kurheſſen befigen. Dagegen ift die Eigen- 


— — 


26) V. Urk. 1831. $ 106 bis 111, 1852. $ 81 bis 85. O. A. ©. Erf. 
1839 bei Strippelmann IV. 2, 69. Note 1. 

27) Bgl. hinfihtlih der Civilprozeßſachen V. vom 30. Oft. 1818, vom 
29. Suni 1821. $ 43, St. M. A. vom 29. Ian. 1827, Gef. vom 24. Zuli 
1834. $ 8, vom 18. Oft. 1834. $ 5, prov. Gef. vom 22. Juli 1851. $ 54. 
Nr. 1; Hinfichtlich der Strafſachen Landesh. Neffe. vom 31. Oft. 1818 (N ©. 
II. 424), Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 24, 8 59. Nr. 3; Hinfichtlich der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit V. vom 29. Juni 1821 $ 44, Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 8, 23. 

28) Insbefondere Landſtandſchaft V. U. 1831. $ 63, 1852. $ 41; Eremtion 
von Gemeindeverband Gem. D. $ 9; Steuerfreiheit Steuer-Koll. A. vom 16. 
San. 1815. $ 2, 3. U. 1831. $ 150, 1852. $ 116, Gef. vom 31. Oft. 1833 
(1) $ 9. Nr. 1; Militärfreiheit Gef. vom 29. Sept. 1848. $ 1; Einquartie⸗ 
rungsfreiheit DB. vom 19. Jan. 1799. $ 10; Portofreiheit V. vom 29. Juni 
1816. $ 16; Chauſſee- und Brüdengeldfreiheit Gel. vom 31. Dft. 1833 
am $ 6. 

1) Der Fürft von Ifenburg-Büdingen und der Graf von Solms-Rödelheim 
find als kurheſſiſche Standesheren anerkannt, obgleich jener nur ein ideelles 
Sechstel des Orts Rückingen, diefer nur die ideelle Hälfte des Orts Praunheim 
in Kurhefien befigt. Gbdift vom 29. Mai 1833. $ 1 und 13. Landt. Ber: 
bandl. 1833. I. Nr. 6. Beil. 16. 
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ichaft eines kurheſſiſchen Standesheren von dem Wohnfige unab- 
hängig. Die befondern Rechtsverhältniffe der kurheſſiſchen Standes- 
herren find auf der durch Die Bundesgefeßgebung und die K. Bayerijche 
Deklaration vom 19. März 1807?) gegebenen Grundlage in um: 
faſſender Weife durch ein Iandesherrliches, ohne landſtaͤndiſche 
Mitwirkung, aber nad) vorgängiger Verftändigung der Staats— 
regierung mit den Standesheren erlafjenes Edikt vom 29. Mai 
1833 3) und außerdem in einzelnen Beziehungen durch Gejeße ge- 
ordnet. Nachdem den Standesheren die in der Staatögewalt be- 
griffenen höhern Negierungsrechte jchon durch Die Bundesgefe- 
gebung entzogen waren, wurden auch Die nad) Dem Edikt von 1833 
ihnen verbliebenen niedern Regierungsrechte ſammt der Gerichts- 
barkeit und Polizei durch die jpätere Furheffiiche Gejeßgebung auf: 
gehoben*). Die hiernach den Standesheren noch belaffenen Vor— 
rechte beftehen in dem befreiten Gerichtsftande in Givil-, Straf - 
und VBormundjchaftsfachen®) und in einzelnen dem öffentlichen Rechte 





— — —— 


2) D. B. Akte Art. 14. Komp. Beſt. vom 12. Juni 1817. 8 4. Nr. 3, 
$ 5. Nr. 1 und 2. W. Schl. Akte Art. 63. Die Bayerifche Deflaration gilt 
auch in Kurheſſen als eine von den Gerichten von Amts wegen zu berüdfichti- 
gende gejegliche Norm. D. A. ©. Erf. 1840 bei Strippelmann II. 33. 

3) ©. ©. 1833. ©. 113. Das Edift hat die Natur einer landesherrlichen 
Verordnung; die Zuftimmung der Standesherren verleiht demfelben nicht bie 
Natur eines Bertrags, fondern hat nur die Bedeutung eines Verzichts auf An- 
fehtung des Edikts wegen Verlegung der Bundesgefeße. Der durch Min. U. 
vom 31. Jan, 1840 (G. ©. 1840. ©. 3) publizirte Bundesbefchluß vom 23. 
Sept. 1839, wonad „das Edift als alleinige Norm für den NRechtszuftand ber 
kurheſſiſchen Standesherrn aufrecht zu erhalten ift“, bezieht fich lediglich auf die 
durch eine Beſchwerde der Standesherrn zur Entjcheidung der Bundesverfammlung 
gebrachte Frage, ob die Abänderung des $ 21. des Edifts durch die 88 40, 50; 
63 und 92 der Gemeinde-Ordnung vom 23. Oft. 1834 eine Verlegung der 
ftandesherrlichen Rechte enthalte. 

4) Gef. vom 13. Nov. 1849. Min. A. vom 20. Dez. 1849. Die Staats: 
tegierung motivirte den Gejeßentwurf wegen Aufhebung diefer Rechte, von dem 
- $ 35. Abſ. 1 der d. Grundrechte abjehend, durch theils abgefchloffene, theils 
dem Abſchluß nahe gebrachte Verhandlungen mit den Standesherrn. Landt. 
Verb. 1849. I. Beil. 23. 

5) Bgl. hinfihtlih der Civilſachen V. vom 1. Mai 1818, Edikt $ 14, 
prov. Gef. vom 22. Juli 1851. $ 54. Nr. 3, St. M. X. vom 29. Jan. 1827, 
Gef. vom 24. Juli 1834. $ 8, vom 18. Oft. 1834. $5; Ausnahmen im Gef. 
vom 29. Febr. 1832. $ 6, vom 23. Juni 1832. $ 64, 77, vom 25. Oft. 1834 
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angehörigen Privilegien). Im Gebiete des Privatrecht3 Fommt 
in Ermangelung von Beftimmungen des Edikts zunächft das befondere 
Recht der betreffenden ftandesherrlichen Familie zur Anwendung. 
Die Hausverfafjung der flandeöherrlichen Familien beruht theils 
auf autonomifchen Normen, theild auf dem Herkommen. Die Bes 
ftimmungen der Bundesafte über das Necht der Autonomie der 
Standesherrn?) haben in dem ftandesherrlichen Edift®) eine weitere 
Ausbildung erhalten. Insbeſondere ift Die Vorfchrift der Bundes- 
akte, daß die autonomijchen Verfügungen der Standesherrn über 
ihre Güter und Familienverhältnije dem Spuverain vorgelegt und 
bei den höchſten Zandesftellen zur allgemeinen Kenntniß und Nach: 
achtung gebracht werden müfjen, folgendermaßen näher beftimmt 
worden: a) Dieſe Vorfchrift erſtreckt fich nicht allein auf Die zu 
errichtenden neuen, ſondern auch auf die jchon beftehenden auto: 
nomifchen Normen. b) Die Vorlage gejchieht bei erfteren zum 
Zweck der Iandesherrlichen Beftätigung,, bei leßtern zum Aner— 
fenntniß ihrer Gültigkeit dDurdy den Landesherrn. Dieſer Unter: 
fcheidung ift der Sinn beizulegen, daß Die vor der Mediatifirung 
errichteten, an ſich rechtögültigen autonomifchen Normen ohne 
weitere Beftätigung in Gültigkeit bleiben, jofern fie Feine mit ber 
kurheſſiſchen Staatsverfaffung unvereinbare oder auf ehemalige, Durch 
die Mediatifirung untergegangene Verhältniſſe fich beziehende Be— 
flimmungen enthalten®), Dagegen die nad) der Mediatifirung er: 


$ 4, vom 30. Oft. 1834. $ 6, 18, vom 26. Aug. 1848. $ 14. Hinſichtlich 
der Straffachen vgl. B. vom 1. Mai 1818. $ 8, CEdikt $ 15, 16, Gef. vom 
31. Oft. 1848. $ 24, $ 59. Nr. 3. Hinfichtlich der Bormundfchaftsfachen vgl. 
V. vom 1. Mai 1818. $ 4, 5, Edikt $ 18, Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 23, 
binfichtlich der übrigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit Edikt 
$ 17, aufgehoben durch Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 8, 23. 

6) Insbeſondere Landftandfhaft, V. U. 1831. $ 63, 1852. $ 41; Theil: 
nahme an der Bezirfsrathewahl, Prov. Gef. vom 7. Juli 1851. $11; Eremtion 
vom Gemeindeverband, Edift $ 30, Gem. D. $ 9; Grundfteuerprivileg, B. 
vom 10. Dez. 1823, Edikt $ 26; Zollbefreiung, Edikt $ 27, Militärfreiheit, 
Edikt $ 11, Gef. vom 29. Sept. 1848. $ 1; inquartierungsfreiheit, Edikt 
$ 29; Chauſſee- und Brüdengeldfreiheit innerhalb der Standesherrſchaft, Gef. 
vom 31. Oft. 1833 (ID) $ 6, Edikt $ 28; ausgezeichnete Ghrenrechte u. f. w. 

7) B. A. Art. 14. c. Nr. 2. 

8) Ebift $ 12. 

9) Kön. Bayr. Deflar. vom 19. März 1807 A. Nr. 12 und bie zur 
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richteten gleich) den Statuten von Korporationen oder Gemeinden 
der Iandesherrlichen Beftätigung zu ihrer Gültigfeit bedürfen, Bei 
neuerrichteten autongmijchen Normen erjcheint Die Staatsregierung 
befugt, die nachgefuchte Betätigung nach freiem Ermeſſen zu ges 
währen oder zu verfagen; Dagegen fteht den Standesheren in Anz 
fehung- der bei der Mediatifirung ſchon vorhandenen gegen die 
Staatsregierung ein nöthigenfalld durch Beſchwerde bei der Bundes- 
verfanmlung 10) verfolgbares Recht auf Anerfenntniß der Gültig- 
feit derjelben zu, inſoweit nicht Die Beftimmungen derfelben aus 
ftaatsrechtlichen Gründen ihre Geltung verloren haben, Bon jelbft 
verfteht es fich, Daß neue Familienftatuten der Iandesherrlichen 
Beftätigung nur infoweit bedürfen, als fie vom gemeinen Landes- 
recht oder frühern Hausgejegen abweichen. c) Die Kundmachung 
der autonomifchen Normen gefchieht nach erfolgter Vorlage der: 
jelben bei dem Landesherrn durch das Minifterium der Juſtiz ver: 
mittelft Mittheilung derjelben an die Gerichte ald Normen bei 
Beurtheilung einjchlagender Fälle, wenn nicht eine öffentliche Kund— 
machung wegen des Inhalts:1) für angemefjen befunden wird. 
d) Die Kognition der Gerichte über Die verbindende Kraft der ihnen 
von dem AYuftiz-Minifterium mitgetheilten oder öffentlich Fundge- 
machten autonomiſchen Normen ift Dadurch bejchränft, Daß Die 
Anerkennung der Gültigkeit derjelben durch den Landesherrn eine 
dem Urtheil Der Gerichte nicht unterliegende Regierungshandlung 
bildet. Da aber dieſe Anerkennung nur darüber einen Ausipruch 
enthält, daß aus faatsrechtlichen Werhältnifjen Fein Grund fich 
ergebe, den von der ftandesherrlichen Familie getroffenen Ein: 
richtungen, deren jonftige Nechtögültigfeit vorausgejeßt, Die recht— 
liche Wirkſamkeit abzufprechen, jo wird Dadurch Die richterliche 
Beurtheilung der Gültigkeit Derjelben in Anfehung ihrer Entftehung 
und ihres Inhalts im Uebrigen nicht ausgejchloffen. Als Norm 
diejer Beurtheilung find die Grundfäße der frühern deutjchen Ver: 


— — — — 


authentiſchen Interpretation dieſer Beſtimmung erlaſſene Kön. Bayr. V. vom 
25. Mai 1807 (Bayr. Reg. Blatt XXIII. ©. 889). 

10) Komp. Belt. vom 12. $uni 1817. $ 5. Nr. 2. 

11) Namentlich hinfichtlich der eine Beichränfung der Eigenthumsrechte ent: 
haltenden Beſtimmungen. 


4 


$ 58. Standesverhältniffe. 185 


fafjung in dem ftandesherrlichen Edikte ausdrüdlih anerkannt. 
e) Ueber die Fortdauer der Gültigkeit der Familienobfervanzen 
enthält das ftandesherrliche Edift jo wenig eine Beftimmung, wie 
die Bundesakte. Nach Analogie der Beftimmungen defjelben hin- 
fihtlih Der Familienverträge ift anzunehmen, daß Obfervanzen, 
welche zur Zeit der Mebdiatifirung in Kraft waren, den Gerichten 
nicht als Rechtsnorm dienen können, jo lange nicht von Seiten 
der Staatsregierung ein Anerfenntniß der Gültigkeit derjelben er- 
folgt ift 2). 

Mit der Staatsgewalt haben die Standesherren die Rechte 
des Fisfus, insbefondere die Fisfalprivilegien verloren. Die Be- 
hörden, welche Die Standesheren zur Verwaltung ihrer Vermögens— 
angelegenheiten unter der Benennung Nentfammern oder Domänen- 
Fanzleien zu beftellen nad) dem ftandesherrlichen Edikte berechtigt 
find 13), erjcheinen nicht als Repräfentanten einer juriftiichen Perſon, 
jondern als Mandatare. Daher find Klagen nicht gegen dieſe 
Behörden, jondern gegen die Standesheren felbft zu richten #), 
Prozeßvollmachten von den Letztern ſelbſt auszuftellen, fofern fie 
nicht ihre Verwaltungsbehörden im Allgemeinen zur Beftellung von 
Anwälten in ihrem Namen ermächtigt haben! 5), Die ftandesherrlichen 
Verwaltungsbehörden nur unter den Bejchränfungen, unter welchen 
überhaupt Mandatare vor Gericht auftreten dürfen, und Fraft Voll- 
macht der Standesheren zur Betreibung von Rechtsfachen für Die- 
jelben vor Gericht berechtigt), und Eide regelmäßig von den 
Standesheren jelbft auszujchwören ?”7), von welcher Regel jedoch 
die Ausnahme ftattfindet, Daß Diefelben zur Ausſchwörung von 
Nebeneiden ſich eines Bevollmächtigten bedienen Dürfen, wogegen 
es nicht al3 eine weitere Ausnahme, fondern als Anwendung ber 
allgemeinen prozejjualifchen Grundjäße über die Ausſchwörung des 





12) DBgl. über diefe Frage Eichhorn Einl. $ 64. 

13) @bift $ 32. 

14) V. vom 1. Mai 1818. $ 3. Edikt $ 14 c. 

15) 3. vom 11. April 1821, DO. A. ©. Erf. 1827 ” Strippelmann IV. 
2, 53, Edikt $ 14 c. 

16) Edikt $ 14 c. vgl. mit V. vom 17. November 1829. 

17) Ueber die Form ber idesleiftung vgl. DO. A. ©. Erf. bei Heufer 
Ann. III. 444. . 
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Eides durch dritte Perjonen anzuſehn ift, wenn das ftandesherrliche 
Edikt beftimmt, daß die Standesherren Hinfichtlich der zur regel- 
mäßigen Verwaltung ihrer Rentkammern oder Domänenfanzleien 
und Nentereien gehörenden Gegenftände einen jeden Eid durch den— 
jenigen ihrer Diener ableiften laſſen dürfen, von deſſen Handlungen 
die Rede ift, oder welcher vermöge feiner Dienftftelung und Wiflen- 
Ichaft zur Ableiftung des in Frage ftehenden Eides vorzugsweife 
im Stande und dazu bereit ift!°). Die Befugniß der ftandes- 
herrlichen Verwaltungsbehörden zur Vertretung der Standesherrn 
beim Abſchluß von Nechtsgejchäften ift nach den Grundjäßen vom 
Mandat zu bemejjen und von dem Umfang der denjelben ertheilten 
Verwaltungsvollmacht abhängig. Dafjelbe gilt von der Befugniß 
derjelben, Namens der Standesheren Befiß zu erwerben; Die 
ftandesherrlichen Rentkammern erjcheinen im Allgemeinen ermächtigt, 
in Beziehung auf Sachen, weldye von ihnen als zum ftandesherr- 
lichen Vermögen gehörig in Anſpruch genommen werben, Belik- 
handlungen vorzunehmen, durch weldye jofort Beji für den 
Standesheren erworben wird, ohne daß es auf die Abficht defjelben, 
bon der fraglichen Sache Befiß zu ergreifen, oder auf Die Ge 
nehmigung der Befißergreifung von Seiten defjelben anfäme !°). 


B. Niederer Adel. 


$ 59. 
a) Der Adel ald Stand. 


Der Adelsſtand wird nach den auch in Kurheſſen geltenden 
Grundfäßen des gemeinen Rechts entweder Durch Geburt oder durch 
Verleihung erworben. Die Verleihung des Adels Durch den Landes— 
herren kann ſowohl erblichen, al3 perfönlichen Adel zum Gegenftande 
haben und bedarf der Kontrafignatur des Vorſtandes des Minifte- 
riums der auswärtigen Angelegenheiten und des Furfürftlichen 
Haufes, zu deſſen Gejchäftsfreis die Standeserhöhungen gehören*). 
Berleihung des Adels an kurheſſiſche Unterthanen von Seiten eines 


18) Edikt $ 14 e. 
19) D. A. ©. Erf. 1849 bei Heufer Ann. 1. 173. 
1) 3. vom 29. Juni 1821. $ 238. Nr. 3. 


F 59. Standesverhältniffe. 187 


auswärtigen Souveraind erlangt erft durd Die landesherrliche 
Genehmigung für das Inland Wirkſamkeit?). Alle während der 
feindlichen Bejeßung der kurheſſiſchen Lande verliehenen Standes- 
erhöhungen find nad) der Wiederherftellung des Kurftaats für 
ungültig erflärt worden). Der Adel begründet Die Befugniß zur 
Führung der Adelsprädifate und Wappen, Die Schriftjäfligfeit, die 
Freiheit vom Firchlichen Eheaufgebot +), das Recht der Haustrauung 
und Haustaufe>), übrigens aber weder politijche, noch privatrecht- 
liche Vorrechte. Insbeſondere hat der Adel nach kurheſſiſchem Necht 
weder das ausfchliegliche Recht zum Erwerb von Nittergütern ©) 
oder Lehn”?) oder zur Errichtung von Familienfideifommiljen ®), 
noch die Nechtswohlthat der Kompetenz ?), noch Die Befugniß, ges 
richtliche Eide durch Stellvertreter ausfchwören zu Taffen!°), Der 
Adel geht verloren Durch Verzicht") oder zur Strafe wegen ent: 
ehrender Vergehn zufolge Urtheild des zuftändigen Strafgericht31?). 
Unter dem Adel felbft unterfcheiden fi) mehrere Gruppen beftimmter 
Familien durch die ihnen ertheilten an beftimmten Grundbefiß ge- 
bundenen Vorrechte, welche ald Ueberreſte früherer politifcher Be— 
reehtigung erfcheinen, nämlich die zur ehemaligen Reichsritterjchaft, 
zur altheffifchen und ſchaumburgiſchen Ritterjchaft gehörigen Familien, 
welchen gewilje adelige Familien der Provinz Hanau angereiht 
worden find. 


2) Dgl. E. G. R. BP. vom 31. Aug. 1787 (2. DO. VII. 186), die landes⸗ 
herrliche Einwilligung zur Erhebung in den Neichsadelftand betr., und V. vom 
29. Suni 1821. $ 28. Nr. 3. 

3) Reg. A. vom 31. Dez. 1813. 

4) Pfeiffer Kirchenrecht $ 210. 

5) Dajelbft $ 157, 219. Min. Beil. vom 26. Aug. 1854 bei Heufer 
Ann. I. 894. 

6) Lennep 2. R. ©. 569. 

7) Ledderhoſe in Zepernick Anal. jur. feud. II. 203, 

8) Kopp Handb. Vorrede ©. XI, XV. 

9) Dec. Cass. I. 154. „Nobiles non qua tales sed qua vasalli in Hassia 
beneficio competentiae gaudent“. 

10) DO. 4. ©. Erf. 1761 bei Kopp Handb. I. 109. 

11) Ueber die Frage, ob die Betreibung bürgerlicher Gewerbe Verzicht auf 
den Adel enthalte vgl. Schaumb. Bol. D. Kap. 43. ©. 367. 

12) Die Befugniß der Strafgerichte, den Verluft des Adels als Strafe zu 
erfennen, ergiebt fih aus V. vom 11. Januar 1830. $ 5 und ift neuerdings 
ausgeübt durch Gen. Audit. Erf. g. Loßberg 1852. 
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$ 60. 
b) Die Reicheritterfchaft. 

Die zur vormaligen Reichsritterfchaft gehörigen Familien, welche 
unter kurheſſiſche Souverainetät gelangt find, befinden fi) im 
Genuß der ihnen Durch Die Bundesgejeßgebung ') zugeficherten 
Nechte mit Ausnahme der Gerichtsbarkeit und Ort3polizei, Deren 
Aufhebung im Wege der Gefekgebung erfolgte?). Die bejondern 
Rechte derjelben genießen den Schuß der Landesverfafung ?); Der 
Genuß diefer Rechte erjcheint bedingt durch den Befik eines in der 
Matrikel der Reichsritterfchaft aufgeführten, im kurheſſiſchen Staats: 
gebiete gelegenen Gutes oder wenigſtens eines ibeellen Theils eines 
jolhen. Die umfafjende Regelung der befondern Nechtsverhältniffe 
der zur vormaligen Reichsritterfchaft gehörigen Familien durch ein 
Edikt ift, obgleich in Ausficht geftellt +), bisher nicht erfolgt. Die 
Vorrechte derjelben gehören größtentheild dem öffentlichen Nechte 
ans). Der befreite Gerichtsjtand derſelben ift aufrecht erhalten, 
jedoh nur in Sachen der ftreitigen Givilgerichtöbarfeit‘). Die 
Auslegung, welche Art. 14. der deutſchen Bundesakte in Anfehung 
der Autonomie der Standesherrn durch das Edift vom 29. Mai 
1833 erhalten hat, findet analoge Anwendung auf das Durch Die 
jelbe bundesgefeßliche Beftimmung dem vormal3 reichsunmittelbaren 
Adel zugeficherte Recht der Autonomie. Mit dem Untergange der 
Korporationsverfaflung der Neichsritterfchaft find alle hierauf be 
ruhenden Rechte, namentlich das Netraftrecht, erlofchen; an der 
Korporation der altheſſiſchen und ſchaumburgiſchen Ritterjchaft haben 
die Glieder der vormaligen Reichsritterjchaft feinen Theil, 


— — — 


1) B. A. Art. 14. 

2) Gel. vom 13. Nov. 1849. Min. A. vom 20. Dez. 1849. Weber den 
Grund der Aufhebung f. $ 58. Not. 4. 

3) ©. Urf. 1831. $ 49, 1852. $ 35. 

4) V. Urf. 1831. $ 49. 

5) Insbefondere: Landftandihaft, VB. Urf. 1831. $ 63. Nr. Bund 9, 1852 
$ 41. Mr. 12 und 13; Theilnahme an der Bezirfsrathswahl, Prov. Gef. vom 
7. Zuli 1851. $ 11. Nr. 1; Gremtion vom Gemeindeverband, Gem. D. $ 9; 
über die Befteuerung vgl. B. vom 10. Dezember 1823. 

6) Prov. Gef. vom 22. Juli 1851. $ 54. Nr. 4. Gt. M. A. vom 29. 
Sanuar 1827, Gel. vom 24. Juli 1834. $ 8, vom 18. Oft.1834. $ 5. Ueber 
Ausnahmen vgl. die $ 58. Note 5 angeff. Geſetze. 
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$ 61. 
c) Die altheffifche Ritterfchaft. 


Der vormals Tandjäflige ritterfchaftliche Adel von Niederhefjen 
und Oberheſſen ſammt Ziegenhain, Hersfeld und Schmalkalden 
bildet eine Korporation. Früher gehörte dieſem Korporationsver: 
bande auch derjenige Theil der oberheſſiſchen Nitterfchaft an, welcher 
bei Theilung de3 Oberfürftenthums unter die Landeshoheit von 
Hellen-Darmftadt gekommen war!). Nach der Gründung des 
Nheinbundes wurde aber dadurch, daß die Gefehgebung ſowohl 
des Großherzogthums Heflen?) als des Königreichs Weſtphalen $) 
die Adelsforporationen aufhob, der biöherige Verband der Nitter- 
ihaft von Oberhefjen Kaffeler und Darmftädter Antheil3 aufge: 
löſt und fpäter nicht wiederhergeftellt. Dagegen erfolgte nad) der 
Auflöfung des Königreichs Weſtphalen die Wiederherftellung der 
ritterfchaftlichen Verfaffung in Althefjen %). Die befondern Rechte 
der althejfiichen Ritterjchaft genießen den Schuß der Staatsver- 
faffung 5). Die Grundlagen derjelben find theil Die von dem 
Landesherrn genehmigten Statuten der Ritterfchaft *), theils landes- 
herrliche Verordnungen, unter denen der Landtagsabfchied von 
15277) und die fürftlichen Reſolutionen vom 2. Dftober 1655 ®) 
bejonders erheblich erjcheinen. Die altheſſiſche Nitterfchaft beſteht 
aus beftimmten, in einer Matrifel verzeichneten adeligen Familien, 
Hierzu gehören a) diejenigen Familien, weldye von Alters her und 
insbefondere zur Zeit Philipps des Großmüthigen zur heſſiſchen 
Nitterfchaft gerechnet wurden, insbejondere alle Diejenigen, welche 


1) Neben Abfchied vom 14. April 1648 und Vertrag vom 6. Aug. 1650 
bei Ledderhoſe Kl. Schr. II 64. 

. 2) Großh. Heſſ. Deflaration vom 1. Dez. 1807. $ 1. 

3) Weftph. Gonftitution Art. 11 und 12, Bull. 1808. I 13. 

4) Reg. A. vom 29. Auguft 1814, B. vom 27. Dez. 1814. 

5) V. Urf. 1831 $ 50. mit der Beichränfung „nah dem Inhalte der 
„Statuten, welche von der Staatsregierung genehmigt und von ben Landjtänden 
„den Beftimmungen der Berfajlung entfprechend befunden fein werden“. DB. Arf. 
1852 $ 35. ohne diefe Beihränfung. 

6) Die Statuten vom 25. April. 1834. finden fih Landt. Verhandl. 1836. 
I Beil. 34 abgedrudt. 

7) Beiꝰ Eſtor Kl. Schr. IN 57. Vogl. Ledderhofe Kl. Schr. U 5. 

8 N. ©. 163. Pol. Rommel IX. 177., 
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in die 1763 aufgeftellte „Defignation der unzweifelhaft altadeligen 
unter der heſſiſchen Ritterſchaft recipirt= und derſelben incorporirten 
Familien” aufgenommen worden find?); b) die in die Nitterjchaft 
auf rechtsgültige Weije aufgenommenen Familien. Zur Aufnahme 
bedarf es eines nad) Stimmenmehrheit zu faſſenden Bejchluffes der 
geſammten Nitterfchaft und Iandesherrlicher Genehmigung; zur 
Aufnahme geeignet find nur Diejenigen, welche fich zur chriftlichen 
Religion befennen, aus einem adeligen Gejchlecht zu Schild und 
Helm geboren ?0), von untadelhaften Sitten und Gigenthümer 
eines in der ritterjchaftlichen Gütermatrifel verzeichneten oder eines 
fonftigen, einen Reinertrag von wenigſtens 800 Thlr. gewährenden, 
in Folge von Lehns- oder Fideilommißqualität mit Ausſchluß Der 
weiblichen Defzendenz im Mannsftamm vererblichen Gutes find! 1), 
Mitglieder der Nitterfchaft find Diejenigen Perjonen männlidyen 
Gejchlechts, welche entweder a) von väterlicher Seite durch Er- 
zeugung, beziehungsweife Geburt in einer rechtmäßigen Ehe aus 
einer Familie der althejfiichen Ritterfchaft abjtammen, ohne Rüd- 
fiht auf den Stand der Mutter, oder b) in die Nitterfchaft auf 
vechtsgültige Weife aufgenommen find. Die Ausübung der ritter- 
Ichaftlichen Rechte aber ift bedingt Durch den Beſitz oder Mitbefik 
eine in der Gütermatrifel der Nitterfchaft aufgeführten Gutes; 
während des Nichtbefißed immatrikulirten Grundeigenthumg . ruht 
das Recht der Theilnahme an den Abftimmungen der Nitterjchaft; 
der Beſitz eines ideellen Antheild am Gute genügt zur Erhaltung 
dieſes Rechtes!2). Die altheffiiche Ritterſchaft zerfällt dem Her: 


9) Dieſer Grundfaß wurde durch den Kaufunger Viſitations- und Rechnungss 
abjchied vom 1. Aug. 1769. (bei Ledderhofe Kl. Schr. 1 135) mit dem Zufage 
angenemmen, daß ben in die Defignation nicht aufgenommenen Familien, welche 
etwa feit 1509 bis 1568 das Recht auf Landtagen zu erfcheinen gehabt, die 
desfallfige anderwärte Legitimation vorbehalten bleibe. 

10) Bon. diefem Grfordernig kann der Landesherr einen Meugeadelten 
bispenfiren, fofern berjelbe in einer rechtmäßigen Ehe erzeugt oder geboren ift. 

11) Statuten $ 2, 4, 5. Hiermit ift das ältere Statut von 1736. (bei 
Ledderhofe I 138.) abgeändert, welches neben der adeligen Geburt zu Schild 
und Helm fowohl auf väterlicher, als mütterliher Seite vier Ahnen erforderte, 
besgleichen die Beſtimmung der Relig. Aſſek. Afte $ 12. und des Landtagsab- 
fchieds vom 11. Januar 1755, wonach proteſtantiſche Konfeffion Bedingung der 
Aufnahme war. Ueber das ältere Recht vgl. Ledderhoſe I 32. 

12) Statuten $ 2, $ 12 c. Ledderhoſe Kl. Schr. I 32. 
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fommen gemäß nach den fünf Hauptflüffen, welche Althefjen durch— 
firömen, in die Stromsbezirfe der Fulda, Diemel, Schwalm, 
Werra und Lahn; einem jeden Stromsbezirke fteht ein Stroms— 
deputirter vor, welcher auf fünf Jahre gewählt wird. Vorftand 
der gejammten Ritterfchaft ift der Erbmarſchall, defjen Amt in der 
Familie der Freiheren von Riedejel erblich ift!°). Die Vorrechte 
der Nitterfchaft 14) ftehn theild der Korporation, theild den ein- 
zelnen Mitgliedern derjelben zu. Die Vorrechte der letztern Art 
wurden zum Theil nad) der Auflöfung des Königreichs Weftphalen 
nicht wieberhergeftellt 15), zum Theil fpäter aufgehoben ’*) und 
gehören, joweit fie noch fortbeitehn, lediglich dem öffentlichen Rechte 
anı?), Die Mitglieder der Nitterjchaft haben zwar, was die 
Statuten ausdrüdlic anerkennen, Die Befugniß zur Errichtung von 
Familienfideikommiſſen, Kreditvereinen und Studien-Benefizien !®); 
e3 ift aber hierin ein Vorrecht vor andern Ständen nicht zu er- 
fennen, und weder hieraus, noch aus der unbeftrittenen Gültigkeit 
der die Erbfolge bei den Stammgütern oder Familienfideikommiß— 
gütern des ritterfchaftlichen Adels regelnden Familienverträge ober 
Familienobjervanzen Die Annahme zu rechtfertigen, daß demjelben 
das Necht der Autonomie zuftehe. Die Rechte, welche der Ritter: 
ichaft als Korporation zukommen, find die Landitandjchaft 9) und 


13) Näheres über die Verfaſſung der NRitterfchaft bei Estor Comit. p. 67, 
Kuchenbecker Erbhofämter S. 38, Ledderhoſe Kl. Schr. 1 29, Statuten $$ 13 
und fgg. 

14) Ueber die Vorrechte der Nittergüter vgl. Buch IT Kap. 1. 

15) Dahin gehört insbefondere die Patrimonialgerichtsbarfeit. Vgl. die 
Reklamation der Ritterfchaft wegen der ihr entzogenen Vorrechte vom * April 
1816. in Landt. Verh. 1816. Abth. IV. ©. 111. 

'16) Zu den aufgehobenen Vorrechten gehört insbefondere die Tafelfreiheit, 
vgl. Ledderhofe Kl. Schr. III 246, V. vom 21. April 1824. $ 6; die Militär 
dienftfreiheit, vgl. V. vom 17. September 1816 $ 3, Nefr. Ge. vom 10. Juli 
1832 $ 1. und die fpätern Rekrutirungsgeſetze; der befreite Gerichtsſtand, das 
im Falle der Veräußerung ritterfhaftlicher Güter an Perſonen von bürgerlichem 
oder bäuerlihem Stande den Mitgliedern der Nitterjhaft eingeräumte Näherreht 
vgl. B. vom 14. Mai 1805. (2. DO. VIIL 241.) und V. vom 3. Aug. 1822. 

17) Insbefondere Eremtion vom Gemeindeverbande, Gem. D. $. 9 
Theilnahme an der Bezirksrathswahl, Prov. Gef. vom 7 Juli 1851. $ 11. 

18) Statuten $ 11. 

19) Vgl. über das ältere Recht Estor Com. p. 67, Ledderhoſe Kl. Schr. 
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und Die juriftifche Perfönlichkeit2%). Die Vertretung der Nitter- 
Ihaft als juriftifchen Perfon liegt dem Erbmarſchall und den 
Stromsdeputirten ob. Sie vertreten dieſelbe namentlidy vor Ge: 
richt und ftellen Namens derjelben die Prozeßvollmachten aus??). 
Das Korporationdvermögen befteht in dem von Philipp dem Groß- 
müthigen der Ritterfchaft geſchenkten vormaligen Klofter zu Kaufungen 
und Stift zu Wetter ſammt Allem, was jpäter hinzugekommen ift 
oder Fünftig noch dazu erworben werben wird ?*), wozu namentlich 
die bei der Aufnahme neuer Mitglieder zu entrichtenden Receptions— 
gelder gehören, welche zur Vermehrung der a ver: 
wendet werben jollen 23). 

Die Rechte der im Großherzogthum Helfen anfäffigen oberheffiichen 
Nitterfchaft an dem Storporationsvermögen der altheffiichen Nitter- 
Schaft find gegen Entjchädigung aufgehoben?*), Durch die Gefeß- 
gebung des Königreichd Weitphalen wurden alle Stifter aufgehoben, 
und das Vermögen derjelben mit den Staatsdomänen vereinigt >), 
Nach der Wiederheritellung des Kurftaates aber wurden die auf- 
gehobenen Stifter wiederhergeftellt und vollftändig in den Befiß ihres 
verlorenen Grundvermögens wieder eingejeßt, zu welchem Zwecke 
alle VBeräußeruugen der den erwähnten Stiftern gehörigen Güter 
für nichtig, und die Käufer für verpflichtet erklärt wurden, dieſelben 
“ohne Anſpruch auf Erjab des bezahlten Kaufgeldes, nur vorbehalt- 
lich des Erſatzes wegen etwaiger noch vorhandenen nüßlichen Ver: 


129; über das neuere Recht V. Urf. 1831 $ 63, Gef. vom 5. April 1849, 
V. Urf. 1852 $ 41. 

20) Ueber das ältere Necht vgl. Rommel IX. 197, Landt. = 1836. 
II Beil. 284. ©. 6. 

21) Statuten $ 18. 

22) Statuten $ 7. Ueber die Frage, vb das Vermögen der Stifter 
Kaufungen und Wetter der Subſtanz nach der Ritterfchaft gehört, oder ob daſſelbe 
eine mit jelbfttändiger _ Perfönlichfeit verfehene Stiftung zum Belten der Mit- 
glieder der Nitterfchaft bildet, vgl. Landt. Verh. 1836. Il Beil. 284. ©. 10. 

23) Statut vom 15. Aug. 1736. Nr. 2. bei Ledderhoſe Kl. Schr. I 138. 
Statuten $5, 12. 

24) Staatsvertrag zwijchen Weftphalen und Heflen-Darmftadt vom 3. Juni 
1810 Art. 3, bei Martens Suppl. V. 272, und Staatsvertrag zwifchen dem Kur: 
fürftenthpum und Großherzogtbum Heflen vorm 30. Dezember 1816. bei v. Zangen 
Verfaſſungsgeſetze deutjcher Staaten I 738. 

25) Kön. Defret vom 1. Dez. 1810, Bull. 1810. III 361. 
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wendungen, an bie rechtmäßigen Cigenthümer zurüdzugeben 26). 
Die Verwaltung des vitterfchaftlichen Korporationsvermögens wird 
unter Iandesherrlicher Oberaufſicht von Drei Durch die Ritterfchaft 
aus ihrer Mitte zu wählenden, dem Landesheren zur Beftätigung 
zu präfentirenden Obervorftehern bejorgt?”). Die Zuftändigfeit 
derjelben ift auf Verwaltungshandlungen beſchränkt; Veräußerungen 
der Subftanz der Stiftögüter fönnen von ihnen nur mit Zuftim- 
mung des Erbmarſchalls und der fünf Stromsdeputirten vorge: 
nommen werben, mit Ausnahme der dem Stifte wegen Schuld: 
forderungen gerichtlich zugeſchlagenen Immobilien, über welche die 
Dbervorfteher allein frei verfügen ?®). Die Verwaltung der 
Dbervoriteher ift bejehränft durch den Stiftungszwed; die Stifts— 
revenien waren urjprünglich zur Dotirung ritterfchaftlicher Fräulein 
beitimmt; jpätere Statuten genehmigten Die Verwendung zu ftändigen 
Deiftenern an arme Fräulein und MWittwen aus der Ritterfchaft, 
Jowie ausnahmsweiſe zu unftändigen Beifteuern für Dürftige Per: 
Jonen 2°). Eine ohne Mitwirkung der Ritterfchaft erlaſſene und 
von derjelben niemals anerfannte Iandesherrliche Verordnung, wo— 
nad) die Stiftsrevenüen aud) zur Ausftattung vermögenslojer Töchter 
der nicht zur altheſſiſchen Ritterfchaft gehörigen einundzwanzig 
älteften Großfrenze und Gommandeurs des Hausordens vom goldenen 
Löwen und zwölf älteften Ritter des kurfürſtlichen Militärverdienft- 
ordens, jowie zu fändigen Steuern an hülfsbedürftige Töchter und 
Mittwen der genannten Ordensglieder verwendet werden jollten®®), 
ericheint Durch die Verfaſſungs-Urkunde von 1831 befeitigt??). Das 
Stift Kaufungen und Wetter ift als eine Stiftung zu milden Zweden 
anzufehn. Es genießt daher die Vorrechte milder Stiftungen ®?) 


26) DB. vom 23. September 1814, 

27) Urfprünglich waren es vier Obervorficher, zwei aus dem Niederfürften- 
thum, zwei aus dem Oberfürjtentgum, Landt. Abſch. 1527. Der aus der ober- 
heſſiſchen Nitterfchaft Darmftädter Antheils gewählte Obervoriteher fiel weg in 
Bolge der in Note 2, 3 und 24 erwähnten Veränderungen. Ledderhofe I 23. 

28) Statuten $ 27. 

29) Näheres hierüber bei Ledderhoſe Kl. Schr. II 5 u. fgg. 

30) V. vom 24. April 1822. 

31) 2. Urf. 1831 $ 138. vgl. mit $ 155. 

32) ©. N. ©. Erf. 1842, bei Pfeiffer VII. 213. 
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und unterliegt dem Verbote der Veräußerung an die todte Hand3®). 
Das Verwaltungsrecht der Obervorfteber ift durch das Tandesherr: 
liche Dberauffichtsrecht, welches Landgraf Philipp der Großmüthige 
bei Gründung des Stiftes ſich und feinen NRegierungsnachfolgern 
vorbehielt3*), und welches durch Iandesherrlihe Kommiljare unter 
der obern Leitung des Minifteriumd des Innern ausgeübt wird®>), 
injofern bejchränft, als Diefelben zur Veräußerung von Stiftögütern, 
mit Ausnahme der dem Stifte wegen Schuldforderungen zuge— 
jchlagenen Immobilien 3°), jowie zum Grlaß von Forderungen, 
welche den Betrag von fünfzig Kammergulden überfteigen 3”), der 
landesherrlichen Genehmigung bedürfen. Zur Ausleihung von 
Rapitalien bedürfen Die Obervorfteher Iandesherrlicher Genehmigung 
nicht, wenn e3 fich um Darlehn an amtsjäjfige inländilche Schuldner 
auf inländiiche Hupothefen handelt 3®). 


$ 62. 
d) Die ſchaumburgiſche Nitterfchaft. 


Der vormals landſäſſige ritterjchaftliche Adel der Grafjchaft 
Schaumburg bildete auch nach dem Anfall derfelben an Helfen eine 
von der althejfiichen Nitterfchaft verjchiedene Genoſſenſchaft. Die 
Berfafjung derjelben beruht, joviel befannt, nicht auf Statuten, 
jondern Tediglich auf dem Herkommen. Die Rechte der ſchaum— 
burgiſchen Ritterjchaft, welche nach dem Anfall der Grafjchaft an 
Hefjen beftätigt wurden ?), bejtanden blos in der Theilnahme an. 
den Landtagen der Grafihaft Schaumburg und den, Rechten der 
ihaumburgijchen Landftände 2). Eine Gemeinfchaft der Ritterjchaft 


33) E. ©. R. Pr. vom 16. Januar 1748 (2. DO. V. 191), Reg. A. vom 
9. März 1786, Neg. Reife. vom 17. Juli 1786, DB. vom 28. Juli 1789. $ 12. 

34) Landt. Abi. 1527. Das Oberauffichtsreht wurde ehemals von. 
beiden heſſiſchen Linien gemeinfam ausgeübt; vgl. Lebderhofe Kl. Schr. H. 9. 
Diefe Gemeinſchaft erloſch Durch die in Note 2, 3 u 24. erwähnten Veränderungen. 
Ueber den Umfang des Oberauffichtsrechtes: Strippelmann VI. 100. 

35) DB. vom 29. Juni 1821. $ 24. Statuten $ 26. 

36) Statuten $ 27. 

37) Bol. die bei Lebderhofe IL. 17. Note 12. angeff. Beftinmmungen. 

38) Ledderhoſe II. 14. 

1) Privileg vom 17. Juli 1649. bei Ledderhofe II. 158. 

2) Bol. Ledderhoſe II. 116. 
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der Grafſchaft Schaumburg heſſiſchen und Tippifchen Antheils be- 
ftand in der Gemeinfamfeit der Landtage*) und, als diefe außer 
Uebung gefommen war, nur noch in der gemeinjfamen Abhörung 
der Rechnungen über die Scheffelichakabgabe *), welche jetzt auf- 
gehoben ift >). Die bejondere Iandftändifche Verfafjung der Graf: 
Ihaft Schaumburg ging in Folge der Verfaffungs-Urfunde von 
1831 in der allgemeinen Tandftändifchen Verfalfung des Kurftaates 
auf. Daneben wurden zwar die Landitände der Grafſchaft Schaum: 
burg in der Eigenſchaft von Bezirfsräthen bis zur allgemeinen 
Einführung dieſes Inſtituts beibehalten 6), verloren aber dieſe Be- 
deutung durch die allgemeine Einführung defjelben ”). Somit find 
alle Rechte weggefallen, welche der jchaumburgijchen Ritterfchaft 
als einem Beftandtheile der ſchaumburgiſchen Landftände zuftanden. 
Dagegen find derjelben andere dem öffentlichen Rechte angehörige 
Borrechte eingeräumt ®). Aus dem bisher Angeführten ergiebt fich, 
daß die ſchaumburgiſche Nitterfchaft nur eine Vereinigung zum 
Zweck der Ausübung politischer Rechte ift, Dagegen Fein genügender 
Grund vorliegt, ihr juriſtiſche Perſönlichkeit im privatrechtlichen 
Sinne zuzufchreiben. Daher erjcheint weder der zur Bejorgung 
der gemeinfamen Angelegenheiten der Ritterſchaft berufene ritter- 
ſchaftliche Deputirte®), noch der Landiyndifus befugt, Namens der 


3) Nebenabjchied vom 12. Aug. 1647. $ 3. bei Ledderhofe IL. 225. 

4) Ledderhoſe I 130. 

5) Landt. Abſch. vom 19 Aug. 1841. $ 5. 

6) Landt. Abſch. vom 9. März 1831. $ 5. Nr. 1. 

7) Gef. vom 31. Oft. 1848. (G. ©. 1848. ©. 237.) Prov. Gef. vom 
7. Juli 1851. 

8) Inshefondere Landftandfhaft, V. Urf. 1831. $ 63. Nr. 7, aufgehoben 
durch Gef. vom 5. April 1849, wiederhergeftellt dur V. Urf. 1852. $ 41. 
Mr. 11; Sremtion vom Gemeindeverband, Gem. D. $ 9; Theilnahme an der 
Bezirfsratbswahl, prov. Gef. vom 7. Juli 1851. $ 11. 

9) Vgl. über diefe Stelle Ledderhofe I. 120, Gef. vom 16. Februar 1831. 
$ 7. Durch OAGErk. vom 24. März 1852. in ©. von Bardeleben g. Staats: 
anwalt wurde angenommen, daß die im Jahr 1845. erfolgte Beitellung eines 
ritter= und landſchaftlichen Deputirten in der Grafihaft Schaumburg wegen 
$ 5. Sap 1. des Landt. Abſch. vom 9. März 1831. nur auf den Zeitraum bis 
zur Ginführung des Inftituts der Bezirfsräthe zu beziehen fei, daher nad dem 
Erfcheinen des Gefeßes vom 31. Oft. 1848. fo wenig von einer Fortſetzung bes 
Dienftverhältnifjes, ald von einem Gehaltsbezuge die Rebe fein könne. Bol. 
dagegen Gef. vom 13. April 1852. $ 7. (G. ©. 1852. ©. 21). 


13* 
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Ritterſchaft vor Gericht aufzutreten oder Rechtsgeſchäfte abzuſchließen. 
"Das Vermögen der adligen Fräuleinftifter Fiſchbeck und Obern- 
firchen!®) kann nicht als Korporationsvermögen der ſchaumburgiſchen 
Nitterfchaft betrachtet werden. 


g 68. 
e) Der ftarfhegüterte Adel der Provinz Hanau. 


Der ftarfbegüterte Adel der Provinz Hanau, welcher weder 
zur Neichsritterichaft gehörte, noch eine eigene ritterjchaftliche Kor— 
poration bildete, ift als eine beſondere Klaſſe des kurheſſiſchen Adels 
anzufehn, weil er feit der Verfaſſungs-Urkunde von 1831 in Ans 
jehung gewifler dem öffentlichen Nechte angehörigen WVorrechte *) 
dem ritterfchaftlichen Adel von Altheſſen und Schaumburg gleich 
geftellt wurde. ALS ftarfbegütert werden diejenigen adeligen Guts— 
befiger angejehn, welche ein Gut von wenigftens dreihundert Adern 
(Morgen) Feld oder Gartenland und Wieſen befiten?)., Das 
Verzeichniß der in dieſe Klaſſe gehörigen Familien ift Durch den 
Landtagsabjchied vom 9. März 1831 feftgeftellt ) und dergeftalt 
geſchloſſen, daß Adlige, welche fpäter ein Gut von dem angegebenen 
Umfange in der Provinz Hanau erworben oder zufammengebracdht 
haben, der den Erſtern beigelegten Vorrechte dadurch nicht theil- 
haftig werben, 


S 64. 
3) Schriftfäffigkeit. 

Der Begriff der Schriftjäjfigfeit oder Kanzleifäffigkeit entftand 
in Folge der Errichtung Follegialifcher Landesgerichte nad) dem 
Borbilde des Neichsfammergericht3 ?). Man bezeichnete ſeitdem 
die der Gerichtsbarkeit Diefer höheren Gerichte in erfter Inſtanz 


10) Bol. Ledderhoſe I 163. 

1) Insbefondere Landftandfhaft, V. Urf. 1831. 8 63. Nr. 9, 1852. 8 41. 
Nr. 13; Eremtion vom Gemeindeverbande Gem. O. $ 9; Theilnahme an der 
Dezirfsrathewahl, Prov. Gef. vom 7. Zuli 1851. $ 11. 

2) Wahlgejeß vom 16. Febr. 1831. $ 6. Nr. 4, 

3) $ 16. (©. ©. 1831. ©. 99). 

1) Bol. oben $ 19. Note 5. 
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unterworfenen Perjonen und Güter als jchriftfäffig im Gegenſatze 
zu den der Gerichtsbarkeit der Iandesherrlichen Aemter, Patri— 
monialgerichte und Stadtgerichte unterworfenen Amtsfäffigen. Schon 
die älteften heſſiſchen Hofgerichtsordnungen?) unterfcheiden eine 
zweifache Art von Schriftjäffigfeit, Die perjönliche und Die Dingliche, 
Die Schriftjäjligfeit der Güter erftredte ſich, ohne Nüdficht auf 
den Stand des Gutsbeſitzers, auf Diejenigen Rechtsſtreite, welche 
dinglicye Klagen oder actiones in rem scriptae zum Gegenftande 
hatten, und auf Diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, welche Dingliche Nechte an den fraglichen Gütern be- 
trafen ®). Die Schhriftjäjfigfeit der Perſonen erftredte fich auf alle 
Bweige der Gerichtsbarkeit, nämlich auf alle Klagen gegen Schrift: 
ſäſſige, auf alle dieſelben betreffenden Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtöbarfeit einſchließlich der Verträge, bei welchen 
einer der Kontrahenten jchriftfäjftg wart), und auf Die peinlichen 
Unterfuchungsjachen injofern, al3 die zur Unterfuchung gezogenen 
Schriftſäſſigen die Niederfeßung eines judieium honoratum zu fordern 
berechtigt waren 5). Die Schriftjäjfigfeit der Perjonen erlangte 
auch für das materielle Privatrecht Bedeutung, indem Die Gefep- 
gebung bei mehreren Rechtöinftituten einen Unterjchied zwijchen 
Schriftjäjfigen und Amtsſäſſigen einführtee). Dieſe Bedeutung 
der Schriftfäffigfeit befteht auch gegenwärtig größtentheils noch 
fort, obwohl der befreite Gerichtöftand, welcher ſchon im Königreich 
MWeftphalen und Großherzogthum Frankfurt aufgehoben, nad) der 
MWiederherftellung des Kurftaats aber wiedereingeführt war *), jpäter 


— — 


2) Hofgerichts O. 1524. $ 12. 

3) Das Nähere im Buch. IL. Kap. 1. 

4) Reg. A. vom 23. November 1744. 

5) Vgl. den Bergleih vom 29. Oktober 1655. im Abdrud der wegen 
der Rotenb. Quart errichteten Verträge Kaflel 1762. ©. 57. 

6) Val. a) Edift vom 18, Febr. 1724, Fürftl. Neffe. vom 18. Sept. 
1727. und Kon. A. vom 12. Aug. 1749. wegen ber Form der Eheverlöbniſſe; 
b) Kontr. D. vom 9. Januar 1732. $ 11. wegen der MWechfelfähigfeit ; 
c) Juden DO. vom 21. Jan. 1749. $ 22. und Dec. Cass. I. 12. wegen ber 
Forderungen jübifcher Gläubiger; d) V. vom 17. März 1767. $ 27. wegen 
bes ehelichen Güterrechts; e) B. vom 19. November 1773. $ 2, wegen der ge 
ſchwiſterlichen Abfindungen. 

7) Reg. A. vom 10. Sanuar 1814. Nr. 4. 
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für die Schriftfäjfigen aufgehoben worden ift®). Die Aufhebung 
defjelben, ſowie mancher anderen dem öffentlichen Rechte *) und dem 
Givilprozeßrechte 1%) angehörigen Vorrechte der Schriftjähfigen hatte 
feineswegs Die gänzliche Bejeitigung des Begriffs der Schriftjäflig- 
feit zur Folge. Vielmehr befteht dieſelbe mit allen denjenigen 
Wirkungen nod) fort, deren Aufhebung durch Gejeg nicht erfolgt ift. 

Die älteften Hofgericht3ordnungen bezeichnen nur die Brälaten, 
den Adel und die Stadtgemeinden als ſchriftſäſſig!), mithin ſolche 
Perſonen, welche vordem den Gentgerichten nicht unterworfen und 
nur vor dem höheren Landgerichte der Yandgrafen Necht zu nehmen 
Ichuldig waren 12). ine Erweiterung des Begriffd der Schrift- 
jäjligfeit erfolgte Durch Den Gerichtsgebrauch unter Billigung der 
Gejeßgebung *3), indem die mit gelehrten Richtern bejegten oberen 
Gerichte in Uebereinftimmung mit den damals allgemein verbreiteten, 
auch in Die Neichögejeßgebung '*) übergegangenen Anfichten die 
Doktoren und Die fürftlichen Räthe dem Adel gleichftellten. Die 
jpätere Gejeßgebung erweiterte den Umfang der Schriftſäſſigkeit 
noch mehr, indem fie alle Literaten und einen großen Theil des 
Beamtenftandes für Schriftjäjfig erklärte 5) und Die Gefammtheit 
der Schriftfäffigen unter der dem römijchen Rechte entlehnten Ber 
zeichnung der Honoratioren (personae honoratiores) begriff !°). 


8) V. vom 29. Juni 1821. $$ 43, 44, 46. Ger. Org. Gef. vom 31. Oft. 
1848. $$ 8, 23. Prov. Gef. vom 22. Juli 1851. $ 54. 

9) Insbefondere Militärfreiheit, V. vom 17. Sept. 1816. $ 3; Freiheit 
vom Einzugsgeld, O. A. ©. Erf. vom 8. Juni 1776. (2. DO. VI 866); Freiheit 
von Handdienften zum Landwegebau, B. vom 4. Januar 1746. $ 3 u. f. w. 

10) Insbefondere Hinfichtlih der idesbelehrung U. &. O. 1732. IV. 
$ 13. 

11) Hofgerihts-O. 1500. Art. 7. (K. O. 1 31), 1524. Art. 12. (daf. 43). 

12) Bgl. Kopp Ger. V. I 266. Bemerkenswert und aus dem Zuſammen- 
hange der Landtage und Landgerichte zu erflären ift die Erſcheinung, daß ur- 
fprüngli die Perfonen für fchriftfäjlig erklärt wurden, welchen das Recht der 
Landftandichaft zuftand. 

13) Sammthofgerihts:Drdn. 1673. VII. $ 2. 

14) R. Abſch. 1500. Tit. 23. $ 6-8, R. Bol. ©. 1577. Tit. 11. $ 2. 
Tit. 12, 

15) U. ©. O. 1732. 1. $ 2, Han. Hofger. DO. 1747. X. $ 2—4, Han. 
u. ©. ©. 1764. IV. $ 2. 

16) Die Nachweiſung diefes Sprachgebrauchs aus ber Gefehgebung des 
vorigen Jahrhunderts bei Wittich Delin. II. 34. 
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Schriftfäjfig find daher: 1) Der Adel in allen feinen Abftufungen. 
2) Die Literaten. Hierher gehören alle Diejenigen, welche eine 
akademiſche Würde erlangt haben; fodann nicht allein Diejenigen, 
welche eine ausjihließliche und öffentlich anerkannte Literarifche 
Thätigkeit ausüben 17), ſondern zufolge der in der heffifchen Praxis 
angenommenen Auslegung des Begriffs Literaten alle, welche ein 
afademijches Studium zurücgelegt haben 10). Erft nad) vollendeten 
akademiſchen Studium tritt die Schriftfäffigfeit ein; Studirende 
find, wenn fie nicht aus einem fonftigen Grunde Schriftjäjfigfeit 
genießen, in den vor das akademiſche Gericht nicht gehörigen Sachen 
amtsſaͤſſig!“). Als ein die Schriftfäffigfeit begründendes afade- 
demifches Studium kann nicht ein jeder Aufenthalt auf einer Uni- 
verfität zum Zwecke des Beſuchs afademifcher Vorlefungen, Jondern 
nur ein jolches Studium angejehen werben, welches als wefentliche 
Vorbedingung des gewählten Berufs erjcheint?%), und felbft ein 
ſolches Studium dann nicht, wenn ed nur die Vorbereitung zu 
einem Berufe bezwedt, welchem die Schriftjäjligkeit abgefprochen 
iſt?). Auch ausländische Literaten genießen Schriftjäffigfeit 22). 
Die von einem Anländer im Auslande erworbenen afabemijchen 
Würden werden im Inlande nicht anerfannt?3); Dies hindert nicht, 
einen ſolchen als Literaten für ſchriftſäſſig anzuſehen. 3) Die höheren 
Hof, Militär und Givilftaatsdiener. Die Hofdienerfchaft des 
furfürftlihen Hauſes ift ſchriftſäſſig bis zu den Hofoffizianten ein- 
ſchließlich, während die Livree- und übrigen Hofbedienten amt3- 


17) Meber dieſe befchränfende Auslegung des Begriffs Literaten vgl. das 
in der Allgem. jurift. Zeitung von Elvers und Bender 1828. ©. 323 mitge- 
theilte Göttinger Fakult. Gutachten. 

18) D. A. ©. Erf. 1820. bei Pfeiffer I. 321. St. M. A. vom 31. De. 
1824. No. 2. 

19) U. ©. ©. 1732. a. a. O. Han. U. G. O. a. a. O. 8 4. 

20) Erörterungen über den Begriff eines afademifchen Studiums bei 
Strippelmann V. 490. 

21) 3. B. Wundärzte und Thierärzte, Allerh. Beihl. vom 2. März 1825. 
(N. ©. I. 329); Notare, Not. D. vom 30. Oft. 1744. $ 1; Apothefer, V. 
vom 22. Dez. 1824. Tarif II. 3. 

22) u. ©. O. 1732. a. a. O. Han. U. G. O. a. a. O. 

23) Edikt vom 12. Juni 1731. $ 6. (K. O. IV. 53). Reg. A. vom 
9. Zuni 1815. Nr. 2. O. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. I. 725. 
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fäffig find 2). Derſelbe Unterſchied findet bei der Dienerjchaft 
der Häupter und Mitglieder der ftandesherrlichen Familien ſtatt? *). 
Dffizierd und Militärbeamte von Offiziersrang ſind ſchriftſäſſig, 
amtsjäjfig alle jonftigen Militärperjonen vom Feldwebel, dieſen 
einfchließlich, abwärts ?°). An Anfehung der Eivilftaatsdiener fehlte 
es früher in Altheffen an einem feiten Merkmal’ zur Unterfcheidung 
der jchriftfäffigen und amtsſäſſigen Diener, während in Hanau Die 
gefeßliche Beftimmung, daß alle Tandesherrlichen Diener hohen und 
niedern Standes ſchriftſäſſig Jeien 2”), Durch den Gerichtsgebrauch 
nur auf die durch Tandesherrliches Reſkript angeftellten Diener be 
zogen wurde? 8). In Altheſſen erfolgten landesherrliche Entjcheidungen 
über die Schriftjäffigfeit oder Amtsſäſſigkeit einzelner Dienſtſtellen?); 
im Uebrigen befolgte man den Grundfaß, Die mit Schriftjäffigen 
im Range gleichgeftellten Perſonen ebenfalls für ſchriftſäſſig anzu— 
jehen 3%), wofür die vom Landesheren erlaffenen Rangordnugen 37) 
den Maßſtab abgaben. Im Anſchluß an Diefe ältere Auffafjung 
wird der in einigen Gejegen 3?) für einzelne Fälle angenoınmene 
Grundſatz, daß die Uebertragung eines in der Rang-Ordnung vom 
10 Auguft 1821 angeführten Amtes oder Titel! die Schriftjäffig- 
feit begründe, gegenwärtig durch den Gerichtsgebrauch in allen 
Zandestheilen als eine allgemein anmwendbare Regel betrachtet. 
Nur die Rangordnung von 1821, nicht Die Tpätern Rangordnungen 
vom 26 November 1834 und 20 April 1854 erjcheinen für die 
Schhriftjäjligfeit maßgebend 33). Diejenigen Staatsdiener, welchen 


24) B. vom 28. April 1818; vgl. V. vom 18. März 1802. $ 5. 

25) Reg. U. vom 18. Sannar 1819. 

26) B. vom 23. April 1821, $ 2. 

27) Han. Hofger. DO. X. $ 2, Han. U. ©. O. IV. $ 1. 

28) Bericht des Hofgerihts zu Hanau, gebilligt durch GE. G. N. P. vom 
31. Oft. 1815. 

29) Vgl. die Zufammenftellungen bei Wittich 1. ce. p. 35, Kulenfamp in 
den Anm. zur N. ©. I. 326, Wagner ©. V. $ 17, 23. 

30) Wittich 1. ce. 

31) Ueber die ältern Rangbeftimmungen vgl. die Meberficht in &. DO. III 10; 
ferner Rang. D. vom 3. Nov. 1800. (2. D. VII. 860), vom 15. Mai 1803. 
(2. O. VII. 120). 

32) V. vom 22. Dez. 1824. Tarif Nr. IL. V. vom 31. Dez. 1824. Nr. 1 
und 2. . 

33) Kulenfamp (N. ©. I. 328. Anm. 41.) und ein Erk. des O. G. zu 
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die Schriftfäffigkeit durch ältere Beftimmungen ausdrüdlich beige 
legt worden ift, erjcheinen auch Dann als Schriftjälfig, wenn dieſelben 
in die Rangordnung von 1821 nicht aufgenommen worden find 3%), 
Auch Fremde, welche im Ausland höhere Aemter befleiden, gelten 
als ſchriftſäſſig nach Analogie der für die inländifchen Diener be- 
ftehenden Beftimmungen 35). Dagegen find die während der feind- 
lichen Bejeßung der kurheſſiſchen Lande verliehenen Aemter, Titel 
und Standeserhöhungen nicht geeignet, die Schriftjäfligkeit zu be— 
gründen, weil diefelben von der kurheſſiſchen Regierung nicht aner- 
kannt worden find 3%). Vonnden Gemeindebeamten erjcheinen nur 
die Bürgermeifter der Refidenz und der Provinzialhauptitädte wegen 
des ihnen in der Rangorbnung von 1821 beigelegten Ranges 
ſchriftſäſſig. Dagegen erfcheint Die gejekliche Beftimmung, welche 
den amtsführenden Bürgermeiftern aller Städte in Althejjen Schrift- 
feit beilegt 37), nicht mehr anwendbar, jeitdem das Darin voraus: 
gejeßte Bürgermeifteramt in feiner damaligen Geſtalt Durch die 
Gemeindeordnung von 1834 bejeitigt worden ift. 4) Die durch 
erbliches oder perfönliches Privileg für ſchriftſäſſig erklärten Perſonen. 
Die einem Gute zuftehende Schriftjäjfigfeit begründete Feineswegs 
die perfönliche Schriftjäffigfeit des Gutsbeſitzers?). Ein Privileg, 


— 


Kaſſel vom 3. Juli 1827. in S. Philippſohnſcher Kur. g. Schimmel gehen von 
der Anfiht aus, daß auch die im Nachtrag zur Rang. D. von 1821. vom 
30. April 1827. aufgeführten Aemter die Schriftfäfligfeit begründen. Diefe 
Anficht erfcheint richtig wegen $ 1. der V. vom 28. April 1818, auf die jpäteren 
Nangordnungen aber nicht anwendbar. 

34) 3. B. Aftuare, auch wenn fie nicht ftubirt haben, Reg. X. vom 15. 
Mai 1820; die Subalternen der obern Kollegien mit Ausnahme der Pedellen 
und Kanzleiboten, die Landmefler und Steuer-Reftififatoren, G. R. B. vom 
19. Dft. und 16. Nov. 1773, V. vom 31. Dez. 1824. Nr. 3; die mit Sitz 
und Stimme bei den Bergämtern verfehenen Berg-, Hütten-, Fabrik- und 
Salzwerks-Offizianten, Min. Beſchl. vom 27. Juni 1827. (N. ©. I. 326). 

35.4. ©. O. 1732. I. $ 2, Han. Hofg. DO. X $ 4, Han. U. G. O. IV. 
$ 2, V. vom 22. Dez. 1824. Tarif Nr. IV. 1. 

36) D. A. G. Erf. vom 3. März 1827. in ©. Grepon. g. Crepon. Reg. 
A. vom 31. Dez. 1813. 

37) u. ©. ©. 1732, 1. $ 2. Han. Hofe. DO. und U. G. O. a. a. O. 
zählen die Bürgermeifter nicht zu den Schriftfäfjigen. 

38) D. A. ©. D. 1805. in ©. Stodhard g. Keppel. €. G. R. P. von 
22, Febr. 1805. Duyfing Ann. Heft 7. ©. 32. Aus der Beflimmung ber 
u. ©. O. 1732. I. $ 2, dag „Bauern und welche auf dem Lande von contri- 
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welches einem Gute Schriftjäffigfeit beilegt, ift im Zweifel zufolge 
bejchränfender Auslegung blos von der dinglichen Schriftjäffigkeit 
zu verftehen, zumal dann, wenn das Gut zur Beit der Verleihung 
des Privilegs im Befige eines Adeligen oder aus einem fonftigen 
Grund Schriftfäffigen fi) befand 3%). Die in einem Leihebrief 
dem Leihebeftänder von der Landesherrichaft beigelegte perjönliche 
Schriftjäjfigfeit ift im Zweifel ald ein perjönliches Privileg anzu- 
jehn, welches einem dritten Erwerber des Gutes nicht zufommt; 
die Genehmigung des Verkaufs an einen Dritten von Seiten Der 
Leiheherrjchaft enthält nicht Die Uebertragung des Privilegd der 
Schhriftfäjfigkeit auf den Käufer, zumal wenn die Leiheherrichaft 
zur Beit der Genehmigung des Verkaufs die Landeshoheit, welche 
fie vormals zur Verleihung des Privilegs der Schriftſäſſigkeit be- 
rechtigte, nicht mehr befigt 1%). Die dem Befiker eines fchrift- 
ſäſſigen Guts beigelegte perjönliche Schriftjäjfigkeit Dauert auch 
nad) der Aufhebung der Dinglichen Schriftſäſſigkeit als ein jelbft- 
ftändiges mit dem Beſitze des Guts verbundenes Recht fort. 

Die Schriftfäffigkeit hat Die Natur eines Privilegs. Die Ver- 
muthung ftreitet Daher bis zum Beweiſe eines die Schriftjäfigkeit 
begründenden Umſtands für die Amtsſäſſigkeit +). Die Schrift: 
jäffigfeit des Mannes erftredt fih auch auf die Ehefrau und 
Wittwe +2), auf die Kinder, welche, jo lange fie nicht einen felbft- 
ftändigen Stand ergriffen haben, jelbft nad) Beendigung der väter: 
lichen Gewalt die Schriftjäjfigfeit Des Vaterd genießen +3), endlich 
auf den Nachlaß, Jo Tange derjelbe nicht von einem amtsfäffigen 
Erben erworben worden ift**). Dagegen theilt das Gefinde nicht 
die Schriftjäffigkeit der Dienftherrichaft*5). Für die Fortdauer 








„buabelem Aderbau ihre Nahrung ſuchen“ amtsjäflig fein follen, kann man nicht 
folgern, daß denen, welche auf dem Lande vom Aderbau leben, blos wegen ber 
Kontributionsfreiheit ihrer Ländereien das Privileg der Schriftſäſſigkeit zukomme. 
D. 4. ©. Erf. vom 3. Sept. 1836. in ©. Studhard g. Studhard. 

39) Vgl. die in Note 38 angef. D. A. G. Entſch. von 1836. 

40) D. A. ©. Erf. vom 1. Dez. 1838. in ©. Koch g. Peppler. 

41) O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer I. 171. 

42) Reg. Reife. vom 13. Dez. 1804. (2. ©. VIII. 217). 

43) O. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 9. 

44) D. A. ©. Erf. 1845. in ©. Elias g. Wagnerſchen Kurator. 

45) Neg. A. vom 18. Febr. 1819. Ueber das ältere Recht vgl. Dec. 
Cass. 1. 157, ®. vom 18. März 1802. $ 4. 


$ 64. Standesverhältniffe. - 203 


der einmal begründeten Schriftjäjfigfeit ftreitet Die Nermuthung 
bis zur Darlegung von Thatfachen, welche die Aufhebung derjelben 
begründen 0). Solche Thatjachen find: 1) Verluft des Adels. 
2) Verluft des Amtes, welches Die Schriftjäjfigfeit begründet, info- 
fern Damit der Verluft {der Amtsehre verbunden if. Daher hat 
die Amtsentjeßung (Kaflation), Dagegen weder die Strafe der ein- 
fachen Dienftentlafjung +”), nody die Penfionirung, Verabjchiedung *®) 
und Aufhebung der Stelle +) den Verluft der Schriftjäffigfeit zur 
Folge. 3) Verheirathung einer Schriftjäjlfigen an einen Amtsſäſſigen 
und Grgreifung eines die Amtsjäjfigkeit begründenden Standes 
durch Das vor erlangter Selbititändigfeit den Stand des Vaters 
theilende Kind eines Schriftfäjligen. 4) Der Betreibung eines 
bürgerlichen Gewerbes durch einen Schriftjäjfigen wurde nad) älterem 
Rechte 50) Die Bedeutung beigelegt, daß dadurch nur der befreite 
Gerichtsftand in den das Gewerbe betreffenden und dahin ein- 
Ichlagenden Sachen hinwegfalle, die Schriftſäſſigkeit in ihren ſonſtigen 
Wirkungen aber nicht aufgehoben werde. Letzteres ift jet als all- 
gemeine Regel anzufehen, nachdem die früher in Anjehung der 
Sewerb-Angelegenheiten angenommene Ausnahme durch) Die Auf- 
hebung des befreiten Gerichtsftandes ihre Bedeutung verloren hat. 


46) O A. ©. Erf. vom 3. Mai 1834. in ©. Sangmeifter g. Wolf. 

AT) A. M. Kerfting I. 351. Note 1. Vgl. dagegen Pfeiffer VI. 640. 

48) Landesherrl. Refol. vom 8. Juni 1764. (N. ©. IV. 497). &. ©. 
Kr. B. vom 26. März 1805. (2. DO. VII. 227). DO. A. ©. Erf. vom 3. Mai 
1834. in S. Sangmeifter g. Wolf, einen verabjchiedeten Offizier betr. 

49) D. A. ©. Erf, vom 11. Nov. 1833. in ©. Weber g. Fuchs. 

50) D. A. ©. Erf. 1776. bei Pfeiffer Grenzen ber Civ. Patr. Jurisdiftion 
©. 693. €. ©. Kr. Pr. vom 18. Oft. 1789. (2. O. VII. 370). Reg. Reffr. 
vom 14. Oft. 1797. und 1. Aug. 1799. Zu den bürgerlichen Gewerben, welche 
die Schriftfäfligfeit ausjchloffen, wurde weder der Betrieb der Defonomie auf 
eigenen Grundftüden, DO. A. ©. Erf. 1845. in ©. Sundheim g. Enyrim, noch 
die Branntweinbrennerei, Neg. Reffr. vom 1. Aug. 1799, noch die Beichäftigung 
als Künftler, DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 9, gerechnet. Gin Literat, 
welcher eine Domänenpachtung übernommen, wurde burh O. A. G. Erf. vom 
17. Dftober 1848. in ©. Biermann g. Witzel für fchriftfäfjig erflärt. 
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g 65. 
4) Amtsfäfigfeit. 


Der Begriff der Amtsfäffigkeit, welcher ſich durch den Gegen: 
ſatz der Schriftſäſſigkeit ($. 64) von ſelbſt beftimmt, ift im Privat: 
recht infofern von Bedeutung, als hinfichtlich mancher Rechtsin— 
ftitute andere Nechtsnormen für Amtsjälfige als für Schriftjäjfige 
gelten ). Dagegen ift Die Unterfcheidung der Amtsſäſſigen in den 
Bürgerftand und Bauernftand in Anfehung des Privatrecht3 be— 
deutungslos, wenn gleich in manchen Beziehungen de3 öffentlichen 
Rechts, insbeſondere hinfichtlicy der Landftandjchaft, Der Gemeinde- 
verfaffung, der zur bürgerlichen Nahrung gehörigen Gewerbe und 
des Zunftweſens, dieſer Unterjchied noch fortbefteht, Den Amts- 
Jäjligen als folchen ftehen Feine Vorrechte zur Seite; Dagegen be- 
ftehen ohne Rückſicht auf Amts- oder Schriftjäfftgfeit theild gemein- 
rechtliche, theils partifularrechtliche Privilegien für einzelne Berufs- 
ftände, namentlich Kaufleute, Landleute, Soldaten. 


$ 66. 
5) Leibeigenfchaft. 


Die Leibeigenichaft oder Hörigkeit, welche in älterer Zeit in 
Helfen und den angrenzenden Rändern beftand 1), wurde nicht Durch 
allgemeine gefegliche Vorfchriften (Eigenthumsordnungen), jondern 
durd) das Herkommen und Verträge einzelner Eigenthumsherrn mit 
ihren XLeibeigenen geregelt. Sie nahm daher an verjchiedenen 
Drten eine verfchiedene, bald mildere, bald ftrengere Form an. 
In Niederheffen findet man Die Leibeigenfchaft jchon feit dem Ende 
des Mittelalter8 nicht mehr in Uebung?), den Unterfchieb des 
freien und unfreien Bauernftandes verwilcht und nur einzelne Laſten 
üibriggeblieben, welche durch ihren Namen oder ihre Bejchaffenheit 
fih als UWeberbleibjel früherer Leibeigenjchaft darftellen. Dahin 





1) Vgl. den vorigen $. Note 6. 

1) Rommel I 123, 225, Anm. 178. zum zweiten Bud. Wippermann 
Geſch. des Büdinger Waldes I. 5. Zeitjchrift des Vereins für Heil. Geld. I. 
©. 106, IL 2. ©. 6. 

2) Zennep S. 360. Note 17. Kopp Hdb. VI. 303. 
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gehören mandye Abgaben in Geld oder Naturalien (Leibbeede, 
Leibzins, Leibhafer, Leibhühner u. dgl.), die nicht auf dem Grund: 
befiße, jondern auf ganzen Ortſchaften oder einzelnen Familien 
ruhenden ungemefjenen Frohnden, und die Sterbfall- oder Beft 
hauptabgabe. Leßtere, welche zwar aud) als dingliche Laſt vorfommt, 
im Zweifel aber für perjönlich zn halten iſt?), tritt nach dem Her: 
fommen bald als Befthauptslöfung auf, indem der Berechtigte das 
befte Stüd Vieh beim Tode des Mannes, das befte Stüd Kleidung 
oder Hausratl; beim Tode der Frau auswählt und in Natur be 
hält, ſofern daſſelbe nicht durch Erlegung des durch Taxation er: 
mittelten Werths ausgelöſt wird *), bald als Beſthauptstheidigung, 
indem anftatt der Naturallieferung des beiten Haupts ein für alle 
Fälle feftitehender 5) oder in jedem einzelnen Falle Durch Ueber: 
einfunft mit den Erben, hülfsweiſe durch arbiträre Beftimmung der 
Beamten mit Nüdficht auf den Gefammtwerth der Hinterlaffenjchaft 
zu bejtimmender Betrag %) zu entrichten ift. Länger und bis zum 
Ende des achtzehnten Jahrhunderts erhielt fich die Leibeigenfchaft 
in Oberhefien ?), in der Wetterau ®) und in den benachbarten 
furmainzifchen Ortſchaften. Der unfreie Stand haftete in der 
Negel auf den Familien, in welchen er fich vererbte; ausnahms— 
weife galt an einigen Orten in Oberheſſen der Grundjaß „pie 
Luft macht eigen”. Die Berpflichtungen der Leibeigenen bejtanden 
hauptjächlich in ftändigen und unftändigen Abgaben und Frohnden; 
außerdem befanden fte fich in der Regel injofern in einer perjönlichen 
Abhängigkeit von der Eigenthumsherrichaft, als fie der Gerichtg- 
barfeit derjelben, zuweilen einem nur für. Leibeigene beftimmten 


— — — — — — 


3) Gef. vom 26. Aug. 1848. $ 13. 

4) DB. vom 6. Juni 1738. $ 16, 17. (N. ©. II. 34). 

5) Daf. $ 18. So das Hainrecht fin Spedswinfel; vgl. Ulrich Pr. de 
jure mortuarii in Hassia ejusque specie nomine Hainrecht ins. Marb. 1769, 

6) Greben-D. 1739. XLI. $ 3. Zennep ©. 516. 

7) Waldschmidt D. de hom. propr. Hass. 1716. Gaertner Med. I. 70: 
De hom. propr., praesertim Hassiae nostrae superioris. Eſtor Kl. Schr. I. 
239, Bürgerl. Rechtsgel. I $ 381. III. $ 386. 

8) Kopp: Nachricht von denen armen Mannen, gen. die Peterling, in Heſſen, 
der Wetterau und dem Vogelsberg in Kuchenbecker Anal. IX. 65. Kopp Hbb. VI. 301, 
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Gerichte (Eigengerichte?) unterworfen waren und zur Verheirathung, 
jowie zum Abzuge von den Grundbefißungen der Herrichaft des 
Konfenfes der Letztern beburften. Bei dem Abzuge oder der Frei- 
lafjung mußte an die Gigenthumsherrfchaft zur Entfehädigung für 
die ihr mit Aufhebung der Leibeigenjchaft entgehenden Vortheile 
eine Abgabe von bald willfürlichem, bald feſtem Betrage unter 
dem Namen Freifaufsgeld oder Manumifjionsgeld 1%), bei ber 
Verheirathung eine Abgabe an Geld oder Naturalien unter dem 
Namen Heirathkonjensgeld, Brauthuhn, Brauthafer u. dgl.!) 
entrichtet werden. Gin Erbrecht der Herrichaft war in Helen nicht 
hergebracht 12), deſto allgemeiner aber die Befthauptsabgabe. Auch) 
in der Grafihaft Schaumburg beftand Leibeigenjchaft 12a), welche, 
minder ftreng als die weftphäliiche Eigenbehörigfeit, von der heſſiſchen 
Leibeigenfchaft vorzüglich durch Das der Landesherrichaft an dem 
geſammten Nachlafje ihrer Leibeigenen in Ermangelung von Defzen- 
denten, Ajzendenten und Gejchwiftern beigelegte Erbrecht ſich unter- 
jchied '3). Der ſchaumburgiſchen Nitterfchaft war die Gerichtsbar- 
feit über ihre Leibeigenen (Junkernleute) von der Landesherrichaft 
zugeftanden '*). Das Recht der Eigenthumsherrichaften, den 
Konjend zur Heirath der Leibeigenen zu ertheilen, war gejeßlich 
anerkannt, und das Freifaufsgeld für eine das Meiergut nicht 
Dinglich belaftende, jondern perfönliche Abgabe erflärt 15). 
Nachdem das gegen Ende des achtzehnten Jahrhunderts in 
Deutſchland hervortretende Streben nad) Befeitigung der Leib: 


9) 3. B. Eigengeriht zu Niederweimar, Waldschmidt 1. c. p. 45; zu 
Eyſenhauſen, Senkenberg Semestr. VIII. Beil. II. ©. 30, Kopp Ger. B. I. 349. 

10) ©. R. B. vom 17. März 1787. (N. ©. IV. 64.) Kopp Handb. VI 434. 

11) Eftor Kl. Schr. I 72, Kuchenbecker Anal. III. 91. 

12) Gaertner. Med. I. 80. 

12a) Gräbe Nachrichten von der Eigenbehörigkeit und dem Meierrechte in 
der Grafihaft Schaumbung 1803. Nachträge dazu in Duyfing Ann. I. 2, 79. 
Kopp Hdb. VI. 305. 

13) Schaumb. Amts» und HaussD. $ 47. Schaumb. Pol. DO. Kap. 14. 

14) Privilegien der Prälaten, Ritter und Landſchaft der Grafihaft Schaumburg 
von 17. Juli 1649; vgl. Lennep ©. 780, 

15) Schaumb. Amts- und Haus-D. $ 30. Landesh. Reſkr. vom 23. Juni 
1732. Art. 10. (N. ©. II. 413). 
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eigenfchaft in Kurmainz 1787 zur Milderung ?°), in Iſenburg— 
Dirftein 1794 zur Aufhebung derjelben 1”) geführt hatte, erfolgte 
während der Fremdherrichaft Die gänzliche Bejeitigung derjelben 
im Königreiche Weftphalen!®), im Fürftentbum Hanau!°), endlich 
im gefammten Umfange des Großherzogthbums Frankfurt 20), Mit 
der Wiebderherftellung des vaterländifchen Rechts trat zwar auch 
in Anjehung der Leibeigenjchaft in Altheffen, Schaumburg und 
Hanau das frühere Verhältniß wieder ein, Indem aber dem Bauern- 
ftande die Theilnahme an den Landtagen eingeräumt, und dieſes 
Bugeftändniß damit motivirt wurde, daß bei den veränderten Zeit- 
verhältniffen die Gründe weggefallen jeien, welche in vergangenen 
Sahrhunderten den Stand der Bauern als Leibeignen von jedem 
Antheil an landſchaftlichen Verhandlungen ausfchloffen ?"), erfolgte 
von Seiten der Gejeßgebung das Anerfenntniß, daß die Leibeigen- 
ſchaft ſchon feit geraumer Zeit und jelbft im jahre 1806 nicht mehr 
in ihrer früheren, die perjönliche Freiheit beſchränkenden Strenge 
exiftirt habe, und demgemäß die Unterjcheidung von freien und 
unfreien Bauern, jowie alle perjönliche Abhängigkeit der bisherigen 
Leibeignen vom Gigenthumsheren hinweggefallen fei. Dagegen 
wurde durch dieſes Anerfenntnig die Pflicht zur Entrichtung der 
aus der Leibeigenjchaft herrührenden Abgaben und Dienfte Feines- 
wegs aufgehoben ??). Dieſer Rechtszuſtand fand eine erneuerte 
Anerkennung in der Beftimmung der Verfaſſungs-Urkunde von 1831, 
daß die Leibeigenfchaft aufgehoben ſei und bleibe, hinfichtlich der 





16) Mainz. Reg. A. vom 13. Januar, 12. Februar, 25 März, 13. und 
15. Juni 1787. 

17) Iſenb. Birſt. V. vom 26. März 1794, Das Frohndweſen wurde 
beibehalten „als nach beutjcher allgemeiner und Unſeres Haufes eigends vor- 
„liegender Gonftitution und Obfervanz mit dem leibeigenſchaftlichen Zuftand 
„außer aller Verbindung ftehend“, 

18) Const. Art. 13. Kön. Defret vom 23. Januar 1808, Bull. 1808. I. 
225, und vom 27. Juli 1809, Bull 1809. II. 109. 

19) Dekret des Kaifers Napoleon dd. Madrid den 12. Dezember 1808, 
für Hanau durch die franzöſiſche Adminiſtrations-Kommiſſion publizirt. 

20) Organ. Patent vom 16. Aug. 1810. $ 13. Großh. V. vom 7. Februar 
1811, Reg. Bl. I. 293.' . 

21) B. vom 27. Dezember 1814. $ 8. 

22) ©. A. ©. Erf. 1837. bei Pfeiffer V. 564. und Henfel ©. 132. 
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von ihr herrührenden unftändigen Abgaben aber, injoweit fie noch 
rechtlich fortbeftehen, namentlich für die Sterbfälle, im Wege der 
Geſetzgebung eine anderweite Regelung erfolgen jolle 23). Hiernach 
blieben die von der Leibeigenjchaft herrührenden Abgaben, injoweit 
fie zur Zeit der Publikation der Verfafjungsurfunde nod) herfömmlich 
und nicht Durch befondern Titel aufgehoben waren, eiuftweilen bei- 
behalten 2), 

Das Geſetz vom 26. Auguft 1848. hob endlich alle aus der 
Leibeigenjchaft herrührenden perjönlichen Laften, namentlich Die 
Abgabe für den Freifauf, Die Entrichtung der Ehekonſensgelder, 
den Sterbfall oder das Beithaupt und Die Neubauerabgabe ohne 
Entjhädigung der Berechtigten auf?“). Dieſe Beftimmung bezieht 
fi) nicht auf Reallaften, welcdye auf Grundftüden haften; eben fo 
wenig auf Diejenigen, den-Einwohnern eined gewiljen Bezirks oder 
beftimmten Klaſſen derjelben ohne Nüdficht auf Grundbefiß ob— 
liegenden Dienfte und Abgaben, welche Dur die Gefeßgebung 
feit 1831 für ablösbar erklärt und durch das Geſetz vom 26. 
Auguft 1848 gegen Entſchädigung der Berechtigten aufgehoben 
worden find 2%), obgleich unter dieſen Dienften und Abgaben, 
welche die Geſetzgebung mit dem Kollektivnamen gutsherrliche be- 
zeichnet, auch jolche begriffen find, Deren Urjprung nicht aus einem 
vogteilichen oder Kolonatverhältniffe, jondern aus der ehemaligen 
Leibeigenſchaft herzuleiten iſt 27). 








23) V. Urf. 1831. 8 25. 

24) O. A. G. Erk. 1834 in S. Staatsanwalt g. Nordmeyer, 1837 in 
S. Staatsanwalt g. Kirchner bei Henkel ©. 132, Pfeiffer V. 564. 

25) Gef. vom 26. Aug. 1848. $ 13. 

26) Ge. vom 26. Aug. 1848. $ 24. vgl. mit $ 13. 

27) Bei den meiſten Laften diefer Art wird nicht mehr ermittelt werden 
fünnen, ob fie in Unfreiheit ber Pflichtigen oder in der Vogtei ihren Grund 
hatten. Gichhorn d. St. und N. Geſch. II. 381. Zeitfchr. für Kurb. II. 161. 
Note 3. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Buriſtiſche Perfonen. 


$ 67. 
Allgemeine Lehren. 


Die privatrechtliche Eriftenz der juriftifchen Perfonen beruht 
auf der Fiktion, daß Diefelben in der ihnen angewiejenen Sphäre 
die Eigenjchaften eines jelbitftändigen Nechtsjubjett3 haben. Der 
als Rechtsſubjekt fingirte Begriff kann fi) an ein fichtbares Sub: 
ſtrat anfchließen oder eine blos ideale Eriftenz haben. Lebteres 
it der Fall bei Staat und Kirche ?). Das fichtbare Subftrat kann 
in einem Perjonenverein oder Güterinbegriff beftehen. Hierburd) 
ergeben fich zwei Hauptarten Der juriftiichen Perſonen mit fichtbarem 
Subftrat, Korporationen und Stiftungen. Zu erfteren gehören die 
Gemeinden, Zünfte und Korporationen im engeren Sinn, zu Teßteren 
die piae causae und andere Stiftungen ?). Als eine bejondere 
Art der juriftiichen Perſonen ftellen ſich Diejenigen öffentlichen An— 
ftalten Dar, welche weder Korporationen noch Stiftungen find ?), 
fondern, je nachdem fie mit dem Staate, der Kirche oder Gemeinde 
in Verbindung ftehen, eine von Diejen abgeleitete, aber Jelbititändige 


1) Mit Necht verwerfen Savigny Syſtem II. 245. und Kierulff Eivilrecht 
I. 153 die Auffafjung des Staats als Korporation. Ganz unzuläffig ift es, ihn 
mit Göfchen Vorlef. J. $ 62 zu den universitates rerum zu rechnen. ben: 
fowenig fann die Kirche zu den Korporationen gezählt werden; Puchta in 
Schneiders Jahrb. 1840. ©. 712. 
2) Die hereditas jacens wird feit der Ausführung von Savigny II. 363 
von den Meijten nicht mehr zu den juriftifchen Perjonen gerechnet. 
3) Der Begriff der öffentlichen Anftalten, wie er in der kurheſſiſchen Ges 
feßgebung vorliegt (B. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 9, $ 59. Nr.9, $ 88. 
Nr. 13, St. M. A. vom 16. Febr. 1822. $ 2, Staatsbienftgefeß vom 8. März 
1831. $ 1. Nr. 8, Gef. vom 11. Juli 1832, vom 17. Mai 1834, DB. vom 
2. März 1839, Gef. vom 23. Sept. 1848), umfaßt auch öffentliche Korpos 
rationen und öffentliche Stiftungen. 
I 14 
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Perfönlichkeit haben *). Die Fiktion, welche die juriftiiche Per- 
fönlichfeit begründet, beruht entweder auf einem allgemeinen, aus 
Geſetz oder Gewohnheit entjpringenden Rechtsſatze, oder auf einem 
einer einzelnen Geſellſchaft, Anjtalt oder Stiftung Durch einen Akt 
der Staatsgewalt beigelegten Privileg. Erſteres ift der Fall bei 
Staat, Kirche, Gemeinden und Zünften; in allen übrigen Fällen 
müfjen die Nechte der juriftifchen Perjönlichfeit von der Staats- 
gewalt befonders verliehen werden, jei e8 durch eine ausdrückliche 
Erklärung oder ftiljchweigends durch wifjentliche Duldung der Aus: 
übung Diefer Nechte und thatfächliche Anerkennung derjelben, 

Die Nechtöverhältnilfe der juriftiichen Perſonen find im AI 
gemeinen nach den gemeinrechtlichen Grundſätzen zu beurtheilen, 
jedoch unter Modifikationen, welche fi) aus dem öffentlichen Rechte 
des Kurſtaats ergeben. Obgleich die Fiktion, welche den juriftifchen 
Perfonen die Eigenjchaft jelbititändiger Rechtsjubjekte beilegt, blos 
auf Das Privatrecht fich bezieht, Daher die Nechtsfähigfert derſelben 
auf Privatrechtäverhältniffe und zwar VBermögensverhältniffe $) be 
Schränft ift, jo bildet doch Die Eriftenz der juriftiichen Perfonen 
als Rechtsſubjekte im Bereich Des Privatrecht nur eine Seite ihres 
Dajeins, während ihr Zwed und ihre dadurch beftimmte Thätig- 
feit außerhalb dieſes Bereich8 Liegt und nach privatrechtlichen Regeln 
nicht beurtheilt werden kann. Das öffentliche Necht, welches dieſe 
Beziehungen regelt, ift zugleich von Einfluß auf die privatrechtlichen 
Verhältnilfe der juriſtiſcheu Perjonen, weil die Vermögensfähigfeit 
nur als Mittel zur Erreichung der Zwecke derjelben dient, Daher 


4) Die Ausfheidung biefer öffentlichen Anftalten als einer eigenen Art 
juriftifcher Perfonen rechtfertigt ſich ſchon dadurch, daß fie als felbftitändige 
Rechtsſubjekte mit den juriftiichen Perfonen, von weldhen fie ihre Eriftenz ab- 
leiten, Rechtsgeſchäfte eingehen und Prozeſſe führen fönnen. QVgl.$ 71, 75 u. 80. 

5) Savigny Syitem II. 238. Rechte und Verbindlichkeiten, welche Ver— 
mögensverhältniffe zum Gegenftand haben, aber aus Familienverhältnijfen ent- 
ftanden find, Fönnen auf juriftifhe Perfonen als Rechtsnachfolger phyfiicher 
Perfonen übergehn; 3. B. die Pflicht zur Leitung von Alimenten auf den 
Fisfus als Erwerber einer vakanten Erbſchaft. Wenn angenommen wird, daf 
Injurien gegen moraliihe PBerfonen begangen werden fönnen, vgl. Kerfting 
Strafreht ©. 519, jo ift dies dahin zu verftehen, daß darin eine Beleidigung 
der phyſiſchen Perſonen, welche Vertreter oder Glieder ber moralifchen Perſon 
find, gefunden werben kann, wogegen ber Letztern eine Injurienffage nicht zufteht. 
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auch ihre Vermögensverwaltung von dem öffentlichen Rechte be- 
berriht wird. Diejer Einfluß äußert fi) beim Staate infofern, 
als das Staatsrecht auch für die Vertretung des Staat3 in Privat: 
rechtöverhältniffen und Die Verwaltung des Staatsvermögens Die 
Norm abgiebt, Dagegen bei den im Staate beftehenden juriftifchen - 
Perſonen infofern, als die Entitehung und Auflöfung derjelben, 
ſowie die Aenderung ihrer Verfaſſung die ftaatlihe Genehmigung 
vorausjeßt, und ihre Wirfjamfeit während ihres Beſtehens dem 
Dberauffichtsrechte des Staates unterliegt. 

Neue Gemeinden, Kirchengemeinden und Zünfte können nur 
mit Genehmigung des Staates entjtehen *); Die jolchergeftalt ent- 
ftandenen haben von felbft juriftifche Perjönlichkeit, deren aus— 
drüdlicher Beilegung es nicht bedarf, weil fie ihnen ſchon vermöge 
eines allgemeinen Rechtsſatzes zukommt. Bei denjenigen juriftifchen 
Berjonen, deren Perjönlichkeit nicht auf einem allgemeinen Rechts: 
ſatze beruht, ift Die Genehmigung des Staat3 in der Verleihung 
der Rechte juriftifcher Perjonen enthalten). Das Recht, dieſe 
zu verleihen, ift ein Ausflug der Hoheitsrechte, fteht daher dem 
Landesherrn zu; Die Ausübung deſſelben ift den Staatsbehörben 
nicht überlaſſen. 

Mit der Entftehung der juriftiichen Perſon ift zugleich Die 
Entjheidung über ihre Staatsangehörigfeit gegeben. Diejenigen 
juriftifchen Perjonen, weldye mit einer beftimmten Dertlichfeit in 
der Art in Verbindung ftehn, daß ihre Exiſtenz daran gebunden 
erjcheint, wie Kirchen, Gemeinden und Zünfte, gehören dem Staate 
dadurch an, daß ihr Bezirk einen Theil des Staatsgebiet bildet. 
Diejenigen juriftiihen Berjonen dagegen, welche nicht in dieſer 
Weiſe an eine beftimmte Dertlichfeit gebunden find, wie Korpo— 
rationen, Stiftungen und öffentliche Anftalten gehören demjenigen 
Staate an, von welchem ihnen die Rechte juriftiicher Perfonen 
beigelegt find, Wo diefer Grundjaß nicht genügt, z. B. im Falle 
der Theilung des Staates, welcher Die Rechte der juriftifchen Per: 


6) Bol. Gem. DO. $ 4, 75 unten $ 72. Note 6; Kulenfamp Zunftredht 
. 96. 


7) Dagegen ift in ber ftaatlihen Genehmigung eines Perfonenvereind oder 
einer Stiftung nicht ohne Weiteres-die Verleihung der juriftiichen Perfönlichkeit 
enthalten. 
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fönlichfeit verliehen hat, beftimmt fich Die Staatsangehörigfeit nach 
dem Site der juriftiihen Perfon ?). Da die Anerkennung der 
juriftiichen Perfonen als Rechtsſubjekte auf Grundſätzen des ge 
meinen deutjchen Rechts beruht, jo genießen auch Die einem andern 
deutſchen Staate angehörigen juriftiichen Perjonen in Kurheſſen 
gleiche Nechtsfähigkeit wie Die inländijchen. 

Juriſtiſche Perfonen müfjen einen feften Sit haben, wie phyſiſche 
Perfonen ein Domizil, wonach Die Geltung Der Gejebe und 
der Gerichtsftand fic) bejtimmen ®). Der Gib ift bei denjenigen 
juriftifchen Perjonen, deren Exiſtenz an eine beftimmte Dertlichfeit 
gebunden erjcheint, durch letztere nothwendig gegeben. Bei andern 
juriftifchen Berfonen entjcheidet zunächit die Beitimmung der Statuten 
oder Stiftungsurfunden; in Grmangelung einer jolchen Beftimmung 
ift als Sitz derjelben derjenige Ort anzuſehn, weldyer nad) ihrer 
Verfaſſung den Mittelpunkt ihrer Wirkjamfeit und Rechtsverhältniſſe 
bildet. Das Recht des Orts, an welchem die juriftiihe Perſon 
ihren Siß hat, entjcheidet in allen Fällen, in welchen nad) den all- 
gemeinen Grundfäßen von der Kollifion der Statuten die Geſetze 
des MWohnorts Plab greifen. Es kommt Daher nicht hHinfichtlich 
aller Privilegien zur Anwendung, welche juriftiichen Perſonen bei- 
gelegt find, ſondern es hängt von den Nechtöverhältniffen, auf 
welche die Privilegien fich beziehn, ab, nach weldyem Recht diejelben 
zu beurtheilen ſeien. Inſofern hiernach das kurheſſiſche Recht ent- 
ſcheidend iſt, bedarf es der weiteren Unterſuchung, ob daſſelbe das 
fragliche Privileg allen oder nur den inländiſchen juriſtiſchen Per— 
jonen der betreffenden Art beilege!%), Der Ort, an welchem eine 


8) Anerfannt durch Erfenntniß des D. A. ©. zu Gelle vom 8. Juni 1843 
in Austräg. ©. Kurheſſen g. Bayern und Sacfen-Weimar, in welchem ange— 
nommen wird, daß bas Oberauffichtsrecht über die in der Stadt Fulda ihren 
Sig habenden Stiftungen und Anftalten ausſchließlich Kurheflen zuftehe, wenn 
gleich Beitandtheile des Vermögens berfelben im Ausland liegen, oder andere 
Staaten ober deren Unterthanen ein Recht auf Mitbenutzung der Stiftung oder 
Anftalt Haben. 

9) Savigny Syftem VII. 65. 

10) Die Privilegien des Fiskus ftehn ohne Zweifel nur dem einheimifchen 
Fiskus zu; Savigny Syftem VIIL 164. Dagegen werden die Privilegien der 
piae causae auch ausländifchen Stiftungen zugeftanden; DO. A. ©. Erf, bei 
Heufer Ann. I. 449 in Anwendung auf Klagenverjährung. 
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juriftifche Perſon ihren Sig hat, beftimmt deren Gerichtäftand in 
allen Fällen, wo das forum domicilii Pla& greift. 

Der Begriff der Schriftfäjfigfeit wurde auch auf die juriftifchen 
Perſonen übertragen. Schriftjäjfig waren der Fiskus), Die 
Städte'?), Die Univerfität!3) umd die mit Prälaturqualität!*) ver- 
jehenen Stifter und Hofpitäler, in Hanau alle milden Stiftungen 5), 
amtsjälfig die Landgemeinden und Zünfte 12e). Nach heutigem 
Rechte ift der befreite Gerichtsftand der juriftifchen Perfonen mit 
Ausnahme des Staats aufgehoben 17). 

Die juriftifche Perfon ald von Natur willens- und handlungs- 
unfähig erhält Willens -» und Handlungsfähigfeit nur durch Fiktion. 
Sie bedarf daher der Stellvertreter nad) beiden Seiten !®). Ueber 
die Beftellung und Wirkſamkeit derjelben entjcheidet Die Verfaſſung. 
Diefe” beruht entweder auf allgemeinen Rechtsnormen für alle 
juriftiichen Perjonen einer gewillen Gattung, insbejondere Kirchen, 
Gemeinden, Zünfte, oder auf Spezialnormen für einzelne juriftifche 
Perſonen, insbejondere Statuten, Stiftungsurfunden oder Gefeßen 
für einzelne Korporationen, Stiftungen oder öffentliche Anftalten. 
Aenderungen der Berfaflung Durch autonomijche Beftimmungen find 
nur unter den Vorausfegungen zuläffig, welche theil3 aus den 
Beitimmungen der beftehenden Verfaffung, theil3 aus Dem formellen 
Charakter der abzuändernden Normen fich ergeben; fie bebürfen 
der Genehmigung des Staats, weil die ftaatliche Anerkennung 
einer juriſtiſchen Perſon blos auf Die Dabei vorausgefehte Ver: 
fafjung derſelben zu beziehen ift!%). Der verfafjungsmäßig ge 


11) V. vom 10. März 1786 (2. ©. VI. 45), vom 29. Juni 1821. $ 
43, 44. St. M. N. vom 29. Jan. 1827. V. vom 30. Jan. 1829. 

12) Hofgerihte:D. 1524. $ 12, Sammthofgerihtse-D. 1673, VII. $ 2. 

13) Sammthofgerihts:D. 1673. VII. Eing. Kopp G. DB. IL 186, 191. 

14) Ledderhoje Kl. Schr. I. 19 fgg. 

15) Han. Hofg. DO. X. $ 2, Han. DB. vom 24. Sept. 1754. $ 2. 

16) O. A. ©. D. 1790 in ©. advoc. cam. 9. Gem. Galden. Kopp 
G. 3. II. 191. Note u. 

17) Prov. Gef. vom 22. Juli 1851. $ 54. 

18) Man fann die erftern primäre, bie letztern ſekundäre Mepräfentanten 
nennen. PBuchta im Mechtslerifon von Weisfe III. 71. 

19) Vgl. über das Erforderniß der Staatsgenehmigung bei der Autonomie 
der Gemeinden Gem. D. 1834. $ 3, der Zünfte Zunft-D. 1816. $ 20, der 
katholiſchen Kirche V. Urf. 1831. $ 135. Nr. 2, 1852. $ 103. Nr. 2. 
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äußerte Wille der Vertreter wird ald Wille der juriftifchen Perſon 
fingirt, ohne einer Ergänzung durch den Staat zu bebürfen?°). Die 
Handlungen, welche die Vertreter Namens der juriftiichen Perſon 
innerhalb der NRechtsiphäre, auf welche überhaupt die juriftifchen 
Perſonen ihrem Begriffe nach bejchränft find 2"), und innerhalb 
des ihnen durch deren Verfaſſung angewiejenen Wirfungskreijes 
vornehmen, find als Handlungen der Letztern zu betrachten und 
erzeugen für fie unmittelbar Rechte und Berbindlichfeiten, Ins— 
bejondere gilt Dies von Handlungen, welche eine NRechtsverleßung 
oder Beligftörung ??) enthalten. Die Vertreter der juriftiichen 
Berfon find auch zum Vortreten vor Gericht Namens derjelben in 
Sachen der ftreitigen oder freiwilligen GerichtSbarfeit Tegitimirt 2°); 
die Vertretung vor Gericht kann andern Perſonen obliegen, als 
die außergerichtliche ?*). " 

Das Oberauffichtsrecht des Staates, welches fid, über alle demfel- 
ben angehörigen juriftijchen Berjonen erſtreckt, befteht nach kurheſſiſchem 
Staatsrechte in verfchiedenem Umfange bei verjchiedenen juriftifchen 
Perjonen. Seinem Begriffe nad) enthält e8 das Recht, im Jutereſſe 
des Staats die juriftifchen Perſonen nicht allein in gleicher Weiſe, wie 
es bei phufiichen Perjonen der Fall ift, zu beaufjichtigen, jondern 
auch Handlungen oder Unterlafjungen zu verhindern, welche der 
eigenthümlichen Verfaſſung der juriftifchen Perſon oder den etwa 
von Seiten des Staats für deren Gejchäftsführung ertheilten Normen 
wibderftreiten. Hieraus folgt Feineswegd eine Beichränfung der 
juriftiichen Perfon in der freien Verfügung fiber ihr Vermögen, 


20) Ueber Ausnahmen vgl. unten ©. 216. 

21) Vgl. oben Note 5. Ueber die Frage, ob juriftifche Perfonen durch ihre 
Vertreter Delikte begehn Fönnen, vgl. Savigny Syftem II. 310, Vangerow 
Band. I. $ 55, Puchta im Rechtslexikon TIL 71, Kerfling Strafreht ©. 218. 
Ueber die Benennung juriftifcher Perfonen als Zeugen vgl. Strippelmann VII. 646. 

22) D. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. III 623. 

23) Die Vertretung juriftijcher Perfonen dur ihre Mitglieder, Vorſteher 
oder Verwalter bildet eine Ausnahme von dem Verbot der gewerbmäßigen Be 
forgung fremder Recdhtsangelegenheiten vor Gericht. DB. vom 17. Nov. 1829. 
$ 15. b. 

24) Der Staatsanwalt, vgl. $ 70. Nr. 11 und die für manche juriſtiſche 
Berfonen beftellten Syndifen, vgl. Strippelmann III. 2, 243, VII 191, Heufer 
Ann. I. 349, Savigny II. 296, find vermöge ihres Amts nur zur gerichtlichen 
Vertretung befugt. 
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insbefondere nicht die Nothwendigfeit der Genehmigung des Staats 
für alle Handlungen, welche über den Begriff der laufenden DVer- 
waltung hinausgehen 20). Das Oberauflichtärecht des Staates ift 
jedoch bei einzelnen Gattungen von juriftiichen Perfonen zu einem 
Schußrechte erweitert, vermöge deſſen der Staat durd) die Staats- 
verwaltungsbehörden in ähnlicher Weije, wie bei fehußbedürftigen 
phyſiſchen Perſonen Durch Die Dbervormundjchaftsbehörben, die 
obere Leitung der Angelegenheiten derjelben ausübt, Diefen Um— 
fang hat dad Oberauflichtsrecht bei den Gemeinden ?*), bei den 
Kirchen und Stiftungen für Kultus, Unterricht oder Wohlthätig- 
feit2”) und bei allen Korporationen, Stiftungen oder Anftalten 
zu gemeinnüßigen Zweden?®); auch bei andern juriftifchen Per: 
fonen kann Das Oberaufſichtsrecht des Staat durch Vorbehalt 
bei Genehmigung derjelben einen ähnlichen Umfang erhalten. Die 
Oberaufſicht bezweckt in dieſen Fällen, das Intereſſe der juriftifchen 
Perſon zu wahren, welches mittelbar auch ald Stantsinterefje er- 
ſcheint, infofern der Zweck derfelben mit den Staatszweden zuſam— 
menfällt oder damit wenigftend in Verbindung ſteht. Das Auf: 
ſichts- und Schugrecht begründet in Beziehung auf die Privat- 
rechtsverhältniffe der juriftiichen Perjonen folgende, im Allgemeinen 
nach Analogie der Obervormundjchaft zu beurtheilende Rechte und 
Dbliegenheiten der zur Ausübung deſſelben berufenen Staatsver- 
waltungsbehörden: 1) Die Fürjorge, Daß die juriftiichen Perſonen 
niemals in privatrechtlicher Hinficht einer Vertretung entbehren. 
Dagegen ſchließt das Oberauffichtsrecht Die Befugniß der Staats: 
behörden zur unmittelbarn Vertretung der juriftiichen Berfonen nicht 
in fih29); ebenjowenig die Legitimation des Staatsanwalt3 zur 


— 


25) Savigny II. 283, 325, 352 vergleicht die primären Repräfentanten mit 
Bormündern und räumt ihnen wenigftens bei Korporationen nur die laufende 
Berwaltung ein, während Veränderungen in der VBermögensfubftanz der Staats: 
genehmigung bedürfen follen. Allein zu einer ſolchen Beſchränkung, welche für 
einzelne Gattungen von juriflifhen Perfonen allerdings begründet erfcheint, ift 
in der Natur der juriftifchen Perfon Feine VBeranlafjung gegeben. 

- 26) 2. urk. 1831. $ 42, Gem. D. 1834, $ 92, 93. 

27) 3. Urf. 1831. $ 133, 138, 1852. $ 101, 106. 

28) V. vom 29. Juni 18M. $ 23. Nr. 9, $ 59. Nr. 9, $ 88. Nr. 13. 

29) Vgl. unten $ 72. Note 10, $ 74. Note 11, $ 79. Note 25, 26, 
$ 89. 
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Vertretung derjelben vor Gerichts). 2) Die Beauffichtigung der 
Geſchäftsführung der Vorfteher, Verwalter oder jonftigen Vertreter 
der juriftifchen Perſonen insbejondere Hinfichtlich der Erhaltung 
de3 Vermögens in feiner Subſtanz und der Verwendung der Ein- 
fünfte in Gemäßheit der dafür beftehenden Vorjehriften. Die Auf- 
fichtsbehörde tritt in Ddiefer Beziehung auf erhobene Bejchwerde 
oder von Amtswegen, durch periodische Rechnungsabhörung und 
Snventarrevifion oder durch Vifitation der gefammten Gefchäfts- 
führung oder einzelner Zweige derjelben oder durch Kenntnißnahme 
und Prüfung einzelner Vorgänge, vermittelft der ihr über die Ver- 
treter der juriftijchen Berfon zuftehenden Disziplinargewalt in Thätig- 
feit, um das Intereſſe der Gejammtheit gegenüber ihren Vertretern 
zu wahren. 3). Die Genehmigung derjenigen von den Vertretern 
der juriftiichen Perfonen Namens derjelben eingegangenen Rechts— 
gejchäfte, welche zu ihrer Nechtsgültigfeit der Zuftimmung der Auf: 
fichtsbehörde bedürfen. Bei welchen Rechtsgeſchäften dieſelbe er- 
forberlich fei, Fan nicht im Allgemeinen beftimmt werden, da der 
freien Verfügung der juriftiichen Perjonen über ihr Vermögen von 
Seiten de3 Staats nicht überall gleiche Grenzen gezogen find. Aus 
Rechtsgejchäften, zu welchen die Genehmigung der Auffichtsbehörbe 
erforderlich, aber nicht eingeholt worden ift, kann Die juriftifche 
Perfon Hagen, aber nicht verklagt werden 3!), wenn nicht ein 
weiterer Rechtsgrund hinzutritt, welcher auch bei mangelnder Zu— 
flimmung der Auffichtsbehörde die Klage begründet 32). in Recht3- 
geichäft, welches ungültig ift, weil dabei die aus der Verfaffung 


30) Nah V. vom 29. Juni 1821. $ 60 follte der Staatsanwalt alle „der 
Aufficht des Staats untergebenen Anftalten” vertreten. Durch Gef. vom 11. Juli 
1832. $ 4 ift diefe Dertretung auf diejenigen öffentlichen Anftalten bejchränft, 
bei welchen dem Staate nicht blos die Aufficht über die Vermögensverwaltung, 
fondern die ausſchließliche Verfügung über das Vermögen zufteht. 

31) O. A. ©. Erf. vom 8. März 1850 in S. Albach g. Stabt Hanau in 
Anwendung auf eine Gemeinde. 

32) 3. B. die Verwendung in ben Nußen der Gemeinde bei einem Dar- 
lehn, welches von Lebterer ohne die zur Zeit der Erborgung erforderliche Ge- 
nehmigung der Auffichtsbehörde aufgenommen worden ift. Anerfannt dur D. 
A. ©. Erf. vom 26. Jan. 1839 in ©. Gem. Gyriarweimar g. Heufer in Ans 
wendung auf bie Klage aus Gefchäftsführung für die Gemeinde durch Bezahlung 
eines ſolchen Darlehns derfelben. 
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der juriftiichen Perfon fich ergebenden Grforberniffe nicht gewahrt 
find, erlangt Durch die. hinzutretende Zuflimmung der Auffichtsbe- 
hörde feine Gültigkeit, weil der. Lebtern Die Befugniß zur unmittel- 
baren Vertretung der juriftiichen Berfon abgeht?3). In den Fällen, 
für weldye die Einholung der Genehmigung der Auffichtsbehörde 
weber durch allgemeine, noch bejondere Normen vorgejchrieben ift, 
handelt die juriftiiche Perſon jelbitftändig. Insbeſondere ift die 
Auffichtsbehörde nicht befugt, Diejelbe zur Erfüllung privatrechtlicher 
Verpflichtungen zwangsweiſe anzuhalten 3*) oder privatrechtliche 
Streitigkeiten der juriftifchen Perſon mit ihren Gliedern oder dritten 
Perſonen zu entjcheiden 35) oder diejelbe an der Ausübung ihr zu— 
ftehender Privatrechte zu verhindern 3), 

Im Falle der Auflöfung einer juriftiichen Perfon fällt das 
Vermögen derjelben al3 herrenlos an den Staat?”), ſoweit nicht 
über defjen Verwendung für Diefen Fall in der Verfaſſung der 
juriftiichen Perfon Beltimmungen gegeben find. ine Verfügung 
der Vertreter über dafjelbe für den Fall der Auflöfung ift unmög- 
lich, infofern ihnen eine ſolche Befugniß nicht Durch Die Verfaſſung 
beigelegt ift. Beftritten ift Die Frage, welchem Staate das im In— 
land befindliche Vermögen einer auswärtigen juriftiichen Perſon 
im Fall ihrer Auflöfung zufalle 3°). 


33) DO. A. ©. Erf. vom 19. Dezember 1827 in ©. Stäbelfches Kunft- 
inftitut g. Gem. Langenfelbold in Beziehung auf ein vom Ortsvorſtand einer 
Gemeinde ohne ermächtigenden Gemeindebejchluß für die Gemeinde vor der Gem. 
Ordnung aufgenommenes Darlehn. 

34) Insbefondere ift es unzuläffig, einen privatrechtlichen Anſpruch des 
Staates durch Disziplinarmafregeln der Auffichtsbehörde gegen die Vorfteher 
oder Berwalter der juriftifchen Berfon zwangsweife geltend zu maden. O. A. G. 
Erf. vom 25. März 1843 in S. Staatsanwalt g. Stadt Kaffel, vom 26. Juni 
1847 in ©. Staatsanwalt g. Gem. Gottsbüren. 

35) DO. X. ©. Erf. bei Pfeiffer VI. 126. O. 4. ©. Erf. vom 21. Jan. 
1843 in S. Gem. Laudenbah g. Staatsanwalt in Beziehung auf den Anſpruch 
eines entlafjenen Gemeindebeamten gegen die Gemeinde aus $ 106. Gem. D. 

36) DO. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 601 und Nechtsfreund 1838. ©. 258. 

37) Kierulff Givilreht I. 143. Puchta im Rechtslerifon III. 73. 

38) Ein Erfenntnig des D. U. ©. zu übel vom 19. Jan. 1837 in 
Austr. S. der Regierungen von Preußen, Hannover, Meflenburg-Schwerin, 
Braunschweig und Anhalt:Bernburg nimmt an, daß ein jeder Staat in das 
aftive und paffive Vermögen (vorl. der d. Ordensballey Sachſen) nah dem 
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Yon den einzelnen jurififchen Perfonen. 
I. Der Staat. 


$ 68. 
1) Aelteres Recht. 


Die Beftimmungen des römischen Necht3 über den Fisfus des 
Kaiſers wurden in Heflen auf. Die Landesherrichaft angewendet, in- 
dem man diejelben zunächſt auf Den deutſchen Kaiſer als vermeint- 
lichen Nachfolger der römijchen Imperatoren!), jodann aber nach 
dem Grundſatze tantum valet princeps in territorio quantum im- 
perator in imperio auf die Landesherrn anwendbar erachtete, welche 
Nechtsanficht in den NReichsgrundgejeßen Anerkennung fand ?). Die 
jura fisci, welche hierdurch als Beftandtheil der Landeshoheit an- 
erfannt waren, beitanden in dem Necht auf den Bezug derjenigen 
Einfünfte, welche nad) römiſchem Recht dem Fisfus zufloffen ®). 
Zugleich aber wurden überhaupt Die im römijchen Recht in An- 
jehung des Faijerlichen Fiskus getroffenen Beftimmungen auf den 
Fiskus des Landesheren angewendet, insbejondere die Privilegien 
des Fisfust) und Die Eigenfchaft einer juriftiichen Perſon. Letztere 
Auffafjung war in Hefjen jo unzweifelhaft, Daß Die Verleihung des 
jus fiscum habendi von den Landesheren ald Form für die Er- 
theilung der juriftifchen Perjönlichfeit angewendet wurde). In 
Folge dieſer Auffaffung mußte zwijchen dem Bermögen des Tandes- 
herrlichen Fiskus und dem Privat = (Chatoulle=) Vermögen des Landes- 
herrn ebenfo unterjchieden werden, wie das römijche Recht zwifchen 


Berhältniß des in feinem Gebiet befindlichen Aftivvermögens eintrete, Dagegen 
geht das in Note 8 angeführte Erfenntniß des O. A. ©. zu Celle von der An- 
fiht aus, daß das Vermögen aufgelöfter Körperfchaften dem Fisfus desjenigen 
Staates zufalle, in welchem die Körperichaft ihren Siß hatte, daher das in 
einem andern Staatsgebiet befindliche Vermögen als herrenlos nicht anzujehen ſei. 

1) gl. Cons. Marb. I. 9. Nr. 104, I, 30. 

2) 1. P. 0. VII. S. 4. Wahlfapit. Art. 21. Mofer Anm. zu K. Karls VII. 
Wahlfapit. TIL. 277. 

3) Eine Ueberſicht diefer Einkünfte in 1. 1. pr. de jure fisci (49, 14). 

4) Dec. Cass. I. 4. 

5) Statuten ber Univerfität Marburg v von 1653 vgl. mit Gnäd. Reffr. vom 
5. Sept. 1775 bei Lebderhofe Kl. Schr. I. 312. Gleicher Ausdrud in den 
Statuten der Univerfität Rinteln von 1621. 
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fiscus und patrimonium prinäpis unterſcheidet. Da beide Ber: 
mögensmafjen unabgejondert in der Hand des Landesherrn ver- 
einigt waren, jo konnte die Frage, ob einzelne Vermögensftüde 
zum Fiskus oder zum Privatvermögen des Landesherrn gehörten, 
nur nad) dem Titel, auf deſſen Grund diefelben der Landesherrichaft 
zuftanden, beantwortet werden. Auch der Begriff des Iandesherr: 
lichen Fiskus und der Umfang des dazu gehörigen Vermögens 
war nach tem römijchen Nechte zu beftimmen. Da das neuere 
römifche Recht das gefammte in des Kaiferd Händen vereinigte 
Staatövermögen unter dem Namen des Fisfus begreift®), jo waren 
zum Iandesherrlichen Fisfus alle diejenigen WVermögensrechte bes 
Landesherrn zu rechnen, welche demjelben als Regenten, aljo unter 
einem ftaatsrechtlichen Titel zuftanden, daher ein Annex der Landes: 
regierung bildeten und der Verfügung des Landesheren nad 
Maßgabe der Landesverfafjung, insbejondere unter den aus den 
Rechten der Landſtände entjpringenden Beſchränkungen unterworfen 
waren. Zum Fiskus gehörten Daher: 1) die fisfaliichen Einkünfte 
im engern Sinn, namentlich Konfisfate, Geldftrafen, erbloje Erb- 
Ichaften, herrenlofe Sachen ”), 2) der Ertrag der Steuern, Zölle 
und niedern Negalien®), 3) alle übrigen von der Landesherrichaft 
entweder unter einem ftaatsrechtlichen Titel erworbenen oder durch 
eine bleibende Anordnung: zu Staatdzweden beftimmten Vermögens- 
ftüde®), in welchem letztern Falle je nach dem Anhalt der landes— 
herrlichen Anordnung entweder die Subſtanz der fraglichen Ver: 
mögensftüde oder blos die Nußung derfelben zum Vermögen des 
Fiskus gehörte. Die Verfügung über das Vermögen des Fiskus 
ftand dem Landesheren nach) Maßgabe der Landesverfaflung zu, 
den zur Verwaltung defjelben beftellten Iandesherrlichen Behörden 





6) Savigny Syftem II. 273. 

7) Bol. Note 3. Dec. Cass. II. 285, II. 29. Lebderhofe Kl. Schr. II. 314. 

8) Estor Orig. c. 49. p. 379. handelt von Steuern, Zöllen, Abſchoß und 
Nachfteuer in dem Abſchnitt de jure fisci, 

9) 3. B. die bei Aufhebung der Klöfter fäfularifirten und von ber Landes: 
herrſchaft eingezogenen Kloftergüter, deren Einfünfte, infoweit ihnen nit eine 
befondere Verwendung zu Theil geworden war, nad der Zuficherung im Landt.⸗ 
Abi. von 1527. $ IV (bei Estor Com. p. 116) „in die gemeinen Gaften“ 
fallen und „zu gemeines Landes Nothdurft“ verwendet werben follten. Vgl. 
übrigens über Kammergüter Buch II. Kap. 1. 
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Dagegen nur infoweit, als fie Dazu Durch allgemeine Verordnungen 
und Dienftanweifungen ober in einzelnen Fällen vom Landesherrn 
ermächtigt waren. Zur Berwaltung des fisfaliichen Vermögens 
beitanden verjchiedene Behörden und Kafjen, unter welchen die vom 
Kammersollegium (unter den wechjelnden Namen Nentkammer, 
Kriegs und Domänen- Kammer, Oberrentkammer) verwaltete 
Kammerfafje und die vom Kriegs-Kollegium verwaltete Kriegskaſſe 
die bedeutenditen waren. In Folge dieſer Trennung unterjchied 
man einen fiscus cameralis, militaris u. ſ. w.*°), worunter nicht 
verjchiedene juriftiiche Berjonen, ſondern nur Abtheilungen (stationes) 
des Fiskus zu verjtehen waren, Ebenſo war die prozefjualifche 
Vertretung des Fiskus verjchiedenen Beamten, dem procurator 
fisci, advocatus fisci und advocatus camerae, übertragen, deren 
Gejchäftsfreife mit Rückſicht auf Die Zuftändigfeit der verjchiedenen 
Berwaltungsbehörden gegen einander begrenzt warentı). Der 
Fisfus Eonnte bei den Landesgerichten nicht allein Elagend auftreten, 
ſondern nad) dem mit reich3gejeßlichen Beftimmungen 12) im Ein- 
Hang ftehenden Herkommen in Hefjen®) auch belangt werben. 
Das nad älterm Recht in beftimmten Fällen worgejchriebene Er- 
forderniß der Auswirkung Tandesherrlicher Erlaubniß zur Anftellung 
der Klage wurde jpäter aufgehoben ı*). Hinfichtlich Des Gegen- 
flandes waren Klagen gegen den Fiskus zwar, wie aus deſſen 
Degriffe folgt, auf vermögensrechtliche Anjprüche beſchränkt >), 
übrigens aber bei allen Gegenftänden des fisfalifchen Vermögens 
ohne Unterjchied zuläffig 1°). 


10) 3. B. Kopp Handb. IN. 553. 

11) E. ©. R. P. vom 14. November 1775 (2. O. VII. 172). Pfeiffer 
II. 556 bis 558. Außerdem beſtand bie Stelle eines advocatus prineipis; vgl. 
Kopp Handb. I. 128. 

12) Wahlfapit. Art. 19. $ 6. 

13) Bgl. Pfeiffer I. 230. 

14) DB. vom 10. März 1786 (2. O. VII. 45). 

15) Die O. A. ©. D. vom 15. Febr. 1746. IT. $ 1 fchliegt „Polizei⸗ 
und bie Landesverfafjung angehende Sachen von der Kompetenz des höchſten 
Gerichtshofs aus. 

16) Das Edift vom 26. November 1743 unterſtellt, indem es „in denen 
Sachen, ſo Uns und Unſere Nachfolger, Unſere Kammer, Aemter und jura be— 
treffen“ die Mitglieder des O. A. Gerichts unter Entbindung von der auf 
Reſpicirung des landesherrlichen Beſten geleiſteten Pflicht und Verbindung auf 
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$ 69. 
2) Die Periode der Fremdherrſchaft. 


Die Offupation des Kurftaats (vgl. oben $ 2. Nr. 8 und 9) 
erftrecfte fich auch auf Das Vermögen des Fiskus. Geftügt auf das 
Recht der Kriegderoberung verfügte Napoleon darüber, indem er 
einen Theil fich jelbft vorbehielt, den Reſt dem Königreich Weſt— 
phalen und dem Großherzogthum Frankfurt überließ), Im 
Königreich Weftphalen wurde das Vermögen der demfelben ein- 
verleibten Staaten theild für Eigenthum des Staats (tresor public), 
theils für Eigenthum des Königs und der Föniglichen Familie 
(tresor de la couronne) erflärt?); die Schulden der gedachten 
Staaten wurden nad) vorgängiger Liquidation als Geſammtſchuld 
des weitphälijchen Staates anerkannt). Im Großherzogthum 
Frankfurt erfolgte zwar die Verfchmelzung des Vermögens der darin 
vereinigten Staaten zu einer einzigen Vermögensmafle; dagegen 
wurden die Schulden derjelben nicht zu einer Geſammtſchuld des 
Staates Eonfolidirt, ſondern als bejondere Schulden der betreffenden 
Landestheile behandelt *). 

Nach der Auflöfung des Königreichs Weftphalen und des Grof- 
herzogthums Frankfurt trat mit der Wiederherftellung des Kurftaats 
auch in Betreff des Fiskus das Ältere Necht wieder in Kraft. Aus: 
gehend von dem Grundjaße, daß die Staatsverfaflung durch Die 
vom Landesheren ald rechtmäßig niemald anerkannte Zwifchen- 


eine ganz unparteiifche Juſtiz verweift, die Zuläffigfeit des Mechtswegs in allen 
biefen Sachen, welche den Inbegriff des gefammten fisfalifchen Vermögens ums 
faffen. Unter „Aemter“ ift der Inbegriff der den Tandesherrlichen Aemtern zur 
Erhebung überwiefenen Einkünfte zu verftehn, welche fpäter den Gegenſtand ber 
Amtspachtungen bildeten. 

1) Weftph. Gonftit. Art. 2. in Verbindung mit dem Vertrage vom 22. April 
1808 bei Martens Suppl. V. 34. Frankf. Org. Patent $ 7. in Verbindung 
mit dem Bertrage vom 16. Febr. 1810. Art. 7. und dem Uebergabe-Protofoll 
vom 15. Mai 1810. Art. 4 bis 8. bei Martens Suppl. V. 241, VII. 185. 

2) Weitph. Gonftit. Art. 9. Kön. Defret vom 1. Juni 1809, Bull. 1809. 
II. 379. 

3) Kön. Dekret vom 2. Juni 1808 und Gef. vom 4. Juli 1808, Bull. 
1808. II. 3, 255. 

4) Frankf. Org. Patent Ging, $ 10, $ 43. Winfopp Beſchreib. des 
Großh. Frankfurt. S. 166. 
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regierung in rechtlicher Hinficht Feine Aenderung, ſondern nur 
faftifch eine Unterbrechung erlitten habe, daher nach Beendigung 
der Fremdherrichaft blos eine thatjächliche Wiederherftellung des 
frübern Rechtszuftandes erforderlich ſei“), nahm die Furhejliiche . 
Regierung auch in Betreff des Fiskus an, Daß er mit der Wieder- 
berftellung des Kurftaats in den frühern Kreis jeiner Nechte und 
BVerbindlichkeiten, injoweit Diefelben nicht inzwijchen in rechtsgültiger 
Meife eine Aenderung erlitten hatten, von jelbft wiedereingetreten 
fei, und es fi) nur um Wiederergreifung des durch die feindliche 
Dffupation verlorenen Befißed der einzelnen zum Vermögen des 
Fisfus gehörigen Sachen und Rechte handele. ine Aenderung 
in den Rechtsverhältnifien des Furheffiichen Fiskus Fonnte während 
der Frembherrjchaft eintreten: 1) aus allen denjenigen Gründen, 
welche eine Thätigfeit Der Regierung nicht vorausfegen. Die Ver: 
jährung der Klagen des kurheſſiſchen Fiskus ruhte jedoch während 
der Fremdherrichaft injoweit, als Die Klage bei den weitphälifchen 
oder frankfurtiichen Gerichten hätte angeftellt werden müſſen, weil 
bei diejen der Fiskus eines durch Die Verfaſſung des Königreichs 
Weſtphalen oder Großherzogthums Frankfurt als aufgelöft bezeichneten 
Staates als Kläger nicht zugelaffen werben konnte. Auch in Betreff 
der vor der Fremdherrichaft entftandenen Forderungen gegen den 
kurheſſiſchen Fiskus ruhte Die Klagenverjährung, weil die Gläubiger 
durch die Auflöfung des kurheſſiſchen Staats faktiſch verhindert 
waren, ihre Forderungen gegen Denjelben geltend zu machen, und 
der Rechtsweg in Betreff derſelben bei den weftphälifchen Gerichten 
ausgejchlojfen war, indem bei Anerkennung der Altern Staats- 
ſchulden nur eine im Verwaltungswege zu bewirfende Feitftellung 
und Tilgungsweiſe derjelben vorgejchrieben war®). 2) Durch 
Handlungen des rechtmäßigen Negenten. Da die Regierungsrechte 
deflelben in rechtögültiger Weije nicht aufgehoben waren, und Die 
feindliche Okkupation des Vermögens des Fiskus den abwejenden 
Landesherrn faktiſch nicht verhinderte, Dispofitionen darüber zu 
treffen, jo Fan jolchen von demſelben während der Fremdherrſchaft 


5) Vgl. über die von der kurheſſiſchen Regierung in Betreff der Negierungs- 
handlungen der Zwijchenherrichaft befolgten Grundfäße namentlih V. vom 31. 
Juli 1818 und Brot. der D. B. Verſ. 1826. $ 93. Beil. ©. 525 fog. 

6) D. A. ©. Erf. 1834 im Rechtöfreund 1838. S. 329. Vgl. oben Note3. 
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getroffenen Verfügungen nach der Wiederherftellung des Kurftaats 
Nechtsgültigkeit nicht abgejprochen werden. Läßt jedoch eine von 
dem vertriebenen Landesherrn während ber Fremdherrichaft ges 
troffene Verfügung die Auffallung einer von demſelben nicht 
als Regenten, jondern als Chef des Ffurfürftlichen Haufes oder 
in Anfehung feines Privatvermögens vorgenommenen Handlung 
zu, jo ift im Zweifel diefe Auffaflung vorzuziehen”). 3) Durch 
Handlungen der Zwiſchenherrſchaft. Die Frage von der Recht: 
gültigfeit der von der Zwijchenregierung in Betreff des Vermögens 
bes Fisfus getroffenen Verfügungen ®) ift in einzelnen Beziehungen 
gejelicy entjchieden, im Uebrigen nad) gemeinrechtlichen Grund 
jäßen zu beurtheileu. Die gejeglichen Beftimmungen beziehen fich 
auf die von der Zwijchenregierung vorgenommenen Beräußerungen 
der Kammergüter ®), der heimgefallenen Lehen +°), der Güter des 
deutjchen Ordens 12) und der aufgehobenen Stifter '?), ferner auf 
die Allodififation der Lehen 43), die aus herrjchaftlichen Gebäuden 
entnommenen Mobilien **), die Verfügungen über die aus kur— 
heſſiſchen Staatskaſſeu ausgeliehenen Kapitalien ?°) und die Zins: 
abfchnitte der nicht anerkannten weſtphaͤliſchen Staatsfchulden 0). 
Dieſe Gejeße bilden für Die Landesgerichte Die einzige Norm zur 


7) O. 4. ©. Erf. vom 8. Mai 1844 in ©. Staatsanwalt g. Menfing, 
in Anwendung auf die Zuficherung einer Penfion wegen „der dem Kurfürften 
Kön. Hob. und dem Furfürftlichen Haufe geleifteten vorzüglichen Dienſte“. 

8) Die Literatur über diefe Frage findet man verzeichnet bei Pfeiffer Das 
Recht der Kriegseroberung in Beziehung auf Staatsfapitalien 1823. ©. VII. 
und Kulenfamp Liter. ©. 68, 161, 163. Den dort verzeichneten Abhandlungen 
find hinzuzufügen: von Bülow Abhandl. über einzelne Materien des röm. bürg. 
Mechts I. ©. 1, .1. ©. 7. Stickel Beitrag zu der Lehre von der Gewähr: 
leiftung und der Nechtsbeftändigfeit der Handlungen eines Zwifchenherrichers 1825. 
Murhard im Staatslerifon von Rotteck und Welder 1846. IV. ©. 9. 

9) V. vom 14. Ian. 1814. In Betreff der fuldifhen und hanauiſchen 
Domänen vgl. Acc. Vertrag vom 2. Dez. 1813. Art. 3. bei Martens Suppl. 
V. 651, und Wiener Kongr. Afte Art. 41. 

10) V. vom 18. Januar 1814. 

11) ®. vom 8. Oft. 1816. 

12) ®. vom 23. Sept. 1814. 

13) V. vom 18. Jan. 1814 und 5. Sept. 1815. 

14) ®. vom 4. Febr. 1814. 

15) V. vom 31. Juli 1818. 

16) 3. vom 4. Ian. 1814 und 19. Aug. 1814. 
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Beurtheilung der dadurch geordneten Nechtöverhältniffe, ohne Daß 
ihnen ein Urtheil über die Rechtmäßigkeit der gejeglichen Beftim- 
mnngen zufteht 1”). Cine hierdurch für ungültig erklärte Regie— 
rungshandlung des Zwiſchenherrſchers erlangt Wirkjamfeit durch 
die Anerkennung derjelben von Seiten des rechtmäßigen Negenten 
ohne Unterfjchied, ob die Anerfennungshandlung vor oder nach dem 
Erlaß des betreffenden Gejeßes ftattgefunden hat!s). Nad) den 
in Ermangelung gejeßlicher Beftimmungen zur Anwendung fommenden 
gemeinrechtlichen Grundjäßen befteht Feine allgemeine Verbindlichkeit 
des in den Befiß der Regierung zurücdgefehrten rechtmäßigen Ne- 
genten zur Anerkennung der von dem Zwiſchenherrſcher vorgenom- 
menen Regierungshandlungen. Insbeſondere kann Dieje Verbindlich- 
feit nicht aus den Grundjäßen abgeleitet werden, welche bei dem 
wejentlich von jenem Falle verjchiedenen Verhaͤltniß des rechtmäßigen 
Regierungsnachfolgers zu feinem Borgänger gelten, Dagegen haben 
die von der Zmifchenregierung auf privatrechtlichem Gebiete über 
das Vermögen des Fiskus getroffenen Verfügungen in denjenigen 
Fällen verbindende Kraft, in welchen nad) den gemeinrechtlichen 
Grundfäßen über die Wirkungen des unbefugten Eingreifens in ein 
fremdes Rechtsgebiet die Namens einer juriftiichen Perfon von 
einem Dazu nach der Berfafjung derjelben nicht befugten Vertreter 
vorgenommenen Handlungen Verbindlichkeiten für Das vertretene 
Rechtsſubjekt erzeugen. Der Grund der Nechtöverbindlichkeit befteht 
hiernach entweder in der Nothwendigfeit der getroffenen Dispofition, 
oder in der Nüklichfeit derjelben. Im Falle einer Verwendung. 
zum Nußen des Furhefliichen Fiskus (versio in rem) begründen die 
Handlungen der Zwijchenregierung die Verpflichtung defjelben bis 








17) O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer II. 404. in Anwendung auf B. vom 
31. Juli 1818. In gleihem Sinn erfannte das D. A. ©. zu Gelle am 23. 
Dezember 1820 in ©. von der Wenfe g. Stolle in Anfehung der in Hannover 
über die Ungültigfeit der weitphäl. Domänenverfäufe erlaffenen Verordnungen. 
Vgl. auch oben $ 31 und 38. 

18) D. A. ©. Erf. 1842 in ©. Staatsanwalt g. Schaumburgfche Erben 
in Anwendung auf B. vom 14. Jan. 1814. Im diefem Falle wurde angenom- 
men, daß die Berweigerung der Rückgabe eines von der Zwifchenregierung gegen 
ein Kammergut ertaufchten Guts eine Anerkennung der Veräußerung des Kammer⸗ 
guts enthalte. 
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zum Belaufe der Bereicherung!°). Als nothwendig haben Diejenigen 
Handlungen der Zwiſchenherrſchaft für den kurheſſiſchen Fiskus 
verbindende Kraft, welche a) die Erfüllung einer Verpflichtung des 
Zeßteren enthielten, welche auf einem auch den rechtmäßigen Re— 
genten verpflichtenden Rechtsgrunde beruhte?°), oder b) zur Fort: 
jeßung der Verwaltung des feines rechtmäßigen Oberhauptes be— 
raubten Staats und feined Vermögens erforderlich waren 22). Vor: 
ausgeſetzt wird hierbei in formeller Hinficht, daß die Zwifchen- 
herrichaft und deren Behörden nach) Maßgabe des von derjelben 





19) Es kommen hier nicht die Grundfäße von der actio de in rem verso 
zur Anwendung, worüber Zeitihr. IL 175. und Gtrippelmann IV. 1, 220 zu 
vergleichen, fondern der aus 1. 27. de reb. cred. (12, 1) für juriftifche Ber- 
fonen abzuleitende allgemeine Grundfaß. 

20) Bon ſelbſt verſteht es fih, daß bie Schulden der übrigen Staaten, 
welche mit Kurhefien im Königreich Weftphalen vereinigt waren, ungeachtet ihrer 
Aufnahme in die allgemeine weitphälifche Reihsihuld nicht als Schulden des 
Furhejfiichen Fisfus betrachtet werden fünnen; vgl. O. A. ©. Erf. vom 17. Nov. 
1819 in ©. Büding g. Landesſchulden-Kommiſſion. Umfomehr gilt dafjelbe von 
den Schulden der Staaten, aus welchen das Großherzogthum Frankfurt beftand; 
vgl. oben Note 4. und Art. 34 des Staatsvertrags vom 2. Juli 1828 (G. ©. 
1829. ©. 123). 

21) Das D. A. ©. Erf. vom 27. Juni 1818. in ©. Heym g. von Stein, 
abgedruckt bei Pfeiffer Inwiefern find Regierungshandlungente. ©. 6, geht davon 
aus, daß ein Staatsverein zwifchen den gefammten Bewohnern Heflens auch 
während der Abwefenheit ihres rechtmäßigen Regenten fortgedauert habe und 
nothwendig Habe fortdauern müfjen, und daß die Landesgerichte, ohne bie Recht: 
mäßigfeit des Erwerbs der höchſten Staatsgewalt zum Gegenitaud ihrer Beur- 
theilung zu nehmen, ihre Kognition auf die rechtlichen Folgen der als faktiſch 
eriftirend vorausgefeßten Staatsverwaltung zu befchränfen haben. Im Gingang 
der V. vom 31. Juli 1818 heißt es: „daß es überhaupt mit dem Rechte ber 
Bölfer und der Staaten unvereinbar ift, der feindlichen Herrichaft während ihres 
Beftehens andere Gerechtiame über die kurheſſiſchen Staaten zu geftatten, als foldhe, 
bie in der Natur einer feindlichen Beſetzung fremder Länder liegen und lediglich 
in der vorübergehenden Verwaltung des Staats und feines Vermögens beftehn“. 
Auch ein Erf. des O. A. G. zu Dresden vom 6. März 1830 in Austrägal- 
Sachen des Großherzogthums Hefien g. das Kurfürſtenthum Heflen, bie links— 
rheinfeitigen Mainzer Staatsjchulden betreffend, geht von der Anfiht aus, daß 
bie zur Fortfegung der Verwaltung eines feines rechtmäßigen Oberhaupts bes 
raubten Staates erforderlichen Regierungshandlungen, welche ein faktiſcher Inhaber 
der höchſten Staatsgewalt vorgenommen hat, fo weit fie die innere Landesver— 
waltung betreffen, nach allgemeinen ftaatsrechtlichen Grundjäßen ipso jure auch 
für den nachher wieder eingetretenen rechtmäßigen Negenten verbindend feien. 
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aufgeftellten Staatsrechts innerhalb ihrer Zuftändigkeit und in den 
vorgejchriebenen Formen gehandelt haben, in materieller Hinficht, 
daß die Handlung die Grenzen der Verwaltung des Staat und 
des Staatsvermögend nicht überjchreite, worunter Verminderungen 
der Subftanz des Staatsvermögens 22), Anlehn, Interzeſſionen?) 
und Akte der Liberalität nicht zu begreifen find, endlich in quanti- 
tativer Hinficht, daß die fragliche Verwaltungshandlung ſich aus— 
jchließlich auf Eurheffiche Landestheile oder Beitandtheile des Ver— 
mögens des kurheſſiſchen Fisfus bezogen habe, wogegen die Ver— 
bindlichfeit des Letztern nur zu einem verhältnigmäßigen Antheile 
eintritt, wenn die fragliche Handlung den weftphälijchen oder frank- 
furtifchen Gefammtftaat betraf. Daher fönnen Schulden der weft 
phälifchen Centralkaſſen nicht in ihrem Gejammtbetrage gegen den 
Fisfus eines der Staaten, welchen Theile von Weitphalen zuge 
fallen find 24), wohl aber Schulden, welche eine Spezialkaſſe ge 
macht hat, gegen den Fisfus der nachfolgenden Regierung als In— 
haber und Verwalter derjelben Kafje?°) geltend gemacht werden, 
Der auf Kurheffen fallende Antheil an den Gentralfehulden des 
Großherzogthums Frankfurt ift durch Staatövertrag beftimmt 20). 
Dagegen hat eine ftaatövertragsmäßige Feitftellung des auf Kur: 
heilen fallenden Antheild an den Centralſchulden des Königreichs 
Weitphalen bisher nicht flattgefunden?”), Da die Feftitellung 


22) Das infNote 21 angeführte O. A. G. Erf.von 1818 erflärte die Zwifchen- 
regierung für befugt, über kurheſſiſche Staatsfapitalien zu verfügen, „als welche 
zu der unveräußerlihen Subſtanz des Staatsvermögens nicht gerechnet werben 
können.“ Diefe Entſcheidung veranlaßte die V. vom 31. Juli 1818 vgl. oben 
Note 15. 

23) Das in Note 21 angeführte Austrägal-Grfenntniß erflärte die vom 
Königreih Weltphalen durch Staatsvertrag mit Franfreih vom 14. Januar 1810 
und 10. Mai 1811 eingegangene Uebernahme von Schulden eines fremden Landes, 
nämlich eines Theils der Tinfsrheinfeitigen Mainzer Staatsfhulden, als nicht 
verbindend für Kurheſſen, weil ein foldher Aft nicht unter den Begriff von Fort: 
feßung der innern Landesverwaltung falle. 

24) D. A. ©. Erf. 1820 bei Pfeiffer IT 415. 

25) D. A. ©. Erf, 1821 in S. Staatsanwalt g. Schmid. 

26) Staatsvertrag vom 2. Juli 1828, publizirt durch B. vom 31. Dezbr. 1829. 

27) Der Staatsverirag vom 29. Julı 1842, abgedruckt in der Gef. Sammlung 
für die preußischen Staaten 1843 No. 9, in der furheffifchen Gef. Sammlung 
dagegen nicht publizirt, enthält die Beftimmung der Naten nicht. 


$ 70. Der Staat. 227 


dejjelben durch Die Landesgerichte der betheiligten Staaten wegen 
mangelnder Kompetenz nicht bewirkt werden kann, jo ift den 
Gläubigern des weftphäliichen Staat? in Anfehung der Gentral- 
ſchulden deſſelben der Rechtsweg bei den kurheſſiſchen Gerichten 
faktiſch verſchloſſen. Auch die an ſich für den kurheſſiſchen Fiskus 
unverbindlichen Handlungen der Zwiſchenregierung können durch 
ausdrückliche oder aus ſchlüſſigen Handlungen zu folgernde Aner— 
kennung von Seiten des rechtmäßigen Regenten Wirkſamkeit erlangen. 


‘g 7. 
3) Gegenwärtiges Recht. 


Seit dem achtzehnten Jahrhundert wurde es nicht blos bei den 
Nechtslehrern, ſondern auch in Geſetzen!) und gerichtlichen Er— 
fenntniffen?) gebräuchlich, Die jeither mit dem Namen Fiskus be- 
zeichnete juriftiiche Perfon den Staat zu nennen und Das dem 
Landesherrn in feiner Eigenſchaft als Negenten zuftehende Ver: 
mögen im Gegenfage zum Privatvermögen des Yandesherrn und 
des Furfürftlichen Haufes als Staatövermögen zu bezeichnen, Diefe 
Neuerung hinfichtlich der Benennung hatte eine Aenderung des Be- 
griffs nicht zur Folge. Ebenfowenig erfolgte eine Aenderung deſ— 
jelben Durch die Verfaſſungs-Urkunde von 1831 und Die damit im 
Zuſammenhange ftehenden Geſetze und Vereinbarungen 3), oder Durch 
die Verfaflungs-Urfunde von 1852, welche Die gedachten Verein— 
barungen mit einigen Veränderungen in ſich aufnahm +). Ebenfo- 








1) Vgl. über die Ausdrüde Stunt, Staatsvermögen, Staatsverwaltung, 
Staatsdiener, Staatsanwalt: V. vom 14. Febr. 1795 Eing. und $ 5, Landt. 
Verh. 1815 Beil. 7, 8, 12, Gonftit. Entwurf 1816 Kap. 4 Art. 1 und 2, 
Kap. 6 Art. 1 bis 3, V. vom 14. Januar 1814, vom 8. Oft. 1816, Haus— 
und Staatsgejeg vom 4. März 1817, Ging. und $ 13, V. vom 31. Juli 1818, 
vom 29. Juni 1821, Allerhöchſt. Beichl. vom 4. Sept. 1824 (N. ©. I 313), 
St. M. A. vom 30. Januar 1829 $ 3. 

2) Zahlreiche Belege bei Pfeiffer I und III, vgl. auch das im vorigen $ 
Note 21 erwähnte D. A. ©. Erf. 

3) ©. u. 1831 $ 139 bis 142. Vereinbarungen vom 3. Februar 1831 und 
vom 9. März 1831, Gef. vom 27. Febr. 1831 über den Staatsihas und Haus- 
ſchatz, Gef. vom 11. Juli 1832. 

4) V. U. 1852 $ 107 bis 110. 


15* 
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wenig wie der Begriff des Fisfus änderten fi) durch die Be— 
flimmungen der Verfafjungd-Urkunden von 1831 und 1852 und 
der darin erwähnten Vereinbarungen die rechtlichen Grundjäße über 
den Umfang des Vermögens des Fiskus s) deren faktiſche Durch— 
führung jedoch durch die 1831 mit den Landftänden vereinbarte 
Sonderung des Staatövermögend vom Fideilommißvermögen des 
furfürftlichen Hauſes und die Verzeichnung des erfteren ®) vollendet 
wurde. Dagegen trat in Folge der Berfafjungs-Urfunden von 1831 
und 1852 eine Aenderung des früheren Rechts injofern ein, als 
die Verfügung des Landesheren über das Vermögen des Fiskus 
einestheild durch Die mit den Landftänden vereinbarte Feititellung 
des Daraus zu beftreitenden Bedarfs des Furfürftlihen Hofs auf 
eine beftimmte jährlihe Summe, anderntheild durch die Kontra- 
fignatur der Minifter und die den Landftänden eingeräumten Rechte 
neue Beſchränkungen erlitt. Es ergeben ſich Hierdurch für Das 
heutige Recht über die Verhältnifje de3 Staats in privatrechtlicher 
Hinficht folgende Grundſätze: 1) Die Berfchiedenheit der juriftifchen 
Perſönlichkeit des Fiskus (Staats) von der Perfon des Landes: 
herren ift in dem Maße anerkannt, daß Nechtäftreite zwijchen beiden 
möglich find”). 2) Die Verfügung über das Vermögen des 
Fiskus und deſſen Vertretung bei’ gerichtlichen und außergerichtlichen 
Handlungen ift ein Recht der Staatsgewalt, fteht mithin dem Landes- 
herren zu, welcher alle Rechte der Staatsgewalt in fich vereinigt ®). 
3) Die Ausübung dieſes Rechtes findet ftatt nach Maßgabe der 
Landesverfaflung, theild durch den Landesherrn felbft, theild Durch 
die von demſelben unmittelbar oder durch Die dazu ermächtigten 


_— 


5) Vgl. $ 68. Note 7 bis 9 mit V. U. 1831 $ 139. „Zum Staatsver: 
mögen gehören vornehmlich die bisher bei den Finang= und andern Staatsbehörben 
verwalteten oder nad) erfolgter Feititellung diefes Vermögens zur Staatdverwaltung 
übergehenden Gebäude, Domanial (Kammer =) Güter und Gefälle, Forfte, Jagden, 
Fifchereien, Berg- Hütten» und Salzwerfe, auch Fabriken, nugbaren Negalien 
und Rechte, Kapitalien und fonftige Werthgegenitände, weldye ihrer Natur und 
Beftimmung nad) als Staatsgut zu betrachten find, oder aus Mitteln des Staats 
oder zum Staatsvermögen erworben fein werben“. 

6) Vgl. über das Inventar des Staatsvermögens Landt. Verh. 1839. I. 
No. 10. ©. 38. ’ 

7) Gef. vom 11. Juli 1832 $ 9. 

8) B. Urf. 1831 $ 10, 1852 8 8. 
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Oberbehörben beftellten Beamten und Diener. 4) Wie alle vom 
Landesheren in Bezug auf die Regierung und Verwaltung des 
Staats ausgehenden Verordnungen und Verfügungen erhalten aud) 
diejenigen, welche fi) auf den Fiskus beziehn, erft durch Die Kon: 
trafignatur des Borftandes desjenigen Minifterial- Departements, 
in welches die betreffende Angelegenheit einfchlägt, allgemeine Glaub— 
würdigfeit und Vollziehbarkeit*). Hieraus ergiebt ſich für Diefelben 
das Erforderniß jehriftlicher Form. In materieller Hinficht unter- 
liegt das Verfügungsrecht des Landesherrn denjenigen Beſchränkungen, 
welche einestheild aus den Rechten der Agnaten des Furfürftlichen 
Haufes 20), anderntheild aus den Rechten der Landftände 1) fich 
ergeben, Die Zuftimmung derjelben ift erforderlich zur Verminderung 
des Staatsvermögend durch Beräußerung wefentlicher Beftandtheile 
defjelben, jowie zur Beſchwerung deſſelben mit Schulden oder 
bleibenden Laſten. Ausgenommen von dem Veräußerungsverbot 
find einestheild die nothwendigen Veräußerungen, anderntheils die 
bei einzelnen Befigungen zur Beförderung der Landeskultur oder 
fonft zur Wohlfahrt des Staates und Entfernung wahrgenommener 
Nachtheile durch Verkauf, Austaufch, Vererbleihung, Ablöfung oder 
Umwandlung in ftändige Renten für gut befundenen Veränderungen. 
5) Staatöbehörden fteht die Befugniß, über Staatsvermögen zu 
verfügen, nur infoweit zu, al3 fie ihnen vom Landesherrn im Al 
gemeinen oder in einem einzelnen Falle ‚beigelegt worden ift. In— 
joweit nicht Gejege oder Dienjtanweilungen eine andere Beftimmung 
enthalten, erjcheinen die Verwaltungsbehörden in allen Abftufungen 
und in allen Zweigen der Staatsverwaltung vermöge der ihnen 
im Allgemeinen angewiejenen Stellung zu Feinerlei Verfügungen über 
das Staatövermögen befugt, welche nicht zur laufenden Verwaltung 
gehören, insbejondere weder zu Verfügungen, welche die Subftanz 
des Staatsvermögens oder deſſen ftändigen Ertrag vermindern !2), 
3. B. Veräußerungen und erbliche Verleihungen ?3), oder eine Be- 


9) V. Urf. 1831 $ 108, 1852 $ 83. 

10) Bol. namentlich Brüdervergleih von 1568 $ 5. 

411) ©. Urf. 1831 $ 142, 1852 $ 110. 

12) Rentfammer-D. vom 6. März 1682 $ 3. (2. O. III 186). 

13) B. vom 1. Aug. 1804 (2. DO. VII 191). Zum Abſchluß eines Ver: 
trags, durch welchen anftatt eines erproprürten Grundftüds ein anderes vom 
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laftung defjelben mit Schulden, namentlich) Anlehen!*), oder 
fonftigen bleibenden Laften, oder den Erwerb von Grundeigen- 
thum 15) bezweden. Die Iandesherrlihe Genehmigung fann, wo 
fie erforderlich ift, durch eine Verfügung des Gejammt- Staats- 
minifteriums oder des Vorftandes eined Minifterial= Departements 
nicht erfeßt werden 1°); Das Borhandenjein der Tandesherrlichen 
Genehmigung aber wird, auch wenn Die landesherrliche Entjchließung 
jelbft nicht vorliegt, Durch die Verſicherung des betreffenden Mini- 
fteriums, Daß fie erfolgt fei, in genügende Gewißheit gejeßt 7). 
6) Behörden von follegialer Einrichtung Fönnen nur vermitteljt 
eines Durch Abftimmung der Mitglieder fich ergebenden Kollegial— 
bejchluffes Namens des Staats handeln; Die Handlungen des 
Vorſtandes oder einzelner Mitglieder vermögen, wenn fie nicht anf 
bejonderer Ermächtigung beruhen, weder einen gefaßten Kollegial- 
beichluß aufzuheben ®), noch einen nicht vorhandenen Kollegial- 
beichluß zu erjegen ?*). 7) Eine befondere Form ift für die von 
Staatsbehörden Namens des Staats einzugehenden Rechtsgeſchäfte 
ald Bedingung der Gültigkeit derjelben nicht vorgeſchrieben. Es 
fönnen daher Verträge, für welche nicht im Allgemeinen eine be- 
flimmte Form vorgejchrieben ift, von den Staatsbehörden auch 
mündlich abgejchloffen werden. Jedoch bildet die jchriftliche Form 
bei den Gejchäften der Staatsbehörden, insbejondere bei Zufiche- 
rungen Dritten gegenüber, dergeftalt Die Negel, daß bei blos 
mündlichen Verhandlungen das in Rede ftehende Nechtsgejchäft 








Erbleihebeftänder furrogirt werden follte, wurde die Oberfinanzfammer ohne 
landesherrliche Genehmigung für befugt erachtet, DO. A. ©. D. vom 23. Juni 
1847 Staatsanwalt betr. 

14) O. A. ©. Erf. 1824 bei Pfeiffer IT 380, 

15) O. N. ©. Erf. 1841 bei Strippelmann IT 176, erflärt zwar die Ober: 
Berg- und Salzwerfs-Direftion für befugt, ohne Tandesherrliche Genehmigung 
Grundeigenthum zu erwerben, leitet aber diefe Befugnig nicht aus der allgemeinen 
Stellung derartiger Berwaltungsbehörden, fondern aus fpeziellen Gefeßen ab. 

16) D. A. ©. Erf. 1834 in S. Staatsanwalt g. Rumpf. 

17) ©. A. ©. D. vom 15. Dez. 1832, Staatsanwalt zu Fulda betr., in 
Anwendung auf einen Taufch kurheſſiſcher und großherzoglich-heſſiſcher Domanial- 
gefälle, deſſen Natififation durch die beiderfeitigen Finanz-Minifterien unter Bes 
zugnahme auf die Genehmigung der beiderfeitigen Landesherrn erfolgt war. 

18) D. A. ©. Erf. 1826 bei Pfeiffer III 559, 

19) ©. A. ©. Erf. 1830 bei Pfeiffer III 633. 
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ohne bejondere Gründe für Die gegentheilige Annahme nicht als 
vollendet anzufehen ift?%). 8) Die Wirkſamkeit der von Staats- 
behörden Namen? des Staated vorgenommenen Handlungen ift 
nicht nach den von Mandataren, ſondern nad) den von Nepräfen- 
tanten juriftiicher Perfonen geltenden Grundjäßen zu beurtheilen?*), 
Insbeſondere gilt dies vom Erwerb der Nechte und des Beſitzes. 
Die von Staatsbehörden Namens des Staats abgejchloffenen Ver— 
träge, jowie die von denjelben in ihrem Amte durch Handlungen 
oder Unterlafjungen begangenen Rechtöverlegungen begründen un— 
mittelbare Verbindlichkeiten des Staates unter der Vorausfeßung, 
daß dieſelben innerhalb der Grenzen des ihnen angewiejenen amt: 
lichen Wirkungskreiſes gehandelt haben??), Iſt dieſe Vorausfegung 
vorhanden, jo findet nur gegen den Staat eine Klage ftatt; der 
für feine Perfon verflagte Staatsdiener vermag ſich gegen die er- 
hobene Klage zu jehügen, indem er behauptet und nöthigenfalls 
erweift, im amtlicher Eigenſchaft innerhalb der Grenzen feiner 
Dienftbefugnifje gehandelt zu haben?3). Da in diefem Falle über: 
haupt feine Klage gegen den Staatsdiener als Privatperfon ftatt- 
findet, jo Ffann die Sllage gegen den Staat nicht von der Voraus: 
klagung des betreffenden Staatsdieners abhängig gemacht werden? +), 
Hat dagegen ein Staatsdiener nicht in amtlicher Gigenjchaft ge- 
handelt oder feine Amtsbefugniffe überjchritten, jo entjpringt aus 
deſſen Handlungen Feine Verpflichtung des Staats, wogegen eine 
Klage gegen den betreffenden Staatsdiener als Privatperjon in 


20) DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann III 2, 119, auch bei Pfeiffer III 559. 

21) Bol. Pfeiffer II 362, 367, 376, III 519. Strippelmann IV I, 292. 

22) Es handelt fich hier nur um die auf dem Gebiete des Privatrechts vor= 
genommenen Amtshandlungen. Ueber die Haftung des Staats für bie 
Amtshandlungen der Staatsdiener im Allgemeinen und insbefondere in Ausübung 
der Gerichtsbarkeit und Negierungsrechte vgl. Pfeiffer IT 361, VI 94, VIII 545, 
Strippelmann IV 1, 285, VI 248. 

23) Ueber die prozefjualifche Geltendmachung diefer Behauptung, welche bald 
als Einrede des unrichtig gewählten Verflagten, bald als nominatio auctoris 
ſich darftellt, fowie über die in diefem Falle zuläffige accefjorifche Intervention 
des Staatsanwalts zu Gunften des verflagten Staatsdieners vgl. O. A. ©. Erf. 
bei Pfeiffer III 634 Nr. 10, VI 95, Strippelmann V 661 und fgg. 

24) D. 4. ©. Erk. bei Pfeiffer II 384, VI 132 und Strippelmann IV 
1, 320. 
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diefem Falle begründet fein Fann?3). ine Ueberjchreitung der 
Amtsbefugnifje Liegt nicht allein dann vor, wenn ein Staatsdiener 
Handlungen vornimmt, welche überhaupt (in abstracto) außerhalb 
feiner Zuftändigfeit liegen, jondern au Dann, wenn er Handlungen, 
zu welchen er unter gewillen Borausjegungen ermächtigt ift, in 
einem Falle vornimmt, in welchem diefe Vorausfeßungen nicht 
vorhanden find?®). 9) Der Rechtsweg gegen den Staat fteht den 
Unterthanen wegen aller Rechtsverleßungen, welche Diejelben durch 
Verfügungen des Landesherrn?”) oder der Staatsbehörden in 
Privatrechtsverhältniffen ?35) des Staates erlitten zu haben ver- 
meinen, bei den Landesgerichten ohne Bejchränfung offen. Handelt 
e3 ſich um die Verfügung einer untern Staatöbehörde, fo ift die 
Betretung des Nechtöwegs nicht an Die Bedingung geknüpft, daß 
zuvor der Weg der Bejchwerde bei der Oberbehörde vergebens 
eingejchlagen worden ſei?“). 10) Der Staat ift nicht gehindert, 
die ihm gegen Unterthanen in Privatrechtöverhältnijjen®®) zuftehenden 
Rechte im Rechtswege bei den Landesgerichten geltend zu machen. 


25) 3. B. eine Entſchädigungsklage oder Spolienflage, vgl. DO. X. ©. Erf. 
bei Pfeiffer III 580, auch Pfeiffer VI 95. 

26) Wenn gleich bei Widerfegungen gegen obrigfeitliche Handlungen der 
Umftand, daß die Widerfeblichfeit gegen eine bem betreffenden Diener zwar in 
abstracto zuftehende, im Fonfreten Kalle aber rechtswidrige Dienſthandlung ges 
richtet ift, nach den bei Kerfting Strafrecht ©. 443 angeführten Grundfäßen der 
Praxis den Thatbeftand einer ftrafbaren Widerſetzung nicht aufhebt, vielmehr nur 
einen Strafminderungsgrund abgiebt, fo kann doch hieraus Fein Grund ent- 
nommen werden, in Betreff der privatrechtlichen Haftung des Staats für die 
Amtshandlungen der Staatsdiener einen ähnlichen Unterfchied zwifchen der in 
abstracto und im concreto mangelnden Zuftändigfeit anzunehmen, weil bie 
Grundlage der angeführten Praris in den Grundjägen über den Umfang der 
obrigfeitlichen Gewalt und ‚die Grenzen des gegenüber berjelben jchuldigen Ges 
horſams der Unterthanen zu finden ift, während hiervon im Gebiete bes Privat: 
rechts Feine Rede fein kann. 

27) D: 4. ©. Erf. bei Pfeiffer III 477 und 493, V 312. 

28) Anders bei Verfügungen, welche eine Anwendung der Staats- und 
Hoheitsgerechtfame enthalten, vgl. V. vom 9. Juli 1851, Verf. Urf. 1852 $ 24, 
Büff: das Verhältniß der Gerichte zu Staats» und Megierungsfachen in der 
Beitfhr. für Eivilreht und Prozeß N. F. XI 305. 

29) O. U. ©. Erf. bei Pfeiffer V 327 und VI 125. 

30) Anders bei öffentlichen Mechtsverhältniffen vgl. DO. A. ©. Erf. bei 
Strippelmann III 1, 258 und 260. 
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Jedoch ift er nicht genöthigt, dephalb den Rechtsweg zu betreten, 
injfoweit ihm das Recht der exekutiven Beitreibung im außergericht- 
lichen Wege zufteht. Cine allgemeine Befugniß des Staates, die 
ihm gegen Unterthanen zuftehenden privatrechtlichen Anfprüche gegen 
diejelben außergerichtlich zwangsweiſe geltend zu machen, befteht 
nicht, kann insbejondere weder aus der in der Staatsgewalt be 
griffenen und den obern Berwaltungsbehörden eingeräumten Exekutiv⸗ 
gewalt 3), noch in Anjehung der zwilchen dem Staate und defjen 
Beamten und Dienern beitehenden Nechtsverhältniffe aus der 
Disziplinargewalt abgeleitet werden. Die Beitreibungsbefugniß des 
Staates erftredt fi) daher nur auf diejenigen Fälle, in welchen 
dieſelbe durch Gejeß oder Herkommen begründet erjcheint. Dabin 
gehören folgende Fälle: a) Die Staatörentereien find befugt, alle 
Einkünfte des Staated an Geld oder Naturalien, auch wenn Die 
jelben auf privatrechtlichen Titeln beruhen 32), nebjt den davon zu 
entrichtenden Berzugszinfen 33) aus dem beweglichen Vermögen des 
Schuldnerd und ergänzungsweije des Bürgen durch ihr Unter: 
perjonal beitreiben zu lafjen, wogegen die Mitwirfung der Gerichte 
bei der Beitreibung nothwendig ift, fofern es fich um Ueberweiſung 
ausftehender Forderungen des Schuldners oder DVerfauf oder 
Sequeftration von Grundvermögen handelt?“). Der Widerfpruc) 
des Schuldnerd vermag die Beitreibung nicht zu hemmen, und 
jelbft Die Betretung des Rechtswegs durch den Schuldner kann nur 
dann die Erkennung einer gerichtlichen Inhibition zur Folge haben, 


— — — 





31) V. vom 29. Juni 1821 $ 8. Der in einem D. X. ©. Erk. bei 
Pfeiffer III 624. enthaltene Ausſpruch, daß die in dem angef. $ 8. den obern 
Derwaltungsbehörden eingeräumte Befugniß der eigenen Vollſtreckung ihrer Ver: 
fügungen diefelben von der Verpflichtung, ihre Anfprühe an Privatperfonen 
mittelft Anftellung einer Klage vor Gericht geltend zu machen, entbinde, dürfte 
auf den dabei zu Grunde liegenden Fall der Beitreibung eines Paſſivrezeſſes von 
einem öffentlichen Rehnungsführer zu bejchränfen fein, 

32) 3. DB. Pachtgelder, DO. A. ©. Erf. 1823 bei Pfeiffer III 582. Erbleih⸗ 
präftanden, O. A. ©. Erf. 1840 bei Strippelmann I 147. 

33) DO. A, ©. Erf. 1851 bei Strivpelmann VII 101. 

34) Näheres im Gef. vom 23, Sept. 1848. Ueber das bei Auslegung 
dieſes Gefeßes in Betracht Fommende ältere Recht vgl. Dec. Cass. III 166, 
Pfeiffer III 495, Strippelmann VII 97; fodann B. vom 29. Juni 1821 $ 116. 
und die O. A. ©. Erf. in Zeitfchr. I 256, Nechtöfr. 1837 Nr. 27, Pfeiffer TUI 
582, 584, V 331, Strippelmann I 146. 
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wenn ein befonderer Grund bejcheinigt ift, welcher eine Provifional- 
verfügung rechtfertigt 35). Ein ſolcher Grund ift vorhanden, wenn 
durch die Fortjeßung des Beitreibungsverfahrens dem Schuldner 
ein unerjeglicher Nachtheil erwachjen würde, was nicht bei einer 
jeden Pfändung, fondern nur dann, wenn Die demnächſtige Zurüd- 
erftattung der gepfändeten Sachen wegen der bejondern Beſchaffen— 
heit derſelben nicht gefichert erjcheint, und jelbft beim Vorhanden- 
jein folcher befondern Befchaffenheit nur dann anzunehmen ift, wenn 
zugleich bejcheinigt wird, daß der Schuldner ſich außer Stande 
befindet, die Pfändung durch Zahlung abzuwenden oder die Pfänder 
einzulöfen 3%). b) Auf die NRechnungsführer des Staates findet 
das Erekutivverfahren Anwendung, welches behufs der Rechnungs- 
ablage, ſowie zur Beitreibung der Paſſivrezeſſe für öffentliche 
Recnungsführer überhaupt vorgefchrieben ift 3”). 11) Die Ver: 
tretung des Staatd vor Gericht liegt den Staatdanwälten ob *®), 
insbeſondere hinfichtlich aller dem Gebiete des Privatrechts 39) 
angehörigen Rechte und Verbindlichfeiten des Staats ohne Unter- 
jchied, ob Diefelben auf Handlungen des Staatsoberhauptes oder 
der Staatsbehörden beruhen, Die Vertretung des Staats ift auf 
verjchiedene Staatsanwälte in der Art vertheilt, daß für einen jeden 
Dbergerichtsbezirf ein jolcher beitellt ift, welchem alle bei den Ge- 
richten dieſes Bezirk3 vorzunehmenden Handlungen Namens des 
Staats obliegent®). Es gelten Dabei folgende Grundjäße: a) Der 
Staatsanwalt ift unmittelbarer Vertreter der juriftifchen Perfon des 


— — 


35) Gef. vom 23. Sept. 1848 $ 4. Die Beitreibung von Steuern kann 
nicht durch eine gerichtliche Verfügung beanftandet werden ; ebendaf. und B. vom 
30. April 1819. 

36) O. A. ©. Erf. vom 25. April 1846. in ©. Dittmar g. Staatsanwalt. 

37) Geſ. vom 17. Mai 1834 $ 1, vom 23. Sept. 1848 $ 26. Näheres 
in Bud II. 

38) B. vom 29. Juni 1821 $ 60. V. Urf. 1831 $ 124. Gef. vom 
11. Juli 1832. Pfeiffer I 234. Gtrippelmann IV, 2, 68. 

39) Ueber die Ginwirfung des Staatsanwalts auf die zwifchen Privatperfonen 
anhängigen WRechtefireite und eingegangenen Mechtsgefchäfte im öffentlichen 
Interefje des Staates vgl. O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VIII 518, 520, Strippel: 
mann III 1, 250. 

40) Gef. vom 11. Juli 1832 $ 3, vom 31. Oft, 1848 $ 4. O. A. ©. 
Erf. bei Pfeiffer V 293, Strippelmann IV, 2, 70. 


$ 70, Der Staat. 235 


Fisfus, nicht Der einzelnen Organe deſſelben; Daher bedarf e3 bei 
Nechtöftreiten nicht der Bezeichnung der von dem Staatsanwalt 
vertretenen Behörde ald Parteit'). b) Er vertritt den Staat nur 
vor Gericht; daher find gerichtliche Verfügnngen, weldje dem 
Staate publizirt oder behändigt werden follen, nur dann, wenn 
diejelben an den Staat ald Streittheil ergehen oder ein Auftreten 
dejjelben vor Gericht zur unmittelbaren Folge haben Ffönnen #2), 
dem Staatsanwalt, in allen übrigen Fällen Dagegen derjenigen 
Staatöbehörde, in deren Gejchäftsfreis die Angelegenheit ein- 
Schlägt +3), zu eröffnen oder zu behändigen. c) Der Staatsanwalt 
vertritt den Staat nur in Angelegenheiten der ftreitigen und frei- 
willigen Gerichtöbarfeit, wogegen Die Vertretung der im Straf: 
verfahren Durch Adhäfion zu verfolgenden Nechte des Fiskus den 
öffentlihen Anklägern obliegt ++). d) Der Staatsanwalt ift ge 
jeglicher Vertreter des Staats, alfo durch das Geſetz, joweit Die 
geſetzliche Ermächtigung reicht, Tegitimirt, ohne einer Vollmacht zu 
bedürfen. Daher finden die Vorjchriften, welche beftimmen, in 
welchen Fällen Anwälte neben der allgemeinen Prozeßvollmacht 
Spezialvollmacht der Partei beizubringen haben +5), auf den Staat3- 
anmwalt Feine Anwendung. Wenn gleich derjelbe angewieſen ift, 
nur mit Genehmigung der betreffenden Oberbehörde Klagen Namens 
des Staats anzuftellen oder fich in einen wider den Staat er- 
hobenen Nechtsjtreit einzulafjent®), jo ift Doch die Legitimation 
deijelben zum Auftreten vor Gericht durch die Nachweilung der 
Genehmigung der Oberbehörde nicht bedingt. e) Der Staats— 
anwalt ift der nothwendige Vertreter des Staat? vor Gericht. 
Anftatt der Staatsanwälte fi) anderer Vertreter vor Gericht zu 





41) Gef. vom 11. Juli 1832 $ 2. 

42) 3. B. Streitverfündigung, nominatio auctoris. 

43) 3. B. Immiffion in Staatsdienergehalte, O. A. &. Erf. bei Heufer 
Ann. I. 518, Benadhrichtigungen nah $ 5. V. vom 5. Oft. 1821, I. M. B. 
bei Heufer Ann. II Offiz. Theil ©. 5. 

44) Strafprogeß-Gef. vom 31. Oft. 1848 $ 8, 11. 

45) St. M. A. vom 31. Mai 1824 $ 2 bis 4. Gef. vom 2. Juli 1843. 
$9. 

46) Dienftanweifung für den Staatsanwalt vom 16. Nov. 1841 $ 6 u. 8. 
Vol. auch B. vom 22. Dez. 1848 $ 23, I. M. 2. bei Heufer Ann. IH. Offiz. 
Theil ©. 6. 
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bedienen, ift der MWillfür der Staatsbehörden nicht überlafjen 4”). 
Ausnahmen finden in einzelnen Durch Die Gejeße beſtimmten Fällen 
ftatt; insbejondere find im Falle der Beitreibung von Staats— 
einfünften, jo lange es ſich nicht um Verkauf oder Sequeftration 
von Grundvermögen handelt, Die Rentmeifter *°), im Verfahren 
wider die Rechnungsführer des Staat3 die Rechnungsabhörenden 
Behörden 4°), bei Ablöfungen 5%), Berfoppelungen 54) und Vieh: 
hutetheilungen 5?) die untern Staatsfinanzbeamten, bei Expro— 
priationen zum Gijenbahnbau die beftellten Kommiſſare der oberften 
und obern Staatsbehörden 53) zur Vertretung des Staatd vor 
Gericht berufen. Der Staatsanwalt felbft ift nur in den Durch das 
Geſetz beftimmten Fällen befugt, fi) durch Subftituten vertreten 
zu laffen; in Sachen, welche er wegen entgegenftehender Verhältniffe 
nicht jelbft übernehmen darf, erfolgt die Bevollmächtigung des 
Stellvertreter8 nicht Durch ihn, ſondern durch Verfügung des Juſtiz— 
Minifteriums 5*). £) Der Staatsanwalt ift in Prozeßfachen nur 
Anwalt, nicht Partei. Dieſer Gefichtspunft ift für das Verhältnig 
des Staatsanwaltd jowohl zur Gegenpartei, ald zum Gerichte im 
Allgemeinen maßgebend. Cr erjcheint daher nicht befugt zu Hand— 


47) O. A. ©. Erf. bei Strippelmann IM 1, 87 in Beziehung auf Hand— 
Jungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei Henkel 554 in Beziehung auf 
Rechtsſtreite. 

48) Geſ. vom 23. Sept. 1848 8 17, 18. 

49) Gef. vom 17. Mai 1834 $ 4, 7, 8. 

50) Gef. vom 23. Juni 1832 $ 102, vom 26. Aug. 1848 $. 14. 
D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VI 144, Henkel 556, Strippelmann IV 2, 367. 

51) Geſ. vom 28. Aug. 1834 $ 10. 

52) Gef. vom 25. Oft. 1834 $ 30. 

53) Gef. vom 2. Juli 1846 $ 7 fgg. Bei fonftigen Crpropriationen zu 
Staatszweden ift der Staatsanwalt legitimirt, 4. B. zum Zwed des Landwegebaus 
D. A. ©. Erf. vom 21. April 1847 in ©. Staatsanwalt g. Perlitein. 

54) Gef. vom 11. Juli 1832 $ 6, 9, vom 26. Januar 1854 $ 13. 
Wenn der Staatsanwalt die Prozesführung bei einem Untergerihte außerhalb 
feines Wohnorts demjenigen Beamten überträgt, in deſſen Gefchäftsfreis der 
Streitgegenftand einjchlägt, jo erfcheint diefer als Mandatar im Sinn des $ 21 
ber B. vom 17. November 1829, DO. X. G. D. vom 28. April 1847 in ©. 
Staatsanwalt z. S. Gem. Dörnberg g. Staatsanwalt. Anders, wenn er fid 
dazu der ihm beigeordneten Gehülfen oder (nad 3. M. DB. bei Heufer Ann. I 
683) der Subftituten der Staatsprofuratoren bedient. 
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lungen, welche eine materielle Berfügung über das ftreitige Rechts: 
verhältniß enthalten, namentlich Verzicht auf den Nechtsftreit, 
Dergleih, Zahlungsempfang **). Verſäumnuiſſe oder inftruftiong- 
widrige Handlungen der Staatsanwälte begründen, obgleich jonft 
Berjehen der Staatsdiener neben den Minderjährigkeitsrechten des 
Staats einen jelbjtitändigen Neftitutionsgrund nicht abgeben, Die 
Reftitution des Staats in gleicher Weife, wie ſolches bei andern 
Anwälten der Sal it‘). Bei der Berechnung der NReftitutionsfrift 
fommt e3 auf den Zeitpunkt an, wo die Behörde, von weldyer der 
Staatsanwalt inftruirt worden ift, von dem Reftitutionsgrunde 
Kenntniß erhalten hat?“). Bon der ald Regel anzunehmenden 
Gleichſtellung des Staatsanwalt mit andern Anwälten hinfichtlich 
des Verhältniffes zum Gericht und zur Gegenpartei 5%) finden 
folgende Ausnahmen ftatt. Die gejegliche Legitimation des Staats- 
anwalts zum Prozeß erftredt fich nicht blos auf die zum gewöhn- 
lihen Prozepgange gehörigen Handlungen, zu welden Anwälte 
durdy Die Prozeßvollmad)t Tegitimirt erjcheinen, jondern aud) auf 
die Ergreifung von NRechtsmitteln jeder Art, jowie auf die Abgabe 
von Geboten auf das von ihm zum Bwangsverfauf gebrachte 
Grundvermögen 5%). Er hat nicht blos die Eide, welche den An- 
wälten als ſolchen obliegen, zu leiten, fondern erjcheint als 
Ichwurpflichtig hinfichtlich aller Dem Staate obliegenden prozefjualifchen 
Eide. Betrifft der Eid nicht eigene Handlungen oder Wahr: 
nehmungen des Staatsanwalts, jo it er von Letzterm nur in der 
Slaubensform zu leiften, weil die bei andern Staatsbehörden 


” 


55) Gef. vom 11. Juli 1832 $ 7. 

56) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV 2, 366. 

57) O. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV 2, 398. Daher ift 3. B. bei 
der Reflitution wegen neu entdeckter Beweismittel der Reftitutiongeid dahin zu 
formuliren: daß weder der Staatsanwalt felbft, neh, fo viel er wiſſe und glaube, 
die Behörde, von welcher er inftrwirt worden, von dem fraglichen Beweismittel 
Kenntnig gehabt habe. DO. N. ©. Erf. vom 19. Aug. 1843 in ©. Barthel 
g. Staatsanwalt. Vgl. Strippelmann 1V 2, 394. 

58) Das Verhältnig des Staatsanwalts zum Staat ift ald Staatsdienft- 
verhältnig nah andern Grundfägen zu beurtheilen, als das Verhältniß des 
Anwalts zu feinem Mandanten. 

9) O. 9. ©. Erf. bei Strippelmann III 1, 9. 
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ftattgefundenen Vorgänge als fremde Thatfachen erfcheinen, über 
deren Wahrheit auch die dem Staatsanwalt vor der Eidesleiftung 
obliegende genaue Nachforſchung völlige Gewißheit zu verjchaffen 
nicht geeignet ift #0). Inſofern der Eid Thatjachen betrifft, über 
welche der Staatsanwalt nur dem Glauben nad ſchwören könnte, 
fteht Letztern die Befugniß zu, Die Ausſchwörung des Eides durch 
denjenigen Staatsbeamten zu verlangen, von deſſen Handlungen 
die Nede, oder welcher vermöge feiner amtlichen Stellung und 
Willenfchaft zur Ableiftung des in Frage ftehenden Eides vorzug$- 
weife wohl im Stande iſt; dieſe Befugniß fteht ihm ſelbſt dann zu, 
wenn diejenigen Staat3beamten, welche zur Beit der Gidesleiftung 
die Behörde bilden, in deren Gejchäftsfreis der Streitgegenftand 
einjchlägt, darüber aus eigner Wahrnehmung feine Wifjenjchaft 
baben®!). Auch dem Prozeßgegner fteht die Befugniß zu, Die 

Ausſchwörung des dem Staatsanwalt obliegenden Eides durch 
Mitglieder der Behörde, welcher eine bejondere Kenntniß des 
Sachverhalt3 beimohnt, zu verlangen; der hierauf gerichtete Antrag 
bedarf aber einer jpeziellen Begründung 62). Befteht die Behörde, 
durch welche der Eid ausgejchworen werden joll, aus mehreren 
Mitgliedern, jo genügt die Ableiftung deſſelben Durch ein einzelnes 
Mitglied nach Auswahl der Gegenpartei. g) In Sachen der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit ift der Staatsanwalt nicht zum Abſchluß 
von Nechtögejchäften, jondern nur zu den zum Zweck der Gingehung 
derjelben bei Gericht vorzunehmenden formellen Handlungen ge 
jeglich Tegitimirt. Er bedarf daher, um Verträge Namens des 
Staats abzufchließen, der Ermächtigung der dafür zuftändigen 
Behördes3). 12) Der Staat genießt der durch Das römische Recht dem 
Fiskus beigelegten Privilegien mit Ausnahme derjenigen, welche 


60) DO. A. ©. Erf. vom 25. Nov. 1837 in ©. von Wille g. Staatsanwalt. 
61) D. A. ©. Erf. vom 24. Jan. 1837 in ©. Staatsanwalt g. Bode. 
62) DO. A. ©. Erf. vom 1. Juni 1838 in ©. Vogel g. Staatsanwalt. 
63) D. 4. ©. Erf. bei Strippelmann III 1, 90, Zeitfchr. I 257. Auch 
zur Abgabe von Geboten im Zwangsverjteigerungsverfahren dürfte der Staats- 
anmwalt, fofern er nicht der betreibende Theil ift (vgl. Note 59), nach den von 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit geltenden Grundfägen nicht ohne Er— 
mächtigung der zuftändigen Behörde zuzulaſſen fein. 
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ſich auf thatfächlich nicht mehr beftehende Verhältniffe beziehen ®*), 
oder zufolge des Gerichtsgebrauchs außer Hebung find ®5). Zu 
den im Gebiete des Privatrechts noch anwendbaren Vorrechten des 
Fiskus gehören namentlidy Die gejeßlichen Pfandrechte, Deren Umfang 
im Bartifularrechte noch erweitert ift 66), Die Nechte der Minder: 
jährigfeit in Betreff der Neftitution 6”), Die vierzigjährige Dauer 
der Slagenverjährung®®) und der gegenüber dem Staat laufenden 
Grfißung ®°). 


gs. 
4) Staatsanftalten. 


Bon den öffentlichen Anftalten, weldye zur Beförderung von 
Staatszweden im Staate beftehen, bedürfen diejenigen einer be: 
fondern Erwähnung nicht, welche entweder, obwohl mit einer ab- 
gefonderten Verwaltung und einer eignen Kaffe verjehen, doch bei 
mangelnder felbititändiger Perjönlichkeit nur als Abtheilungen 
(stationes) des Fisfus zu betrachten und daher durchaus nach den 
vom Fiskus geltenden Grundjäßen zu beurtheilen find !), oder, 
obwohl mit jelbftitändiger Perjönlichkeit begabt und der Aufficht 
und Leitung von Staatsbehörden unterworfen, doch ihre Exiftenz 
nicht ausjchlieglicd) vom Staate, fondern aus einer mit Staatsge— 
nehmigung erfolgten Stiftung oder Vereinigung von Privatperfonen 
ableiten und daher nach den von öffentlichen Stiftungen und Kor- 
porationen geltenden Grundjäßen zu beurtheilen find ?). Von diefen 
Anftalten unterjeheiden fich Die vom Staate zur Beförderung von 


64) 3. B. das Privileg wegen der Primipilarihulden, DO. A. G. Erf. 
bei Pfeiffer VIII 49. 

65) 3. B. das Privileg, feine Verzugszinſen zu zahlen, DO. A. ©. Erf. 
bei Heufer Ann. III 54, Pfeiffer V 424, gejeßliche Zinfen auch ohne Vorhandenjein 
eined Verzugs zu fordern, D. A. ©. Erf. vom 12. März 1842 in S. Schönfeld 
g. Staatsanwalt. 

66) Näheres im zweiten Buch. 

67) Dee. Cass. I 4, Gaertner Med. II 119. Pfeiffer III 141. Zeitjchrift 
1 143. Strippelmann IV 2, 361. 

68) Dec. Cass. I 57. 

69) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VII 269. 

1) 3. B. Strafanftalten, Berg: Salz- und Hüttenwerfe u. dgl. 
2) Bgl. darüber unten $ 84 und $ 85 fgg. 
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Staatszweden für das gejfammte Land oder einzelne Landestheile 
mit jelbitftändiger juriſtiſcher Perſönlichkeit errichteten Inſtitute. 
Dergleihen Anftalten fallen mit dem Fiskus jo wenig zufammen, 
daß Rechtsgejchäfte und Rechtsſtreite?) zwiſchen beiden möglich find. 
Daher fann dad Vermögen derjelben zum Staatsvermögen nicht 
gerechnet werden. Die Errichtung von Staatsanftalten mit felbft- 
ftändiger Perjönlichkeit ift zwar öfters Durch Geſetze erfolgt, ſetzt 
aber einen Aft der Gefebgebung nicht nothwendig voraus. Die 
Staatsregierung ift dabei an die Zuftimmung der Landftände nicht 
gebunden, ſofern e3 fi) nicht um Entäußerung von Staatöver- 
mögen zum Zwed der Dotation der zu errichtenden Anftalt handelt; 
vor Errichtung gemeinnüßiger Anftalten für einzelne Provinzen oder 
Kreife des Landes jol das Gutachten des Bezirksraths eingeholt 
werben). Die Vertretung der Anftalt und die Verfügung über 
das Anftaltvermögen fteht den zur Leitung derſelben beftellten 
.- “ Direktoren oder Verwaltern $) unter Aufficht der Staatsbehörden ®) 
zu; über den Umfang der Befugniffe der Erftern und die Fälle, 
in welchen ihre Verfügungen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
bedürfen, find allgemeine Grundjäge nicht aufzuftellen, fondern die 
Geſetze oder adminiftrativen Anordnungen entjcheidend, auf denen 
die Einrichtung Der einzelnen Anftalten beruht. Die gerichtliche 
Vertretung der Staatsanftalten, deren Vermögen ausjchließlich der 
Verfügung des Staats unterworfen it, liegt den Staatsanwälten 
ob, welche in Folge ihres Amts Fraft des Geſetzes ohne Vollmacht 
für Die gedachten Anftalten in demſelben Umfange, wie für den 
Staat, aufzutreten Tegitimirt find”). Doc, ift die Vertretung durch 
den Staatsanwalt nicht, wie bei dem Fiskus, nothwendig; es find 
auch die Vorfteher oder Verwalter der Anftalt oder Die von den- 
jelben beftellten bejondern Anwälte oder Syndifen vor Gericht zu— 
zulaflen ®). Die Privilegien des Fiskus ſtehen den mit jelbititändiger 
3) Gef. om 11. Juli 1832 $ 9. 
4) Brov. Gef. vom 7. Juli 1851 $ 3. Nr. 7. 
5) Die von der Anftalt beftellten Beamten find als mittelbare Staatsdiener 
anzufehn, Prov. Gef. vom 14. Juli 1851 $ 17. 
6) V. vom 29. Juni 1821 $ 23 Nr. 9, $ 24, $ 59 Nr. 9, $ 88 Nr. 13, 
7) Gef. vom 11. Juli 1832 $ 4. Bol. auh DB. vom 29. Juni 1821 
$ 60, Strippelmann IV 2, 71. 
8) Gef. vom 11. Juli 1832 $ 4. V. vom 2. März 1839 $ 1, vom 11. 
Movember 1829 $ 15b. 
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Perfönlichkeit verjehenen Staatsanftalten nicht zu); Dagegen 
fönnen jolche Die Vorrechte der piae causae genießen !%). Einzelne 
hierhin gehörige Anftalten find: 1) Alle in der Verordnung vom 
2. März 1839 und deren Nachträgen bezeichneten Staatsanftalten 1). 
2) Die Landeskreditkajje '?). 3) Die Hauptdepofitenfafje 13), 
4) Die Bezirkskaffen!*+). 5) Die Landesuniverfität!®). 6) Staats: 
dienftitellen, welche nad) Analogie der Pfründen !°) als jelbft- 
ftändige Nechtsjubjefte erjcheinen, wenn Damit ein eigenes zum 
Dienfteinfommen des Inhabers der Stelle bejtimmtes Vermögen 
verbunden ift. 


1. Die Kirche. 


7. 
1) Die Kirchen als Rechtsſubjekte. 


Die juriftische Perjönlichkeit der Kirche fommt nur den Organen 
der drei in dem öffentlichen Rechte ausſchließlich anerfannten chrift- 
lichen Konfeffionen zu. Gemeinſchaften anderer Befenntniffe können 


9) Vgl. DO. N. ©. Erf. bei Strippelmann II. 169. in Anwendung auf 
die Landesfreditfafle; Gnäd. Meifr. vom 5. Sept. 1775. bei Ledderhofe RI. 
Schr. II. 312. in Anwendung auf die Landesuniverfität; DO. A. G. Erf. bei 
Pfeiffer VI. 12. Note v. in Anwendung anf die Brandverficherungs:Anftalt. 

10) Bgl. V. vom 29. Sept. 1823. $ 38. in Betreff der Hauptdepofitenfaffe, 
Steuer-Meglement vom 16. Dftober 1764. $ 3. f. in Betreff der Landes: 
univerfität. Ueber den Begriff der piae causae vgl. unten $ 85. 

11) 2. vom 2. März 1839, vom 11. Oft. 1842. 

12) Gef. vom 23. Juni 1832. (©. ©. 1832. ©. 175.) O. 4. ©. Erf. 
bei Strippelmann II. 168. Ueber die gerichtliche Vertretung der Landesfreditfaffe 
vgl. DO. A. ©. Erf. bei Henfel 559. 

13) V. vom 29. Sept. 1823, DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann VL 175. 
Nr. 9. Die felbftitändige Perfönlichfeit der Hauptdepofitenfafle und das daraus 
fich ergebende Verhältniß zur Landesfreditfafle (vgl. Strippelmann II. 171.) er- 
ſcheint durch V. vom 22. Dez. 1848. $ 3 und 6. nicht aufgehoben. Ueber bie 
gerichtliche Vertretung derfelben vgl. O. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV. 2, 
71. Note 3, abgeändert durch B. vom 22. Dez. 1848. $ 6. 

14) Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 3, 4. (©. ©. 1848. ©. 238). 

15) Vgl. Savigny Syftem II. 245. V. Urf. 1831. $ 137, 1852. $ 105. 
Ueber die gerichtliche Vertretung vgl. Strippelmann IV. 2, 56. 

16) Ueber die Analogie der Pfründen bei Staatsdienftitellen in Anſehung 
ber Nechte des Pfründners vgl. Pfeiffer I. 296. 


I. 16 
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zwar durch befondere Bewilligung die Rechte juriftiicher Perfonen 
erhalten, erjcheinen aber dann nicht als Kirchen, ſondern als 
Korporationen ). AS Subjekte des Kirchenvermögens find nad) 
den auch in Kurheſſen anerkannten Grundjäßen des neuern Kirchen: 
recht3 2) Die einzelnen Ortskirchen und Firchlichen Inſtitute anzu- 
jehn. Diefe Geftaltung jchließt die juriftiiche Perfönlichfeit der 
im Kirchenrecht begründeten größern Verbände von Kirchengemeinden 
nicht aus In der Fatholifchen Kirche und insbejondere in der 
oberrheinifchen Kirchenprovinz, welcher die in Kurheſſen wohnenden 
Bekenner diefer Konfeffion angehören, erjcheinen der erzbijchöffliche 
Stuhl von Freiburg, der bijchöffliche Stuhl und das Domkapitel 
zu Fulda als jelbititändige juriftiiche Perjonen mit eigenem Ber: 
mögen 3), während die Defanate (Landfapitel) nur kirchliche Ver— 
waltungsbezirfe find). Die proteftantijche Landeskirche ift, zumal 
bei dem Uebergang der Episfopalrechte auf den Landesherrn, ala 
jelbftftändiges Nechtsjubjeft zu betrachten, wenn gleich fie ver: 
mögenslos fein jollte®); Die in derjelben beftehenden Superintenden- 
turen oder Inſpekturen und Metropolitanate find Dagegen lediglich 
firhliche DVerwaltungsbezirfe. AS Träger der mit dem Namen 
der Ortskirche bezeichneten juriftifchen Perſönlichkeit erjcheint die 
durch Die Kirchenverfafjung in einem beftimmten Sprengel unter 
einem Pfarrer zu einem Ganzen verbundene Kirchen oder Pfarr: 
gemeinde, welche als Rechtsſubjekt in vermögensrechtlicher Beziehung 
mit dem Namen Kirchenfaften bezeichnet zu werden pflegt. Kaftengut 


1) Dal. Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 7, Nichter Kirchenreht $ 56. 

2) Savigny Syftem II. 264. Eichhorn Kirchenrecht II. 648. Nichter $ 287, 
dagegen Walter $ 251. 

3) Bgl. die durch DB. vom 31. Aug. 1829. verfündigte Bulle Provida 
sollersque,, namentlih die Worte „welche von ihnen als Gigenthum befefjen 
und verwaltet werden follen“ (G. ©. 1829. ©. 53). Constitutio de fundatione 
episcopatus Fuld. d. 18. Sept. 1829. bei Weiss Corp. jur. eceles. cathol. 
hodierni ®iefen 1833. ©. 304. 

4) DB. vom 30. Januar 1830. $ 12, 23, 24. 

5) Das in Folge der Reformation eingezogene Vermögen der fäfularifirten 
Klöfter und Stifter wurde nicht etwa zur Dotation der Landesfirdhe im Allge— 
meinen, fondern zu verfchiedenen theils geiſtlichen, theils weltlichen Zwecken ver— 
wendet. Vgl. Landt. Abſch. von 1527 bei Estor Comit. p. 113. und Kl. Schr. 
III. 57. 


$ 72. Pie Kicde. 243 


ift Daher dasjenige Vermögen der Kirche, welches nicht als Pfründe 
(vgl. $ 75) oder als Stiftung zu einem beftimmten geiftlichen 
Bwede (vgl. $ 85) ausgejondert und zu jelbitftändiger juriftifcher 
Perjönlichkeit erhoben if. Die Gründung neuer Kirchengemeinden 
ift ein Necht der Kirchengewalt, jeßt aber, jofern dieſe nicht mit 
der Staatögewalt in der Hand des Landesheren vereinigt ift, Die 
Genehmigung des Staats voraus®). ingepfarrte Gemeinden 
erfcheinen mit der Hauptgemeinde zu einer einzigen juriftijchen 
Perſon verſchmolzen, wogegen Filialgemeinden und PVifariate der 
jelbitftändigen Perjönlichkeit nicht entbehren. Die Vertretung der 
Kirchen in privatrechtlicher Hinficht und die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens erjcheint als ein Ausfluß der Kirchengewalt, gebührt 
daher den Eirchlichen Behörden nad) Maßgabe der Kirchenverfafjung, 
welche in dieſer Hinficht bei Katholifen und Proteftanten und für 
Leßtere bei Konſiſtorial- und Presbyterialverfaflung ſich verjchieden 
geitaltet hat. " 
Hinfichtlich des WVerhältnifjes der Kirche zum Staat in privat- 
rechtlicher Beziehung befteht ein Unterſchied zwilchen Der Fatholijchen 
Kirche und den mit Presbyterialverfaflung verjehenen proteftantifchen 
Gemeinden einerfeit8 und der proteftantijchen Kirche, über welche 
der Landesherr die Kirchengewalt ausübt, andererſeits. Bei 
Erfteren find die Rechte des Staats auf die Kirchenhoheit bejchränt, 
die Staatsbehörden daher zur Vertretung der Kirchen und zur 
unmittelbaren Verwaltung des Kirchenvermögens nicht berufen, viel- 
mehr nur zur Oberauflicht berechtigt, welche von den Provinzial- 
regierungen ausgeübt wird und dem Staate in gleichem Umfange 
wie über fonftige pia corpora zufteht”). Dagegen iſt bei der 
proteftantiichen Kirche, abgejehn von den mit Presbyterialverfaflung 
verjehenen Gemeinden, die Kirchengewalt mit der Staatdgewalt in 
der Hand des Landesherrn verbunden, die Ausübung der erftern 
mit Ausnahme der von dem Landesherrn zur eigenen Ausübung 
vorbehaltenen Rechte Staatöbehörden übertragen, und insbeſondere 
die Leitung der Verwaltung des Kirchenvermögens den Konfiftorien 





6) O. N. ©. Erf. vom 24. April 1847. in S. Grimmel g. Staatsanwalt. 
7) ®. vom 29. Juni 1821. $ 59. Nr. 1, $ 88. Nr. 13, vgl. auch daſelbſt 
$ 23. Nr. 1 und $ 27. Walter $ 254. Richter $ 304. 


16 * 
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unter der obern Leitung des Minifteriums des Innern überlafjen®), 
Doch macht ſich auch hier Die Unterfcheidung des Staats und der 
Kirche in privatrechtlicher Hinficht infofern geltend, als die Aus- 
übung der Kirchengewalt durch den Landesherrn wie überhaupt, fo 
insbefondere auch in Betreff des Kirchenvermögens im Falle des 
Uebertritts deſſelben zu einer andern, als evangelichen Kirche 
Beichränfungen unterliegt ?), die Beftimmungen des Staatdgrund- 
gefeßes über die Nechte der Landftände und über das Staate- 
vermögen auf Die Firchlichen Angelegenheiten und das Slirchen- 
vermögen fich nicht beziehen, und der zur Vertretung des Staats 
und der Staat3anftalten berufene Staatsanwalt zur gerichtlichen 
Vertretung der einzelnen Kirchen nicht Tegitimirt erjcheint 0). 

Mit der bürgerlichen Gemeinde fällt die Kirchengemeinde weder 
in räumlicher Hinficht noch rücjichtlich der Dazu gehörenden Berfonen 
zufammen. In einer Ortsgemeinde können verjchiedene Pfarr: 
gemeinden beftehn, mehrere Ortsgemeinden zu einer einzigen Pfarr- 
gemeinde vereinigt jein. Von den Angehörigen der Ortögemeinde 
gehören nur diejenigen, welche der betreffenden Konfeſſion zugethan 
find, der darin beftehenden Pfarrgemeinde an, welcher auch ein- 
zelne Angehörige anderer Ort3gemeinden als Eingepfarrte angehören 
fönnen. Den Gemeindebehörden fteht daher die Vertretung Der 
Ortskirche (Kirchengemeinde) und die Verwaltung des Sirchen- 
vermögend oder die Beauffichtigung derfelben in Feiner Weije zu. 
Eine nur jeheinbare Ausnahme von dieſem Grundſatze zeigt fic) 
darin, Daß nad) dem Gerichtögebrauche die nicht der Kirchengemeinde 
als juriftiicher Perfon, jondern den einzelnen Gliedern derfelben 
vermöge des Kirchenverbandes zuftehenden Nechte und obliegenden 
Berbindlichfeiten nicht allein Dur) und gegen die betreffenden 
einzelnen Perjonen jelbft, jondern auch Durch und gegen die in 
Gemäßheit der Gemeinde-Drdnung zur Vertretung der bürgerlichen 
Gemeinde beftimmten Gemeindebehörden im Nechtswege verfolgt 


8) V. vom 29. Juni 1821. $ 66. Nr. 5, vgl. mit $ 23. Nr. 5, $ 24. 

9) Nelig. Aſſek. Afte vom 28. Oft. 1754. bei Mofer Staatsarchiv II. 178. 
V. Urf. 1831. $ 134, 1852. $. 102. 

10) ©. A. ©. Erf. bei Pfeiffer III 633. O. A. ©. Erf. vom 15. Sept. 1832. 
in ©. Henfel g. Staatsanwalt. Vgl. übrigens unten $ 75. Note 17. 
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werben Fönnen 4), Letztere handeln in dieſem Falle nicht als Ver: 
treter der Kirchengemeinde als jolcher, fondern als Vertreter der 
Angehörigen der Ortsgemeinde oder einer Klaſſe derjelben 12), 


$ 73. 
2) Die fatholifche Kirche. 


Nach den Grundjägen des Fatholifchen Kirchenrecht3 fteht Die 
Vertretung der Kirchen in privatrechtlicher Hinficht und die Ver: 
waltung des Kirchenvermögens den kirchlichen Behörden zu. Auch 
in der oberrheinifchen Kirchenprovinz befindet fie ſich für alle Kirchen 
der Diözefe in den Händen des Bilchoffs. Unter dem Biſchoff 
bildet das Domkapitel die oberjte Verwaltungsbehörde Der Diözefe. 
Das Domkapitel ift in den vollen Wirfungsfreis der Presbyterien 
eingetreten *), fteht Daher mit allen nach gemeinem Necht den 
Presbyterien zufommenden Befugniffen dem Bilchoff zur Seite ?). 
Demgemäß ift bei bejegtem Stuhle der Biſchoff in gewiffen, durch 
das Fanonische Necht, das Herfommen oder die Statuten des 
Kapitels?) beftimmten Fällen, zu welchen namentlich, die Veräußerung 
des Kirchenguts3 gehört, an die Zuftimmung des Kapitels ges 
bunden, welchem bei allen übrigen Angelegenheiten der Diözefan- 
verwaltung nur eine berathende Stimme. zufteht. Bei Erledigung 





11) Die bürgerliche Gemeinde ift daher für befugt erachtet worden, 
Prozefie zu führen bei GStreitigfeiten über den Beitrag der Gemeindeglieder zu 
den Kirchenbaufoften, DO. A. ©. Erf. bei Henfel 496, Pfeiffer U. 354, über 
Beiträge und Leiltungen, welche von den Ginwohnern einer in demfelben Kirchen: 
verband ftehenden Ortſchaft vermöge dejjelben zu entrichten find, O. A. ©. Erf. 
von 17. Oft. 1846. in S. Pfarrei” Genfungen g. Gem. Genfungen, über die 
Verlegung der Pfarrwehnung in die Filialgemeinde, DO. A. ©. Erf. bei Pfeiffer 
III. 164, über die Verlegung des Konfirmandenunterrichts an einen andern Ort, 
D. N. ©. Erf. bei Pfeiffer III. 594. 

12) Nach den unten $ 81. angeführten Grundfäßen. 

1) 2. vom 30. Ianuar 1830. $ 21. 

2) Bgl. über diefe Befugniffe Richter $ 120, 122, Walter $ 143, und. 
namentlich Longner Darftellung der Rechtsverhältniſſe der Biſchöffe in der ober: 
rheiniſchen Kirchenprovinz 1840. ©. 440 fgg. 

3) Ueber die Borausfegungen der Gültigfeit von Statuten des Domfapitels 
vgl. die Bulle Provida sollersque (Gef. ©. 1829. ©. 49) und B. von 
30. Januar 1830. $ 4. 
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des bifchöfflichen Stuhls übt das Domkapitel nad) den in Erman- 
gelung bejonderer Beftimmungen für Die oberrheinifche Kirchen- 
provinz *) geltenden Regeln des gemeinen Rechts Durd) den von 
ihm zu beftellenden Vikar die Rechte des Biſchoffs aus. Der 
Biſchoff mit dem Domkapitel erfcheint Hinfichtlic) der Verwaltung 
des Kirchenvermögens nicht blos als Firchliche Auffichtsbehörde, 
jondern es fteht ihm die unmittelbare Leitung der Werwaltung, 
daher auch die Vertretung der einzelnen Ortsfirchen und die Bes 
ftellung von Syndifen für diefelben zus). Ginzelne Verwaltungs: " 
befugniffe find jedoch unter Aufficht des Biſchoffs und Kapitels in 
Anjehung des Vermögen! von Klöftern, Stiftern und andern 
jelbftftändigen Firchlichen Snftituten deren Vorftehern, in Anfehung 
des Pfarreivermögend dem Inhaber der Pfründe und in Anjehung 
des Kaſtenguts den Kirchenprovifionen übertragen. Für die Ver: 
waltung des Vermögens der einzelnen DOrtöfirchen ſoll in jeder 
fatholifchen Pfarrei eine Kirchenprovifion beftehn®), welche aus 
dem zeitigen Pfarrer, dem Nechnungsführer und zwei weitern Mit- 
gliedern der Kirchengemeinde zujammengejeßt ift”). Die nad 
gemeinem Rechte zu beurtheilenden und durch Dienftanweifungen®) 
genauer beitimmten Befugnifje der Kirchenprovifionen beitehen nur 
darin, das Firchenvermögen zu erhalten und zu vermehren, Die 
Einfünfte zu erheben und nöthigenfall3 beizutreiben, die ftändigen 
Einnahmen vorjchriftsmäßig zum Beſten der Kirche zu verwenden. 
Sie bedürfen dagegen der Ermächtigung des Domfapiteld zu allen 


4) Hierüber vgl. Richter $ 123, Walter $ 143. Die Bulle Ad dom. gregis 
eust. beftimmt blos die bei Erledigung des bifchöfflichen Stuhls dem Domfapitel 
in Betreff der Bifchoffswahl zuftehenden Befugniffe (G. ©. 1829. ©. 65). " 

5) DO. A. ©. Erf. 1853. bei Heufer Ann. I. 30. 

6) St. M. B. vom 12. Juli 1826. (N. ©. II. 37). 

7) Dagegen erſtreckt fi die Wirffamfeit der zur Handhabung der Kirchen- 
zucht berufenen Synoden, welche aus dem Ortögeiftlichen und einer Anzahl von 
Mitgliedern aus dem Laienftande (ſog. Kirchen-Genforen) beftehen, auf die Ver: 
waltung des Kirchenvermögens nicht. Vgl. Inftruftion für die Kirhen-Synoden, 
Send = oder Sittengerichtein den Pfarreien des Bisthums Fulda vom 1. Juli 1835, 
abgedrudt bei Longner a. a. O. ©. 404. 

8) Dienftanweifung für die Fatholifchen Kirchenprovifionen in ber Provinz 
Fulda vom 11. Auguft 1826, in ber Provinz Niederhefien vom 9. Jan. 1833, 
abgedrudt bei Longner a. a. D. ©. 350. 
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Verfügungen über die Subftanz bes Slirchenvermögend, zur Aus— 
leihung von Kapitalien, zu allen unftändigen Ausgaben, zur Ver: 
pachtung von Grundftüden, zur Einziehung von Aftivfapitalien, 
zur Aufnahme von Kapitalien für die Kirche, zur Prozeßführung 
als Kläger oder Verklagte, zur Beilegung von Prozeſſen durch 
gänzlichen oder theilweifen Verzicht, endlich zur Annahme eines der 
Kirche oder frommen Zwecken gewibmeten VBermächtniffes ?). 


$ 74. 
3) Die proteftantifche Kirche. 

Nah den Beichlüffen der Homberger Synode, welche für Die 
hejfiiche Kirche Die Presbyterial= und Synodalverfaffung einzuführen 
beabfichtigte, follte die Verwaltung des Kirchenvermögens in jeder 
Gemeinde dem Geiftlichen (episcopus) und den Diakonen übertragen 
werben, welche in wichtigern Fällen an die Zuftimmung der Ges 
meindeverjanmlung (conventus) gebunden fein ſollten ). Diefe 
Kirhenverfaffung Fam jedoch nicht zur Ausführung 2); vielmehr 
blieben die Grundſätze des Fatholifchen Kirchenrechts infofern in 
Kraft, als die Vertretung der Kirchen und die Verwaltung des 
Kirchenvermögens lediglich der Geiftlichfeit verblieb, den Gemeinde: 
gliedern Dagegen, jowie den zur Repräjentation der Gemeinde in 
Anfehung der Kirchenzucht berufenen Presbyterien ?) ein Antheil 
daran nicht eingeräumt wurde. An die Stelle des Biſchoffs trat 
der Landesherr, welcher in Folge des Verzicht des Erzbiſchoffs 
von Mainz *) und der dieſen Nerzicht befräftigenden Reichsgeſetz— 
gebung 5) die geiftlicye Zurisdiktion in dem Umfange, in welchem 


—— —— 





9) Angef. Dienſtanweiſung 88 3 bis 9. Bol. auch D. A. G. Erf. bei 
Strippelmann IV. 2, 55. Note 1. und V. 527. 

1) Beil. der Homberger Synode vom 20. Dftober 1526. Kap. XXV, bei 
Schmincke Mon. Il. 642. 

2) Bidel in der Zeitfchr. des Vereins für heſſ. Geſch. I. 43. Vgl. dagegen 
Denharb Geſch. der Entwicklung des Chriſtenthums in den heſſ. Ländern. Franff. 
1847. ©. 164. 

3) Presbyt. Orbn. vom 1. April 1657, nam. Tit. I. $ 1 und 3. 

4) Vertrag vom 11. Juni 1528. (bei Kopp Ger. Berf. I. 107. Beil. 46) 
und vom 1. Auguſt 1552. (bei Joannes Rerum Mogunt. P. I. 858). 

5) Pafjauer Bertrag vom 7. Auguft 1552. und Augsb. Melig. Friede 
von 1555. 
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fie vordem dem Bifchoff zuftand, mithin auch die Verfügung über 
das Klirchenvermögen, ſich jelbjt als dem oberiten Landesbiſchoff 
beilegte ®). Der Landesherr übte die Episfopalrechte anfangs 
unmittelbar unter Zuziehung der fürftlichen Räthe. Später (1610) 
wurde die Ausübung derjelben mit Ausnahme einzelner dem Landes- 
herrn vorbehaltenen Befugniffe Konfiftorien übertragen, welche jeit- 
dem in dem ihnen angewiejenen Wirfungsfreife ald Drgane der 
Kirchengewalt Namens des Landesheren ein ſelbſtſtändiges Ver— 
fügungsredht ausüben”). Aehnlich war die Entwidelung der 
Kicchenverfaffung in Schaumburg®), Hanau?) und Sfenburg 10). 
Die Stellung der Konfiftorien zu den einzelnen Ortsfirchen in An- 
jehung des Slirchenvermögend geftaltete fih in Heſſen abweichend 
von den Grundfäßen des Fatholifchen Kirchenrechts und annähernd 
an die Homberger Synodalbejchlüffe dahin, Daß Die unmittelbare 
Verwaltung des Klirchenvermögens in ihrem gefammten Umfange 
den Kirchengemeinden zufiel, und die Konfiftorien auf die Wirffam- 
feit einer Auffichtsbehörde bejchränft blieben. Demgemäß find Die - 
Konfiftorien nicht befugt, die einzelnen Ortskirchen vor Gericht zu 
vertreten 22) oder Namens derjelben Nechtögejchäfte abzujchließen. 


6) Die vier Herren Gebrüder verweifen in $ 3. ihrer gemeinfamen Kirchen- 
ordnung vom 1. Aug. 1572. (2. O. I. 359) ausdrüdlih auf die angeführten 
Grundlagen ihres oberfibifchöfflichen Nechtes. Weber die Fortdauer dieſes Nechtes 
vgl. B. Urf. 1831. $ 134, 1852. $ 102. 

7) Ueber die Errichtung der Konfiftorien, deren Bezirfe und Kompetenz vgl. 
Konf. DO. vom 10. Oft. 1610. (2. ©. I. 500), vom 12. Juli 1657. (N. ©. 
I. 134), ®. vom 29, Juni 1821. $ 65 bis 67. Kopp. Ger. V. I. 214. 
Pfeiffer 8. R. $ 14, 15, 21 fgg. Bach Kurze Gefch. der kurh. Kirchenverfaſſung 
©. 43 bis 47. 

8 Schaumb. Kirchen-O. von 1614. Privileg vom 17. Juli 1649. bei 
Ledderhoſe Kl. Schr. I. 158. Pfeiffer K. R. 8 7, Ledderhofe Beſchr. des Kirchen- 
ftaats ©. 420, Bad a. a. D. ©. 62. 

9) Han. Konf. D. vom 28. Juli 1612, Relig. Rezeß vom 26. Aug. 1670. 
$ 13, 3. vom 28. Dez. 1816, vom 4. Juli 1818. $ 2, Bach a. a. O. ©. 64. 

10) Bach a. a. D. ©. 83. 

11) O. A. ©. Erf. vom 19. Febr. 1831. in S. Staatsanwalt g. Dernbadh. 
Höchſter Beſchl. vom 27. Dez. 1834. (N. ©. III. 29). O. X. ©. Erf. vom 
3. Bebr. 1844. in ©. Eibelshäufer g. Konfift. zu Hanau. Namentlich find die 
Konfiftorien nicht befugt, Rechnungsrezeſſe der ihrer Aufficht untergebenen Kirchen 
beizutreiben, D. A. ©. Erf. vom 15. Sept. 1832. in S. Henfel g. Stantsanwalt. 
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Unter der obern Leitung der Konfiftorien üben Die Superintendenten 
und Inſpektoren eine untergeordnete Aufficht iiber Die Verwaltung des 
Kirchenvermögens!?). Die ftandesherrlichen Unterkonfiftorien, welche 
zur Ausübung der den Standesherrn bundesgejeglich zuftehenden Auf- 
ficht in Kirchenfachen! 3) beftellt waren und auch über Die Verwaltung 
des Kirchenvermögens unter der obern Leitung des Konfiftoriums Die 
Aufſicht führten, find aufgehoben!*). Die Organe der Kirchen: 
gemeinde, welchen die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
derjelben in Beziehung auf das Sirchenvermögen, jowie deſſen 
Verwaltung zukommt, find der Pfarrer und der für jede Gemeinde 
von der Firchlichen Oberbehörde beftellte Kaftenmeifter (Kirchen: 
provifor) +5). Das gegenjeitige Verhältniß des Pfarrers und 
Kaftenmeifters ift nach heſſiſchem Kirchenrecht dahin geordnet, daß 
in der Negel beide gemeinjchaftlicy zu Handeln haben, die Gejchäfte 
des Gelderhebers (Nezeptors) aber ausjchließlich dem Staftenmeifter 
unter Aufficht Des Pfarrers obliegen, Daher find beide nur ges 
meinjfam befugt, für den Slirchenfaften Prozeſſe zu führen !°) oder 
Rechtsgefchäfte, namentlich VBeräußerungen von Immobilien oder 


12) Konſ. DO. 1610. XI. (2. ©. I. 507) 1657. XIII. $ 6, 9, 10, XIV. 
$ 2 bis 5. Dienftanweifung vom 6. Juni 1720. bei Ledderhofe Kl. Schr. V. 
350, vgl. N. ©. IV. 479. Eine allerhöchfte Entichliefung vom 10, April 1851. 
und ein in Folge derfelben erlafjener Beichluß des Minijteriums des Innern vom 
12. April 1851. (vgl. Allg. Kirchenblakt 1852. ©. 151, Richter Gutachten 
S. 50) bejchränfte die Amtsthätigfeit der Superintendenten und Infpeftoren in 
den althefliichen Landestheilen auf die eigentlich geiftlichen, die Kompetenz der 
Konfiftorien auf die äußern, namentlich DBermögensangelegenheiten, wurde aber 
durch allerhöchſte Entichliegung vom 21. Januar 1856. ſammt den behufs 
Durchführung diefer Mafregel getroffenen weiteren Anordnungen zurücdgezugen. 

13) D. B. Akte Art. 14. K. Bayer. Del. vom 19. März 1807. F. 
Nr. 6. Edikt vom 29. Mai 1833. $ 22. 

14) Gef. vom 13. Nov. 1849. Min. A. vom 20. Dez. 1849. (©. ©. 
1849. ©. 144). 

15) KRaftenmeifter- Inftruftion vom 30. Sanuar 1797, urfprünglidh für 
Niederheifen erlajen, durch Konf. A. vom 15. April 1820. auch im Ober: 
fürftentgum eingeführt. Vgl. auch Regul. vom 10. Oft. 1738. (N. ©. II. 37), 
Kon. A. vom 26. Jan. 1773. 

16) Die Prozefvollmachten find daher vom Pfarrer und Kaftenmeifter aus- 
zuftellen. D. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV. 2. 55. Ueber eine Ausnahme 
ſ. Note 20. 
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Mobilien, Bererbleihungen, Verpachtungen, Darlehnsgeichäfte vor- 
zunehmen !?). Bei Verfoppelungen vertritt ausnahmsweije Der 
Pfarrer allein die Kirche). Dagegen hat der Kaſtenmeiſter ohne 
Mitwirfung des Pfarrers alle Geld- und Naturaleinfünfte zu er: 
heben ?°), die Rüdjtände beizutreiben oder einzuflagen 2%), und 
ftändige (etat3mäßige) Ausgaben zu beftreiten, während er unftändige 
Zahlungen nur auf jehriftliche Anweilung des Pfarrers leiſten 
darf?'). Die Befugniffe des Pfarrers und Kaftenmeifters find 
auf Verwaltungshandlungen bejchränkt; zu Handlungen, welche 
über den Begriff der laufenden Verwaltung hinausgehn, namentlic 
zu Veränderungen der Subftanz des Kaftengut3, bedürfen fie der 
Ermächtigung der obern Kirchenbehörde nad) Maßgabe des gemeinen 
Rechts und der dafjelbe näher beftimmenden Borjchriften des 
heſſiſchen Kirchenrechts. Hiernady bedarf es bei immobilien zur 
Veräußerung und zu ſolchen NRechtsgejchäften, weldye der Ver: 
äußerung gleichzuachten find 22), namentlich zur Belaftung mit 
Servituten, Reallaften und Pfandrechten, zur Theilung gemeinfamen 
Grundeigenthums?3), auch zur Grrichtung Tebenslänglicher oder 
erblicher Leihen?2*), der oberftbifchöfflichen Dispenfation von dem 
beitehenden Veräußerungsverbot; ausgenommen find die nothwen- 
digen 25) und Die zum Zweck der VBerfoppelung ftattfindenden Ver: 
Außerungen?°). Zur Aufnahme von Darlehn??), zu Berpachtungen 


17) Kaftenm. Inftr. $ 5, 6, 11, 18. 

18) Gef. vom 28. Aug. 1834. $ 10. 

19) Kaftenm. Inftr. $ 7. 

20) Konſ. R. vom 30. März 1778. (N. ©. II. 481.) Kaftenm. Inſtr. 
$ 18.9.4. ©. Erf. in S. Dörbede g. Metropolitan zu Neufirhen, 1837 
in ©. Stadt Hofgeismar g. Suchier. 

21) Kaftenm. Inſtr. $ 13. 

22) Fürftl. A. vom 16. Oft. 1556, vom 18. Juni 1564. Konf. O. 1610. 
XI. (2. ©. I. 507), 1657. XIV. $ 6. Schaumb. Pol. DO. Kap. 11. Das 
Motiv des Veräußerungsverbots ift befonders im Fſtl. A. von 1564 entwidelt. 

23) Vgl. D. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 102. 

24) B. vom 26. Nov. 1749. $ 6. Die den Konflitorien durch ©. R. B. 
vom 3. Sept. 1771. und zufolge Konf. U. vom 11. Febr. 1777. beigelegte Be: 
fugniß, Bererbleihungen zu geitatten, erſtreckt fih nur auf Pfarrgüter. 

25) 3.8. die Abtretungen zu öffentlichen Zweden, die Biehhutegemeinfchafts: 
theilungen, die nach Reg. N. vom 9. März 1786 ftattfindenden Veräußerungen. 

26) Gef. vom 28. Auguſt 1834. $ 1. 

27) Nach gemeinem Recht. Eichhorn K. R. II. 775. 
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und Temporalleiben ?°) bedarf es der Genehmigung der Eirchlichen 
DOberbehörde. Dagegen ift dDiefelbe zur Prozepführung, zur Aus— 
leihung?°), Kündigung ?°) und Einziehung von Aktivfapitalien®"), 
zur Verwandlung von Papieren auf den Inhaber in nicht mehr 
an den Inhaber zahlbare Schuldverjchreibungen 3?) nicht vor: 
gejchrieben. 

Bon den bisher Dargeftellten Regeln über Die Verwaltung des 
Kirchenvermögens der proteftantiichen Gemeinden in Kurheflen 
fommen folgende Ausnahmen vor: 

1) Die walloniſche und die niederländijche Gemeinde zu Hanau, 
im fechszehnten Kahrhundert Durch reformirte Flüchtlinge aus den 
Niederlanden gegründet, behielten in Gemäßheit der von ihnen mit 
dem Grafen von Hanau vereinbarten Grundverträge 33) ihre eigen: 
thimliche Kirchenverfaflung bei, welche auf den von Genf nach 
Frankreich und den Niederlanden verpflanzten Grundfägen Calvins 
beruht. Insbeſondere wurden als Grundlagen der Firchlichen 
Drdnung Diefer Gemeinden die auf einer Generaljynode zu Paris 
1559 in den Grundzügen entworfene discipline des eglises reformees 


— — — — — — — 


28) Kaſtenm. Inſtr. $ 6. 

29) Pfeiffer K. R. $ 584. fpricht fich hierüber nicht beftimmt aus. Aus 
Dienftanweifung vom 6. Juni 1720. $ 7. (MR. ©. IV. 462) und Kaftenm. 
Inſtr. $ 18. ergiebt fih, daß die Verfügung wegen ;ficherer Anlegung der 
Kapitalien nad Maßgabe der dafür beftehenden Vorfchriften nicht dem Konſiſtorium 
vorbehalten, fondern dem Pfarrer und Kaftenmeijter überlafjen ift. 

30) Die V. vom 17. Januar 1786. (8. O. VII. 24.), welche zur Kündigung 
höhere Ermächtigung erforderte, erfcheint aufgehoben durch V. vom 10. Juli 1818. 

31) Da die Obligationen bei der DOberbehörde aufbewahrt werden, vgl. 
V. vom 17. Januar 1786, nad DB. vom 10. Juli 1818. aber die Schuldner 
durch Abtrag der Kapitalien nicht anders liberirt werden, als wenn ihnen die 
Obligation zurücgegeben oder ein von der Oberbehörde ausgeftellter Mortififationss 
fchein ausgehändigt wird, fo ift die Ginziehung der Kapitalien ohne Mitwirfung 
der DOberbehörde faftifch nicht möglich. 

32) DB. vom 18. Dezember 1823. $ 3. 

33) Kapitulation vom 1. Juni 1597, in Arndts Zeitfchr. für die Provinz 
Hanau ©. 17, Art. I. „ihre chriftliche Liturgiam, Disciplin und Kirchen: 
Ordnung, in alferınafen dieſelbige diefer Zeit bei den reformirten Kirchen in 
Franfreih und Niederlanden, auch in der Churfürftl. Pfalz und zu Genf ge: 
bräuchlich gehalten werden — — zu erereiren und zu gebrauchen foll zugelafien 
und erlaubt fein®. Transfir vom 1. Aug. 1601, baf. ©. 130. 
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en France®*) und die Bejchlüffe der Middelburgifchen Synode 
von 1581 von den Grafen von Hanau ausdrüdlid anerfannt und 
bejtätigt 3°). Die hierauf beruhende, im Laufe der Zeit Durch das 
Herfommen einigermaßen veränderte Presbyterial: und Synodal- 
verfafjung der wallonifchen und niederländifchen Gemeinde ift noch 
in neuefter Zeit von Seiten des Staates ala fortbeftehend aner— 
kannt 3°), Sn Gemäßheit derjelben find dieſe Gemeinden der 
Kirchengewalt des Landesherrn und deſſen Konfiftorium nicht unter: 
worfen. Während dem Staate nur das in der Kirchenhoheit be= 
gründete, der ProvinzialsRegierung übertragene 37) Auffichtsrecht 
zufteht, befindet fich die Gemeinde in der unbejchränften Ausübung 
der Kirhengewalt, insbejondere der freien Verfügung über ihr 
Kirchenvermögen?®). Die Gemeinde wird überhaupt und namentlic) 
in privatrechtlicher Hinficht vertreten durch ihr Konfiftorium, welches 
aus den Pfarrern und den von Den Gemeindegliedern gewählten 
Aelteften (anciens) und Armenpflegern (diacres) beſteht. Jusbeſondere 
find die Prozeßvollmachten von Demjelben auszuftellen 3%), und die 
Verwalter der zu beftimmten Firchlichen Zwecken angeordneten 
Minifterienkaffe und Diafoniefaffe der Vollmacht des Konfiftoriumg 
zur Prozepführung bedürftig*%). Neben dem erwähnten (Kleinen) 
Konfiltorium bejteht das große Konfiftorium, zufammengejegt aus 
allen Perfonen, die der Gemeinde jchon als Aeltefte oder Armen: 
pfleger gedient haben, Das große SKonfiftorium vertritt Die 
Stelle der außer Hebung gekommenen Synode und bejorgt als 
Auffichtsbehörde +") und obere Snftanzt?) nach) Maßgabe der 


34) Vgl. Eihhorn K. N. I. 318. Richter $ 31. Bickel in der Zeitfchr. für 
heil. Geſch. I. 50. 

35) Neuhanauer Kirchendisziplin vom 12. März 1612. Art. I. 

36) V. vom 4. Juli 1818. $ 1. Landt. Abſch. vom 9. März 1831. $ 5. 
Nr. 5. 

37) DB. vom 29. Juni 1821. $ 59. Nr. 1. 

38) Bol. über die VBerfafjung diefer Gemeinden im Agence Bad a. a. O. 
S. 67. 

39) O. A. G. Erk. bei Strippelmann IV. 2, 55. * 

40) O. A. G. Erk. vom 5. April 1851. in S. der walloniſchen Diakonie 
g. Hermann. 

41) Vgl. das in Note 38 angef. O. A. ©. Erf. 

42) DBgl. 3. B. den bei Bad a. a. D. ©. 150. abgedrudten Vergleich 
wegen eines judicii ecclesiastici vom 20. Jan. 1673. $ 2, 
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Statuten®®) und des Herkommens die obere Leitung der Firchlichen 
Angelegenheiten der Gemeinde. Die Verwaltung des Kirchenver- 
mögens ift von der zur Handhabung der Sirchenhoheit berufenen 
Regierung dergeftalt unabhängig, Daß ſelbſt zur Veräußerung von 
Immobilien die Zuftimmung derjelben nicht erforderlich ift **). 

2) Die franzöfiichen Kolonien in Altheffen, welche nad) dem 
Edikt von Nantes (1685) von ausgewanderten franzöfifchen Nefor- 
mirten gegründet wurden #5), behielten Die Presbyterialverfaffung 
der franzöfiichen reformirten Kirche nicht bei; vielmehr bildete Die 
Unterwerfung unter die Verfaſſung und Gejeße des Landes eine 
ausdrüdliche Bedingung ihrer Aufnahme 4°), Demgemäß fteht die 
Kirchengewalt über diefe Gemeinden dem Landesherrn zut”), und 
es gelten für fie Die oben dargeftellten Regeln über privatrechtliche 
Vertretung und Verwaltung des Kirchenvermögens. Ausnahmen 
hiervon erjcheinen al3 Privilegien einzelner Gemeinden. Insbeſondere 
ift die franzöfifche Kirche mit dem franzöſiſchen Hofpital zu Kaſſel 
dem Konfiftorium nicht unterworfen und in Betreff der Verwaltung 
des Kirchenvermögens unabhängig *°). 


$ 7. 
4) Kirchliche Anjtalten. 

Die Anftalten zu Firchlihen Zweden fallen theils mit der 
juriftifchen Perjönlichkeit der Ortskirchen zufammen, theils beftehen 
fie neben denjelben mit jelbititändiger Perjönlichkeit. Anftalten der 
erfteren Gattung?) werden von benjenigen Firchlichen Behörden 


43) Reglements de l’eglise vallonne de Hanau, beſchloſſen vom großen 
Konſiſtorium am 21. Februar 1833, gedrudt Hanau 1833. 

44) Defret des D. ©. zu Fulda vom 2. April 1855, Vertrag der wallon. 
Minifterienfaffe mit Hofmann betr. 

45) Vgl. Ledderhofe Beiträge zur Beſchreib. des Kirchenjtaats S. 396. 
Kopp Handb. IV. 117. Bad a. a. D. ©. 51. 

46) Freiheits-Conceſſion vom 18. April 1685. Art. I. (8. O. III. 289). 
Concessions et privileges vom 12. Dez. 1685. Art. I. (daj. S. 303). 

47) Concessions a. a. O. Art. XI. (&. O. III. 304). Snftruftion vom 
15. Nov. 1737. 8 VII. (2. O. IV. 480). 

48) Gnäd. Refol. vom 18. Mai 1691. bei Lebderhofe a. a. O. ©. 396, 
Kopp a. a. O. ©. 131. 

1) 3. B. die durch Vermächtniffe zu beſtimmten Zwecken entitandenen, ab- 
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vertreten, denen die Vertretung der Kirche obliegt, in Deren Ber: 
fönlichfeit fie aufgehen. Die jelbititändigen Anftalten beruhen ents 
weder auf der Stiftung von Privatperfonen, in weldyem alle Die 
von Stiftungen im Allgemeinen geltenden Grundjäße?) zur Ans 
wendung kommen, oder fie leiten ihre Exiſtenz von der Kirche ab, 
wenn auch ihr Vermögen theilweile aus Zuwendungen von Privat: 
perjonen herrühren ſollte. Anftalten der leßtern Art erjcheinen 
ald Organe der Kirche, ihr Vermögen als Beitandtheil des Stirchen- 
vermögens im weitern Sinn; in Betreff ihrer Vertretung und Ver: 
waltung aber gelten andere Grundfäge, als in Betreff der Orts— 
fircyen und des Klirchenvermögend im engern Sinn. Es gehören 
dahin: 1) Die Pfarreien, welche im Gegenjaß zu dem Kirchenfaften 
oder der Pfarrgemeinde als jelbitjtändige juriftiiche Perſonen fich 
daritellen 3). Die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der 
Pfarrei in Anfehung ihres Vermögens und Die Verwaltung dejjelben 
liegt dem zeitigen Pfarrer vermöge feines Amtes unter der Auf: 
fiht und Leitung der Firchlichen Dberbehörde ob. Hinfichtlich der 
fatholifchen Pfarreien fommt das gemeine Recht in Anwendung. 
Die Gejeßgebung des Staats erklärt zwar, daß die Nußnießer der 
niedern katholischen Kirchenpfründen fic) bei der Verwaltung derjelben 
nach den im Staate bejtehenden Vorſchriften zu richten haben *); 
doc find foldye Borjchriften in Kurheſſen für die Fatholifchen 
Pfarreien im Wege der Gejeßgebung nicht erlaſſen. Hinfichtlich 
der proteftantiichen Pfarreien bildet Das gemeine Recht die Grund: 
lage der Beurtheilung, jedoch in Altheſſen durch partifulargejeßliche 
Beſtimmungen ergänzt. Hiernach ift der Pfarrer ohne Mitwirkung 


gefondert von dem Kirchenfaften verwalteten Legatenfaffen, vgl. Kaſtenm. Snitr. 
$ 20, Pfeiffer K. NR. $. 590, 607, 616. ; die im vorigen $. Note 38. erwähnte 
Diakonie- und Minifterienfaffe. 

2) Vgl. unten $ 85 fgg. 

3) D. 4. ©. Erf. von 25. Febr. 1837. in ©. Gem. Fechenheim g. 
Pfarrei, Fechenheim nimmtsan: „daß unter der Hagend aufgetretenen Pfarrei, 
da es ſich um ein diefer angeblich zuftchendes Dienfteinfommen handelt, nicht 
die Pfarrgemeinde, fondern nur das Pfarramt zu verfiehen ift, dieſes auch als 
| moralifhe Perfon zur felbftftändigen Prozepführung für berechtigt gehalten werden 
\muß“, 

4) V. vom 30. Ian. 1830, $ 38. 
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des Kaftenmeifters $) oder Presbyteriums®) zur Wertretung der 
Pfarrei in Nechtöftreiten”) und bei Abjchluß von Rechtsgeſchäften 8) 
berufen. Seine Befugniffe find auf Berwaltungshandlungen be 
Schränft; zu Handlungen, welche über den Begriff der laufenden 
Berwaltung hinausgehen, namentlich zu Veränderungen der Subftanz 
des Pfarrguts®), bedarf er der Ermächtigung der obern Kirchen- 
behörde. Es gelten in dieſer Hinficht vom Pfarrgut im Allgemeinen 
diejelben Grundfäße, wie vom Kaftengut 0). Unterjchiede beſtehen 
darin, daß die Ermächtigung zur Vererbleihung des Pfarrguts vom 
Konfiftorium ertheilt werden Fann t'), zur Anftelung von Klagen 
Namens der Pfarrei Die Genehmigung des Konfiftoriums erforderlich 
it 2), und alle Rechtsgefchäfte, welche blos die Benutzung des 
Pfarreivermögens bezweden, wie Pacht: 13) und Miethverträge 1*), 
der Genehmigung der Oberbehörde nicht unterliegen, fofern fie nur 
für die Dauer der Amtsführung des zeitigen Pfarrerd Geltung 
haben follen. Die Befugniffe, welche dem zeitigen Pfarrer als 
Repräfentanten der Pfarrei zuftehen, find von denjenigen zu unter= 
jcheiden, welche ihm in Folge des durch Uebertragung der Pfarr: 
ftelle begründeten dinglichen Nutzungsrechts am Vermögen ber 
Pfründe fraft eigenen Rechts zuftehen, Daher auch nad) feinem Abgang 
von der Pfarritelle von ihm ſelbſt oder feinen Rechtsnachfolgern 
geltend gemacht werben Fönnen. 2) Die Klöſter. Vertreter des 
Klofterd als juriftiicher Perfon und Verwalter des Vermögens 


— — — — — 


5) Pfeiffer K. R. $ 554. 

6) Dec. Cass. II. 196. D. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. I. 671. 

7) Die Prozeßvollmachten find vom Pfarrer auszuftellen, DO. A. ©. Erf. 
bei Strippelmann II. 99, IV. 2, 55. Ueber die Beiordnung von Offizialan- 
wälten nach älterm Nechte vgl. E. ©. R. P. vom 14. November 1775. Nr. 5. 
(2. O. VI. 173), nad heutigem Rechte V. vum 22. Dez. 1828. $ 11. 

8) D. X. ©. Erf. bei Heufer Ann. I. 671. Gef. vom 28. Aug. 1834. 
$ 10, von 25. Oft. 1834. $ 31. — 

9) Ueber Ausnahmen vgl. c. 2. X. de donat. (3, 24), c. 5. X. de peeul. 
cler. (3, 25). 

10) Bgl. den vorigen $. Note 22 bis 32. 

11) ©. R. B. vom 3. Sept. 1771, Kon. A. vom 11. Febr. 1777. 

12) Kon. A. vom 23. Febr. 1798, vgl. Landt. Abi. vom 14. März 1798, 
$ XVII. p. 

13) Konf. Nachſchrift vom 6. April 1772, vgl. mit Pfeiffer K. R. $ 553. 

14) Konf. B. vom 14. April 1797. (N. ©. IV. 252). 
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defjelben ift der Bilchoff vermöge der ihm zuftehenden äußern 
Kirchengewalt; er erjäheint kraft Diefes Rechts befugt, mit der Ver: 
waltung und Prozepführung ein beftimmtes Perjonal zu beauftragen, 
deſſen Befugnifje Durch Die dem Stlofter im Allgemeinen gegebene 
Verfaſſung oder Die in einem einzelnen Falle ertheilte pezielle In— 
ftruftion des Biſchoffs begrenzt find 15). 3) Kirchliche Fonds, 
weldye, injoweit fie jelbitftändige Perjönlichkeit haben, von ihren 
Vorſtehern oder Verwaltern unter Aufſicht der. obern Kirchen- 
behörde !®) zu vertreten und ihrem Zwede gemäß zu verwalten find. 
Inſofern Die Berfügung über ihr Vermögen ausſchließlich Staats- 
behörden zufteht, liegt Die Vertretung derjelben vor Gericht dem 
Staatsanwalt ob ??), doc) können auch in dieſem Falle die Vorfteher 
oder Verwalter ſelbſt oder Durch Die von ihnen beftellten Anwälte 
oder Syndifen vor Geridyt auftreten 8). 


S 76. 
5) Vorrechte der Kirchen. 


Die gemeinrechtlichen Privilegien der Kirchen kommen in Folge 
der Gleichſtellung der Augsburgiichen Konfeffionsverwandten mit 
den Katholiken *) auch den proteftantiichen Kirchen zu. Dagegen 
fehlt e8 an einem Rechtsgrunde, Diejelben den etwa mit Korpo— 


15) DO. N. ©. Erf. 1838. in ©. Lafer g. Nonnenfonvent zu Fulda erflärt 
in Anwendung obiger Orundfäße ein ohne Genehmigung des Biſchoffs oder deſſen 
Vikars aufgenommenes Darlehn für unverbindlih. Vgl. Mainzer B. vom 
17. Suni 1769. 

16) Vgl. Hinfichtlich der Fatholifchsfirhlichen Fonds B. vom 30. Jan. 1830. 
$ 38, hinfichtlih der evangeliſch-kirchlichen Fonds V. vom 29. Juni 1821. 
$ 66. Nr. 5. 

17) Gef. vom 11. Juli 1832. $ 4. vgl. mit V. vom 2. März 1839. 
Sa » 
18) DB. vom 11. Nov. 1829. $ 15. b, Gef. vom 11. Juli 1832. $ 4, 
DB. vom 2. März 1839. $ 1, D. N. ©. Erf. bei Heufer Ann. III. 413. Co 
wurde für die nad) B. vom 2. März 1839. vom Ctaatsanwalt zu vertretende 
Landfirhenfaffe zu Hanau dburh D. A. ©. D. vom 30. April 1839. in ©. 
derjelben g. Iffland ein vom Sirchenverwalter unter Ermächtigung des Konſiſto— 
riums bevollmächtigter Anwalt zugelafjen. 

1) J. P. O. V. 81, 8 35. 
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rationgrechten verfehenen Gemeinden chriftlicher Sekten?) oder den 
Synagogengemeinden ®) Beizulegen. Die Privilegien der Kirche 
ftehen nicht allein den Ortöfirchen (Kirchengemeinden), fondern 
auch den Pfarreien und Firchlichen Anftalten, ſowie allen pia 
corpöra +) zu. Abgejehen von den dem öffentlichen Rechte ange: 
hörigen Borrechten®) find insbejondere folgende Privilegien der 
Kirche in Geltung: 1) Teftamentarifche Verfügungen zu Gunften 
der Kirche bedürfen, wenn nur der Wille des Teftatord in Gewiß- 
beit gejeßt ift, zu ihrer Gültigkeit Feiner Förmlichkeit). 2) Die 
Kirchen ftehn in Betreff der Reftitution den Minderjährigen gleich”). 
3) Zur Erſitzung von Immobilien ift der Kirche gegenüber ein 
vierzigjähriger Zeitraum erforderlich ®). Dies Privilegium kann 
jedoch von demjenigen nicht in Anfpruch genommen werben, welcher 
ein Gut der Kirche dergeftalt inne hat, Daß ihm daran das Nub- 
eigenthum zufteht ). 4) Klagen der Kirche verjähren erft in vierzig 
Jahren, auch bei der Kirche cedirten Forderungen!‘). 5) An den 
Vermögen der Verwalter des Kirchenguts fteht der Kirche eine 
gejeßliche Generalhypothek zu!“). 6) Die auf dem SKirchen- 


2) Bol. oben $ 72. Note 1. 

3) Bol. oben $ 53. Daß in V. vom 14. Mai 1816. $ 2 und 14. von 
israelitifchen Kirchen die Rede ift, berechtigt nicht, den Synagogengemeinden bie 
Vorrechte chriftlicher Kirchen zuzugeftehen. 

4) Ueber deren Begriff vgl. unten $ 85. 

5) Dal. Hinfichtlich der Steuerfreiheit: Regl. vom 16. Oft. 1764. $1 c, 
$ 316,8. vom 27. Dez. 1814. $ 2, ®. Urf. 1831. $ 149, 1852. $ 115, Gef. 
vom 31. DOftober 1833. $ 9. Nr. 1. (G. ©. 1833. ©. 152), vom 22. Dez. 
1853. $ 2. Nr. 2; hinſichtlich der Portofreiheit B. vom 26. Nov. 1799. $ 2, 
vom 29. Juni 1816. $ 16. II. n; Hinfichtlich der Gerichts- und Anwaltsgebühren 
Neg. A. vom 26. Ian. 1773, DB. vom 22. Dez. 1828. $ 11, 26, Gef. vom 
18. Oft. 1834. $ 5. 

6) Die in ec. 11. X. de testam. (3, 26) erwähnten Zeugen werden nad) 
dem Gerichtsgebraudh als Beweiszeugen angejehen. D. A. ©. Erf. 1824. bei 
Pfeiffer II. 338. 

7) Schaumb. Pol. O. Kap. XI. Zeitfchrift I. 142. Pfeiffer VII. 135.! 

8) Dafjelbe gilt von der Erwerbung von Neallaften an Kirchengütern. 
D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VIII. 213. 

9), D. N. ©. Erf. vom 29. Jan. 1825. in S. Frommann g. Thielemann, 

10) Savigny Syftem V. 355. DO. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. I. 449. 

11) Eichhorn K. R. I. 770. Pfeiffer K. NR. $ 558. Juſtiz D. für Fulda 
vom 28. Dez. 1816. $ 118. Defrete des DO. ©. zu Kafjel 1832 DVerfauf der 
Königſchen Grundftücde betr., 1836 die Avenariusſche Konf. Sache betr. 
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gemeinbeverband beruhenden ftändigen ober unftändigen Abgaben 
und Schuldigfeiten find, nachdem fie Durch die Firchliche Ober- 
behörde oder mit deren Genehmigung durch die untere Verwaltungs⸗ 
behörde veranlagt oder für richtig erklärt worden, von den Ge— 
richten auf Erjuchen der Verwaltungsbehörben beizutreiben; Das 
Beftreiten der Verbindlichkeit überhaupt oder der Größe des 
Anſatzes hat die Siftirung des Beitreibungsverfahrens nicht zur 
Folge, kann Daher nur durch Anftellung einer Klage im orbents 
lichen Rechtsweg geltend gemacht werben; ſelbſt während der Dauer 
des deßhalb eingeleiteten Rechtsſtreits joll Das Beitreibungsverfahren 
nicht fiftirt werben 2). Sonftige Einkünfte der Kirchen, Pfarreien 
und kirchlichen Anftalten, injofern fie jährlich wiederfehren, ins— 
bejondere Kapitalzinjen und PBachtgelder, find von den Gerichten 
auf Grund eines NRüdjtandsverzeichniffes nach den für die Bei- 
treibung gut3herrlicher Abgaben beftehenden Vorfchriften beizutreiben; 
in diefem Verfahren hat das Beſtreiten der Richtigkeit des ges 
forderten Rückſtands Die Verweilung des Gläubigerd in den ordents 
lichen Rechtöweg zur Folge !°). Dur die BZulafjung der Bei- 
treibung ohne fürmliche Klage ift dem Berechtigten die Befugniß 
zur Anftellung einer Klage nicht entzogen ?). 7) Das Verfahren 
wider Öffentliche Rechnungsführer leidet auf die Rechnungsführer 
ber Kirchen und Firchlichen Anftalten Anwendung >). 


Ss 77. 
6) Veräußerung an bie tobte Hand. 


Die Zuläffigfeit der Veräußerung an die todte Hand ift nad) 
den in den einzelnen Landestheilen geltenden Partitularrechten zu 
beurtheilen, da allgemeine Vorjchriften darüber weder im gemeinen 
Recht’), noch in der kurheſſiſchen Gejeßgebung gegeben find. 


12) St. M. N. vom 22. Oft. 1823 und 22. Febr. 1830, Min. X. vom 
31. Dez. 1853. $ 2. 

13) Min. A. vom 31. Dez. 1853. $ 1, vgl. mit Reg. N. vom 16. Juni 1815. 

14) O. A. ©. Erf, bei Strippelmann II. 101. 

15) Gef. vom 17. Mai 1834. $ 1. 


1) Wieſe K. R. I. 895. Eichhorn K. R. II. 767. Richter K. N. $ 288. 
Walter K. R. $ 252. 
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In Altheffen befteht das Verbot der Veräußerung von Immo— 
bilien an Die todte Hand in unbeftrittener Geltung. Schon im 
vierzehnten Jahrhundert ftellten die Landgrafen nad) Dem Vorgange 
des Kaiſers?) einzelne Städte durch Statuten oder Privilegien 
gegen die Anhäufung der zu ihrer Gemarkung gehörigen Grund: 
ftüde in den Händen der Geiftlichkeit ficher *). Im fünfzehnten 
und jechszehnten Jahrhundert erfolgten ſodann hauptjächlich gegen 
den deutjchen Drden gerichtete, aber auch auf alle übrigen geiftlichen 
Orden ſich erftredende Iandesherrliche Veräußerungsverboter). Die 
allgemeine Unzuläfjigkeit der Veräußerung an Die todte Hand ohne 
Iandesherrliche Dispenfation Fann nur aus einem Gewohnheitsrechte 
abgeleitet werden, deſſen Exiſtenz durch die Zeugniffe der Schrift: 
fteller 5) und die fortwährende Uebung bewiejen, auch Durch Die 
angeführten jpeziellen Verbote injofern beftätigt wird, als dieſelben 
ihrer Faflung nad) Die Anwendung eines im Allgemeinen voraus: 
geſetzten Rechtsſatzes auf einzelne Fälle bezwecken ). Das Ver: 
Außerungsverbot erftredt ficy auf die Hebertragung von Immobilien 
oder Smmobiliargerechtjamen) an Kirchen, Pfarreien, Schulen, 


2) Bol. Richter a. a. D. Note 4. Fur Gelnhaufen vgl. die don Ludwig 
dem Bayern 1333 erlafjene Verordnung bei Lünig N. Arch. XII. 790. 

3) Bgl. für Kaſſel B. vom 5. Dez. 1337. (2. O. L 4), für Marburg 
Privileg von 1357, für Pranfenberg Urfunde von 1392, auszugsweije bei 
Waldschmidt D. de singular. quibusd. et antig. in Hassia juribus 1718. 
p- 13. 

4) Landgraf Wilhelm IH. (von Oberhejjen) gebot fchon 1491: „das 
niemants, wer der fy, Feyne werntliche Gütere, es ſy an Zinfen, Nenthen oder 
Gefellen, geiftlihen Perſonen noch Gloiftern nicht mehr verfeuffe‘. Nachricht 
von d. Gommende Schiffenderg Beil. Nr. 166./2. vom 19. Oft. 1557, die 
Veräußerungen an den beutfchen Orden betr. (2. DO. I. 170). Fürftl. A. vom 
6. Mai 1573, die Beräußerungen an den beutfchen oder andere geiftlihe Orden 
betr., von Ludwig dem Teftator, alfo nur für Oberheffen erlafjen (2. ©. I. 370). 

5) Waldschmidt]. c. p. 20. „prohibitionem alienationis rerum immobilium 
in personas ecclesiasticas in Hassia et olim obtinuisse et hodie (1718) in 


suo vigore persistere*. Pfeiffer K. R. $. 542. Nechtsfreund 1838. ©. 5. 
Strippelmann V. 441. 


6) In V. vom 19. Oft. 1557. ift das Veräußerungsverbot damit motivirt: 
dweil dan ſolches — — von Gottes, der Natur unnd bejchriebenen Kayferl. 
Rechts wegen unpillich, darzu andere Stende jm heiligenn Neich dergleichen nit 
zujehn noch geduldenn“, 

7) G. R. B. vom 11. Mai 1797. (8. ©. VII. 726). 
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die Univerfität, Stifter ®), Hospitäler und milde Stiftungen durd) 
Rechtsgefchäfte unter Lebenden). Ausgenommen ift der Erwerb 
dur) Taufch 120) und durch Adjudifation der dem pium corpus 
verpfändeten und bemjelben im Bwangsverfteigerungsverfahren 
wegen Mangel3 binreichender anderer Gebote zum Zwecke der Be 
friedigung zugejchlagenen Smmobilien!?). Das Eigenthum des 
pium corpus an dem durch Adjudifation erworbenen Grundeigen- 
thum ift durch eine Verpflichtung zur Wiederveräußerung befjelben 
nicht bejchränft 12). 

Sn Hanau wurde durch wiederholte Iandesherrliche Wer: 
ordnungen Die Veräußerung von liegenden Gütern oder Immobiliar— 
gerechtjamen an egimirte Perjonen geiftlichen oder weltlichen Standes 
unterfagt 3), worin das Verbot der Veräußerung an die todte 
Hand enthalten ift. 

In den Furmainzifchen Landen war die Veräußerung der im 
erzftiftlichen Territorium Tiegenden bürgerlichen Güter an geiftliche 
corpora und ad manus mortuas bei Strafe der Konfifation ver: 
boten ?#). 


8) Bol. in Betreff des Stifts Kaufungen E. ©. R. P. vom 16. Jan. 1748. 
(E. ©. V. 191), &. ©. D. P. vom 21. April 1775. (daf. VI. 819). 

9) Leptwillige Zuwendungen an die todte Hand find in V. vom 5. Dez. 
1337. für gültig erflärt, vorbehaltlih der Veräußerung binnen einem Jahr und 
ſechs Wochen. Die B. vom 19. Oft. 1557. verbietet das DVerpfänden, Verkaufen 
oder „inn andern wege tzuwenden“; dies verfieht aber B. vom 6. Mai 1573. lediglich 
von Kontraften. 

10) Pfeiffer Kirchenrecht $ 542. Note d. 

11) Reg. A. vom 9. März 1786, Neg. R. vom 17. Juli 1786, €. ©. 
N. P. vom 27. Febr. 1787. (2. O. VII. 156), V. vom 28. Juli 1789. $ 12, 
Juſtiz. Min. Beihl. vom 31. Auguft 1829. und vom 10. Oftober 1854. bei 
Heufer Ann. I. 1. O. A. ©. Erf. bei Strippelmann V. 445. 

12) Die Aeußerung im Reg. A. vom 9. März 1786, daß die milden 
Stiftungen „an dergleichen Grundftüden fein beftändiges Gigenthum erlangen, 
fondern felbige wieder an andere Käufer zu bringen fuchen müſſen“ erflärt ſich 
aus U. ©. D. 1732. VI. $ 17, welche Beitimmung durch B. vom 5. Oft. 1821. 
$ 13. und Gef. vom 24. Juli 1834. $ 12. bejeitigt ift. Vgl. auch Neg. N. 
vom 17. Juli 1786. 

13) Han. V. vom 1. Juni 1603, 1. Oft. 1615, 1. Sept. 1642, 27. Aug. 
1685. Bol. jedoh V. Urf. 1831. $ 149, 1852. $ 115. 

14) Mainz. B. vom 5. April 1737. $ 1. Die ältern Mainz. Verordnungen 
über dieſen Gegenftand bei Hahn D. de eo quod justum est circa bonor. 
immob. ad man. mortuas translat. 1746. 
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II. Die Gemeinden. 


$ 78. 
1) Aeltere Berfafjung. 


Die Verfaffung der Städte war nad) aͤlterem Recht verfchieden 
von der Verfaflung der Landgemeinden. Sie beruhte zunächft auf 
dem ihnen ertheilten Stadtrechte und war daher nicht in allen 
Städten gleihförmig. Die Leitung der ſtädtiſchen Angelegenheiten, 
insbejondere die Wermögensverwaltung, ftand einer Eollegialen 
Behörde zu, welche den Namen Magiftrat oder Stadtrath führte 
und aus einer durch Statuten oder Herfommen beftimmten Anzahl 
gewählter Rathsverwandten oder Schöffen beftand !). An ber 
Spitze des Magiftrat3 ftanden ein oder mehrere Bürgermeifter, 
weldye von den Mitgliedern defjelben alljährlih aus ihrer Mitte 
vorbehaltlicy Tandesherrlicher Beflätigung?) gewählt wurden. Der 
Magijtrat vertrat die Stadtgemeinde, ohne der Mitwirkung der 
Bürgerſchaft zu bedürfen. Doch beftanden in einigen Städten unter 
verjchiedenen Namen und mit verjchiedenen Befugnijjen Vertreter 
der Bürgerfchaft, welche in wichtigern Fällen von dem Magiftrat 
zugezogen werden mußten). Der Bürgermeifter für feine Perſon 
war nicht befugt, Die Stadt vor Gericht zu vertreten +) oder Ver: 
fügungen über das ftädtifche Vermögen zu treffen, welche über das 
Dereih der Taufenden Verwaltung hinausgehn. Noch weniger 
ftanden derartige Verfügungen den ihm untergeordneten Beamten, 
namentlich dem Stadtjchreiber oder Kämmerer zu ®). 


1) Die Benennungen Senat, Gonful, Senatoren waren unterjagt. E. ©, 
N. B. vom 30. Oft. 1793. und 20. Jan. 1797. (2. DO. VII. 570, 704). 

2) E. ©. R. B. vom 25. Ian. 1791, bei Kopp Handb. II. 224. Estor 
Comit. p. 84. 

3) So bie Stabtvormünder in Schmalfalden, Wagner Gef. von Schmalz: 
falden ©. 345; der Unterrath in Hersfeld, Piderit Gefch. von Hersfeld ©. 178; 
ber Unterrath oder die Zwölfer zu Treyfa, Kulenfamp Gef. von Treyfa St 
90, 100, die Gemeindeheren, fpäter Stadtvormünder in Wolfhagen, Lyncker Geſch. 
von Wolfhagen ©. 15, 17. Vgl. Eichhorn NR. ©. II. $ 311. Note g, IU. 
$ 432. U. ©. ©. 1732. IT. $ 7. Reg. A. vom 11. Oft 1814. 

4) u. ©. ©. 1732. II. $. 7. Han. U. ©. ©. VI. $ 8. O. A. ©. Erf. 
bei Pfeiffer III. 599. 

5) D. 0. ©. Erf. bei Strippelmann I. 361. Note 1. Daß ein Stabt- 
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Die Dorfgemeinden wurden nicht durch ſtaͤndige Gemeinde: 
behörden, jondern durch die Gefammtheit der zeitigen Gemeinde: 
glieder repräjentirt (universitates inordinatae). An der Spiße der 
Gemeinde ftand der Ortsvorftand, in Helen Grebe, Schulze, 
Vorſteher, Heimbürger, Richter, in Schaumburg Eidgefchworner, 
in Hanau, Sfenburg und den mainzischen Ortjchaften Schultheiß 
oder Gentgräfe genannt, Die Ortsvorftände wurden in Althefjen 
in den Iandesherrlichen Dörfern von den Beamten ®), in den 
adligen Dörfern von den Batrimonialgerichtsheren?) nach Anhörung 
ber Gemeinde auf Lebenszeit beſtellt. Sie waren nicht befugt, die 
Gemeinde vor Gericht zu vertreten?) ; vielmehr waren die Syndifate 
von der gefammten Gemeinde auszuftellen °). In Betreff des 
Gemeindevermögens waren den Ortsvorftänden nur Verwaltungs: 
befugnifje eingeräumt!0); Verfügungen über Die Subjtanz, namentlich 
Veräußerungen und Verpfändungen 2°), Eonnten nur durch Ges 
meindebejchluß vorgenommen werden. Aus Darlehn, welche ber 
Drtsvorftand Namens der Gemeinde aufgenommen, ohne dazu 
durch Gemeindebejchluß ermächtigt zu fein, haftete die Gemeinde 
nur infoweit, ald das Darlehn in ihren Nußen verwendet warı?2). 
Zur Gültigkeit eines Gemeindebejchluffes war, wenn nicht Ein- 
ftimmigfeit der ſämmtlichen ftimmberechtigten Gemeindeglieder vorlag, 


jhreiber oder Stadtfämmerer nicht befugt geweſen fei, zur Veräußerung eines 
Erbleihguts den Teihherrlichen Konfens Namens der Stadt zu ertheilen, erkannte 
das D. A. ©. am 9. Mai 1840. in ©. Schäfer g. Stadt Frankenberg. Bol. 
auch Heufer Ann. II. 246. 

6) Sreben-D. 1739. Eing. $1. 2. vom 10. Febr. 1775. $ 3. c. 
Landt. Abi. vom 14. März 1798. $ 19. b. Reg. R. 1799. bei Kopp Handb. 
Iv. 518. 

7) Greben-D. a. a. D. 

8) U. ©. ©. 1732. II. $. 7. Han. u. ©. ©. VL. $8. 

9) Ueber Ausnahmen vgl. St. M. A. vom 26. Aug. 1824. Min. B. 
vom 11. Nov. 1824. (N. ©. II. 286). 

10) B. vom 29. Juni 1821. $ 90. O. 4. ©. Erf. bei Henkel ©. 72. 

11) Reg. R. vom 6. Febr. 1786. (2. DO. VII. 27). Ueber Bererbleihung 
von Gemeindegütern vgl, Strippelmann I. 204. Daß der Ortsvorftand fo wenig 
nad) älterm, als nach heutigem Recht befugt war, Grundeigentum der Gemeinde 
mit Servituten zu belaften, ift erfannt durch DO. A. ©. Erk. vom 17. Dez. 
1845. in ©. Eyring g. Gem. Langenjelbolb. 

12) 1. 27. de reb. ered. (12, 1). Savigny Syftem II. 294. O. A. ©. 
Erf. vom 19. Dez. 1827. in ©. Städeljches Kunftinftitut g. Gem. Langenjel- 
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die Hebereinftimmung der Mehrzahl der in der Gemeindeverſammlung 
auf gehörige Einladung aller Stimmberechtigten in der Anzahl von 
wenigftens zwei Dritteln ber Letztern erfchienenen Gemeindeglieber 
erforderlich 13). Die nachträgliche Genehmigung eined von dem 
Drtsvorftande für die Gemeinde unbefugterweije abgejchloffenen 
Rechtsgeſchaͤfts Fonnte nicht allein Durch förmlichen Gemeindebeſchluß, 
ſondern audy Durch fchlüffige Handlungen ſtillſchweigends von Seiten 
der Gemeinde erfolgen!*). Ueber die Vorausfegungen der Stimme 
fähigkeit entjchied in Ermangelung geſetzlicher Beftimmungen das 
Ortöherfommen; in der Regel waren nur die mit Grundeigenthum 
in der Gemeindegemarkung anfäffigen Aderleute (Bauern, Ger 
meindsleute, Nachbarn) mit Ausfchluß der Beifiber, der Juden 
und ber Beamten geiftlichen oder weltlichen Standes in der Ge 
meindeverjammlung ſtimmberechtigt ?5). 

Die Oberaufficht über die Verwaltung des Gemeindevermoͤgens 
fowohl der Städte, als der Landgemeinden führte ehemald Das 
Steuerkollegium ?°), bis dieſelbe bei der Umbildung der Staatd- 
verwaltung 1821 den Regierungen und Kreisämtern übertragen 
wurde 27), Die Zuftimmung der Auffichtsbehörbe war erforderlich 


bold. Ueber die Borausfegungen, unter welchen in diefem alle die Klage gegen 
ben Ortsvorftand und defien Erben für ihre Perfon ftattfindet, vgl. O. A. ©. 
Erf. bei Strippelmann I. 276. und Heufer Ann. II. 495. 

13) Die Beftimmungen der 1. 2, 3. de decr. ab ordine fac. (50, 9) und 
1, 45. Cod. de decur. (10, 31), worüber Savigny II. 327. zu vgl., wurben 
auf Landgemeinden angewendet. Han. U. G. O. VI. $ 8. Demgemäß wurbe 
durh D. A. ©. Erf. vom 12. Oft. 1844. in S. Städelſches Kunftinftitut g. 
Gem. Langenfelbold der Schiedseid dahin regulirt: daß ein Gemeindebeichluß 
nicht in der Art gefaßt worden fei, daß die Gemeinde in ber gebräuchlichen 
Beife zufammeuberufen , daß wenigftens zwei Drittel der Gemeindeglieder ers 
ſchienen feien, und von dieſen zwei Dritteln die Mehrzahl in die Aufnahme des 
Darlehns durch die Gemeindevorftieher gewilligt habe. 

14) DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann L 208. 

15) Sternberg Heſſ. Rechtsgewohnheiten ©. 6. Han. Reg. D. vom 30. 
Mai 1763. $ 2, 3. 

16) &. ©. D. P. vom 12. Nov. 1773. (2. DO. VI. 735). Fürftl. Reffr. 
vom 19. Mai 1775. (2. O. VI. 826), Landt. Abi. vom 2. Mai 1786. 
$ 11. Nr. 26, V. vom 23. März 1821. Für Hanau vgl. B. vom 9. März 1754. 

17) ®. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 8, 8 59. Nr. 8, $ 88. Nr. 12. 
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zur Anftellung von Klagen’), zur Veräußerung von Grundeigen- 
thum 2°) und zur Aufnahme von Darlehn ?°). 

Mährend der Fremdherrichaft wurde ſowohl im Königreich 
MWeftphalen ?’), als im Großherzogthum Frankfurt 2?) die eins 
heimifche Gemeindeverfaffung nach dem Vorbilde des franzöſiſchen 
Rechts umgeftaltet, indem mit Aufhebung des Unterſchieds von 
Stadt und Landgemeinden die Vertretung der Gemeinde und die 
Verwaltung ihres Vermögens dem Maire und Municipalrath unter 
der obern Leitung des Präfeften und Präfefturrathes übertragen 
wurde, Nach Wiederherftellung des kurheſſiſchen Staates erfolgte 
die Wiedereinführung der frühern Gemeindeverfafjung ?°). 


$ 79. 
2) Heutige Berfaflung- 
Die ältere Gemeinbeverfaffung wurde in Gemäßheit einer durch 
die Berfaffungs-Urfunde von 1831 ertheilten Zuficherung ) durch 
die Gemeinde-Ordnung vom 23, Oftober 1834?) umgebildet, und 


18) V. vom 10. März 1786. (2. DO. VII. 45), vom 20. Nov. 1789. 
(daf. 375), für Hanau V. vom 21. Aug. 1805, für Fulda B. vom 5. San. 1819, 
für die ftandesherrlichen Bezirke Reg. A. vom 18. Febr. 1820; St. M. N. vom 
16. Febr. 1822. $ 1. Pfeiffer III. 504. Min. B. vom 31. Dez. 1823. (N. ©. 
II. 281). 

19) Fürfil. Reſtr. vom 19. Mai 1775. (2. DO. VI. 826.) B. vom 29. Juni 
1821. $ 59. Nr. 8. 

20) Regul. vom 2. Oft. 1745. $ 12, €. ©. D. P. vom 12. Nov. 1773. 
(8. ©. VI. 735), ©. R. B. vom 28. Nov. 1773. (N. ©. IN. 176). Iſenb. 
Dirft. Reg. A. vom 22. April 1762, Strippelmann I. 59. Iſenb. Meerh. D. 
vom 10. März 1777. 

21) Conſtit. Art. 37. Kön. Defrete vom 11. Jan. 1808. (Bull. 1808. I. 
189), vom 11, März 1809. (baf. 1809. I. 583), vom 13. Mai 1809. (daf. 
1809. II. 269). 

22) Org. Patent. $ 36. Verwaltungs-O. vom 27. Oft. 1810. (Reg. Bl. 
1. 113), 

23) Mit Ausnahme der ftäbtifchen Gerichtsbarfeit, Neg. A. vom 21. Bebr. 
und 11. Oft. 1814. 

1) 2. Urf. 1831. $ 42, 

2) Geſ. ©. 1834. ©. 181, Offizielle Handausgabe der Gemeinde-Orbnung 
nebft den dazu ergangenen Gefeßen, Verordnungen und Minifterial-Befchlüffen. 
Kaſſel 1837. Zweite Ausg. 1854. 8. Die Verfaſſung und Berwaltung ber 
Gemeinden nad dem Rechte und der Gefeßgebung des Kurfürftenthums Heſſen. 
Kaſſel 1854, 8, 
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die hierburdy begrimbete Gemeindeverfaflung in einigen Beziehungen 
durch jpätere Gejeße modifizirt *). Die Gemeinde-Drdnung von 
1834 verwandelte die Landgemeinden in universitates ordinatae, 
führte für alle Stadt» und Landgemeinden gleichförmig gebildete 
Gemeindebehörden ein und erweiterte die Selbftftändigfeit der Ge- 
meinden in der Verwaltung des Gemeindevermögend unter engerer 
Begrenzung des Oberauffichtsrechts des Staates. Seitdem beftehn 
in jeder Gemeinde folgende Behörden: 1) der Ortsvorſtand, auch 
in Landgemeinden Bürgermeifter genannt; 2) der Gemeinderath, 
in den Städten Stadtrath genannt; 3) der Gemeindeausfchuß, in 
den Städten Bürgerausjchuß genannt +). Die Amtsthätigfeit dieſer 
Behörden ift in Betreff der Vertretung der Gemeinde in privat: 
rechtlichen Angelegenheiten, jowie in Betreff der Verwaltung des 
Gemeindevermögens folgendermaßen gegen einander begrenzt: 

Die Vertretung der Gemeinde als Körperjchaft Tiegt dem 
Gemeinderathe ob. Jusbeſondere vertritt er die Gemeinde vor 
Gericht in Nechtöftreitigfeiten und in Sachen der freiwilligen Ge 
richtsbarkeit. Er ftellt die Prozeßvollmachten für die Gemeinde 
auss); die Gemeinderathöglieder find in Gemeindeprozejlen als 
Zeugen in eigener Sache unzuläjfig); der Gemeinde obliegende 
Eide find von den Gemeinderatbsgliedern auszuſchwören, auf welche 
der Gegner der Gemeinde bei Auswahl der Schwurpflichtigen fich 
bejchränfen muß”). Der Gemeinderath ift befugt, Rechtsgeſchäfte 


3) Gef. vom 6. Aug. 1840, V. vom 29. April 1852, Gef. vom 1. Dez. 
1853, V. vom 22. Dez. 1853. 

4) In Heinen Dorfgemeinden fann die Gemeindeverfammlung bie Ver— 
richtungen des Ausſchuſſes übernehmen. Gem. O. $ 37. 

5) Gem. O. $ 63. Meber die Form der Vollmachten vgl. Gem. O. $ 60, 
Strippelmann IV. 2, 57. 

6) Strippelmann VII. 617. 

7) Nah älterm Rechte Eonnten die Schwurpflichtigen bei Landgemeinden 
aus der Gefammtzahl der Gemeindeglieder gewählt werden, was Han. 1.0.0 
XXI. $ 11. ausdrüdlich anerkennt. Das DO. A. ©. war anfangs der Anficht, 
daß diefe Beftimmung der Han. U. ©. D. durch die Gem. D. nicht aufgehoben 
fi; DO. A. ©. Erf. 1837. bei Henkel ©. 178. Jetzt wird die entgegengejeßte 
Anfiht befolgt, D. A. ©. Erf. 1844. bei Heufer Ann. I. 644. Beſteht der 
Gemeinderath nur aus 3 Mitgliedern, fo bedarf es feiner Auswahl der Schwur: 
pflichtigen durch den Gegner, D. A. ©. Erf. 1844. in ©. Gehrung g. Stadt 
Allendorf. Wendet der Gegner nichts dagegen ein, jo fann der Eid auch von 
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jeder Art Namens der Gemeinde abzufchließen, vorbehaltlich der 
für gewiffe Fälle erforderlichen Zuftimmung des Gemeinde-Aus: 
ichufjes oder der Aufſichtsbehörde. Aus Verträgen, welche der 
Gemeinderath abgejchloffen hat, kann gegen die Gemeinde geflagt 
werden ). Alle Schuldbefenntniffe, welche Die Gemeinde verbinden 
jollen, bedürfen der Unterfchrift jämmtlicher Mitglieder des Ge- 
meinderaths ?). 

Der Gemeinde-Ausfchuß ift berufen, Die Gemeindeverwaltung 
zu beauffichtigen und das Intereſſe der Gemeinde gegenüber dem 
Gemeinderathe zu wahren; dagegen fteht ihm feine ausführende 
Gewalt zu). Der Gemeinderath bedarf der Einwilligung des 
Gemeindeausfchuffes in Hinficht auf folgende Gegenftände'"): 
1) unftändige Ausgaben, welche den dafür feftgejeßten Voranſchlag 
überfteigen; 2) Bewilligung neuer oder höherer Gehalte oder außer: 
ordentlicher Dienftbelohnungen auf Koften der Gemeinde; 3) Zeit: 
verpachtungen von Immobilien oder Gerechtjamen und Verkauf 
jährlicher Nugungen, ausgenommen wenn ein Öffentliches Ausgebot 
fattgefunden hat, oder die Verpachtung und Veräußerung auf drei 
Jahre oder Fürzere Zeit gefchehn fol, oder wenn es fi um eine 
herfömmliche Verwerthung von Waldnußungen handelt; 4) Ber: 
träge jeder Art mit Mitgliedern des Gemeinderaths, wenn fein 
Öffentliches Ausgebot ftattfindet; 5) Erlaß beitreiblicher Forderungen 
ber Gemeindefaffe; 6) Abſchluß von Vergleihen; 7) Auffündigung 
von Aftivfapitalien, Verkauf oder Ceſſion von Werthpapieren und 
Privatjchuldverjchreibungen; 8) Anleihen und Bürgjchaften mit oder 
ohne Verpfändung; 9) Veräußerungen von Grundftüden und Reals 
berechtigungen, erbliche Verleihung von Rottländereien; 10) Gemein» 
heitstheilungen; 11) Verwandlung des bisher von Einzelnen benußten 
Gejammtvermögens in Kämmerei= oder Ortsvermögen, deſſen Ertrag 
zur&emeindefajje fließt; 12) Einführung oderAbänderungvon®emeindes 


Gemeindegliedern geleiftet werben, welche nicht Mitglieder des Gemeinderaths 
find. D. N. ©. Erf. vom 26. Aug. 1843. in S. Gem. Hohenfirchen g. Gem. 
Mönchhof. 

8) O. A. ©. Erf. vom 4. Nov. 1840. in S. Helwig g. Stadt Schwarzenborn. 

9) Gem. O. $ 60. 

10) Gem. D. $ 36,64, 67. 

11) Gem. DO. $ 80. 


8 79. Die Gemeinden. 267 


abgaben oder Gemeindebienften; 13) Ankauf von Immobilien; 
14) Anftellung von Klagen und Einlaffung in einen Prozeß von 
Seiten einer Landgemeinde 1?), mit Ausnahme der gerichtlichen 
Beitreibung von Rüdftänden, der Anftellung fonfervatorifcher Necht3- 
mittel und der gerichtlichen Feſtſtellung der Entjchädigungsbeträge 
für aufgehobene Realrechte. Die Zuftimmung des Gemeindeaug: 
ſchuſſes muß in den unter Nr. 8, 9, 10, 11 und 14 bezeichneten 
Fällen von der großen Ausſchußverſammlung ertheilt werben, welche 
durch Hinzutritt der außerordentlichen Ausjchußmitglieder gebildet 
wird, und zwar tritt die Vergrößerung des Ausfchuffes in dem 
Falle unter Nr, 14 jedenfall3, in den übrigen Fällen nur dann 
ein, wenn ber Ortsvorftand, der Gemeinderath, der Ausfchuß, 
die Auffichtsbehörbe oder eine bejonders betheiligte Einwohnerklaſſe 
e3 verlangt '3). Verſagt der Gemeindeausſchuß einem Beſchluſſe 
des Gemeinderath8 feine Zuftimmung, jo giebt die Entjcheidung 
der Auffichtsbehörde den Ausichlag ’*). 

Dem Bürgermeifter gebührt der Vorfig im Gemeinderath, die 
vollziehende Gewalt in allen Gemeindefachen und namentlich bie 
Ausführung der vom Gemeinderath in Anfehung des Gemeinde 
vermögens gefaßten Bejchlüffe. Selbitftändig ohne Mitwirkung des 
Gemeinderath3 handelt er in Angelegenheiten, welche die gewöhn- 
liche Ausführung und laufende Verwaltung des Gemeindevermögeng 
betreffen, ober bei welchen wegen der auf dem Verzug ftehenden 
Gefahr die Mitwirkung des Gemeinderaths nicht eintreten Fann!5). 
Wenn diefe Vorausjeßungen nicht vorhanden find, Haben die von 
dem Ortsvorftande ohne Mitwirkung des Gemeinderaths Namens 
der Gemeinde vorgenommenen Handlungen für Lebtere Feine ver 
bindende Kraft!®). Insbeſondere gilt dies von allen Rechtsge— 








12) Gem. D. $ 85. Auch zur Erhebung einer Widerflage bedarf es ber 
Zuftimmung des Gemeindeausſchuſſes, O. A. ©. Erf. vom 18. Sept. 1847. in 
©. Gem. Altendorf g. Sauer; nicht dagegen zur Ginführung bevolutiver oder 
nit devolutiver Nechtsmittel; O. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV. 2, 58. 

13) Gem. O. $ 38, 82, 85. 

14) Gem. D. $ 83. 

15) Gem. O. $ 36, 59, 67. 

16) Anerfannt Hinfichtlich der Geftattung eines das Huterecht ber Gemeinde 
beeinträchtigenden Neubaus durch O. A. ©. Erk. 1838. bei Henkel ©. 70, 
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jchäften, welche der Buftimmung des Gemeindeausſchuſſes bedürfen. 
Handlungen, welche der Ortsvorftand in der Abficht vornimmt, 
dadurch ein Recht der Gemeinde auszuüben, begründen den Beſitz— 
ftand der Legtern, auch wenn fie ohne Mitwirkung des Gemeinde: 
rath3 vorgenommen worden find 7). 

Die geringern Gemeindediener, insbejondere Der Rechnungs: 
führer, in den Städten Stadtfänmerer, in den Landgemeinden 
Gemeinde-Erheber genannt, und der Stadt» oder Gemeindefchreiber, 
find ohne eine von der zuftändigen Gemeindebehörde in gejeglich 
zuläffiger Weiſe ertheilte Ermächtigung 8) nicht befugt, die Ge- 
meinde in privatrechtlichen Angelegenheiten zu vertreten. Der 
Rechnungsführer ift zwar nach der Gemeinde-Drdnung ausſchließlich 
ermächtigt, Gelder für die Gemeindefaffe zu empfangen und 
Gemeindegelder zu verausgaben!®); Die Ermächtigung zur Empfang: 
nahme erftredt fi aber nur auf die in einer vom Gemeinderath 
feftgefeßten Hebelifte oder in einem von demſelben ertheilten be- 
fondern Ginnahmebeleg bezeichneten Zahlungen und begreift nicht 
die Befugniß, Die Schuldner der Gemeinde Durch andere ber 
Bahlung gleichftehende NRechtsgejchäfte von ihrer Verbindlichkeit zu 
befreien?°). Die Ermächtigung zur Auszahlung von Gemeinde 
geldern fteht Dem Rechnungsführer nur in Folge einer vom Ge- 
meinderath oder in dringenden Fällen vom Ortsvorſtande allein 
ertheilten, von Letzterm unterzeichneten allgemeinen oder bejondern 
Anweifung zu ?°). 

Mehrere Ortjchaften mit gefchiedenen Gemarfungen Fönnen 
auf verjchiedene Weile untereinander in einem Verbande ftehn- 


hinfichtlih der Beftellung einer Servitut auf einem Gemeindegrundftüd durch 
O. 4. ©. Erf. vom 17. Dez. 1845. in ©. Eyring g. Gem. Langenfelbold. 

17) ©. X. ©. Erf, bei Heufer Ann. II. 319, | 

18) D. N. ©. Erf. bei Strippelmann I. 260, Heufer Ann. IL 246. 

19) Gem. D. $ 55, 87. 

20) D. A. ©. Erf. vom 14. Sept. 1847. in ©. Blum g. Hofedih. 

21) Gem. D. $ 87. Wenn der Ortsvorftand die Zahlungsanweifung ohne 
Erwähnung eines Gemeinderathsbefchluffes ausftellt, fo ift anzunehmen, daß er 
bie angewiefene Ausgabe als eine dringliche behandelt habe, und der Erheber 
muß die Anweijung befolgen, ohne daß ihm die Beurtheilung der Dringlichfeit 
zufommt. D. U. ©. Erk. vom 7. Dezember 1849. in ©. Staatsanwalt g. 
Hetiche. 
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Bald bilden fie zufammen eine einzige Gemeinde mit gemeinfamen 
Gemeindebehörden ??), bald, unbejchabet ihrer Exiſtenz als felbft- 
ftändige Gemeinden mit getrenntem Vermögen und abgejondertem 
Gemeinderath und Gemeindeausfhuß, einen Bürgermeifterbezirk 
mit einem gemeinjchaftlichen Ort3vorftande?3), bald ftehen fie nur 
zu einzelnen Zwecken, 3. B. in Betreff des Schulweſens, des 
Ufer= oder Landwegebaus, in einem bleibenden oder vorfibergehenden 
Verbande, welcher nur einzelne durch den Zweck der Verbindung 
beftimmte gemeinfame NRechtsverhältnifje der im Uebrigen von ein- 
ander unabhängigen Gemeinden erzeugt, bald ftehn nicht Die Ge- 
meinden als folche, jondern nur die Ginwohner oder beftimmte 
Klafjen derjelben in einem Verbande, welcher als Korporation?*) 
oder als Genofjenfihaft ohne juriftifche Perſönlichkeit 25) auftreten 
kann. 

Das Oberaufſichtsrecht des Staats, deſſen Ausübung hinſichtlich 
der Städte den Provinzial-Regierungen, hinſichtlich der Land— 
gemeinden den Polizei-Direftionen und Landrathsämtern, hinſichtlich 
aller Gemeinden der Kreiſe Schaumburg und Schmalkalden den 
dortigen Regierungs-Kommiſſionen übertragen ift?®), begreift in 
Anjehung des Privatrechts zunächſt Die Fürforge, daß es den Ge- 
meinden niemals an einer Vertretung in privatrechtlichen Angelegens 
heiten fehle. Daher hat die Auffichtöbehörbe für die gehörige 
Beſetzung der Gemeindebehörden zu Jorgen und in den Fällen, wo 
die Mitglieder der Letztern wegen eines perjönlichen, dem der Ge- 
meinde entgegengejeßten Intereſſe von der Vertretung derjelben 


— — — — — — 


22) Gem. O. 8 7. 

23) Gem. DO. $ 8. Die Verf. und Verw. der Gemeinden ©. 12. 

24) 3. B. Die Amts» oder Landſäckel im Hanauiſchen, welche ein Erf. 
des DO. ©. zu Hanau vom 8. Dez. 1841. in ©. Staatsanwalt g. Stabt 
Schlühtern als eine Art von Korporationen bezeichnet. Vgl. darüber Han. 
Landvifit. DO. vom 28. Febr. 1668. 1. $ 47, Han. V. vom 9. März 1754. 
Ging. und $7, Han. Neg. A. vom 7. November 1755, E. ©. R. P. vom 
6. Oft. 1789. 

25) 3. B. Marfgenofjenfchaften. 

26) Gem. DO. $ 92, Berw. Org. Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 38, 82. 
vom 22. Dez. 1848. $ 13, $39. V. vom 7. Juli 1851. $ 6, 14, 21, vom 10. 
November 1853. Ueber die flandesherrlichen Bezirfe vgl. Gef. vom 13. Nov. 
1849, Min. A. vom 20. Dez. 1849. $ 1. 
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ausgeſchloſſen, und die gejeglichen Beftimmungen wegen des Erſatzes 
der betheiligten Mitglieder der Gemeindebehörden durch unbetheiligte 
Gemeindeglieder wegen gleicher Betheiligung aller zeitigen Gemeinde« 
glieder nicht ausführbar find, Dafür Sorge zu tragen, daß ber 
Gemeinde zum Zwecke ihrer gerichtlichen 2?) oder außergericht- 
lichen 2°) Vertretung anftatt der Dazu unfähigen Gemeindebehörde 
von dem Gerichte ald obervormundjchaftlicher Behörde. ein Kurator 
ad hoc beftellt werde, wogegen die Auflichtöbehörde oder der 
Staatsanwalt nicht befugt ift, Die Gemeinde vor Gericht zu ver- 
treten 2°) oder Namens der Gemeinde ohne Mitwirkung der Ges 
meindebehörde NRechtögejchäfte abzufchließen?‘). Die Oberaufficht 
des Staats erftredt jich ferner auf die Verwaltung des Gemeinde- 
vermögens durch die Gemeindebehörden 3’); dagegen ift das Ver— 
mögen der Gemeinden, welches mit dem Staatövermögen nie vers 
einigt werben joll3?), der unmittelbaren Verwaltung der Staats: 
behörden nicht unterworfen. Endlich entjpringt aus dem Ober: 
aufſichtsrechte des Staats eine Bejchränfung der Gemeindebehörden 
in der Verfügung über das Gemeindevermögen injofern, als die 
jelben gewilje Nechtögejchäfte für Die Gemeinde nicht ohne Zus 
ftimmung der Aufjicht3behörde vornehmen dürfen. In welchen 
Fällen eine jolhe Zuftimmung erforderlich ſei, ift ausſchließlich 


27) DO. A. ©. Erf. 1850. bei Strippelmann VI. 329, 

28) Bol. Die Berf. und Verw. der Gemeinden ©. 43. Wenn es hier heißt, 
daß, foweit außergerihhtlihe Handlungen in Frage fommen, die Aufſichtsbehörde 
felbft das Imterefje der Gemeinde wahre, fo erleidet diefe Annahme die Bes 
fchränfung, daß die Auffichtsbehörde niemals zur- Vertretung der Gemeinde als 
juriftifcher Perfon befugt ift, daher auch bei aufergerichtlichen Rechtsgeſchäften 
das Bedürfniß der Beilellung eines Kurators für die Gemeinde eintreten kann. 

29) D. 4. ©. Erf. 1829. bei Pfeiffer II. 598, O. A. G. D. vom 28. 
Aug. 1841. Staatsanwalt zu Marburg betr. 

30) DO. A. ©. Erf. vom 23. Jan. 1819. in S. Merfer g. Amt Spangen⸗ 
berg in Anwendung auf ein von einem Beamten für die Gemeinden feines Be— 
zirfs aufgenommmenes Anlehn. D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 404. Note k. 
Auch der Verdacht, daß die Gemeindebehörden die gefeßlichen Vorfchriften bei 
Behandlung einer Gemeindeangelegenheit umgehen würden, berechtigt die Auffichts- 
behörde nicht, die Erledigung diefer Angelegenheit Namens der Gemeinde anflatt 
der Gemeindebehörden ſelbſt zu bewirfen. O. N. ©. Erf. 1838. bei Pfeiffer 
V. 601. . 

31) Gem. O. $ 67, 90, 91, 93. 

32) V. Urf. 1831. $ 45, 1852. $ 33. 
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nach den Beſtimmungen der Gemeinde-Drdnung zu entjcheiden, 
indem durch Letztere der Umfang des Oberauffichtsrecht3 des Staat3 
in umfafjender Weife unter Aufhebung der ältern Normen beftimmt 
worden ift33). Hiernach ift die Zuftimmung der Auffichtsbehörde 
erforderlich?*): 1) zur Veräußerung und Verpfändung von Grund: 
ftüden und NRealberechtigungen, fowie zur erblichen Verleihung 
von Rottländereien, wenn der Öegenftand des Nertrags einen nad) 
Berjchiedenheit der Gemeinden verjchieden feſtgeſetzten Werth über: 
fteigt, 2) zur Averfionirung von Verbrauchsauflagen oder zur Vers 
pachtung ihres Ertrags, 3) zu ©emeinheitätheilungen, A) zur 
Berwandelung des bisher von Einzelnen benugten Gefammtwermögens 
in Kämmereis oder Ortsvermögen, deſſen Ertrag zur Gemeindes 
kaſſe fließt, 5) zu gewillen außerordentlichen Erhebungen’), 6) zu 
einer bisher nicht herkömmlichen Verwerthung der Waldnußungen. 
Dagegen bedarf es zur Aufnahme von Darlehn, infofern nicht der 
unter Nr. 1 erwähnte Fall eintritt, ſowie zur Anftellung von 
Klagen®*) nicht mehr der nad) älterm Rechte erforderlichen Ges 
nehmigung der Auffichtsbehörde. 

Bon der Oberaufficht Des Staat3 auf Die Gemeindeverwaltung 
ift diejenige Einwirfung der Staatdgewalt auf die Gemeinden zu 
unterfcheiden, welche fi) ald unmittelbare Iofale Staatdverwaltung 
darftellt. Die Gemeinden find nicht allein Körperfchaften im Staate, 
ſondern zugleid) Gliederungen des Staatsförperd. Demgemäß find 
einzelne Zweige der Staatdverwaltung den Ortövorftänden der 
Gemeinden übertragen, welche in diefer Hinficht Namens des Staats 
als Hülfsbeamte defjelben 37) innerhalb der Gemeindegemarfungen 








33) Gem. D.$ 8, Nr. 1,g. O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 602, 

34) Gem. D. $ 84, $ 93. Nr. 1, a. 

35) Gem. D. $ 84. Nr. 5. Strippelmann VI. 302. 

36) Das Erforderniß der Ermächtigung ‚der Auffichtsbehörde war ſchon vor 
der Gem. D. durch V. Urf. 1831. $ 113. aufgehoben, welcher Annahme $ 125. 
nicht entgegenftand. Vgl. Müller Ueber Gem. Berfafjung Hanau 1831. ©. 67. 
Klagen einer Gemeinde gegen den Staatsanwalt follen, von Eilfällen abgeſehn, 
ſechs Wochen vor der Anftellung der Auffichtsbehörde zum Zwede eines Güte: 
versuchs mitgetheilt werden, V. Urf. 1831. $ 125, 1852. $ 96. Diefe Mit: 
theilung bedingt die Betretung des Rechtswegs und ift auch dann erforderlich, 
wenn die Aufiichisbehörde felbft die vermeintliche Nechtsverlegung begangen hat, 
welche Gegenfiand der Klage iſt. O. X. ©. Erf. bei Strippelmann III. 1, 201. 

37) In den Städten waren früher Stabtfchultheiße zur Wahrung der 
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als Staatöverwaltungsbezirke ?°) ohne Mitwirkung der übrigen 
Gemeindebehörden und ohne Haftung der Gemeinde für ihre 
Handlungen?) unter Leitung der Staatsbehördent‘) thätig find. 


$ 80. 
3) Gemeindeanftalten. 


Die in den Gemeinden zu Gemeindezweden oder zum allge: 
meinen Gebrauch) der Einwohner bejtehenden Anftalten, welche die 
Gemeinde-Drdnung unter der Bezeichnung der örtlichen Einrichtungen 
zufammenfaßt *), erjsheinen in der Regel nicht als felbititändige 
juriftifche Perjonen, fallen vielmehr mit der Gemeinde Dergeftalt 
zufammen, daß Das zur Unterhaltung Derjelben dienende Vermögen 
einen Beftandtheil des Gemeindevermögens bildet, und ihre Ver: 
tretung in privatrechtlichen Angelegenheiten den zur Vertretung der 
Gemeinde berufenen Gemeindebehörden obliegt?). Dieſe Regel 
gilt auch von jolchen Gemeinde-Anftalten, welche nicht aus der 
Gemeindekaſſe, jondern aus bejondern dafür bejtimmten Fonds oder 
Einkünften unterhalten und abgejondert vom eigentlichen Gemeinde: 
haushalt durch eine vom Ort3vorftand verjchiedene Behörde ver- 
waltet werden. Dagegen leidet Diejelbe Feine Anwendung bei 


hoheitlihen Rechte beitellt ; vgl. Kopp Ger. V. I. 325. In den Dorfgemeinden 
vereinigten die Ortsvorftände in ſich die Gigenfchaft als Gemeindebeamte und 
Unterbeamte des Gerichts; vgl. Greben-O. 1739, namentlich die Formel des 
Greben-Eides (N. ©. II. 155). - In den ftandesherrlichen Dörfern waren neben 
den DOrtsvorftänden Hoheitsfchultheiße beſtellt; G. R. B. vom 17. Januar 1817, 
aufgehoben durch Min. U. vom 20. Dez. 1849. $ 5. Ueber die heutige Stellung 
der Ortsvorftände als Hülfsbeamten des Staats vgl. Gem. DO. $ 61. 

38) Strippelmann VII. 459: Ueber die Zuläffigfeit der Grengberichtigungss 
lage bei vorfallendem Streite über die Gemarfungen mehrerer Dorfgemeinden. 

39) O. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. III 411, 

40) Gem. O. 8 9. Nr.’ 2. Die Berf. und Verw. der Gemeinden ©. 147, 

1) Ueber den Begriff der örtlichen Einrichtungen vgl. V. U. 1831. $ 42, 
Gem. O. $. 71. Die Berf. und VBerw. der Gemeinden ©. 122. Dahin ges 
hören die örtlihen Armen= Kranken und ähnliche Anftalten, Sparkaſſen, Leih— 
und Pfandhäufer. Doch find nicht alle Leibhäufer Gemeindeanftalten; vgl. unten 
Note 3 und Privileg des Leihhaufes zw Kaffel vom 19. April 1721. (N. ©. 
1. 249). . 

2) Namentlich die Vertretung vor Gericht, O. A. G. Erf. bei Strippelmann 
IV, 2, 56. Note 4, V. 479. 
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örtlichen Anftalten, welche fi im Eigenthum der Landesherrichaft, 
des Staats oder anderer Rechtsſubjekte befinden ®), oder welche mit 
jelbititändiger Perjönlichkeit neben der Gemeinde beftehen. Durch 
die Beftimmungen der Gemeinde-Drdnung ift weder denjenigen 
Anftalten, welche vorher als jelbititändige Rechtsſubjekte neben der 
Gemeinde beftanden, die juriftiiche Perjönlichkeit entzogen, noch 
die Möglichkeit ausgefchloffen, neue Anftalten dieſer Art unter den 
für die Entſtehung juriftiicher Perfonen überhaupt geltenden Vor: 
ausfeßungen zu begründen®). Doc ift der Mangel juriftifcher Per: 
Jönlicdyfeit alS Regel bei allen Gemeindeanftalten anzunehmen, fo 
lange nicht das Gegentheil dargelegt wird. Bu den felbititändig 
neben der Gemeinde beftehenden Anftalten gehören abgejehen von 
Stiftungen insbejondere Diejenigen, welche urjprünglich Firchlicher 
Natur waren, im Laufe der Zeit aber, namentlich in Folge ber mit 
dem Armen: und Schulweſen vorgegangenen Veränderungen, Die 
Natur Firchlicher Anftalten verloren haben und wegen der Iofalen 
Beſchränkung ihrer Wirkfamfeit zu der bürgerlichen Gemeinde, in 
welcher fie befteben, in nähere Beziehung getreten find, ohne in der 
Perjönlichkeit derfelben völlig aufzugeben. Dahin gehören: 1) Die 
Iofalen Hofpitäler, Armen: und Siechyenhäufer, welche als urjprüng- 
lic) kirchliche Anftalten nicht von den Gemeindebehörden, jondern 
von ihreu Vorftehern zu vertreten und in Grmangelung bejonderer 
Borjchriften nach den von der Verwaltung des Kirchenvermögens 
geltenden Grundjägen unter Auffiht und Leitung der Staats— 
verwaltungsbehörden zu verwalten find). 2) Die Ortsfchulen. 
Während den Sculgemeinden jelbitftändige Perfönlichkeit neben 
der bürgerlichen und Kirchengemeinde nicht zufommt, erſcheinen Die 
Schulſtellen als urſprünglich Eirchliche Pfründen gleid) den Pfarreien 


3) Gem. D.$ 71. 3. B. das dem F. Hof angehörige Hofhofpital St. 
Elifabeth zu Kafjel, vgl. Strippelmann IV. 2, 68. Note 9, das als Staats: 
anftalt errichtete Leih= und Pfandhaus zu Fulda D. A. ©. Erf. vom 15. Juni 
1831. in ©. Staatsanwalt g. Niemeier, V. vom 2. März. 1839. Nr. 14. 

4) O. A. ©. Erf. bei Strippelmann VI. 447, die Leihbanf zu Marburg betr. 

5) 0. 4. ©. Erf. bei Strippelmann V. 477, Min. Beil. vom 8. März 
1854. in der offig. Ausgabe der Gem. D. ©. 136. V. vom 8. Nov. 1735. 
Ueber die bis 1821 den Konfiftorien übertragene Auffiht vgl. Pfeiffer K. R. 
$ 544 fgg.; über die jebt den Staatsverwaltungsbehörden zuftehende Aufſicht 
vgl. V. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 9, $ 59. Nr. 9, $ 88. Nr. 4, 13. 

L 18 
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als felbftftändige juriftifche Perfonen, deren gerichtliche und außer: 
gerichtliche Vertretung ®), ſowie Die Verwaltung des Schulvermögens 
nach Maßgabe der von der Verwaltung des Kirchenvermögens 
geltenden Grundſätze und für Die Verwaltung der Schulpfründen 
beftehenden bejondern Vorjchriften ”) dem zeitigen Schullehrer ver- 
möge feines Amtes unter Aufficht und Leitung der Staatsver— 
waluntgsbehörden ®) zufteht. 


g 81. 
4) Gemeinderechte. 


Wenn gleich die Rechte und Verpflichtungen der Gemeinde 
als Korporatiou !) von den Rechten und Verpflichtungen der ein- 
zelnen Gemeindeglieder zu unterjcheiden find, fo werden Doc) dem 
Gerichtsgebrauche zufolge auch Diejenigen Rechte, welche ihrer Be— 
Ichaffenheit nach zur Befriedigung der individuellen Bedürfniſſe 
der Gemeindeglieder Dienen, als &emeinderechte, und Diejenigen 
Verpflichtungen, welche in Leitungen der einzelnen Gemeindeglieder 
beftehen, als Gemeindepflichten angejehen, jofern das Recht oder 
die Verpflichtung der Gemeindeglieder auf dem Gemeindeverhältniß 
und nicht auf einem Diejelben blos individuell betreffendeu Titel 
beruht. Demzufolge erjcheinen Wege-, Hute-, Beholzigungs- und 
ähnliche Gerechtſame als Gemeinderedhte, wenn fie den Gemeinde 
gliedern als folchen zuftehen '°), und umgekehrt erfcheint bei Be: 
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6) O. A. G. Erk. bei Strippelmann II. 100, IV. 2, 55, V. vom 22. 
Dezember 1828. $ 11. und vom 17. Nov. 1829. $ 15. b. in Betreff der Prozef- 
führung, O. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 1, 323, fHeufer Ann. I. 674. 
in Betreff des Abſchluſſes von Nechtsgefchäften. Vgl. Gef. vom 25. Oft. 1834. 
$ 31, 32. Eine Ausnahme im Gef. vom 28. Aug. 1834. $ 10, 

7) Im Allgemeinen find die Befugniffe der Schullehrer hinſichtlich der 
Schulpfründen analog den Befugniflen der Pfarrer hinſichtlich der Pfarrpfründen. 
Auf Erftere finden insbefondere die oben $ 75. Note 10 bis 14. angeführten 
Beſtimmungen ebenfalls Anwendung. 

8) Ueber die bis 1821 den Konfiftorien übertragene Aufficht vgl. Konf. O. 
1657. XIV. $ 1, Regul. vom 17. Febr. 1818. Nr. 3, Pfeifer K. R. $ 416, 
544 fgg. Ueber die jetzt den Gtaatsverwaltungsbehörden zuſtehende Aufſicht 
vgl. V. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 5, $ 59. Nr. 4, $ 88. Nr. 9. 

1) Ueber Gemeindegüter und Gemeindenutzen vgl. Buch II. Kap. 1. 

1a) Beifpiele: Zeitſchrift II. 165. Note 7. Pfeiffer VII. 502, VII. 197. 212. 
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vechtigungen, welche auf der Gemeindegemarkung im Ganzen als 
dem dienenden Grundftüde haften), oder bei Dienften und Ab- 
gaben, welche den Gemeindegliedern als folchen gegenüber einem 
dritten Berechtigten obliegen $), die Gemeinde felbft als das ver- 
pflichtete Subjekt. Diefelbe Auffafjung greift Platz, wenn das 
aktive oder paſſive Nechtöverhältnig nicht allen Mitgliedern der 
Gemeinde, jondern nur einer Klaffe derfelben nach einem durch 
perjönliche oder Vermögensverhältniffe begründeten Unterfchiede, 
3. B. allen Beifigernt), Hausbefitzern 5) Anfpännern, Viehhaltern, 
MWittwen oder Auszügern ®) der Gemeinde, gemeinfam if. Die 
Gemeinde befindet ſich im Beige von Rechten der bezeichneten Art, 
wenn die Mitglieder berjelben in dieſer Eigenfchaft das Recht 
ausgeübt haben; Die Gemeinde kann auf diefe Weife Gemeinde 
vechte Durch Erſitzung erwerben, ohne daß Befißhandlungen der 
Gemeindebehörben dazu erforderlich find”). Die Rechtsausübung 
der einzelnen Gemeindeglieber begründet einen Beſitz der Gemeinde 
nur dann, wenn erkennbar ift, daß dieſelben ald Gemeindeglieder, 
mithin Namens der Gemeinde das Recht ausgeübt haben; in diefer 
Deziehung enticheidet die Abficht der ausübenden Gemeindeglieder, 
und e3 bedarf feiner Nachweijung über einen Auftrag oder eine 
Kenntniß von Seiten der Gemeindebehörbe ®). Im Zweifel ift 
anzunehmen, daß die Einwohner der Gemeinde in dieſer ihrer 


2) O. A. ©. Erf. 1842. bei Heufer Ann. I. 389. In Anwendung auf 
ein Huteredht, D. A. ©. Erf. vom 27. Juni 1846. in ©. Hildebrand g. Stadt 
Rotenburg, vom 21. Aug. 1849. in ©. Puih g. Gem. Bergen. Dagegen find 
Zehntjtreitigfeiten, auch wenn fie fänmtliche Grundftüde der Gemeindegemarfung 
betreffen, nicht als Gemeindefadhe, fondern als Sache der einzelnen Zehntpflichtigen 
betrachtet worden, D. 9. ©. Erf. 1824. in S. Gem. Raboldshaufen g. Wennel, 
1824. in ©. Staatsanwalt g. Stadt Naumburg, vom 14. Okt. 1834. in ©. 
Staatsanwalt g. Gem. Gichen. 

3) D. N. ©. Erf. 1834. in Zeitfchrift II. 157. 

4) D. N. ©. Erf. vom 19. Juli 1845. in ©. Gem. Breitenbach g. von 
Dörnberg. 

5) D. A. ©. Erf. vom 2. Juli 1825. in ©. Gen. Treis g. von Milchling, 
1818. in ©. Gerlach g. Gem. Belle. 

6) Zeitſchrift I. 165. Note 7. . 

7) 2.2. ©. Erf. vom 12. Jan. 1847. in ©. Staatsanwalt g. Gem. 
Lindhorſt. 

8) O. A. ©. Erk. in Zeitſchrift II. 166. 


18» 
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Eigenſchaft gehandelt haben, unbejchadet des Gegenbeweijes, daß 
die Ausübung vermöge eines andern Grundes ftattgefunden babe ?). 
Hinfichtlich der gerichtlichen Geltendmachung der bier fraglichen 
Rechte gelten folgende Unterjchiede: 1) Die Gemeinde Fann der— 
gleichen Rechte Durch Die zu ihrer gerichtlichen Vertretung berufene 
Gemeindebehörde vermittelt petitorifcher und poſſeſſoriſcher Rechts: 
mittel als Klägerin oder Verflagte vor Gericht verfolgen. Jedoch 
ift die Gemeinde nur inſoweit zum Prozeß Iegitimirt, als es ſich 
um das Recht oder deſſen Befig im Ganzen, nicht blos um die 
Einziehung von Rüdftänden, welche lediglich Die betheiligten ein- 
zelnen Gemeindeglieder angehn, oder um Entjchädigung wegen Der 
in der vergangenen Beit unterbliebenen Erfüllung der Verbindlich- 
feit handelt. Eine Verlegung des Rechts oder eine Störung des 
Beſitzes der Gemeinde ift jchon dann anzunehmen, wenn von dem 
BVerpflichteten einem einzelnen betheiligten Gemeindegliebe gegen= 
über die Erfüllung feiner Verpflichtung verweigert worden ift 19), 
ſowie umgekehrt jchon dann, wenn ein einzelnes Glied der Gemeinde 
die Erfüllung der Berpflichtung unter Beftreitung der Pflicht der 
Gemeindeglieder verweigert, die Klage gegen bie Gemeinde be- 
gründet erjcheint. Das von der Gemeinde erwirkte Erfenntniß hat 
Rechtskraft Hinfichtlich aller betheiligten Gemeindeglieder, weil Die- 
jelben ihr Necht Tediglich von der Gemeinde ableiten. 2) Auch 
die einzelnen betheiligten Gemeindeglieder können für ihre Perfon 
die Gemeindegerechtjame Durch petitorijche und pofjefjorische Klagen 
verfolgen ?°). Da diejelben in dieſem Falle die Klage auf das 
Recht und den Beſitzſtand der betreffenden Ortsbewohner im Al 
gemeinen gründen, jo Fönnen fie zur Darlegung des Befiges nicht 
blos die von ihnen jelbit, ſondern auch die von andern Ortsbe— 
wohnern vorgenommenen Befighandlungen für fi anführen !2). 
Umgefehrt fann auch gegen einzelne Gemeindeglieder die der Ge- 
jammtheit der Gemeindeglieder oder einzelnen Klaſſen derjelben 


9) D. A. ©. Erf. vom 12. Jan. 1847. in ©. Staatsanwalt g. Gem. 
Lindhorft. 

10) O. A. ©. Erf. vom 21. Mai 1825. in ©. von Miedefel g. Gem. 
Ersrode. 

11) O. A. G. Erk. 1838. bei Pfeiffer VII. 500. 

12) O. A. G. Erk. 1843. bei Pfeiffer VIII. 220. 
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obliegende Verpflichtung gerichtlich verfolgt werden. Das einem 
einzelnen Gemeindegliede gegenüber ergangene Erfenntniß begründet, 
wenn gleid, darin über das Recht oder die Pflicht der Gemeinde 
im Ganzen geurtheilt worden ift, Doc für andere Gemeindeglieder 
feine NRechtöfraft 3); auf dergleichen Rechtsftreitigfeiten leiden Die 
von Gemeindeprozejlen geltenden Grundjäße, jowie die Rechts- 
wohlthaten der Gemeinden Feine Anwendung. 3) Klagen, welche 
lediglich die Nachentrichtung rüdjtändiger Leiftungen oder Schadens: 
erjat zum Gegenftande haben, können nicht von der Gemeinde als 
jolcher, fondern nur von den einzelnen betheiligten Gemeindegliebern 
angeftellt werden. Daher ift auch, wenn die Gemeinde ein ihren 
Mitgliedern als jolchen zuftehendes Recht im Rechtswege erftritten 
hat, die Liquidation des durch die bisherige Verlegung dieſes 
Rechts erwachjenen Schadens den einzelnen Gemeindegliedern, in 
deren Perjon der Schaden eingetreten ift, überlafjen?*), und ebenfo 
umgefehrt, wenn der Gemeinde das für ihre Mitglieder als folche 
in Anjprucd genommene Recht aberfannt ift, die Gemeinde nicht 
verbunden, für die alddann als rechtäwidrig fich Darftellende 
Handlungsweife der einzelnen Mitglieder zu haften ?5), vielmehr 
der Beſchaͤdigte mit feiner Schadengerjaßforderung an Die betref- 
fenden Gemeindeglieder, welche ihm den Schaden zugefügt haben, 
zu verweilen. Klagen auf rüdjtändige Leiftungen bei Abgaben oder 
Dienften, welche den Gemeindegliedern ald ſolchen obliegen, fönnen 
nicht gegen die Gemeinde, jondern nur gegen die einzelnen jäumigen 
Gemeindeglieder angeftellt werden. Cine Ausnahme tritt dann ein, 
wenn die Verpflichtung dergeftalt bejchaffen ift, Daß Die Dienfte 
oder Abgaben von der Gemeinde, vorbehaltlich Der Durch Diejelbe 


— — 


13). Vgl. indeſſen Pfeiffer VI. 535. Die Dispoſitive des Erkenntniſſes iſt 
auf das Rechtsverhältniß des betreffenden Streittheils zu befchränfen; z.B. wenn 
ein Gemeindeglieb wegen eines an der ganzen Gemarkung in Anſpruch genommenen 
Huterechts negatorifch Flagt und obflegt, fo ift dem DBerflagten das Hüten auf 
den Grundftüden des Klägers, nicht hinfichtlich der ganzen Gemeindeflur zu 
unterfagen. D. 4. ©. Erf. vom 30. Aug. 1820. in ©. Staatsanwalt g. 
Gem. Kohlhaus. 

14) DO. 9. ©. Erf. vom 5. Juli 1845. in ©. Gem. Falfenberg g. von 
Blumenſtein. 

15) ©. A. ©. Erf. vom 16. März 1852. in S. Rosbach g. Staatsanwalt. 
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zu bewirkenden Repartition unter die einzelnen Gemeindeglieder, 
geleiftet werden müfjen !°). 


$ 832. 
5) Borredhte der Gemeinden. 


Die Vorrechte der Gemeinden ftehen zum Theil blos den 
Städten, zum Theil auch den Landgemeinden zu. Die Städte 
haben, abgefehn von ihren dem öffentlichen Rechte angehörigen 
Privilegien), im Gebiete des Privatrecht3 Diejenigen Vorrechte, 
welche das römifche Recht den Stadtgemeinden beilegt. Dagegen 
fehlt e8 an einem genügenden Grunde, Diejelben auch den Land— 
gemeinden zugufchreiben ?). Jedoch werden dem Gerichtsgebraud, 
zufolge nicht blos die Städte, jondern auch Die Landgemeinden den 
Minderjährigen in Betreff der Reftitution gleichgeftellt *). Klagen 
der Städte verjähren wie Die Klagen anderer Gemeinden in dreißig 
Sahren*). Ebenjo ift zur Erfißung von Sachen der Städte wie 
bei andern Gemeinden ein dreißigjähriger Zeitraum genügend. Das 
den Städten im Konkurs eingeräumte Vorzugsrecht *) fteht den 
Landgemeinden nicht zu. Das Verfahren wider öffentliche Rechnungs: 
führer leidet auf die Gemeinderechnungsführer Anwendung). Sn 
Betreff der Beitreibung der Einfünfte befteht ein Unterjchied zwifchen 
Städten und Landgemeinden. Grftere haben das Recht, die Rück— 
ftände des ftäbtifchen Einkommens durch das Stadtdienerperjonal 


16) DO. A. ©. Erf. 1834. in Zeitfchrift II. 157. 

1) Vgl. a) über die Landftandfchaft der Städte nach älterm Necht Ledderhofe 
Kl. Schr. I. 43, Estor Com, p. 21, nad) heutigem Nechte V. Urf. 1831. $ 63, 
1852. $ 42, 46; b) über bie ftäbtiiche Gerichtsbarfeit Kopp ©. V. I. 325, 
Dec. Cass. I. 147, Arnold D. de orig. ac. jure antiqg. quarundam civit. 
Hassiac. 1849. p. 27, über beren Aufhebung oben $ 78. Note 23; c) über die 
Schriftfäfligfeit der Städte oben $ 67. Note 12; d) über Marftrecht Kuchenbeder 
Anal. I. 4, 92, V. 202, Falckenhainer I. 117, 149, Arnold ]. c. p. 26. 

2) A. M. Biel in Zeitſchr. I. 142. Note 8. 

3) O. A. ©. Erf, bei Henkel ©. 605, Zeitjchr. I. 142, Pfeiffer VII. 135, 
Heufer Ann. II. 170. 

4) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann III. 2, 150. und Archiv für civil. 
Praris 28. ©. 157. 

5) 1. 38, $ 1. de reb. auct. jud. (42, 5); über die Bedeutung bes hier 
gebrauchten Ausdruds res publica vgl. Dirffen Eiv. Abb. II. 102, Savigny 
Syſt. II. 249, 281. Note a. Vgl. auch Pfeiffer VIII 28. 

6) Gef. vom 17. Mai 1834. $ 1. 
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aus dem Mobiliarvermögen der Schuldner beitreiben zu Taffen ”); 
zur Beitreibung geeignet find alle Einkünfte der Städte ohne Unter: 
jchied hinfichtlich Des Forderungsgrundes, fofern fie entweder unbe- 
ftritten find oder fih aus öffentlichen Regiftern ergeben, welche 
nad, ihrer Einrichtung Die geforderten Abgaben in Betreff ihres 
rechtlichen Grundes feftitellen, z. B. Steuer-, Geſchoß-, Zins- und 
Lagerbücher, Forſtregiſter und ſonſtige auf die Veranlagung der 
ftädtiichen Abgaben ſich beziehende Regiſter 8); Die Beſtreitung Des 
Rückſtands von Seiten des Schuldners vermag bei regiftermäßigen 
Einkünften Die Beitreibung nicht zu hemmen, wogegen bei fonftigen 
Rückſtänden Die dem Stadtrathe unmittelbar oder mittelbar erklärte 
Beftreitung der Verbindlichkeit zur Zahlung derjelben genügt, das 
Beitreibungsverfahren auszufchließen ). Die Landgemeinden find 
nicht befugt, Die Rüdftände de3 Gemeinde-Einfommens felbft bei- 
zutreiben; Dagegen findet Die Beitreibung derjelben durch die Ge- 
richte auf ein von dem Gemeinderath für richtig erflärtes, von der 
Auffichtsbehörde beglaubigtes Rüdftandsverzeichniß ftatt, ſofern Die 
beizutreibende Abgabe, Leiſtung oder jonftige Schuldigfeit auf 
glaubhaften Negiftern, SHebeliften, Protofollen oder andern Ur: 
funden beruht!0), auh wenn es fih um Gchuldigfeiten 
handelt, welche nicht in dem Gemeinbeverbande, ſondern in 
Privatrechtsverhältnijfen ihren Grund haben '"); der Widerſpruch 
des Schuldners gegen die Richtigkeit des Nüdftandsverzeichnifjes 
hat die Einftelung des Beitreibungsverfahrens und die Verweifung 
der Gemeinde auf den Weg der Klage zur Folge, fofern die Bes 
ftreitung des Rückſtands dergeftalt thatjächlich begründet wird, daß 
unter Vorausfegung der Wahrheit der vorgeftellten Thatfacyen die 
Anforderung der Gemeinde unbegründet erjcheint 12). Das für 
Landgemeinden vorgefchriebene gerichtliche Beitreibungsverfahren 
findet auch bei ſtädtiſchen Kämmereirückſtänden ftatt, wenn der 


7) Gem. D. $ 88. 

8, D. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 49, 45. 

9)D. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 36, 45. 

10) Gem. O. $ 89. 

11) O. N. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 58. 

12) Der fofortigen Nachweifung oder Beicheinigung der den Widerſpruch ber 
gründenden Thatfachen bedarf es nit, D. A. ©. Erf. vom 16. April 1845. 
in ©. Gem. Falkenberg g. von Blumenftein. 
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Bürgermeifter und Stabtrath dafjelbe der felbitftändigen Beitreibung 
vorzieht 3). Wenn ein ftäbtijcher Kämmereirückſtand durch den 
Verkauf von Grundeigenthum oder durch Beichlagnahme bei dritten 
Perſonen beigetrieben werden joll, muß das gerichtliche Verfahren 
eingeleitet werden, welches in dem Falle, daß vorher die Bei- 
treibung aus dem Mobiliarvermögen des Schuldners durch das 
Stabtdienerperfonal verjucht worden ift, nicht als eine Fortfegung 
des letztern Verfahrens erjcheint 4); auch in Diefem Falle findet 
das gerichtliche Beitreibungsverfahren in demjelben Umfange ftatt, 
in welchem es für Landgemeinden zuläjfig ift 10). 


$ 83, 
IV. BZünfte. 


Die Zünfte”), deren Gefchichte in einzelnen heſſiſchen Städten 
bis zum bdreizehnten Jahrhundert verfolgt werden kann, erjcheinen 
nad) den auch in Kurhefien anwendbaren Grundjäßen des gemeinen 
Rechts als juriftiiche Perfonen. Das ältere Zunftreht?) beruhte 
theils auf Reichsgeſetzen?), theils auf Iandesherrlichen Verordnungen®). 


13) Gem. D. $ 88. 

14) Das Gericht hat daher das Borhandenfein der Borausfeßungen ber 
gerichtlichen Beitreibung zu prüfen und wiederum mit der Mobiliarerefution zu 
beginnen. D. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 50. 

15) Das Beitreibungsverfahren ift auch in dieſem Falle nicht blos in den 
burh St. M. A. vom 22. Dftober 1823. und M. A. vom 30. Oftober 1823, 
fondern in allen dur $ 89. Gem. D. bezeichneten Fällen zuläſſig. Dies ift in 
$ 88. Gem. D. zwar nicht ausbrüdlich ausgeiprochen, aber aus Saß 3. dieſes 
$ zu folgern. 

1) In älterer Zeit pflegten in Heſſen die Zünfte Aemter, die Zunftmeifter 
Amtsvorficher, die Zunftgerechtfame Amtsgewohnheiten genannt zu werben. 
Eſtor Bürgerl, Rechtegel. I. $ 256. Zunft Regl. 1732. $ 7,815. (2. ©. 
IV. 23). 

2) Bol. Kulenfamp Das Recht der Handwerker und Zünfte (nad) den Fur: 
heſſiſchen Gefegen). Marburg 1807. Ueber die Weglafjung der eingefchlofjenen 
Worte auf dem Titel vgl. Kulenfamp Lit. ©. 124. 

3) Einige Reichsgefehe wurden in Heſſen durch Randesgefeße eingeführt, fo 
das Kaiſ. Mandat vom 18, März 1571. durch Edikt vom 9. Juli 1571. (2. O. 
I. 378), der Reichsſchluß vom 16. Aug. 1731. dur Edikt vom 9. April 1732. 
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Im Königreicd Weltphalen wurde das Zunftwejen durd Einführung 
allgemeiner Gewerbefreiheit bejeitigt *); die beftehenden BZünfte 
wurden aufgehoben, ihr Vermögen für Staatseigenthum erklärt, 
ihre Schulden von dem Staate übernommen‘). Nach Auflöfung 
‚des Königreihd Weftphalen erfolgte durch die Zunftordnung vom 
5. März 1816 die Wiederherftellung der Zünfte und eine für den 
gefammten Kurftaat gleichförmige”) Regelung des Zunftweſens. 
Die Wiederherftelung der Zünfte umfaßte nicht allein das Zunft: 
recht, ſondern auch die einzelnen Bünfte®). Letztere traten in ihr 
Vermögen, jo weit e8 nicht inzwilchen veräußert war, und in ihre 
etwa ungetilgt gebliebenen Schulden wieder ein®). Die Errichtung 
neuer und die Trennung beitehender Zünfte ſetzt Iandesherrliche 
Genehmigung!) und Anhörung des Gutachtens des Bezirksraths1) 
voraus, 

ALS Träger der juriftifchen Perjönlichfeit erſcheinen Die ein- 
zelnen BZünfte, welche in Anfehung des Bezirks, über weldyen fie 
ſich erftreden, entweder Drtözünfte, oder allgemeine Landes -, 
Provinzial, Kreis- oder Amtszünfte find 12), Die Zunft ala 


(daf. IV. 119), das Kaiſ. Komm. Defret vom 30. April 1772. durch V. vom 
21. Juli 1772. (daf. VI. 652). 

4) Zunft-D. vom 29. Juli 1693. (2. D. IIL 373), vom 21. Nov. 1730. 
(daf. IV. 373). 

5) Gef. vom 5. Aug. 1808, Bull, 1808. II. 275. 

6) Kön. Dekret vom 22. Jan. 1809, Bull 1809. I. 107. 

7) Ueber Ausnahmen vgl. Gew. D. vom 14. Febr. 1827, Heufer Ann. I. 
96, II. 80. 

8) Durh O. A. ©. Erf. vom 26. Juni 1847. in ©. Stantsanwalt g. 
Biel wurde die Klage des Staats gegen einen Schuldner einer bis 1806 be- 
ftandenen, aber durch das weſtph. Dekret vom 22. Jan. 1809. aufgehobenen 
Zunft abgewiefen, weil Lebtere durch die Zunft-O. von 1816. wiederhergeftellt 
nnd daher als Borderungsberechtigte anzujehen fei. 

9) Zunft:D. 1816. 88 1, 24, 25. 

10) Kulenkamp S. 96. Weber die Beichränfung der Errichtung neuer Zünfte 
vo. E. G. R. P. vom 23. Oft. 1767. (2. DO. VI. 454), Zunft-D. 1816, 
$6. Die Bellimmungen der V. Urf. 1831. $ 36, 1852. $ 25. beziehen fich 
nicht auf das Zunftwejen; Murhard die furh. Verf. Urf. I. 365. 

11) Prov. Gef. vom 7. Juli 1851. $ 3. Nr. 12. 

12) Ueber Zunftbezirke vgl. Zunft-D. 1816. $ 175, 183, Reg. A. vom 
17. Oft. 1818. Art. 6, St. M. A. vom 18. Aug. 1828, Min. Beſchl. vom 
6. Nov. 1823. (N. ©. II. 80.) und 11. Mai 1854. bei Heufer Ann. I. 561. 
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Rechtsſubjekt im Gebiet des Privatrecht3 pflegt auch mit dem Namen 
Bunftlade oder Zunftkaffe bezeichnet zu werden 13); der Unterfchied 
von Haupt= und Nebenladen ift aufgehoben +), Die Sterbe 
fafjen?5), Geſellenkrankenkaſſen!e) und andere bei einzelnen Zünften 
zu beftimmten Zwecken neben der Zunftkaſſe beftehende und abge- 
fondert von Legterer verwaltete Kafjen erjcheinen nicht als felbft- 
ftändige Rechtsſubjekte, ſondern als Zunfteinrichtungen, deren 
Vertretung bei Rechtsgeſchaͤften und Rechtsſtreiten den zur Ver— 
tretung der Zunft berufenen Perſonen obliegt. Anders verhält es 
ſich mit denjenigen Anftalten und Kafjen, welche nicht in Beziehung 
auf einzelne Zünfte beftehen, 3. B. Handwerksſchulkaſſen ?7). 

Die Verfaſſung der BZünfte, welche nach älterm Rechte auf 
den Zunftbriefen und dem Herfommen der einzelnen Zünfte beruhte, 
wurde durch die Zunftordnung von 1816 und die zur Ergänzung 
berjelben fpäter erlaflenen Verordnungen unter Aufhebung Der 
BZunftgewohnheiten 13) gleihförmig für alle Zünfte geordnet; Die 
Zunftbriefe wurden eingezogen und durch neue mit den Beftimmungen 
der Zunftordnung im Einklang ftehende erjegt?°). Die Zunft als 
juriftiiche Perfon wird nad der gegenwärtigen Bunftverfaffung 
theil3 durch die Zunftvorfteher, theild Durch Die Verfammlung der 
zur Zunft gehörigen Meifter repräfentirt. Die Zunftuorfteher, 
welche den Namen Bunftmeifter führen und von der BZunftver- 
fammlung gewählt werben, vertreten Die Zunft regelmäßig außer: 
gerichtlich und vor Gericht?) Ausgenommen hiervon ift 1) Die 
Führung von Prozefjen Namens der Zunft, wozu die Zunftmeifter 


13) Kulenkamp ©. 71, 76. Bol. ZunftsD. 1816. $ 225, $ 249 fog. 

14) Edikt vom 9. April 1732. $ 6. (2. ©. IV. 123). 

15) Zunft-D. 1816. $ 259 fgg. Reg. A. vom 27. Februar 1817. $ 11, 
vom 17. Dftober 1818. Art. 8. 

16) Zunft-D. 1816. $ 130 fgg. Reg. A. vom 27. Febr. 1817. $ 11. 

17) Zunft-O. 1816. $ 51 fgg. V. vom 2. März 1839, Nr. 8, vom 
11. Sept. 1839. 

18) Zunft-D. 1816. $ 21. Die Worte „zu Zeit: oder Geldverſchwendung 
führenden“ enthalten, wie aus ber Interpunftion zu entnehmen ift, nicht eine 
Reftriftion, fondern das Motiv der angeführten Beftimmung. 

19) Zunft:D. 1816. $ 1. Reg. U. vom 27. Febr. 1817. $ 12, vom 
17. Oft. 1818. St. M. A. vom 18. Aug. 1828. 

20) Zunft:D. 1816. $ 217 fgg. 
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einer von zwei Dritteln der Zunftmitglieder unterfchriebenen Voll- 
macht 2°) oder einer von der Bunftverfammlung durch förmlichen 
Zunftbeſchluß ertheilten Ermächtigung ??) bedürfen; 2) eine jede 
Verfügung über das BZunftvermögen, welche nicht unter den Begriff 
der laufenden Verwaltung fällt ?°); 3) die Bejorgung derjenigen 
Angelegenheiten, welche, wenn gleich an fich zur Kompetenz ber 
Bunftmeifter gehörig, von der verjammelten Zunft bejondern Ab- 
geordneten neben Letztern aufgetragen worden find ?*), Bu einem 
Zunftbeſchluß ift erforderlih, Daß ſämmtliche ſtimmberechtigte 
Meifter 25) unter Anjagung des Gegenftands der Berathung zur 
Bunftverfammlung eingeladen, wenigitens zwei Drittel derſelben 
erfchienen find, und die Mehrheit der Erjchienenen dem Beſchluſſe 
zugeftimmt hat?®). 

Das Oberauffichtsrecht des Staat? wird ausgeübt durch Die 
den einzelnen BZünften zugeorbneten obrigfeitlichen Deputirten 27), 
durch) Die Oberzunftämter ?°) und Die Provinzial-Regierungen ?°) 


21) Zunft:D. 1816. $ 226. 

22) u. ©. O. 1732. II. $ 7. San. U. ©. ©. VL. 8 8. Diefe Be 
flimmung erfcheint nicht aufgehoben durch $ 226. der Zunft:D. 

23) Zunft:D. 1816. $ 217. Nr. 2. 

24) Zunft-O. 1816. $ 217. Nr. 5. und $ 242. 

25) Zunft-O. 1816. $ 148. Nr. 4, $ 230 und 232. Min. Beſchl. vom 
9. November 1853. bei Heufer Ann. I. 90. 

26) ZnnftsD. 1816. $ 243. Für die hier angenommene Auslegung bes 
$ 243. fprechen die allgemeinen Grundfäße über Korporationen, vgl. unten $ 84. 
Note 18 bis 20, welche vor der Zunft:D. von 1816 auf Zünfte anwendbar 
waren. Theilweife a. M. iſt der in Note 25. angef. Min. Beſchluß, wonach 
die zur Beichlußnahme nöthige Majorität in den Fällen des $ 243. aus zwei 
Dritteln der erfchienenen Meifter beftehen foll. Vgl. auch Min. B. vom 13. Jan. 
1854. bei Heuſer Ann. I. 242. 

27) NR. 3. O. von 1731 $ 1. (8. ©. IV. 120). SKulenfamp ©. 63. 
Zunft:D. 1816. $ 211 fog. 

28) 3. ©. 1816. $ 195 fgg. V. vom 29. Juni 1821. $ 88. Nr. 10, $ 92. 
B. vom 12. San. 1821. $ 4. St. M. A. vom 8. März 1824. Nr. 1. Gef. 
vom 29. Oft. 1848. $ 5. 

29) V. vom 29. Juni 1821. $ 59. Nr. 6. Berw. Org. Gef. vom 31. Oft. 
1848. $ 36. V. vom 7. Juli 1851. $ 12 und 14. Prov. Gef. vom 7. Inli 
1851. $ 3. Nr. 12. Bor 1821 ftand die Oberaufſicht in Altheffen dem Lehn— 
hofe zu, Kulenfamp ©. 105, 3. O. 1816. $ 1, was barin feine Erflärung 
findet, daß die Zünfte als mit dem Zunftrechte belichen angejehen wurden und 
im Falle des Ablebens des Landesherrn um Erneuerung der Belehnung bei dem 
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unter Leitung des Minifteriums des Innern. Dem obrigkeitlichen 
Deputirten, welcher im Allgemeinen zur Erhaltung der gefeglichen 
Ordnung bei der Zunft berufen ift, liegt insbejondere die Aufficht 
über das Zunftvermögen und die Anweifung aller Ausgaben aus 
ber Zunftfaffe ob, welche unter feinem Mitverſchluſſe fteht; Zunft⸗ 
verfammlungen können nicht ohne feine Anweſenheit abgehalten 
werben 30), Das Oberzunftamt, defjen Mitglieder Oberzunftmeifter 
heißen, führt die Aufficht über ſämmtliche Zünfte feines Bezirks; 
die Zuftimmung defjelben ift erforderlich zur Anlegung des Zunft- 
vermögeng 3), worunter nicht blos Die Augleihung, Kündigung 
und Einziehung von Aftivfapitalien, ſondern auch der Erwerb und 
die Veräußerung von Grundeigenthum zu verftehn ift, zu Prozeß- 
vollmachten 32), zu Zunftumlagen 3°), endlich zu allen Bejchlüffen 
ber Bunftverfammlung, gegen welche von dem obrigfeitlichen De— 
putirten Einſpruch gethan worden ift34); dem Oberzunftamt Tiegt 
die Abhörung der Zunftrechnungen ob ®°). 

Die Zünfte find im Bereiche des PrivatrechtS aller derjenigen 
Rechte fähig, welche überhaupt Korporationen zuftehen können; ing- 
bejondere fönnen fie Grundeigenthum erwerben 3°). Als Zunft: 
gerechtjame erjcheinen auch Diejenigen Rechte, welche den Zunftge- 
nofjen als folchen zuftehen; dergleichen Gerechtjawe können daher 
als BZunftjachen von den zur Vertretung der Zunft berufenen 
Perfonen vor Gericht geltend gemacht werben *?). Die Bünfte 
genießen in Anfehung des Vermögens, deſſen Einkünfte zur Zunft 
kaſſe fließen 28), die Vorrechte der piae causae, weil der Haupt: 


Regierungsnachfolger nachſuchen mußten. 3. Regl. 1730. a. E. (2. O. IV. 27.) 
Reg. A. vom 27. Juli 1751. (daf. V. 13), vom 30. Aug. 1760. (daf. VI. 18), 
vom 14. Jan. 1786. (daſ. VII. 22). 

30) 3. ©. 1816. $ 213, 225, 230, 244, 245, 256. 

31) 3. ©. 1816. $ 254; vgl. auch $ 253, 257. 

32) 3. O. 1816. $ 226. 

33) 3. O. 1816. $ 251. Nr. 4. Reg. A. vom 17. Oft. 1818. Art. 4. 

34) 8. ©. 1816. $ 245. 

35) 3. ©. 1816. $ 217. Nr. 2, $ 256. Reg. X. vom 27. Febr. 1817. 
$ 11, vom 17. Oft. 1818. Art. 7. 

36) 3. Regl. 1730. $ 22. (8. ©. IV. 24). 3. ©. 1816. $ 254. 

37) DO. 4. ©. Erf. 1799. in ©. Magiftrat zu Schmalfalden g. Bäder: 
handwerk daſelbſt. Ebenfo bei Gemeinden ; vgl. oben $ 81. 

38) 3. ©. 1816. $ 251. Nr. 3. 
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zwed der Zunftkafje darin befteht, arme Franke und hülfloje Meifter 
oder Wittwen und Kinder von Meiftern zu unterftüßen®°). Da 
der Zunftverband dem öffentlichen Rechte angehört, fo leidet das 
Verfahren, welches wider öffentliche Rechnungsführer +0) und zur 
Beitreibung der auf einem öffentlichen Verband beruhenden Ab- 
gaben und Schuldigfeiten +) ftattfindet, auf die Zünfte Anwendung, 
Dagegen fehlt es an einem Nechtögrunde, ihnen ein gejegliches 
Pfandreht an dem Vermögen ihrer Verwalter und Rechnnngs- 
führer zuzujchreiben *2). 

Die Auflöjung einer Zunft kann erfolgen 1) durch Aufhebung 
derjelben von Seiten der Staatsgewalt; dem Landbesherrn fteht 
die Befugniß zu, jämmtliche oder einzelne Bünfte aufzuheben +3) 
oder auf einige Zeit aufzuthun 44); 2) Durch Verzicht der Zunft 
auf Das Zunftprivileg, wozu fie berechtigt ift, jofern nicht drei Mit- 
glieder Dagegen flimmen +3); 3) durch Ausfterben; die Zunft kann 
in einem einzigen Mitglied fortbeftehn 4°); 4) Sammtzünfte, welche 
aus verjchiedenen Handwerfen oder aus Handwerkern verfchiedener 
Städte zufammengefegt find, erlöfchen durch Theilung *”). 


$ 84. 
V. Rorporationen. 


Der Ausdrud Korporation, welcher im weitern Sinn gleich— 
bedeutend mit universitas personarum alle mit juriftifcher Perfön- 
lichkeit begabten Vereinigungen natürlicher Perfonen, alfo auch 


39) 3. ©. 1693. 8 11. (2. O. III. 376). Reg. A. vom 2. Aug. 1723, 
(daf. 909). 3. Regl. 1730. $ 20 und 22. (daf. IV. 24, 25). 8. OD. 1816, 
$ 249, $ 102. | 

40) Gef. vom 17. Mai 1834. 

41) V. vom 10. April 1772, 3.8. 1816. $ 251. St. M. 9. vom 
22. Dft. 1823 und 22. Febr. 1830. 

42) Kulenfamp ©. 79. 

43) Edift vom 9. April 1732. $ 14. (2. O. IV. 128). Kulenfamp ©. 102. 

44) Kulenfamp ©. 101. Beifpiele in Hefjen: Ger. DO. 1384. $ 30. (2. ©. 
1. 7.), Ausſchr. vom 22. Oft. 1621. (2. ©. I. 493, 611). 

45) Reg. A. vom 17. Oft. 1818. Art. 9. 

46) Kulenfamp ©. 62. Bol. unten $ 84, Note 35. 

47) Ueber die Vorausfeßungen der Theilung vgl. 3. O. 1816. $ 4. 
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Gemeinden und Zünfte begreift"), bezeichnet in einem engern Sinn 
diejenigen Berjonenvereine, deren juriftiiche Perfönlichkeit nicht auf 
einem allgemeinen Nechtsjabe beruht. Vorausſetzung der Ent- 
ftehung einer Korporation ift ein Perfonenverein, welcher als Ein- 
heit gedacht wird ?), und Uebertragung der juriftifchen Perſönlich— 
feit auf Denjelben Dur) Die Staatsgewalt ?). Diefe Uebertragung 
kann dadurch ftattfinden, daß die Staatsgewalt ſelbſt im öffentlichen 
Intereſſe im Wege der Gejeßgebung einen Perjonenverein bildet 
und mit juriftiicher Perjönlichkeit befleidet, fei e8 in der Weiſe, 
daß das Gejeß alle von ihm zur Theilnahme berufenen Perfonen 
für Mitglieder der Korporation erklärt, fo daß es einer Beitritts— 
erklärung oder Aufnahme derjelben nicht bebarf*), oder in der 
Weiſe, daß das Gejeß Die von ihm bezeichneten Perfonen für be 
rechtigt und verpflichtet zur Theilnahme an der Korporation erflärt, 
jo daß dieſelben als Mitglieder erft Dann erfcheinen, wenn fie durch 
Beitritt3erflärung von ihrem Nechte Gebrauch gemacht haben oder 


1) Verwerflih it der Sprachgebrauch, wonach der Ausdruck Korporation 
mit dem der juriftifchen Perfon identifizirt und darunter auch die Stiftung be— 
griffen wird; Savigny Syitem II. 243. In den Quellen findet fih corpus nur 
als Bezeichnung von universitates personarum gebraucht, und es wird die res 
publica davon unterfchieden; 1. 1. quod cuj. univ. (3, 4). 1. 3. $ 1. 2. de 
coll. et corp. (47, 22). Ohne Grnnd bezweifelt Pfeifer Juriſt. Perf. ©. 26. 
Note 1, daß unter corpus in den Quellen eine universitas zu verfiehen fei, da 
dies aus 1. 1. $ 7. de quaest, (48, 18) mit Sicherheit erhellt, vgl. Dirkſen 
Givil. Abh. II. 6. 

2) Die Beflimmung der 1. 85. de V. 8. (50, 16) fcheint nicht, wie Kierulff 
Givilreht I. 132. und Saviguy II. 275 annehmen, darauf anwendbar, vielmehr 
die Mebertragung juritifcher Perfönlichfeit auf einen aus nur zwei Perfonen bes 
ſtehenden Verein gültig. Bol. Pfeifer Jur. Perf. ©. 28. 

3) Die namentlich von Befeler Volksrecht und Juriftenreht ©. 164, d. Pr. 
N. 1. $ 68, dann von Weisfe Praft. Unterf. III. 163. aufgeitellte, aber von 
Thöl Volksrecht und Juriftenrecht vollitändig widerlegte Anficht, daß das deutſche 
Recht juriſtiſche Perfonen befonderer Art Fenne, welche zu ihrer Entitehung Feiner 
Staatsgenehinigung bedürften, ift in ber Furhellifchen Praris nicht angenommen. 
Bol. über diefe Frage Schmid im Archiv XXXVL 147. Gerber in der Zeitfchr. für 
Civilrecht und Prozeß XII. 193. 

4) So bei Synagogen-Gemeinden, worüber oben F 53. zu vgl. O. A. ©. 
Erf. vom 25. Oft. 1845. in S. Mansbacher Judenfchaft g. Pfarrei zu Mansbach 
nimmt an, daß ein jeder neu zugehende Jude ohne Weiteres ſchon als Mitglied 
der Judenjchaft und Theilnehmer an den Rechten und Lajten derjelben zu be— 
trachten fei. 
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ihrer Verpflichtung gemäß von der Korporation zur Theilnahme 
herangezogen worden find ®), oder endlich in der Weiſe, daß das 
Geſetz die von ihm bezeichneten Perſonen, ohne fie zur. Theilnahme 
zu verpflichten, blos Dazu berechtigt erklärt, in welchem Falle die 
jelben durch Beitrittserflärung von ihrem Rechte Gebrauch machen 
müflen, um ald Mitglieder zu erjcheinen 6). In der Regel dagegen 
findet die Uebertragung der juriftiihen Perfönlichkeit in der Weiſe 
ftatt, daß mehrere Perfonen fich freiwillig zu einer Geſellſchaft ver- 
einigen und die Staatögewalt ‚Derjelben auf ihr Nachjuchen Die 
Korporationsrechte Durch ein Privilegium verleiht. Die Verleihung 
derfelben kann auch ſtillſchweigends durch ſchlüſſige Handlungen der 
Staatögewalt erfolgen”), insbejondere durch Genehmigung eines 
Vereins, wenn aus dem Inhalt der Statuten und der Verfügung 
der Staatögewalt fich ergiebt, daß die Abficht ſowohl der Gejell- 
ſchaft, als der Staatsregierung auf Begründung einer juriftifchen 
Perfon gerichtet war®). Dagegen kann aus der polizeilichen Ge— 
ftattung eines Vereins die Verleihung der juriftifchen Perſönlichkeit 
nicht gefolgert werden®). Die Ertheilung der Korporationsrechte 
erfolgt nur zu dem in dem Privilegium oder in den genehmigten 


5) So bei ber dur V. vom 29. März 1827. begründeten Civil: Wittwen« 
und Waifen-Gefellichaft. DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann VII. 342. 

6) So bei der Brandverficherungsgefellichaft. Vgl. das Kafjationg-Urtheil 
vom 11. Oft. 1815. in ©. der Gen. Brand-Affef.-Kommiflion g. Wiedemann 
in Duyfing N. Ann. 1. 2. ©. 114. 

7) Ein Beifpiel enthält das Gutachten der Göttinger Juriftenfakultät hin— 
ſichtlich der oberländifchen Gemeinde zu Frankfurt bei Pütter Rechtsf. II. Nr. 203, 
namentlih Nr. 37 bis 41. 

8 O. A. ©. Erf. vom 9. Sept. 1843. in ©. Staatsanwalt g. Henkel. 
In diefem Grfenntniß wurde angenommen, daß, wenn die Genehmigung vom 
Landesherrn jelbft, nicht von der zur Ertheilung polizeiliher Konzeflionen zus 
ftändigen Verwaltungsbehörde ertheilt worden fei, hieraus ein Grund zu ber 
Annahme ſich ergebe, daß nicht eine blos polizeiliche Konzeſſion, fondern die 
Gründung einer Korporation beabfihtigt geweſen fei, gegen weldhe Annahme 
aus dem gebraudten Ausdrude „Geſellſchaft“ ein Argument nicht entnommen 
werden fönne, weil diefer Ausdruck aud zur Bezeichnung von Vereinen, weldhe 
Korporationen bilden, gebraucht werde. Bol. auh O. N. ©. Erf. bei Strippel: 
mann VI. 449, 

9) Pfeifer Jur. Perf. S. 30. Ueber die polizeiliche Geftattung von Ver: 
einen vgl. den durch V. vom 25. Juli 1854. publizirten Bundesbeihluß vom 
13. Juli 1854. und V. vom 19. Dez. 1854. (G. ©. 1854. ©. 83), 


288 Bud) I. Kap. 1. Iuriſtiſche Yerfonen. 


Statuten ausgeiprochenen Zwede, welchem ein auberer nicht will 
kürlich fubftituirt werden Fann. Die Korporationen haben entweder 
Bwede, welche außerhalb des Bereichs des Privatrecht3 Liegen und 
für welche die VBermögensfähigfeit nur al8 Mittel dient 19), oder 
rein privatrechtliche Zwede gleich Sozietäts-11) oder andern Ver 
trags-Verhältniffen!?), oder gemijchte, zugleich öffentliche Intereſſen 
und die Privatrechte der Theilnehmer berührende Zwecke 12). Aus 
der Berjchiedenheit der Zwecke ergiebt fid) der Unterjchied von 
öffentlichen und Privat-torporationen!*), welcher für Die rechtliche 
Natur der Korporation gleichgültig, Dagegen injofern von Erheb- 
lichkeit iſt, als das Oberaufſichtsrecht des Staates für öffentliche 
Korporationen in einem ausgedehnteren Umfange als für Privat- 
£orporationen befteht. 

Ueber die Verfaflung der Korporation entjcheiden, wenn Die 
jelbe nicht durch gejeglihe Beftimmungen geordnet ift!>), Die 
Statuten '®), deren Errichtung und Abänderung, wo letztere nicht 





10) 3. B. Religionsgefellihaften, Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 7. 

11) Ueber die Unterfcheidungsmerfmale der Korporation und der societas, 
insbefondere der unter einer Birma betriebenen Handelsgeſellſchaft vgl. unten 
Bud II. 

12) 3. B. Verſicherungsgeſellſchaften, Witiwenfaffen, Pfeiffer in der Zeitfchr. 
für deutjches Recht von Reyſcher und Wilda IX. 440, Praft. Ausf. VII. 222, 
Strippelmann VII. 530. 

13) 3. B. Aftiengefellichaften zum Bau und Betrieb von Gifenbahnen, 
Heufer Ann. I. 732, die auf Aftien gegründete Leih- und Kommerz- Bank zu 
Kaſſel, Strippelmann III. 1, 264, 269. 

14) Hinfichtlich diefer Terminologie vgl. Stempel-Gef. vom 22. Dez. 1853. 
g 2. Nr. 1. Don den öffentlihen Korporationen find diejenigen Perfonenver: 
eine zu unterfcheiden, welche blos zur Ausübung öffentlicher Rechte ohne privat: 
rechtliche Perfönlichkeit beftehn und Inur in uneigentlihem Sinn Korporationen 
genannt werden Fönnen; z. DB. die Landftände, (vgl. jedoch in Betreff ber 
ehemaligen altheſſiſchen Landftände Landt. Abſch. vom 21. Aug. 1772. $ VII, 
2. ©. VI. 661, Ledderhoſe Kl. Schr. I. 114. und Nechtsfreund 1838. Nr. 91), 
die ſchaumburgiſche Nitterfchaft, vgl. oben $ 62. 

15) Dies ift der Ball bei der Brandverficherungs: Gefellfhaft, B. vom 
27. April 1769, bei der Militär-Wittwenkaffe, Gef. Borfchr. vom 27. Febr. 1818, 
bei den Synagogengemeinden, vgl. oben $ 53, bei der Givil- Wittwen= und 
Waifengejellihaft, U. vom 29. März 1827 und vom 19. Juni 1856. 

16) Beifpiele: Privileg und Statuten der Leibe und Kommerz-Banf zu 
Kaſſel vom 19. April 1721. (8. DO. II. 853. und N. ©. I. 249); Statut 
der Civil: Wittwen- und Waifen- Anftalt vom 20. Nov. 1823. (G. ©. 1823. 
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ausdrüdlic, der verfafjungsmäßigen Beichlußnahme der Korporationg- 
‚ vertretung überlaffen ift, Staatsgenehmigung erfordert. Eine jede 
Korporation bedarf zur Bejorgung der laufenden Verwaltung und 
zur Vertretung nad) Außen eines gejchäftsleitenden Vorſtands, 
welcher bei öffentlichen Korporationen den Charakter einer öffent: 
lichen Behörde annimmt. Ueber die Beitellung und die Befugnifje 
des Vorſtands find allgemeine Regeln nicht aufzuftellen, weil 
Darüber die Verfaflung der einzelnen Korporationen entjcheidet. 
Nach Maßgabe derjelben ift Die Vertretung der Korporation und 
die Verfügung über das Storporationsvermögen dem Borftande 
entweder ausjchließlich übertragen, oder unter Mitwirkung von Mit: 
gliedern der Korporation, jei e8 der Gejammtheit aller Mitglieder, 
oder eine3 von denjelben gewählten Ausjchufjes, oder derjenigen 
Mitglieder, bei welchen gewille durch Die Verfaſſung beftimmte 
Borausfegungen eintreffen. Wenn die Verfaflung zur Vornahme 
von Handlungen, deren die Korporation an ſich fähig ift, weder 
den Vorftand ermächtigt, noch eine andere Verfügung Darüber ent: 
hält, von wem folche Namens der Korporation vorzunehmen jeien, 
jo erjcheint Ießtere in dieſer Beziehung als universitas inordinata 
und nach den hierfür geltenden gemeinrechtlichen Grundſätzen die 
Gejammtheit der gegenwärtigen Mitglieder zur Vertretung der 
Korporation berechtigt. Insbeſondere gilt dies von der Prozeß- 
führung ?7). Die Erfordernifje-eines gültigen Bejchluffes Der Stor- 
porationsmitglieder find, wenn die Verfaflung Darüber nichts be— 
ftimmt, nad) den im römifchen Recht für DieBejchlüffe der Defurionen- 
Berfammlung aufgeftellten Regeln *®) zu beurtheilen, welche von 
. ber Praxis auf universitates inordinatae nicht allein Hinfichtlich der 


©. 49). Statuten der Branffurt:Hanauer-Gijenbahn-Gejellihaft vom 28. Juli 
1844 und der K. Friedrich: Wilhelms -Nordbahn: Gejellihaft vom 2. Oft. 
1844, u. N. 

17) u. ©. ©. 1732. IU. $ 7. Han. U. ©. D. 1764. VI. $ 8. Dieſe 
Beftimmungen leiden feine Anwendung auf Korporationen, deren Vorſteher 
verfaſſungsmäßig ohne Mitwirkung der Mitglieder zur Prozeßführung befugt ſind; 
vgl. Strippelmann IV. 2, 56, 57. Ueber die Nachweifung der Legitimation ber 
Vorftände von Korporationen Strippelmann VII. 535. 

18) Ueber diefe Negeln vgl. Glück V. $ 413. Gavigny II. 327. 


l. 19 
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Errichtung von Syndifaten 4%), ſondern auch hinfichtlich jonftiger 
Bejchlüffe 2%) ausgedehnt worden find. 

Das Oberaufſichtsrecht des Staats in Anfehung der Kor 
porationen begreift neben den Befugnifjen, welche der Staatsgewalt 
binfichtlicdy aller Vereine zuftehen?'), das Net, die Wirkſamkeit 
der Korporation durch Beauffichtigung derjelben und Verhinderung 
der Vollziehung unzuläffiger Bejchlüffe in den Durch ihre Verfafjung 
gegebenen Grenzen zu erhalten. In Diefer negativen Richtung be 
fteht das Dberaufjichtsrecht bei allen Storporationen; bei öffent- 
lichen aber tritt die Befugniß hinzu, in die Leitung der Korporationg- 
angelegenheiten im öffentlichen Intereſſe pofitiv einzugreifen. In 
Anfehung aller Korporationen zu gemeinnüßigen Zweden ift den 
Staatöbehörden, regelmäßig den Behörden Der innern Landesver— 
waltung unter oberfter Leitung des Minifteriums des Innern, die 
Befugniß eingeräumt, Die Verwaltung der Angelegenheiten derfelben, 
insbejondere des Korporationsvermögeng, zwedmäßig zu leiten 22), 
Auch bei den der obern Leitung der Staatöbehörden unterworfenen 
öffentlichen Korporationen bildet die Selbititändigfeit der Vermögens: 
verwaltung Die Regel, jo daß die Staatsgenehmigung nur in den- 
jenigen Fällen erforderlich erjcheint, für welche fie in der Verfaffung 
vorbehalten worden iſt?“). Zu Klagen bedinfen die Korporationen 
feiner Ermächtigung, insbejondere auch nicht zu Klagen gegen den 
Staat; Dagegen ſoll von einer Seitens der Korporation beab- 
fichtigten Klage gegen den Staat der Behörde, welcher die obere 
Aufficht über die Verwaltung des Korporationsvermögens zufteht, 
mit Ausnahme eiliger Fälle, 3. DB. wegen des jüngften Befiges, 
ſechs Wochen vor Anftellung der Klage zum Zwecke eines etwa 
einzuleitenden Guͤteverſuchs Anzeige geichehn **), 

19) Vgl. oben $ 53. Note 17, $ 78. Note 8, 9, $ 83. Note 22. Han. 
u. ©. ©. 1764. VI. $ 8. 

20) Vgl. oben $ 53. Note 19, $ 78. Note 13, $ 83. Note 26, Strippel- 
mann Eideszuſchieb. ©. 249. 

21) V. vom 25. Juli und 19. Dez. 1854. 

22) B. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 9. $ 24, 859. Nr. 9, g 88. Nr. 13. 

23) Ueber den Umfang des Oberauffichtsrechts vgl. oben ©. 215 fg. und 
Strippelmann III. 1, 262; 2, 252; IV. 1, 137; VI. 100; Redtsfreund 1850. 
©. 45, 47. 


24) V. Urf. 1831. $ 125, 1852. $ 96. Die Anzeige bedingt die Zulafjung 
der Klage, D. U. ©. Erf. bei Strippelmann II. 1, 203. 
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Die Korporationen find vermögensfähig, aber nicht erbfähig2>). 
Ueber ihr Vermögen fteht ihnen, foweit fie nicht durch ihre Ver— 
faffung beſchränkt find, Die freie Verfügung zu; fie können nament- 
lich den Mitgliedern Sonderredhte daran einräumen ?°). Worrechte 
find den Korporationen als ſolchen im Bereich des Privatrechts 
nicht beigelegt. Insbeſondere fehlt e8 an einem Nechtögrunde, Die 
Rechtswohlthaten der Minderjährigen in Betreff der Reftitution 2”) 
oder das den Stadtärarien binfichtlich der Kämmereipräftanden 
beigelegte Vorzugsrecht 2°) allen Korporationen zuzuſchreiben. Da- 
gegen genießen diejenigen, welche ihrem Bwede nad) al3 pia cor- 
pora erjcheinen, Die Vorrechte der piae causae ?°) und Die öffent- 
lihen Korporationen die allen öffentlichen Anftalten beigelegten 
Vorrechte, insbejondere in Betreff des Verfahrens wider ihre 
Rechnungsführer 80) und der Beitreibung der auf dem Korporationg- 
verband beruhenden Abgaben und Schuldigkeiten 31). Nechte der 
Korporation können von einzelnen Mitgliedern vor Gericht nicht 
verfolgt, Verbindlichfeiten der Erftern nicht gegen einzelne Mit- 


— — — — 


25) Savigny II. 301. Puchta im Rechtslexikon von Weiske III. 70. Daß 
die juriſtiſchen Perſonen die urſprünglich auf die civitates beſchränkte Erbfähig— 
keit im neuern Recht allgemein erworben, wie Kierulff Civilrecht J. 136 und 
Muͤhlenbruch in Glück XL. 66. Note 10 annehmen, läßt ſich nicht nachweiſen; 
vgl. Pfeifer Iur. Perf. ©. 111. Die Korporationen können Legate erwerben, 
Savigny II. 306. 

26) Kierulff Eivilreht I. 140. Die entgegengefegte Meinung von Savigny 
11. 345 fgg. läßt fih aus dem römiſchen Necht nicht erweiien, da in biefem nur 
die civitates und zwar nur aus Gründen bes öffentlichen Rechts in der Vers 
fügung über ihr Vermögen beſchränkt find. Die Bertheilung des Gewinns oder 
der Erträgniſſe unter die Mitglieder liegt häufig ſchon in dem Zweck der will 
fürlihen Korporationen. 

27) Ueber die entgegengefegte Meinung vgl. Dec. Cass. I. 4. nr. 3, Eſtor 
Bürgerl. Rechtögel. J. $ 293, Zeitfhr. I. ©. 143. Note 10. 

28) DO. A. ©. Erf. 1822 bei Pfeiffer VIII. 28 in Anwendung auf Ab— 
gaben, welche die Judenfchaft von ihren Mitgliedern zu erheben hatte. 

29) Dahin gehören auch Leihhäufer (montes pietatis), Conc, Trid. sess. 22. 
de ref. c. 8, 9, 11. Vgl. Strippelmann VI. 442. 

30) Gef. vom 17. Mai 1834. 

31) V. vom 10. April 1772, St. M. 4. vom 22. Oft. 1823. und 
22. Febr. 1830. O. A. ©. Erf. bei Strippelmann IM. 1, 177. in Beziehung 
auf die Wittwen- und Waiſenkaſſe zu Fulda. 
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glieder 32), fondern nur gegen bie Korporation an deren Gerichts- 
ftand eingeflagt werden. 

Die Korporationen erlöfchen 1) durch Zurüdziehung des Privi- 
legs, weldye, wenn fie nicht Durch einen Vorbehalt in das Belieben 
der Staatsgewalt geftellt ift 3°), nach den für den Widerruf von 
Privilegien im Allgemeinen geltenden Grundfäßen zu beurtheilen 
ift 34); 2) durch das Hinwegfalleu aller Mitglieder des Perjonen- 
vereind, jofern eine verfaflungsmäßige Ergänzung derjelben nicht 
möglich ift 35); 3) durch einen verfallungsmäßigen Beichluß der 
Mitglieder bei hinzutretender Staatsgenehmigung $%); 4) durch 
Zeitablauf, wenn die Errichtung auf beftimmte Zeit gejchehen ift, 


VL Stiftungen. 


S 8. 
1) Begriff. 

Der Ausdrud Stiftung bezeichnet im weitern Sinne jede Be- 
ftimmung von Vermögen zu einem vom Stifter feftgejeßten Zwecke 
ohne Unterjchied, ob die Entftehung eines felbftftändigen Nechts- 
ſubjekts beabfichtigt ift oder Die Zuwendung an ein jchon exiftirendes 
Rechtsſubjekt erfolgt. Im engern Sinn gehören zur Stiftung nur 
jolche Verfügungen, wodurd ein ſelbſtſtändiges Rechtsſubjekt mit 
juriftiicher Perjönlichkeit entjteht. Stiftung in diefem Sinne be— 
zeichnet eine juriftiiche Berjon, welche Durch eine von Staats wegen 
genehmigte Dispofition zu einem vom Stifter feſtgeſetzten Zwecke 


32) D. A. ©. Erf. vom 31. Mai 1826 in S. Grunsfeld g. von Biſchoffs⸗ 
baufen, vom 15. Mai 1841 in ©. Schulerſches Fid. Komm. g. israelitifche 
Gem. Glieder zu Marburg. Ueber die Behändigung der gegen Korporationen 
gerichteten Klagen vgl. oben $ 53. Note 14. 

33) So 3. B. bei der Marburger Privat-Wittwens Raffe, Strippelmann 
VII. 536, 

34) Puchta ım Rechtslerifon von Weisfe III. 73. 

35) Pfeifer Jurift. Perf. ©. 115. gegen Savigny II. 280, welcher Korpos 
rationen mit dauerndem Zweck von öffentlichem Intereffe auch dur das Aus— 
fterben aller Mitglieder nicht beendigen läßt. 

36) Vgl. Strippelmann VII. 541. 
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auf einen dazu gewidmeten Vermögensinbegriff begründet ift. Als 
Träger der juriftiichen Perſönlichkeit erfcheint Der Bermögensinbegriff; 
Daher unterjcheidet ſich die Stiftung ihrem Begriffe nach von andern 
juriftiichen Perjonen Dadurch, daß fie ohne Vermögen weder entftehen 
noch beſtehen kann. Nur injofern, als es dem feftgejeßten Zwecke 
dient, trägt das Stiftungsvermögen die juriftiiche Perfönlichkeit, 
deren Rechtsfähigfeit mithin Durch den Zweck der Stiftung befchränft 
it). Stiftungen können zu jedem erlaubten Zwecke errichtet 
werden. Der Begriff der Stiftung fällt Daher nicht zufammen 
mit dem Begriffe der piae- causae oder pia corpora, worunter nur 
zu firchlichen oder mit den Firchlichen Einrichtungen in Verbindung 
ftehenden Zwecken errichtete Anftalten zu verftehen find, welche nach 
römischem und kanoniſchem Rechte ald Drgane der Kirche eine von 
diefer abgeleitete Perfönlichfeit hatten?). Die gemeinrechtlich für 
piae causae geltenden Beftimmungen find ebenjowenig auf die mit 
jelbftftändiger Perjönlichkeit verjehenen Anftalten dieſer Art zu 
bejchränfen?), ald auf alle Stiftungen ohne Unterjchied des Zweckes 
auszudehnen *). Als piae causae erjcheinen nicht blos die dem 
Kultus, fondern audy die der Wohlthätigkeit und dem Unterricht) 
gewidmeten Stiftungen, obgleih Die Armenpflege®) und Das 
Schulwejen?) der Kirche theilweife entzogen und zur Staats: 
oder Gemeindeangelegenheit geworben ift. 


1) Beichränkter, als bei andern juriftifchen Perfonen; vgl. unten $ 87. 

2) Vgl. Roth in den Jahrb. von Gerber und Ihering I. 189. 

3) D. 2. ©. Erf. vom 9. April 1845 in ©. Kollator des Braumannichen 
Stipend. g. Ebert gefteht den Familienftipendien die Rechte milder Stiftungen 
zu, obwohl diefelben in der Regel, insbejondere auch das hier fragliche Stipendium, 
worüber Strippelmann VII. 456. zu vgl., felbitftändige juriftiiche Berfönlichkeit nicht 
haben. 

4) Ueber die Unzuläfjigfeit der feit 3. H. Böhmer gewöhnlichen Auffaflung 
der piae causae ald milde und gemeinnüßige Stiftungen vgl. Mühlenbruch 
Städelih. Berb..S. 141. und in Glück 40. ©. 40, Pfeiffer Praft. Ausf. IL 
339, Bfeifer Jurift. Perf. ©. 130. 

5) In Betreff der Univerfität Marburg vgl, St. Regl. vom 16. Dft. 1764. 
$ 3. (N, ©. II. 133). 

6) Strippelmann V. 467. Büff in Heufer Ann. I. 317, 356, 396. 

7) Strippelmann III. 1, 282, 
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$ 86. 
2) Entftehung. 

Zur Entftehung einer Stiftung ift eine Verfügung des Stifters 
und die Genehmigung des Staats erforderlich. 

Die Verfügung des Stifterd muß neben der ausdrüdlich er: 
klärten oder in einzelne Feftfegungen aufgelöften Anordnung, daß 
die Stiftung ein jelbftftändiges Rechtsſubjekt bilden folle, alle zum 
Begriffe der Stiftung gehörigen Erforderniffe umfaffen, daher den 
Zweck derjelben und den Umfang des dazu gewibmeten Vermögens 
beftimmen, Zugleich muß, da die Stiftung an fich Fein Organ 
bat, deſſen Wille und Handlungen ald Wille und Handluungen 
ber juriftiichen Perfon fingirt werben fönnten, die Vertretung und 
Verwaltung der Stiftung von dem Stifter bejtimmten phyſiſchen 
Perſonen übertragen und dieſer Organifation eine die ununter: 
brochene Wirkfamfeit der Stiftung fichernde Einrichtung gegeben 
werden +); nur für piae causae beftehen gejeßliche Beltimmungen, 
welche in Grmangelung einer Beftimmung des Stifter die Ver— 
tretung der Stiftung regeln. 

Die gemeinrechtlich beftrittene Frage ?), ob die Genehmigung 
des Staat3 zur Entftehung von Stiftungen erforderlich jet, ift im 
kurheſſiſchen Rechte nicht entjchieden. Die Nothwendigkeit derjelben 
ergiebt fich aus dem Begriffe der Stiftung für alle Arten von 
Stiftungen ohne Unterfchied des Zwecks, indem die juriftifche 
Perjönlichkeit durch Fiktion nur auf einen nicht im Eigenthum 
einer phyſiſchen oder juriftifchen Perſon befindlichen Güterinbegriff 
übertragen werden Fann, die Herftellung dieſes Subſtrats der 
juriftiichen Perfönlichkeit aber ein Privileg vorausjegt, weil nad 
gemeinem Necht zu den im Eigenthum enthaltenen Befugnifjen nur 


— 


1) Die Bertretung und Verwaltung von Stiftungen fann auch Staats-, Kirchen: 
oder Gemeindebehörden übertragen werden, vgl. V. vom 24. Juli 1767 $ 13. 

2) Während Ginige Staatsgenehmigung für alle Stiftungen erfordern, 
Andere allen Stiftungen ohne bejondere Genehmigung des Staais in folge 
eines allgemeinen Rechtsſatzes juriftifche Perfönlichfeit zufchreiben, unterjcheidet 
eine dritte Meinung die piae causae von andern Stiftungen und hält nur für 
die legtern die Genehmigung des Staats für erforderlih. Vgl. Savigny Syitem 
11. 277, Budta in Richters Jahrb. 1840. S. 706, Mühlenbruch Städelic. 
Deerb. ©. 176. und in Glüd 40. ©. 17. 
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Die Mebertragung auf ein andres Rechtsſubjekt und die Dereliftion, 
nicht aber das Recht zählt, die Eigenthumsobjekte für ein jelbft- 
ftändiges Vermögen zu erflären®). Die Genehmigung des Staats 
fann nicht allein ausdrücdlich erfolgen, fondern auch ftilljchweigend 
durch Handlungen der Staatsregierung, aus denen die Anerfennug 
der juriftiichen Perjönlichfeit der Stiftung zu folgern ift *). 
Abgejehen von der Genehmigung des Staats ift für Dispofitionen, 
durch welche eine Stiftung errichtet werden joll, eine Form nicht 
vorgeſchrieben. Da die Verwendung von Vermögensftüden zur 
Begründung einer Stiftung von der Veräußerung an ein bereits 
exiftivendes Rechtsſubjekt verfchieden ift, jo unterliegen Verfügungen 
unter Zebenden, durch welche eine Stiftung errichtet werden joll, 
nicht den für Beräußerungen, insbejondere Schenkungen und 
Simmobiliarveräußerungen 5), vorgejchriebenen Formen. Wird in 
einem legten Willen von dem Erblaſſer einer Teßtwillig bedachten 
Perjon die Verpflichtung auferlegt, eine Stiftung zu begründen, fo 
handelt e3 fih um Grrichtung einer ſolchen Durch eine Verfügung 
unter Zebenden, indem nicht der Erblafler, jondern der Dnerirte 
als Stifter erjcheint®). Tritt Dagegen der Erblaſſer jelbft als 
Etifter auf, indem er eine auf Grund eines letzten Willens erft 
zu errichtende Stiftung als Erben einjeßt oder mit einem Ver— 
mächtniß bedenkt, jo entbehrt eine jolche Verfügung, weil Die Stiftung 
zur Beit des Todes des Erblafjers bei mangelnder Staatsgenehmigung 
als Rechtsſubjekt noch nicht exiftirt, ungeachtet etwa nachher er: 


— —— — 


3) VBgl. die weitere Begründung in den Jahrb. von Gerber und Ihering 
I. 205. 

4) D. A. ©. Erf. 1833, bei Strippelmann III. 2, 245. 

5) Es handelt fich vielmehr, wenn Immobilien zum GStiftungsvermögen 
gehören jollen, wie bei andern außergerichtlichen Gigentgumsübergängen nur um Bes 
rihtigung des Eintrags im Währfchafts- und Steuerbuche gemäß $ 17 fgg- der 
V. vom 17. Juni 1828. 

6) Der Onerirte ift aber, fofern die Stiftung ohne juriftifche Perfönlichfeit 
in der letztwillig beflimmten Weife in Wirkfamfeit treten Fann, in Grmangelung 
einer ausdrüdlihen Beitimmung des Grblafjers nicht verbunden, dieſelbe mit 
felöftftändiger juriſtiſcher Perfönlichkeit ins Leben treten zu laſſen und bie hierzu 
erforderliche Staatsgenehmigung zu erwirfen, O. 4. ©. Erk. 1841. bei 
Strippelmann III. 2, 247, 
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folgender Genehmigung des Staats der Gültigkeit”). Durd) 
derartige Verfügungen kann zwar auch eine zu den piae causae 
gehörige Stiftung nicht als jelbitftändiges Rechtsſubjekt errichtet 
werden; allein die auf befondern gejeglichen Beftimmungen be 
ruhende Gültigkeit der Zuwendungen an piae causae bewirkt, daß 
die Dispofition aufrecht erhalten und durch Die geſetzlich beftimmten 
Bertreter zur Ausführung gebradyt werden Fann®). 


$ 87. 
3) Rechte. 

Die Nechtsfähigkeit der Stiftungen ald einer Art der juriftiichen 
Perſonen ift auf Vermögensverhältniffe befehränkt. Ihre Vermögens- 
fähigkeit aber ift beichränfter, al3 Die anderer juriftiichen Perſonen. 
Einmal folgt daraus, daß die Griftenz der Stiftung vom Vor: 
handenfein von Vermögen abhängt, eine Beichränfung der Erwerbs: 
fähigkeit infofern, als Stiftungen nicht überhaupt, Vermögen zu 
erwerben, jondern nur, zu dem vorhandenen Vermögen zu erwerben 
im Stande find. Sodann haben fie Vermögensfähigkeit nur zu 
dem beftimmten Zwede der Stiftung, von welchem daher alles 
erworbene Bermögen von jelbft ergriffen wird. 

Auch die Handlungsfähigkeit der Stiftungen ift bejchränfter, 
als Die anderer juriftiichen Perjonen. Während bei dieſen voraus: 
gejeßt wird, daß ſich in jedem Augenblid ein Wille äußern, aljo 
reproduziren fann, welcher durch Fiktion als Wille der juriftifchen 
Perjon gilt, ift bei Stiftungen der von dem Stifter ausgejprochene 
ald der dauernde und unabänderliche Wille der juriftifchen Perſon 
zu betrachten. Die Beftimmungen des Stifterd zu ändern oder zu 
ergänzen, find weder die Vertreter der Stiftung, noch der Staat, 
nod) beide vereinigt befugt, wenn ihnen dieſe Befugniß nicht etwa 
von dem Stifter eingeräumt worden ift. Die Vertreter der Stiftung 
können Daher Namens derjelben nur folche Haudlungen, insbejondere 
nur jolche Verwendungen des Vermögens vornehmen, welche ſich 
als Bollziehung des Willens des Stifters darftellen. 


7) Bgl. die weitere Ausführung in den Jahrb. von Gerber nnd Ihering 
1. 209. 

8) Mühlendruh im Glück 39. ©. 451, 40. ©, 47. Pfeifer Jur. Perſ. 
©. 136. Strippelmann III. 2, 247. 
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Borrechte der Stiftungen Fennt jowohl das gemeine, als das 
kurheſſiſche Necht nur infoweit, als fie unter den Begriff der milden 
Stiftungen (piae causae) fallen. Die im gemeinen Rechte den 
Legteren eingeräumten Vorrechte find im kurheſſiſchen Rechte noch 

vermehrt. Die milden Stiftungen genießen in der Regel dieſelben 
Privilegien, wie die Kirchen (vgl. $ 76.), namentlich in Betreff 
der zu ihren Gunften errichteten Teftamente 1), der Reftitutton 2), 
der Acquifitivverjährung®), der Klagenverjährung +), des Pfand» 
rechts am Vermögen der Verwalter 5), der Beitreibung der Ein- 
fünfte 6), des Verfahrens wider Die Nechnungsführer ”), der Ab- 
gaben= und Porto-Freiheit ®). Das Verbot der Veräußerung an 
die todte Hand ») leidet auf milde Stiftungen Anwendung. 


$ 88. 
4) Vertretung und Verwaltung. 


Die Beftimmung der phyfiichen Perſonen, welchen Die Ber: 
tretung der Stiftung und die Verwaltung des Stiftungsvermögens 
obliegt, insbejondere der Erſatz oder die Ergänzung berjelben im 
Falle eines Abgangs hängt zunächſt von Der Anordnung Des 
Stifterd ab. In Grmangelung einer ſolchen Anordnung fteht bei 
milden Stiftungen den firchlichen oder den an ihre Stelle getretenen 
Behörden die Befugniß zu, Die Vertretung zu beitellen!), Für 


1) D. U. ©. Erf. 1824. bei Pfeiffer IL. 341. 

2) D.A ©. Erf. 1840. bei Henfel 594 

3) O. ©. Erf. 1842. bei Pfeiffer VIII. 213. O. A. ©. Erf. vom 
1. Oft. 1836. in ©. Löwer g. Hofpital Haina, vom 5. Auguft 1837. in ©. 
Hofpital Merrhaufen g Heinemann 

4) DO. A ©. Erf 1838, bei Heufer Ann. I. 449, in Anwendung auf eine 
einer ausländijchen milden Stiftung cedirte Yorderung. 

5) Pfeiffer Kirchen. $. 558 Gin fonftiges gefegliches Pfandrecht oder 
Vorzugsrecht im Konkurſe fleht den milden Stiftungen nicht zu, E. ©. R. P. 
vom 13. Aug. 1776. (8. O VI. 872). 

6) Min. A. vom 31. Dez. 1853. 8. 1. 

7) Gef. vom 17. Mai 1834. $ 1, defjen Beſtimmungen wenigitens auf bie 
öffentlichen Sweden gewidmeten milden Stiftungen anwendbar erfcheinen. 

8) Vgl. die oben $ 76. Note 5. angeführten Geſetze. 

9) Bgl. oben $ 77. 

1) Analog den Beflimmmngen ber nov. 131. c. 11. 
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andere Stiftungen räumt man dieſes Recht dem Staate in Folge 
des Oberaufſichtsrechts ein?). Die Wirkſamkeit der Verwalter 
bat theil3 die Verwaltung des Vermögens, theild die Verwendung 
der Einkünfte nady dem Zwecke der Stiftung zum Gegenftande; 
die VBermögensverwaltung Fann andern Perſonen übertragen fein, 
als die Kollation der Stiftungspräbenden ?). In beiden Beziehungen 
ift zunächft die Beftimmung des GStifterd maßgebend. In Er: 
mangelung einer Beftimmung defjelben haben die Verwalter milder 
Stiftungen hinfichtlich der Vermögensverwaltung gleiche Befugniffe, 
wie die Verwalter des Kirchenguts +); bei fonftigen Stiftungen 
find die Befugnifje der Verwalter nad) Analogie der von Vermögens— 
furatelen geltenden Grundſätze zu bemefjen. Hieraus ergiebt fich, 
daß fie zur Vornahme aller Handlungen befugt find, weldye zur 
Erhaltung und Vermehrung des Stiftungsvermögens dienen. In 
diefen Grenzen find fie zur gerichtlichen Vertretung der Stiftung 
als Kläger und Verklagte *), ſowie zu Rechtsgeſchäften jeder Art, 
namentlic) zum Grwerb Namens der Stiftung befugt. Die Pflicht 
zur Grhaltung des Stiftungsvermögens ift, wenn nicht etwa der 
Stifter die Beibehaltung gewifler Güter ald Spezies vorjchreibt, 
in der Regel dahin zu verftehn, Daß nur der Werth des Stiftungs- 
vermögeng zu erhalten, daher die Verwaltung zu Veränderungen 
der Subftanz berechtigt ift, welche das Werthverhältniß nicht zum 
Nachtheil der Stiftung verändern. Dieſe Befugniß ift jedoch bei 
milden Stiftungen durch das darauf anmendbare Verbot der 
Veräußerung von Kirchengut und des Ausleihens von Kapitalien 
gegen andere ald hypothekariſche Sicherheit *) beſchränkt. Die 
Verwendung der Einkünfte zur Erfüllung des Zwecks der Stiftung 


— — 


2) Pfeifer Jur. Perſ. ©. 148. Bol. oben ©. 215. 

3) B. vom 24 Juli 1767. 8 13. In dem vorgefchriebenen Stiftungs— 
regifter foll unter Anderem bemerkt werden „wer ſolche abminiftrire, wer bie 
collatores“ u. ſ. w. 

4) Sowohl nad gemeinem Recht, vgl. Eihhorn Kirchenrecht II. ©. 810, 
ald nach heſſiſchem Recht, vgl. Pfeiffer Kirchenrecht $ 544 fgg. 

5) Die Prozeßvollmachten werden von den Verwaltern des Stiftungsvermöyens 
ausgeftellt; vgl. Strippelmann IV. 2, 55. Nr. 16. V. vom 22. Dez. 1828, 
$ 11, vom 17. Nov. 1829. $ 15. b. 

6) V. vom 16. März 1735, vom 29. Nov. 1749. $ 4, 6, 7. 
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ift dem Ermeſſen der Verwalter überlaffen, injofern nicht entweder 
Rechte auf Theilnahme an den Vortheilen der Stiftung beftehen, 
oder von dem Stifter Vorjchriften über die Verwendung ertheilt 
worden find, welche, ohne für Dritte Rechte zu begründen, doch für 
die Verwaltung bindend erjcheinen. Gin Rechtötitel auf Theil- 
nahme an den Vortheilen der Stiftung fteht denjenigen, zu deren 
Gunften die Dispofition getroffen ift, nur infofern zu, als fie in 
derjelben individuell ald berechtigt bezeichnet find”). Wenn da— 
gegen zur Theilnahme daran eine Klajje von Perjonen berufen ift, 
innerhalb welcher dem Kollator nad, freiem Grmefjen oder nad) 
den vom Stifter vorgezeichneten Gefichtspunften Die Auswahl zufteht, 
jo hat feines der zu dieſer Klafje gehörigen Individuen ein Recht 
des Vorzugs vor den übrigen®). Don diefem Falle unterjcheidet 
fich die blos eventuelle Berufung für den Fall des Nichtvorhandenſeins 
der zunächft Berufenen; jedem der Legtern fteht, mag er individuell 
oder generell berufen jein, das Recht des Vorzugs vor den nur 
. eventuell berufenen Perjonen zu 9). 

Nach gemeinem Rechte fteht Die Verwaltung der milden 
Stiftungen unter der Aufficht des Biſchoffs und der an deſſen 
Stelle getretenen geiftlichen Behörden '%). Nach dem Rechte der 
heſſiſchen proteftantijchen Kirche ging dieſe Aufficht auf die oberen 
Kirchenbehörden über’), Hierneben ift auch im kurheſſiſchen 


7) Man fann hierbei die gefeglichen Borfchriften über die individuelle Bes 
zeichnung der legtwillig bedachten Perjonen analog anwenden. ine genügende 
Bezeichnung iſt es z. B., wenn alle gegenwärtigen und zufünftigen Bamilien- 
glieder zum Genufje der Stiftungspräbenden berufen find. Iſt eine Stiftung 
zu Gunften der Armen eines beftimmten Orts errichtet, jo fteht zwar nicht den 
einzelnen Armen, aber der betreffenden Gemeinde ein klagbares Recht auf Ver 
wendung der Stiftungseinfünfte zu dem vorgefchriebenen Zwede zu, D. A. ©. 
Erf. 1849. bei Strippelmann V. 487. 

8) 3. B. wenn die Präbende dem Würdigften und Bedürftigften einer Klaſſe von 
Berjonen beitimmt ift. Beſteht diefe Klaffe zur Zeit aus einem einzigen Individuum, 
fo verwandelt fich die generelle Bezeichnung in eine individuelle, einen Mechtstitel 
begründende. Bol. den Rechtsfall bei Strippelmann V. 491. 

9) Die bei Stipendienftiftungen häufig wiederfehrende Beftimmung, daß bie 
Berwandten des Stifters den Vorzug vor allen Andern haben jollen, ift ala 
eventuelle Berufung der Legtern zum Genufje des Stipendiums aufzufaſſen. 

10) Boehmer J. Eccl. Prot. Ill. 36. $ 40. 
11) Kirchen-O. 1657. Kap. 14. $ 1. Konf. A. vom 14. Januar 1814. 
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Staatsrecht das Schuß: und Auffichtsrecht des Staats anerfannt 2), 
welches bei Stiftungen zu Firchlichen Zweden mit dem Auffichts- 
rechte der Kirche Ddergeftalt konkurrirt, daß bei Stiftungen zu 
katholiſch-kirchlichen Zwecken dem Biſchoff das Mitauffichtärecht 
zufteht *3), Dagegen die Aufficht über Stiftungen zu evangeliſch— 
firchlichen Zwecken von den Konfiftorien, welche Die Eigenfchaft 
von Staats: und Kirchenbehörden in fich vereinigen, ohne Konkurrenz 
einer andern GStaatöbehörde, jedoch in Unterordnung unter das 
Minifterium des Innern ausgeübt wird **). Das Oberauffichtg- 
recht des Staat befteht bei öffentlichen Stiftungen in einem aus— 
gedehnteren Umfange als bei Privatftiftungen. Bei Legtern, welchen 
auch Diejenigen öffentlichen Stiftungen gleichzuachten find, Deren 
"Stifter durch die vom Staate genehmigte Stiftungsurkunde Die 
Einwirkung der Auffichtsbehörde ausgeichloffen hat >), befteht Das 
Dberauffichtsrecht nur zudem Zwede, Ausjchreitungen der Vertreter 
der Stiftung aus den durch die Stiftungsurfunde ſich ergebenden 
Grenzen ihrer Thätigfeit im öffentlichen Intereſſe zu verhindern. 
Dei öffentlichen Stiftungen Dagegen, mögen fie zu milden oder 
gemeinnügigen Bweden errichtet fein *), begründet das Ober— 
auffichtsrecht die Befugniß der Staatöbehörden zu einer pofitiven 
Einwirkung auf die Verwaltung der Stiftung zum Zwecke der 
Erhaltung des GStiftungsvermögend in feinem Beſtande und 
der Verwendung der. Einkünfte deſſelben nad) der . Bes 
flimmung des Stifters. Dieſe Cinwirfung hat die Natur der 


12) V. vom 24. Juli 1767. $ 13, vom 10. Juli 1818. Ging. V. Urf. 
1831. $ 138, 1852 $ 106. „Alle. Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für 
den Kultus, den Unterricht oder die Wohlthätigfeit beftimmt fein, ftehen unter 
dem bejonderen Schuße des Staates”. 

13) V. vom 30. San. 1830. $ 38. 

2 V. vom 4. Juli 1818. $ 3. Art. 9, V. vom 29. Juni 1821. $ 66. 
Nr. 5. In den ftandesherrlichen Bezirken erſtreckte fich die Kompetenz ber 
Unterfonfiftorien auch auf die Aufficht über die milden Stiftungen. Edikt vom 
29, Mai 1833. $ 22. Nr. 3, 4, 6. Ueber die Aufhebung derfelben vgl. oben 
$ 74. Note 14 

15) Die rechtliche Zuläffigkeit einer ſolchen Dispofition ift anerfannt dur 
V. vom 29. Juni 1821. $ 59. Nr. 9, Verw Org Gef. vom 31. Oft. 1848. 
$ 40. Bol. auch D. A. ©. Erf. 1839, bei Strippelmann IH. 1, 311, fowie 
über $ 3 und 4. des Städelſchen Teftaments Mühlendruh S. 41. 

16) 3. vom 29. Juni 1821. $ 23. Nr. 9, $ 59. Nr. 9, $ 88. Nr. 13. 
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Oberpormundjchaft 7), ift jedoch nicht als ein Zweig des Vormund⸗ 
ſchaftsweſens den Gerichten, jondern den Verwaltungsbehörben 
übertragen, nämlich in Betreff derjenigen Stiftungen, welche weder 
unmittelbar dem Minifterium des Innern, noch ausjchließlich den 
geiftlichen Behörden untergeordnet find, den Regierungen, fofern 
die jährliche Einnahme in der Regel dreihundert Thaler überfteigt, 
im entgegengejeßten Falle den Landrathsämtern ®). Der Umfang 
der Befugniſſe der Auffichtsbehörde ift nad) Analogie der Ober: 
vormundjchaft zu beftimmen. Es fteht ihr daher das Recht zu, 
Viſitationen des Stiftungshaushalts vorzunehmen, die Rechnungen 
abzuhören, gegen jäumige Verwalter mit Strafen ı?) und Ent- 
lajjung?°) vorzujchreiten und in den dazu geeigneten Fällen den 
erforderlichen Konſens zu ertheilen. Die Fälle, in welchen Letzterer 
erforderlich it, ergeben fich für milde Stiftungen aus den Vor— 
Ichriften über die Verwaltung des Kirchengut3 ?'), für fonftige 
Stiftungen aus der Analogie der Vermögensfuratelen. Die Auf: 
fichtsbehörde ift vermöge des Dberauffichtsrecht3 nicht befugt, Die 
Stiftung Jelbft zu vertreten oder unmittelbar das Vermögen 
derjelben zu verwalten. Daher find Prozefje der Stiftung nicht 
von der Aufjichtsbehörde ??), fondern von dem Verwalter des 
Stiftungsvermögens 2°), welcher Dazu nicht einmal der Ermächtigung 
der Eritern bedarf ?*), zu führen. Verträge über das Vermögen 


17) Daher werden in V. vom 24. Suli 1767. die Borfchriften für bie 
Vormundſchaften und für die Verwaltung der milden Stiftungen zufammengeftellt 

18) V. vom 29. Juni 1821. $ 59. Nr.9, $ 88. Nr. 13. Verw. Org. 
Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 40, DB. vom 22. Dez. 1848. $ 13, 39. DB. vom 
7. Juli 1851. $ 1, Brov. Gef. vom 7. Juli 1851. $ 3 Nr. 13. 

19) B. vom 24. Juli 1767. $ 13. 

20) I. 46. $ 3. Cod. de episc. (1, 3). 

21) Val. oben $ 74. Note 22 fg. Das Reg. A. vom 2. März 1813. 
erjcheint als eine finguläre Beitimmung für Fulda. 

22) O. N. ©. Erf. 1832. in ©. Henfel g. Staatsanwalt, 1836. in ©. 
Staatsanwalt g. Pfarrei Sterbfrig. Höchfter Beihl. vom 27. Dezember 1834. 
(N. ©. III. 29). 

23) Die Bevollmädhtigung der Anwälte ift daher durch die Berwalter zu 
bewirken, DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV, 2, 55. Steht die Verwaltung 
ber Stiftung dem Ortsvorftande zu, fo bedarf derjelbe zur Prozeßführuung der 
Zuftimmung des Gemeinde-Ausſchuſſes nicht. DO. A. G Erf. bei Strippelmann 
IV. 2, 57. 

24) Konf. R. vom 30. März 1778. 
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ber Stiftung find, auch wenn fie unter Mitwirfung und Genehmigung 
der Auffichtsbehörde zu Stande fommen, doch ald von der Stiftung 
ſelbſt geichloffen 25), und Nechtsverlegungen, welche durch Ber: 
fügungen der im Intereſſe der Stiftung handelnden Auffichtsbehörde 
entjtehen, als von der Stiftung ſelbſt ausgegangen 2°) anzufehen, 
jo daß Letztere bei einem deßhalb eingeleiteten Rechtsftreit als Partei 
auftreten muß. Anders verhält es jich bei denjenigen Stiftungen, 
bet welchen nach der Anoronung des Stifters die Verfügung über 
das Stiftungsvermögen einer Staatöbehörde zufteht. Letztere vertritt 
in diefem Falle die Stiftung nidyt vermöge des Oberauffichtsrechtg 
des Staats, fondern in Folge der Beitimmung des Stifters. 
Deffentliche Stiftungen, deren Vermögen der Verfügung des Staats 
ausſchließlich unterworfen ift, werden vor Gericht durch den 
Staatsanwalt vertreten 2”). Die Vertretung derartiger Stiftungen 
durch den Staatsanwalt ift Feine nothwendige, jonderu tritt nur 
ein, wenn diejelben nicht jchon einen befondern Anwalt oder Syndikus 
haben 23); auch Fann bei den Untergerichten, bei welchen Die Parteien 
nicht genöthigt find, fich eines Anwalt3 zu bedienen, der Verwalter 
der Stiftung jelbft Namens derjelben auftreten, ohne einer Voll 
macht des Staatsanwalt3 zu bedürfen ?°). Ungeachtet des dem 
Staate hinfichtlid) des Stiftungsvermögend zuftehenden Verfügungs- 
rechtes und der Vertretung durch den Staatsanwalt erjcheinen 
dergleihen Stiftungen doch als jelbftitändige, mit dem Staate 
nicht zufammenfallende Rechtsſubjekte. Daher find Rechtöftreiteso) 


25) O. A. ©. Erf. 1818. bei Pfeiffer II. 505, 

26) DO. A. ©. Erf. vom 7. Juni 1856. in ©. Uſener g Staatsanwalt 
in Anwendung auf die von der Auffichtsbehörbe verfügte Beitreibung eines 
Rechnungsrezeſſes von dem Nechnungsführer der Stiftung. 

27) Geſ. vom 11. Juli 1832. $ 4. Die hiernah vom Staatsanwalt zu 
vertretenden Stiftungen find durch DB. vom 2. März 1839, vom 14. Oft. 1842. 
öffentlich befannt gemacht. 

28) Gef. vom 11. Juli 1832. $ 4. 

29) V. vom 17.Nov. 1829. $15b, O. A. G. €. bei Heufer Ann. III 413, 

30) Gef. vom 11. Juli 1832. $ 9. Im diefem Fall hat der Staatsanwalt 
den Staat zu vertreten, während für die Stiftung noch $ 6. des angef. Geſetzes 
ein anderer Anwalt beftellt wird. 
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und Rechtögejchäfte derſelben mit dem Staate möglich, und Die 
Privilegien des Fisfus Darauf nicht anwendbar ?:). 


$ 89. 
5) Auflöfung. 

Die Auflöfung der Stiftung tritt entweder in Folge einer 
Anordnung des Gtifterd, oder in Folge des Hinwegfallend der 
zum Begriff der Stiftung gehörigen Erfordernifie ein. Die An- 
ordnung des Stifterd bewirkt die Beendigung der Stiftung, wenn 
diejelbe auf eine bejtimmte Zeit oder bis zum Gintritt eines be— 
flimmten Greigniffes errichtet ift. Aus dem Begriff der Stiftung 
ergeben ſich folgende Auflöfungsgründe: 1) Wermögenslofigfeit. 
Da der Güterinbegriff das Subftrat der juriftiichen Perjönlichkeit 
der Stiftung bildet, jo bewirkt das Hinwegfallen dieſes Subftrats 
die Auflöfung der Stiftung’). Ueberjchuldung des Aftivvermögens 
ift der Vermögenslofigkeit nicht gleichzuachten. Daher bewirkt nicht 
ſchon die Erkennung des Konkurſes über das Vermögen einer 
Stiftung, fondern erft die Erſchöpfung der Konfursmafle die Auflöfuug 
derjelben. 2) Aufhebung von Seiten de3 Staats. Die Zurück— 
nahme des Privilegd, auf welchem die juriftifche Perfönlichkeit 
der Stiftung beruht, Fan nur auf Grund eines bei deſſen Er- 
theilung gemachten Borbehalt3 erfolgen, da die übrigen Gründe, 
welche den Widerruf der phyſiſchen Perfonen verliehenen Privilegien 
rechtfertigen, bei Stiftungen ihrer Natur nach nicht vorkommen 
fönnen. Der Antrag der Vertreter der Stiftung berechtigt den 
Staat nicht zur Aufhebung derjelben, da ein ſolcher der Stiftungs- 
urkunde widerftreitender Antrag nicht in ihrer Befugniß liegt. 
So lange die Stiftung befteht, tft Die Einziehung des Vermögens 
derjelben von Seiten des Staatd nur unter den Vorausjeßungen 
zuläffig, unter welchen überhaupt Privatrechte zu öffentlichen Zwecken 
in Anſpruch genommen werden können?). Hinfichtlicy aller unter 
dem bejondern Schuße des Staats jtehenden Stiftungen enthält 
die Verfaflungsurfunde überdies Die Zuficherung, daß das Vermögen 


31) In Betreff der Gerichtsfoftenfreiheit der vom Staatsanwalt zu ver 
tretenden Stiftungen vgl. V. vom 22, Dezember 1828. $ 11. 

1) Puchta Vorlefungen $ 28 

2) B. Urf. 1831. $ 32, 1852, $ 22. 
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oder Einkommen ſolcher unter Feinem Vorwande zum Staats- 
vermögen eingezogen oder für andere als die ftiftungsmäßigen 
Bwede verwendet werden darf?). 3) Unmöglichkeit der Zweck— 
erfüllung. Da die Stiftung nur zu dem beftimmten Bwede 
Bermögensfähigfeit hat, tritt mit der Unmöglichkeit der Erfüllung 
dieſes Zweckes von ſelbſt Die Auflöfung der Stiftung ein. Cine 
nur zeitweilige Behinderung hat dagegen dieſe Wirkung nicht. Die 
Auflöſung der Stiftung folgt jowohl aus der faktifchen, als aus 
der rechtlichen Unmöglichkeit der Zwederfüllung; auf dieſe Weiſe 
kann dieſelbe durch ein Verbot von Seiten des Staates herbeige- 
führt werben. Gleiche Wirkung hat das gänzliche Hinwegfallen 
der faktiſchen Vorausjeßungen der Zwedbeftimmung. 

Das Vermögen einer aufgelöften Stiftung iſt herrenlos ®), 
jofern nicht der Stifter, wozu er befugt ift, für den Fall der Auf: 
löſung anderweit verfügt, aljo einen Rechtsnachfolger beftimmt hat. 
Eine ſolche Verfügung kann ſich jedody nur auf das zur Zeit 
derjelben vorhandene Vermögen beziehen; das jpäter erworbene 
fällt bei Auflöfung der Stiftung als herrenlofes Gut an den 
Staat’). Hinfichtlih des bei Auflöfung der Stiftung andern 
Perjonen zufallenden Vermögens kann von Seiten des Staats 
eine Verwendung zu andern ähnlichen Zweden nur mit Zuftimmung 
der Betheiligten angeordnet werben), Wenn in dem Falle, wo 
der ftiftungsmäßige Zwed nicht mehr zu erreichen fteht, das Ver— 
mögen der Stiftung der Verfügung der Staatsgewalt anheimfällt, 
darf eine Verwendung dejjelben zu andern ähnlichen Zwecken, 
fofern es fich um eine öffentliche Stiftung oder Anftalt handelt, 
nur mit Bewilligung der Landſtände 7), jofern es fi um Stiftungen 
handelt, die nicht zu den öffentlichen gehören und Doch nicht blos 
Iofale Bedeutung haben, nur nad) Anhörung des Gutachtens des 
Bezirksraths °) angeordnet werben, 





3) V. Urf. 1831. $ 138, 1852. $ 106. 

4) Mühlenbruch Städel. Beerb. ©. 47. 

5) Pfeifer Jur. Perf. ©. 151. 

6) Bol. V. Urf. 1831. $ 138, 1852. $ 106. 

7) 2. Ur. a. a. O. 

8) Prov. Gef. vom 7. Juli 1851. $ 3. Nr. 13. Die Worte: „ohne do 
zu den öffentlichen in den damit verbundenen Begriffe zu gehören“ erklären ſich 
aus ber in Note 6. und 7. angeführten Beitimmung ber Verfaſſungsurkunde. 
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$ 90, 
l. Die Ehe als Rechtsverhältniß. 


Abweichend von den Grundſätzen des römijchen!) und 
deutjchen ?) Rechts, welche Die Ehe nur von der privatrechtlichen 
Seite auffaßten, hatte das kanoniſche Necht, welches im Mittels 
alter in dieſer Hinficht zur Geltung gelangt war, der Che den 
Charakter eines rein Firchlichen SnftitutS gegeben 3), jo daß den 
firchlichen Behörden nicht nur die Aurisdiftion, ſondern auch Die 
Gejeggebung in Eheſachen ausschließlich zufam. In Folge der 
Reformation regelten die Landesherrn in den proteftantifchen Ländern 
das Eherecht durch Ordnungen, in welchen die Che als ein ber 
weltlichen Gejeßgebungsgewalt unterworfenes bürgerliches Rechts: 
verhältnig aufgefaßt wurde, bei welchem die religiöjfe Bedeutung 
zu berüdjichtigen jei) Auch in der Landgraffchaft Heſſen-Kaſſel 
und den Damit jet im Kurftaat vereinigten protejtantifchen Landes— 
theilen wurde das gemeine Eherecht Durch Tandesherrliche Ber: 
ordnungen in einzelnen Beziehungen abgeändert5). Die Juris— 


1) Strippelmann Eheſcheidungsrecht ©. 36. 

2) Daf. ©. 48, 

3) Daſ. ©. 58. Eichhorn K. R. I. 300. Diefe Richtung findet ihre 
Vollendung in der feit dem zwölften Sahrhundert fich geltend machenden Auf: 
fafjung der Ehe als Saframent. 

4) Eichhorn K. R. II. 301. Strippelmann Eheſch. ©. 78. 

5) Vgl. für Altheſſen die Meberficht der betreffenden Beſtimmungen bei 
Pfeiffer Kirchenrecht $ 189 fgg., Strippelmann Cheſch. ©. 105 fgg.; für 

I. 20 
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diftion in Ehejachen war in Altheffen anfangs weltlichen Gerichten ®), 
ſpäter Konfiftorien ”), in der Grafſchaft Hanau dem Hof: und Ches 
gericht ®) übertragen. Nach Bejeitigung der während der Fremd— 
herrſchaft im Königreich Weltphalen und Großherzogthum Frank: 
furt eingeführten franzöſiſchen Ghegejeßgebung?) bei Wiederher- 
ftellung des Kurftaats wurde der frühere Rechtszuftand wiederein- 
geführt, durch das Organijations- Edit vom 29. Juni 1821 aber 
die Jurisdiktion in Ehefachen den weltlichen Gerichten übertragen ? 9), 
und nur für die Angehörigen der Fatholiichen Kirche zur Ent: 
jcheidung aller die Trennung einer Che bezwedenden Klagen, welche 
ſchon vorher an ein geiſtliches Kommiljariat verwiejen waren t!), 
ein aus dem Domkapitel in Fulda und einem katholiſchen Mitglied 
des dortigen Dbergerichts zuſammengeſetztes Konfiftorium für kom— 
petent erflärt 2). Das Geſetz vom 29 Dftober 1848, welches 
unter Ginführung des Inſtituts der bürgerlichen Che die Juris— 
diftion in Ehefachen ohne Ausnahme den weltlichen Gerichten über: 
wies, wurde für die Mitglieder der beftehenden chriftlichen Kirchen 
in diefer Beziehung außer Wirkſamkeit gejeßt +), während es für 
die Mitglieder anderer Konfejfionen in Kraft blieb. 

Es ergeben ſich hiernach hinfichtlich des jeßt geltenden Rechts 
folgende Reſultate: 1) Das Gefebgebungsrecht des Staats in 
Eheſachen erftredt fi auf die Angehörigen aller Konfeſſionen. 


Schaumburg: Pol. DO. Kap. 4, 5, 65 für Hanau und Iſenburg: Solmf. 2. O. 
II. Tit. 19. nebft Solmf. B. vom 1. Nov. 1583; Han. V. vom 17. Mai 1564, 
28. Mai 1578, 1. Ian. 1582, 1. Febr. 1744, Hof- und Chegerichts-O. vom 
17. Sept. 1746, V. vom 28. Juni 1764; Iſenb. Meerh. B. vom 22, April 
1745. $ 10 fgg., vom 16. Febr. 1752, Reg. A. vom 14. Febr. 1756. 

6) Strippelmann Eheſch. S. 214 fgg. 

7) Kon. O. vom 10. Oft. 1610. $ XI. (2. ©. I. 508), vom 12. Zuli 
1657. Rap. 15 (N. ©. I. 148). 

8) Hof- und Ehegerihte-D. vom 17. Sept. 1746. Wegen Iſenburg vgl. 
Bach Geſch. der kurh. Kirchenverfafjung S. 84. 

9) Code Nap. art. 144 bis 342, 

10) 3. vom 29. Juni 1821. $ 43 und $ 66. 

11) € ©. R. P. vom 13. Dez. 1814 (G. ©. 1815. ©. 97). 

12) ®. vom 6. Sept. 1829. $ 2. 

13) $ 10 fag., $ 24. 

14) DB. vom 13. April 1853. Die $$ 13, 14, 17, 19 und 25 des Gef. 
vom 29. Dft. 1848 blieben in Kraft. 
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Auch Hinfichtlich der katholiſchen Kirche find Die Beftimmungen des 
kanoniſchen Rechts nicht in ihrer Eigenſchaft als Firchliche Geſetze 
anerkannt, unterliegen aljo der Abänderung durch die ftaatliche 
Gejeßgebung 45). Dieje allein entjcheidet über die Vorausſetzungen 
einer bürgerlich gültigen Ehe. 2) In gleichem Umfange, wie das 
Gejeßgebungsrecht, beiteht das Necht des Landesherrn zur Dis- 
penfation in Eheſachen, deſſen Ausübung, injoweit fie nicht dem 
Landesherrn jelbjt vorbehalten ift, Durch die Staatsbehörden hin- 
fichtlich aller Staatsangehörigen ohne Uuterjchied des Glaubens: 
befenntnijjes ftattfindet 6). 3) Die Zurisdiktion in Eheſachen 
fteht ausſchließlich den weltlichen Gerichten zu mit alleiniger Aus— 
nahme der Gntjcheidung über alle die Trennung der Ehe von 
Katholiken bezwedenden Klagen, welche dem katholiſchen Konfiftorium 
zu Fulda zugewiejfen ift, jofern entweder beide Gatten Fatholifch 
find, oder im Falle einer gemifchten Che der klagende Gatte fich 
zuerft an dieſe geiftliche Behörde wendet 1”). Für alle vor die 
weltlichen Gerichte gehörigen Eheſachen, mögen dieſelben zur 
ftreitigen oder freiwilligen Gerichtäbarfeit gehören, find die Unter— 
gerichte zuftändig, mit Ausnahme der Ehejcheidungsjachen, welche 
in erfter Inſtanz von den Obergerichten zu entjcheiden find ’®). 
4) Als Norm für das Verfahren und die Gntjcheidungen der 


un 


15) Die bei Longner Darftellung der Nectsverhältnijfe der Bifchöffe in der 
oberrheinijchen Kirchenprovinz ©. 413 mitgetheilten „Grundzüge zu einer Ver: 
einbarung über die Verhältniſſe der Fatholifchen Kirche” vom 3. Oft. 1818, 
welche zwar nur die Bedeutung einer Berftändigung der Regierungen ber fpäter 
zur oberrheinijchen Kirchenprovinz gezogenen Staaten haben, jedoch auf die Fur- 
heſſiſche Geſetzgebung offenbar von Einfluß gewefen find, ftellen den Grundfag 
auf: Die Ehe, als Bertrag, it durchaus Gegenſtand der bürgerlichen Gejeß- 
gebung. 

16) V. vom 29. Juni 1821. $ 66. Nr. 4, V. vom 6. Wehr. 1822, Min. 
A. vom 8. Febr. 1822, B. vom 4. Yan. 1832, Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 11. 

17) DB. vom 6. Sept. 1829. $ 2. O. A. ©. Erf. von 1854 bei GStrippel- 
mann Eheſch. ©. 123. Gegen die Entjcheidung des bifhöfflihen Konfiftoriums 
findet eine Appellation an das D. A. ©. nicht ftatt, O. A. ©. Erf. von 1838 
bei Strippelmann Eheſch. ©. 124. 

18) Vgl. hinf. der ftreitigen Eheſachen: DB. vom 29. Juni 1821. $ 43, 
Gef. vom 18. Sept. 1834, vom 29. Oft. 1848. $ 24, Prov. Gel. vom 22. 
Suli 1851. $ 54, hinſichtlich der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Ehefachen Gef. 
vom 29. Oft. 1848. $ 12, 13, Ger. Org. Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 8. 
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Gerichte in Eheſachen dient das im Staate geltende Recht, dagegen 
das bejondere Recht der verjchiedenen Kirchen oder Religionsgejell- 
fchaften nur injoweit, ald e8 von der ftaatlichen Gejeßgebung als 
Norm anerkannt und dadurd ein Theil derjelben geworden ift. 
Hinfichtlich der Angehörigen der beſtehenden chriftlichen Kirchen be— 
urtheilt Die Gejeßgebung des Staats die formellen VBorausjeßungen 
einer gültigen Che und die Chetrennung nad) dem Rechte der be— 
treffenden Kirche 1%). Hinfichtlicy der übrigen Staatsangehörigen 
Dagegen werden die formellen Vorausjeßungen der Gültigkeit der 
Ehe lediglich nach der Gejeßgebung des Staats beurtheilt, welche 
in Betreff der Ghetrennung die Grundjäße des proteftantijchen 
Eherechts angenommen hat 2°). 


II. Gingebung der Ehe. 
A. Ehbeanzeige. 


S 9. 
1) Rechtliche Bedeutung und Form. 

Die Eheanzeige") befteht in der vor Amt abgegebenen Gr- 
klaͤrung der Verlobten, ſich ehelichen zu wollen, und zerfällt, je 
nachdem dieſe Erflärung vor Gericht oder vor dem Pfarramt ab- 
gegeben wird, in Die gerichtliche und pfarramtliche. Sie enthält 
zugleich einen Aft der Verlobten, deren Erklärung als öffentliches 
Eheverlöbniß fich darftellt, und einen Akt des Gerichts oder Pfarr: 
amts, indem die protofollariiche Aufnahme der Eheanzeige und die 
Bejcheinigung der Vornahme derjelben den auf Prüfung der Sache 
gegründeten Ausspruch des Gerichts oder Pfarrers enthält, daß 
ihrerjeit3 der Vollziehung des Eheverſpruchs Fein Hindernig im 
Wege ftehe. 

Nach älterem Recht war blos eine Anzeige bei dem Pfarrer 
vorgejchrieben, welcher vor der Proflamation und WVollziehung der 
Ehe fih von dem Nichtvorhandenfein von Ehehinderniſſen über- 





19) Bgl. unten $ 96 und $ 98. 

20) Gel. vom 29. Oft. 1848. $ 24. Ueber das ältere Recht vgl. oben 
$ 56. und GStrippelmann Eheſch. ©. 197. 

1) Vgl. (Engelhard) Verſuch über den wahren Begriff der Ehe und bie 
Rechte bei deren Errichtung in den Fſtl. Heſſen-Caſſ. Landen 1776. ©. 109 fgg. 
Pfeiffer Kirchenrecht $ 191 fag. 
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zeugen fjollte?). Dieje Anzeige war ald Form des Eheverlöbniſſes 
nicht anzufehen; vielmehr war Leßtere dem gemeinen Rechte ge- 
mäß an feine Form gebunden, und die Vorfchrift, daß Verlöbniſſe 
nicht heimlich, jondern im Beiſein von zwei oder drei Zeugen vor- 
genommen werden follten, bezwedte nur die Sicherftellung des Be- 
weijes, jo daß auch auf Grund eines heimlichen Verlöbnifjes, jofern 
e3 eingeftanden oder bewiejen war, geklagt werden konnte, und nur 
der Eid ald Beweismittel ausgeſchloſſen war ®). 

Das ältere Recht wurde durch Ginführung der gerichtlichen 
Eheanzeige für Amtsjäjfige abgeändert *), während es für Schrift: 
fällige in Kraft blieb, jo Daß bei Xebtern die Prüfung der zur 
Eingehung der Ehe erforderlichen Bedingungen nur dem Geiftlichen 
oblag 5), und die Gheverlöbnifje außergerichtlih in Gegenwart 
von zwei Beugen eingegangen werden fonnten, welche Beftimmung, 
obgleic, Die Nichtigkeit des Verlöbnifjes als Folge der Unterlaffung 
gejeglic, angedroht war‘), doch dem Gerichtsgebrauch zufolge dahin 
verstanden wurde, daß die Gegenwart von zwei Zeugen nur des 
Beweiſes wegen vorgejchrieben, mithin die Gültigfeit des Verlöbniſſes 
davon nicht abhängig, und nur die Eideszufchiebung ald Beweismittel 
ausgejchloffen jei”). Waren beide Berlobte oder wenigftend der 
Bräutigam 8) amtsſäſſig, jo jollte der Geiftliche zur Proflamation 
und Trauung erft nach bewirkter gerichtlicher Eheanzeige fchreiten 9), 
und die Eheanzeige die allein gültige Form des Verlöbniffes der- 
geftalt bilden, daß jedes Cheverjprechen ſelbſt bei hinzugetretener 
fleiſchlicher Vermiſchung oder Schwängerung ald Winfelverlöbniß 


2) Für Altheffen vgl. Ordnung der Kirchen-Uebung 1539. $ 8 (2. O. J. 
118), Kirhen:D. vom 21. Oft. 1566. II. Kap. 18 (daf. 322), Ref. D. 1656. 
X $H4 NR. ©. 1.109); für Hanau: Solmf. L. D. II. 19. $ 37; für Katho— 
lifen Conc. Trid. sess. 24. cap. 1 de ref. matr. In Schaumburg fchrieb ſchon 
Vol. DO. 1615. Kap. 18 gerichtlihe Eheanzeigen vor. 

3) Ref. DO. 1656. X. $ 5. Solmf. V. vom 1, Nov. 1583. $ 17. 

4) In Althefien durch Edikte vom 8. Ian. 1723 und 18. Febr. 1724, in 
Hanau durh V. vom 1. Febr. 1744 und Hofger.:D. XL $ 209 fgg., Han. 
U. G. O. II. 8 7, IV. $ 4; vgl. auch Proz. D. vom 6. Oft. 1818. $ 1. 

5) Konf. A. vom 12. Aug. 1749. V. vom 28. Dez. 1829. $ 27 fgg- 

6) V. vom 12. Aug. 1749. 

7) O. A. ©. Erk. 1848 in S Schwanerfche Erben g. Schwaner, 

8) Edikt vom 18. Febr. 1724. $ 3. Han. Hofger. D. XI. $ 217. 

9) 3. vom 28. Dez. 1829. $ 28, 31. Han. Hofger. O. XI. $ 212. 
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für nichtig anzufehen, und die Zulafjung der Klage aus einem Ver- 
löbniß durch Beifügung beglaubigter Abjchrift des Eheprotokolls 
bedingt war 10). In Betreff der Mitwirkung des Pfarrers be 
ftand der Unterjchied, daß, während in Hanau die gerichtliche Ehe— 
anzeige zur Perfektion des Verlöbniſſes genügte +1), in Altheilen 
nad) früherer Beftimmung die Eheanzeige vor Gericht im Beifein 
des Pfarrers erfolgen), nad) jpäterer Beftimmung dagegen ein 
Auszug aus dem gerichtlichen Eheprotofoll von den Verlobten dem 
Pfarrer vorgelegt und vor ihm auf Vorlefung genehmigt, jodann 
aber vom Pfarrer mitunterjchrieben werden jollte 13), welche Be- 
ftimmung nicht blos als eine disziplinariſche Vorſchrift für den 
Pfarrer, Jondern auch für Die Verlobten mit der Wirkung galt, 
daß das Verlöbniß nichtig war, wenn fie nicht vor dem Pfarrer 
den Auszug aus dem gerichtlichen Cheprotofolle überreicht und auf 
Borlefung nochmals beftätigt hatten, wobei ihnen im Falle der 
Verweigerung der Unterjcehrift des Pfarrers der Weg der Bejchwerde 
offen ftand, nicht aber Die Gültigfeit des Verlöbniſſes ohnedies 
anzunehmen war!#). 

Das Geſetz vom 29, Dftober 1848 beftimmte, daß der Ein- 
gehung der Ehe allgemein ohne Rüdficht auf Schriftſäſſigkeit die 
jeither für Amtsſäſſige vorgejchriebene gerichtliche Anzeige des Ehe— 
verlöbnifjes vorausgehen müfje, und alle Cheverlöbniffe zu ihrer 
Nechtsgültigkeit und Klagbarkeit der gerichtlichen Anzeige be- 
dürfen?®). Indem das Gejeß ferner die Gültigkeit und rechtliche 
Wirkſamkeit der Ehe vom Glaubensbefenntniß und von firchlichen 
oder religiöjen Handlungen oder Vorſchriften unabhängig er: 
Härte ?°), enthielt es ſtillſchweigend Die gleiche Vorſchrift um fo 


10) Edift vom 8. Jan. 1723. $ 1, 2. Han. Hofger. O. XI. $ 209, 218. 

11) Han. Hofger. DO. XL S 209. vgl. mit $ 210, 212, 218. Denigemäß 
ift Hinfihtlid der der Klage beizufügenden Abjchrift des Eheprotofolls die Mit: 
unterjhrift des Predigers nicht wie in Althefien vorgefchrieben; a. a. O. $ 218. 
vgl. mit Edit vom 8. Jan. 1723. $ 2. Die V. vom 28. Dez. 1829. $ 31. 
änderte hieran nichts. 

12) Edift vom 8. Jan. 1723. $ 2. 

13) Edikt vom 18. Febr. 1724. 8 6. 

14) D. X. ©. Erf, 1835 in S. Warned g. Kräger. 

15) $ 13 und $ 25. 

16) $ 10. 
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mehr für das Eheverlöbniß. Durch die |päter erfolgte Wiederher- 
ftellung des bis 1848 in Geltung gewejenen Rechts Hinfichtlich Der 
Eheſchließung bei Angehörigen der anerkannten chriftlichen Kirchen 
ift eine Veränderung in Beziehung auf die Nothwendigfeit und 
Form der Eheanzeige nicht eingetreten 7). Es ergeben fich bier- 
nach für die rechtliche Bedeutung und Form der Eheanzeige gegen- 
wärtig für Jämmtliche Landestheile übereinftimmend folgende Grund- 
fäge: 1) Der Proflamation und Schliefung der Ehe, mag diejelbe 
firchlicy 3) oder gerichtlich 2%) erfolgen, muß in allen Fällen ohne 
Unterjchied des Standes, der Konfejlion und der Staatdangehörig- 
feit der Brautleute Die gerichtliche Eheanzeige vorausgehn. Auf: 
gehoben find Daher Die Beltimmungen des Altern Necht3, welche 
die gerichtliche Eheanzeige auf Amtsſäſſige bejchränften und für 
den Fall der Verheirathung eines Inländers mit einer Ausländertn 
die Vornahme des öffentlichen Eheverjprechend vor der Obrigkeit 
und nad) den Geſetzen des Wohnort der Lebtern geftatteten 20). 
2) Buftändig zur Aufnahme der Cheanzeige ift das Untergericht 
des Wohnort eines der Verlobten nad) deren freier Wahl2ı); 
wohnt ein Theil im Ausland, jo erjcheint nur Das Untergericht 
des Wohnorts des im Inland wohnenden Theils zuftändig. Auf: 
gehoben find Daher Die Bejtimmungen des ältern Rechts, welche 
außer dem Falle der Berheirathung eines Inländers mit einer Aus- 
länderin das Gericht des Wohnorts der Braut für ausjchließlich 
zuftändig erklärten 22). in unzuftändiges Untergericht kann Durch 
Auftrag des Fompetenten höheren Gericht3 die Zuftändigfeit er- 
langen, anftatt des zuftändigen Untergerichts die Cheanzeige auf: 


17) Vgl. die Begründung des Min. Beil. vom 24. Mai 1855 bei Heufer 
Ann. II. 514. 

18) Konf. A. vom 26. März 1723. Han. Hofg. DO. XI. $ 212. V. vom 
28. Dez. 1829. $ 27 fgg. Die hier für amtsjäjlige Perſonen ertheilten Vor— 
ſchriften erleiden jebt allgemeine Anwendung. 

19) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 15. 

20) Han. B. vom 8. Der. 1763. Bol. für Althefien Pfeiffer K. R. 
$ 192, $ 227. ®. vom 28. Der. 1829. $ 28. Nr. 3, $ 32. 

21) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 13. Win. A. vom 24. Mai 1855 bei 
Heufer Ann. I. 514. 

22) Edikt vom 18, Febr. 1724. $ 3, Han. Hofg. DO. XI. $ 216. Kan. 
B. vom 8. Dez. 1763. Pfeiffer K. R. $ 192. Strippelmann IV. 2, 476. 
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zunehmen 23); ein folcher Auftrag jol nur unter beſondern 
Umftänden aus Gründen offenbarer Zwedmäßigfeit auf Nachjuchen 
der Betheiligten ertheilt werden und kann nur von demjenigen 
obern Gerichte ausgehn, deſſen Zuftändigfeit jowohl auf das zu 
übergehende, als auf Das zu jubftituirende Gericht fich erftredt, 
mithin von dem Dberappellationggerichte, falls Diefe Gerichte in 
verjchiedenen Obergerichtsbezirfen liegen ?*). 3) Die Eheanzeige 
muß durch die Verlobten perſönlich oder durch Spezialbevoll- 
mächtigte 25), wozu beide Verfobte ſich derſelben Perjon bedienen 
fönnen, ausdrüdlid, 2°) und unbedingt?”) zu Protokoll erklärt 
werden. 4) Das Gericht joll erft dann zur Aufnahme des Ehe— 
protofolls jchreiten, wenn es ſich überzeugt bat, daß Ehehinderniſſe 
entweder nicht obwalten oder durch Dispenjation gehoben find, 
Die Aufnahme des Eheprotofolls enthält Daher, ohne Daß es eines 
ausdrüdlichen Ausſpruchs bebürfte, Das Anerfenntnig, Daß der 
Zulaſſung der Verlobten zur Ehe ein gerichtsjeitig zu berüd- 

fichtigendes Hinderniß nicht entgegenftehe, und die Zufertigung einer 
beglaubigten Abfchrift deſſelben an die Verlobten hat die Bedeutung 
einer Bejcheinigung des gedachten Anerkenntniſſes. Die deßhalb 
von dem Gerichte vor Aufnahme der Eheanzeige vorzunehmende 
Prüfung erftredt fi) neben der DVertragsfähigfeit und Willeng- 
übereinftimmung der Berlobten auf alle aufhebenden oder aufs 
jchiebenden öffentlichen Ehehinderniffe und auf Diejenigen Privat: 
ehehindernifje, welche auf Rechten dritter Perjonen beruhen, wogegen 
auf die aud der Perjon der Verlobten ſich ergebenden Privat: 
bindernifje feine Nücficht zu nehmen ift, da die übereinftimmende 
Erklärung der Verlobten einen Verzicht auf deren Geltendmachung 


23) Min. B. vom 22. Febr. 1826 (N. ©. I. 266). St. M. A. vom 
13. Juli 1830. 

24) O. X. ©. D. bei Strippelmann IV. 2, 475. 

25) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 13. Hierdurch ift unter Aufhebung ber 
entgegengejegten Beflimmung des Edikts vom 8. Jan. 1723. $ 2. und Han, 
Hofg. D. XI. $ 210. das gemeine Recht wiederhergeftellt. c. ult. de procurat. 
in VI. (1, 19). 

26) Edift vom 5. Sept. 1700 (8. O. II. 654) beftimmt, daß die Worte 
„ih will dich nicht verlaſſen“ als Eheverlöbniß nicht gelten follen. 

27) „pure und ohne zweifelhaften Anhang“ Edikt vom 8. Jan. 1723. $ 2, 
vom 18. Febr. 1724, $ 11, Han. Hofg. DO. XI. $ 210, 211. 
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enthält?®). Die gerichtliche Prüfung der Chehindernifje bei Der 
Eheanzeige enthebt im Falle Firchlicher Proflamation und Ehe— 
ſchließung die Geiftlichen nicht der Verpflichtung, das Vorhandenfein 
der nad) den Beftimmungen des Kirchenrechts und nach den Gejegen 
des Staat erforderlichen Vorausjegungen der Ehejchließung felbft- 
ftändig zu prüfen?®). 5) Die gerichtliche Eheanzeige ift Die Form, 
in welcher allein ohne Unterfchied des Standes und der Kon— 
fejfion *°) nach heutigem kurheſſiſchem Rechts") ein Eheverlöbniß 
gültig eingegangen werben kann; fie genügt audy Dazu, und die 
Gültigkeit des Verlöbnifjes ift in Altheifen von der Mitwirkung 
des Geiftlichen bei der Gheanzeige nicht mehr abhängig. Voraus— 
ſetzung der Gültigkeit des Eheverlöbnifjes ift die Zuftändigfeit des 
Gerichts zur Aufnahme der Eheanzeige 32), Alle in anderer Form, 
als durch gerichtliche Eheanzeige eingegangenen Verlöbniſſe gelten 
als heimliche oder Winfel-VBerlöbniffe und begründen jelbft bei 
hinzugetretener fleifchlicher Vermifchung oder Schwängerung oder 
eidlicher Beftärkung 33) weder eine Klage auf Vollziehung des 
Eheverſprechens, noch einen Einjprucd) 34) gegen eine anderweite 
eheliche Verbindung. Dagegen wird die einem ungültigen Verlöbniß 
beigefügte Verabredung einer Konventionalftrafe nach dem Gericht- 
gebrauch als gültig und klagbar angejehn 3°). 


28) Körperliche Gebrechen find nur ein Privathindernig; Eichhorn K. R. 
II. 346, Strippelmann Eheih. S. 388. Ohne Grund erklären Pfeiffer 8. R. 
$ 224. und Wagner G. V. $ 1078. die Zulafjung gebrechlicher Perfonen zur 
Eheanzeige von landesherrlicher Dispenfation abhängig, Wahnfinnige find 
unfähig fich zu verehelichen ec. 26. C. 32. q. 7. Ueber Taubftumme vgl. Pfeiffer 
K. R. $ 231. Note b. 

29) V. vom 28. Dez. 1829. $ 27 fgg. 

30) Vgl. Hinfichtlich des Altern Rechts für Katholifen V. vom 6. Sept. 
1829. $ 1, für Seraeliten oben $ 56. und V. vom 14, Mai 1816, vom 
30. Dez 1823. $ 17, Gef. vom 29. Oft. 1833. $ 1 und $ 8. 

31) Inwiefern im Ausland oder von Ausländern eingegangene Verlöbniſſe 
nah kurheſſiſchem Mecht zu beurteilen feien, it nach den allgemeinen Grund- 
fäßen von der Kollifion der Statuten zu enticheiden. 

32) Die Eheanzeige bei einem unzuftändigen Gericht ift wirfungslos, D. 
A. ©. Erf. 1831. in S. Meyer g. Bunte. 

33) Bol. Pfeiffer III. 169. 

34) Min. Reſkr. vom 8. Jan. 1744 (N. ©. II. 238). B. vom 28. Dez. 
1829. $ 34. 

35) O. N. ©. Erf. bei Henkel S. 41, Strippelmann V. 64. 
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$ 9. 
2) Borausfeßungen. 


Die Vorausjeßungen, unter welchen die Cheanzeige zuläffig 
iſt ), find nad) heutigem Recht gleichmäßig für alle Inländer ohne 
Unterjchied des Standes und der Konfejjion beftimmt. Auch von 
Schriftfäffigen müſſen die nad Alterm Necht nur für Amtsſäſſige 
vorgejchriebenen Erfordernifje beigebracht und nachgewieſen werben?). 
Die aus der Verfchiedenheit des Glaubensbefenntniffes abgeleiteten 
Ehehinderniſſe Haben hinfichtlic Der bürgerlichen Ehe Feine Geltung), 
und das Gejeß vom 29. Dftober 1848 enthält, wenn auch nicht 
ausdrüdlich, Doc ftillichweigend die Beftimmung, daß bei der 
Cheanzeige Feinerlei auf das Glaubensbekenntniß bezügliche Er— 
fordernifje zu wahren feien; letztere Beftimmung befteht in Anfehung 
der Eheanzeige noch jetzt in Wirkfamfeit +), wenn gleich in An— 
fehung der Ehefchließung in Folge der Abjchaffung der bürgerlichen 
Ehe für die Angehörigen der anerkannten chriftlichen Kirchen die 
aus der Verfchiedenheit des Glaubensbekenntniſſes abgeleiteten 
Ehehindernifje ihre frühere Bedeutung wiedererlangt haben und von 
der geiftlihen Behörde nach Maßgabe des Rechts der betreffenden 
Kirche zu prüfen find. Ausländer, welche in Kurheſſen zur Ehe: 
anzeige fchreiten wollen, haben den inländijchen Gefegen Genüge 
zu leiften 5); Letztere enthalten hinfichtlic einzelner Erforderniſſe 
für Ausländer andere Beftimmungen, ald für Inländer®). Die 
gejeglichen Vorausſetzungen der Cheanzeige find: 

1) Das Heirathsalter. Der Bräutigam muß das zweiund— 
zwanzigfte, die Braut das achtzehnte Lebensjahr zurücigelegt oder 


1) Eine Zufammenjtellung der Erfordernifje der Eheanzeige findet fich bei 
Pfeiffer K. R. $ 223 fgg., Wagner ©. 3. $ 1070 fgg., Klauhold Rechtsb. 
©. 95, und in der zum Anfchlag im Gerichtslofal beftimmten Anlage B. der 
Zuftiz-Minift.-Inftruftion vom 6. Ian. 1849 über die Ausführung der im Gef. 
vom 29. Dft. 1848 enthaltenen Beſtimmungen über die bürgerliche Ehe. 

2) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 14. 

3) Daf. $ 10. 

4) Vgl. die Motivirung des Min. Beil. vom 24. Mai 1855 bei Heufer 
Ann. II. 514 und oben $ 91. 

5) V. vom 28. Dex. 1829. 8 32. 

6) Bol. unten Nr. 6, 8, 9, 10. 
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Dispenjation erlangt haben, welche die Provinzial-Regierung zu 
ertheilen ermächtigt ift 7). 

2) Unanwendbarfeit der Gheverbote wegen Berwandichaft, 
Schwägerſchaft und ähnlicher Verhältniſſe. Dieje Verbote beruhen 
theild auf dem römischen und kanoniſchen Recht, theils auf der 
heſſiſchen Geſetzgebung 8), welche auf die übrigen Gebietstheile 
ausgedehnt worden ift?). Das heifiiche Recht bejtättgt Die mofat- 
chen Gheverbote, indem e8 die Che in allen Graden verbietet, 
innerhalb deren das moſaiſche Necht Eheverbote für einzelne Fälle 
enthält *°), bejchränft die Eheverbote des Fanonijchen Rechts auf 
den zweiten und dritten Grad der Berwandtjchaft und Schwäger: 
Ichaft in gleicher und ungleicyer Seitenlinie!?) und läßt das im 
römischen Necht begründete Verbot der Che zwilchen Geitenver- 
wandten, von denen ein Theil unmittelbar unter dem gemeinjamen 
Stammvater fteht ?), ftillfchweigend fortbeitehn. Die Ehe zwijchen 
Verwandten ift hiernach ohne Unterjchied Der ehelichen und unehe— 
lichen Verwandtſchaft in der geraden Yinie ohne Bejchränfung, in 
der Seitenlinie dagegen dergeftalt verboten, Daß ohne Unterjchied 
zwijchen vollbürtigen und halbbürtigen Gejchwiftern und Gejchwifter- 


7) 3. vom 6. Febr. 1822, von 4. Jan. 1832, 

8) Ref. O. vom 1. Aug. 1572. $ 10 (2. ©. I. 365) und von 1656, XI. 
$ 1 bis 4. 

9) Bol. für Schaumburg Min. Neffe. vom 20. Nov. 1676 (N. ©. I. 114), 
für Hanau E. G. R. P. vom 11. Juli 1815 und Reg. A. vom 14. Sept. 
1815, für die übrigen Landestheile außer Fulda Reg. A. vom 30. März 1821 
(8. ©. 1821. ©. 12). 

1090) Vgl. die tabellarifhe Zufammenftellung der in 3. Mof. 18, 6 fgg. und 
in Ref. DO. 1656. XI. $ 2. verbotenen Fälle bei (Engelhard) Verſuch über den 
wahren Begriff der Ehe ©. 87, 

11) Ref. DO. 1656. XI. $ 4. Die Beltimmung diefes Gefeßes, daß „der 
zweyte und dritte Gradt der Blutfreundfchaft und Schwägerſchaft“ verboten fei, 
bat man dahin verftanden, daß hierdurch blos für den Fall ber ungleichen 
Seitenlinie, wo ein Theil im dritten, der andere im zweiten Grade ftehe, eine 
Beftimmung gegeben, folglich in der gleichen Seitenlinie die Ehe nur im zweiten 
Grade (unter Gefchwifterfindern) verboten, im dritten Grade dagegen (unter 
Andergefchwifterfindern) ohne Dispenfation erlaubt ſei; Engelhard a. a. D. 
©. 67, 96. Dieje Auslegung ift aber unguläffig wegen der hinzugefügten Worte 
„beyds in gleicher und ungleicher Linien“; daher nimmt Pfeiffer K. NR. $ 248 
und 252. mit Recht an, daß auch im dritten Grade gleicher Seitenlinie das 
Eheverbot beitebe. 

12) Der Fall des fogen. respectus parentelae, 1. 39. de ritu nupt. (23, 2). 
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findern erft im vierten Grabe der gleichen, im vierten und zweiten 
Grade der ungleichen Seitenlinie nad) Fanonijcher Berechnung die 
Heirath ohne Dispenfation erlaubt iſt; Adoptivverwandtſchaft 
hindert die Ehe nur unter den im römijchen Recht beftimmten 
Borausfegungen °), das Verhältniß zwiſchen Pathen und Täufling 
(jog. geiftliche Verwandtichaft) überhaupt nicht!*). Die Schwäger: 
jchaft giebt ein Ehehinderniß injofern ab, als ein Chegatte mit 
denjenigen Blut3verwandten des andern Ehegatten, bezüglich deren 
für Letzteren felbft ein Eheverbot befteht, nicht zur Ehe jchreiten 
darf, nachdem die Ehe deſſelben durch Scheidung !5) oder Tod 1°) 
desjenigen Theil3, deſſen Verheirathung das Schwägerfchaftsver- 
hältniß begründete, gelöft worden ift. Außer dem Falle der Ver— 
wandtichaft und Schwägerjchaft it Die Ehe unzuläjfig zwilchen 
zugebrachten Kindern der Ehegatten!?), zwilchen einem Verlobten 
und den Ajzendenten, Dejzendenten oder Gejchwiftern Des ver- 
ftorbenen andern Verlobten !®) und zwijchen einem Chegatten und 
denjenigen Verjchwägerten des andern Chegatten, welche, wie 
Schwiegerfinder oder Stieffinder des Legtern, zu Erfterem in einem 
dem Berhältniß der Kinder zu den Eltern ähnlichen Reſpektsverhältniß 
“ ftehen °). Die Eheverbote wegen Verwandtichaft, Schwägerjchaft 


— a — — — 


13) Vgl. darüber Eichhorn K. R. II. 419. Pfeiffer K. R. $ 257. 

14) Engelhard ©. 63, Pfeiffer $ 257. Strippelmann VII. 679. 

15) Ueber die Unzuläffigfeit der Heirat eines gejchiedenen Chegatten mit 
ben von dem andern nach der Ehejcheidung mit einer dritten Perfon erzeugten 
Kindern vgl. 1. 12. $ 3. de ritu nupt. (23, 2), Pfeiffer K. R. $ 256. 

16) Heufer Rechtsf. IV. 382, V. 395, 398. 

17) E. ©. R. P. vom 16. Mai 1806 (2. DO. VIIL. 272). Han. Reg. A. 
vom 30. Mai 1806 (Keriting 793). Min. A. vom 8. Febr. 1822. Nr. 4. 

18) In Betreff der nad proteftantiichem Kirchenrecht beftrittenen Frage, ob 
das Berbot dem römifchen Rechte gemäß (1. 12. $ 1. 2. de ritu nupt. (23, 2), 
1. 6. $ 1. de grad. (38, 10), auf Wizendenten und Defzendenten des andern 
Verlobten zu befchränfen oder in Uebereinftimmung mit dem Fatholifchen Kirchen: 
recht (Conc. Trid, sess. 24. c. 3. de ref. matr.) auf deſſen Gejchwilter aus: 
zubehnen fei, hat die heſſiſche Praxis nah Pfeiffer K. N. $ 256. jih für die 
legtere Anficht entjchieden. Für die gegentheilige Anſicht Solmf. 2. ©. II. 19. 
$ 24 bis 28. 

19) Zufolge der von Pfeiffer 8. R. $ 254. bezeugten, dem Grundfaß der 
l. 42. pr. de ritu nupt. (23, 2) folgenden Koniiltorialpraris. Ueber bedenkliche 
weitere Anwendungen diejes Grundjages vgl. Pfeiffer K. R. $ 255. Nr. 2. 
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oder eines ähnlichen Verhältniſſes erfcheinen gegenwärtig als ein 
Theil des bürgerlichen Rechts und Die Befugniß, davon zu Dispenfiren, 
als ein Ausfluß der Hoheitsrechte?0), unbejchadet der fortwährenden 
Gültigkeit der Firchenrechtlichen Cheverbote für den Umfang der 
betreffenden Kirche und der Befugniß der Kirchenbehörben zur Er- 
theilung der Firchlichen Dispenfation zu Firchlichen Zwecken. Bei 
der gerichtlichen Eheanzeige ift ohne Unterſchied des Glaubens: 
befenntnifje® die von der Provinzial-Regierung ??) zu ertheilende 
ftaatlicye Dispenjation erforderlich, woneben es bei Proteftanten einer 
firchlichen Dispenfation nicht bedarf, während Die bei Katholiken 
für erforderlich erachtete Firchliche Dispenfation nicht dem Gerichte, 
fondern blos dem Pfarrer nachzumeijen ift??). Unzuläffig ift die 
Dispenfation vom Verbot der Ehe mit Afzendenten, Defzendenten, 
Gejhwiltern und mit DVerjchwägerten der auf- und abfteigenden 
geraden Linie; in den übrigen Fällen ift Dispenfation zuläffig, 
auch wenn biefelben unter den mojaischen oder unter den nach 
heſſiſchem Rechte den mojaischen gleichgeitellten Eheverboten be- 
griffen find ?3), 

3) Lediger Stand. Nicht blos eine beftehende Che, jondern 
auch ein öffentliches, auf rechtögültige Weiſe nicht aufgelöftes Ver- 
löbniß 20) hindert eine anderweite Eheanzeige. Im Falle der Ver- 
chollenheit gewährt nur die Eheſcheidung wegen Defertion, nicht 
die Todeserflärung 25) dem zurüdgelajjenen Ehegatten die Mög— 
lichkeit einer Wiederverheirathung. 

4) Befeitigung der aus einer früheren Che entjpringenden 
Ehehindernifje. a) Iſt dieſelbe Durch den Tod gelöft, jo Darf ber 


20) Diefe Auffaffung ergiebt fih aus Marb. Reg. N. vom 22. Sept. 1804. 
(N. ©. IV. 447), Min. A. vom 8. Febr. 1822, Gef. vom 29. Dft. 1848. $ 11. 

21) V. vom 4. Jan. 1832. Nr. 4. 

22) ®. vom 28. Dez. 1829. $ 27. Nr. 5. 

23) Pfeiffer K. R. $ 247 bis 260. Auch in Fällen, welche unter den 
mofaifchen Eheverboten begriffen und in Ref. O. 1656. XL. $ 1 und 2. als 
„allerdings verbotten” den in $ 4. aufgeführten bispenfabeln Fällen entgegen- 
gejegt find, wird Dispenfation erteilt; jo zur Ehe des Oheims mit der Nichte 
und des Wittwers mit der Schwägerin, vgl. Ref. D. a. a. O. $ 2. Nr. 13 
bis 16, 37 bis 40, 23, 24, 31, 32 mit Pfeiffer $ 249, 252. Dec. Cass. 
I. 29. 

24) Vgl. unten $ 93 und 94. 

25) Vgl. oben $ 43. Note 32. 
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überlebende Chegattte erft nach Ablauf der Trauerzeit, welche für 
den Wittwer ein halbes Jahr, für die Wittwe ein Jahr. dauert 2®), 
zur zweiten Che ſchreiten. Dispenjation von der Trauerzeit er: 
theilt Die Provinzialvegierung 2”). b) Sit die frühere Che durch 
Scheidung getrennt, jo tft nur der im gerichtlichen Scheidungser- 
fenntniß für den jchuldigen Theil erklärte Ehegatte an der Wieder: 
verheirathung gehindert. Diejer it, auch wenn das Scheidungs- 
erfenntniß das Verbot der Wiederverheirathung gar nicht ?°) oder 
nur binfichtlich einer bejtimmten Perjon?®) enthält, ohne landes- 
herrliche Dispenjation, deren Vorbereitung zum Geſchäftskreis des 
Juſtiz-Miniſteriums gehört? 9), jelbft nad) dev Wiederverheirathung®!) 
oder dem Tode ®?) des unjchuldigen Theild zu Feiner Eheanzeige 
zuznlaſſen. c) Ein Chegatte, weldyer die Che gebrochen, darf nach 
Auflöjung derjelben Durch Scheidung oder Tod des andern Ehe 
gatten die Perſon nicht heirathen, mit der er Die Che gebrochen 33); 


26) Min. A. vom 8. Febr. 1822. DB. vom 28. Dez. 1829. $ 30. Wenn 
bie Wittwe unter Umgehung diefer VBorfchriften innerhalb der Trauerzeit zur 
weitern Ehe jchreitet, jo finden die im römijchen Recht beftimmten Bermögens- 
firafen Feine Anwendung, weil durch c. 4, 5. X. de secund. nupt. (4, 21) 
nicht blos die Infamie, fondern auch diefe Strafen aufgehoben erſcheinen; vgl. 
auch Nef. D. 1656. X. $ 8. und Strippelmann V. 221. Dagegen leiden dies 
jelben bei außereheliher Schwängerung der Wittwe noch jetzt Anwendung, 
O. A. ©. Erf. bei Strippelmann V. 226. 

27) B. vom 4. Jan. 1832. 1. 4. DBgl. G. R. B. vom 13. Dez. 1814 
(N. ©. IV. 473). 

28) D. A. ©. Erf. 1838 bei Strippelmann Eheſch. ©. 332. 

29) 3. B. wenn nur die Ehe mit der Ehebrecherin im Erfenntniß unter: 
jagt ift, wie in dem Rechtsfall Nr. 1. bei Strippelmann Eheſch. S. 331. 

30) ®. vom 29. Juni 1821. $ 22. Nr. 4. Früher dispenfirten die Kon— 
fiftorien, Pfeiffer 8. R. F 272, Dec. Cass. II. 210. 

31) So wurde gegen Pfeiffer K. R. $ 272. vom D. ©. zu Hanau, 
Ehefrau Herbft betr., angenommen und demgemäß durch landesherrlichen Beſchluß 
vom 21. November 1843 Dispenfation ertheilt. 

32) Pfeiffer 8. R. $ 272. Strippelmann Eheſch. S. 330, 

33) Die Konſiſtorialpraxis folgte in Heſſen dem römiſchen Rechte, 1. 11. 
$ 11, 1. 40. ad leg. Jul. de adult. (48, 5), nov. 134. c. 12, nicht dem 
fanonijchen Recht, welches das Verbot auf den Fall des Gheverjprechens während 
ber Ehe und der Lebensnachftellung beihränft, c. 3. C. 31. q. 1, c. 6,7. X. 


de eo qui duxit (4, 7), Pfeiffer 8. R. $ 272. Bol. Strippelmann V. 460 
und Eheſch. ©. 331. , 
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dies Verbot greift auch dann Plab, wenn die Che aus einem andern 
Grunde, als wegen des Ehebruchs, gejchteden, Letzterer aber durch 
ein gerichtliches Straferfenntniß in Gewißheit gejegt ift?*). 

5) Ordnung der Vermögensverhältnifje vorhandener minder: 
jähriger Kinder. Weder der Wittwer noch die Wittwe ift eher zur 
Eheanzeige zuzulaljen, ald nachdem das vorjcehriftsmäßige Inventar 
über das Vermögen der minderjährigen Kinder früherer Ehe errichtet 
ift35), Führt die Mutter Die Vormundjchaft, jo iſt fie erft dann 
zur Anzeige der zweiten oder weitern Che zuzulafien, wenn an 
ihrer Stelle ein anderer Vormund beftellt worden tft. Dieſe Vor: 
jchriften Teiden auch auf die Mutter unehelicher Kinder Anwendung, 
wenn nicht deren Legitimation durch Die beabfichtigte Heirath 
bewirkt wird. 

6) Einwilligung des Vaters oder Vormunds bei Minder 
jährigen. Die Beftimmungen des römijchen Rechts, wonach Haus: 
finder, mochten fie volljährig oder minderjährig fein, ohne Ein- 
willigung des Vaters eine rechtsgültige Ehe nicht eingehen Fonntens®), 
Dagegen die nicht unter väterlicher Gewalt ſtehenden Kinder, fofern fie 
die Jahre der Pubertät erreicht hatten, der Einwilligung des Kurator 
zur Verheirathung nicht bedurften®?), Fommen nicht mehr zur 
Anwendung. Die von der Landesgefeßgebung in ebereinftimmung 
mit den deutſchen Reichögefeßen angenommene Nothwendigfeit der 
Bevormundung bei allen Minderjährigen und Die Daraus abgeleitete 
Gleichſtellung der Minorennen mit den Pupillen hinſichtlich Der 
Beſchränkung der Handlungsfähigkeit 3°) führte zu dem Grundfaße, 
daß die Minderjährigen, weldye nicht unter väterlicher Gewalt 
ftehn, der Einwilligung des Vormunds zur Berheirathung bedürfens®), 
Sodann ergiebt fi) aus der heutigen Auffafjung der väterlichen 
Gewalt*) die Folgerung, daß nur bei minderjährigen Hausfindern 


34) Beil. des O. ©. zu Kaſſel 1846. Rohde betr. 

35) Vgl. unten $. 122. 

36) pr. $. 12. J. de nupt. (1, 10). 

37) }. 20. de ritu nupt. (23, 2), 1. 8. Cod. de nupt. (5, 4). 

38) Vgl. oben $ 45. 

39) Anerfannt in V. vom 28. März 1423 (2. DO. I. 9), Ref. O. 1656. 
X. 8 2, 8 5, &ift vom 8. Jan. 1723. $ 2, Han. Hofg. O. XI. $ 210, 2. 
vom 28. Dez. 1829. $ 27. Nr. 2. 

40) Vgl. unten Bud I. Kap. 3. 
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die Einwilligung des Vaterd als natürlichen Vormundes megen 
der auf ihrem Alter beruhenden Beſchränkung der Handlungsfähig- 
feit, Dagegen bei volljährigen Haugfindern wegen der allen Kindern 
ohne Unterjchied des Alters obliegenden Pflicht der Chrerbietung 
gegen die Eltern zur Verheirathung erforderlich iſts ). Wird Die 
Einwilligung bei Minderjährigen ohne genügenden Grund verjagt, 
jo ift die Oberpormundjchaftsbehörde berechtigt, durch Ergänzung 
des von dem Vormunde verweigerten Heirathskonſenſes2) oder 
durch Beftellung eines Kuratord zum Zwede der Anftellung einer 
Klage gegen den Vater auf Ertheilung des. von ihm vermweigerten 
Konjenjes das Intereſſe der Minderjährigen zu wahren. 

7) Einwilligung der Eltern. Das furheffiiche Necht?3) fordert 
die Einwilligung der beiden leiblichen Eltern und derjenigen, welche 
vermöge eines Rechtsakts, insbeſondere Adoption oder Legitimation, 
die Rechte der Eltern erlangt haben +*). Die Pflicht der Kinder, 
den elterlichen Heirathskonſens einzuholen, wird nicht aus der 
väterlichen Gewalt, ſondern aus der Pflicht der findlichen Ehrer— 
bietung gegen Die Eltern abgeleitet*°). Daher ift auch der Konjeng 
der ehelichen oder unehelichen Mutter und der Konſens des Vaters 
auch nad) Beendigung der väterlichen Gewalt, mithin ungeachtet 


41) Die Erheblichkeit diefer Unterfcheidung zeigt fich bei den Wirkungen 
des mangelnden Konjenfes, vgl. unten $ 99, und bei der Frage von der Zus 
läfligfeit einer Dispenfation von dem väterlichen Heirathskonſens. 

42) DB. vom 28. Dez. 1816. $ 73. Nr. 2 (©. ©. 1816. ©. 149). Aus 
V. vom 28. Dez. 1829. $ 27. Nr. 2. kann nicht gefolgert werden, daß gegen 
den Vormund wie gegen die Eltern eine im Wege der ftreitigen Gerichtsbarfeit 
zu erledigende Klage auf Ergänzung des Heirathsfonfenfes ftattfinde, da dieſe 
Vorjchrift von den Worten „oder bei unbegründeter Weigerung“ an nur auf die 
elterlihe Einwilligung bezogen werden fann. 

43) Vgl. die oben Note 39 angeff. Stellen und Ref. D. 1526. $ 12. 
(8. ©. I. 52). 

44) Andere fordern aud den Konfens der Großeltern, wenn die Eltern 
tobt find, Engelhard ©. 164, Pfeiffer F 231. Note a, der Stiefeltern, Engel- 
bard ©. 168. Allein der in den Geſetzen gebrauchte Ausdruck „welche an 
‚Eltern ftatt find” deutet auf ſolche Perfonen, welche durch Fiktion den Eltern 
gleichftehen. Durch die heſſiſche Gefeggebung ift Schaumb. Pol. DO. IV, welde 
auch den Konjens der „Pflegeväter” verlangt, abgeändert. 

45) Vgl. über diefe Auffafjung Ref. O. 1656. X. $ 1. vgl. mit 5. Mof. 
5, 16. Engelhard ©. 159, Pfeiffer K. R. $ 231. 
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der Errichtung eines jelbftftändigen Haushalt und der frühern 
Ehe auch im Falle der zweiten oder weitern Verheirathung der 
Kinder einzuholen*®). Bei Minderjährigen, welche unter Vor: 
mundjchaft ftehen, ift der Konſens der Eltern neben dem des 
Bormunds erforderlich +”). Bei ehelichen Kindern it im Falle 
einer Meinungsverjchiedenheit der Eltern der Wille des Vaters 
ald des Haupts der Familie entjcheidend +®). Die elterliche Ein- 
willigung kann erjeßt werden: a) bei unbegründeter Verweigerung 
durch rechtskräftiges gerichtliches Erkenntniß““), b) bei Ver: 
hinderung der Eltern insbejondere durch Wahnfinn 5%) durd eine 
Verfügung des Gerichts, welchem Die obervormundjchaftliche Sorge 
für die Rechte der an deren Ausübung verhinderten Eltern obliegt, 
c) bei nachgewiejener Unthunlichfeit der Einziehung der Zuftimmung 
von weit entfernten oder verjchollenen Eltern durch Tandesherrliche 
Dispenfation, deren Vorbereitung zum Gejchäftsfreife des Juſtiz— 
Minifteriums gehört +), und welche auch in dem Falle, daß der 
Vater ohne Nachricht von fi) und feinem Aufenthaltsorte zu 
geben feit drei Jahren abwejend ift und Die Zuftimmung deſſelben 
im Falle der Anwejenheit unzweifelhaft wäre, erfordert wird 52), 
obgleich, das römische Necht in dieſem Falle die Berheirathung auch 
ohne den väterlichen Konſens geftattet 5%); d) bei Ausländern durch 
Beibringung einer die fehlende elterliche Ginwilligung nad) den 
Gejeßen ihres Landes erfegenden Nachweiſung““). Die Ergänzung 
des Konjenjes eines abwejenden oder verhinderten Ehegatten über: 
hebt nicht der Einholung des Konſenſes Des andern. 

46) Pfeiffer K. R. $ 231. Note h. Rechtsfall bei Pfeiffer V. 158. Der 
Konfens des unehelichen Waters ift nit nöthig. D. A. G. E. 1828 bei Strippel- 
mann VII. 123. 

47) Dec. Cass. III. 58. 

48) Pfeiffer 8. R. 8 231. Note d. Juriſt. Zeit. von Elvers und Bender 
1828. ©. 322. 

49) Bgl. unten $ 129. 

50) pr. J. de nupt. (1, 10). 1. 25. Cod. de nupt. (5, 4) „praesentibus 
tam curatoribus dementis vel furiosi, quam his, qui ex genere eorum no- 
biliores sunt“. 

51) ®. vom 29. Juni 1821. $ 22. Nr. 4. 

52) Wegen V. vom 28. Dez. 1829. $ 27. Nr. 2. O. A. ©. Gutachten 
vom 2. Mai 1832 und 3. M. Beil. vom 18. Mai 1832 bei Pfeiffer V. 164. 

53) 1. 9. $1, 1.10, 1. 11. de ritu nupt. (23, 2). 

54) V. von 28. Dez. 1829. $ 27. Nr. 2. 
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8) Befeitigung der aus einer geführten Vormundſchaft ent» 
Ipringenden Ehehinderniffe. Wenn der Vormund die Mündel zu 
heirathen oder feinen Sohn mit ihr zu verheirathen beabjichtigt, 
jo ift Die Beftellung eines andern Vormunds auszuwirken umd deſſen 
Einwilligung beizubringen 5%). Auch nad) beendigter Vormund— 
ſchaft ift Die Ehe des geweſenen Bormunds und deſſen Sohnes mit 
der Mündel, welche nicht etwa von ihrem Water für eine ſolche 
Heirath beftimmt if, erft Dann zuläffig, wenn die Frift zur Re 
ftitution gegen die Verwaltung des Vormunds abgelaufen ift>°). 

9) Heirathsfonjend bei Hofdienern, Militärperfonen und 
Givilftaatsdienern. Einen jchriftlichen Heirathskonſens habeu bei- 
zußringen: a) Hofdiener vom Landesherrn®®), Livreediener, welche 
bei anderen Gliedern des furfürftlicyen Haufes in Dienften ftehn, 
von der Dienftherrjchaft °*®). b) DOffizierd vom Landesherrn 5°), 
Unteroffiziers, Spiellente und Soldaten vom Kommando ihres 
Regiments oder Corps ®°), die bei der Militärverwaltung oder den 
Militärgerichten angeftellten Perjonen vom Landesheren, falls fie 
Mitgliedern der höchiten und höhern Behörden gleichzuachten find 
oder zum Mittelftab gehören 61), Dagegen, wenn dies nicht der Fall 
ift, von der vorgejeßten Dberbehörde. Die zur zweiten Abtheilung 
des erjten Aufgebots oder erften Abtheilung des zweiten Aufgebots 
verjegten Militärperjonen bedürfen eines Heirathskonſenſes nicht, 
find aber verpflichtet, von der beabfichtigten Verheirathung ihrem 
Regiment oder Corps Anzeige zu machen °?); Militärpflichtige find 


55) Kon. R. vom 24. März 1789 (N. ©. III. 262). 

56) l. 36, 59, 66, 67 de ritu nupt. (23, 2). tit. Cod. de interd. 
matrim, (5, 6). 

57) €. ©. R. P. vom 17. Febr. 1727 (2. ©. III. 1003). 

58) Allerh. Entihl. und I. M. B. vom 6. Dez. 1830. den Hofgärtner 
Baftard betr. Vgl. übrigens Konf. Neffe. vom 3. Nov. 1800 (N. ©. IV. 342). 

59) Mil.-Dienft-Regl. vom 15. April 1802. $ 372, Kr. Art. für die 
Offiz. vom 1. Dez. 1820. Art. 29. 

60) Mil.-Dienft-Regl. vom 15. April 1802. $ 139, 373, 374. Kriege: 
Min.-Beihl. vom 4. Jan. 1841. Bei Garmifons-Soldaten ertheilt das Brigade 
Kommando, bei Invaliden der Kommandant des Invalidenhaufes den Konjens. 

61) Nach Analogie des $ 17. des Staatsdienfigefeges vom 8. März 1831. 
Mil. Dienft-Regl. vom 15. April 1802. $ 374. Zum Mittelftab gehören 
Auditeurs und Militärärzte. 

62) Gef. vom 29. Sept. 1848. $ 9. 
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vor der Einſtellung in das Militär und Soldaten nach der Ver— 
jegung in Die zweite Abtheilung des zweiten Aufgebot3 nicht ein- 
mal Anzeige zu machen verbunden 63). ce) Givilftaatsdiener be 
dürfen des den Mitgliedern der höchften und höhern Behörden 
von dem Landesheren, den übrigen Dienern von der vorgejekten 
Oberbehörde °*), Anwälte des von dem vorgefegten Obergericht 
zu ertheilenden Konſenſes 3). Dagegen bebürfen Pfarrer, Schul 
lehrer und Kirchendiener °%), Gemeindebeamte 67), Poftbeamte 66) 
und andere nicht in Iandesherrlichen Dienften ftehende Beamte oder 
Diener °°), jowie die nur mit einem Titel oder Rang ohne Amt 
befleideten Perſonen70) eines Heirathskonſenſes nicht. 

10) Beſitz der nöthigen Subfiftenzmittel, a) Iſt der Bräutigam 
Inländer, jo hat er zufolge einer anfangs auf Amtsſäſſige be 
ſchränkten, jest auch auf Schriftjäjfige anwendbaren gefeglichen 
Beitimmung??) bei der Eheanzeige nachzumeijen, Daß er Die Mittel zur 
Erhaltung einer Familie befige. In der Regel ift Diefe Nachweifung 
zu erbringen durch eine von dem Gemeinderath der Gemeinde, in 
welcher der Bräutigam das Heimathrecht hat, ausgeftellte Erwerb: 
fähigfeitsbejcheinigung ”?) und in dem Falle, daß der Gemeinderath 


63) Nach älterm Necht anders. DB. vom 28. April 1817. $ 22, 24, auf: 
gehoben durch Gef. vom 10. Juli 1832. $ 131. 

64) G. R. B. vom 4. April 1800 und Konf. A. vom 5. Juli 1800. 

St. M. A. vom 13. Aug. 1823. St. D. ©. 1831. $ 17. 
} 65) Zufolge Kon. A. bom 5. Juli 1800 und St. M. X. vom 13. Aug. 
1823 , welche Beltimmungen weder duch V. vom 28. Dez. 1829. $ 29, noch 
durch das St. D. Gef. vom 8. März 1831. abgeändert find. Juſtiz-Min.⸗ 
Beil. vom 18. Oft. 1838. Nr. 4313. 

66) Konf. A. vom 5. Juli 1800. DB. vom 28. Dez. 1829. $ 29, 

67) Konf. A. vom 5. Juli 1800, Kon. Beichl. vom 7. April 1801 und 
G. R. B. vom 7. September 1804 (N. ©. IV. 342). 

68) Gef. vom 14. Juni 1837. $ 1. vgl. mit St. D. Gef. 1831. $ 17. 

69) V. vom 28. Dez. 1829. $ 29. Insbejondere ausländijche Beamte. 

70) Konf. A. vom 5. Juli 1800. 

71) St. M. X. vom 22. Dez. 1823. $ 2. 

72) Gem. DO. 1834. $ 63a. Durch diefe Vorſchrift ift in Betreff der 
Landgemeinden die VBorjchrift des St. M. A. vom 22. Dez. 1823, wonach die 
Beicheinigung vom Kreisamt ausgeftellt werben follte, aufgehoben, wogegen 
dabei gemäß $ 60. der Gem. D. die Beglaubigung der Unterfchrift des Orts: 
vorftandes durch die an die Stelle der Kreisämter getretenen untern Betwaltungss 
behörden erforderlich if. Min. B. vom 6. Juni 1835 (N. ©. IV. 484). Ueber 


21* 
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die Ausftellung einer folchen Bejcheinigung verfagt und auf der 
Verweigerung beharrt, nachdem auf erhobene Bejchwerde die Auf- 
fihtsbehörde für das Vorhandenfein der Erwerbfähigfeit fich aus- 
geiprochen hat, Durch eine von der gedachten Behörde ſelbſt ausge- 
ftellte Grwerbfähigfeitsbejcheinigung 3). Ausnahmsweiſe ift die 
Beibringung einer ſolchen Bejcheinigung nicht erforderli, wenn 
dem Gerichte anderweit befannt oder glaubhaft nachgewieſen iſt, 
daß der Bräutigam mit einem die Mittel zur Ernährung einer 
Familie gewährenden Vermögen, Dienft, Gewerbe oder Aderbau 
verjehen ift, Daher insbejondere nicht bei Hofdienern, Offizier, 
Militärbeamten und Givilftaatsdienern, weil der Heirathskonſens 
das Anerkenntniß zulänglicher Subfiftenzmittel enthält”*), und bei 
zünftigen Handwerfsmeiftern oder Kaufleuten, weil durch die Auf- 
nahme in die Zunft oder Kaufmannfchaft die Erwerbfähigfeit 
fonftatirt it”). Dagegen bedürfen Unteroffiziers, Spielleute und 
Soldaten der Erwerbfähigfeitsbejcheinigung, weil bei ihnen der 
Militärdienft wegen feiner vorübergehenden Dauer die Mittel zur 
beitändigen Unterhaltung einer Familie nicht gewährt ”*) und die 
vor der Ertheilung des Heirathskonſenſes zu erbringende Nachweifung 
eines Vermögens der Braut von zweihundert Thalern 7”) Die Nach— 


die bei Ausftellung der Erwerbfähigfeitsbefcheinigungen zu befolgenden Grund» 
fäße vgl. Min. Bejchlüffe vom 12. Auguft 1835 (N. ©. IV. 484) und vom 
5. Sept. 1853 bei Heufer Ann. L 54. 

73) Die Berf. und Berwaltung der Gemeinden ©. 77. Dagegen ift die 
Auffihtsbehörde nicht befugt, den Gemeinderath dazu anzuhalten, der von ihm 
auszuftellenden Befcheinigung über die Erwerbsverhältnifje eines Gemeindes 
angehörigen einen von Erſterer vorgejchriebenen Inhalt zu geben. O. A. ©. Erf. 
1839. bei Pfeiffer VI. 129. j 

74) Staatsdienern darf nur bei offenbarer Unzulänglichfeit der Mittel zur 
Ernährung einer Familie der Konfens verfagt werden. St. D. ©. $ 17. 

75) ZunftD. 1816. $ 152. Nr. 4 und 6. $ 266. 

76) Nach allerh. Beil. vom 17. Sept. 1825, Gen. Kriegs:Dep. A. vom 
23. Sept. und 8. Dft. 1825 und Kriege:Min. Beil. vom 4. Januar 1841 
foll der Heirathsfonfens Unteroffizier, Spielleuten und Soldaten nur ertheilt 
werden, wenn fie zuvor eine Grwerbfähigfeitsbefcheinigung beigebracht haben. 
Hierdurch ift die Beibringung berfelben bei der gerichtlichen Eheanzeige nicht 
ausgeſchloſſen. 

77) Gen. Kriegs-Koll. A. vom 2. Sept. 1817 (©. ©. 1817. ©. 77). Bei 
ber auf Erfudien der Militärbehörde von den Gerichten vorzunehmenden Unter- 
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weilung der nöthigen Subfiftenzmittel von Seiten des Bräutigams 
nicht erjegt. Bünftige Handwerker müfjen eine Erwerbfähigfeits- 
bejcheinigung beibringen, wenn fie als Geſellen heirathen wollen 7 ®), 
was nur ausnahmsweije bei beftimmten Handwerfen ”*) und auch 
bei diefen nur unter der Vorausſetzung geftattet ift, daß den ge 
jeglichen Vorjehriften wegen des Wandernd der Gejellen Genüge 
geleiftet oder von der Provinzial-Regiernng Dispenfation davon 
ertheilt worden ift®%). Auch auf Juden leiden Die allgemeinen 
Vorſchriften wegen Nachweiſung der Ermwerbfähigfeit Anwendung, 
und jüdiſche Nothhändler find nad) heutigem Rechte von der Er- 
Yaubniß zu heirathen nicht mehr ausgejchloffen #2). b) Iſt der 
Bräutigam Ausländer, jo ift er nicht gehalten, vor der Eheanzeige 
die Mittel zur Grnährung einer Familie nachzumweifen; dagegen 
fol er dazu nicht anders zugelafjen werden, ald wenn er eine von 
der inländifchen untern Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk Die 


ſuchung des Vermögens der Braut foll zur Vermeidung unnöthiger Eide die 
Braut zur Eidesleiftung über das Eigenthum vorgezeigter Sachen oder Gelder 
erft dann zugelaffen werden, wenn fie Beicheinigung des Regiments oder Corps 
beibringt, daß nad) bejchaffter VBermögensnachweifung der Heirathskonſens ertheilt 
werden ſolle. Zufliz Min. Beil. vom 19. März 1842. Iſt die Braut Aus- 
länderin oder befißt fie das erforderliche Vermögen nicht, jo Fann der Heiraths—⸗ 
konſens nur nach erwirfter landesherrliher Dispenfation ertheilt werden; vgl. 
bie in Note 76. angeff. Beftimmungen. 

78) St. M. A. vom 22. Juli 1826. 

79) Zunft-O. 1816. $ 70. Ein Verzeichniß diefer Handwerfe im St.M. A 
vom 22. Suli 1826, Ueber das Heirathen der Gejellen der Feuerarbeiter in 
Schmalfalden ®. vom 14. Febr. 1827. $22. Min. Beil. vom 1. Dex. 1828 
bei Wagner ©. V. $ 1085. 

80) St. M. A. vom 22. Juli 1826. DB. vom 28. Dez. 1829. $ 28. 
Nr. 4, vom 4. Jan. 1832. Nr. I. 6. Die gefeglichen Vorſchriften wegen bes 
MWanderns enthält Neg. A. vom 17. Oft. 1818. Art. 2. Die Beſchränkungen 
ber Geſellen hinfichtlich der Verheirathung fallen weg, wenn biefelben auf bie 
Gejellenrechte verzichten, was nur durch eine vor dem Oberzunftamte in Gegen- 
wart ber betreffenden Zunftmeifter abgegebene Erklärung gefchehen fann. Min. 
Beil. vom 8. März 1853 bei Heufer Ann. I. 51. 

81) Val. über das ältere Neht DB. vom 14. Mai 1816. $ 15. Nr. 2, 
Min. A. vom 24. Dez. 1821, über das heutige Recht Gef. vom 29. Oft. 1833 
$ 6 und 8. und oben $ 55. Note 53. Die durh V. vom 30. Dez. 1823. 
$ 17. vorgejchriebene Erklärung der Berwaltungsbehörbe, daß der Heirath nun- 
mehr nichts im Wege ftehe, ift gegenwärtig nicht mehr erforderlih; vgl. I. 
Min. Beil. vom 4. Aug. 1856 bei Heufer Ann. III. Of. Theil, ©. 55. 
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Trauung geſchehn ſoll, für Hinlänglich befundene Verficherung der 
zuftändigen Behörde des Staates, welchem er angehört, darüber 
beibringt, Daß er mit feiner Fünftigen Familie dahin ohne Weigerung 
wieder werde aufgenommen werben ®?), Unter jchriftlicher Zus 
flimmung der gedachten inländijchen Verwaltungsbehörde darf von 
diejer Regel bei auswärtigen Perjonen von hohem Range und bes 
kannten vortheilhaften Einkommens- oder Vermögensverhältniſſen 
eine Ausnahme gemacht werden 83). Ein Inländer, der aus dem 
kurheſſiſchen Unterthanenverbande entlaſſen ift, ohne jchon die 
Staatdangehörigkeit in einem auswärtigen Staate erlangt zu haben, 
ift auch ohne die ſonſt vorgejchriebene Zuficherung des betreffenden 
auswärtigen Staates, Daß Die Aufnahme des Fünftigen Ehepaar 
nicht verweigert werden würde, zur Cheanzeige zuzulaffen, wenn 
die vorbezeichnete inländijche Verwaltungsbehörde bejcheinigt, Daß 
mit Rückſicht auf Die beabfichtigte Auswanderung die Eheanzeige 
gejchehen könne 3%), 

11) Erwerb des Ortsbürger- oder Beifiger-Rechts. a) Iſt 
der Bräutigam Inländer, jo ift er zur Cheanzeige erft dann zuzu— 
laffen, wenn er ald Drtsbürger oder Beifiger Mitglied einer in- 
ländifhen Gemeinde geworden iſt *5). Ausgenommen find Die 
Glieder des furfürftlichen Hauſes, die kurheſſiſchen Standesherrn 
und Diejenigen Mitglieder der vormals unmittelbaren Reichsritter— 
Ihaft, der althejfiichen und ſchaumburgiſchen Nitterfchaft und des 
ftarfbegüterten Adel3 der Provinz Hanau, weldye ein jelbftitändiges 
Heimathrecht auf eignem, wegen Lehns- oder Fideikommißverbandes 
unveräußerlichem Nitter= oder Stammgut oder Burgfiß haben 8°), 
ferner Diejenigen Gemeindeangehörigen, welche überhaupt nicht, 
mithin auch nicht im Falle der Verheirathung verpflichtet find, Mit- 
glieder der Gemeinde zu werden, in welcher fie KHeimathrecht 


82) St. M. N. vom 20. November 1825. Nr.1. Vgl. Juſt. Min. Beſchl. 
vom 21. April und 5. Juli 1852, Heufer Ann. IV. Of. Theil. ©. 30. 

83) B. vom 28. Dez. 1829. $ 32. Obgleich zunädhit nur eine Vorſchrift 
für die Geiftlihen enthaltend, ift diefe Beftimmung analog auch von den Ge: 
rihten anzuwenden, zumal es darin Heißt „der Pfarrer gleich dem die Ehe 
protofollirenden Gerichte”. 

84) Min. Beichl. vom 14. Sept. 1853. bei Heufer Ann. I. 3. 

85) Gem. D. 1834, $ 20, 33, 34. 

86) Gem. DO. 1834. $ 9. vgl. mit $ 20. 
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haben, nämlich Hofdiener, im aftiven Dienft ftehende Militär- 
perjonen und Givilftantsdiener mit Ginfchluß der Geiftlichen, 
Schullehrer, der bei der Militärverwaltung und den Milttärgerichten 
angeftellten Perſonen, der penftonirten und auf Wartegeld ftehenden 
Staatödiener ®”), b) Iſt der Bräutigam Ausländer, fo darf er, 
jofern er nicht Die Aufnahme in den kurheſſiſchen Unterthanenver- 
band und eine inländifche Gemeinde nachweift, nicht eher zur Ehe— 
anzeige zugelafjen werben, bis er durch Die unter Nr. 10b bezeichnete 
Beicheinigung das ihm und feiner Fünftigen Familie in einer aus— 
ländifchen Gemeinde zuftehende Heimathrecht darlegt. 

12) Zahlung a) der Trauungsfteuer®®), b) der zur Gemeinde: 
falle beim Einzug Auswärtiger oder bei der Aufnahme Gemeinde 
angehöriger als Ortsbürger oder Beiſitzer zu entrichtenden Einzugs-, 
Ortsbürger- oder Beijigergelder 8%), c) der beim Erwerb des 
Meifterrecht3 an die Zunft zu entrichtenden Meifter- oder Zunft: 


87) Gem. D. 1834. $ 20. Gef. vom 1. Dez. 1853. $ 1. Min. B. vom 
9. Der. 1853 in der offig. Ausg. der Gem. O. 1854. ©, 185. In Betreff 
der Anwälte, Poftbeamten und Aerzte (mit Ausnahme der Medizinalbeamten) 
ift die in der Gem. D. begründete Verpflichtung, vor der Berheirathung Ge: 
meindemitglieder zu werden, durch die in $ 1. Gef. vom 1. Dez. 1853 ausge- 
fprochene Beichränfung des Nechts, Ortsbürger zu werden, nicht aufgehoben. 

88) B. vom 22. Dez. 1824. Min. B. vom 15. Dft. 1853. bei Heufer 
Ann. I. 57. Die Zahlung geichieht an die Menterei, in deren Bezirf die Ehe 
gefchlofjen werden joll, Min. U. vom 4. Aug. 1849. $1 (G. ©. 1849 ©. 99), 

89) Vgl. über Ginzugsgeld Gem. D. $ 23, über Bürgergeld daſ. $ 31, 
über Beifigergeld Min. Beil. vom 29. Mai 1841 in der offiz. Ausgabe der 
Gem. D. 1854. ©. 51. Die Pflicht der Gerichte, vor der Eheanzeige auf 
Nachweifung der Zahlung der zur Gemeindefafle zu zahlenden Gelder zu bes 
ſtehen, wird nad) dem Gerichtsgebrauche, welcher in V. vom 28. Dez. 1829. 
$ 28. Nr. 3. Unterftügung findet, aus B. vom 6. Juni 1738. $ 13. abgeleitet, 
obgleich diefe Beftimmung, wie der Gingang der Berordnung und Kam. U. 
vom 14. Dez. 1784 (2. D. VI. 1176) ergiebt, blos auf die an die Landesherr- 
haft zu entrichtenden Ginzugs-, Bürger-, Beifiger- und Zunftgelder fich ber 
zieht, welche durch Gef. vom 13. April 1848 aufgehoben worden find. Durch 
legteres Gejeb haben die in Reg. A. vom 22. Febr. 1794 und B. vom 24. Juni 
1797 enthaltenen Beftimmungen über die fubfidiäre Haftung der Beamten für 
den durch Nichtbeobadhtung obiger Vorfchrift der Staatskaffe erwachſenden Schaden 
ihren Gegenftand verloten. In Betreff der bei dem Ginzuge zu zahlenden 
ftandes- oder grund= oder gerichtsherrlichen Abgaben, infoweit ſolche noch fort- 
beftehn follten, ift den Gerichten nicht zur Pflicht gemacht, ſich vor der Eher 
anzeige deren Zahlung nachweilen zu lajjen. 
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gelder?°). Die Entrichtung von Konſensgeldern bei der Verheirathung 
von Militärperfonen findet nicht mehr ftatt 1). 

Die Erforderniffe der Eheanzeige find von den Verlobten in 
der Regel durch Beicheinigungen nachzumeifen, welche ihrem mejent- 
lichen Inhalte nach im Gheprotofoll zu erwähnen, jodann aber 
unter Zurüdbehaltung von Abjchriften der beigebrachten Duittungen 
über bezahlte Bürger-, Beiliger-, Einzugs- und Zunftgelder zurüd- 
zugeben find®2) Ueberflüſſig ift Die Bejcheinigung folcher Umftände, 
welche ohnedies gerichtöbefannt find, jei e8 in Folge des Augen: 
jcheing 3), der MNotorietät oder vorhandener Gerichtsaften; in 
diefem Falle ift im Eheprotokoll anzuführen, daß und wodurch die 
fraglichen Umftände dem Gericht: befannt find. Hinfichtlich der 
Form der beizubringenden Bejcheinigungen beftehn folgende Vor- 
Schriften: 1) Das Heirathsalter und der Tod der Eltern der 
Verlobten ift, wo dieſe Umftände nicht gerichtsbefannt find, durch 
Auszüge aus den in $ 43. bezeichneten Büchern nachzumeijen **). 
2) Verfichern die Verlobten, nicht verwandt oder verfchwägert zu 
fein, jo hat das Gericht in der Regel, ohne zu einer weitern Er- 
fundigung verpflichtet zu fein, mit Rüdficht auf die dem Pfarrer 
vor der Trauung unter Benußung der Kirchenbücher obliegende 
Unterfuhung fih mit der BVerficherung der Verlobten und der 
anmejenden Eltern oder Vormünder zu begnügen und Beibringung 
einer Stammtafel nur bei obwaltendem Verdachte der Verjchweigung 
eines die Ehe hindernden Berhältnifjes zu fordern ?5), 3) Verfichern 


90) Zunft-D. 1816. $ 23, $ 166. Meg. A. vom 17. Oft. 1818. Art. 3. 
DB. vom 6. Juni 1738. $ 13, vom 28. Dez. 1829. $ 28. Nr. 4. Gef. vom 
13. April 1848. Vgl. vorige Note. 

91) Die Konfensgelder , worüber Pfeiffer K. R. $ 237. DB. vom 28. Dez. 
1829. $ 29 zu vgl., find unter landftändifcher Zuftimmung durch allerh. Beichl. 
vom 7. April 1849 aufgehoben. 

92) D. ©. A. vom 49. Jan. 1855 bei Heufer Ann. I. 262, 

93) 3. B. das VBorhandenfein des Heirathsalters, I. M. B. vom 16. 
September 1851. Nr. 5350, 

94) Zufolge des in voriger Note angef. Min. Beichluffes. 

95) Edift vom 18. Febr. 1724. $ 8. und Han. Hofg. O. XI. $ 213. legt 
zwar den Beamten die Pflicht auf, Erfundigung einzuziehn; der Gerichtsgebrauch 
beichränft dies aber auf den Fall obwaltenden Verdacht, vgl. Kopp Handb. III. 167, 
Pfeiffer K. N. S 193, Komm. des D. ©. zu Kaffel an das Konfiftorium da: 
velbft vom 2. Mai und 20. Yuli 1826 und mehrfach. 


$ 92, Cheanzeige. 329 


die Verlobten, ledigen Standes zu fein, jo hat das Gericht, ohne 
die Befcheinigung deſſelben und insbejondere die Ableiftung des 
Eides des ledigen Standes zu fordern, fich mit der Verficherung 
der Verlobten und der anmejenden Eltern oder Vormünder zu 
begnügen, indem das auf die Eheanzeige folgende öffentliche Auf- 
gebot eine weitere Bejcheinigung überflüjfig madht?*)., A) Die 
Eltern und Vormünder jolleu ihre Einwilligung bei Aufnahme des 
Eheprotofoll3 in Perjon 9”) oder durch Spezialbevollmächtigte 5) 
erklären; nur ausnahmsweiſe ift in Fällen, wo diefelben am perföns 
lichen Erjcheinen vor Gericht durch Alter, Krankheit oder ähnliche 
Urſachen gehindert find und die Verhinderung dem Gerichte Durch 
eine Bejcheinigung nachgewiefen wird ®%), Die fchriftliche Bei— 
bringung der Einwilligung zuläffig, welche nicht blos durch eine 
gerichtliche, fondern auch durch eine pfarramtliche Urkunde, inhaltlich 
deren die Einwilligung in Die Heirath vor dem zuftändigen Pfarrer 
erklärt worden ift, genügend nachgewiejen wird!°°), 5) Hinfichtlich 
der Gelder, deren Zahlung bei der Eheanzeige dem Gerichte nach— 
gewiefen werden muß, kann die Quittung des zur Erhebung be 
fugten Kafjenbeamten weder durch Depofition des zu entrichtenden 
Betrag 102), noch durch DVorzeigung des Bürgerbriefs oder 
Meifterbrief3?02) erſetzt werden. 6) Um zu entſcheiden, welche 
geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung kommen, muß das Gericht 
im Falle nicht unzweifelhafter Kundbarkeit ſich Nachweiſung darüber 
verſchaffen, ob die zur Eheanzeige erſcheinenden Perſonen Inländer 
oder Ausländer find !0%), 


96) Daß der Eid des ledigen Standes nicht ſchon bei der Eheanzeige zu 
fordern ift, ergiebt fi daraus, daß derjelbe „loco proclamationis* ftattfindet, 
G. R. B. vom 10. Oft. 1749 (N. ©. II. 28); vgl. unten $ 95. 

97) Edikt vom 8. Jan. 1723. $ 2, vom 18. Febr. 1724. $ 6, $ 11. 
Han. Hofg. D. XI. $ 210. 

98) Nach Analogie des $ 13. Gel. vom 29. Okt. 1848. 

99) Bol. Reifripte des D. ©. zu Kaflel für Fritzlar vom 17. Juli 1833, 
für Biihhaufen vom 27. Nov. 1840, für Borken vom 29. April 1843 u. ſ. w. 

100) Pfeiffer K. R. $ 192. Note b. Min. Beil. vom 4. Nov. 1853, 
bei Heufer Ann. I. 56. 

101) Reſtr. des DO. ©. zu Marburg vom 3. Oft. 1838. bei Henfel ©. 308. 

102) Bil. Neffr. des D. ©. zu Kaffel vom 28. Jan. 1834 für Spangenberg. 

103) Juſtiz-Min.Beſchl. vom 17. Sept. 1839. Nr. 4893. 
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$ 9. 
3) Wirfungen. 


Die Wirkungen des in der Cheanzeige enthaltenen Chever: 
löbniſſes find folgende: 

1) Jedem der Verlobten fteht ein klagbarer Anſpruch auf 
Vollziehung der Heirath zu. Die Zuläffigfeit dieſer im römijchen 
Recht”) nicht begründeten und von dem Fanonijchen Recht?) 
wenigftens nicht ausdrüdlich eingeführten Klage unterliegt nad) 
heſſiſchem Recht?) feinem Zweifel. Der Anftellung der auf Voll: 
ziehung des Verlöbnifjes gerichteten Klage muß der Verjuch einer 
gütlichen Bereinigung durch eine geiftliche Behörde vorausgehn, 
jofern die Verlobten einer der anerkannten chriftlichen Kirchen an— 
gehören #); der Güteverfuch wird in Gegenwart von zwei Slirchen- 
ältejten (Altarsleuten), wo ſolche nad) der Firchlichen Verfaſſung 
vorhanden find, mit den zu perjönlichem Erſcheinen verpflichteten 
Verlobten angeftellt, und, wenn derjelbe erfolglos bleibt, derjenigen 
Partei, welche Klage erheben will, eine beglaubigte Abjchrift des 
Protokolls ertheilt, welches fie zur Anftellung der Klage bei dem 
Gericht legitimirt®). Bei Angehörigen anderer Slaubensbefenntnifje 
befteht dieſes Erforderniß nicht 6). Auf Die erhobene Klage erfolgt, 
wenn dem verflagten Theile nicht rechtmäßige Gründe der Ver— 
mweigerung der Ehe zur Seite ftehn”), die DVerurtheilung zur 
Ehelihung. Zur Vollziehung dieſer Verurtheilung finden zwar Die 
im Ezefutionsverfahren zuläjfigen indirekten Zwangsmittel, namentlich 
Strafen Anwendung 8); dagegen ift direkter Zwang, insbejondere 


1) 1. 1. Cod. de sponsal. (5, 1). 

2) c. 10, 17, 22. X. de sponsal. (4, 1) erflären nur die kirchliche Genfur 
gegen den fäumigen Verlobten anwendbar. 

3) Ref. DO. 1656. X. $ 5,6. Konſ. O. 1657. XV. $ 1. Solmf. V. 
vom 1. Nov. 1583. $ 17, 

4) DB. vom 6. Sept. 1829. $ 1. Gef. vom 18. Sept. 1834. $ 3. V. 
vom 13. April 1853. 8 2. 

5) V. vom 20. Mai 1835. $ 3. 

6) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 25. 

7) Ueber diefe Gründe vgl. $ 94. 

8) (Engelhard) Bon dem wahren Begriff der Ehe ©. 131. und Pfeiffer 
K. R. $ 203. halten gelinde Zwangsmittel für zulälfig. 
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die Zwangstrauung, nach dem Gerichtägebrauche unftatthaft?). Im 
Falle beharrlicher Verweigerung der Eingehung der Che ungeachtet 
rechtöfräftiger Verurtheilung und angemwendeter Zwangsmittel löſt 
fih das Recht des Flagenden Verlobten in den Anfpruch auf 
Trennung des Verlöbniſſes und Entſchädigung auf. 

2) Yedem der Verlobten fteht nach dem Gerichtsgebrauche ein 
klagbarer Anspruch auf Entihädigung zu, wenn der andere Ver— 
lobte die Erfüllung des Gheverjprechend ohne rechtmäßigen Grund 
verweigert, oder die Trennung des Verlöbniſſes verjchuldet. In 
dem erftern Falle ift, da das Verlöbniß lediglich eine Verpflichtung 
zur Grfüllung des Eheverſprechens erzeugt, eine alternativ hierauf 
oder auf Entſchaͤdigung gerichtete Klage nicht zuläffig 19), vielmehr 
die Klage auf Entjchädigung erſt mit der Aufhebung des Ver— 
Löbnifjes wegen beharrlicher Verweigerung der Erfüllung deſſelben 
begründet. Diefem Falle ift derjenige gleichzuachten, wo der 
Elagende Theil wegen einer jonftigen von dem audern Theil ver: 
jchuldeten Urfache berechtigt ift, von dem Verlöbniß zurüdzutreten. 
Die Entſchädigungsklage kann mit der Klage auf Trennung bes 
Eheverlöbnifjeg verbunden werden !!). Der Betrag der Ent- 
Schädigung ift in Geld nad) richterlichem Ermefjen *?) innerhalb der 
durch die Anträge der ftreitenden Theile gezogenen Grenzen mit 
Rückſicht auf die beiderfeitigen Vermögens - und Standesverhältnilfe 
zu beftimmen, wenn nicht vertragsmäßig eine Konventionalftrafe 
dem Berlöbniß beigefügt war. Als Anhaltspunkt für das richter- 
liche Ermeſſen bei der quantitativen Feſtſetzung der Entjchädigung 
gilt, daß der Braut mindeftend fo viel, als bei außerehlichem 
Gejchlehtsumgange der Gejhwächten als Satisfaktionsquantum 


9) Die Praris folgt c. 17. X. de sponsal. (4, 1). Dec. Cass. I. 69. 
nr. 9, 1. 131. O. A. ©. Erf. vom 24. Juli 1830 in ©. Knapp g. Mohr. 
Auch die Schmwängerung der Braut giebt nach neuerer Anficht feinen Grund zur 
- Bwangstrauung ab, Eichhorn K. R. II. 437. 

10) DO. X. ©. Erf. vom 27. Dez. 1834. in ©. Noll g. Peufer. rüber 
war durh O. A. ©. Erf. vom 24. Zuli 1830 in ©. Knapp g. Mohr die alters 
native Klage zugelafien. 

11) Nach Analogie der Verbindung der Klage auf Zuerfennung der Ehe: 
ftrafen mit der Ehejcheidungsflage; vgl. Strippelinann Eheſch. S. 322. 

12) Dec. Cass, I. 134. nr. 14, 155, nr. 5. Pfeiffer 8. R. $ 203. 
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gebührtT3), zuzubilligen, und die Entjehädigung des Bräutigams 
mit Rückſicht auf Die verjprochene oder präjumtive Dos zu be- 
flimmeu ift!®), 

3) Das Berlöbniß ift ein Hinderniß der Gingehung einer 
anderen Verlobung oder Ehe). Unter mehreren in vechtögültiger 
Form abgeſchloſſenen Verlöbniſſen hindert das ältere die Voll— 
ziehung des jüngern *°), auch wenn zu legterem fleijihliche Ver— 
mijchung oder Schwängerung hinzugetreten ift1”). Um den Wider: 
ſpruch gegen die vou dem andern Verlobten beabfichtigte anderweite 
Ehe geltend zu machen, genügt, jo lange Diejelbe nicht gerichtlic, 
angezeigt ift, Die Benachrichtigung des zur Aufnahme der Che 
anzeige zuftändigen, zur Berüdfichtigung dieſes Chehindernifjes 
von Amtowegen verpflichteten Gerichtes; nach der Eheanzeige ift 
Dazu Einſpruch bei dem zur Schließung der zu verhindernden Ehe 
zuftändigen Pfarrer oder Gerichte erforderlich 18). 

4) Brautfinder, d. h. Die nad) dem rechtsgültigen Verlöbniß! ) 
geborenen 2°), wenn auch vor demſelben erzeugten 2") Kinder Der 
Verlobten haben nach dem Gerichtsgebrauche gleiches Erbrecht an 
dem Nachlaſſe des Vaters, wie eheliche Kinder 2?). Auch haftete 


13) Einen ſolchen Gerichtsgebrauch bezeugt Pfeiffer K. R. F 203. Note g. 
wenigftensd vom Oberfürftenthbum. 

14) Indefjen befteht die Entfchädigung nicht gerade in dem ermeislichen 
Betrage der Mitgift, fondern hängt vom richterlichen Ermejlen ad. O. N. ©. 
Erf, 1825. in S. Bühre g. Müller. 

15) Außergerichtliche Verlöbniffe, inſoweil folche rechtsgültig find (vgl. oben 
$ 9. Note 5 bis 7), begründen einen Einſpruch erft dann, wenn fie durch 
kirchliches Aufgebot öffentlich geworden find. V vom 28. Dez. 1829. $ 34. 

16) c. 22. X. de sponsal. (4, 1), c. un. de sponsal. in VI (4, 1). 

17) A. M. (Engelhard) Verfuch über den wahren Begriff der Ehe. Bol. 
dagegen Wieſe K. R. II. 603. Eichhorn K. R. II. 440. 

18) Vgl. unten $ 95. 

19) Diefem ſteht rechtsfräftige DVerurtheilung zur Ehelihung ohne voraus— 
gegangenes Verlöbniß gleih, O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VII. 421. 

20) Die vor der Verlobung geborenen Kinder find nicht Brautfinder. 
D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VIII. 424. 

21) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VIII. 416. . 

22) Ueber diefen Gerichtsgebrauh, welcher fih dur ein Präjudiz des 
Sammthefgerihts vom 28. März 1770 feftgeitellt hat, vgl. Kopp Handb. II, 183, 
Pfeiffer K. R. $203, Duyfing Ann. I. 53, 127, Strippelmann I. 290, Pfeiffer 
VI. 414, 
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auf ihnen nicht der nad) älterm Recht mit der unehelichen Geburt 
verfnüpfte Ehrenmafel?°). Dagegen fehlt e8 an einem Rechts— 
grunde, Brautfinder im Uebrigen den ehelichen Kindern gleichzus 
achten, indem die Beſtimmung des kanoniſchen Rechts, wonad) 
Verlöbniffe (sponsalia de futuro) durch hinzufommenden Beiſchlaf 
fi) in Ehen (sponsalia de praesenti) verwandeln, im heutigen 
Rechte nicht mehr gilt ?*). | 


S 9. 
4) Auflöfung. 


Der Grundfaß des gemeinen Rechts, daß Verlöbniſſe mit 
gegenfeitiger Einwilligung ohne alle Form aufgelöft werden fönnen!), 
leidet feine Anwendung auf die durch gerichtliche Eheanzeige ein- 
gegangenen BVerlöbnifje?). Vielmehr bedurfte es zur Auflöfung 
derjelben nad, älterem Recht eines Ausſpruchs des Konſiſtoriums 
und nad) Aufhebung der Gerichtsbarkeit der Konfiftorien des Ober: 
gericht3, welches nicht allein in dem Falle der Trennung des Ver- 
löbniſſes auf einfeitigen Antrag unter Widerſpruch des andern 
Theils, fondern auch in dem Falle beiderjeitiger Einwilligung die 
Auflöfung öffentlicher Eheverlöbnifje ald Ehegericht nad) vorgängigem 
Verſuch einer Wiedervereinigung der Verlobten durch Bejcheid 
ausipradh 3). Dieſes Recht erlitt infofern eine Aenderung, als 
beftimmt wurde, daß über Die Trennung von Eheverlöbniſſen, in 
welche beide Theile einwilligen, prozeljualijche Verhandlungen ferner 


23) Daher waren Brautfinder ohne Legitimation zu bedürfen zuünftfähig; 
Meg. Neifr. vom 8. März 1802 (N. ©. IV. 401). Vgl. damit oben $ 49. 

24) Insbefondere fehlt es an einem Rechtsgrunde, mit Strippelmann V. 537 
anzunehmen, daß dem Vater hinfichtlid der Brautfinder väterliche Gewalt zu— 
fiehe, mithin Leßtere den Vater ohne Erbichaftsantretung beerben. Eben fo ift 
nicht anzunehmen, daß Brautfinder an der auf agnatijche oder eheliche Deſzendenz 
beichränften Erbfolge, namentlih an der Lehnsfuccejiion, Theil haben. 

1) ce. 2. X. de sponsal. (4, 1). Eichhorn K. R. II. 439. 

2) Außergerichtliche Verlöbniſſe, infoweit ſolche rechtsgültig find (vgl. oben 
$ 91. Note 5 bis 7), waren in Betreff der Auflöfung nah gemeinem Recht 
wenigftens fo lange zu beurtheilen, als fie nicht durch kirchliches Aufgebot 
öffentlich geworden waren. Vgl. au $ 93. Note 15. 

3) ©. A. ©. Erf. vom 6. Nov. 1833, in S. Gleim g. Siering. 
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nicht ftattfinden follen*), Hiernach gelten gegenwärtig folgende 
Grundfäße: 

1) Mit beiderfeitiger Cinwilligung der Werlobten erfolgt Die 
Aufhebung des Verlöbniſſes bei Angehörigen der chriftlichen Kirchen 
durch das Konfiftorium oder bifchöffliche Domkapitel, welchem vie 
Braut untergeben ift, auf eine von beiden Werlobten perjönlich 
oder unter Dispenjation des Minifteriumd des Innern fchriftlich 
oder durch einen Bevollmächtigten vor dem Pfarrer, zu deſſen 
Parschie die Braut gehört, in Gegenwart von zwei Kirchenälteften 
(Altarsleuten), wo ſolche nach der Firchlichen Verfaflung vorhanden 
find, abgegebene Erklärung °), bei Angehörigen anderer Konfeffionen 
durch das Gericht, bei weldyem das Verlöbniß angezeigt worden 
ift, im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf eine vor demſelben 
von den Verlobten perjönlich oder durch Spezialbevollmächtigte 
abgegebene Erklärung °). Der Ausſpruch diefer Behörden hat 
rechtliche Wirkſamkeit nur unter Vorausfeßung der beiberjeitigen 
freien Einwilligung; fehlt es an diejer, jo kann ungeachtet der aus» 
gejprochenen Auflöfung auf Erfüllung des Eheverſprechens geklagt 
werden”), wogegen eine lage gegen den Staat oder die betreffende 
Kirchenbehörde auf Aufhebung des Ausſpruchs nicht ftattfindet ®). 

2) Auf einjeitigen Antrag gegen den Widerfpruch des andern 
Theils findet die Auflöfung des Verlöbnifjes nur durch gerichtliches 
Erkenntniß ftatt. Die Klage auf Trennung des Verlöbnifjes ) ift 
an dem Gerichtsjtande des die Auflöjung verweigernden Verlobten 
anzuftellen und durch Anführung einer die Trennung rechtfertigenden 
Urjache zu begründen. Als jolche find hervorzuheben: a) Gründe, 
aus denen die Nichtigkeit des Verlöbniffes folgt, namentlich Irrthum 
über Verhältnifje, welche bei der Verehelichung wejentlich in Be— 


4) Gef. vom 18. Sept. 1834. $ 2, 

5) Gef. vom 18. Sept. 1834. $ 2. V. vom 20. Mai 1835. $ 1 und 2. 
B. vom 13. April 1853. $ 2. 

6) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 25. 

7) O. A. ©. Erf. vom 1. Dez. 1841. in ©. Götze g. Georg. 

8) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann Il. 339. 

9) Der Antrag ift nicht als Provofation zur Anftellung der Klage auf 
Erfüllung des Eheverjprechens, ſondern als eine nach Analogie der Ehefcheidungs- 
klage auf Trennung des Verlöbnifjes gerichtete Klage anzuſehn. 
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tracht fommen 0), oder andere Mängel der MWillensbeftimmung. 
b) Reftitutionsgründe, namentlich Minderjährigkeit, welche nad) 
dem Gerichtögebraucdhe ohne weitere Darlegung einer dem Minder- 
jährigen aus dem Verlöbniß erwachjenden Verlegung einen Grund 
zur Reftitution abgiebt!"), c) Gründe, welche erjt nad dem 
Verlöbniß eingetreten find. Dahin gehören theild Verlegungen der 
Treue, namentlich Durch fleifchlichen Umgang mit einer dritten 
PVerfon 2), Cingehung eines andern Verlöbnifjes 3), beharrliche 
Verweigerung der Erfüllung des Eheverſprechens!“) und Vereitelung 
deſſelben Durch Entfernung an einen unbekannten Aufenthaltsort! 5), 
theils jolche Umftände, welche, wenn fie zur Zeit des Verlöbniffes 
ſchon vorhanden gewejen wären, nad richterlichem Ermefjen !°) die 
Verlobung verhindert haben würden, wie Sränflichkeit 7), Ver— 
mögensverluft !*), Feindjchaft?9), entehrende Verbrechen 2°). 

Wollen die Verlobten nad) Auflöjung des Verlöbnifjes dennoch 
zur Ehe jchreiten, jo muß Die Cheanzeige wiederholt werden 21), 
Die Klage auf Nüdgabe der Brautgejchenke 2?) wegen Auflöfung 
des Verlöbnifjes findet neben der Klage auf die etwa verabredete 
Konventionalftrafe ftatt 2°). 


10) Ueber Irrtum in Betreff bes Vermögens vgl. Dec. Cass. I. 155. 
Pfeiffer K. R. $ 205. 

11) Dec. Cass. II. 58. D. X. ©. Erf. 1815. bei Pfeiffer 8. R. $ 205, 
1840 bei Strippelmann II. 131. 

12) Dec. Cass. I. 69. @in vor dem Berlöbnig mit einer dritten Perfon 
gepflogener fleifchlicher Umgang berechtigt den Bräutigam, aber nicht die Braut 
zum Nücktritt, Pfeiffer K. R. $206. Die entgegenftehende Vorſchrift in c. 25. 
X. de jurejur. (2, 24) betrifft blos beſchworene Verlöbnifie. 

13) Eichhorn K. R. II. 439. Note 4. 

14) Vgl. oben $ 93. Nr. 1. 

15) c. 5. X, de sponsal. (4, 1). 

16) Dec. Cass, II. 156. O. A. ©. Erf. vom 29. April 1826. in ©. 
Garthe g. Gronau. 

17) O. A. ©. Erf. vom 1. Dez. 1841. in ©. Göße g. Georg. 

18) D. X. ©. Erf. 1766. bei Pfeiffer K. R. $ 207. 

19) Dec. Cass. I. 69, II. 156. 

20) Pfeiffer K. R. $ 207. Note e. 

21) Pfeiffer 8. R. $ 204. Note S. 

22) Ejtor Bürgerl. Rechtsgel. I. $ 797, III. $ 797. 

23) O. 4. ©. Erf. vom 19. April 1837. in ©. Rofenderg 9. Spangenthal. 


336 Bach J. Kap. 2. Eheredht. 


g 9. 
B. Aufgebot. 


Der Eheſchließung muß das öffentliche Aufgebot der Verlobten 
vorausgehn, welches bei Snländern, falls fie Angehörige der aner: 
kannten chriftlichen Kirchen find, Firchlich nach den Vorjchriften des 
Kirchenrecht3 t), falls fie andern Befenntniffen angehören, von 
dem Gerichte, bei welchem die Eheanzeige ftattgefunden hat, Durch 
eine an denjenigen inländifchen Orten, in welchen der Bräutigam 
und die Braut heimathberechtigt find, von dem Ort3vorftand durch 
Anſchlag an der zu amtlichen Bekanntmachungen beftimmten Stelle 
während vierzehn auf einander folgender Tage zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringende Bekanntmachung), bei Ausländern nad 
den Geſetzen ihrer Heimath$) zu bewirken if. Gründe, aus welchen 
das Aufgebot ausnahmsweiſe hinwegfällt, find: 1) Privileg. Die 
in Betreff des Firchlichen Aufgebot herkömmlich dem Adel zu— 
ftehende Befreiung +) erſtreckt ſich nicht auf das gerichtliche Auf: 
gebot. 2) Dispenfation, deren Ertheilung in Betreff des Firchlichen 
Aufgebots in Der Negel dem Landesherrn vorbehaltens), in Betreff 
des gerichtlichen Aufgebot3 Dagegen den Obergerichten geftattet ift®), 
3) Ableiftung des Eids des ledigen Standes”). Die eidliche Ver: 
ficherung eines Verlobten, nicht verheirathet oder anderweit verlobt 
zu fein, ift in Gemäßheit der von der Geſetzgebung gebilligten 
Konfiftorialpragis als ſubſidiaͤres Mittel der Bejcheinigung des 
ledigen Standes in den Fällen zuzulafjen, mo das Aufgebot in der 
Heimath des betreffenden Verlobten entweder nicht ftattfinden kann, 
oder genügende Ueberzeugung von dem Nichtbeftehen einer ander: 


1) Bol. (Engelhard) Berfud über den wahren Begriff der Ehe ©. 185. 
Pfeiffer K. N. $ 209 fgg. DB. vom 28. Dez. 1829. $ 34 und 41. Gef. vom 
29. Oft. 1848. $ 23. V. vom 13. April 1853. $ 1. Min. Beſchl. vom 
8. Suni 1853 bei Heufer Ann. I. 52. 

2) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 15, 16. 

3) Daſ. $ 17. 

4) Engelhard a. a. D. ©. 194. Pfeiffer 8. R. $ 210. 

5) GR. B. vom 29. Sept. 1797 (N. ©. IV. 265). Han. V. vom 
8. Juni 1769 (Kerfting ©. 657). DVgl. Anmerkung zur Kirchen-O. 1657 XI. 
$2M. ©. I. 174). 

6) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 18. 

7) Bgl. Engelhard a. a. D. ©. 196. Pfeiffer K. R. $ 240 fgg. 
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weiten Ehe oder Verlobung nicht gewährt. Der Eid des Iedigen 
Standes vertritt Die Stelle des Aufgebots bei Ausländern, welche 
den Proflamationsjchein aus ihrer Heimat) nicht beibringen 
fönnen®); er ergänzt das Aufgebot bei Inländern, welche fich 
längere Zeit in der Fremde aufgehalten haben ®), findet daher bei 
jolchen neben dem Aufgebot ftatt!%). Die Abnahme des Eides 
erfolgte ſchon nach Alterem Necht Durch die Gerichte 1). Die Ent- 
Icheidung aber, ob er nothwendig fei, fand nicht den Predigern 
oder Beamten, jondern in Althefjen den Konfijtorien 12), in Hanau 
der Regierung ’°) zu. Died Verhältniß änderte fich nach Auf- 
hebung der Gerichtöbarfeit der Konfiftorien dahin, Daß Die Gerichte 
zwar bei der Cheanzeige Die Ableiftung des Eides nicht zu fordern, 
vielmehr die Beurtheiluug, ob derſelbe anjtatt des Aufgebot3 oder 
neben demjelben erforderlich jei, dem zur Proflamation zuftändigen 
Pfarrer zu überlafjen, Dagegen, falls Leßterer unter Billigung der 
vorgejegten geiftlichen Behörde!⸗) die Ableiftung Des Eides des 
ledigen Standes für erforderlich erflärte, über deſſen Zuläffigkeit 
jelbitftändig zu erfennen hatten, ohne die Genehmigung des Kon— 
filtoriums oder Obergerichts einholen zu müſſen 18). Nach heutigem 
Recht gelten dieſe Grundfäge nur für die Angehörigen der aner- 
kannten chriftlichen Kirchen 10), während in Betreff der Angehörigen 


8) G. R. B. vom 28. Juni 1777 (N. ©. II. 469). Han. V. vom 
1. Dez. 1750 und 8. Juni 1769 bei Rerfting ©. 534 und 657. 

9) Konſ. A. vom 10. Aug. 1773 (2. O. VI. 710). Han. Reg. A. vom 
26. Ian. 1798. bei Keriting ©. 778. 

10) Inwiefern neben der Dispenfation vom Aufgebot der Eid des Iedigen 
Standes zu erfordern ift, beflimmen Han. V. vom 8. Juni 1769 und Neg. A. 
vom 27. April 1770 bei Kerfting ©. 657 und 660. 

11) Engelhard a. a. D. ©. 19. 

12) Konf. Reife. vom 2. Nov. 1793. bei Kopp Handb. II. 399. Pfeiffer 
K. NR. $ 241. 

13) Han. Reg. A. vom 26. Yan. 1798 bei Kerfling ©. 778. 

14) V. vom 28, Dez. 1829. $ 27. Nr. 3. 

15) Plenarbeihluß des DO. ©. zu Kaſſel 1843. Gunffer betr., mit Rüd: 
fiht auf V. vom 29. Juni 1821. $ 36, 53. 

16) Man fönnte wegen der in Note 17. angeführten, durh DB. vom 
13. April 1853 nicht aufgehobenen Beſtimmung die Anficht aufitellen, daß bie 
Beurtheilung, ob der Eid erforderlich fei, jeßt in allen Fällen dem’ Gerichte 
von Amtswegen obliege. Allein diefe Beftimmung beruht auf der Vorausſetzung, 


L 22 
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anderer Konfejfionen die Beurtheilung, ob Die Ableiftung des Eides 
des ledigen Standes erforderlich ſei, dem zur Schließung der 
bürgerlichen Ehe zuftändigen Gerichte zukommt 7). 

Das Aufgebot hat die Bedeutung einer öffentlichen Auf- 
forderung, einen etwa begründeten Einſpruch gegen die Schließung 
der Ehe vor Vollziehung derjelben geltend zu machen. Der Ein- 
Ipruch ift, wenn dadurch eine Firchliche Ehe verhindert werden fol, 
bei dem zur Trauung zuftändigen Pfarrer 19), wenn dadurch eine 
bürgerliche Ehe verhindert werden joll, bei dem zur Schließung 
derjelben zuftändigen Gerichte?) anzuzeigen und zu begründen, 
Am erftern Falle hat der Pfarrer die Trauung zu beanftanden, jo 
. lange der erhobene Einſpruch nicht zurücdgenommen oder Durch 
eine gerichtliche Entjcheidung für unbegründet erflärt worden ift20); 
dieſe durch Das geeignete Rechtsmittel herbeizuführen, ift dem von 
dem Einſpruch betroffenen Verlobten zu überlafjen 22), Den gegen 
die Schließung einer bürgerlichen Ehe erhobenen Einſpruch Hat 
das Gericht, infofern er auf erhebliche Behauptungen geftüßt wird, 
beiden Betheiligten zu eröffnen und nöthigenfalls über deſſen 
Wirkung zu entjcheiden 22). 


daß das Aufgebot vom Gericht bewirkt werde, ift daher infoweit befeitigt, als 
die gedachte Vorausſetzung weggefallen ift, vgl. oben Note 1. 
„ 17) Geſ. vom 29. Oft. 1848. $ 17. 

18) B. vom 28. Dez. 1829. $ 34, $ 4. Man fönnte wegen der in 
Note 19. angeführten, durh DB. vom 13. April 1853 nicht aufgehobenen Ber 
ftimmung die Behauptung aufftellen, daß der Einſpruch jest in allen Fällen bei 
Gericht anzuzeigen fei. Allein diefe Beſtimmung handelt nur von dem Einſpruch 
gegen Schliefung einer bürgerlichen Ehe und enthält feine Vorſchrift darüber, 
daß und in welcher Weife das Gericht in Folge eines bei ihm angezeigten Ein— 
ſpruchs eine kirchliche Trauung inhibiren könne. 

19) Geſ. vom.29. Oft. 1848. $ 19. 

20) Kirchen:D. 1566. III. 18 „Und wo Hindernus der Ehe” u. f. w. (2. 
D. I. 322). Ueber die Nothwendigkeit gerichtlicher Entſcheidung vgl. Eichhorn 
K. R. II. 327. Richter K. R. 8 264. 

21) Dies gilt von demjenigen Einſpruch, welcher von dritten Perſonen auf 
Grund eines ihnen zuſtehenden Privatrechts erhoben wird. Beſteht derſelbe da— 
gegen in der Anzeige eines bei der Eheanzeige unberückſichtigt gebliebenen 
öffentlichen Ehehinderniſſes, ſo hat der Pfarrer nach Analogie des $ 31. der 
DB. vom 28. Dez. 1829. den Anftand durch Benehmen mit der Gerichtsbehörbe 
zu erledigen. 

22) Gel. vom 29. Oft. 1848. $ 19. 
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$ 96. 
C. Borm der Eheſchließung. 


In früherer Zeit war die religiöfe Bedeutung der Ehe in 
ber Gejeßgebung des Staats infofern berüdjichtigt, als eine bürger- 
lich gültige Ehe nur in der durch das Kirchenrecht beftimmten 
Form eingegangen werden Eonntet), und in den Fällen, wo das 
Kirchenrecht Die Ehe unterfagte, namentlich unter Mitgliedern der 
beitehenden chriftlichen Kirchen und Sjuden?) oder anderen Nicht 
chrijten 3), auch der Staat die Möglichkeit der Che nicht gewährte. 
Die Gefeßgebung des Staats bejchränfte fi) darauf, die Kom— 
petenz der Geiftlichen zur Ginjegnung der Chen zu regeln *) und 
die DVorausfegungen zu beftimmen, ohne weldye Diejelben bei 
Schließung einer Ehe mitzuwirken nicht berechtigt waren 5). Da: 
gegen beitimmte das Kirchenrecht die Form der Eheſchließung ®) 
und die Firchlichen Vorausſetzungen derjelben, deren Prüfung dem 
Pfarrer und, falls dieſer die Einſegnung der Che verweigerte, auf 
erhobene Bejchwerde der Verlobten der vorgefeßten geiftlichen Bes 
börde oblag. Diefen Nechtszuftand änderte das Geſetz vom 
29. Oftober 1848, indem es die Schließung der bürgerlichen Ehe 
vor Gericht als alleinige Form der Eingehung einer rechtsgültigen 
Ehe einführte und die aus der Berjchiedenheit des Glaubensbe- 
fenntnijjes abgeleiteten Ehehindernifje binfichtlich der bürgerlichen 


— 


1) Vgl. jedoch über die Chen unter Juden oben $ 56. 

2) 1. 6. Cod. de Jud. (1, 9). ce. 17. C. 28. q. 1. An diefem Berbot 
ift durch die Landesgefege, mamentlih Gel. vom 29. Dftober 1833, nichts ges 
ändert, DO. A. ©. Erf. vom 31. Jan. 1844 in S. Werthheim g. Werthheim. 

3) c. 15. 0.28. q. 1. 

4) Vol. für die Ehen von Proteftanten Pfeiffer K. R. $ 217, $ 302 fag., 
Et. M. A. vom 18. Aug. 1827; für die Ehen von Katholifen Regul. vom 
17. Sept. 1818; für gemifchte Ehen Min. A. vom 18. Aug. 1823, Allerh. 
Beil. vom 3. Jan, 1827. und Min. A. vom 20. Oft. 1838 (©. ©. 1838. 
©. 70). 

5) V. vom 28. Dez. 1829. $ 27 fgg. 

6) Vol. Hinfichtlih der evangelifchen Kirche Hell. Kirchen: D. von 1539. 
$8 (8. O. I. 118), vom 21. Oft. 1566. III. c. 18 (daf. 321), vom 20. Juli 
1573. c. 10 (daf. 399), vom 12. Yulı 1657. XI. $1 MR. ©. I. 174), 
(Engelhard) Meber den wahren Begriff der Ehe ©. 198, Pfeiffer 8. R. $ 217; 
hinſichtlich der Fatholifchen Kirche Conc. Trid. sess. 24. c. 1. de ref. matr. 


22° 
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Ehe für unanwendbar erflärte. Für die Mitglieder der beftehenden 
hriftlichen Kirchen wurde Durch Verordnung vom 13, April 1853 
unter Abjchaffung der bürgerlichen Ehe der frühere Rechtszuftand 
wieberhergeftellt. In Folge diefer Beltimmung, welche den unter 
der Herrihaft des Geſetzes vom 29. Dftober 1848 gejchlofjenen 
bürgerlichen Ehen die Rechtögültigfeit nicht entzieht”), gelten jet 
folgende Grundfäße: 1) Mitglieder der beftehenden chriftlichen 
Kirchen Fönnen nur unter den Durch das Recht ihrer Kirche be- 
ftimmten Formen und Vorausfeßungen eine Ehe jehließen. Bei 
Ehen zwiſchen Proteftanten und Statholifen fommt das Necht der- 
jenigen Kirche zur Anwendung, welcher der nach der Gejehgebung 
des Staats zur Einfegnung der Ehe zuftändige Geiftliche angehört, 
in dem Falle jedoch, wenn hiernach der Fatholifche Geiftliche 
zuftändig ift und Diejer Die Einſegnung der gemijchten Ehe wegen 
der Religionsverjchiedenheit der Verlobten verweigert oder von 
einer BZufage in Betreff der Erziehung der Kinder beiderlei Ge- 
jchlecht8 in der katholiſchen Religion abhängig macht, das Recht 
der evangelijchen Kirche, injofern Die Verlobten, von der ihnen 
für dieſen Fall eingeräumten Befugniß ®) Gebrauch machend, die 
Trauung von demjenigen inländijchen evangelijchen Pfarrer ver- 
richten laſſen, zu deſſen Parochie Die Braut bis dahin gehörte 
oder, jofern der Wohnort der Braut nicht zu einem evangelijchen 
Kirchjpiel gehört, welchen DieVerlobten gewählt haben. 2) Perſonen, 
welche einer der bejtehenden chriftlichen Kirchen nicht angehören, 
fönnen fi nur in Form der bürgerlichen Che verheirathen. Die 
Schließung der bürgerlichen Che gejchieht vor dem zuftändigen 
Gericht in der Form, daß der Richter in Gegenwart von vier 
volljährigen Staat3bürgern ald Zeugen den perjönlich erjchienenen 
Brautleuten einzeln die feierliche Erklärung abnimmt, daß fie ein- 
ander freiwillig zum Manne und zur Frau nehmen wollen, und 
diejelben hierauf, nachdem das Eheprotofoll ſowohl von ihnen, als 
aud von den Zeugen unterjchrieben worden ift, im Namen des 
Geſetzes für ehelich verbunden erflärt?), Zuſtändig ift das Unter: 








7) O. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 435. 

8) Allerh. Beil. vom 3. Jan. 1827 (G. ©. 1838. ©. 70), Min. A. 
vom 20. Dit. 1838. 

9) Geſ. vom 29. Oft. 1848. $ 21. 
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gericht des Wohnort der Verlobten und, falls dieſe an verjchie- 
denen Orten wohnen, dasjenige von beiden Untergerichten, welches 
die Eheanzeige aufgenommen hat!°). 3) Mitglieder der beftehenden 
chriſtlichen Kirchen können mit Perjonen, welche einer folchen nicht 
angehören, eine bürgerliche Ehe überhaupt nicht *) und eine Firch- 
liche nur in. den Fällen eingehn, in welchen das Sirchenrecht fie 
zuläßt’2). A) Im Ausland gejchlofjene Ehen find Hinfichtlich der 
Form nad) den Geſetzen des Orts zu beurtheilen, wo die Che 
gejchloffen worden iſt. Dieje Regel leidet zwar im Allgemeinen 
auch auf die von Inländern im Ausland gefchloffenen Ehen An- 
wendung, jedoch mit der Ausnahme, daß die Frage, ob ein Snländer 
eine blos bürgerliche Ehe eingehen fönne, nad) den Geſetzen des 
Inlands zu beurtheilen ift, daher die von Furheffiichen Staats: 
angehörigen chriftlicher Konfeſſion im Ausland eingegangenen Bürger: 
lichen Ehen, auch wenn Diefelben nach den Geſetzen des betreffenden 
auswärtigen Staates rehtsgültig find, durch Nachholung der Fird- 
lichen Ginfegnung beftätigt werden müjjen, um im Inland als 
rechtmäßig zu gelten!®), 


$ 97. 
II. Wirkungen der Ehe. 


Die Ehefrau tritt außer bei morganatiicyen Ehen und Miß— 
heirathen ) in den Namen und Stand des Ghemannd ein; fie 


10) Nah $ 12. Gel. vom 29. Oft. 1848. find zwar beide Untergerichte 
nah Wahl der Verlobten zuftändig; die Anzeige der Ehe bei einem von beiden 
bewirft aber, da Eheanzeige, Aufgebot und Eheſchließung als ein von dem— 
felben Gerichte zu erledigendes Ganzes ſich darftellen, durch Prävention die aus: 
ſchließliche Kompetenz deſſelben. 

11) Die bürgerliche Ehe iſt durch V. vom 13. April 1853. 8 1. nicht etwa 
blos für die Ehen unter Mitgliedern der chriſtlichen Kirchen, ſondern allgemein 
„für die Mitglieder“ dieſer Kirchen abgeſchafft. 

12) 3. B. Ehen zwifchen Proteftanten und Mennoniten, €. G. R. P. 
vom 22. März 1793. bei Pfeiffer K. MR. $ 630. Note e. Bol. dagegen oben 
Mote 2. 

13) ©. R. B. vom 26. Mai 1796, die Gültigkeit der in Frankreich ge— 
fchlofjenen Ehen betreffend (M. ©. IV. 232). Vgl. Savigny VII. 356. 

1) Solche Ehen find auf die Mitglieder der fouverainen Häufer und bes 
hohen Adels befchränft und fönnen von Angehörigen anderer Stände auch ver 
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theilt den Wohnſitz ?) und die dem öffentlichen Rechte angehörigen 
Berhältniffe*) deſſelben. Diefe Wirkungen der Ehe werden durch) 
Annullation Derjelben aufgehoben; fie dauern fort bei der Wittwe und 
geſchiedenen Ehefrau, jo lange fie nicht Durch eine weitere Che oder 
eine andere in der Perſon derjelben eintretende Veränderung auf: 
gehoben werden *). 

Die überwiegende Stellung, welche der Ehemann auch nach 
dem Verjchwinden der ehelichen VBormundichaft®) als Haupt der 
Familie und Herr im Haufe einnimmt), hat nach kurheſſiſchem 
jo wenig wie nad) gemeinem Rechte die Natur einer die Hand» 
Iungsfähigfeit der Ehefrau bejchränfenden Gewalt und begründet 
nur bei einzelnen Spnftituten des ehelichen Güterrecht3 ”) eine Bes 
Ichränfung der Ehefrau in der freien Verfügung über ihr Vermögen, 
Auch bei minderjährigen Ehefrauen ift nicht der Ehemann, fondern 
der Vormund, insbejondere der Vater als natürlicher Vormund, 
zur Grgänzung ihrer bejchränften Handlungsfähigkeit berufen ®), 


tragsmäßig nicht eingegangen werden, Vgl. über Mißheirath Gengler Pr. R. 
©. 822, 849. 

2) 1. 9. Cod. de incol. (10, 39). 

3) Bol. über Indigenat B. Urf. 1852. $ 16, Heufer Ann. IV. Off. Th. 
©. 16, 29; über die Gemeindeangehörigfeit Gem. O. $ 10, $ 16, Die Berf. 
und Verw. der Gem. ©. 18, 22; über die Zunftangehörigfeit Zunft-D. 1816. 
$ 191 Fi. 

4) Ueber die Frage, ob die Witwe durh Stuprum den höhern Stand bes 
verftorbenen Ehemanns verliere, vgl. Kämmerer im Archiv für civ. Pr. XVIII. 88, 
und über die Frage, ob dieſer Verluſt bei der Eheſcheidung eintrete, falls die 
Ehefrau der ſchuldige Theil ift, ebendaj. ©. 101. 

5) Bol. unten $ 104. 

6) Das hausherrliche Necht des Ehemanns ift im römischen und Fanonifchen 
Recht anerfanntz vgl. 3. B. 1. 14. i. f. sol, matr. (24, 3), 1. un. $ 7, Cod, 
de rei uxor. act. (5, 13), 1. 12. $ 1. Cod. qui pot. in pign. (8, 18), c. 12, 
c. 15. €. 33. q. 5, O. X. ©. Gutachten vom 17. April 1782 (N. ©. III. 565), 
Darauf beruht a) die Befugniß des Ehemanns, Stand, Gewerbe und Wohnfig 
einfeitig zu beftimmen; b) die Pflicht der Ehefrau zu häuslichen Dienften, 1. 48. 
de oper. libert, (38, 1), ce. 12, 14, 15. C. 33. q.5, Strippelmann IV. 1,156; 
c) die entfcheidende Stinnme des Ehemanns bei Meinungsverfchiedenheiten bins 
fichtlih der Kindererziehung und des elterlichen Heirathskonſenſes, vgl. $ 9. 
Note 48; d) die Haftung des Ehemanns für gewiſſe Delikte der Ehefrau, vgl. 
Kerfling Strafrecht I. 296. 

7) gl. unten $ 109 und $ 115. 

8) Neg. Schr. vom 18. April 1785. bei Ledberhofe II. 327, N. ©. II. 
610; Strippelmann V, 585. 
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Es find daher alle zuläffigen Rechtsgeſchäfte“), ſowie Nechts- 
ftreite 20) unter den Ehegatten möglich. Im Verhältniß zu Dritten 
ift die Ehefrau bei ihren Handlungen abgejehen von einzelnen In— 
ftituten des ehelichen Güterrechts an die Ermächtigung des Ehe— 
manns nicht gebunden !!), und Letzterer nicht befugt, die Ehefrau 
ohne ihre Ermächtigung bei Abſchluß von Nechtögeichäften oder 
vor Gericht zu vertreten; es ftreitet nicht einmal eine gejeßliche 
Vermuthung für Diefe Ermächtiguug '?). 

Bon den im Weſen der Ehe begründeten Pflichten der Ehe 
gatten gegen einander find als ſolche, welche dem Privatrecht 
angehören und im Wege der gerichtlichen Klage verfolgt werden 
önnen !3), Durch Gejeß oder Gerichtögebrauc anerkannt: 

1) Die Pflicht zum ehelichen Beifammenleben, welche in Folge 
des Rechte des Ehemanns, den Wohnort der Ehegatten zu be 


9) In Betreff der Schenfungen unter Ehegatten gilt Tediglich das gemeine 
Recht; vgl. Solmf. &. O. U. 13. $ 5, Schaumb. Pol. O. XIX, Dec. Cass. 
1. 152, O. A. ©. Erf. bei Strivpelmann VII. 324, Heufer Ann. II. 603, IV. 521. 

10) Daher unterliegen Klagen bes einen Ehegatten gegen ben andern ber 
gewöhnlichen Klagenverjährung; an der Verjährungszeit ift der Zeitraum, wo 
franzöfifches Necht galt, in Abzug zu bringen, da nad} Code Nap. art. 2253, 
die Verjährung unter Chegatten ausgeſchloſſen war; O. N. ©. Erf. vom 
16. Oft. 1839. in ©. Nolte g. Nolte. 

11) Bei Ausländerinnen erjcheinen in biefer Hinficht die Geſetze des Mohn: 
orts des Ehemanns maßgebend; vgl. Savigny VII. 137. und oben $ 45. 
Note 20, 21. 

12) Das mandatum praesumtum hinſichtlich der Vertretung dor Gericht, 
vgl. 1. 21. Cod. de proc. (2, 13), ift aufgehoben durch Gef, vom 16. Sept. 
1834. $ 7. Zeitſchr. I. 101, und für andere Bälle ale die Vertretung vor 
Gericht nach gemeinem Recht nicht begründet, D. A. ©. Erf. 1840 in ©. Franfen- 
berg g. Sranfenberg. 

13) Mit Uebertragung der Jurisdiktion in Cheſachen auf bie weltlichen 
Gerichte (vgl. oben $ 90. Note 10) find richt alle Berhältnifje, welche nad 
fanonifchem Rechte zur Kognition der geiftlichen Gerichte gehören, der Juris: 
diktion der erftern überwiefen, weil bei ihnen nicht wie bei den geiftlichen Ge— 
richten die Ehegerichtsbarfeit mit der Handhabung ber Kirchenzucht vereinigt ift. 
Namentlich erfcheint das Recht auf die ehelihe Beiwohnung nicht im Rechts⸗ 
wege verfolgbar; c. 5. C. 33. q. 5. dgl. mit c. 11. X. de eo qui cogn. 
(4, 13) „ecclesiastica censura compellas“ und B. vom 1. Febr. 1726. $ 14; 
f. übrigens über bie Verweigerung derjelben als Ehejheidungsgrund unten $ 100. 
Mote 5; über rechtmäßige Gründe bet Berweigerung Strippelmann Eheſch. 
©. 182, 188, unten $ 100. Note 103 über Erzwingung der ehelichen Bei- 
wohnung durch Selbfthülfe Strippelmann a. a. DO. ©. 163. Note 98. 
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ftimmen, auf Seiten der Ehefrau als Pflicht zur ehelichen Folge, 
auf Seiten des Ehemanns als Pflicht zur Aufnahme der Ehefrau 
in feine Wohnung ſich geftaltet. Die eigenmächtige Trennung eines 
Ehegatten von dem andern begründet Die Spolienflage '*) des 
legtern, indem dadurch Die nach kanoniſchem Necht als Befiß 15) 
aufzufaffende Ausübung der ehelichen Rechte unterbrochen wird, 
Dem Ehemann fteht auch gegen Dritte, welche die Ehefrau wider 
ihren Willen an der Rückkehr zu ihm verhindern, Die Klage auf 
Herausgabe derjelben?°), und der Ehefrau gegen Dritte, welche 
fi zur Aufnahme der Eheleute in ihre Wohnung beiden gegen- 
über verpflichtet haben, eine felbftjtändige Klage auf Erfüllung 
diefer Verpflichtung zu’”). Die Pflicht zum ehelichen Beifammen- 
leben ift in dem Weſen der Ehe dergeitalt begründet, daß Verträge 
der Ehegatten, welche dafielbe aufheben, ſammt den für dieſen 
Fall getroffenen Nebenverabredungen ungültig find ’®); Dagegen 
kann die Befugniß des Ehemanns, den Wohnort der Ehegatten zu 
beftimmen, vertragsmäßig aufgehoben werden, indem entweder ein 
beitimmter Wohnort feitgejeßt, oder dem Ehemann die Verpflichtung 
auferlegt wird, dem Wohnort der Ehefrau zu folgen?) Bon 
der Verpflichtung zum ehelichen Beifammenleben finden folgende 
Ausnahmen ftatt: a) In Folge rechtsfräftiger Scheidung von Tiſch 
und Bett?°). b) In Folge gerichtlicher Geftattung im Falle und 
für die Dauer der Anhängigfeit eines Rechtöftreit3 wegen Ehe— 


14) Auch die Einrebe des Spoliums, D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 130 
und Strippelmann Eheſch. S. 396. Note 25. 

15) Nicht die Perfon des andern Ehegatten, fondern die ehelichen Rechte 
ericheinen nah dieſer Auffallung als Gegenftand des Beſitzes. Bol. Pfeiffer 
V. 90, Bruns Necht des Befiges ©. 242, dagegen Savigny Recht des Beſitzes 
©. 616, Dunfer in Zeitfchr. für d. R. IL. 53. 

16) 1. 2. de lib. exhib. (43, 30), 1. 11. Cod. de nupt. (5, 4). 

17) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV. 1, 159. in Anwendung auf ein 
in ben Ghepaften von den Eltern des Bräutigams ertheiltes Verſprechen, die 
jungen Eheleute bei ſich wohnen zu laſſen. 

18) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 102. Note r, 103. 

19) Ueber die Gültigfeit ſolcher Berträge D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 
132, 147. Indeſſen wird ungeachtet eines folchen Bertrags dem Ehemann das 
Net zugeftanden, wegen nachher eingetretener erheblicher Gründe einen andern 
Wohnort zu wählen, O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 146, 

20) Vgl. unten-$ 101. 
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ſcheidung oder Scheidung von Tiſch und Bett?'). Un fich hebt 
weder dad Vorhandenfein eines Scheidungsgrundes, noch die An— 
ftellung und Mittheilung der Scheidungsflage die Verpflichtung 
der Ehegatten zum Beifammenleben auf??); vielmehr bedarf es 
dazu einer gerichtlichen Verfügung 23), welche nicht ohne Weiteres 
bei jedem Sceidungsprozeß, fontern nur aus bejondern Gründen 
zu ertheilen ift. Einen folchen Grund bildet die Bejorgniß, daß 
der auf Scheidung Hagende Ehegatte bei fortgefeßtem Zufammen- 
leben Mißhandlungen ausgejeßt?*) oder nicht im Stande fein 
werde, der ehelichen Beimohnung und der hieraus zu folgernden 
Einrede der Verzeihung fich zu entziehen. c) Falls die Handlungs- 
weile des Ehemanns die Bejorgniß rechtfertigt, daß die Ehefrau 
bei fortgefeßtem Zujammenleben mit ihm Tebensgefährlichen oder 
wenigftens groben Mißhandlungen ausgejeßt jei, fteht Letzterer das 
Recht zu, von dem Ehemann jo lange getrennt zu leben, als fie 
nicht won demfelben durch genügende, mindeſtens juratorifche Kaution 
gegen Fünftige Mißhandlungen fichergeftellt ift?5). Aus dieſem 
Grunde fteht der von dem Ehemann getrennt lebenden Ehefrau 
eine dilatorifche Einrede gegen die Klage dejjelben auf eheliche Folge 
auch dann zu, wenn fie eine Scheidungsflage nicht angeftellt hat 
ober diejelbe zurüdgewiejen worden ift?°). d) Wegen Unmöglid;- 
feit der Erfüllung fällt die Pflicht der Ehefrau, dem Manne in 


21) Bol. Pfeiffer V. 88 ff. Strippelmann Eheſch. ©. 394 ff. 

22) O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer. V. 132, 137. Gtrippelmann IV. 1, 159, 
CEheſch. ©. 395. 

23) Diefe Verfügung erfolgt entweder in Form der Geftattung des Ge— 
trenntlebens als Provifionalverfügung im Scheidungsprogeß auf Antrag des 
Hagenden Theils, oder in Form der Zurücdweijung der Klage auf eheliche Folge 
auf Ginrede des faktifch bereits getrennt lebenden verflagten Ehegatten. Ueber 
die progeljualiihe Natur diefer Verfügung, insbefondere die Bejcheinigung des 
Antrags und die Zurüdziehung der Geftattung, vgl. Pfeiffer V. 89, Strippel- 
mann Eheih. S. 395. 

24) Diefe Beforgniß wird nad dem Gerichtsgebraud bei einer auf erlittene 
Mißhandlungen oder obwaltende Feindſchaft gegründeten Scheidungsflage ohne 
weitere Beicheinigung als begründet angefehen. D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer 
V. 135, 136, Strippelmann Eheſch. S. 396. 

25) Bgl. Pfeiffer V. 90. Heufer Ann. I. 684. 

26) c. 8, c. 13. in f. X. de rest. spol. (2, 13), obwohl bireft nur auf 
jolche einftweilige Separationen bezüglich, welche während eines anhängigen ober 
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feine Wohnung zu folgen, jo lange weg, als derſelbe einen feften 
MWohnfi ?7) oder eine den ftandesmäßigen Bedürfniffen der Ehe— 
gatten entiprechende Wohnung ?®) nicht hat, oder die Ehefrau an 
dem Wohnfiß defjelben ihren Lebensunterhalt zu finden außer 
Stande ift?%). e) Wenn der Ehemann den bisherigen Wohnort 
aufgiebt, ift die Ehefrau von der Verpflichtung ihm zu folgen be— 
freit, jofern er wegen entehrender Umftände den bisherigen Wohn- 
ort zu verlaffen genöthigt war 39), 

2) Die Alimentationspflicht, welche regelmäßig dem Ehemann, 
ausnahmsweiſe der Ehefrau obliegt, falls der Ehemann vermögenslos 
oder überfehuldet und das in feiner Hand befindliche Vermögen 
der Ehefrau an Letztere zurücdgegeben worden ift?’). Die 
Alimentationspflicht de8 Ehemanns, welche fich auf alle feinem 
Stande entjprechenden ftändigen und außerordentlichen 3?) Lebens: 
bebürfnifje erftrerft, bildet einen Beſtandtheil feiner Verpflichtung, 





zum Zwed eines vorzubereitenden Cheicheidungsprozefies ftattfinden („usque ad 
causae decisionem*) D. A. ©. Erf, bei Heufer Ann. I. 691, leiden analoge 
Anwendung auf eigenmächtige Trennungen, bei weldyen dieſe Vorausjegung 
mangelt, DO. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 139. 

27) Namentlih wenn der Ehemann auswandert, um einen neuen Wohnftg 
erft aufzufuchen, Erf. des D. A. ©. zu Wiesbaden bei Flach Samml. I. 92. 
mit Bezugnahme auf 1. 27. $ 2. ad munic. (50, 1). 

28) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 141. 

29) Die Behauptung, daß der Ehemann nicht im Stande fei, eine Familie 
zu ernähren, begründet eine Ginrede der Ehefrau gegen die Klage deſſelben auf 
ehelihe Bolge nur dann, werm die Ehefrau zugleich darlegt, daß fie bei man— 
gelnder Unterhaltung von Seiten des Ehemanns an deſſen Wohnort nicht leben 
fönne. Bol. über diefe Einrede O. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. I. 692. 

30) ec. 4. C. 34. q. 1, 2. Abgeſehn von ſolchen befondern Umftänden 
(vgl. auch Note 27) ift die Ehefrau dem Manne auch im Fall der Auswans 
derung ins Ausland zu folgen verpflichtet, vgl. Reg. Gutachten vom 18. April 
1782 (N. ©. III. 564), Strippelmann Eheſch. ©. 143. Die Klage des Che 
manns auf eheliche Folge ift an dem frühern, von der Frau beibehaltenen 
Mohnort anzuftellen, ©. R. B. vom 23. April 1782 (N. S. III. 563). 

31) 1. 29. Cod. de. jure dot. (5, 12). Bal. unten $ 113. Note 15. 

32) J. 21. pr. de don, int. V. et U. (24, 1), 1. 22. $ 8. sol. matr, 
(24, 3), 1. 13. Cod. de neg. gest. (2, 19); D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 
128, 129. Kurfoften bei Krankheiten der Frau find von dem Ehemann, bie 
Begräbnißkoften aber aus dem Vermögen ber frau zu beftreiten, Dec. Cass. 
II. 103. und O. A. ©. Erf; 1834. in ©. Breitenbah g. Schumannfchen 
Vorm. Bol. im Allgemeinen über Alimente Buch II. 
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die ehelichen Xaften zu tragen. Gr ift vor den Verwandten ber 
Ehefrau ??) und ohne Rückſicht darauf verpflichtet, ob Lebtere zu 
ihrer Alimentation binreichendes eigenes Vermögen befikt, und ob 
fie in Folge der Beitellung einer Dos oder des unter den Che 
gatten geleßlich geltenden Güterrecht8 mit ihrem Vermögen zu den 
Laſten der Che beiträgt ®*); doch find Verträge gültig, durch welche 
die Alimentation der Ehefrau von ihr ſelbſt oder von ihren Eltern 
übernommen wird 35) Die Mlimentationspflicht des Ehemanns 
eritret fich auf die Dauer der Ehe; fie wird durch das Vor: 
handenſein von Nichtigkeit3= oder Scheidungsgründen, durch Die 
Anhängigfeit des Chejcheidungsprozefles 3%) und durch Scheidung 
von Tiſch und Bett 37) nicht aufgehoben; fie erliicht dagegen durch 
Ehejcheidung jelbft wenn der Ehemann für den jehuldigen Theil 
erklärt worden ift3°), und geht der Wittwe gegenüber auf Die 
Erben des Ehemanns nicht über 3°). Der Gegenftand der Alimen- 
tationgpflicht des Ehemanns befteht regelmäßig darin, der Ehefrau 
in jeiner Wohnung in dem unter ihrer Mitwirkung zu führenden 
Haushalt den Unterhalt in Natur zu gewähren, Daber- jchließt 
die Ehefrau, welche fich eigenmächtig von dem Ehemann trennt, 
ſich jelbft von dem Anfpruche auf Alimentation aus 4°), welcher 
auch Durch jpätere Einwilligung des Ehemanns in die Trennung 
nicht wiederauflebt, ſofern derſelbe fich hierbei nicht zur Alimentation 
der Ehefrau während des Getrenntlebens verpflichtet hat*!). Auch 
die von dem Ehemann verftoßene Ehefrau kann nicht auf Verabreichung 

33) DO. X. ©. Erf. bei Pfeiffer VIII. 465, 469, und Strippelmann Cheſch. 


. 399. 
r 34) O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VIII. 465. erfennt an, daß bie Alimen- 
tationspflicht befteht, auch wenn die Ehefrau Fein Heirathegut zugebracht hat. 

35) 1. 20. pr., I. 21. de in rem verso (15, 3). 

36) Pfeiffer VII. 461 Strippelmann Cheih. 397. 

37) Pfeiffer V. 86, Strippelmann Cheſch. ©. 397. 

38) D. A. ©. Erf. im Rechtsfr. 1837. ©. 218. und bei Strippelmann 
Eheſch. ©. 402; O. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV. 1, 153. Note 20. 

39) Vgl. nov. 53. c. 6. pr. 

40) DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann IV. 1, 155, 157. Dies gilt ſelbſt 
dann, wenn der Ghefrau erhebliche Gründe zur Trennung (vgl. oben Note 
25, 26) zur Seite fiehn, D. A. ©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. ©. 401. 

41) DO. A. ©. Grf. bei Strippelmann Eheſch. S. 402. Vgl. übrigens 
oben Rote 18. 
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von Alimenten in Geld oder Natur, fondern nur in Verbindung 
mit dem Antrag auf Aufnahme in die Wohnung des Ehemanns 
auf Gewährung des uöthigen Unterhaltd in dem gemeinjamen 
Haushalte Eagen. Wenn temporäre Scheidung von Tiih und 
Bett erfannt oder der Ehefrau das Getrenntleben während des 
Scheidungsprozeſſes durch gerichtliche Verfügung geftattet worden 
ift, erleidet Die Alimentationspflicht des Chemannd nad) dem Ge- 
richt3gebrauche 42) in zweifacher Richtung eine Modifikation, indem 
a) der Ehemann in dieſen Fällen nur ſubſidiär zur Alimentation 
verpflichtet ift, jo daß er Davon befreit erjcheint, ſofern Die Ehefrau 
jo viel eigenes Vermögen befißt, daß deſſen Einkünfte zu ihrem 
Unterhalte hinreichen, der Ehemann Dagegen Fein zum Unterhalt 
der Ehefrau geeignetes und genügendes Vermögen derjelben zur 
Beftreitung der ehelichen Laften in: Benußung hat*®), b) die 
Alimentation wegen des geftörten ehelichen Verhältnifjes nicht wider 
den Willen der Ehefrau in Natur, jondern in Geld zu verab- 


reichen ift**). 


IV. Auflöfung der Ehe. 


$ 98. 
1) Ueberſicht. 


Eine Ehe fann bei Lebzeiten beider Ehegatten nur Durch ge- 
richtliches Erkenntniß oder vermöge Landesherrlicher Dispenfation 
durch beiderfeitige Einwilligung getrennt werben. 

Die gerichtliche Trennung der Ehe, welche entweder Annullation 
oder Scheidung ift, erfolgt durch das Fatholifche Konfiftorium nad) 
den Grundjäßen des Fanonifchen Rechts, falls es fi um Trennung 


42) Bol. Kopp Hbb. II. 187, Ledderhofe Kl. Schr. V. 426, Dec, Cass. 
III. 34, Pfeiffer Kirchenrecht $ 275, Pfeiffer V. 86, VI. 461 ff., Strippel⸗ 
mann Eheſch. S. 397 ff., Heufer Ann. I. 466. 

43) Ueber die prozefjualifche Geltendmahung dieſer Befreiung vgl. Pfeiffer 
VIH. 464. 

44) D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VII. 470. und Strippelmann Eheſch. 
©. 405. Note 60. Ueber die bei Beftimmung des Betrags nach richterlichem 
Ermeſſen in Betracht fommenden Verhältniſſe vgl. Pfeiffer VIII. 461, Strippels 
mann Eheſch. ©. 402, 406; über Erhöhung deffelben Pfeiffer V. 125, 128. 
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einer Firchlich gejchloffenen Ehe handelt und entweder beide Ehe- 
gatten Fatholiich find oder im Falle einer gemijchten Ehe der klagende 
Theil fich an dieſe Behörde wendet?), in allen übrigen Fällen 
dagegen, mag die Ehe Firchlich oder blos bürgerlich gejchloffen fein, 
durch die weltlichen Gerichte nach den Grundjäßen des proteftan- 
tijchen Kirchenrechts, welches auch auf Katholifen im Falle einer 
gemijchten Ehe, wenn der Elagende Theil fich dem proteftantifchen 
Ehegericht durch Anftellung der Klage bei demjelben unterworfen 
bat, und im Falle einer unter der Herrichaft des Geſetzes vom 
29. Dftober 1848 ohne nachfolgende kirchliche Einſegnung blos 
bürgerlich gejchlofjenen Ehe?), jowie auf Juden und andere einer 
hriftlichen Kirche nicht angehörende Perfonen ®) Anwendung leidet. 
Als Norm für die proteftantiiche Kirche in Kurheſſen in Betreff 
der Ehetrennung gilt Das gemeine proteftantijche Kirchenrecht in feiner 
durch die heſſiſche Konfiftorialpragis gewonnenen Ausbildung *). 
Das Dispenfationsrecht des Landeshern 5), vermöge deſſen 
die Auflöfung einer Che durch beiderjeitige Ginwilligung der 


1) Vgl. oben $ 90. Note 17. Sit die Klage bei dem fatholifchen Ehe— 
gericht angebraht und von biefem eine den Grundſätzen des proteftantifchen 
Kirchenrechts nicht entfprechende Enticheidung gegeben, jo ſteht e8 dem proteftan- 
tifchen Theil nicht frei, fich nunmehr noch an das weltliche Gericht zu wenden, 
um ein dem proteltantifchen Kirchenrecht entiprechendes Erkenntniß zu erwirfen. 
Bol. jedoch in Betreff des Sinngrundes Vertrag vom 2. Dez. 1728. $ 9, 
Kopp Hdb. II. 453. 

2) Diefe Ausnahme muß angenommen werden, obgleich V. vom 13. April 
1853. $ 1. die bürgerlihe Ehe und mithin auch die von der Trennung bürger- 
licher Ehen geltenden Grundfäge für Katholiken ſchlechthin abgejchafft hat; denn 
da die Kompetenz des geililichen Gerichts auf eine kirchlich gar nicht eriftirende 
Ehe fich nicht eritrecfen fann, die Gejeßgebung des Staats aber für Feine von 
ihr als gültig anerfannte Ehe die Möglichkeit einer Trennung ganz ausjchließt, 
fo muß für die blos bürgerliche Ehe von Katholifen, über deren fortdauernde 
Gültigfeit oben $ 96. Note 7. zu vgl., die Trennung nah $ 24. Gef. vom 
29. Oft. 1848. auch nach heutigem Recht zugelaſſen werden. 

3) Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 24. Vgl. auch oben $ 56. Note 11. 

4) Bgl. Strippelmann Das Gheſcheidungsrecht nad) gemeinem und insbes 
fondere nach heifiichem Necht. 1854. ©. 105 fgg. Die wichtigfte Duelle für 
Kenntniß der Konfiftorialpraris ift Pfeiffer K. NR. 1821. $ 264 bis 275. 

5) Vgl. Pfeiffer K. R. $ 268, Strippelmann Eheſch. S. 124. Geſetzliche 
Anerkennung dieſes Rechts in DB. vom 29. Juni 1821. $ 22. Nr. 4. und 
Stempelgef. vom 22. Dez. 1853. $ 74. 
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Ehegatten ohne gerichtliches Erkenntniß geftattet werben fan, 
beruht nicht auf der Kirchengewalt über die evangelijchen Glaubens— 
parteien, ſondern auf den Hoheitsrechten, erſtreckt fich daher auf 
alle Staatsangehörige ohne Unterjchied der Konfejfion e). Als ein 
nur hülfsweife in Ermangelung von Rechtsgründen ftattfindendes 
Mittel der Chetrennung pflegt die Tandesherrlihe Dispenfation 
unter Berweifung der Bittfteller in den Rechtsweg verjagt zu werben, 
wenn dieſelben ihr Geſuch auf Das Vorhandenſein von Nichtig- 
feit3- oder Scheidungsgründen fügen”), Die Begutachtung der 
Dispenfationsgefuche gehört zum Gejchäftsfreis des Juftiz-Minifte- 
riumg®). 


$ 9. 
2) Nichtigkeit der Che. 


Das Nichtvorhandenfein der geſetzlichen Vorausſetzungen der 
Eingehung der Che hat die Nichtigkeit der deſſenungeachtet ges 
Ichloffenen Ehe nicht überall zur Folge. ALS Nichtigfeitsgründe 
find vielmehr nur folgende anerfannt: 

1) Mängel der Form der Eheſchließung, ſei es, daß die als 
Ehegatten zujammen lebenden Perjonen dies Verhältniß ohne 
alle Förmlichfeit oder in einer den gejeglichen Worjchriften nicht 
entjprechenden Form eingegangen haben. Unzuftändigfeit des 
Geiftlihen, welcher Die Trauung vollzogen hat, bewirkt nad) 
katholiſchem!), nicht nach proteftantijchem ?) Kirchenrecht Die Nichtig- 
feit; bei gemijchten Chen zwijchen Proteftanten und Katholiken 
entjcheidet in dieſer Beziehung ohne Rückſicht auf die Konfeffion 
des Geiftlichen, welcher Die Trauung vollzogen hat, das proteftan- 
tijche Kirchenrecht, falls die Nichtigfeitöflage bei dem proteftantifchen 
Ehegericht angeftellt worden ift 3). Unzuftändigfeit des Gerichts, 





6) Ein Fall der Trennung einer jüdischen Ehe durch den Randesherrn bei 
Pfeiffer $ 268. 

7) Iuftiz Min. Beil. vom 9. Juli 1838 Ehefrau Nennert betr. 

8) B. vom 29. Juni 1821. $ 22. Nr. 4. 

1) Eichhorn K. R. U. 321. Walter 8. R. $ 299. 

2) Pfeiffer 8. R. $ 217. Eichhorn K. R. II. 323. 

3) Nach den oben $ 98. angef. Grundfägen. A. M. Reyſcher im Archiv 
von Elvers ꝛc. II. 123, welcher bei einer vor dem proteſtantiſchen Ghegericht von 
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vor welchem die bürgerliche Ehe gejchloffen worden ift, hat die 
Nichtigkeit derſelben nicht zur Folge, weil für die Auflöfung bürger- 
licher Ehen die Grundfäße des proteftantifchen Eherechts maßgebend 
find ®). 

2) Mängel der Einwilligung der Ehegatten. Unter dieſem 
Geſichtspunkte erjcheinen ald Nichtigkeitsgründe: Minderjährigfeit 
bei mangelnder Zuftimmung des Vaters oder Bormunds >), Wahn- 
finn®), Zwang”), Betrug und Irrthum über wejentliche That- 
fachen ®). Dem Ehemann fteht in dem Falle, daß bei Eingehung 
der Ehe die Braut von einem Dritten jchwanger war ?) oder ein 
von einem Dritten erzeugtes umeheliches Kind hatte ı°), die Nichtig- 
feitöflage deßhalb zu, weil das Nichtvorhandenjein dieſer Umftände 
als ftillfchweigende Bedingung jeiner Einwilligung anzujehen ift? +), 
Die Schwangerfchaft der Braut bei Eingehung der Ehe bildet 


dem fatholifchen Ehegatten angebrachten Klage auf Annullation einer von einem 
evangelijchen Geiltlichen eingefegneten gemijchten Ehe die Grundfäße des katho— 
liſchen Kirchenrechts für entjcheidend hält. 

4) Gel. vom 29. Oft. 1848. $ 24. 

5) Vgl. oben $ 92. Note 36 bis 38. 

6) Der Kurator eines Wahnfinnigen fann auf Annullation wegen ber zur 
Zeit der Verheirathung bereits vorhanden geweſenen Geiltesfranfheit Flagen, zu 
deren Nachweifung jedoh der Umftand nicht genügt, daß fchon damals eine 
Kuratel angeordnet war. D. 4A. ©. Erf. 1837. in S. Mentelfcher Kurat. 9. 
Mentel. 

7) D. 4. ©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. S. 382. Note 77. 

8) D. A. G. Erf. bei Strippelmann II. 240. 3. B. Unbefanntfchaft mit 
der Gpilepfie des andern Ghegatten, DO. A. ©. Erf. 1770 bei Pfeiffer K. R. 
$ 245. Note a. 

9, O. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 240, Eheih. S. 384, Heufer 
Ann. II. 436. Der von der Braut vor der Che mit einem Dritten gepflogene 
Beifchlaf hat die Nichtigkeit der Ehe nicht zur Folge; DO. A. ©. Erf. bei 
Strippelmann II. 244. 

10) O. A. ©. Erf. bei Strippelmann Chefh. S. 384. Note 85. 

11) Nicht unter dem Gefichtspunfte des Irrthums oder Betrugs. Daher 
genügt zur Begründung der Nichtigfeitöflage die Anführung der fraglichen That— 
fahe, ohne dag die Darlegung eines Irrthums oder einer Täuihung des 
Ehemann erforderlich wäre. Vielmehr bildet die Behauptung, daß die fragliche 
Thatfache demfelben bei der Verheiratfung befannt gewejen, mithin von ihm 
auf Geltendmahung des daraus zu entnehmenden Nichtigfeitsgrundes verzichtet 
fei, eine Ginrede der Verklagten. Vgl. über die Klagbegründung Heufer Ann. 
III. 436, über die Beweislaft Strippelmann Eheſch. ©. 384. Note 85. 
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jelbft in dem Falle, daß der Bräutigam mit ihr in dem mit ber 
Geburt des Kindes zutreffenden Beitraun den Beilchlaf vollzogen 
bat, einen Nichtigfeitsgrund, ſofern fie fich auch mit einem Dritten 
in diefem Zeitraum fleifchlich vermijcht hat, weil es in dieſem Falle 
als ſtillſchweigende Bedingung des Bräutigams anzujehn ift, daß 
er Urheber der Schwangerjchaft jei'?). Dagegen fteht der Ehefrau 
die Nichtigkeitsflage aus dem Grunde, meil der Bräutigam zur 
Zeit der Verheirathbung ein unehliches Kind von einer Dritten ges 
habt oder vor der Ehe mit einer Dritten fleifchlichen Umgang ge- 
pflogen habe, jelbft dann nicht zu, wenn er dieſe Umftände arg- 
liftig verſchwieg !°). 

3) Trennende Ehehinderniſſe. Als ſolche find anzujehen: 
a) von öffentlichen Ehehindernilfen: Die Verwandtſchaft und Schwäger- 
ſchaft in Graben, bei welchen Dispenjation vom Eheverbot nicht 
zuläffig ift '*), und das Beftehn einer ältern Ehe!5), wogegen der 
Mangel des Heirathöfonjenje Der vorgejegten Behörde !'*), oder 
der Erwerbfähigfeitsbejcheinigung '7) und die Vollziehung der 
Trauung im Ausland zur Umgehung der im Inland beftehenden 
Ehehinderniffe 13) einen Nichtigkeitsgrund nicht abgiebt, und bie 
Ehe des Ehebrechers mit der Ehebrecherin nur in dem Falle, daß 
der eine Theil ſich unmwifjentlic an dem Chebruch des andern be- 
theiligt hat, auf Antrag des erftern für nichtig zu erklären ift!9); 


12) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 242. 

13) O. A. © Erf. bei Strippelmann Eheſch. ©. 388. 

14) Ref. O. 1656. XI. $ 3 „es geichehe gleich unterm ſchein der ehe*. 
Pfeiffer K. R. $ 261. Dal. oben $ 92. r 

15) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. S. 380. und Pfeiffer K. R. 
$ 245. Note c. 

16) St. M. N. vom 20. Nov. 1825. Die in Betreff der Soldaten burdh 
E. ©. R. P. vom 27. Dez. 1750 (2. ©. IV. 1074) getroffene gegentheilige 
Beftimmung ift fpäter aufgehoben; Pfeiffer K. R. $ 238. 

17) St. M. A. vom 20. Nov. 1825. Die in Betreff der Juden durch 
Min. A. vom 24. Dez. 1821. $ 3. gegebene Borichrift iſt durch Gef. vom 
29. Oft. 1833 befeitigt. 

18) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. S. 393. Ueber die Ber 
ftrafung der „zur Ungebür” außer Landes vorgenommenen Trauungen vgl. die 
bei Kerfting Strafredt S. 945 angeff. Gefege und F. A. vom 20. Juli 1577 
(2. O. I. 434). 

19) ce. 1. X. de eo qui duxit (4, 7). 
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b) von Privathindernifjen: ein bei Eingehung der Ehe vorhandenes 
Körpergebrechen oder unheilbares Leiden, in Folge deſſen bie eheliche 
Beiwohnung überhaupt oder in Beziehung auf den andern Ehegatten 
unmöglich oder mit Gefahr für die Gefundheit des andern Che 
gatten verfnüpft iſt?“), wogegen der Mangel de3 elterlichen 
Heirathskonſenſes ?*) oder ein beftehendes aͤlteres Verlöbniß Die 
Nichtigkeit der Ehe nicht zur Folge hat. 

Die Nichtigkeit der Ehe tritt entweder von jelbft ein, ſo daß 
leßtere auch ohne gerichtliche Nichtigfeitserflärung von Anfang an 
ungültig. erjcheint, oder erft vermöge gerichtlichen Grfenntnifjes, fo 
daß die Ehe ungeachtet des vorhandenen Nichtigkeitsgrundes fo 
lange gültig erfcheint, als fie nicht von dem zuftändigen Gerichte 
rechtskräftig al3 nichtig aufgehoben worden tft. j1) Erfteres ift 
nicht allein der Fall, wenn Die Formen der Eheſchließung nicht 
beobachtet worden find 22), fondern auch, wenn die Ehe in den 
gejeglichen Formen einem bejtehenden Strafverbote zuwider einge- 
gangen ift?3). Obgleich in dieſen Fällen von den zur Beitrafung 
oder Verhütung von Vergehen berufenen Staatsbehörden von Amts 
wegen im öffentlichen Intereſſe gegen die als Ehegatten zufammen- 
lebenden Perjonen eingejchritten werden kann, erjcheinen doch auch 
Rebtere befugt, bei obwaltendem Streite über die Gültigkeit der 
Ehe ihre Rechte vor den Givilgerichten, ſei es Durch Klage auf 


20) DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. S. 391. Note 8. ©. 392, 

21) Dec. Cass. III. 10. O. A. ©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. ©. 393. 
Note 14, 

22) Das Zufammenleben erjcheint in diefem Falle als Konkubinat, oder 
wie Ref. DO. 1543. $ 3. es ausdrüdt, als „Unehe”. 

23) Im Fall der Bigamie und des Inzefts. Die Ungültigfeit der Ehe kann 
in diefen Fällen von einer Nichtigfeitserflärung des Givilgerichts nicht abhängig 
gemacht werden, ba die Fortſetzung des verbotenen Verhältniffes nicht der Willkür 
der Berheiligten überlaffen ift, ohne Klage derfelben aber von Amtswegen bie 
Nichtigfeit der Ehe auszufprechen außerhalb der Attributionen der Givilgerichte 
liegt; die gegentheilige Annahme von Pfeiffer $ 206. fann durch das in $ 245. 
Note c. dafür angeführte O. A. ©. Erf. nicht belegt werden, dba daſſelbe auf 
Nichtigfeitsflage des Ehemanns ergangen ift; vgl. Strippelmann Eheſch. ©.380. 
Ebenfowenig kann der Ausſpruch des Strafgerichts (auf deſſeu Vorſchreiten von 
Amtswegen c. 3. X. de divort. (4, 19) zu beziehen ift, wie aus ben Worten 
non apparentibus accusatoribus hervorgeht) in feinem bispofitiven Theile bie 
Nichtigfeitserflärung enthalten. 


1. 23 
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Anerkennung der Ehe und Erfüllung der ehelichen Pflichten, fei es 
durch Nichtigkeitöflage, gegen den andern Ehegatten geltend zu 
machen 24). Die gerichtliche Nichtigkeitderflärung hat in dieſem 
Falle die Bedeutung eines Anerfenntnifjes der ohnehin vorhandenen 
Ungültigfeit der Ehe; ihre Wirkſamkeit ift daher auf die Zeit der 
Eingehung der Ehe zurüczubeziehen, welche nur bei gutem Glauben 
beider oder eine3 der Ehegatten Die Wirkungen einer Putativehe 
begründet. 2) Mängel der Einwilligung und trennende Privatehe- 
binderniffe begründen nur das Recht des verlegten Ehegatten, die 
Che ald nichtig anzufechten. Die Ehe ift ungeachtet dieſer Nichtig- 
feitägründe gültig, jo Lange fie nicht als nichtig angefochten und 
in Folge deſſen aufgehoben worden ijt?5). Die gerichtliche Nichtig- 
feitäerflärung bewirkt Daher in dieſem Fall Die Aufhebung der bis 
dahin gültigen Ehe; ihre Wirkfamfeit beginnt mit dem Eintritt 
ber Nechtsfraft des Erfenninifjes und hebt die Wirkungen nicht 
auf, welche die Ehe für die Ehegatten in ihrem Verhältniß zu 
einander und zu Dritten bis dahin begründet hat 2%), Die An 
fechtung der Ehe als nichtig wird Durch Anerfennung der Gültig: 
feit derjelben 2?) oder Verzicht auf die Nichtigkeitöflage ausge 
ſchloſſen. Insbeſondere werden die auf Mängeln der Einwilligung 
beruhenden Nichtigkeitägründe durch nachherige Genehmigung ge 
hoben, welche aus der freiwilligen Fortjeßung des ehelichen Ver- 
hältnifjes uud namentlich der ehelichen Beiwohnung zu folgern 
ift?8). Aus der Eingehung der Ehe oder der ehelichen Beiwohnung 


24) Die Zuläffigfeit ber Nichtigfeitsflage ift in Betreff der inzeftuofen Ehe 
aus c. 3. X. de divort. (4, 19) zu entnehmen und in Betreff der Bigamie 
burh D. A. ©. Erf. 1818 bei Strippelmann Eheſch. S. 380. anerkannt. 

25) Anerfannt durch D. A. ©. Erf. 1827. bei Pfeiffer II. 275. in Betreff 
bes ehelichen Güterrehts, durch D. A. ©. Erf, vom 20. März 1819. in ©. 
Epftein g. Breudenberg in ber Anwendung, daß die Tochter durch die Ehe unge 
achtet eines beftehenden Nichtigfeitsgrundes, fo lange die Ehe nicht für nichtig 
erklärt worden, aus ber väterlichen Gewalt getreten ift. 

26) Die Ehe it bis zur Nichtigfprehung als wirkliche, nicht als PButativ- 
ehe zu betrachten. 

27) Bähr Anerkennung ©. 184. 

28) DO. U. ©. Erk. vom 24. Juli 1829. in ©. Schenk g. Schent, O. A. 
©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. ©. 383. Note 79. in Betreff des Zwangs, 
bei Strippelmann II. 241. in Betreff des Irrthums und Betrugs. 
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nach erlangter Kenntniß vom Vorhandenfein trennender Privat 
ehehinderniffe ift der Verzicht auf Anfechtung der Ehe wegen Diefer 
Hinderniffe zu entnehmen 2°). 

Die Nichtigkeitsklage unterfcheidet fich von der Ehejcheidungs- 
age jowohl der Begründung, ald dem Zwecke nach 3°), Erſtere 
bezwedt den Ausspruch der Ungültigfeit der Che, deren Gültigkeit 
die Eheſcheidungsklage vorausfegt; jene Fann nur auf Gründe ge 
ftügt werden, welche zur Beit der Gingehung der Ehe ſchon vor: 
handen waren, während nur fpäter eingetretene Umftände Die 
Ehejcheidung begründen. } 


$ 10. 
3) Eheſcheidung. 

Als Ehejcheidungsgründe find nach dem proteftantifchen Kirchen- 
recht in Kurheflen anerkannt '): 

1) Vorjägliche grobe DVerlegungen der ehelichen Pflichten, 
insbejondere a) Ehebruch?) und widernatürliche Unzucht 3), b) bö8« 
liche Verlaſſung, falls der Aufenthaltsort Des abwejenden Che- 
gatten unbekannt ift und der verlajjene während deſſen Abwejenheit 
unbejcholten gelebt hat +), ©) Verweigerung ber ehelichen Bei- 


— — — 





29) O. A. G. Erk. bei Strippelmann Eheſch. S. 393. 

30) Prozeſſualiſche Folgerungen hieraus hinſichtlich der Kumulation beider 
Klagen bei Strippelmann Eheſch. S. 226, hinſichtlich gleichzeitiger Verhandlung 
derſelben als Klage und Widerflage daſ. S. 379, hinſichtlich der Aufrechthaltung 
der auf Nichtigkeitsgründe geſtützten Eheſcheidungsklage als Nichtigkeitsklage 
D. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 239. 

1) Bol. Pfeiffer 8.R. $ 267 fgg. Strippelmann Eheſch. ©. 105, ©. 128. 

2) Ohne Rüdjiht auf Schwängerung D. A. ©. Erf. bei Strippelmann 
a. a. O. ©. 132. Geftattung oder Begünftigung des Chebruchs durch den 
andern Ghegatten fchließt deſſen Chefcheidungsklage aus, D. A. ©. Erf. daf. 
©. 247. Grlittene Nothzucht fteht dem Ehebruch nicht gleih, DO. U. ©. Erf. 
daſ. ©. 246. Angabe des Namens der Perfon, mit welcher der Ehebruch ver 
übt worden, ift zur SKlagbegründung nicht erforderlich, O. A. ©. Erf. daj. 
©. 225; ebenfowenig Angabe der Zeit des Ehebruchs, DO. X. ©. Erf. 1833. in 
S. Müller g. Müller, 1836 in ©. Brand g. Brand. 

3) 82.9. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. O. ©. 132, 19. 

4) Strippelmann a. a. D. ©. 140 fgg., Pfeiffer VIII 427. Ueber den 
Deiertionsprogeß inä Altheffen vgl. Pfeiffer K. NR. $ 271, Pfeiffer VIII. 439, 
Strippelmann a. a. D. ©. 290, in den übrigen Landestheilen Han. Hofg. D. 
XI. $ 227. 
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wohnung, falls die zuläffigen und ausführbaren Zwangsmittel zur 
Herbeiführung der Wiedervereinigung vergebens angewendet find >), 
d) Lebensnachftellungen 6), e) Mißhandlungen, wenn Diejelben 
Iebensgefährliche Verlegungen oder einen bleibenden Gejundheitd- 
nachtheil verurfacht haben ?) oder in Verbindung mit unverjöhn- 
licher Feindfchaft Die Bejorgniß rechtfertigen, Daß bei fernerem 
Bufammenleben der Ehegatten wiederholte Mißhandlungen das 
Leben oder die Gejundheit gefährden werden®). Die aus Ver— 
legungen der ehelichen Pflichten fid) ergebenden Scheidungsgründe 
werben aufgehoben Durch Verzeihung des andern Ehegatten, welche 
auch aus jchlüffigen Handlungen gefolgert werden kann ®) und ins— 
bejondere aus der ehelichen Beimohnung nach erlangter Kenntniß 
des Scheidungsgrundes zu entnehmen ift +0), Stillſchweigend fich 
von ſelbſt verftehende Bedingung der Verzeihung ift Die Nicht: 
wiederholung Der verziehenen Pflichtverlegung; Daher Fönnen bei 
erneuertem übelem Betragen in Verbindung mit neuen gleichartigen 
auch die verziehenen Pflichtverlegungen zur Begründung der Ehe 





5) Hierunter ift begriffen Entfernung an einen andern Wohnort, O. A. ©. 
Erk. bei Pfeiffer K. R. $ 267. Note d, Pfeiffer VIIL 445, Gtrippelmann 
Eheſch. S. 144, 150, oder in eine andere Wohnung an demfelben Ort, DO. X. 
G. Erf. bei Strippelmann a. a. O. ©. 143, oder Verweigerung bes Beifchlafs 
bei Gemeinfchaft der Wohnung, D. A. ©. Erf. bei Pfeiffer VIII. 446, Strips 
pelmann a. a. D. ©. 148 fgg. Die Ehefcheidungsklage findet nicht ftatt, wenn 
die Entfernung aus der Wohnung des Ehemanns oder die Verweigerung des 
Beifchlafs gerechtfertigt war, vgl. oben $ 97. 

6) Strippelmann a. a. DO. ©. 153 fgg. Drohungen, vgl. daſ. ©. 225, 
oder im Jähzorn verübte Thätlichfeiten,, daf. ©. 158. Note 83, erfcheinen nicht 
als Lebensnachitellungen. 

7) Strippelmann a. a. D. ©. 156 fgg. Unter dem Geſichtspunkt ber 
Mißhandlung ift auch gewaltfame Nöthigung des andern Ehegatten zur ehelichen 
Beimwohnung, da. ©. 163, und Abtreibung der Leibesfruccht wider Willen der 
Ehefrau, daſ. ©. 193, zu betrachten. 

8) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. DO. ©. 170. Nur in Ber: 
bindung mit Mißhandlungen begründet unverföhnliche Abneigung oder Feindſchaft 
die Scheidung; daſ. ©. 169. 

9) Beifpiele bei Strippelmann a. a. D. ©. 243. Note 14. 

10) DO. 4. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. O. ©. 242. in Beziehung auf 
Ehebruch und Mifhandlung. Ueber die Beichaffenheit der erforderlichen Kenntnig 
bes Scheibungsgrundes: Dec. Cass. II. 278. nr. 6, O. A. ©. Erf. bei Strip- 
velmann II. 241. 
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ſcheidung dienen 12). Ehebruch 12), nicht Mifhandlungen !3) oder 
ſonſtige Scheidungsgründe 4), werden aufgehoben durch Kompen- 
fation mit gleicher 5) Pflichtverlegung des andern Ghegatten; 
bereit3 verziehener Ehebruch begründet Die Einrede der Kompen- 
ſation nicht 10). 

2) Buftände, welche die im Weſen der Ehe begründete Lebens— 
gemeinjchaft gänzlich und für immer ausfchließen, insbeſondere 
a) Iebenslängliche Freiheitäftrafe ?7), b) unheilbarer Wahnfinn 28), 
ec) unverbefjerliche Trunkſucht!“), d) unbeilbare Eörperliche Ge— 
brechen oder Krankheiten, wenn fie im Falle der ehelichen Bei- 
wohnung des andern Ehegatten Xeben oder Gefundheit gefährden 2°), 
wogegen nad) Eingehung der Ehe eingetretenes Unvermögen einen 
Ehejcheidungsgrund nicht abgiebt 2°), e) Mißverhältniß der Ge- 
ſchlechtsorgane, wodurd für den Fall der ehelichen Beiwohnung 


11) Dec. Cass. III. 118. nr. 6. 9. 4. ©. Erf. bei Henkel ©. 47, 
Pfeiffer V. 120, Strippelmann Eheſch. ©. 245. 

12) 1. 39. sol. matr. (24, 3), 1. 13. $ 5. ad leg. Jul. de adult. (48, 5), 
c. 6,7. X. de adult. (5, 16), c. 1. C. 32. q. 6. Dec. Cass. II. 118. 
Strippelmann a. a. D. ©. 236. 

13) D. A. ©. Erf. 1818. bei GStrippelmann IV. 1, 107. Bol. auch. 
Pfeiffer V. 111. 

14) Wenn dem Ehegatten, welchem ein Chebruch zur Laft fällt, die Klage 
auf Scheidung wegen böslicher Berlaffung verfagt wird, vgl. Pfeifer K. R. 
$ 271. Note b, Pfeiffer VI. 443, jo beruht dies nicht auf Kompenfation, 
fondern darauf, daß ein unbejcholtener Lebenswandel als Vorausſetzung der 
Eheſcheidung wegen böslicher Verlaſſung gilt. 

15) Wegen ungleichartiger Eheſcheidungsgründe findet Kompenfation nicht 
ftatt; DO. A. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. O. ©. 239. Note 99 (Ehebruch 
und Mißhandlung), S. 240 (Ehebruch und Verweigerung ber ehelichen Bei- 
wohnung). 

16) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. D. ©. 239. 

17) Dec. Cass. II. 300. ©. 4. ©. Erf. 1778 bei Kopp Handb. III. 187. 
Strippelmann a. a. D. ©. 1%. 

18) DO. X. ©. Erf. 1818. bei Strippelmann a. a. D. ©. 189. 

19) O. A. ©. Erf. 1836. daf. ©. 197. 

20) Dec. Cass. I. 1. ©. X. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. O. ©. 176. 
Dagegen wird die Ehefcheidungsflage nicht begründet durch Heilbare, wenn gleich 
anſteckende Krankheit, 3. B. Venerie, D. N. ©. Erf. daſ. ©. 177. Note 55, 
oder durch unheilbare, aber für den andern Ehegatten nicht gefährliche Kranf- 
heit, 3. B. Blindheit, DO. A. ©. Erf. daf. ©. 178. Note 37. 

21) O. A. ©. Erf. 1840. in So Heufer g. Heufer. 
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Leben oder Gefundheit des Flagenden Ehegatten gefährdet ift??). In 
allen diefen Fällen ift derjenige Ehegatte, in deſſen Perjon der 
Scheidungsgrund befteht, zur Eheſcheidungsklage nicht berechtigt * °). 

3) Scheidung von Tiſch und Bett, wenn nach Verlauf eines 
längeren Zeitraums ungeachtet eines gerichtlichen Güteverſuchs Die 
MWiedervereinigung der Ehegatten nicht erfolgt?*). 

4) Wenn eine Ehefrau nachweift, daß ihr Ehemann als Soldat 
die Feldzüge in Spanien oder Rußland mitgemacht habe, und eidlich 
verfichert, von dem Leben oder Aufenthalt dejjelben Feine Nachricht 
erhalten zu haben, jo ift die Ehe auf ihren Antrag ohne prozeſ— 
jualifche Verhandlung, jedoch durch gerichtliche Erkenntniß zu 
trennen 25). 

Die Ehejcheidung hat neben den allgemeinen Wirkungen der 
Auflöfung der Ehe bejondere Nachtheile für den Chegatten zur 
Folge, deſſen Verfchulden die Scheidung beizumefien ift?°). ALS 
jchuldiger Theil ift derjenige anzuſehen, welcher durch eine ber 
unter 1 erwähnten Pflichtverlegungen, oder Durch ſchuldvolle Her- 
beiführung eines der unter 2 erwähnten Zuftände?”) Grund zur 
Ehejcheidung gegeben hat. Dagegen kann Feiner von beiden Che- 
gatten als der Jchuldige bezeichnet werden, wenn Die Schuld beide 
trifft 28), oder wenn das Eheband auf. den Grund vorgängiger 
Scheidung von Tiſch und Bett getrennt worden ift?%). Die Nach: 


— — — — — 


22) Pfeiffer K. R. $ 267. Note k. Strippelmann a. a. O. ©. 179. 

23) Insbefondere in den unter d und e erwähnten Fällen, O. A. ©. Erf. 
bei Strippelmann a. a. D. ©. 180, 182. 

24) Bol. $ 101. 

25) ©. R. B. vom 20. Juni 1817. D. 4. ©. Erf. bei Strippelmann 
I. 187. 

26) Es ſoll daher in jedem Scheidungserfenntnig, wenn ein Ehegatte als 
der ſchuldige Theil erfcheint, diefer als folcher bezeichnet werden, J. M. B. vom 
30. Sept. 1835 (N. ©. IV. 565) und D. A. ©. Erf. bei Strippelmann 
Eheih. S. 287. Diefer Ausſpruch ift auch dann erforderlich, wenn der klagende 
Theil darauf nicht angetragen hat, weil die den fehuldigen Theil treffenden 
Nachtheile nicht blos deſſen Verhältniß zu dem Fagenden Ehegatten betreffen. 

27) 3. B. durch Trunffuht, O. A. ©. Erf. bei Strippelmann Eheſch. 
©. 197, durch venerifche Krankheit, worüber Strippelmann a. a. D. ©. 181 
zu vergl. 

28) D. A. ©. Erf. 1823 bei Strippelmann Chef. S. 332. 

29) D. A. ©. Erf. 1849 bei Strippelmann Eheſch. S. 371. in einem 
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teile, welche den ſchuldigen Theil treffen, beftehen abgejehen von 
den dem öffentlichen Rechte angehörigen Verhältniffen in dem Ver— 
bot der Wiederverheirathung 3%) und in den durch dad römijche 
Recht beftinnmten Vermögenzftrafen 31). Lebtere treten im Falle des 
Ehebruchs oder der böslichen Verlaſſung??) oder einer Dem Ehebruch 
oder der böslichen Verlafjung gleichzuachtenden Verleung der ehelichen 
Pflichten 33) ein und beftehen bei der jchuldigen Ehefrau im Ver— 
luſt des Rechts auf die Dos, oder, wenn feine Dos beftellt oder 
dieſelbe bei Auflöfung der Ehe an eine andere Perjon ald die 
Frau zurüczugeben ift, im Verluft eines Vierteld ihres Vermögens, 
bei dem ſchuldigen Ehemann im Verluſt der Widerlage oder, wo 
eine folche nicht beftellt if, des vierten Theils feines Vermögens. 
Diefer Verluft hat die Natur einer Privatftrafe **), welche Durch 
das Vergehen des jehuldigen Ehegatten verwirkt ift und von dem 


Falle, wo die Scheidung von Tiſch und Bett wegen gegenfeitiger Abneigung und 
Unverföhnlichfeit erfannt war. Wird übrigens ein Grund nachgewieſen, welcher 
auch ohne vorhergehende Scheidung von Tifh und Bett bie Eheſcheidung und 
die Bezeichnung des andern Ehegatten als fhuldigen Theils rechtfertigen würde, 
z. B. ein während des Getrenntlebens begangener Ehebruch, fo kann ber ſchul⸗ 
dige Ehegatte als ſolcher bezeichnet werden, auch wenn die Eheſcheidung lediglich 
in Folge der vorausgegangenen Scheidung von Tiſch und Bett ausgeſprochen 
wird, O. A. G. Erk. 1838. bei Strippelmann S. 332. Note 69 und S. 369. 
Note 47. 

30) Vgl. oben $ 92. Nr. 4. b. 

31) Vgl. Pfeiffer K. R. $ 273, Pfeiffer VIII. 434, Strippelmann Eheſch. 
S. 307 ff. 

32) Konſ. Komm. vom 16. Dez. 1796 (N. ©. IV. 240), D. A. ©. Erf. 
1835. bei Pfeiffer VIII. 448. und Strippelmann Eheſch. ©. 317. 

33) 3. B. nad der ältern Praris (Strippelmann Eheih. S. 116) im 
Falle einer dem Ehebruch gleichgeachteten Unfittlichfeit, O. A. G. Erf. 1806. 
bei Strippelmann a. a. O. ©. 319, oder im alle der nach Analogie der bös⸗ 
lichen Verlaſſung zu betrachtenden Verweigerung ber ehelichen Pflicht, O. A. ©. 
Erf. 1829. daf. ©. 318. Für die Anwendung ber Eheſcheidungsſtrafen bei 
andern Chejcheidungsgründen als dem Chebruch, ber böslichen Verlaſſung und 
analogen Pflichtverlegungen ift wenigftens ein entfchiedener Gerichtsgebrauch 
nit nachweisbar. 

34) Diefer Gefichtspumkt ift entſcheidend bei ber Frage, inwiefern die Klage 
auf und gegen die Erben übergebe. Vgl. O. A. ©. Erf. 1767 bei Kopp Hob. 
II. 53. und Pfeiffer K. R. $ 273. Note k, 1830 bei Strippelmann Eheſch. 
©. 311. 
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verlegten Ehegatten 35) mit Auflöfung der Ehe auch Dann geforbert 
werden Faun, wenn die Ehe nicht wegen dieſes Vergeheng, fondern 
aus einem andern Grunde aufgelöft ift 3°). 

Im Falle der Zurückweiſung der Ehejcheidungsflage pflegte Dem 
Erkenntniſſe, namentlich bei faktiſch bereits beftchender Separation 
der Eheleute, ehemals die Auflage an Letztere beigefügt zu werben, 
jo wie es chriſtlichen Eheleuten gezieme wieder zufammenzuleben 37), 
Dieſe Auflage erjcheint jeßt nicht mehr angemefjen, da dieſelbe in 
der amtlichen Ginwirfung der Konfiftorien auf Die Kirchenzucht 
ihren Grund hatte, auf die weltlichen Gerichte aber eine ſolche 
Einwirkung nicht übertragen ift 3®). 


$ 101. 
4) Scheidung von Tifh und Bett. 

Die Zuläjfigfeit einer Klage auf Scheidung von Tiſch und 
Bett ift im heſſiſchen Rechte gefeglich anerkannt ?), Die Beftimmung 
ihrer Vorausfeßungen und Wirkungen aber durd) Den Gerichtsgebrauch 
erfolgt 2). In Folge deſſelben ift Die Geftaltung des Inſtituts 
eine andere in Altheffen, ald in den übrigen Zandestheilen, und 
verjchieden in dem vormaligen Gerichtäbezirfe der Konfiftorien zu 
Kafjel und Marburg ®). 

1) In Althefjen ift eine immerwährende Scheidung von Til) 
und Bett nach) dem Rechte der evangelijchen heſſiſchen Kirche 


35) Durch Klage oder Einrede, O. A. G. Erf. 1835. bei Pfeiffer VII. 448. 
Die Klage kann mit der Chefcheidungsflage verbunden oder auch abgefondert 
angeftellt werden, O. A. ©. Erf. 1844. bei GStrippelmann Eheſch. ©. 321. 
- Bur Begründung der Klage auf den vierten Theil des Vermögens ift die Angabe 
der Beftandtheile defjelben nicht erforderlih, vielmehr die Berurtheilung zur 
Herausgabe nad) einem von dem DVerklagten aufzuftellenden und eidlich als voll 
ftändig zu erhärtenden Verzeichniß zuläffig, Dec. Cass. III. 22. 

36) D. 4. ©. Erf. 1838. bei Strippelmann Eheſch. S. 369, 1844. daf. 
©. 321. 

37) Strippelmann Eheſch. ©. 289. 

38) D. A. ©. Erf. 1841. in S. Moft g. Moft. 

1) Konj. D. 1657. XV. $ 1. V. vom 29. Juni 1821. $ 43. Gef. vom 
29. Oft. 1848. $ 24. 
z 2) Pfeiffer K. R. $ 275. Pfeiffer II. 329, V.77. Strippelmann Eheſch. 

. 334, 

3) Vgl. oben $ 3. Note 7, $ 39. Note 22. 
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unzuläffig *). Eine zeitweilige Scheidung von Tiſch und Bett Fennt 
der Gerichtsgebrauch in Altheſſen nur in der Weife, daß nach Ab- 
lauf des beftimmten Beitraums bei nicht erfolgter Wiederver- 
einigung der Ehegatten das Eheband getrennt wird; dagegen ift 
eine ſolche mit der Wirkung, daß nad) Ablauf der Frift die Ehe- 
gatten gezwungen werden, wieder zujammen zu leben, oder Daß 
diefem Zwange eine Verlängerung der Frift vorhergeht, dem alt- 
heſſiſchen Rechte fremd 5). Das Erfenntniß, welches Die Scheidung 
von Tiſch und Bett ausjpricht, gemährt beiden Ghegatten das 
Recht, nach Fruchtlofem Verlauf der Frift ohne ſonſtigen Scheidungs- 
grund die Auflöfung des Ehebands zu begehren, enthält mithin 
eine bedingte Ehejcheidung. Daher ift die Scheidung von Tiſch 
und Bett gleich der Ehejcheidung nicht nach freiem richterlichem 
Ermeſſen, jondern nur in beftimmten, Durch Gejeß oder Gerichts: 
gebrauch zugelajjenen Fällen zu erkennen ®), und als genügender 
Grund derjelben nur eine jolche wejentliche Störung des ehelicdyen 
Berhältniffes anzufehn, welche die alsbaldige Trennung des Ehe: 
bandes rechtfertigen würde, wenn gewiß wäre, Daß die obwaltende 
Störung des ehelichen Zuſammenlebens bleibend jein würde, 
welche aber, weil im gegebenen Falle dieſe Vorausfeßung noch 
ungewiß erjcheint, zur Zeit die Trennung des Ehebands nicht be: 
gründet ”). In Fällen dieſer Art, wozu nad) dem Gerichtsgebrauche 
gegenfeitige oder einjeitige Mißhandlungen ®), Hang zum Trunfe?) 
und unerträgliches Betragen 0) gehören, hat die zeitweilige 


4) D. U. ©. Erf. bei Pfeiffer II. 336. Lautet die Klagbitte auf immer- 
währende Scheidung von Tiſch und Bett, fo kann unter Zurüdweifung der 
Klage im Uebrigen als unftatthaft auf temporäre Scheidung erkannt werden. 
D. 4. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 104. 

5) O. X. ©. Erf. 1852 in S. Schütz g. Schüg, in Anwendung auf einen 
Tall aus dem Bezirk des Konſiſtoriums zu Kaflel. 

6) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. D. ©. 349. 

7) O. X ©. Erf. bei Strippelmann a. a. O. S. 361. Vgl. den vorigen $ 
Note 8, Note 19. 

8) Zahlreiche Beifpiele bei Strippelmann a. a. O. ©. 346, 354 fgg. 

9, D. 4. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. D. ©. 1%. 

10) Strippelmann a. a. DO. ©. 359. O. A. ©. Erf. 1831. bei Pfeiffer 
V. 114. Die Klage auf Trennung von Tiſch und Bett wird aber erft dann 
zugelaffen, wenn alle außergerichtlichen Mittel zur Herftelung des ehelichen 
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Suspenfion des ehelichen Beifammenlebens den Zwed, durch einen 
Verſuch feftzuftellen, ob die Ausſöhnung der entzweiten Ehegatten 
oder die Beſſerung des durch fein Betragen die Scheidung von 
Tiſch und Bett verjchuldenden Theil möglich, mithin ein Grund 
zur Trennung des Chebandes nicht vorhanden ſei112). Die Klage 
auf Scheidung von Tiſch und Bett ift, wenn gleich fie mittelbar 
zur Trennung des Ghebandes führen kann, doch von der Ehe— 
ſcheidungsklage dem Gegenftande nad verjchieden??). Die Scheidung 
von Tiſch und Bett wird zufolge der Konfiftorialpragis im Ober: 
fürftentbum und in Schaumburg auf gewiſſe, nad richterlichem 
Ermeſſen zu beftimmende Zeit, im Niederfürftenthbum Dagegen auf 
unbeftimmte Zeit erkannt, und dort nad) Ablauf der im Erfenntniß 
beftimmten Frift, bier nach Ablauf von zwei Sahren der Antrag 
auf gänzliche Eheſcheidung für begründet erachtet 3). Zu Diefem 
Antrag ift jeder Ehegatte jelbft in dem Falle berechtigt, Daß er 
durch jeine Schuld die Klage des andern Theile8 auf Scheidung 
von Tiſch und Bett veranlaßt hat!“). Auf erfolgten Antrag, 
welcher nicht als eine neue Klage ſich Darftellt, jondern die Fort- 
jeßung des Prozefjes, in weldyem Die temporäre Scheidung erfannt 
worden ift, bezwedt 15), wird Die Ehe ohne weitere Verhandlung 
dem Bande nach getrennt, wenn ein vom Gericht Durch perjönliche 


Briedbens, namentlich Rügen und Eirchendisziplinarifche Korrekftionsmittel, ver 
gebens ‚angewendet worden find, O. X. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. D. 
©. 1%. Note 89, ©. 349. Note 6, ©. 350. Note 7, ©. 351. Note 9, 
©. 352. Note 10. 

11) Den Nttributionen der Gerichte wiberfireitet ed, die Scheidung von 
Tiſch und Bett mit Strippelmann a. a. D. ©. 340. als eine Maßregel der 
Kirchendisziplin aufzufaflen. 

12) Prozefjualifche Folgerungen hieraus Hinfichtlih der Aufrehthaltung 
einer unbegründeten Eheſcheidungsklage als Klage auf Scheidung von Tiſch und 
Bett in D. X. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 85. Note t, Hinfichtlid der Unzuläffig- 
feit der Beichränfung der auf Cheſcheidung gerichteten Klagbitte auf Scheidung 
von Tiſch und Bett in O. A. ©. Erf. bei Pfeiffer V. 104. Ueber die eventuelle 
Verbindung beider Klagen vgl. Strippelmann Eheſch. ©. 366. 

13) Pfeiffer K. R. $ 275. Bfeiffer V. 87, in Betreff der Grafſchaft 
Schaumburg daſ. 122, Strippelmann a. a. O. ©. 369. 

14) O. A. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. D. ©. 368, 370. 

15) O. 9. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. O. ©. 370, Note 50. Der 
Anwalt bedarf daher Feiner neuen Vollmacht, daſ. ©. 369. 
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Vernehmung der Ehegatten vorzunehmender Verſuch der Wieder: 
vereinigung mißlingt ?°). Durch Wiedervereinigung der Ehegatten 
wird der aus der Scheidung von Tiſch und Bett fid) ergebende 
Ehejcheidungsgrund befeitigt; jedoch erjcheint die Nichternenerung 
der frühern Störungen des ehelichen Beifammenlebens als ftill- 
ſchweigend fi) von jelbft verftehende Bedingung der Wiederver- 
einigung, daher bei Grueuerung derjelben der Antrag auf Che 
jcheidung Durch Die erfannte Scheidung von Tiſch und Bett in 
Derbindung mit den nad) der MWiedervereinigung vorgefommenen 
Störungen des ehelichen Friedens und Beifammenlebens begründet! ?). 

2) In den übrigen Landestheilen kommt das gemeine Eherecht 
der Proteftanten in Deutjchland zur Anwendung, demzufolge auch 
hier eine immerwährende Trennung von Tiih und Bett für unzus 
läjfig, und Die zeitweilige Suspenfion des ehelichen Beiſammen— 
lebend als Verſuch, die MWiedervereinigung der Ehegatten zu 
bewirken, betrachtet wird, nach deren vergeblicher Anwendung die 
gänzliche Ehejcheidung begründet ift ’3). Dagegen findet bier der 
altheſſiſche Gerichtögebraudy, wonach die Ehe nad) Ablauf einer 
zweijährigen oder der im Erfenntniß beftimmten Frift ohne Weiteres 
gejchieden wird, Feine Anwendung’); vielmehr pflegt, wenn Die 
Trennung von Tiſch und Bett auf beftimmte Zeit erfannt worden 
ift, eine Verlängerung dieſer Frijt vorherzugehn, und, wenn Die 
Trennung auf unbeftimmte Zeit erfannt ift, die gänzliche Ehe— 
ſcheidung erft dann zu erfolgen, wenn ſeitdem ein jo langer Beit- 
raum verfloffen ift, Daß eine MWiederausjöhnung nicht mehr zu 
erwarten fteht 2°). 


16) DO. A. G. Erf. bei Strippelmann a. a. O. ©. 366. Dagegen ift 
der Antrag auf Trennung des Chebandes durch einen vorgängigen Güteverſuch 
vor Pfarrer und Presbyterium micht bedingt, wie Strippelmann a. a. D. 
©. 366. anzunehmen jcheint. Vgl. oben Note 10. 

17) O. 4. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. D. ©. 367. Vgl. auch ben 
vorigen $ Note 11. 

18) D. X. ©. Erf. bei Pfeiffer II. 336. 

19) D. A. ©. Erf. bei Strippelmann a. a. D. ©. 376. 

20) D. N. ©. Erf. bei Pfeiffer II. 336. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Ehelides Güterrecht. 


$ 102. 
I. Begriff und Umfang. 


Das eheliche Güterrecht ift der Inbegriff der Rechtsſätze, nach 
‚denen die Einwirkung der Verehlihung auf die Vermögensver— 
bältniffe der Ehegatten beurtheilt wird, Dieſe hat entweder blos 
faftiiche aus der Lebensgemeinjchaft entipringende oder rechtliche 
MWirfungen, welche in einer völligen oder theilweiſen Gemeinjamfeit 
des Vermögens der Ehegatten oder Cinräumung von Rechten über 
dad Vermögen der Ehefrau an den Ehemann beftehen können. 
Das eheliche Güterrecht beruht auf Vertrag oder Geſetz. Die 
Ehegatten find befugt Die Nechtsnormen, nad) denen ihre Ver: 
mögensverhältniffe fich richten follen, innerhalb Der allgemeinen 
Grenzen vertragsmäßiger Dispofitionen bei Eingehung der Ehe 
durch Vertrag feftzufeßen. Sin Ermanglung jolcher vertragsmäßiger 
Regelung kommen die zur Zeit der Eheſchließung am Wohnort des 
Ehemanns geltenden gejeßlichen „der gewohnheitsrechtlichen Be— 
flimmungen zur Anwendung !); wo Die Standesverhältniffe einen 
Unterjchied begründen, ift der Stand des Ehemanns in dieſem 
Zeitpunkt entjcheidend ?). Die Wirkfamfeit des Eonventionellen wie 
des gejeglichen Güterrecht3 beginnt mit Abjchliegung der Che?), 


1) Runde ehel. Güterr. $ 96. Savigny Syftem VII. 327. Lauterbach 
de societ. bonor. conjug. 1661. cap. 1. Nr. 10 sg. Glüf Comment. XXV. 
269. Nicht maßgebend ift der Ort der Trauung DO. X. ©. Erf. v. 22. Juli 
1843. 3. ©. Lorſch g. Lorſch. 

2) D. 2. ©. Erf. v. 9. April 1851. z. S. Balz g. Bornemann. 

3) Dies gilt auch von der abfolut ungültigen Che, fofern fie nur Putativ- 
ehe war, da ber gute Glaube beider oder auch nur eines der Ehegatten für eine 
ſolche die Wirkungen einer wirklichen Ehe herbeiführt, Richter Kirchenr. $ 267. 
Wesel de societ, Tract. I. Nr. 53. Bei einer nicht abfolut ungültigen aber 


zäs 
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alſo bei Firchlich gefchloffenen Ehen mit der Kopulation, bei Givil- 
eben mit dem Akt der bürgerlichen Trauung 4); namentlich ift bei 
eriterem die Eingehung der Ehe als ftilljchweigende Bedingung ge 
dacht 5). Weder Veränderung der Gejeßgebung ®), noch des Wohn- 
ort3?) oder der Standeöverhältnilje®) der Ehegatten bewirkt 
nach kurheſſiſcher Praxis eine Veränderung des bei Gingehung der 
Che zur Geltung gelangten Nechtes. BZuläffig ift vertragsmäßige 
Abänderung während der Dauer der Ehe); der entgegengejeßte 
Grundfaß des franzöfiichen Rechts +0) ift für die kurheſſiſchen Ge- 
bietstheile mit Ausnahme der Provinz Hanau und der Streife Fulda 
und Hfinfeld dahin abgeändert, Daß e8 den Cheleuten, welche fich 
unter der Herrjchaft dieſes Nechtes verehelicht haben, frei fteht, 





als nichtig anfechtbaren Ehe (vgl. oben $ 99.) dauert das gefepliche oder ver- 
tragsmäßige eheliche Güterrecht fort, folange die Ehe felbit nicht als nichtig 
aufgehoben worden if. O. A. ©. Erf. 1827. bei Pfeiffer II. 276. 

4) Die in einigen Partikularrechten fi findenden bejonderen Anfangs- 
momente, wie Beichlagung der Dede, find dem Furheflifchen Recht nicht bes 
fannt; auch der Ausdruck der Solmf. L. O. Tit. 28. $ 1. eheliche Beimohnung 
wird auf die Kopulation bezogen. Schmitthenner Güterr. ©. 49. Ueber die 
befonderen Folgen der einjährigen Dauer der Ehe nah Schaumburger Recht 
ſ. u. $ 119. 

5) In Anwendung von 1. 68. de jure dot. (23, 3). Glüf Comm. XXV. 
©. 385. Dies gilt aud) von den gegen Dritte in einem Ehevertrag einges 
gangnen Verbindlichfeiten D. A. ©. Erf. 1840. GStrippelmann I. 265. in Ans 
wendung auf eine übernommene Alimentationsverbindlichkeit. 

6) Pfeiffer Pract. Ausf. II. Abh. 6. So ift namentlih die Einführung 
des altheffischen Rechts in dem Fürftentyum Briglar (oben $ 16. ©. 29.) nad 
D. A. ©. Erf. 1822. Pfeiffer I. 146, des franzöſiſchen Rechts im Königreich 
Weftphalen nah O. A. ©. Erf. 1826 bei Pfeiffer II. 272. und im Grofherzog- 
thum Frankfurt nach Staatsrathegutachten vom 23. Webr. 1811 (Meg. BL. I. 
393), und die Wiederabfchaffung desfelben (oben $ 34. ©. 87.) nah O. A. G. 
Erf. 1827. Pfeiffer IL 277. ohne Einfluß auf die nach dem früheren Recht 
abgefchloffenen Ehen gewejen. 

7) Pfeiffer in der eitirten Abhandlung O. A. G. Erf. 1828. ebenda ©. 488, 
vgl. Savigny Syftem VII. 328. N. M. Runde Eher. $ 97. 98. Eichhorn 
Pr. R. $ 307. Die Literatur über diefe fehr beflrittene Trage f. bei Runde 
$ 97. Note a. und Schmitthenner ©. 51 und 61. 

8) D. A. ©. Erf. 29. Jan. 1845. 3. ©. Sundheim g. Enyriem u. Gen., 
9. April 1851. 3. ©. Balz g. Bornemann. 

9) Runde Eher. $ 156 und 164. Dies ift jedoch ohne Einfluß auf bie 
wohlerworbenen Nechte Dritter. 

10) Code Nap. Art. 1395. 1396. 
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durch eine vor dem Gericht ihres Wohnorts abzugebende und won 
bemjelben zur öffentlichen Kunde zu bringende Erklärung ein anderes 
als das bei Eingehung der Ehe geltende gejeßliche oder vertrags- 
mäßige Güterrecht anzunehmen 12). Das eheliche Güterrecht ift 
maßgebende Norm nicht allein für die Nechtsverhältnifje der Ehe: 
gatten untereinander in Anſehung ihres gefammten Vermögens 2), 
jondern auch für ihre aus dem ehelichen Zuſammenleben fich er- 
gebenden Beziehungen zu Dritten ?3) und die Auseinanderfeßung bei 
Auflöfung der Ehe 10). Beendigt wird die Wirkfamkeit desfelben 
durch vertragsmäßige Abänderung und durch Auflöfung der Che 
durch Tod oder Ehejcheidung. 


$ 103. 
II. Bertragsmäßiges Güterredt. 
Ehepakten?), welde die Vermögensverhältniffe?) der Che- 
gatten auf Die Dauer der Che oder auch für den Fall der Auflöfung 


11) 2. v. 4. Juni 1830. $ 5. 

12) Savigny Syſtem VIII. 327. Runde Eher. $ 35. Es find daher 
demſelben aud die in andern Rechtsgebieten gelegenen Immobilien unterworfen. 
Francke Diss. quaten. ux. $ 32. Marb. Far. Urth. bei Runde Eher. ©. 84. 
Note e. Lauterbach de soc. c. 2. Nr. 13. Früher fchrieben manche dieſe 
Wirkung nur dem vertragsmäßigen nicht dem geſetzlichen Güterrecht zu, ſ. Eſtor 
Bürg. R. Gel. I. $ 738, 

13) Namentli die Haftung für die Eheſchulden, DO. U. ©. Erf. 1828, 
bei Pfeiffer II. 488. 

14) Auch die Erbfolge der Ehegatten ift, fofern fie mit dem während der 
Ehe geltenden ehelichen Güterrechte in untrennbarem Zufammenhange fteht, nad 
den zur Zeit der Eheſchließung am Wohnort des Ehemann geltenden gejeglichen 
oder gewohnheitsrechtlichen Beſtimmungen zu beurteilen, obgleich im Allge— 
meinen bie Inteftaterbfolge nach dem zur Zeit des Grbanfalls am legten Wohnort 
bes Grblafjers geltenden Rechte fich richtet. Dgl. für die Succeffion der Ehe: 
gatten nah Schaumb. Pol. D. DO. A. ©. Erf. 1826. bei Pfeiffer II. 271, nad 
Solmj. 2. O. O. A. ©. Erf. 1847. bei Strippelmann VII. 163; ſ. auch D. 
A. ©. Erf. 1841. bei Strippelmann V. 352. 

1) Die Benennung Ehepaften ift die jet übliche; vgl. Sportel. D. vom 
16. Mai 1656. Nr. 11. (2. O. II. 313, 317), Ed. vom 18. Febr. 1724. $ 11, 
Han. Hofg. O. XL $ 210, I. Birſt. B. vom 18. Nov. 1769, $ 4, Kopp 
Hbb. II. 182. In den oberhefl. Stadt- und Landbräuchen, in Ger. DO. 1497. 
$ 27. und Solmf. L. O. II. 18, heißen fie Gedinge. Andere Bezeichnungen 
find Eheberedung, Chefliftung , Eherezeß, pacta dotalia (morunter nicht blos 
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derjelben regeln, können jowohl vor ald nad) Gingehung der Ehe 
gejchloffen werden. Während fie nach gemeinem Recht an eine 
beſtimmte Form nicht gebunden find ®), enthält das Partikular- 
recht?) hierüber folgende Beitimmungen: 1) Chepaften Amts- 
jälfiger, welche vor oder bei der gerichtlichen Eheanzeige abgefchloffen 
werben jollen, müfjen bei Vermeidung der Nichtigfeit mit dieſer 
zu Protokoll gegeben werden). Hierdurch ift jedoch Errichtung 
von Ehepakten nad) der gerichtlichen Eheanzeige nicht ausgejchloffen. 
2) Die Ehepakten Schriftjäjfiger*) und die nad) der gerichtlichen 





Dotalverträge zu verftehen find), Ehezärter, Heirathsbrief (Landr. Entw, bei 
Seife IV. 15. $ 12, Solmf. 2. O. II. 18), Hinlichsbrief, Ehelich, welcher 
Ausdrud noch jebt in Oberheſſen gewöhnlih if. In Selmf. 2, ©. II. 18, 
$ 4. ift der Ehelihstag und in $ 10, II. 23. $ 16. der Hinlichstag erwähnt. 
Bol. Eftor Bürg. R. Gel. I. 781, Hofmann Eher. $ 11. 

2) Außer Betracht bleiben hier die Chepakten, welche die perfönlichen 
Berhältnifje, 3. B- den Wohnftg der Ehegatten (vgl. oben $ 97), die religiöfe 
oder bürgerliche Erziehung der Kinder (vgl. unten $ 128), oder die Rechts— 
verhältnifje zu den Gltern, Schwiegereltern, Vorkindern betreffen. Ueber Morgen: 
gabe und Witthum Haben fi im heſſiſchen Recht Feine eigenthümlichen Grund 
fäße ausgebildet. 

3) Nunde Eher. $ 157. Hieraus folgt, daß das gefegliche Güterrecht auch 
durch ftillfchweigende aus fchlüffigen Handlungen zu entnehmende Uebereinkunft 
ausgefchlofjen werden Fann; vgl. Reichsfammergerichts-Erf. bei Cramer Nebenft. 
XXIV. 35. 

4) Vol. für Altheſſen Ed. vom 18. Jan. 1723. $ 2, vom 18. Febr. 1724, 
8 11; für Schaumburg Pol. D. XVII; für Hanau Solmf. 2. ©. IL 18. 
$ 1 und 4, Han. Hofg. DO. XI. $ 210, Proz. D. vom 6. Oft.1818. $ 1 und 2. 
Das franzöfiihe Recht forderte Abſchließung der Ehepakten vor einem Notar 
(Code Nap. art. 1394) und vor ber Heirath (art. 1394, 1395); die dur 
Gircularfchreiben des weſtphaͤl. Juſtiz. Minift. vom 23. Jan. 1808 ausgefprochene 
Zuläffigfeit der Errichtung derfelben vor dem Beamten des Perfonenftands, d. 5. 
vor dem Geiftlichen (Kön. Defr. vom 22. Jan. 1808. Bull. I. 221), erfennt 
die Furheifiihe Praris niht an, D. A. ©. Erf. 1822 und 1829. bei Pfeiffer 
III. 151. und Gößmann Beiträge II. 199. 

5) Obgleich die Nichtigfeit in Ebd. 1723. $ 2, 1724. $ 7. und Han. Hofg. 
D. XI. $ 218. nur für das Verlöbniß angedroht ift, nimmt die Praris dies 
felbe auch hinfihtlih der Chepaften an, O. N. ©. Erf. bei Strippelmann 
VII. 119 ff. 

6) Bei verſchiedenem Stande entſcheidet der des Bräutigams, Dec. Cass. 
III. 22. Die durch Gef. vom 29. Okt. 1848. $ 13 und 14. erfolgte Ausdeh— 
nung der für die Eheanzeige der Amtsfäffigen geltenden Beltimmungen auf bie 
Schriftfäffigen ift ohne Einfluß auf die Form der Ehepaften, da die Abfafjung 
ber Lebtern ein nur zufällig der Zeit nach gewöhnlich mit der Eheanzeige zu— 
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Eheanzeige errichteten Ehepakten Amtsjäjfiger ”) bebürfen zu ihrer 
Gültigkeit nicht einer beſtimmten Form; die in der Solmjer Land- 
ordnung ®) und in der Schaumburger PolizeisDrdnung ?) ange 
ordnete fchriftliche Abfalfung oder Zuziehung von Zeugen ift nur 
des Beweifes wegen ohne Androhung der Ungültigfeit des Vertrags 
im Falle der Unterlafjung dieſer Form vorgejchrieben,. 3) Der 
Inhalt der Ehepakten kann die Nothwendigkeit einer Form begründen, 
welche für Chepaften als joldhe nicht vorgejchrieben ift, 3. B. 
bei Simmobiliarveräußerungen '°),  Erbverträgen 1), großen 
Schenkungen, bei Ausſchließung der gejeßlichen 12) oder Einführung 
der geſetzlich nicht begründeten Errungenjchaftsgemeinjchaft 13), 
Aufhebung der geſetzlicheu Gütergemeinichaft des franzöſiſchen 
Rechts !*). 

Ehepakten können entweder das geſetzliche Güterrecht nur 
ausschließen, ohne pofitive Beftimmungen an deſſen Stelle zu feßen! >), 


fammenfallendes Nechtsgefhäft if. A. M. Heufer Ann. IL 323. und Kerfting 
Sonderrehte S. 499. Note zu $ 209. 

7) O. N. ©. Erf. 1850. bei Strippelmann VII. 123, 

8) Solmf. £ DO. II. 18. $ 4. Als Zwed der Vorſchrift ift angegeben 
„um beftändiges und gleiches Behalts willen“. Auch die in Franff. Ref. III. 2. 
$ 1. erwähnte fchriftliche Abfaffung der Ehepakten wird nah Hofmann Chel. 
G. ©. ©. 118. nicht als essentiale angefehn. A. M. fheint O. A. ©. Erf. 
bei Strippelmann IV. 1, 383. 

9) Schaumb. Pol. O. XVIU. $ 2, blos auf die Städte bezüglich. Als 
Zweck der Beflimmung ift angegeben: „damit — wenn Zweifel vorfällt probatio 
probata vorhanden“. Der auf amtsjäffige Haus: und Nderleute auf dem Lande 
bezüglide $ 1. fällt mit Ed. vom 18. Febr. 1724. $ 11. zufammen. 

10) ©. R. B. vom 14. Juli 1741. (N. ©. U. 216), Reg. Reffr. vom 
29. April 1801. (N. ©. IV. 358), vom 27. Febr, 1804. (2. ©. VII. 159), 
vom 11. Sept. 1806. (N. ©. IV. 467), B. vom 17. Juni 18238. 81. O. A. 
G. Erf. bei Strippelmann VII. 246, 256. 

11) Sowohl die allgemeine Fafjung des Gefebes, als die Anwendbarkeit 
der Motive (Landt. Verh. 1840. Beil. 258. ©. 25) berechtigen zur Anwendung 
bes Gef. vom 20. Dez. 1840. $ 10. auf die in Ghepaften enthaltenen Erb: 
verträge. 

12) Proz. DO. vom 5. Sept. 1745. $ 39, anwendbar auf vertragsmäßige 
Grflärung beider Chegatten, DO. A. ©. E. bei Heufer Ann. III. 48. 

13) Proz. D. vom 5. Sept. 1745. $ 40. 

14) Qgl. $ 102. Note 11. Dagegen ift öffentliche Bekanntmachung ' der 
Ehepaften nicht allgemein vorgejchrieben. 

15) Dies ift nur denkbar bezüglich der deutſchrechtlichen Inftitute, da hier 
das Dotalreht als fubfidiäres Recht gilt, Runde Eher. $ 4 und $ 156. 


$ 103, vertragsmäßiges Güterredht. 369 


oder dafjelbe durch pofitive Beftimmungen erfegen oder modifiziren! 0). 
Dieje Feitfeßungen können auch durch Fprüchwörtliche Bezeichnungen 
gejchehen, deren Bedeutung fich aus dem DOrtsherfommen ergiebt. 
Die Parömie „Hut bei Schleier“!?), welche anderwärts Einführung 
der allgemeinen Gütergemeinjchaft bedeutet 1°), iſt in Heſſen nur 
von der Einräumung gegenfeitigen Erbrechts für den Fall finderlojer 
Ehe zu verftehen ’?). Die Formeln „längft Yeib längſt Gut“ 20) 
und „Leib an Leib Gut an Gut” 2?), welche ſowohl gegenfeitiges 
Erbrecht als lebenslänglichen Niepbraud des überlebenden Ehe— 
gatten bedeuten fönnen, find im Bweifel auf das am Wohnort 
der Ehegatten geltende ftatutariiche Erbrecht zu beziehen, Die 
„Einwährung“ eines Ehegatten in dad Gut des andern kann als 
Uebertragung des Miteigenthumd oder ald Einräumung eines ding: 
lichen Nutzungs- und Auszugsreht3 auszulegen ſein?2). Iſt bei 





16) 3. B. durch Ausnahme beftimmter Bermögenstheile von der gefeplichen 
Gütergemeinichaft, oder durch Verzicht eines Ehegatten auf beftimmte ihm zus 
folge des gejeßlichen Güterrechts zufommende Vortheile, 3. B. des Chemanys 
auf das ihm am Frauenvermögen zuftehende Nußungs> und Adminiftrationsrecht, 
vgl. Seuffert Arch. X. Nr. 177. Der Verzicht eines Ehegatten auf einen ihm 
für den Fall des Ablebens des andern in den Ehepaften zugeficherten Bortheil 
ift nicht als Schenfung unter Ehegatten aufzufajien, O. A. ©. €. 1835. in 
©. von Zipf g. von Zipf. 

17) Vgl. über diefe Eifenhart Grund. der deutſchen Rechte in Sprich: 
wörtern ed. Otto. 1823. ©. 136. Waldschmidt (Werner) D. de pact. dot, 
Marb. 1714. Kemmerich Pr. de paroemia Hut bei Schleier. Jen. 1739, 
Büding Abh. von der Eheſtiftung. Marb, 1773. Strippelmann I. 254. Die 
häufige Anwendung in Ziegenhain und Hersfeld bezeugen Hombergk de usufr. 
pat. I. 29, Eſtor Bürg. Rechtsg. II. $ 790. In Oberhefjen ijt fie bei den 
Bauern jegt noch in Uebung. 

18) Wie in Fulda, Thomas $ 302; vgl. Hombergk (Heymann) de comm. 
1767. ©. 33. 

19) 2. A. ©. ©. 1834. bei Strippelmann I. 256. 

20) Eifenhart a. a. DO. ©. 289. Munde Eher. $ 18, $ 104, $ 174. 
Pufendorf Obs. II. 25 und 118. Dec. Cass. I. 90, IN. 134. Rint. Reg. 
Atteft vom 18. Juni 1802 (Kerfting 1277). 

21) Gifenhart a. a. DO. ©. 137. In Solmf. 8. DO. II. 18. $ 2. ift dies 
die Bezeichnung der ungedingten im Gegenfag zur gedingten Ehe. Ebenfo Ger. 
D. 1497. $ 27. 

22) O. A. ©. €. 1833. bei Pfeiffer IV. 262. Dagegen gewähren Che: 
paften, worin der Bräutigam die Braut neben Erbeinfegung auf den Finderlofen 
Sterbfall „auf fein Gut nimmt“, berjelben Fein Miteigentfum, O. A. ©. €. 
1823. in ©. Hildebrand g. Haas. 

l. 24 
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partifulärer Guͤtergemeinſchaft ausgemacht, Daß die Errungenfchaft 
während der Ehe jedem der Ehegatten zur Hälfte zufallen und 
gehören ſolle, jo ift hiermit jedem der Ehegatten ein ſofort mit 
der Acquifition wirffames Miteigentbum an den Acquäftobjekten 
eingeräumt 2°). 

Die Wirkungen der Ehepakten find nad) den von Verträgen 
im Allgemeinen geltenden Grundjäßen zu beurtheilen?*), Die 
darin enthaltene Einräumung von Erbrechten an den überlebenden 
Ehegatten unterjcheidet fi) von jedem andern Grbvertrage nur 
dadurch, daß fie unter Vorausſetzung des Fortbeitehens der Ehe 
zur Beit des eintretenden Succeffionsfalld getroffen durch Ehe— 
ſcheidung von felbft ihre Wirkung verliert 25), Gine ſolche Be 
flimmung ift jo wenig wie ein jonftiger Erbvertrag einfeitig wider⸗ 
ruflih?*); in der Grafihaft Schaumburg ift jedod dem Che 


23) O. A. ©. €. 1850. in ©. Kraß g. Damm z. ©. Althaus g. Kratz. 
Bol. unten $ 107. 

° 24) Insbefondere leiden Anwendung die Grundfäge von der Wirffamfeit 
der Verträge zu Gunften Dritter, DO. A. ©. €. bei Strippelmann V. 37, 38, 
und die Ginrede des nicht erfüllten Vertrags, indem die in Ehepakten zuge 
fiherten Bortheile nicht eher in Anſpruch genommen werben Fönnen, als bis 
die darin verfprochene Beiwendung von DBermögenstheilen gefchehen if. O. A. G. 
E. 1844. in ©. Kohl g. Schäfer. 

25) D. A. ©. €. 1844 und 1852. bei Strippelmann Eheſch. ©. 327. und 
Heufer Ann. I. 379. 

26) Aufgegeben iſt die früher ſehr hervorgehobene Unterfcheidung der Ehe: 
paften in simplicia und mixta, wobei für Ießtere als legtwillige Dispofitionen 
die einfeitige Wibderruflichfeit behauptet wurde (vgl. Eichhorn Pr. R. $ 347, 
Befeler Erbvertr. II. 1, 343, Gengler Pr. R. ©. 856) und die ältere heſſiſche 
Praris (vgl. Dec. Cass. I. 19) davon ausging, daß die Abficht der Kontras 
henten entfheide, ob eine Beftimmung über die Erbfolge als unwiderruflicher 
Vertrag oder als widerrufliche Verfügung in vim ultimae voluntatis zu betrachten 
ſei. Auch die Befimmung der Solmf. 2. O. II. 18. $ 6 und 7, 23. $ 16 
und 17, welche in Uebereinftimmung mit Fichards Anfichten (Teutfche Rathſchl. 
©. 154) und mit der biefen $$ zum Grunde liegenden Frankfurt. Reform. 
von 1509. Art. 26. (vgl. Carl Kleine jurit. Aufl. ©. 5 ff., Fuchs in ber 
Zeitfhr. für d. R. XVII. 308) Erbverträge für unzuläffig erachtet und den in 
Chepakten getroffenen Verfügungen für den Todesfall die Widerruflichfeit der 
mortis causa donatio beilegt, ift gegenwärtig befeitigt, indem die Zuläffigfeit 
ber Erbverträge auch für das Gebiet der Solmfer Landorbnung dem gemeinen 
Rechte gemäß durch Gef. vom 20. Dezember 1840, $ 10. anerfannt iſt. Bol. 
auh Mainzer L. R. J. 5 1. 
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gatten, welcher für den Fall feines Todes bei unbeerbter Ehe dem 
überlebenden Ehegatten vertragsmäßig die Univerfalerbfolge zuge- 
fihert hat, Deilenungeachtet über ein Drittel des gefammten 
beiderjeitigen Vermögens letztwillig zu verfügen geftattet 2”). Die 
Unwiderruflichfeit der Ehepaften hindert nicht, in denſelben Ver: 
fügungen zu treffen, Durch welche ihrer Natur nach einfeitig 
widerruflihe oder auffündbare Nechtöverhältniffe begründet 
werden 25). 

Das Vorhandenfein von Kindern bei Auflöfung Der Ehe hat 
Einfluß auf die Wirkſamkeit der in den Ehepakten getroffenen Be- 
flimmungen über die Beerbung der Ehegatten 1) nach dem Willen 
der Kontrahenten, wenn die Ehepaften entweder ausdrücklich nur 
den Fall der unbeerbten Che zum Gegenftand haben, oder des 
Falles der beerbten Che nicht gedenken, indem hierbei nad) dem 
Grundſatz „Kinderzeugen bricht Eheftiftung“ 2%) der Fall der unbe: 
erbten Ehe als ftiljchweigende Bedingung zu denken ift, daher der 
überlebende Ehegatte durch die nach Errichtung der Ehepaften 


27) Schaumb. Pol. DO. XVIII. $ 3. Hiernach erfannt durh D. A. ©. 
E. 1847. in S. Müller g. Müller. Ein DO. A. ©. €. 1809. in ©. Wolter 
g. Wolter nahm an, daß die Schaumb. Pol. D. die Unterfheidung von pacta 
dot. simpl. und mixta befolgend nur für Ießtere die einfeitige Verfügung über 
ein Drittel geftattet habe, daher eine folde Verfügung unwirkffam fei, wenn 
ungeachtet des gebrauchten Ausdruds „erben“ anzunehmen ftche, daß nicht eine 
legtwillige Verfügung, fondern ein Vertrag von den Ehegatten beabfichtigt ger 
weien fei. Die Schaumb. Pol. O. erklärt aber a. a.D. alle in den Ehepaften 
über die Erbfolge getroffenen Beftimmungen für unwiderruflih, und die ſchein— 
bare Ausnahme erflärt fich daraus, daß die Zuficherung gegenfeitiger Erbfolge 
beim Finderlofen Sterbfall in den Ehepaften als vertragsmäßige Anerfennung 
des auch ohnedies eintretenden ftatutarifchen Erbrechts betrachtet wird, welche 
ebenfowenig wie Letzteres (vgl. unten $119) die einfeitige legtwillige Dispofition 
über ein Drittel des Geſammtvermögens ausjchließt. 

28) 3. B. es fann in den Ehepaften auch eine donatio mortis causa vor⸗ 
fommen. Wird in den Ehepakten verabredet, daß die Gheleute mit den 
Schwiegereltern gemeinfamen Haushalt führen, mithin Ginnahme und Ausgabe 
theilen follen, fo ift hiermit nah DO. A. ©. €. 1838. in ©. Meier g. Meier 
ein der einfeitigen Auffündigung unterliegendes Sozietätsverhältniß begründet. 

29) Solmf. &. O. II. 23. $ 16. Bgl. darüber Cifenhart ©. 145. Runde 
Eher. ©. 356. Dec. Cass. IH. 134. Seuffert Archiv VII. 64. D. A. ©. 
E. 1822. bei Pfeiffer I. 108. 

24” 
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geborenen 20) bei Auflöfung der Ehe vorhandenen 3?) Kinder aus- 
gejchloffen wird; U) im Falle der Verlegung des Notherbrechts, 
welches durch Ehepakten jo wenig wie durch andere Erbverträge 
beeinträchtigt werden darf??). Den bei Auflöfung der Ehe vor: 
handenen Kindern fteht Daher ohne Unterjchied, ob fie zur Zeit der 
Errichtung der Ehepakten ſchon vorhanden waren oder nicht, Die 
querela inofficiosi®°), fall8 fie ausdrücklich ausgejchloffen oder über: 
gangen find, und fall fie im Pflichttheil verkürzt find, Die Klage 
auf Ergänzung defjelben zu. Die Unterzeichnung der Ehepakten 
durch die bei Errichtung berjelben vorhandenen Notherben gilt 
als Verzicht der Letztern auf Anfechtung der Chepakteu wegen 
Berlekung ihres Notherbrechts $). 


30) Die Regel Kinderzeugen bricht Ebeitiftung gilt ihrem Grunde nad 
nur zum Vortheil der in der Ehe erzeugten Kinder, nicht auch derer, welche 
der eine oder andere Ehegatte zur Zeit der Errichtung der Ehepaften fchon hatte, 
D. 4. ©. Erf. 1838. in ©. Strube g. Meier. 

31) Die Geburt eined vor Auflöfung der Ehe wieder verftorbenen Kindes 
ift ohne Einfluß, Stryk. de succ. ab. int. VIII. c. 5. $ 42. 

32) Der Pflichttheil kann auch nicht in der Weiſe gefchmälert werben, daß 
in den Ehepaften ein das Pflichttheilsrecht ausfchließendes oder beichränfendes 
ftatutarifches Güterrecht eingeführt wird. Der von Runde Eher. ©. 344 u. 355. 
aufgeftellten Anfiht, daß es den Ghegatten freiftehe, durch Ghevertrag irgend 
ein deutfches ſtatutariſches Güterrecht einzuführen, ift entgegenzuhalten, daß bie 
Beſchränkung oder Ausihliegung des Notherbenrechts immer auf einer fpeziellen 
geieglichen Beſtimmung beruhen muß. Treffend hebt ein Erf. des D. T. in 
Berlin bei Seuffert III. 64. hervor, daß au dann immer nur ein Vertrags— 
verhältniß vorliegt. Die Einführung des fremden Güterrechts ift nur dahin zu 
verjtehen, daß die Kontrahenten auf die Beftimmungen befjelben verweifen, um 
ihren Willen zu deflariren. 

33) Befeler Erbvertr. II. 297; a. M. Runde Eher. ©. 355. Note c, wo 
auch die Literatur über diefe Kontroverfe. Neuere Erfenntniffe, welche nur einen 
Anfpruh auf den Pflichttheil gewähren f. bei Seuffert IV. 138, 243, V. 36. 
Vgl auch unten Buch IV. die Lehre von den Erbverträgen. Es verſteht fi 
von jelbft, daß die Anfechtung von Ehepaften wegen Verlegung des Notherb: 
rechts ohne Einfluß auf den übrigen Inhalt derjelben ift. 

34) Insbefondere gilt dies von ben Eltern, Dec. Cass. I. 90. nr.11, 1.151. 
Runde Eher. ©. 354. 
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$ 104. 
1) Hiftorische Ueberfiht. 

Dei der Darftellung der gefchichtlichen Entwicklung des ehe: 
lichen Güterreht3 find Altheſſen und Hanau einerjeit8 und Die 
Grafſchaft Schaumburg andererjeit3 zu unterjcheiden. 

I. Sn Altheſſen und Hanau Fan zur Zeit der Rezeption des 
römijchen Rechts das fränkiſche Güterrecht zur Anwendung ?); 
man bezeichnet daſſelbe auch als das Syftem der gefammten Hand 
mit Berfangenjchaft ?). Yon dem Eherecht des Mittelalters, welches 
nur eine Vereinigung des Vermögens der Ehegatten für die Dauer 
der Ehe unter der Vormundjchaft des Mannes kannte, mit Auf: 


löſung derjelben aber das Einbringen an die Ehefrau zurüdfallen.. 


ließ und diefer außer der auf Vertrag beruhenden Morgengabe, 
Leibzucht und Witthum nur in der Gerade und dem Mußtheil 
einen Bortheil gewährte*), unterſchied fich dieſes fraͤnkiſche Recht 
darin, daß es zwar nicht das ganze Vermögen beider Eheleute, 
aber die Mobilien und Immobilien je zu einer Mafje vereinigte, 
welche beide während der Che in der Art unter Verwaltung des 
Mannes ftanden, daß er über Mobilien ohne Rückſicht auf ihren 
Urſprung, ob fie nämlich von einem der Gatten in Die Che gebracht, 
oder während derjelben erworben waren, frei verfügte, während er 
über Immobilien, gleichfalls ohne Rückſicht auf ihren Urfprung, 
nur mit Einwilligung der Frau Disponiren konnte“). Dieſe Ver- 
einigung des Vermögens in zwei geſonderte Mafjen äußerte ihre 


1) Bol. oben $ 17. Im dem Theil von Althefien, der früher zu Sachſen 
gerechnet wurde, war um dieſe Zeit das fächliiche Recht ſchon verſchwunden; 
wenigftens läßt das, was Hombergk (Spillner) Diss. de usufr. mat. 1777. von 
dem Recht von Hofgeismar ©. 46. und Liebenau ©. 47 aus den Jahren 1571 
und 1595 mittheilt, nicht auf Erhaltung des ſächſiſchen Rechts fchliegen. 

2) DBgl. über diefes Euler Güterrecht der Ehegatten in Frankfurt 1841. 
©. 9. Euler fräntifches eheliches Güterrecht in Reyſcher und Wilda Zeitfhr. 
X. S.1—62. Wächter württemb. Priv. N. I. 199. Gengler Pr. R. ©. 966. 
Walter R. ©. 467—72. 480. 

3) Runde Eherecht $ 6—9. Walter d. IR. ©. $ 460-466. Gerber 
Pr. R. $ 226. 

4) Euler in der Zeitfhr. X. ©. 2. 


' 
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Wirkung bei der Auseinanderfegung nad) Auflöfung der Ehe, indem 
bier nicht das Eingebrachte der Frau ausgefchieden und an dieſelbe 
zurücgegeben wurde, fondern die Immobiliar- oder Mobiliarqualität 
das entjcheidende Moment bildete. Und zwar fiel das gejammte _ 
Mobiliarvermögen bei beerbter wie bei unbeerbter Ehe an Den über- 
lebenden Chegatten, der dafür fämmtliche ‚Schulden abzutragen 
hatte. Das Verhältniß der Immobilien geftaltete fich bei beerbter 
She anders als bei unbeerbter. In dem erfteren Fall waren alle 
Immobilien den Kindern verfangen, d. h. fie fielen ihnen eigen- 
thümlich zu, und der überlebende Ehegatte hatte neben lebens— 
länglichem Beifiß, den er auch beilBiederverehelichung nicht verlor, 
ohne Nücficht auf den Urſprung fein Dispofitionsrecht außer im 
Falle ächterNioth 5). Bei unbeerbter Ehe fielen, wo ſich nicht eine 
Succeſſion des überlebenden Ehegatten in Das geſammte Vermögen 
ausbildete *), die hinterfälligen Immobilien neben Tebenslänglicher 
Leibzucht des düberlebenden Chegatten an die Erben des ver- 
ftorbenen 7), alle übrigen, alfo namentlich die während Der Che 
erworbenen, eigenthümlich an den überlebenden Ehegatten. Dieſes 
Syſtem unterjchied fich von Dem Recht des Mittelalterd und dem 
jächfifchen namentlich Darin, daß es Die früher dem Mannes zu: 
ftehende Dispofition über feine eignen Immobilien zu Gunften der 
Frau bejehränfte, Daß es den Acquäſt nicht dem Mann allein zus 
wies, und Daß e8 bei der Theilung des Vermögens mit Auflöfnng 
der Ehe faft durchgängig der Frau gleiche Nechte wie dem Mann 
einräumte ®). 

Daß diefes Syſtem vor dem Gindringen bes römijchen 


5) Bol. über das Verfangenſchaftsrecht, Jus devolutionis, Stockmans 
Tract. de jure devolutionis Amst, 1667. Estor de jure devolutionis Jena 1738. 
Wächter württemb. Pr. R. I. ©. 199 fg. Zimmerle Stammgutsiyftem ©. 255. 
Die Literatur f. bei Maurenhrecher $ 609. Walter Pr. R. $ 237. Die Drte, 
wo es noch zur Anwendung fommt, führt Euler Zeiti hr. X. ©. 4. auf. 

6) Euler in der Zeitſchr. X. S. 2. Eichhorn R.G. I. ©. 692. III. ©. 406, 
Gine Meberfiht der Statuten die dieſe Beflimmung enthalten j. bei Scheerer 
Gütergem. I. ©. 190 fg. 

7) Bgl. über das Nüdfallsrecht, Jus revolutionis seu recadentiae, Sorber 
Diss. de jure revolutionis Marb. 1755. 4. Guler Güterreht in Branffurt 
©. 52, Scheerer Gütergemeinfhaft I. 228. Wächter würt. Pr. R. I. ©. 
222 fg. Maurenbrecher Pr. R. $ 608. 

8) Dies ift von Gerber in dem, was er Pr. R. $ 230 und 231. fagt, 
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Rechts in Altheffen zur Anwendung Fam, ergiebt ſich aus 
folgenden Momenten. Die Meberlafjung der Mobiltien an den 
überlebenden Ehegatten bei beerbter wie unbeerbter Ehe findet fich 
durchaus ausgebildet?) ; ebenfo find bei beerbter Ehe die Immobilien 
den Kindern verfangen ?°), bei unbeerbter Ehe fallen die Hinter- 


verfannt. Es ift zunächſt dem @influß des römijchen Rechts gugufchreiben, wenn 
in manchen fränkiſchen Statuten zu einer Sonderung des Bermögens nad) feinem 
Urfprung zurüdgegangen wurde. 

9) In dem Landrehtsentwurf bei Geife IV. 18. $ 1. heißt es: „Wiewohl 
(bei beerbter Ehe) das lebtlebende bis daher vermöge in diefen Landen einge 
riffenen Mißbrauchs gemeinlih alle Baarſchaft, Pfandichaften undt bewegliche 
Gütere allein eigenthumblichen hinngenommen, in die zweitte Ehe brachtt“ — 
was abgejchafft wird, während die Heberlafjung der Mobilien an den überlebenden 
Ghegatten bei unbeerbter Ehe beibehalten bleibt daf. IV. 20. $ 3. Ausdrüdlich 
erwähnt findet ſich dieſe Meberlaffung von Witzenhauſen 1529. Hombergk 
(Spillner) de us. mat. 1777. ©.40 ; Ejchwege 1624. ebendaf. ©. 72; Caſſel 1529. 
bei Kuchenbecker Analecta IV. 293. 294. ferner von den Städten des Ober: 
fürftentgums nad den Stadt: und Landbräuhen von Marburg, Senkenberg 
II. 272 und 283; Kirchhain ebendaf.; Frankenberg Marb. Beitr. III. ©. 26.27; 
Mofenthal ebendaf. ©. 41. 43. 44. 

10) Die erfte Spur davon findet fi in einem von Senkenberg de jure 
Hass. priv. $ 7. und Fiſcher Geſch. der d. Erbfolge I, 242. mitgetheilten 
Urtheilsbrief des Landgrafen Ludwig aus dem 15. Jahrh., in welchem aber nur 
bie vom vorverftorbnen Gatten inferirten und die während der Ehe erworbenen 
Güter als den Kindern verfangen erflärt werben, vgl. Kopp ©. Bf. I. $ 19. 
Endemann Keyjerreht S. XXXII. Im 16. Jahrh. ift es ſchon völlig entwickelt 
Joann, Ferrarius Montanus Coll. ad usus feud. L. 3. c. 2. p. 66, Alicubi 
gentium praesertim in Hassia ex liberis diversarum nuptiarum qui ex primis 
sunt, quaecumque bona immobilia ab utroque suo parente parta ex con- 
suetudine consequuntur, in qua re moribus concedimus, In dem Lanbdrechts- 
entwurf Geife IV. 17. $ 4. ift es als „an vielen Orten in unfern Landen und 
Gebieten eingeſchlichen“ erwähnt. Als foldhe find anzuführen: Caſſel 1529, 
Kuchenbecker Anal. IV. 295. aber mobifizirt; Marburg, Frankenberg, Kirch—⸗ 
hain, Reſenthal; Stadt- und Landbräuche Senkenberg III. 283; eben fo be 
jeugt Hertius bei Kuchenbecker Anal. I. 45. den Fortbeſtand. In einem bei 
Hombergk (Schmerfeld) de habitu ususfr. pat. Marb. 1773. p. 149. Not. e. aus 
den Papieren des Kanzler Waldſchmidt mitgetheilten Verzeichniß der „Praejudicia 
da uf das Jus devolutionis ift geſprochen worden in fürftlicher Regierung zu 
Marburg” it unter Nr. 16. ein folches vom 17. Dec. 1641, bei Estor de jure 
devol. c. 8. $ 4. ©. 82. ein all aus Gießen von 1690 mitgetheilt. Hombergk 
(Spillner) Diss. de usufr. mat. 1777. ©. 78. und (Hombergk) D. de us. mat, 
1779. ©. 7. läßt es zweifelhaft, ob es nicht noch gelte, und Maurendredher 
in der neuen von Walter bejorgten Ausgabe $ 609. Note 2. behauptet gar 
feine jetzige Anwendbarfeit in einigen heſſiſchen Gegenden. 
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fälligen Güter an die Verwandten des verftorbenen !’), die ac 
quirirten an den überlebenden Ehegatten ?); überall findet fich 
febenslängliche Leibzucht des überlebenden Ehegatten an ven: 
jenigen Gütern, die ihm nicht eigenthümlich zufallen **); an manchen 
Orten hat fi für unbeerbte Ehen ein Succejfionsrerht der Ehe— 
gatten in das ganze Vermögen ausgebildet '*). Hierin wurde auch 
durch Die an manchen Orten beobachtete ?°) Gerichtsordnung von 
1497 nichts geändert, indem diejelbe von den gleichen Grundjäßen 


11) Dies hebt noch der Landrechtsentwurf bei Geiſe IV. 20. $ 2. hervor: 
„jo folfen alle und jede des erfiverftorbenen Ehegemahls Stamb- und andere 
liegende Güter — fo dasſelbig vor der Berehelihung gehabt, oder ihm in 
wehrender Ehe durch Erbihafft oder ſonſt angefallen fein — feinen nechft gefipten 
Blutsfreunden — erb und eigenthumblih anheimbfallen“. Grwähnt wird es 
in den Gaffeler Statuten bei Kuchenbecker IV. 292, dann von Marburg, 
Kirchhain, Branfenau und Roſenthal Senkenberg III. 272. 273. 277, wahr: 
fcheinlih auch in Eſchwege Hombergk (Spillner) Diss. de us. mat. 1777. 
©. 72. Das Nüdfallsreht erwähnt nod ein Erf. des Hofger. zu Marburg 
von 1602 bei Estor Jus devol. ©. 83. 

12) Caſſeler Statuten Kuchenb. IV. 291, Eſchwege Hombergk (Spillner) 
de us. mat. 1777. ©. 72. 

13) Diefe ift noch anerfannt im Landrechtsentwurf IV. 19. 1. und 20. 2. 
Sie findet fih in den Gaffeler Statuten 1. c. 293, Witenhaufen Hombergk 
(Spillner) Diss. de us. mat, 1777. ©. 40, bann in deu Oberfürftentgum 
Senkenberg III. 272. 275. 276. 284. 

14) So in Wibenhaufen Hombergk (Spillner) de us. mat. 1777. ©. 40, 
in Liebenau ibid. ©. 47, Wolfhagen ibid. ©. 66, Rotenburg Kopp Ger. V. L 
Beil. 7. und Strippelmann II. 255, in Ulfen Ger. Sontra Hombergk 1. c. 
©. 44, im Oberfürftentfum Senkenberg III. 278, Ueber Hersfeld und Bilftein, 
wo es noch in Uebung iſt, vgl. unten $ 118. 

15) Ueber diefe vgl. oben $ 21. ©. 47. Außer einigen Städten des Dber- 
fürftentgums Senkenberg III. 273. 277. wurde diefelbe auch in Wolfhagen 
noch 1617 angewendet Hombergk (Spilluer) de us. mat. 1777. ©. 66. Ge 
jegliche Gültigfeit derfelben wurde noch in dem D. A. ©. Erf. 1805. z. ©. 
Amelung g. Amelung wenigftens bezüglich der partifulären Gütergemeinfchaft 
angenenmen, wogegen ſchon deßhalb nichts zu erinnern ift, weil biefe in dem 
unzweifelhaft äcdhten Theil $ 6. ebenfo geregelt ift wie im $ 28. In Dec. 
I. 152. 7. iſt vorausgefeßt, daß die G. D. außer Mebung gekommen fei. Auch 
in einem Erfenntniß der Regierung zu Marburg von 1741 bei Bartels Diss, 
de apparatu et instructu nupt. Marb. 1744. $ 22. ift darauf geſprochen. Als 
geltendes Recht jehen fie an: Hering de fidejussione Francf. 1608. VII. 408. 
Eſtor bürg. R. Gel. $ 736. Scheerer Gütergem. II. 63. Hombergk (Spillner) 
de us. mat. 1777. ©. 9. 
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ausgehend nur eine andere Vertheilung des Vermögens bei beerbter 
wie unbeerbter Ehe verfügte !*). Die Umgeftaltung ging vielmehr 
wie in andern Ländern des fränkischen Rechts ?”) jo auch in Heflen 
von dem römijchen Recht aus, welches namentlich Dadurch Einfluß 
erhielt, daß die Grundjäße dejjelben bei gedingten Chen öfter an- 
gewendet wurden *°) und Daß ſich vermöge deſſelben Das Verfangen⸗ 
ſchaftsrecht am leichteſten bejeitigen ließ, das in feinen wejentlichiten 
Folgen durch die ganz gewöhnlich vorkommenden Einfindjchafts- 
verträge 9) ohnehin ſchon modifizirt war?°), Das Durchdringen 
des römischen Erbredht3 21) fonfurrirte mit dem Berfall des Stamm: 
gutsſyſtems22), um mit DBejeitigung des Verfangenſchaftsrechts 
eine völlige Umgeftaltung des ehelichen Güterrechts zu bewirken, 
und zwar wie in andern Gegenden des fränkischen Rechts, in denen 
das Rückfallsrecht bei unbeerbter Ehe galt?3), nicht zu allgemeiner 


16) Ueber das Nürnberger Recht, aus welchem bie civilrechtlichen Beftims 
mungen berjelben entnommen find, vgl. Euler Zeitihr. X. ©. 19. Es ijt viel- 
leicht darauf zurüdzuführen, wenn von einigen Städten eine gleiche Theilung 
des Vermögens bei beerbter Ehe berichtet wird, jo von Hofgeismar Hombergk 
(Spillner) de us. matr. 1772. ©. 46. und Treffurt ib. ©. 48. 

17) Bgl. Euler Zeitichr. X. ©. 3 fg. 

18) Vgl. 3. B. Euler daſ. ©. 19. 

19) Val. Gengler Pr. R. ©. 860 fg. Diefelben werden in den Stabt- und 
Landbräuchen des OberfürftentHums von den meiiten Städten erwähnt, Senken- 
berg 111.292 fg. Im Landrechtsentwurf Geiſe IV. 22. $1. find fie als „bißweilen 
vorkommend“ bezeichnet und ausdrüdlich verboten. Bei Hombergk (Schmerfeld) 
de hab. ususfr, pat. Marb. 1773. p. 143. ift ein Erfenntniß der fürftl. Ganzley 
zu Gießen vom 7. Dec. 1641. mitgetbeilt, wonad eine von Bürgermeifter und 
Nath zu Marburg Eonfirmirte Ginfindijhaft aufgehoben wurde. Mit dem Ver— 
ſchwinden des Verfangenſchaftsrechts verlor der Einkindſchaftsvertrag in Hefien 
feine ursprüngliche Bedeutung; denn die bei Hombergk (Spilluer) de us. mat. 
1777. ©. 82. und Strippelmann VII. 315. erwähnten fpätern Bälle haben bie 
Natur von reinen Grbverträgen, wie dies auch in der hejliichen Praris nad) 
Strippelmann VII. 307. angenommen wird, während diefer Gefichtspunft früher 
deßhalb nicht anwendbar war, weil eine Kommunifation der den Kindern erfter 
Ehe verfangenen alfo eigenthümlich gehörenden Güter an bie Kinder zweiter 
Ehe darin lag. 

20) So ift e8 modifiziert in den Gafjeler Statuten bei Kuchenbecker |]. c. 
©. 294. und in einigen Orten des Oberfürftentfums Senkenberg HI. 284. 

21) Dies tritt ſchon in der. ©. O. von 1497. Art. 34—36. 42 fg. hervor. 
Im Landrechtsentwurf ift das römifche Erbrecht ſchon ganz rezipirt. 

22) Zimmerle Stammgutsfoftem ©. 245. 

23) Bal. über diefe Entwicklung Euler in der Zeitfhr. X. S. 7und29 fg. » 
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Gütergemeinfchaft, fondern zur Ausſcheidung des von jedem ber 
Ehegatten in die Ehe gebrachten oder während der Ehe ererbten 
Vermögens, zunächft bei beerbter Ehe?“), während fich bei unbe 
erbter Ehe das frühere Recht noch Länger erbielt?5), bis Dafjelbe 
auch hier ſammt der Leibzucht des überlebenden Ehegatten bei be: 
erbter wie umbeerbter Ehe 20) im Laufe des fiebzehnten Jahrhunderts 
von dem römifchen Rechte verdrängt wurde und ein Erbrecht der 
Ehegatten nur in dem Gewohnheitsrecht einzelner Orte bei der 
unbeerbten Ehe erhalten blieb ??). Vollendet war dieje Entwidlung 
mit der Befeitigung der vogteilichen Gewalt des Ehemanns während 
der Ehe?5). Dagegen erjtredte fi) der Einfluß des römischen 
Nechts nicht auf den Acquäft. ES wurde üblich, die Strenge des 


24) Der Landrechtsentwurf überläßt das Immobiliar- und Mobiliarver- 
mögen des verftorbenen Ehegatten mit Ausnahme des Acquäfts den Kindern, 
gewährt aber dem überlebenden lebenslängliche Leibzucht Geife IV. 18. 6. 9 
und 10. Den Uebergang zu diefer Beftimmung bildet das an manchen Orten 
ausgebildete Necht, daß der überlebende Ehegatte die ſämmtliche Mobiliarfchaft 
behält, während die Immobilien des Berftorbenen den Kindern zufallen, fo in 
Gafjel Kuchenbecker 1. c. S. 294, Wißenhaufen bei Hombergk (Spillner) de 
us. mat. 1777. ©. 40, Eſchwege ibid. ©. 72, an einigen Orten des Ober: 
fürftentgums Senkenberg III. 284. 285. 

25) Der Landredhtsentwurf Täßt bei unbeerbter Ehe dem überlebenden Ehe: 
gatten alle Mobilien und Leibzudht an den Immobilien des Berftorbnen, während 
er den Acquäft theilt Geife IV. 20. 2.3. Dahin find aud die oben Note 14. 
erwähnten Statuten zu zählen. 

26) Nur theilweife und unbewußt hat fich diefelbe in dem väterlichen Nieß- 
brauch erhalten. Vgl. unten $ 123 und $ 136. 

27) Auf das durch die Gafjeler Statuten gewährte Erbrecht wurde ſich noch 
1611 berufen. Hombergk (Spillner) de us. mat. ©. 56. vgl. aud ©. 87. 
In Dec. I. 110. Nr. 5. find fie für nicht anwendbar erflärt. In Wolfhagen 
war nad Hombergk |. c. ©. 66. 1617. und in Rotenburg nad Kopp Ger. 
Verf. I. Beil. 7. im Jahre 1606 das Erbrecht unbezweifelt. 

28) Wie die ©. DO. 1497. $ 6. vorſchreibt, wurde noch 1561 bei dem 
Oberhof in Gafjel und 1617 bei der Ganzlei in Hersfeld der Ehemann als 
Ehevogt zur progefjualifchen Vertretung der Ehefrau zugelaflen. Hombergk de 
succ. conjug. X. ©. 44. 55. Bgl. auch Malcomesius Observ. ©. 202 u. 206. 
Die bei Geife IV. 9. 7. als Theil des Landrechts angeführte Ausfchliefung des 
ehemännlichen DVertretungsrechts ift von dem Bf. aus der Sammthofg. DO. 1673. 
VI. $ 9. eingefhoben und fehlt im urfprünglichen Tert. Zuerſt iſt dieſelbe 
ausgejprochen in der Canzlei-Ordn. 1656. IX. 16, dann Sommthofg. O. 1673. 
v1. $ 9. 
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römiſchen Dotalfyftems, welches die Ehefrau auf Nüdgabe der Dos 
und Illaten bejchränkt, Dadurch zu mildern, daß man berfelben 
einen mit Auflöfung der Ehe geltend zu machenden Anſpruch auf 
die Hälfte des Acquäſts zugeftand 2%). Die Theilung des ehelichen 
Erwerbs, wurde aus einer societas quaestuaria der Eheleute ab- 
geleitet 3°) und in diefer Auffafjung als mit dem römifchen Rechte 
verträglich auch nach dem völligen Durchdringen des Letztern bei- 
behalten. So beftand die Gemeinjchaft des Acquäfts als Gewohn- 
heitsrecht?), bis Diejelbe in Der Prozeforbnung vom 5. September 
1745 $. 38 bis 40 auch gejeglicdy anerfannt®2) und auf Eheleute 
von gleicher Handthierung bejehränkt wurde, worunter nad) einer 
jpäteren authentiſchen Interpretation alle Bürger und Bauern zu 


29) Theilung der Grrungenihaft (vgl. auch Keyferreht II. 95) findet fi 
in den Gafjeler Statuten, Kuchenbecker 1. c. 298, in ®Witenhaufen, Hom- 
bergk (Spillner) p. 40, im Oberfürftentyum, Senkenberg III. 275. Nach dem 
Landrehts-Entwurf follte die Errungenschaft bei beerbter Ehe zwifchen Vater 
und Kindern zur Hälfte, zwifchen Mutter und Kindern zu 4 bzw. 4 für Grftere 
getheilt werden, Geiſe IV. 18, $ 7, 10; bei unbeerbter Ehe follten die erwor= 
benen Immobilien zwifchen dem MUeberlebenden und den Erben gleich getheilt 
werben; Geife IV. 20. $ 2. 

30) Diefe von ben ältern PBraftifern, 3. B. Lauterbach D. de soc. c. I. 
$. 3, Wesel Tract. de soc. Tr. II. c. 2, Leyser Medit. Sp. 301. ur, 7, 
Lyncker de acquaest. conj. $1, fait durchgängig befolgte Anficht war auch in 
der ältern heffijchen Praxis herrſchend, vgl. unten $ 107. Note 15. 

31) So bezeugen ben Rechtszuſtand vor 1745 Dec. Cass. I. 152, nr. 4, 
u. 177. or. 3. und vot. Corr. I, U. 326. nr. 4, Francke D. quat. uxores 
in Hassia dimid. acquaestus lucr. Marb. 1747. $ 2, 15, 17, Graebe D. sist. 
legum Hass. - - vieiss. Rint. 1787. $ 2, Hombergk (Spillner) p. 74. Bjgl. 
auch die unten Note 66. angeff. Erf. der Regierung zu Kaffel und Ed. vom 
18. Febr. 1724. $ 10. In Dec. Cass. II. 177. ift die communio acquaestus 
bei einem Literaten anerfannt und Hombergk (G. L. Hombergk) de usu mat. 1779. 
p. 33, 42, 55, fowie Hoffmann in einem Rechtsgutachten ibid. p. 138. find 
fogar geneigt, diefelbe auch bei dem Adel anzunehmen. Die Chefrau war dabei 
zu irgend einer Schuldenhaftung nicht verbunden, Francke 1, c. $ 2, 3, O. A. 
G. Gutachten von 1774 (N. ©. III. 569), Dec. II. 326. nr. 4, weßhalb in 
biefer Dezifion das Verhältniß eine societas leonina genannt ift. Vgl. indefjen 
Ger. D. 1497. $ 6. und das Hersfelder Stadtbuch (vgl. oben $ 18. Note 51), 
worin unter Anführung einer Entſcheidung von 1582 verzeichnet ift: „Vermöge 
Stadtbrauchs ift ein Ehegatt vor den andern zu bezahlen ſchuldig“. 

32) Die Proz. DO. von 1745. $ 38. fteht unverfennbar in Beziehung zu 
der Ger. D. von 1497. $ 6, vgl. Landesh. Ref. vom 29. Dez. 1752 (M. 
©. II. 51) und Reg. Gutachten von 1766. in Dec. Cass. Il. 185. 
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verftehen finds). Das in folcher Weiſe gejeßlich beftimmte Ber- 
hältniß wird von der Praxis als partifuläre Gütergemeinfchaft des 
gemeinen Rechts behandelt ®*). 
Daß in den Grafjchaften Hanau-Münzenberg und Sjenburg 
das fränkische Güterjyftem vor dem Eindringen des römijchen 
Rechts Geltung gehabt habe, ift ſchon der geographiichen Lage nach 
unzweifelhaft, ergiebt fi aber auch aus den vorhandenen Auf- 
zeichnungen des Landbrauchs?“). Der überlebende Ehegatte er- 
hielt hiernach bei beerbter wie unbeerbter Che die Mobilien mit 
der Verpflichtung, alle Schulden, wofür Feine Immobilien ver- 
pfändet waren, zu bezahlen, und die Leibzucht an den Immobilien 
des verftorbenen Ehegatten, während dieſe eigenthümlich an Die 
Verwandten des Lebtern fielen *%). Auch hier wurde e8 gebräuch- 
lich, den Acquäft unter den Ehegatten gleich zu theilen; Die Ge— 
meinfchaft defjelben trat nıtr bei Immobilien hervor, da der über: 
lebende Ehegatte ſämmtliche Mobilien erhielt!”). Die Solmfer 
Landordnung 38) behielt dieſen Rechtszuſtand im Allgemeinen bet, 
bejchränfte jedoch den Anfprucd des überlebenden Ehegatten auf 


33) V. vom 17. März 1767. $ 27. 

34) Bol. z. B. O. 4. ©. Erf. 1850. bei Strippelmann VI. 479. Die 
früher obwaltende Unficherheit der Auffaflung, die 3. B. in dem vot. ref. Dec, 
Cass. I. 110, dann 1. 203. Nr. 11. und II. 326. Mr. 4. hervortritt, ift feit 
den D. A. ©. Gutachten von 1774 und 1782 (N. ©. III. 565, 569) bejeitigt. 

35) gl. Abfälle zur Solmf. £. D. II. Tit. 28 (Kerſting 388 und oben 
$ 23. Note 5) und das damit übereinftimmende Grfenntniß des Stadtgerichts 
zu Hanau von 1505 bei Hombergk Comm, VII. p. 197. 

36) Das Berfangenichaftsredht findet fi weder in den Abfällen, noch in 
der Solmfer 2. D. Zwar wollte Eſtor Bürg. Rechtsgel. I. $ 842. und D. de 
jure devolut. c. II, $ 9. die Beftimmung der Solmf. 2. D. II. 28. $ 6. auf 
das Berfangenjhaftsrecht deuten; allein diefe Annahme ftügt fih nur auf bie 
Lesart „liegende väterlihe und mütterlihe Güter“, welche ftatt des urſprüng⸗ 
lichen „oder“ durch einen Druckfehler in die fpätern Ausgaben der Solmfer 
2. O. eingefchlichen ift, wie Adolphi c. IV. $ 6. und Hertel ©. 2. I. $ 29. 
nachgewieſen haben. 

37) Abfälle a. a. D. „und was fie in ftehender Ehe durch ihrer beider 
oder eines Geichiklichkeit erwerben und an liegend Gut anlegen, daran fteht 
jedem Theil die Hälfte erblich zu”. 

38) Solmf. 2. O. I. 28. Als Zweck diefer Beſtimmungen ift II. 18. 
$ 2 und 3. angegeben, feitzufegen, wie die Landesgewohnheit verſtanden werden 
folle, wenn Gheleute ohne Ehepaften Leib an Leib und Gut an Gut auf Landes: 
gewohnheit heirathen. 
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die Hälfte der Mobilien und die damit verbundene Schulden: 
baftung auf die in ftehender Che gemachten Schulden. Da die 
Solmjer Landordnung über das während der Ehe geltende Güter- 
recht Feine näheren Beftimmungen enthält, jo war es beftritten, ob 
die dem überlebenden Ehegatten zugefprochenen Vortheile aus einem 
ftatutarifchen Erbrecht oder der partifulären Gütergemeinfchaft ab: 
zuleiten jeien 3%), und ob ſich letztere nur auf die Errungenjchaft 
oder auch auf die Mobilien erjtredet0). In Kurheſſen hat Die 
Praxis fi dahin entjchieden, Daß die Solmjer Yandordnung eine 
auf die Errungenjchaft bejchränfte, im Allgemeinen wie in Altheſſen 
nach den gemeinrechtlichen Grundſätzen zu beurtheilende partifuläre 
Giütergemeinjchaft ftatuire +1), und außer dem hierauf beruhenden 
Anspruch auf die Hälfte Der beweglichen und unbeweglichen Er: 
rungenjchaft alle übrigen dem überlebenden Ehegatten zugefprochenen 
Bortheile demſelben al3 ftatutarifche Erbportion zufallen 2). Die 
Solmfer Landordnung bildet noch jet die Grundlage des - ehe 
lichen Güterrechts in allen Landestheilen, auf weldye ihre Gültigkeit 
fich erftvedt +3), in Sfenburg-Birftein jedoch mit der Modifikation, 





39) Daß in der Solmfer &. OD. „societas aliqualis bonorum ftatuirt werde, 
war jchon beim Reichsfammergeriht angenommen; vgl Cramer Weplar. Nebenft. 
XXIV. 38. Vgl. dagegen Garl Kleine jurifl. Aufl. ©. 7. 

40) Nach dein Wortlaut der Solmf. 2. O. II. 28. $ 5, 6. ift die Ans 
nahme möglich, daß dem überlebenden Ghegatten die Hälfte der gefammten 
beiderfeitigen fahrenden Habe zufallen folle. Hierdurch veranlaßt nehmen Manche 
eine auch auf die Mobilien fich erftredfende Gütergemeinihaft an; vgl. Eichhorn 
Pr. N. $ 311. Note ce, Schmitthenner ©. 74, Gengler Pr. R. ©. 981. vgl. 
mit S. 1050. Dagegen vgl. Adolphi c. I. $ 9, c. III. $ 4, 11. 

41) Strippelmann VI. 476. Hieraus folgt, daß die Vorſchrift über die 
Theilung des ehelichen Erwerbs in Solmſ. L. ©. II. 28. $ 3, obgleich nur 
von der unbeerbten Ehe handelnd, auch bei beerbter Che anwendbar ift, was 
D. A. ©. Erf. vom 15. Mai 1842 in ©. Noll g. Horft anerfennt. WMit der 
furbeffiichen Praris flimmt hierin auch If. Birft. B. vom 18. Nov. 1769. $ 6 
(Kerfting 970) und die auswärtige Praris überein; vgl. Hertel &. V. 1.:$ 27, 
Schmitthenner ©. 74, Flat) Samml. I. 61. 

42) D. U. ©. Erf. bei Strippelmann VII. 159, 163. Ueber die Gtreit- 
frage, ob ber Beifig auf fortgefegter Gütergemeinjchaft oder ſtatutariſchem Erb— 
recht beruhe, vgl. unten $ 113. Note 4. 

43) In der Stadt Hanau und im Amt Bücherthal erhielt ſich ungeadhtet 
der Rezeption der Solmſer L. DO. das ältere Gewohnheitsrecht (Note 35), bis 
dafjelbe durch Landesh. Reſol. vom 9. Juli 1629. $ 10 (Kerfting 384) für 
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daß der überlebende Ehegatte unter Aufhebung des Anfpruch auf 
die Hälfte des Mobiliarnachlafjes und der damit verbundenen 
Schuldenhaftung auf jeinen Antheil an der Errungenjchaft und 
den Beifiß bejchräuft ift **). 

1. Sn der Graffhaft Schaumburg. Daß hier vor Rezeption 
des römischen Rechts das ſächſiſche Necht galt, ergiebt fich neben 
der geographiichen Lage“*) aus einzelnen Weberbleibjeln des— 
jelben +). Nach jächfiichem Recht *?) fiel mit Eingehung der Ehe 





beerbte, dann durch DB. vom 21. Dec. 1665. und 17. Nov. 1744 (Kerſting 
386, 457) auch für unbeerbte Ehen unter Ginführung der Beltimmungen ber 
Solmf. 8. D. aufgehoben wurde. Nah dem Anfall der Graffhaft Hanau an 
Helen wurden dieſe Beſtimmungen durch Hofg. D. vom 17. Jan. 1747. XI. 
$ 203 bis 206. unter Ginführung der $$ 38, 39 und 40. der altheſſiſchen 
Prozeßordnung vom 5. Sept. 1745 aufgehoben, bald darauf aber für die ganze 
Grafihaft dur Landesh. Neffr. vom 11. Juni u. 31. Dez. 1754 (Kerfting 
543 und 554) wiederhergeftellt; vgl. auch Proz. DO. vom 6. Oft. 1818. $ 1. 
Hierdurch it Th. IL. Tit. 28. der Solmf. 2. D. unbedingt wiedereingeführt und 
aus dem Saße der B. vom 31. Dez. 1754 „jo wie berfelbe vor der jüngern 
Hofgerihtsordnung in Obſervanz geweſen“ eine bejchränfte Wiederherftellung 
nicht zu entnehmen, O. 4. ©. Erf. 1840 in S. Köppel g. Köppel. Ebenſo— 
wenig fann aus dem Saße biefer Verordnung „was dem zuwider in ermeldter 
Hofger. DO. Tit. XI. $ 203 bis 206. einſchl. disponirt geweſen“ gefolgert werden, 
bag dıe $$ 203 bis 206. der Hofg. D. nur infoweit, als fie der Solmf. 2. O. 
widerftreiten, aufgehoben ſeien. Bielmehr ergiebt die Faſſung der V. vom 
11, Juni 1754, welche dur die V. vom 31. Dez. 1754 nicht geändert, fondern 
nur in örtlicher Hinfiht ausgedehnt worden ift, insbefondere die ausdrückliche 
Aufhebung des mit der Solmſer 2. DO. wohl verträglichen $ 204, die völlige 
Aufhebung der gedachten $$. 

44) 3. Birft. V. vom 18. Nov. 1769. $ 6 (Kerfting 970). 

45) Daß Sachſenrecht früher in den Schaumburg-Pinnebergifhen Landen 
gegolten, nehmen auch Gronhelm in dem Hift. Bericht von den alten und neuern 
Rechten in Holftein im Corpus Constitut. Holsat., Altona 1750 I. 295 und 
Pauly Beiträge Schleswig 1822 II. 183 ff. an. Nach dem Vicariatsgrenzver⸗ 
gleich. vom 9. Juni 1750 $ 1. bei Reuß Staatscanzley 26 ©. 303. wurde die 
Grafſchaft Schaumburg wie andere weftphälifche Herrfhaften dem fächfiichen 
Sprengel zugetheilt. 

46) So die ſächſiſche Frift von Jahr und Tag, vgl. Schaumb. Pol. D. 
XIV. $. 7; Gerade und Heergeräthe, daf. XIV. $ 11, XIX. Nah Schaumb. 
Canzley⸗O. von 1619. $ 16. foll nah Sachſenrecht entjchieden werden, fofern 
es als eine consuetudo loci singularis eingeführt und gehalten worden, Heufer 
Ann. II. 278, welche Beitimmung in Hofger. D. des Grafen Otto von 8. Nov. 
1639 II. 26. $ 16. bei Gronhelm Corp. Const. Holsat. IV. 69. wiederholt ift. 

47) Bol. Heife und Gropp Zur. Abh. U. 443 fi. Runde Eher. ©. 15. 
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das ganze Vermögen der Frau in die Gewere de3 Mannes, der 
mit Ausnahme der Immobilien, welche er nur im Falle Achter 
Noth einfeitig veräußern konnte, frei Darüber verfügte. , Bei Auf- 
löfung der Ehe erbielt Die Ehefrau. die Leibzucht, wenn ihr eine 
folche bejtellt war, und ihr Eingebrachtes und blieb, wenn ihr feine 
Leibzucht beftellt war, im Gute des Mannes fißen. Statt deſſen 
wurde ihr jedoch nad) manchen Statuten ein Erbrecht eingeräumt, 
das vielfältig auch auf den Ehemann ausgedehnt wurde und eine 
Duote des ganzen Vermögens oder einzelne Vermögenstheile ums 
faßte**). Auch in der Grafſchaft Schaumburg hatte fich ein ſolches 
Erbrecht gewohnheitsrechtlich ausgebildet und zwar nach Verfchieden- _ 
heit der Ortsgewohnheiten theils nur bei unbeerbter Che, wenn 
diefelbe Jahr und Tag gedauert*%), theils ohne dieſe Unter: 
ſcheidung bei beerbter wie unbeerbter Che 3°). Die Schaumburger 
Polizei-Ordnung 5") ertheilte umfaſſende Regeln über Die Erbfolge 
der Ehegatten, welche theils an Das jeitherige Gewohnheitsrecht 
ſich anjchließen, theild den Stadtrechten von Lüneburg #2), Gelle >) 





Kraut Vorm. II. 344 ff. Haſſe in der Zeitjchr. für geih. R. MW. IV. 60 fi. 
Sydow Erbrecht des Sachſenſp. 1828. Siegel deutſch. Erbrecht Heidelberg 1853 
$ 49. 50. 

48) Das Nähere f. bei Heife und Gropp II. 452 und Siegel $ 50. 

49) So bezeugt Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 7 das Herfommen, das „nicht 
allein in diefer Grafihaft, fondern auch in nicht wenig benachbarten Landen 
und Städten von undenflichen Jahren Löblih hergebracht‘. Die benachbarten 
Statuten, 3. B. von Bremen, Verden, Lüneburg, Minden kennen zwar ein 
Erbrecht des überlebenden Ehegatten, aber ohne Unterjcheidung der Dauer ber 
Che. Die Statuten, welche auf letztere Gewicht legen, |. bei Scheerer Gütergem. 
1. $ 29. und 30. Auch Reg. Atteft vom 18. Juni 1802 (Kerfling Sonderredte 
1276) bezeichnet „längjt Leib längft Gut” als landübliche Regel. 

50) So bezeugt das alte Herfommen im Amt Sadjenbagen das dortige 
Amtsbefathregifter, abged. bei Pestel p. 109, Dec. Cass. II. 322, Kerfting 
Sonderrechte 1228. 

51) Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 7 bie 11. 

52) Vgl. über biefes Grefe Hannov. Pr. R. 1838 1. $ 18, Kraut Orundriß 
$. 30. Die Beftimmungen der Schaumb. Pol. O. XIV. $ 2 bis 6 „Daraus 
erfolgt” find mit fehr geringen Nuslafjungen und Veränderungen aus dem 
Lüneb. Stadtreht Th. V. Tit. 1. 3. 4. abgejchrieben. Ueberhaupt fcheint 
Lepteres bei Abfafjung der Schaumb. Pol. DO. in der Hauptfahe zum Grunde 
gelegt worden zu fein. Aus Lüneb. VI. 1. und 2. it Bol: O. II, aus Lüneb. 
II. 1. Bol. O. IV, aus Lüneb. VIII. 3. Pol. O. IX, aus Lüueb. VI. 1. Pol. 
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und Hamburg s*) entlehnt find. Dagegen ift darin nicht ausge» 
ſprochen und bei der Unklarheit des Geſetzes in Theories5) und 
Praxis 5°) beftritten, welches Güterrecht unter ben Ehegatten 
während der Ehe gelte. Wenn gleih die Schaumburger Polizei: 
Ordnung die Dotalprivilegien anerfennt 57), jo geht fie doch nicht 
von dem Syſtem der Gütertrennung aus; vielmehr ift Das Ber- 
mögen der Frau, auch infoweit es nicht zur Dos gegeben worden, 
mit dem Vermögen des Ehemanns in der Hand des Letztern während 
der Ehe vereinigt 5°), und es ift feine Verfügung über das ver 





O. X, aus Lüneb. II. 11. 12. 13, Pol« O. XU, aus Lüneb. IV. 1. 2. Bol. 
O. XI, aus Lüneb. II. 4.Pol. D. XXVII, aus Lüneb. IX 2. Pol. O. LXIH. 
mit wörtlicher Beibehaltung der meiften Säge ausgezogen. Noch mehr zeigt 
fi die Uebereinftimmung in ben Uederfchriften ; von den 64 Kapiteln der Bol. 
D. haben 34 entiprechende Titel im Lüneburger Stadtrecht. 

53) Bgl. über dieſes Grefe Hannov. Pr. R. I. $ 17. Die Beltimmung 
in Bol. DO. XIV. $ 7 „ordnen und jegen darauf rc.“ haben Aehnkichfeit mit 
Tit. 16 des Gelliihen Stadtrehts. Die Webereinfiimmung in anderen Theilen, 
3. B X. und XIII mit Cell. 20. und 10, bat vielleicht darin ihren Grund, 
daß letzteres eine Quelle des Lüneb. Rechts iſt. 

54) Daß Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 8. und 9, dem Hamburger Stadt: 
. recht III. 3, 3. 6is 6. entnommen find, ift fhon bei Rottmann ©. 172, ſodann 
bei Heufer Ann. II. 265 bemerft. 

55) So nehmen Maurenbreher Pr. R. $ 562. und Falf Schlesw. Holſt. 
Pr. R. IV. 456 allgemeine Gütergemeinfhaft an, Scheerer Gütergem. I. 186. 
allgemeine die in partifuläre übergehe, Wiederhold Pr. Bon der Succeffion 
der Ehegatten nah Schaumb. Recht 1802 und die Anzeige diefer Schrift in 
Duyfing Ann. I. 38. allgemeine aber in manden Stüden anomale Güter: 
gemeinschaft, Genyler Pr. R. S. 1031. das Prinzip der ausſchließlichen Gatten 
fucceffton, ein Auffag bei Heufer Ann. II. 264, 322, 388. Dotalſyſtem. 

56) Die Regierung und das Obergericht zu Rinteln nahmen mit wenigen 
Ausnahmen (vgl. Pestel. c. II. $ 6, Heufer Ann. IL. 280, Pfeiffer I. 105) 
allgemeine Gütergemeinjchaft an; vgl. Neg. Atteft vom 13. März 1802, Komm. 
vom 7. Januar 1802, Atteft vom 1.Dez. 1802 bei Kerfting Sonderr. 1275 ff.; 
O. G. Erk. vom 26. Juli 1823 in S. Luhmann g. Brüggemann und Bericht 
an das Juſtiz-Miniſt. vom 25. Juli 1825. Das O. A. ©. verwarf die An— 
nahme allgemeiner Gütergemeinfchaft, vgl. deſſen Gutachten vom 15. April 1826 
bei Kerfting 1228, ohne fid) über das in der Pol. DO. angenommene Güterrecht 
pofitiv auszufprechen. 

57) Indireft in XIV. $ 7 durch Aufhebung derfelben für einen einzelnen 
Fall. 

58) Daß das Necht des Ehemanns zur Verfügung über das Wrauengut 
in der Bol? DO. nicht ausdrüdlich erwähnt ift, wird bei Heufer Ann. II. 277 
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einigte Gut nur in beftimmten Fällen an den Konſens der Ehe— 
frau gebunden 5%). Dieſe Gütervereinigung, welche auch in der 
jedem Ehegatten unter Umftänden geftatteten Teßtwilligen Verfügung 
über eine Duote des beiderjeitigen geſammten Vermögens hervor: 
tritt 6°) und bei beerbter Ehe, jo lange fein Grund zur Abtheilung 
eintritt, zwifchen Dem überlebenden Ghegatten und den Kindern 
fortgefeßt wirb®?), trägt weder die Kennzeichen der allgemeinen ®?), 
noch der partifulären 6?) Gütergemeinjchaft an fih. Sie ift viel- 
mehr auf das jet jo genannte Syftem der Gütereinheit °+) zurück⸗ 
zuführen, welches wie an den meiften Orten, wo jächfijches Necht 
galt, und namentlic, nad) den Statuten, weldye der Polizei-Drdnung 
zu Grunde liegen ®5), aus den in dem Güterrecht des Mittelalters 
durch Annahme der Dotalprivilegien und eines ftatutarifchen Erb— 
rechts bewirkten Modifikationen hervorgegangen ift, 


— — 


als Hauptgrund gegen die Annahme einer Gütereinheit angeführt. Allein in 
den Landrechten dieſer Zeit, z. B. auch in dem Solmſer und Mainzer L. R., 
werden ganz gewöhnlich ſolche Verhältniſſe, welche als bekannt vorausgeſetzt 
werden, übergangen. Das Verwaltungs- und Nutzungsrecht des Ehemanns 
am Frauengut ergiebt ſich insbeſondere daraus, daß der ganze eheliche Erwerb, 
alſo auch die Nutzung des Frauenguts, den Ehemann nach Auflöſung ber Ehe 
verbleibt, vgl. unten Note 63. 

59) Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 7. bei Schulden, XXVI. 8. 1 und 4 bei 
dem Grwerb und der Veräußerung oder Berpfändung von Immobilien. 

60) Daf. XIV. $ 7, XVII. $ 3. 

61) Daf. XIV. $ 8. und 9. 

62) Pestel de succ. conj. c. II. 6, O. 4. ©. Gutachten 1826 bei 
Kerfting 1228, Heufer Ann. H. 275. Außer den hier angeführten Beftimmungen 
wibderftreitet auch Kap. XIX, wonach Schenkungen unter den Ehegatten möglich 
find, der allgemeinen Gütergemeinfchaft. 

63) Bei Auflöfung der Ehe ift in den Fällen, wo nicht eine Konfuflon des 
“ beiderfeitigen Vermögens durch das Erbrecht des überlebenden Ehegatten oder 
Theilung nah Quoten eintritt, an die Frau oder deren Erben nur ihr @inge- 
brachtes zurüczugeben, woraus folgt, daß der gefammte eheliche Erwerb dem 
Manne verbleibt, vgl. XIV. $ 7. für den Fall unbeerbter binnen Jahr und Tag 
aufgelöfter Ehe und XIV. 8 8. 

64) Vgl. Runde Eher. $54 ff., der dafjelde formelle Gütergemeinfchaft nennt, 
Gerber Pr. R. $ 226 $. 230 bis 232, Walter Pr. R. $ 191 ff., der die Bes 
zeichnung geeintes Chegut vorſchlägt. Am paſſendſten ift der von Gerber ge— 
wählte Ausdruf „Gütereinheit”, der auch hier beibehalten ift. 

65) Namentlich ftatuirt das Hamburger Recht nicht eine materielle Güter: 
gemeinichaft, vgl. Heife und Gropp II. 506 fi. Baumeifter Hamb. Pr. R. $ 89. 
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Das durch Die Polizei-Drdnung beftimmte eheliche Güterrecht 
erlitt nach dem Anfall der Grafihaft Schaumburg an Helfen 
Kafjel weder durch die heſſiſche Gejeßgebung noch Durch den Ge 
richtsgebraud) eine Aenderung. Zwar wurden in mehreren Ent⸗ 
fcheidungen des oberften Gerichtshofes in Kaſſel die Grundfäge 
der in Altheſſen geltenden Errungenjchaftsgemeinfchaft auch auf Die 
Grafſchaft Schaumburg angewendet ®*), und im Jahre 1824 aus: 
geiprochen, daß dafelbft zufolge eines jeit Länger ald Hundert 
Jahren ftattgehabten Gerichtsgebrauchs die partifuläre Güterge- 
meinjchaft des Erwerbs unter gewerbtreibenden Einwohnern gelte *1); 
dagegen hat Dies Inftitut weder im Volksleben 6°) noch in der 
Praxis der jchaumburgijchen Gerichte *?) Eingang gefunden, und 
die Annahme, daß dafjelbe unter Bejeitigung der entgegenftehenden 
Beftimmungen der PolizeiDrdnung Durch den Gerichtsgebraud, 
eingeführt worden jei, erjcheint mit Nüdficht auf die Anzahl und 
den Inhalt der ergangenen Erfenntnifje des oberften Gerichtshofs 
nicht genügend begründet 7%). Ebenſowenig ift anzunehmen, daß 
durch die Prozepordnung vom 5. September 1745 $. 38 big 4074) 


665) Zuerft dur Erfenntniffe der Regierung zu Kaffel (vgl. oben $ 39. 
Note 1) vor 1713, fodann durch Grfenntniß derfelben in S. Köthing a. Köthing 
1716, vgl. Pestel c. II. $. 6. Note b, Heufer Ann. II. 280; fodann in Dec. 
Cass. III. 155. (1805). ®gl. aud Dec. Cass. II, 322. nr. 13. (als Zweifels- 
grund ohne Einfluß auf das Erfenntniß geblieben), Kopp Handbuch IV. 553, 
Pfeiffer I. 102. 

67) D. A. G. Erf. vom 27. Sept. 1824 in ©. Luhmann g. Brüggemann, 
Heufer Ann. II. 281. 

68) Nach den auf Anordnung des JuftizeMinifteriums vorgenommenen, bei 
Heufer II. 281. erwähnten Beugenvernehmungen. 

69) Vgl. oben Note 56, Rint. D. ©. Erf. vom 16. Mai 1843 in ©. 
Prafuhn g. Prafuhn und vom 6. Dez. 1847 in ©. Büthe g. Bührmann, bei 
Heufer Ann. II. 281. 

70) Die D. A. ©. Erfenntnifje von 1805 und 1824 (vgl. Note 66 
und 67) beruhen lediglich auf den ältern Meg. Entjcheidungen, welche durch irrige 
Anwendung des altheffiichen Rechts veranlaßt nach 1. 39 de legib. (1, 3) nicht 
geeignet find, zur Grundlage eines Gerichtsgebraudhs zu dienen. 

71) Daß die Proz. D. von 1745 auch in die Grafihaft Schaumburg er- 
laflen ift, wurde von dem DO. X. ©. auf den Grund amtlicher Grmittelungen 
in dem in Note 67. angef. Erf. anerkannt; vgl. auch Kopp G. V. II. $. 402, 
und Pestel c. II. $. 6. Daß im Gingang bderfelben die Megierung zu Rinteln 
nicht erwähnt iſt, erflärt fi daher, daß diefelbe bis zum E. ©. NR. P. vom 
5. Sept. 1760. (2. O. VI. 18) Ganzley hieß. 
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und die Verordnung vom 17. März 1767 $. 2772) die Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft in der Grafjchaft Schaumburg eingeführt worden 
fei, da dieſe gejeglichen Beftimmungen nicht Die Einführung des 
fraglichen Rechtsinftitutd an Orten, wo bafjelbe vorher nicht be- 
fand, fondern nur für den Fall beftehender Errungenfchaftsgemein- 
fchaft Die Entjcheidung einzelner dabei vorkommenden Rechtsfragen 
bezweden ?3). 

II. Während der Fremdherrichaft galt die Gütergemeinjchaft 
des franzöfiichen Rechts, welche Die bei Eingehung der Ehe be- 
feflenen oder während der Che durch Erbſchaft oder Schenkung 
erworbenen Mobilien, die während der Ehe fälligen Nußungen und 
alle während der Ehe erworbenen Immobilien umfaßt”). Mit 
Wiederherftellung des vaterländifchen Rechts trat auch das frühere 
Güterrecht der Ehegatten wieder in Geltung, jedoch ohne rück— 
wirkende Kraft hinfichtlih der während der Fremdherrichaft ge 
jchlofjenen Ehen ? >). 


$. 105. 
2) Meberficht des geltenden Rechte. 


Abgejehn von dem Großherzogthum Fulda!) und von den 
Fällen, in denen dad Privatfüritenrecht Anwendung leidet?), gelten 


72) DO. A. ©. Erkenntniß 1820 in ©. Duyfing g. Willmann ſprach 
aus, daß die DB. von 1767 in die Grafihaft Schaumburg nicht erlaffen fei; 
aber ſchon der Gingang der Berordnung ergiebt die Unrichtigfeit diefer Annahıne; 
vgl. auch Dec. Cass. II. 322. nr. 13, und das Note 67 angef. D. A. ©. Erf. 

73) Hiermit fiimmt das in Note 67 angef. DO. A. ©. Grf. infofern über- 
ein, als es, um die Geltung bes $ 38. der Proz. DO. 1745. und bes $ 27. der 
V. 1767 zu begründen, die Behauptung zu Hülfe nimmt, daß in der Graf: 
Ihaft Schaumburg die Grrungenjhaftsgemeinihaft zufolge Gerichtsgebrauchs 
gelte. 

74) Code Nap. art. 1400 bis 1496. Bgl. Pfeiffer II. 145. 

75) gl. oben $ 102. Note 6. und 11. 

‚1) Im vormaligen Bistyum Fulda gilt allgemeine Gütergemeinfhaft ; vgl. 
Gößmann Die Lehre von der allgemeinen ehelichen Gütergemeinſchaft Fulda 1847 
und bie daf. ©. 14 angef. ältere Literatur. Im den zum Großherzogthum 
Fulda gehörigen vormals reichsritterjchaftlichen Gebieten gilt die fuldiſche Güter- 
gemeinjchaft nicht gejeplich, fondern nur infoweit fie durch Gewohnheitsrecht 
dafelbft eingeführt iſt; DO. A. ©. E. vom 6. Oft. 1830 in dem bei Strippels 
mann I. 61. Nr. 2. mitgetheilten Nechtsfall (Buchenau betr.). Ueber die Gin 
führung derfelben im Gericht Nomsthal vgl. Kerſting Sonderredhte ©. XIX. 

2) Bgl. hierüber Kohler Handb. $ 58 bis $ 63. 
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in Kurheſſen gegenwärtig folgende Syſteme des ehelichen Güter: 
rechts: 
I. Dotalrecht und zwar 1) ausſchließlich a) in den Landes- 


theilen, in welchen ein Deutjchrechtliches Güterſyſtem ſich überhaupt 
nicht ausgebildet hat®), b) bei den Ständen, welche von dem im 
Mebrigen geltendeu Ddeutjchrechtlichen Güterfyftem ausgenommen 
find +), c) bei den Ehen, für welche die Ehegatten Das geſetzlich 
geltende deutjchrechtliche Güterfyftem vertragsmäßig ausgejchlofjen 
haben, ohne ein anderes an deſſen Stelle zu ſetzen); 2) gemifcht 
mit dem Syftem der Errungenfchaftsgemeinjchaft und Gütereinheit, 
durch welche die Damit vereinbaren Beftimmungen des römifchen 
Rechts, namentlich über Dos e), Schenkungen unter Ehegatten”), 
praesumtio Muciana ®), Strafen der Eheicheidung ?) und der BE 


Ehe ?°), nicht aufgehoben find. 
I, Errungenſchaftsgemeinſchaft 1) in Althefjen 1) mit Hers- 


3) Namentlih im Sinngrund im Umfang. der Kondominatsgerichtsbarfeit, 
worüber Kerfting Sonderrechte S. XXXIV. zu vgl. 

4) Bei Schriftfäflfigen in Altheffen, beim Adel in Schaumburg. 

5) Vgl. oben $ 103. Note 15. 

6) Die Unterfcheidung der Dos ift bei der Errungenfhaftsgemeinjchaft 
durch Solmf. L. O. II. 18. $ 4, Mainz. 2. R. Tit. I, bei der Gütereinheit 
durh Schaumb. Pol. D. XIV. $ 7 (vgl. oben $ 104. Note 57) anerkannt. 

7) Bgl. oben $ 97. Note 9. 

8) Der Gerichtsgebrauch gründet auf 1. 51. de don. inter V. et U. (24,1) 
und 1. 6. Cod. de don, inter V. et U. (5, 16) die Rechtsvermuthung, daß 
alle in der gemeinfchaftlihen Wohnung der Gheleute befindlichen beweglichen 
Gegenftände fo lange als dem Manne gehörig anzufehen find, als nicht von 
der Frau ein ihr daran zuflehendes ausjchließliches Recht dargethan wird. Diefe 
Rehtsvermuthung leidet au Anwendung auf die Sachen, welche zu einem von 
ber Ehefrau ausſchließlich betriebenen Geſchäft, 3. B. Putzgeſchäft, gehören, 
D. A. ©. €. 1846 in ©. Braubach g. Saalmüller, fowie nach dem Tode des 
Ehemanns auf die Sachen, welche ſich zur Zeit feines Todes in der gemeins 
ſchaftlichen Wohnung unter feiner Ginwirfung befunden haben, DO. A. ©. €. 
1828 in ©. Erede g. Crede. Bol. auch Gef. vom 23. Sept. 1848. $ 9. 

9) Bol. oben $ 100. 

10) Vgl. unten $ 122. 

11) Francke D. quatenus uxores in Hassia sec. $ 38—40. ord. prov. 
de 1745 dimidiam acquaestus lucrentur Marb. 1747. Eſtor Bürg. Rechtsgel. 
1757. I. $ 736 bis 741, II. $ 729, 734. Hombergk Comm. jur. Hass. 
spec. de succ. conjug. Marb. 1781. Graebe (Diede) D. sistens leg. Hass. 
Cass. circa commun. bon. inter conjuges vicissit. Rint. 1787. 
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feld 2) und Schmalfalden?*) ohne Schaumburg !*) für alle Amts- 
jäffigen 5), 2) im Rechtsgebiet der Solmjer Landordnung *°) ohne 
Unterſchied des Standes!”), 3) im Nechtögebiet des Mainzer 
Landrechts für alle Stände !®). 


12) D. A. ©. €. 1839 bei Strippelmann II. 266. 

13) O. X. ©. E. 1842 bei Strippelmann III. 2, 86; vgl. daf. ©. 81. 
Note 2. und Reinharth (Merkel) D. de dimidio acquaest. conjug. uxoribus 
Smalcald. competente. Erf. 1727. Hiernach ift Gengler Pr. R. ©. 1029. zu 
ergänzen. 

14) Vgl. oben $ 104, Note 66 bis 73. 

15) B. vom 17. März 1767. $ 27 „regulariter alle Bürger und Bauern“. 
Die Ältere Praxis befchränkte die Errungenſchaftsgemeinſchaft auf die Ehegatten, 
welche mit einander gleiches Gewerbe treiben, D. A. ©. €. bei Kopp Hbb. 
IV. 252, 553. Später wurde biejelbe bei Amtsjäffigen auch ohne dieſe Vor: 
ausjeßung angenommen, 3. B. bei Apotheken, Reg. Rem. 1798 bei Kopp 
Hbb. IV. 553, bei Bergleuten D. N. ©. €. 1817 in ©. Fiſcher g. Fiſcher; 
vgl. auch O. A. ©. E. 1839 bei Strippelmann II. 266. und D. X. ©. Bei. 
1846 bei Strippelmann IV. 2, 17. Note 3. Es entjcheidet der Stand des 
Mannes zur Zeit der Verheirathung ; vgl. oben $ 102. Durh O. A. ©. €. 
1845 in ©. Sundheim 9. Enierim wurde, weil der Ghemann zur Zeit ber 
Berheirathung als Hofpitalsprovifor nah Reg. R. vom 10, Oft. 1791 (2. O. 
VII. 488) und vom 23. Aug. 1794 (daf. 615) fhriftfäffig war, die Errungen- 
fchaftsgemeinfhaft nicht angenommen, obgleich derfelbe während ber Ehe durch 
St. M. A. vom 31. Dez. 1824. Nr. 2. amtsfäffig geworden war. Dur D. 
X. ©. €. 1851 in ©. Balz g. Bornemann wurde die dur den Stand. bes 
Ehemanns zur Zeit ber Verheirathung begründete Errungenſchaftsgemeinſchaft 
durch die während ber Ehe eingetretene Schriftfäffigfeit defjelben nicht für auf: 
gehoben erachtet. 

16) Ueber Solmf. L. O. II. 28. vgl. van den Velde D. de aliment. 
liberis praestandis praes. prioris matrim. Marb. 1697. Gramer Weplar. Nebenft. 
Band 24. ©.35 ff. Adolphi D. de succ. conjug. juxta ord. Solm. Giess. 1770. 
Sames Juriſt. F. Ausführungen. Laubach 1779. Hombergk Comm. |]. c. 
or. VII. Dalwigk Verſuch einer philof. jurift. Darfiellung des Erbrechts. 
Wiesbaden 1820. I. 87 ff. Hertel in Kamptz Jahrb. der Preuß. Gef. XXVI. 
©. 3 ff. Hertel Ueber die Rechts- und Gerichtsverfajl. der zum Negierungs- 
bezirk Koblenz gehörigen oftrheinifchen Landestheile. 2. Aufl. Koblenz 1829. 
1. 78 ff. Rühl Die ehelichen Verh. nach den im Großh. Heſſen geltenden” 
Part. Rechten. Darmftadt 1830 und in Bopp Mittheilungen I. S.1 ff. Wigand 
Die part. Gütergemeinfhaft nah Solmf. Recht in Kamptz Jahrb. der Preuß. 
Gef. XLVO. ©. 1 f. Schmitthenner Deutjches Güterrecht der Chegatten in 
befond. Anwendung auf den K. Preuß. oftrheinifchen Bezirk Neuwied 1842. 
Heujer Ann. I. 284. Bopp Mittelrhein. Landrechte ©. 34 ff. 

17) Auch bei dem Adel. Reichskammergerichts-E. vom 31. Aug.Z1740 in 
©. Bergin g. von der Meuhlen bei Hombergk Comm. p. 199. O. A. ©. €. 
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NI. Gftereinheit in der Grafſchaft Schaumburg!*) für alle 
Stände mit Ausnahme des Adels?9). 


3) Einzelne Syfteme des ehelihen Güterredhts, 


g 106. 
A. Dotalrecht. 


Die Grundſätze des römischen Rechts Hinfichtlich der dem Mann 
an dem Frauenvermögen zuftehenden Befugniſſe fommen in Kur- 
heſſen, joweit Dotalrecht gilt ?), unverändert zur Anwendung 2); 


1835 und 1837 in ©. von Drad) g. Staatsanwalt. Mebereinftimmend damit 
die Praris des D. A. ©. zu Darmftadt, vgl. Bopp Mittelrhein. Landrechte 
©. 5. 

18) Ueber das ältere Recht vgl. Dunwald D. de adquaestu conjug,, von 
denen in währender Ehe von rauher Wurzel erworbenen und gewonnenen Gütern. 
Mogunt. 1707. Zu Mainz. L. R. Tit. I, IN, IV, VII und XIV. vgl. Wüste- 
feld (Hahn) D. de effectu commun. bon. conjug. soluto matrim, praes. sec. 
stat. Moguntina. Mogunt, 1770. Itzstein D. de Mogunt. stat. conjugum 
success. mutua, Mogunt. 1786. Seyler Selectae quaed, quaest. juris controv. 
decisiones ex praxi Mogunt, haust. Mogunt. 1788. Die in Note 16. angeff. 
Schriften von Hertel, Rühl, Schmitthenner. Bopp Mittelrhein. Landredite 
©. 140 ff. 

19) Zu Schaumb. Pol. DO. XIV. vgl. Pestel D. de suce. inter conj. 
Rint 1745. c. I. Hombergk Comm. 1. e. nr. VI. Wiederhold Progr. Bon 
ber Suceeffion der Ehegatten nah Schaumb. Recht. Rint. 1802. Gronhelm 
Corpus statut. provinc. Holsatiae. Altona 1756. Einleitung ©. 287 bis 303. 
GSeeftern- Pauly Beiträge zur Kunde der Gefchichte fowie des Staats- und 
BPrivatrechts des Herzogthums Holjtein-Schleswig 1822. IL 183. Wald Handb. 
des Schleswig-Holſteinſchen Privatrehts I. 448. IV. 456. Heufer Ann. II. 
264, 322, 388. In den ehemals heſſiſchen, der Grafihaft Schaumburg ein- 
verleibten Nemtern Uchte, Freudenberg und Auburg (vgl. oben ©. 7) galt das 
Güterreht der Schaumburger Polizei-Ordnung nit; vgl. über das bortige 
eheliche Güterrecht Hombergk Comm. VII p. 176, O. A. ©. Gutachten vom 
17. April 1782 (N. ©. II. 565), Kopp Hdb. IIL 179, IV. 156, 553. 

20) Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 11. Andere Schriftfäflige auszunehmen, 
ift im Gefeg Fein Grund Yorhanden; Neg. Komm. vom 7. Januar 1802 (Ker⸗ 
fting 1276), Heufer Ann. II. 322. 

1) Die Fälle ſ. $ 105. Ne. I. 1. 

2) Die von Maurenbredher Pr. NR. $ 530. und Schmitthenner S. 220. 
aufgeitellte Behauptung, ‚daß mit dem Dotalreht in Deutjchland immer ein 
Verwaltungs- häufig ein Nutzungsrecht des Ehemanns an den PBaraphernen 


verbunden fei, ift gemeinrechtlich unbegründet. Gichhorn Pr. N, $ 301. Runde 
Eher. $ 4 und 42. 
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namentlich fteht dem Ehemann ein Nußungs- und Verwaltungs: 
recht an den Paraphernen nur zu, joweit es ihm ausbrüdlich ein- 
geräumt iſt °). 

Gemeinſam für das Dotal- und Paraphernalvermögen ift der 
Begriff der Illation und der Grundfaß, daß durch Iebtere das 
Nüdforderungsrecht der Ehefrau bedingt ift*). Im weiteren Sinn 
umfaßt daher der Begriff der Illaten auch Die als Dos inferirten 
Gegenftände 5); im engeren Sinn werden darunter nad) dem auch 
in die Gejeßgebung übergegangenen Sprachgebrauch der Praxis 
nur Diejenigen dem Ehemann inferirten Theile des ehefräulichen 
Vermögens verftanden, welche nicht Dotalqualität haben®). Die 
Thatfache der Illation, welche nicht allein in der Hingabe an den 
Ehemann, jondern aud) in dem Einbringen in Die Wohnung des- 
jelben ”) oder in der Verwendung zu jeinem Nußen®) zu finden 


 — 


3) Die Annahme von Strippelmann VI. 465, daß den Ehemann an den 
Paraphernalgütern, fofern nicht ein ausdrüdliches Verbot der Ehefrau entgegen- 
ftehe, ein Verwaltungs und Nugungsrecht zufomme, ift weder gemeinrechtlich 
begründet, vgl. Glück XXV. 267, Sintenis Civilr. $ 134. Note 14, Arndts 
Pandeften $ 412, noch in der Furheffiichen Praris anerfannt. Während Dec. 
III. 34, worauf Strippelmann fich beruft, offenbar einen Fall der partifulären 
Gütergemeinfchaft und Dec. II. 103. einen nah Schaumburger Recht zu be 
urtheilenden Ball betrifft, ift in Dec. I. 20. die gegentheilige Anſicht ausdrücklich 
anerfannt. Auch in DO. U. ©. €. 1840. in ©. PBranfenberg g. Branfenberg 
ift ausgefprochen, „daß rücfichtlich der Verwaltung des Vermögens der Ehefrau 
außer dem Dotalvermögen dein Ehemann in den Geſetzen nur foweit Rechte 
zugeftanden werden, als ihm die Ehefrau felbft hieran eine Verwaltung überläßt“. 

4) Vgl. z. B. O. A. ©. €. 1836. bei Henkel ©. 220, 1850 bei Strippel: 
mann VII. 334, Es folgt daraus, daß das geſetzliche Pfandrecht erft von der 
Zeit der Illation zu datiren if. Vgl. im Buch II. die Lehre vom Pfandredht. 

5) Vgl. Gel. v. 24. Juli 1834. $ 17. O. A. ©. E. 1849. bei Strippel: 
mann VII. 323. Note 1. Wenn die Ehefrau im Konfurje „Illaten“ Tiquidirt, 
fo ift fie dadurch nicht gehindert, im Prioritätsverfahren. deren Dotalqualität 
geltend zu madhen, DO. A. ©. E. 1836. bei Henfel ©. 81. 

6) Juden Ordn. 12. Aug. 1739. $ 22 (2. O. IV. 593) „privilegia dotis 
et illatorum“. Pr. DO. 1745. $ 41. V. v. 16. Mai 1747.$ 6. „Heirathsgut 
und Gingebrachtes". V. v. 11. Oct. 1776. $ 1. „beneficium dotis et illatorum“, 

7) Bgl. DO. X. ©. E. 1854. Heufer Ann. III 54. 

8) Mit dem Begriff der Illation ftcht es nicht in Widerſpruch, wenn bie 
Ehefrau ihr Vermögen zur Bezahlung von Schulden des Ehemanns oder aud) 
gemeinfchaftlicher Schulden verwendet, worin eine Schenkung oder Geſchaͤfts— 
führung für den Ehemann ohne weiteres nicht gefunden werden kann. O. A. G. 
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ift, entfcheidet an fich nicht Darüber, ob das ingebrachte dem 
Ehemann al8 Dos oder nur zur Verwaltung als Paraphernalgut 
inferirt worden ift ?), 

Sn Beziehung auf die ald Dos gegebenen Theile des Frauen- 
vermögeng!°) gelten folgende Grundfäße: 1) Als Dos erjcheint, was 
in der Abficht, damit zu den Laften der Ehe für die Dauer ders 
ſelben beizutragen, von der Ehefrau oder einem Dritten für fie 
vor oder nad) Gingehung der Ehe dem Ehemann gegeben, ver: 
fprochen oder Iegtwillig zugewendet wird. Diefe Abficht ift nicht 
allein bei demjenigen anzunehmen, was unter der Bezeichnung als 
Dos, Heirathsgut 11), Mitgift'?), Ausſteuer oder Ausjtattung!®), 
Zugift oder Cheftener 1), Brautjchag oder Brautwagen !5), oder 
mit der ausbrüdlichen Beftimmung, daß damit ein Beitrag zu den 
ehelichen Laſten geleiftet werden folle 4°), gegeben oder verfprochen 


E. 1844. in S. Stodjcher Contrad. g. Stod. Dagegen kann in der Verwen- 
‚ dung zu privativen Zwecken der Ehefrau die Illation nicht gefunden werben. 
D. A. ©. E. 1850. Strippelmann VII. 334. 

9, O. A. ©. €. 1836 bei Henfel ©. 220. 

10) Die Lehre von der Dotationspfliht ſ. unten Buch II. im Obligationenrecht. 

11) So bezeichnet die Dos Landrechtsentwurf bei Geife IV. 17.56. V. 
v. 15. Mai 1747. $ 6. vgl. mit Pr. O. 5. Sept. 1745. $ 41. Schaumb,. 
P. D. XIV. $8. 9. XXVIII. $5. Sch. Amts und Haus:D. dv. 27. März 
1615. $ 43 (Kerfting 1260). Mainzer L. R. J. 8 5. 

12) Ref. ©. 1656. X. $ 5. 

13) Die Frage, ob die Ausfteuer Dotalqualität habe, ift durch D. N. ©: 
€. 1842 und 1843. Strippelmann IV.1.4. Note 12. bejaht. Ueber dieſe früher 
und noch jetzt beflrittene Frage vol. Estor de apparatu et instr. mul. Marb. 
1744. p. 33. Glück XXIV. 434. Maurenbrecher Pr. R. $ 530. Note 1. 
Eintenis Givilr. II. S. 16. 

14) Solmf. 2. ©. II. 18. $ 4 und 6. 

15) Schaumb. P. D. XIV. $ 7. 8. Landesh. Refer. v. 23, Juni 1732. 
Art. 7. Nr. 4 (N. ©. II. 411). V. v. 22.März 1736. $ 4 (N. ©. II. 417). 
Mainzer L. NR. II. $ 6. Brautwagen im weitern Sinn bedeutet die ganze 
Austeuer. Ueber heſſiſche Gebräuche in Anfehung des Brautwagens vgl. Eſtor 
bürg. R. Gel. I. $ 708. Hofmann Eher. $ 26. 

16) Ueber die Abfafjung des Beweisfages und ber Gidesformel in diefem 
Fall vgl. D. A. ©. E. 1836. Henfel S. 81, 1838 Strippelmann IV. 1. 381, 
1846 daſ. IV. 1. 391. Der in den Ghepaften von der Braut unter Konkurrenz 
des Daterd gebrauchte Ausdruck „in die Che wenden“ oder „zum jährlichen 
Abnugen in die Ehe wenden“, wird als Beitellung einer Dos ausgelegt. DO. N, 
G. €. 1830. Strippelmann VII. 121, 1831. im Nechtsfreund 1837. ©. 8. 
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wird, vielmehr auch dann, wenn Diefe Abficht aus ſchlüſſigen 
Handlungen fich ergiebt 7). 2) Die Beltellung der Dos Tann 
durch jofortige Hebergabe erfolzen, und es bedarf hierzu Feiner Form, 
wenn fie aus beweglichen Sachen beſteht!s). Die Uebertragung 
von. Immobilien und Die Beitellung Dinglicher Nechte an folchen 
als Dos unterliegt den für Die Veräußerung von Immobilien vor- 
gejchriebenen Formen 2°). Bei Verträgen, durch welche eine Dos 
verjprochen wird, find Die für Ehepakten vorgejchriebenen Formen 2°) 
nicht blos dann zu beobachten, wenn das Berfprechen von der Braut, 
fondern auch dann, wenn e8 von den zum Grjcheinen bei der Ehe 
anzeige verpflichteten Eltern oder Vormündern geleiftet wird 21); 
Dagegen it Beobachtung der für große Schenkungen vorgejchriebenen: 
Formalitäten aud dann nicht erforderlich, wenn die Beftellung der 
Dos von einer nicht dazu verpflichteten Perfon ausgeht??). 3) Der 


17) 3. B. wenn eine Widerlage ausbebungen odrr erwartet wirb Dec. 
III. 22, oder wenn bei Wiederverheiratfung Gejchiedener eine für bie frühere 
Ehe beftellte Dos ftillfchweigend in die neue Ehe mitübertragen wird, 1. 64. 
de jure dot, (23, 3), 1. 19, 1. 66. $ 5. sol. matr. (24, 3). Dagegen wird 
in dem Anfaßvertrag, durch den die Eltern der Braut ihr Gut bei der Ber 
heirathung der Tochter und ihrem Bräutigam übergeben, die Beitellung einer 
Dos nicht gefunden, DO. A. ©. E. 1839, Pfeiffer VIII. 362. Die von älteren 
Braftifern, 3. ®. Carpzov Resp. V. 116, Wernher Obs. I. p. 4. obs. 100, 
Leyser Medit. Sp. 302. Nr.4. aufgeftellte und noch in Dee. III, 103. Nr. 11. ge: 
bifligte Präſumtion der Dotalqualität für die gleich bei Eingehung der Ehe von 
ber Frau eingebrachten Güter entbehrt der rechtlichen Begründung. O. A. ©. €. 
1836. Henfel 220, 1849. Strippelmann VII. 323. 

18) DO. A. ©. €. 1836. Henfel ©. 81. 

19) €. ©. R. P. v. 14. Juli 1741. (N. ©. II. 216), O. A. G. €. 
Strippelmann VII. 246. Insbefondere gilt dies von einem als Dos beftellten 
Nießbrauch; über deffen Wirkung vgl. er A. ©. E. im Rechtsfreund 1837. 
©. 8. und Ann. I. 352. 

20) Bgl. oben $ 103. 

21) Strippelmann VII. 116. Dagegen leiden die Formen der Ghepaften 
feine Anwendung auf Dotalverfprechen dritter zum Erfcheinen bei der Eheanzeige 
nicht verpflichteter Perfonen D. A. G. €. 1828. Strippelmann VII. 123. Die 
Nichtbeobachtung der bei Dotalverfprechen erforderlichen Form giebt feinen Grund 
ab, einer wirklich gegebnen Dos diefe Eigenſchaft abzuſprechen O. A. ©. €. 
1836. Henkel ©. 81. und Strippelmann VII. 124, 

22) O. A. ©. €. 1843 in ©. Fleifch g. Levi erflärt die Beſtimmung ber 
Solmf. &. O. I. 13, $ 2. für unanwendbar auf eine Dosbeftellung durch einen 
Schwager des Ehemanns. 
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Ehemann wird Eigenthümer der Dotalſachen; er verwaltet und 
benußt diejelben und wird in Bezug auf fie ald im eignen Namen 
handelnd angejehen 23), ift Daher auc) ausſchließlich zur gerichtlichen 
Vertretung in Bezug darauf legitimirt. Forderungen, welche als 
Dos beftellt werden, gehen durch Gefjion auf ihn über. Werben 
ihm Dotaljachen venditionis causa zu einer beftimmten Taxe über— 
geben, jo verfügt er frei über Diefelben, während außerdem Die 
Veräußerung von Dotalgrundftüden oder Beſchwerung derjelben 
mit Dinglichen Laften außer der Einwilligung der Frau Dispen- 
fation vom Beräußerungsverbot vorausjeßt.?*). 4) Die in ſolcher 
Weiſe an Dotaljachen begründeten Rechte des Ehemanns können 
während der Dauer der Ehe auch nicht durch Vertrag oder Verzicht 
von feiner Seite aufgehoben ?5) oder vermindert 2°) werben. Ein 
Rücforderungsrecht der Ehefrau während der Ehe ift nur begründet, 
wenn durch DVermögensverfall des Ehemanns die Reftitution nach 
Auflöfung der Ehe gefährdet ift?”). Dies wird nicht nur nad 
Erkennung des allgemeinen Konkurjes 28) oder Einleitung des beim 
Bwangsverfauf von Immobilien in Betreff des Zujchlagspreifes 
eintretenden DVertheilungsverfahrens 29), jondern auch dann ange: 





23) O. A. ©. €. 1849. 3. S. Wagner g. Vollmarshaufen. 

24) I. M. B. v. 29. Mai 1822 (N. ©. III. 274), welcher die Ermächtigung 
zur Veräußerung von unbeweglichen Brautſtuͤcken Schrifiſäſſiger als eine ober— 
vormundſchaftliche Handlung zur Kompetenz der Obergerichte zählt, ſcheint auf 
ber von Glück XXV. 420. angenommenen Anficht zu beruhen, daß mit Zuftim- 
mung der Dbrigfeit die Veräußerung von Dotalgrundftücden dem Ghemann 
unter Einwilligung der Frau geftattet fei. Indeſſen it es menigitens nicht 
notorifch , daß der Gerichtsgebraud; in Kurhejlen den Ehegatten eine ſolche Ver— 
äußerung mit Konjens des Gerichts oder ohne Weiteres geftatte. Für lebteres 
hat fi der Gerichtsgebrauh in den zum Großherzogtum Heſſen gehörigen 
altheiftichen Landestheilen erklärt, vgl. Präj. des O. A. ©. zu Darmftadt in 
Elvers Archiv V. 146. Bol. auch Mainz. 2. R. XXI g 7. 

25) L. un. Cod. si dos const. matr. (5, 19). O. A. ©. €. 1842. Strip: 
pelmann VII. 324, und Heufer Ann. II. 603, erflärt die Rückgabe während der 
Ehe für verbotene Schenkung. 

26) DO. X. ©. €. 1842 3. ©. Kugelmann g. Kugelmann. Auch Dritte, 
die ein Interefie daran haben, fünnen diefe Ungültigfeit geltend machen. 

27) Bol. Strippelmann VII. 323—334. 

28) D. N. ©. E. 1845. Strippelmann VII. 327. 

29) Gef. v. 24. Juli 1834. $ 17. O. A. ©. E. 1839 und 1850. Strippel: 
mann VII 331. 
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nommen, wenn ungeachtet vorhandener Weberfchuldung von Ein- 
leitung des Konfurjes abgeftanden wird 3%). Die Ehefrau kann in 
biejen Fällen Sicyerheitsbeftellung von Seiten des Mannes $*) 
oder NRüdgabe der Dos begehren 32). Im Konkurs hat die Ehe- 
frau gleich den übrigen Gläubigern ihre Befriedigung aus der 
Konkursmaſſe nad) Maßgabe der gerichtlichen Kollofation ihrer 
Forderung zu erwarten, ohne an Beftandtheilen der Konkursmaſſe 
während Des Konkurſes ein Netentiond- oder Adminiftrationsrecht 
zu. haben ®®), Außerdem erfolgt Die Rüdgabe der Dos regelmäßig 
mit Auflöjung der Ehe; doch kann dem Ehemann gültig lebens— 
länglicher Nießbrauch daran beftellt werden 32). 5) Das der 
Ehefrau wegen des Rechts auf Nüdgabe der Dos zuftehende ge 
ſetzliche privilegirte Generalpfandrecht, welches auch auf die Kinder 
übergeht 35), hat im kurheſſiſchen Recht Bejchränfungen erlitten 3°). 
Das Verbot der Beitellung von Bürgen zur Sicherung der Rüdgabe 
der Dos iſt Durdy den Gerichtsgebrauch außer Hebung gejegt?”). 
6) Die Grundjäße des römiſchen Rechts über den Nüdfall der dos 
profectitia an den Befteller 3°) haben infofern eine Veränderung 
erlitten, als mit der Verehlichung regelmäßig Beendigung der väter: 


— — — 


30) 3. B. weil feine Aktivmaſſe vorhanden iſt. O. A. ©. E. 1826. Strip⸗ 
pelmann VII. 329, oder weil neben der Ehefrau andere Gläubiger nicht vor— 
handen find. Ueber die in ſolchen Fällen der Ehefrau zuftehenden Rechtsmittel 
vgl. Strippelmann VII. 324 fi. 

31) Dec. II. 171. Es befteht jedoch feine Verbindlichkeit der Ghefrau, 
anftatt der geforderten Zurüdgabe der Dos ſich mit einer Sicherheitsleiftung zu 
begnügen. O. A. ©. €. 1847. Strippelmann VII. 329. 

32) Ueber die Verpflichtung der Ehefrau, die an fie zurüdgegebnen Dotal- 
ſachen nicht zu veräußern und den nad Abzug ihres Unterhalts verbleibenden 
Ueberſchuß der Nutzungen zum Unterhalt des Ehemanns zu verwenden, vgl. 
l. 29. Cod. de jure dot. (5, 12). Die Aushändigung der Dos an die Ehefrau 
gu diefem Zweck ift von einer Kautionsleiflung der legtern nicht abhängig. O. A. 
®. E. 1839, Strippelmann VIL. 333. Note 17. vgl. mit ©. 331. 

33) Prog. DO. 1745. $ 41. Han. Hofg. O. 1747. XL. $ 207. 

34) DO. 4. ©. E. 1837. Heufer Ann. 1. 352. 

35) ©. A. ©. €. 1846. Strippelmann IV. 1. 391. 

36) Vol. hierüber im Buch II. die Lehre vom Pfandredit. 

37) Dec. Cass. I. 142. Ueber dies Berbot vgl. Tigerfiröm Dotalrecht 
1.347. und über defjen Bejeitigung durch den Gerichtsgebrauch Glück XXVIL 231, 
Sintenis Givilr. III. 45. 

38) Bol, Glück XXVH. 195. Sintenis Givilr. III. $ 133. Note 29, 
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lichen Gewalt eintritt), und Der Ehefrau Daher im Falle der Auf- 
löfung der Ehe durch den Tod des Chemanns oder durch Ehe— 
jcheidung *0) die dos profectitia auch dann, wenn der Befteller 
noch am Leben ift, zufällt +"). Wird die Ehe Durch den Tod der 
Ehefrau getrennt, jo jchließen die Kinder derjelben den Vater von 
dem Nücdfall der dos profectitia, ſoweit er fich dieſen nicht aus— 
drüclich vorbehalten hat, nach dem Gerichtsgebrauch aus #2), 
während er bei finderlofer Ehe den Erben der Tochter vorgeht *). 

An dem übrigen Vermögen der Ehefrau ftehen dem Ehemann 
nur in dem Umfange Rechte zu, in welchem fie ihm von Derjelben 
eingeräumt find; er tft Daher auch nicht Tegitimirt in Betreff dieſes 
Vermögens ohne Ermächtigung der Ehefrau als Kläger oder Be 
klagter vor Gericht aufzutreten +4). Wenn Theile des Vermögens 
der Ehefrau, welche nicht zur Dos gehören, dem Ehemann zur 
Verwaltung oder Benutzung überlaffen find, jo ift weder Die Rück— 
gabe derjelben während der Dauer der Che verboten 4%), noch Die 
Nücforderung derfelben während der Ehe von den bezüglich Der 
Dos geltenden gejeglichen Beftimmungen abhängig. Der Ehefrau 


39) Val. unten $ 136. 

40) Ausgenommen, wenn bie Ehefrau als fhuldiger Theil der Dos ver: 
luftig erflärt worden ift, vgl. oben $ 100. 

41) Die Beftimmungen ber 1. 22. $ 5, 1. 34. sol. matr. (24, 3) über bie 
Ehefrau, die sui juris ift, leiden jegt auf alle Ehefrauen Anwendung. Glüd 
Gomm. XXVI. 216. 

42) Die Praris befolgt die Anficht des Martinus, über welche Glück XXVII. 
205. zu vgl. Dec. I. 81. O. A. ©. €. 1831. Rechtsfreund 1837. ©. 8. 1833 
in ©. Bromm g. Gamb. 

43) O. A. ©. €. 1842. in ©. Jacobi g. Zilger, wofelbft anerkannt iſt, 
daß bei finderlofer Ehe, wenn ber Vater der Ehefrau diejelbe überlebt, dem 
überlebenden Ehemann Fein Recht an der dos profectitia vermöge bes in ber 
Solmi. 2. D. begründeten ftatutarijchen Erbrechts zuiteht, vielmehr diejelbe an 
den Bater zurüdfällt. 

44) Han. Hofg. DO. XL. $ 9. und Han. U. ©. O. VI. $ 10. geftatten 
dem Ehemann in Betreff der Dotal= und Baraphernalgüter, nicht aber in Betreff 
ber Receptitien ohne Vollmacht der Frau vor Gericht zu handeln. Unter Para- 
phernalgütern fcheinen hier, wie zuweilen geſchieht, vgl. Sintenis Givilr. III. 
$ 134. Note 14. die dem Ehemann zur Verwaltung überlafjenen Güter der 
rau verftanden zu fein, jo daß obige Vorfchrift mit 1. 11. Cod. de pact. conv. 
(5, 14) im Einklang ſteht. 

45) O. X. ©. €, 1849. Strippelmann VII. 323. « 
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ift bezüglich der Illaten, Die nicht Dotalqualität haben, durch den 
Gerichtsgebraud ein gejegliches nicht privilegirtes Generalpfand- 
recht am Vermögen des Ehemanns eingeräumt 4°), 


B. Errungenfhaftsgemeinfchaft. 


$ 107. 
a) Begriff. 

Der Begriff der partifulären Gütergemeinfchaft läßt fich nur 
negativ beftimmen?), als einer nur einzelne Vermögenstheile ?) 
umfafjenden oder al3 einer Vereinigung, bei weldyer ganze Gattungen 
von Sachen von der Gemeinfchaft ausgejchloffen finds). In Alt 
heſſen und Hanau erftredt fie ſich nur auf die Errungenſchaft *), 
und es fommen bier mit Ausnahme der partifularrechtlic, geregelten 
Schuldenhaftung die gemeinrechtlichen 5), alſo analog die für Die 
allgemeine Gütergemeinjchaft geltenden Grundjäße ®) zur Anwendung. 
Ueber die Auffallung des der Gütergemeinfchaft zu Grunde liegenden 
Rechtsverhältniffes find Die Anfichten getheilt. Während die Einen 
den Ehegatten ideelle Antheile an dem gemeinfamen Vermögen zus 
fprechen, indem fie mit Abjchließung der Ehe die Bildung einer 
societas”), oder eines jocietätSähnlichen Verhältniffes®), oder einer 








46) Die Praris hat die Beftimmung der 1. 11. Cod. de pact. conv. (5,14) 
generalifirt, unter Billigung der Gefeßgebung vgl. Pr. O. 1745. $ 41. Han. 
Hofg. DO. XL $ 207. Vgl. im Buch II. die Lehre vom Pfandrecht. 

1) Hafje Reviſion $ 61. Runde Eher. $ 77. 

2) Sie umfaßt entweder nur die Errungenſchaft oder auch ſämmtliche Mo— 
bilin. Doc ift feine Veranlaſſung, mit Maurenbrecher P. NR. $ 556 und 559. 
und Mittermaier Pr. R. $ 407 und $ 408. daraus zwei verfchiedne Inftitute 
zu machen. 

3) Maurenbrecher Pr. R. $ 538. Note 5. Runde Eher. $ 77. 

4) Die Beftimmung der Solmf. L. O. I. 28. $ 5. 6. wirb von ber 
heſſiſchen Praris nicht auf eine Gemeinfchaft der Mobilien gedeutet. Vgl. oben 
$ 104. Note 40 und 41. 

5) O. A. ©. €. 1850. bei Strippelmann VI. 479, 1852. ebenda VII. 486, 
1846 3. ©. Kümmel g. Somborn. O. A. ©. E. Blumſche Gläub. g. Ehefrau 
Blum Duyfing N. Ann. I. 110. 

6) Runde Pr. R. $ 610. Eichhorn Pr. R. $312. Maurendreder Pr. R. 
$ 557. Runde Eher. $ 77 und 80. 

7) Dies ift die Anfiht von Wesel Tract. de connub. bonor. societate 
Amst. 1674. Lauterbach Dissertatio de soc. bon. conjug. in Diss. III. 672, 
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communio juris ?) eintreten laſſen, oder endlich ein eigenthümliches 
deutjches Rechtöverhältniß annehmen 19), laſſen Andere das eheliche 
Vermögen im Gejanmteigentbum der Ehegatten *) oder im Eigens 
thum der juriftiichen Perfon !?) oder Perfoneneinheit 13) der Che 
gatten ftehen, oder nehmen während der Ehe ein Eigenthum des 
Mannes am gemeinfamen Vermögen an und. geben der Ehefrau 
nur ein eventuelle Recht mit Auflöfung der Ehe 14). Diefe ver: 
ſchiedenen Meinungen haben fich jucceffiv in der heſſiſchen Praxis 
geltend gemacht. Während der höchfte Gerichtshof in früherer Zeit 
von der Societätötheorie ausging '®), wandte er fich fpäter der 
Meinung zu, daß die Eheleute als juriftiiche Perfon anzufehen 
jeien, in deren Gigenthum das gemeinfame Vermögen fich befinde 1°), 
hat aber neuerdings den Gefichtspunft feitgehalten, daß während 


Mevius ad jus Lubee. I. 5. 5. pag. 197. Leyser Med. ad pand. 'sp. 184. 
Med. 7. 8. Eine Kritif dieſer Anficht ſ. bei Hafje Nevifion ©. 183. Runde 
Eher. $ 64. 

8) Die von diefer Anficht Ausgehenden find verzeichnet bei Dunder Ge- 
fammteigenthum ©. 196. Note 3. 

9) Maurendreher Pr. R. $ 54. Schmitthenner S. 87. Runde Eher. 
$ 63. Diefen folgen Gerber Pr. R. $ 233. Walter Pr. R. $ 208. 

10) Mittermaier Pr. NR. $ 399. 401. 408. 

11) Dieje zuerft von J. Veracius aufgeftellte Meinung findet ſich bei Lange 
Rechtslehre von der Gemeinfhaft der Güter Baireuth 1766, Scheerer die ver 
worrene Lehre von der ehel. Gütergem. Mann. 1799. Runde Pr. R. $ 603. 
ſ. dagegen Hafje Revifton ©. 14 ff. Runde Eher. $ 65. 

12) Dies ift fhon von Danz Comment. 2. Aufl. VI. 384. dann von Haſſe 
Revifion ausführlicher dargeftellt, ſ. auch Pfeiffer praft. Ausf. L Nr. 8. Andere 
f. bei Dunder Gefammteig. 198. Note 1. und 200, Kraut Borm. II. 332. 
Note 3; |. die Widerlegung diefer Anficht bei Runde Eher. $ 66. 

13) Beſeler Pr. R. $ 140. Dieje Nuffaffung, die fih auch Strippelmann 
VI. 474. aneignet, ift von der vorhergehenden nicht zu unterfcheiden. 

14) Dunder Gefammteigentjum ©. 203 fg. Kraut Borm. IL. 512. 

15) Diefe Anfiht war ſchon vor der Pr. O. 1745. die herrſchende, f. oben 
$ 104. Note 30. Francke Diss. etc. 1747. definirt die heſſiſche partifuläre 
Gütergemeinſchaft als societas conjugalis, in quam conjuges bona sua ea 
lege conferunt, simulque operas impendunt, ut — acquaestus et damnum 
constante matrimonio eveniens inter utrumque ex aequo communicetur. 
Gleicher Anfhauung folgt Eſtor bürg. N. Gel. I. $ 732. Beſtimmt ift bie 
Societätstheorie jpäter ausgefprochen in dem D. A. ©. Gutachten vom 17. April 
1782 (N. ©. III. 565), dann Dec. I. 152. Nr.4. IL 229. Nr.1. 326. Nr. 4. 

16) DO. A. ©. €. 1822 bei Pfeiffer I. 89 und 105, 1832. 3. ©. Koch 9. 
Koh, 1833. bei Pfeiffer IV. 266, 
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der Ehe die einzelnen Acquäftobjefte in dem Eigenthum des 
Ehegatten ftehen, der die Acquifitionshandlung vorgenommen 
habe:7), in der Art, daß daran dem andern Ehegatten ein jofort 
geltend zu machendes dingliches Recht nicht zufommet®), Die 
Grrungenfchaft vielmehr nur in der bei Auflöfung der Ehe fidy 
ergebenden allgemeinen Vermehrung des beiderjeitigen Vermögens 
beftehe '). Wenn nun auch in folher Weiſe nach hejfiichem Recht 
das Vorhandenjein einer von dem Vermögen der einzelnen. Ehe: 
gatten zu unterjcheidenden Errungenſchaftsmaſſe während der Dauer 
der Che nicht angenommen wird, jo ift doch damit das Prinzip 
der Gütergemeinfchaft als Grundlage des BVerhältniffes während 
der Ehe nicht ausgefchloffen 2°). Denn das Nechtöverhältnig ift 
damit nicht auf eine Verbindlichkeit der Chegatten beſchränkt, bei 
Auflöfung der Ehe den Betrag des, in ihren Händen befindlichen 
Ueberjchuffes über das nicht gemeinfame Vermögen zu theilen; viel- 
mehr treten auch in Helen während ber She Die gemeinrechtlichen 
Folgen der partifuläven Gütergemeinjchaft hervor, insbejondere das 
Nugungs- und Verwaltungsrecht des Ehemanns am Vermögen der 
Ehefrau 2"), das Dispofitionsrecht defjelben über die Grrungens 
ihaftsmafje??) und die Haftung der Ehefrau für die Eheſchulden 


mit dem Acquäft und unter gewiljen Vorausjeßungen mit ihrem - 


17) ©. X. ©. €. 1834. z. ©. Claus g. Hildebrand, 1839. 3. ©. Zinnſche 
Erben g. Zinns Wittwe, 1847. 3. ©. Brand g. Sauer. 

18) ©. X. ©. €. 1838 bei Henfel ©. 431. und z. ©. Heinemann 9. 
Shring, 1840 bei Strippelmann I. 259, 1846 4. ©. Wimmer g. Winmer, 
1847 z. ©. Brand g. Sauer. 

19) DO. U. ©. €. 1840 bei Strippelmann I. 259, 1842 ebenda III. 2. 87, 
1845 3. ©. Dingler g. Gerholb. 

20) Diefen Sap ftellt Runde Eher. $ 84. für die von ihm fo genannte 
befondere Gemeinfchaft des Zugewinnes und der Einbuße auf, ein Inftitut, das 
im Wefentlichen der Entwicklung entſpricht, die die partifuläre Gütergemeinfchaft 
im heſſiſchen Recht genommen hat. Wenn er fi freilich $ 83. Note b. auf 
Pfeiffer I. Nr. 8. bezieht, fo überfieht er, daß diefer während der Che eine im 
Eigenthum der juriftifchen Perfon ftehende Errungenſchaftsmaſſe annimmt. 

21) Eichhorn Pr. R. $ 311. Runde Eher. $ 79. Daß dieſes nur eine 
Folge der unter Ehegatten beftehenden partifulären Gütergemeinjchaft fei, if in 
O. A. ©. €. 1850 bei Strippelmann VI. 479. ausgeiprochen. 

22) Eichhorn Pr. R. $ 312. Munde Eher. $ 79. Die nach heſſiſchem 
Recht hier eintretenden Modifikationen ſ. unten $ 109. 
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übrigen Vermögen ?3) Dies Nechtsverhältniß- erfcheint als ein mit 
Eingehung der Ehe entjtehendes Obligationsverhältniß ?*), welches 
die Verpflichtung jedes Ehegatten begründet, den Werth der in 
jeinem Gigenthum befindlichen Acquäftobjefte während der Gemein- 
dchaft zur Beftreitung der ehelichen Laften, nach Auflöfung derfelben 
zur Theilung des Gewinnes zu Fonferiren 2°). Dieſe Obligation 
kann nad) Auflöfung der Gemeinjchaft gegen beide Ghegatten oder 
ihre Rechtönachfolger, während der Gemeinjchaft nur gegen die 
Ehefrau geltend gemacht werden, indem diefe in der Geltend- 
mahımg ihres Anſpruchs gegen den Ehemann durch die Diefem 
zuftehende hausherrliche Gewalt bejchränft ift 2°). 


b) Rechtöverhältniß während "der Ehe. 


$ 108. 
aa) Objefte der Gemeinschaft. 

Die Errungenjchaft befteht in ber bei Auflöfung der Ehe ſich 
ergebenden allgemeinen Vermehrung des beiderſeitigen Vermögens 
der Ehegatten!), ſofern dieſelbe auf einem unter den Begriff des 
Acquäfts?) fallenden Titel beruht. Zu diefem gehören: 1) die 
Früchte und Nußungen des Vermögens beider Ehegatten‘, und 
zwar jowohl Givil- als Naturalfrüchte *); Bei Auflöfung der Ge 
meinjchaft jedoch nur Die bereit3 feparirten Naturalfrüchte *); 


23) Vgl. unten $ 111. 

24) Dies Rechtsverhältnig kann weder als societas noch als communio 
aufgefaßt werden, da bei beiden eine gemeinſame Maſſe vorausgeſetzt wird. Vgl. 
ein analoges Verhältniß bei Runde Eher. $ 83. 

25) Diefer Ausdrud ift in DO. A. ©. €. 1834, z. ©. Claus g. Hilde: 
brand gebraucht. 

26) Den näheren Nachweis f. unten $ 109. 

1) O. A. ©. €. 1835. z. ©. Steig g. Steitzſche Erben, 1845 z. ©. 
Gerhold g. Dingler; vgl. unten $ 114. 

2) Bon Einigen wie Haſſe Revifion $ 61, Maurenbrecher Pr. R. $ 556, 
Kraut Vorm. II. ©. 337. wird diefer al Erkoberung ‚ Collaboratio, von den 
durch Erbſchaft oder Schenkung erworbenen Gütern, den bona adventitia, 
unterſchieden. 

3) Runde Eher. $ 78. Mittermaier Pr. R. $ 408. IT. ©. A. G. €. 
1830 3. ©. Levi g. Baumgard Nechtsfreund 1836 ©. 184, 1849 3. ©. Fauft 
g. Schott in Bezug auf ©. L. O. I. 28. 3. vgl. unten $ 114. Note 7. 

4) O. A. ©. E. 1830 z. ©. Bepperling g. Lambt. 
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2) ‚wa3 durch gemeinfame Bemühung beider Ehegatten oder auch 
einfeitige eines Ehegatten während ber Ehe erworben wirds), auch) 
die Erträgnifje einer Bejchäftigung, die ihrer Natur nach nur ei⸗ 
ſeitig von einem Ehegatten betrieben werden kann ®). Jeder Erwerb 
aus einem Aufwand von Förperlicher oder geiftiger Arbeit mit oder 
ohne Verwendung von Kapital ift dahin zu rechnen. 3) Vermögens: 
vermehrungen aus einem von einem oder beiden Ehegatten während 
der Ehe eingegangenen onerojen Nechtögejchäft, namentlich auch 
aus gewagten Gejhäften, wie Lotteriegewinnfte”), Tontinen- 
einnahmen, Lebensverficherungsprämien ®), Leibrenten®), ſowie aus 
Schenkungen sub modo ?°) oder unter einer Bedingung, deren 
Erfüllung durch den Beſchenkten die Natur eines Gegenleiftung hat, 
Da der Güteranfaß regelmäßig ein onerojes aft ift, jo fallen 
die während der Ehe beiden Ehegatten gemeinſchaftlich oder einem 
berjelben angejchlagenen Güter in die Errungenjchaftsgemeinfchaft, 
und es wird nur der dem einen Ehegatten als Erbtheil überwiejene 


—— 


5) Nach dem älteren Mecht wurbe der einfeitige Erwerb nicht gemeinſam; 
Landrechtsentwurf bei Geife IV. 17. 7, ebenjo Sranffurter Reformation V. 5. 5. 
Orth Anm. ©. 563. Dies hält Runde Eher. $ 77. auch für gemeinrechtlid. 
Nah dem Wortlaut der Pr. O. 1745. $ 38. und Ber. v. 17. März 1767. 
$ 27. ift e8 feinem Zweifel unterworfen, daß auch ber einfeitige Erwerb eines 
Ehegatten in die Gemeinſchaft falle. Dafjelbe ift nah ©.2.D. II. 28. $ 3. an⸗ 
zunehmen, da hier der einfeitige Erwerb nicht ausgejchieden ift; beögleichen nah 
Mainz. 8. R. I. 8 5. 

6) 3. B. die Befoldung des Chemanns Mittermaiet Pr. R. $ 408. Note 20. 
Bezüglich eines von der Frau betriebenen Puggefhäfts, ift dies ausgeſprochen 
D. 4. ©. €. 1846. z. ©. Braubach g. Saalmüller, 1854 bei Heufer Ann. III. 48. 

7) Dec. III. 26. Mittermaier Pr. R. $ 408. II. Schmitthenner ©. 128. 
Kraut Borm, II. ©. 339, Erk. des D. U. ©. zu Lübed bei Geuffert 
Archiv X. 59, 

8) Es Fann zweifelhaft fein, ob auch bie dem überlebenden Ghegatten 
treffenden Beträge darunter fallen; es ift dies aber zu verneinen, ba bie Zahlung 
derjelben von einer zur Zeit der Auflöfung der Gemeinfhaft nod nicht einge 
tretenen Bedingung abhängig ift, nämlich dem Tod des überlebenben Ehegatten. 

9) Mittermaier Pr. N. $ 408, II. Nr.5. Diefe gehören zu der Sewein⸗ 
ſchaft mit den während der Dauer fälligen Beträgen. 

10) ©. X. ©. €. 1822. Pfeiffer J. 89. Der hier für donationes sub 
modo ausgefprocdhene Satz leidet auf legtwillige Verfügungen sub modo ana= 
loge Anwendung, da hier die gleichen DVerhältnijfe vorliegen. 

l 26 
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Theil des Anjchlagspreijes oder Gutswerthes von der Gemeinschaft 
nicht ergriffen). 

Ausgefchloffen von der Gemeinjchaft find 2): 1) die beider: 
feitigen Slaten, d. h. alles jedem der Chegatten bei Eingehung 
der Ehe eigenthünmlich zuftehende Vermögen in Saden ober 
Forderungen 3). Dazu gehören auch die während der Ehe auf 
Grund eines, vor Eingehung der Ehe entjtandenen Titeld gemachten 
onerojen Erwerbungen, wobei der Errungenſchaftsmaſſe nur ein 
Forderungsrecht auf den aus errungenjchaftlicien Mitteln etwa 
gemachten Aufwand erwächft 14). Erwerbungen, welche auf Grund 
eines vor der Ehe entitandenen Titeld während der Ehe gemacht 
werden, weil Die Bedingung, von der fie abhängig waren, erft 
während der Ehe eingetreten ift, find nur dany zu den Illaten zu 
rechnen, wenn die Bedingung eine Fajuelle warı5). 2) Alle 
während der Ehe von jedem der Ehegatten oder beiden gemeinfam!®) 


11) Soweit nicht eine beftimmte Summe oder der ganze freie Werth als 
Erbtheil bezeichnet ift, wird nur ein der Abfindung jedes Miterben gleicher 
Betrag als Erbtheil angenommen. O. A. ©. €. 1833. Pfeiffer IV. 266. 

12) Man bezeichnet diefe Vermögenstheile im Gegenfaß zur Errungenſchaft 
öfter als Propergut oder Sondergut der Ehegatten. Diefe Bezeichnung ift für 
das heffiiche Recht eigentlich nicht anwendbar, weil fie eine vom Vermögen ber 
einzelnen Ehegatten zu unterjcheidende Errungenſchaftsmaſſe vorausſetzt, wird 
aber auch hier gebraucht, foweit die Unterfcheidung der Erwerbsart einzelner 
Dbjekte in Frage fommt. 

13) Runde Eher. $ 77. 

14) Runde Eher. $ 78. Nr. 3. Maurenbrecher Pr. NR. $ 559. Haſſe 
Nevifion $ 60. Voet- Comment. ad Dig. 23. 4. Nr. 39. Dahin gehört 
namentlih die während der Ehe vollendete Verjährung, die Tradition auf Grund 
eines vor Gingehung der Ehe abgejchloffenen Vertrags, Lauterbach de soc. IV. 
$ 8, nad kurheſſiſchem Recht jedoch nicht bei Immobilien, für welche nur die 
Errihtung der Währſchaft beftimmend iſt; die Ausübung eines vor Gingehung 
der Ehe entitandenen Wiederfaufs- und Metraftredhts, nicht aber der Erwerb 
aus dem Abſchluß eines Vergleichs über Nechtsverhältniffe, die vor Gingehung 
ber Ehe entitanden find, Haſſe Revifion $ 67. Die hier aufgezählten Erwerbungen 
rechnet Schmitthenner ©. 132. zu der Grrungenfchaft, während Kraut Vorm. 
II. 343. und nad ihm Walter Pr. R. $ 223. fie derjenigen Maſſe zurechnet, 
aus der die Entgeltung dafür genommen ift. 

15) Lauterbach J. c. IV. $ 9. Reyfcher Würt. Pr. N. $ 559. 

16) Zuwendungen an beide Ghegatten werden von jedem zur Hälfte er 
worben. Manche rechnen fie zur Errungenſchaft, z. B. Mittermaier Pr. R. 
$ 408. III. Schmitthenner ©. 120. 
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gemachten lukrativen Grwerbungen durch Schenkung '?), Legat, 
Fideifommiß, donatio mortis causa, Grbeinfegung, Erbvertrag 
oder Erbredt. 3) Surrogate für Illaten oder während, ver Che 
gemachte Iufrative Erwerbungen.; Dahin gehören nicht alle durch 
Veräußerung folder Objekte erworbene Sachen oder Rechter s), 
jondern nur Diejenigen, welche duch eine Willenserffärung der | 

Betheiligten dazu beftimmt find, an bie Stede der veräußerten 
Objekte zu treten !°). « . 

Die Unterfcheidung der Geſammtheit' der Arquäftobjekte 
als Errungenfchaftsmaffe von dem übrigen Vermögen der .| 
Ehegatten ift zwar, da die Acquäftobjefte nach Maßgabe: der 
Arquifitionshandlung im Eigenthum eines der Ehegatten oder im 
Miteigenthum beider fich befinden 2°), für bie Beftimitung des 
Eigenthums bedeutungslos, dagegen erheblich für" die Begrenzung { 
des Dispoͤſitionsrechts des Chemanns während der Ehe ($ 109) 
und für die Angeinanderjegung- nach Auflöfung der Gemeinfchaft » 
($ 114). Bufälliger Zuwachs vermehrt die Vermögensmafle, welche 


[3 
* 
— — — — — 


17) Dazu gehören auch Schenkungen unter Ehegatten, ſofern ſie Gültigkeit 
erlangt haben, ſowie Hochzeitsgeſchenke, bie von älteren Schriftſtellern, z. B. 
Scheerer Gütergem. $ 217. Nr. 5, Danz zu Runde VII. ©. 10. zur Gemein— | 
Ihaft gerechnet werden. ©. dägegen Haſſe Revifton $ 65. Kraut Borm. II. 339. 
Note 7. Trinfgelder dagegen find als Arbeitslohn zu betrachten. . 

18) Vielmehr gehört alles durch omerofe Nechtsgeichäffe Erworbene zum 
Acquäft, mag die Aufwendung wie bei Pfeiffer IV. 266. aus ergungerjchaftlichen 
Mitteln oder wie bei Heufer Ann. IV. 17. aus den Sllaten beftritten fein. * 

19) Mittermaier Pr. R. $ 408. II. Erf. des DO. A. ©. zu Wiesbaden 
bei v. d. Nahmer Samml. I. 337. Andere, wie Kraut Vorm. II. 341. und" 
Maurendrecher Pr. R. $ 560. nehmen umgekehrt an, daß alles während ber * 
Ehe Angefchaffte der Vermögensmaſſe zufalle, aus welcher die Mittel dazu ge 
nommen feien, während Runde Eher. $ 78. 4. und Scmitthenner ©. 134. 
fämmtliche während der Ehe erworbenen und eingetaufthten Objefte zur Errungen- 
Schaft rechnen. Noch andere unterſcheiden · zwiſchen gefauften und eingetaufchten 
Gegenftänden,, und rechnen nur erftere zur Errungenfchaft. Lauterbach Diss. eit. 
IV. $ 6. Danz zu Runde VI. ©. 8. 

20) Vgl. $ 107. Note 17. Was der Ehemann durch den in feiner väter: 
lichen Gewalt ftehenden Sohn erwirbt, gehört ihm allein, O. A. ©. E. 1834. 
j. ©. Claus g. Hildebrand. Immobilien find Eigenthum des Ehegatten, auf 
deſſen Namen fie laut der Währfchaft erworben find. O. A. G. E. bei Strippel- 
mann I. 259, Henkel 431, Heufer Ann. I. 311. 
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er betrifft ?"); Aufwendungen aus der einen Mafje auf die andere 
werben von ber Ießteren vergütel??). 


$. 109. 
bb) Rechte des Ghemanne. * 

Bei der partifulären Gütergemeinfchaft ift die Stellung des 
Ehemanns während der Ehe zu unterjeheiden von der mit Auflöfung 
der Ehe ſich ergebenden. Während in dem letzteren Fall beiden 
Ehegatten gleiche Vefugniſſe bezüglich des als Nefultat der Er— 


rungenſchaftsgemeinſchaft ſich herausftellenden Ueberſchuſſes zuftehen, 


hat der Ehemann während der Dauer Der Che eine auf feiner 
Herrichaft im Haufer) beruhende bevorzugte Stellung, welche fich 
neben der’ freien Verfügung über .jein Sondergut in der Dispofition 
über, die. Errufigenfchaftsaffe und dem Adminiftrationg- und 
Nutzungsrecht an dem Vermögen der Frau äußert. i 

1) Die Dispofitionsbefugniß des Ehemanns über Die Errungen- 


ſchaftsmaſſe iſt wie nach gemeinem 2) jo auch nach heſſiſchem Recht ®) 


21) Wertherhöhungen der — durch Preisſteigerung, Aecefs 
ſionen, ein darauf gefundener Schatz, gehören daher nicht zur Errungenſchaft. 
Nunde Eher. $ 78. Danz zu Runde VII. 30. Kraut Borm. IL. 339. Note 65 
f. unten $ 114. Nr. 2. - 

22). So find die zur Anfchaffung von Acquäſtobjekten verwendeten Illaten 


“aus der Errungenjhaftsmafje, O. A. ©. E. bei Heuſer Ann. IV. 16, die aus 


errungenſchaftlichen Mitteln zur Anfhaffung von Sondergut gemachten Aufs 
wendungen aus letzterem zu vergüten. 

1) Auf dieſe führt auch für das ältere Recht die Befugniſſe des Ehemanns 
am. Frauenvermögen zurück Kraut Vorm. II. 377. 502. 552. Die Meiſten 
betrachten fie als Ausfluß der ehelichen Vormundſchaft, Eichhorn Pr. R. $ 312. 


Note T. Maurenbrecher $ 556. Mittermaier Pr. R. $ 382. I. Runde Eher. 


$ 77. Schmitthenner S. 150, Strippelmann VI. 464. VII. 480. Die erftere 
Auffaſſung ift für Heſſen ſchon deöhalb die allein richtige, weil hier feine Ger 
jchlechtsvormůndſchaft gilt, und die eheliche Vormundſchaft ſchon verſchwunden 
war, als ſich die jetzt geltende partifuläre Gütergemeinſchaft entwickelte, ſ. oben 
$ 104. Note 28. Der Ausdruck im DA. Gutachten 17. April 1782. N. ©. 
II. 566. „Imperium mariti in uxorem“ und die Bezeichnung des Mannes als 
caput familiae läßt auf eine ähnliche Auffafjung fchließen. 

2) Eichhorn Pr. R. F 312. IL. Mittermaier Pr, R. $ 408. IV. 

3) O. A. ©. €. 1830. Rechtsfreund 1836. ©. 184. „indem über dieſe 
Maſſe dem Manne als gejeplihem Verwalter die freie Verfügung zuſteht“; 
1831. 3. ©. Bayer g. v. Buttlar, in welder Sache die vom Ghemann allein 
mit dem Berpachter getroffene Bereinbarung über einen nad dem Pachtvertrag 
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feinem Zweifel unterworfen. Eine Bejchränfung des Veräußerungs- 
rechts über Immobilien, die von Manchen für gemeinrechtlich ge— 
halten.wird *), in der Art, Daß Immobilien, welche zur Errungen— 
Schaft gehören, nur mit Einwilligung der Ehefrau veräußert werden 
dürfen, hat fich im hejfiichen Recht nicht ausgebildet5). Dagegen 
ergiebt fich aus dem Umftand, daß Die Acquäftobjefte während der 
Ehe in dem Eigenthum desjenigen Ehegatten ftehen, der die Ac- 
quifitionshandlung vorgenommen hat, daß der Ehemann nur über 
diejenigen Objekte der Subftanz nach verfügen kann, welche in 
feinem Eigenthum ftehen, und daß nur folche für feine Schulden 
pfandbar find. Ueber Objekte, welche in dem Gigenthum der 
Frau ftehen, kann er, auch wenn fie Acquäftobjekte find, der Sub: 
ftanz nach nicht verfügen °), ſofern ihm nicht das Verfügungsrecht 
von der. Ehefrau eingeräumt ift”). Indeſſen fann der Ehemann 
das Forderungsrecht, welches mit Erwerbung eines Acquäftobjefts 
fir die Errungenjchaftsmafle entfteht®), auch während der Che 


zu gewährenden Nachlaß am Pachtgeld für die im Pachtvertrag als Mitpächterin 
aufgeführte Ehefrau ungeachtet ihres Widerfpruchs als verbindlich erflärt wurde; 
1832. in ©. Koh g. Koh, wo dem Ehemann das ausjchließliche Recht zur 
Berwaltung und unter Beichränfungen zur Veräußerung der Acquäftobjefte zus 
geiprochen wurde. ü 

4) Maurendrecher Pr. R. $ 559. vgl. mit $ 548. Runde Eher. $ 79. 
Sn manchen Partifularrechten ift dies geſetzlich beſtimmt, 3. B. in Franffurt, 
Hoffmann Franff. Güterr. ©. 79. 

5) Der ſchon in einer Entjcheidung von 1819 bei Pfeiffer VIII. 308. für 
Immobilien im Miteigentgum der Ehegatten und dann im anderen Entjcheidungen 
3. B. 1846 Kümmel g. Somborn, für Immobilien im Alleineigenthum der 
Frau ausgefprochene Satz, daß dem Ehemann eine ausjchliegliche Beräußerungss 
befugniß nicht zuftehe, ift mit der oben erwähnten Anficht nicht zu verwechjeln, 
weil mit jenem Satz das Recht des Ehemanns zur Veräußerung folder Immo— 
bilien nicht an den Konfens der Frau gebunden, fondern verneint ift. 

6) O. A. G. E. 1846. z. ©. Kümmel g. Somborn erfennt an, daß das 
von der Ehefrau auf ihren Namen erworbene Grundvermögen auch bei beitehender 
Errungenfchaftsgemeinfchaft zufolge der Natur des Eigenthums der Subſtanz 
nach der Dispofition des Ehemanns nicht unterworfen fei. 

7) Bewegliche Acquäftobjefte, welche in die Wohnung des Chemanns ein= 
gebracht find, erjcheinen hiermit als ihm beigewendet und feiner Verfügungs— 
befugniß unterworfen, felbft wenn fie zur Verwendung in einem von ber Ehefrau 
allein betriebnen Geſchäft eingebracht worden find. O. A. G. €. 1854 bei Heufer 
Ann. II. 49. Vgl. oben $ 105. Note 8. und $ 108. Note 6. 

8) ©. oben $ 107. Note 25. 
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gegen die Ehefrau geltend machen, in der Art, daß er ſie zur Kollation 
des Werthes der in ihrem Eigenthum befindlichen ſeiner Dispoſition 
nicht unterworfenen Acquäſtobjekte anhält). Die in ſolcher Weiſe 
geregelte Dispoſitionsbefugniß des Ehemanns iſt nicht auf Geſchäfte 
beſchränkt, die ihrem Gegenſtande nach das eheliche Zuſammen— 
leben betreffen, ſondern erſtreckt ſihh auch auf Handlungen im ein— 
ſeitigen Intereſſe deſſelben, wie Verwendungen in die zu ſeinem 
Sondergut gehörigen Objekte, Deliktsſchulden, Schenkungen. Die 
Ehefrau kann eine Verwendung zu derartigen Zwecken nicht hindern 
und hat nur einen Anſpruch auf Kollation des in ſolcher Weiſe 
verwendeten Betrags bei Auflöſung der Gemeinſchaft. Dagegen ſind 
letztwillige Verfügungen des Ehemanns ohne Einfluß auf die Be— 
rechnung der Errungenſchaft bei Auflöſung der Ehe. 

I) Mit derpartikulären Gütergemeinſchaft iſt ein Nutzungs— 
und Adminiſtrationsrecht des Ehemanns wie nach gemeinem !°) fo 
auch nach heſſiſchem Necht?1) verbunden, welches fi) auf Das ge 
jammte Vermögen der Ehefrau eritredt, joweit nicht einzelne Theile 
deſſelben durch einen bei Eingehung der Che gemachten Vorbehalt 12) 
oder Verzicht von Seite des Chemannd 3) ausgenommen find, 
Die Unterfcheidung des Frauengut3 in Dotal- und Paraphernal- 
Vermögen hat dabei nur Die Bedeutung, Daß rückſichtlich Des erfteren 
dem Ehemann die auf dem römischen Necht beruhenden weitergehenden 
Rechte zuftehen, und die Ehefrau das für Dotalgüter begründete 


9) Die nähere Begründung diefes Satzes, der fi als nothwendige Kon: 
fequenz der jet in Kurheſſen geltenden Auffaſſung ergiebt, |. in einem Aufjag 
von Roth im Archiv von Glvers V. 277—285. 

10) Eihhorn Pr. R. $ 312. Runde Eher. $ 79. 

11) O. A. ©. €. 1830 im Rechtsfreund 1836. ©. 184, 1830 Bei Strip: 
pelmann VII. 332, 1850 daſ. VI. 479, 1854 bei Heufer Ann. II. 49. Das 
Nubungs- und Verwaltungsrecht wird bier überall als Folge der partifulären 
Gütergemeinjchaft bezeichnet und ift nicht, wie Strippelmann VI. 469. behauptet, 
auf ein allgemeines Gewohnheitsrecht zurüdzuführen, vgl. oben $ 106. Note 3. 
Wenn Kopp Handb. VII. 112. und Schwarzenberg Diss. de usnfr. jur. Germ, 
Marb. 1841. $ 8. n. 14. unter Beziehung auf Dec. I. 20. den Niefbraud 
des Ehemanns nah heifiihem Recht läugnen, fo kann dabei nur an foldhe 
Ehen gedacht fein, bei denen Dotalrecht gilt. 

12) Ueber foldye Vorbehalte vgl. Strippelmann VI. 470. Note 26. Man 
nennt folde Güter wohl auch bona receptitia. Maurenbrecher Pr. R. $ 530. 

13) O. A. G. E. 1854. Heufer Ann. II. 49. 
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privilegirte Pfandrecht anzujprechen hat?*), Das Recht des Ehe: 
manns auf Beziehung der Nutzungen des Frauenvermögens und 
die Damit verbundene Adminiftration erfeheint als ein nach Analogie 
des ususfructus maritalist5) zu beurtheilendes dingliches Necht, 
zu deſſen Schuß dem Ehemann die dem Nießbraucher gegebenen 
petitorifchen ?°) und poſſeſſoriſchen ?7) Rechtsmittel gegen Die Che- 
frau und gegen Dritte zuftehen, Er hat daher Anfprucd auf Ein: 
räumung des Beſitzes der zum Frauengut gehörigen Objekte und 
ift zum Geldempfang für die Frau legitimirt!®). Der Umfang des 
Nutzungsrechts und der damit verbundenen Verpflichtungen ift nach 
den vom Nießbrauch geltenden Grundjäßen zu beftimmen; jedoch 
ift der Ehemann zur Kautionsleiftung nicht verpflichtet. Das 
Adminiftrationsrecht des Ehemanns bejchränft ſich auf Handlungen 
der laufenden Verwaltung und jchließt Die Befugniß zur gericht: 


14) Die Annahme von Walter Pr. R. $ 224, daß bei partifulärer Güter- 
gemeinschaft dem Ghemann Fein Adminiftrationsreht am Paraphernalvermögen 
zuftehe, ift auch gemeinrechtlich unrichtig, Eichhorn Pr. R. $ 312. 

15) Runde Eher. $ 79. Die gewöhnliche Annahme, daß dem Ehemann 
fraft feiner Vormundfchaft die Nugung und Berwaltung zufomme, 3. B. bei 
Maurenbrecher Pr. R. $ 546, Eichhorn Pr. R. $ 308. Nr. IL und 312. Note, 
Mittermaier Pr. NR. $ 408. Nr. IV, könnte höchſtens als hiftorifcher Erklärungs— 
grund dienen — f. dagegen oben Note 1 —, gewährt aber feinen Anhaltspunft 
für die Beurtheilung des rechtlichen Inhalte. Ebenſo ift die Gewere des Ehe: 
manns an dem Frauengut ein praftiih unanmwendbarer Begriff. Kraut Vorm. 
11.554. Das Recht des Ehemanns ift da, wo er ein Nußungsrecht an bem Frauengut 
ohne Veräußerungsbefugniß hat, mit dem römifchrechtlichen ususfructus unter einigen 
Modifikationen identifch; a. M. ohne Angabe von Gründen Gerber Pr. NR. $ 234. 
Note 7. Eine analoge Anwendung der für den ususfructus maritalis beobachteten 
Grundſätze empfiehlt fh um fo mehr, als bei diefem unter Zugrundlegung bes 
römifchrechtlichen ususfructus bie Durch das eheliche Zufammenleben erforderlichen 
Modifikationen angebracht find. In Helfen namentlich fteht diefer analogen An: 
wendung nichts entgegen, ſ. Strippelmann VI. 475. 

16) Dec. Cass. III, 34, 

17) O. A. ©. €. 1850 bei Strippelmann VI. 479. 

18) O. A. ©. €. 1819. in ©. Roſt g. Blod. In ©. Viehmann g. Koch 
erfannte das DO. A. G. 1838, daß dem Ehemann ein Recht auf Zahlung des 
Antheils feiner Ehefrau an dem Kaufgeld für ein von beiden gemeinfam in ber 
Ehe erworbenes und wieder veräußertes Grundftüd nur dann zuſtehe, wenn 
ihm durch Dosbeftellung oder ſonſt ein Nutzungs- und Verwaltungsrecht hin- 
fihtlich des betreffenden Gegenftands eingeräumt worden Br Vgl. aber über 
diefe Entſcheidung Strippelmann VI 476. 
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lichen Verfolgung der Rechte der BE) ohne Vollmacht der- 
jelben nicht in fich, 


$ 110. 
cc) Rechte der Ehefrau. 


Die Anfprüche der Ehefrau aus der Errungenjchaftsgemein- 
ſchaft Bejchränfen fi auf Die Theilnahme an dem bei Auflöjung 
der Ehe fich ergebenden Ueberſchuß. Dagegen ift fie während der 
Ehe in Folge der dem Ehemann zuftehenden Rechte?) won jeder 
Verfügung über deſſen Vermögen ausgefchlofjen und in der Ber: 
fügung über ihr eigenes Vermögen bejchränft. 

An dem Vermögen des Ehemann kann die Ehefrau weder 
ein Nußungsrecht?), noch wegen des während der Ehe gejchehenen 
Erwerbs das Miteigenthum 3) in Anſpruch nehmen. Gbenjowenig 
fteht ihr Das Recht zu, einfeitig von dem Ehemann über Acquäft- 
objefte getroffene Verfügungen aus dem Grunde als ungültig an- 
zufechten, weil durch deren Verwendung zu andern als ehelichen 
BZweden ihr Anfprud auf Antheil an der Errungenjchaft beein- 
trächtigt werde. 

In der Verfügung über ihr eigenes Vermögen tft die Ehefrau 
nicht weiter bejchränft, al3 aus den Nechten des Chemanns fich 
ergiebt. Sie ift durch Die Errungenfchaftsgemeinjchaft weder gehindert, 
Nechtögejchäfte abzufchließen, Durch welche fie allein Rechte er- 
wirbt #) oder verpflichtet wird 5), noch ihre Rechte vor Gericht als 
Klägerin oder Verflagte zu verfolgen®). Allein fie ift 1) verpflichtet, 
den Werth der von ihr erworbenen Acquäftobjefte, jofern fie Die 


— 





19) Hiermit ift die gerichtliche Verfolgung feiner eignen Mechte, 3. B. auf 
fällige Zinfen von Kapitalien der Frau, nicht ausgefchlofien. 

1) 2gl. $ 109. 

2) Gänzlich unbegründet ift die Annahme bei Strippelmann VI. 475, daß 
mit der Grrungenfhaftsgemeinfhaft ein gegenfeitiges Nießbrauchsrecht ver- 
bunden fei. 

3) Bol. die oben $ 107. Note 17, 18 angeff. DO. A. ©. Erf. 

4) Auch in Bezug auf fie entſcheidet die Arquifitionshandlung, namentlich 
bei Immobilien der Inhalt der Währfchaft, wer Eigenthümer fei; vgl. die oben 
$ 107. Note 18. und bei Heufer Ann. I. 311. angeff. DO. A. ©. Erf. 

5) Vgl. die D. ©. Entſch. bei Heufer Ann. III. 424. 

6) Mit Ausnahme der Dos, da diefe zum Vermögen des Chemanns gehört, 


de Vize issue 
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jelben nicht der unmittelbaren Dispofition de3 Ehemanns unter: 
wirft, dem Lebtern auf Verlangen auch während der Ehe zu kon— 
feriven?), 2) außerhalb de3 ihr ald DVerwalterin der Haushalts- 
angelegenheiten eigenthümlichen Wirfungsfreijes ®) und abgejehen 
von den Fällen, wo bei Verhinderung des Ehemanns durd) Krank: 
heit, Abwejenheit. oder ähnliche Urjachen die Herrichaft im Haufe 
von ihr ausgeübt wird), ‚nicht befugt, über Theile ihres Vermögens, 
mögen dieſelben zum Acquäft oder zu ihrem Sondergut gehören, 
ohne Zuftimmung des Ehemanns Verfügungen zu treffen, wodurch 
ſolche jeinem Nutzungs- und Berwaltungsrechte entzogen werden t9), 
3) nicht befugt, durch Teßtwillige Verfügung das Reſultat der bei 
Auflöfung der Gemeinschaft anzuftellenden Berechnung zu verändern, 
Die Rechte der Ehefrau erweitern fich, falls der Ehemann in Ver: 
mögensverfall geräth,. Sie ift unter den Vorausfeßungen, unter 
welchen nach Dotalrecht Die Dos zurüdgefordert werden fann!ı), 
bei der Errungenjchaftsgemeinjchaft berechtigt, außer der Dos ihr 
gefanımtes in die Ehe eingebrachtes Vermögen von dem Ehemann 
zurüdzufordern +2). Die Verfügung über das von der Konkurs— 
mafje abgejonderte oder aus derjelben zurüdgezahlte Vermögen der 
Ehefrau fteht ihr während des Konkurſes unter den nad) Dotal- 
recht 3) bei den zurüdgegebenen. Dotaljachen eintretenden Be: 
Ichränfungen in Betreff der Veräußerung und der Verwendung der 
Nubungen zu !*). 





7) Bgl. oben $ 107 und $ 109. 

8) Man nennt dies Schlüffelgewalt, Runde Eher. $ 41, Gengler Pr. R. 
©. 1107. Bgl. $ 111. Note 19. 

9) Bol. Kraut Vorm. II. 441, 502. 

10) Kraut Vorm. II. 401. Der Ehemann kann daher die von ihr ver— 
äußerten Gegenftände zurüdfordern, D. X. ©. €. 1850. bei Strippelmann 
VI. 479, und von den durch die Ehefrau verpfändeten oder wegen einfeitiger 
Schulden derjelben gepfändeten Gegenftänden durch Intervention den Pfandver: 
fauf abwenden, O. A. G. €. 1830. bei Strippelmann VI. 477, vgl. auch unten 
$ 111. Note 15. und 16. 

11) gl. oben $ 106. Note 27 bis 33. 

12) 9.9. ©. €. 1849, bei Strippelmann VII. 332. und — Ann. IV. 19. 

13) Vgl. oben $ 106. Note 32. 

14) Ueber die analoge Anwendung ber 1. 29. Cod. de jure dot. (5, 12) 
auf die Errungenſchaftsgemeinſchaft vgl. Schmitthenner ©. 227. Vgl. aud 
$ 113. Nr. 2 c. 
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S 111. 
dd) Schulden der Ehegatten. 


Die Errungenfchaftsgemeinfchaft bewirkt nicht eine Gemeinjchaft 
aller Schulden der Ehegatten; vielmehr zerfallen dieſe in gemein: 
Ichaftliche oder Ehejchulden +) und Sonderjchulden des Ehemanns 
und der Ehefrau. Als gemeinjchaftlihe Schulden erjcheinen nicht 
allein die von beiden Ehegatten gemeinfam, fondern aud) die von 

\einem Ghegatten mit Zuftimmung des andern oder zu gemeinfamen 
ehelichen Zweden einfeitig fontrahirten. Als Schulden zu gemein- 
—* ehelichen Zwecken ſind diejenigen anzuſehen, welche zur Be— 
ſtreitung der ehelichen Laſten?) oder zum Betriebe des gemeinſamen 
Gewerbes oder zu Verwendungen in das gemeinjchaftliche Wer: 
mögen 3) gemacht werben. Als Sonderjchulden erjcheinen Dagegen 
41) die vorehlichen, 2) die in der Perfon eines Dritten entftandenen 
und während der Ehe durch Erbichaft oder ein unter ben Begriff 
des Acquaft3 nicht fallendes Rechtsgeſchäft“) auf einen der Che: 
gatten übergegangenen, 3) Schulden, welche aus perjönlichen Ver: 
hältnifjen eines der Ehegatten vermöge Des Gejeßes entipringenS) oder 
auf Sondergut dinglich Taften 9), 4) Deliktsichulden, 5) Schulden 
aus einfeitigen Verträgen, welche nad) ihrem Gegenftand oder nad) 
der erklärten Abficht des Fontrahirenden Ehegatten auf gemeinfame 
perfönliche oder Vermögensangelegenheiten der Ehegatten ſich nicht 
beziehn?). AS auf gemeinfame Angelegenheiten der Ehegatten 
bezüglich find wegen der unter den Ehegatten obwaltenden allge 
meinen Lebensgemeinjchaft alle während der Ehe von dem Che 
mann Eontrahirten Schulden fo lange anzufehn, als nicht die aus- 


1) Der Heſſ. Landr. Entw. bei Geife IV. 18. $ 7. gebraucht dafür bie 
Bezeihnung Sammtihulden. Sie werden auch Socialſchulden genannt. 

2) Ueber den Begriff der ehelichen Laften vgl. Gerber Pr. R. $ 230. 

3) Namentlih zur Anſchaffung von Acquäftobjeften, zu Meliorationen der— 
felben,, zur Abtragung anderer Ehejchulden. Vgl. 1. 12. pro socio (17, 2). 

4) 3. B. Schenfung eines ganzen Vermögens. 

5) 3. 3. auf Verwandtichaft beruhende Alimentationspflicht. 

6) 3. B. Abfindungen oder Auszugsleiftungen von dem Sondergut eines 
Ehegatten. 

7) 3. B. Zech- und Spielfchulden; Berträge im alleinigen Interefje Dritter, 
namentlich Bürgfhaften, Schenfverfprehen. Vgl. Mainzer & R. IV. $ 1. 


$ 111. Erxrungenfchaftsgemeinfcyaft. 411 


jchliegliche Beziehung der Schuld zu der Perfon oder dem Ber: 
mögen des einen Ehegatten, insbejondere bei Darlehn die Erborgung 
und Verwendung zum ausfchließlichen Nutzen eines Chegatten, 
von demjenigen Dargelegt wird, welcher aus der Eigenſchaft der 
Schuld ald einer Sonderfchuld rechtliche Folgerungen ableitet ®). 
Der Unterjchied zwijchen Ehejchulden und. Sonderfchulden ift ſo— 
wohl im Berhältniß der Gläubiger zu den Ehegatten, als der Ehe- 
gatten untereinander von Bedeutung. 
I. Das Rechtsverhaͤltniß des Gläubigerd wird 

A. bei Sonderjchulden durch die Errungenfchaftsgemeinschaft, 
in welcher der Schuldner lebt, an ſich nicht berührt. Erft in der 
Erefutionsinftanz entfteht die Frage, ob der Gläubiger in dem 
Recht, das Vermögen des Schuldners zu feiner Befriedigung an- 
zuqveifen, Durch die Errungenſchaftsgemeinſchaft bejchränft oder 
durch Diejelbe berechtigt jei, außer dem eigenen Vermögen des 
Schuldners auch das gemeinjchaftliche zu Diefem Zweck anzugreifen. 
Beides ift der Fall nah) Maßgabe der dem verflagten Ehegatten 
jelbft vermöge der Errungenjchaftsgemeinfchaft zuftehenden Dis— 
pofitionsbefugniß). 1) Die Gläubiger des Ehemanns Fönnen 
nicht allein deſſen Vermögen einjchließlich Der dazu gehörigen Ac— 
quäftobjefte, jondern auch Die im Eigenthum der Ehefrau befind- 
lichen Aquäftobjekte infoweit, ald dem Ehemann über deren Sub— 
ftanz die freie Verfügung zuſteht!“), jammt den Nußungen des 
gefammten Vermögens der Ghefrau 1!) ald Exefutionsobjefte an- 
greifen, nicht aber die im Eigenthum der Ehefrau befindlichen der 
Dispofition des Ehemanns entzogenen Acquäftobjekte 1?) oder Das 


8) Pestel de suec, conj. p. 37. Dalwigk Rechtsf. Nr. XI. ©. 323. 
Hoffmann im Archiv von Elvers ꝛc. IL. 243. Landesh. Reſkr. von 29. Dez. 1752 
(N, ©. I. 51). Diefe Präfumtion leidet Feine Anwendung auf die von ber 
Ehefrau außerhalb des ihr eigentbümlichen häuslichen Wirfungskreifes gemachten 
Schulden. i 

9) Vgl. $ 109, 8 110. 

10) D. A. ©. €. 1832. in S. Möller g. Bierchen Vorm., 1854 bei Heufer 
Ann. II. 48, Vgl. aud) Gef. vom 23. Gent. 1848. $ 9. 

11) O. A. ©. €. 1830. im Rechtsfr. 1836. S. 184, in Anwendung auf 
einfeitig vom Manne während der Che gemachte Schulden. 

12) Namentlih fann das auf den Namen der Ehefrau erworbene Grund: 
eigenthum nicht in Folge eines gegen den Ehemann ausgewirkten verurtheilenden 





— — — — — 
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dem Ehemann zuftehende Forderungsrecht auf Kollation des Werthes 
diefer Objekte). 2) Die Gläubiger der Ehefrau können das 
Sondergut derjelben wegen vorehlicher Schulden, jowie wegen 
folcher während der Ehe entftandenen Sonderjchulden, welche nicht 
auf einer willfürlichen Verfügung der Ehefrau beruhen, als Exe— 
futionsobjeft angreifen und, wenn fich in Händen der Ehefrau hier— 
zu ausreichende8 Vermögen nicht befindet, auch gegen den Ehe— 
mann auf Berichtigung Diefer Schulden aus dem in feiner Ver— 
waltung befindlichen Sondergut der Ehefrau Hagen !*). Dagegen 
ift der Ehemann berechtigt, die Erefution wegen jonftiger von der 
Ehefrau während der Ehe gemachten Sonderjchulden 3) jowohl 
von den Acquäſtobjekten °), als von dem übrigen Bermögen der 
Ehefrau, an welchem ihm das Nutzungsrecht zufteht, abzumeifen, 
weil die ihm vermöge der Errungenjchaftsgemeinjchaft daran zu— 
ftehenden Rechte von der Ehefrau auch nicht Durch einfeitige Kon— 
trahirung von Schulden ohne feine Zuftimmung beeinträchtigt 
werben Fönnen. 

B. Bei Ehejchulden giebt die Errungenjchaftsgemeinjchaft an 
ficy feinen Grund ab, beide Ehegatten als Schuldner in solidum 


Erfenntnifjes zum Zwangsverfauf gebraht werden; O. A. ©. €. 1844 in ©. 
Somborn g. Kümmel in einem nah Solmfer 2. O. zu beurtheilenden Fall. 

13) Dies Forderungsrecht (vgl. $ 109. Note 9), weldhes nur als Mittel 
dient, die Verfügung des Ehemanns über die Acquäftobjekte zu ehelichen Zwecken 
zu ermöglichen, kann feiner Natur nah nicht auf Andere übertragen werden, 
fofern nicht durch die Mebertragung felbit eheliche Zwecke erreicht werden; vol. 
unten Note 22. 

14) O. A. ©. €. 1852. bei Strippelmann VII. 486. in Betreff der vor- 
ehelichen Schulden der Ehefrau. Der Ehemann ift fogar verpflichtet, die der 
Ehefrau obliegende Pflicht zur Alimentation ihrer Eltern oder in die Ehe ge: 
brachten Kinder, wenn fie dazu Hinreichendes Vermögen nicht befigt, aus 
errungenfchaftlichen Mitteln zu beftreiten, vorbehaltlicd des Nechts, bei Auf: 
hebung ber Gemeinjchaft wegen eines ſolchen Aufwands von der Ehefrau oder 
beren Rechtsnachfolgern Erjaß zu verlangen, O. A. G. €. 1842. bei Strippel: 
mann III. 2, 86. 

15) Insbefondere auch wegen der Schulden, welche zu einer von der Ehe 
frau während der Ehe ohne Zuftimmung des Ehemanns erworbenen Grbjchaft 
gehören; vgl. Schmitthenner ©. 292. 

16) Gegen die Anfiht von Runde Eher. $ 39, daß die Gläubiger wenigftens 
das nad Eniftehung der Schuld von der Ehefrau erworbene Vermögen als 
Grefutionsobjeft angreifen können, vgl. Gerber Pr. R. $ 231. Note 12. 
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oder pro rata zu betrachten. Vielmehr berührt dieſelbe als ein 
unter den Ehegatten beftehendes Dbligationsverhältnig das Ver— 
hältniß der einzelnen Ehegatten zu ihren Gläubigern nicht, jo daß 
Letztern nur gegen denjenigen Ehegatten, mit weldyem fie fontrahirt 
haben, ein Forderungsrecht zufteht. Bei Schuldverjchreibungen, 


welche Die Ehegatten gemeinſam ausftellen, kommt ungeachtet be= | 
ftehender Errungenfchaftsgemeinfchaft die Regel des römiſchen Rechts | 
zur Anwendung, wonach der Ehemann als Alleinjchuldner Hinficht- 


lich der ganzen Schuld anzufehen und die Mitwirfung der Ehe 
frau als Interzeſſion aufzufaſſen ift!”). Um jo mehr ift der 
Ehemann bei Ehejchulden, welche er ohne Mitwirkung der Ehefrau 
fontrahirt hat, ald Alleinfchuldner zur Zahlung der ganzen Schuld 
verpflichtet. Nur unter beſondern Vorausjeßungen 8) ift Dem 
Gläubiger gegen den Ehegatten, welcher nicht mit ihm Fontrahirt 
bat, ein Forderungsrecht gegeben; nämlich 1) in Folge rechts— 
gültiger Vertretung des andern durch den Eontrahirenden Ehegatten. 
Daher wird, abgejehn von dem Falle des Auftrags oder der Ge- 
Ichäftsführung, aus Verträgen, welche die Ehefrau innerhalb ihres 
häuslichen Wirkungskreiſes als Verwalterin der Haushaltsange- 
legenheiten 4%) oder bei Verhinderung des Ehemanns durch Ab- 
wefenheit, Krankheit oder ähnliche Urjachen in Ausübung der 
Herrſchaft im Haufe?) abgejchloffen hat, der Ehemann als Prinzis 
paljchuldner auf das Ganze verpflichtet. 2) In Folge der aus der 


17) Ueber diefe durch den Gerichtsgebraud aus nov. 134. c. 8. Auth, Si 
qua mul. ad l. 22, Cod. ad Set. Vell. (4, 29) abgeleitete Negel vgl. O. N. 
G. €. 1835. in Zeitfchr. I. 247, 1840. bei Strippelmann I. 285, VII. 683, 
1849| in S. Rauchſche Erben g. Koh u. f. w. Ein D. N. ©. E. 1833 in 
©. Beckſcher Kontr. g. Kröber wendet die angeführte zunächſt von Darlehne- 
ichuldfcheinem handelnde Beftimmung auf eine Schuldverfchreibung über eine aug 
Kauf entftandene Forderung an, O. A. G. €. 1840. bei Strippelmann I. 241 
auf ein fchriftliches Brautſchatzverſprechen. 

18) Diefe Vorausfegungen fönnen nicht nad * Grundſätzen des römiſchen 
Rechts von der Societas beſtimmt werden. 

19) So liegt z. B. die Verpflichtung zur Zahlung des Lohns des von der 
Frau gemietheten Geſindes zunächſt ausſchließlich dem Ehemann ob, O. A. G. E. 
1827 in S. Hertel g. Wachs; vgl. auch O. A. G. E. 1838 bei Strippelmann 
V. 369. 

20) Einen derartigen Fall betrifft O. A. G. E. 1846 bei Heuſer Ann. 
III. 423. 


—— 
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Errungenſchaftsgemeinſchaft entjpringenden Verbindlichkeit der Ehe— 
gatten, zur Bezahlung der Chejchulden mit den Acquäſtobjekten 
beizutragen. Das Necht auf Erfüllung dieſer Verbindlichkeit kann, 
obgleich es nur den Ehegatten zufteht, in Folge freiwilliger oder 
Zwangszeſſion auf die Gläubiger übergehn. Die Gläubiger des 
Ehemanns können daher wegen Ehejchulden nicht allein Diejenigen 
zum Vermögen der Ehefrau gehörigen Acquäftobjekte, über deren 
Subftanz ihm die freie Verfügung zufteht, im Wege der Klage 
gegen den Ehemann als Exekutionsobjekte angreifen??), ſondern 
auch den ihnen überwiejenen Anſpruch des Ehemanns auf Kollation 
des Werths der übrigen zum Vermögen der Ehefrau gehörigen 
Acquäftobjekte bis zum Belauf ihrer Forderung gegen die Ehefrau 
Elagend verfolgen??). 3) In Folge partikularrechtlicher Beſtim— 
mungen 23). a) In Althejjen find beide Ehegatten zur Bezahlung 
der Ehejchulden verpflichtet ?*). Dieſe Beltimmung ift nad) 
authentifchen Interpretationen nicht dahin zu verjtehen, daß beide 
Ehegatten bei allen Ehejchulden ſolidariſch oder zur Hälfte ver- 
pflichtet feien, vielmehr dahin, daß für Die prinzipaliter ‘dem 
Ehemann obliegenden Schulden die Ehefrau jubjidiär?) zur 
Hälfte 2°) haftet, wenn die Schuld während der Ehe mit ihrer 


21) In dem oben Note 10 bis 12. angegebenen Umfang. 

22) Die oben Note 13. erwähnte Ausnahme liegt vor, wenn die Ueber: 
tragung des Forderungsrechts zur Berichtigung von Chefhulden geſchieht. 

23) Vgl. Hoffmann im Archiv von Eivers ꝛc. II. 191. 

24) Proz. D. 1745. $ 38 „eins für das andere pfandbar und die gemachte 
Schuld zufammen zu bezahlen verpflichtet”. Vgl. oben $ 104. Note 31. Die 
Fortdauer eines abweichenden Gewohnheitsrechts in Hersfeld verneint DO, A. ©. 
E. bei Duyfing N. Ann. I. 1, 113. | 

25) Proz. O. 1745. $ 38. wurde früher dahin verftanden, daß die Ehefrau 
wie der Ehemann prinzipaliter zur Hälfte verpflichtet fei, Meg. Nem. 1774 in 
©. Ehefrau Schröder g. Volland, O. A. ©. Gutachten vom 28. März 1774, 
G. R. 3. vom 2. April 1774 (N. ©. II. 569), fpäter aber das Gegentheil 
auf Grund eines O. A. ©. Gutachtens vom 17. April 1782 durh ©. R. B. 
vom 7. Mai 1782 anerkannt (N. S. II. 565. und Ledderhofe Kl. Schr. I. 278). 
Ein Verftoß gegen Lebtern begründet Nichtigfeitsbefhwerde, DO. A. ©. E. 1845 
in ©. Saß g. Webel. Die Darlegung, daß das Vermögen des Ehemanns 
zur Bezahlung der ganzen Schuld nicht hinreiche, gehört zur Begründung der 
Klage des Gläubigers gegen die Ehefrau, O. A. ©. E. 1834 in ©. Wenderoth 
g. Grahn. 


26) V. vom 16. März 1767. $ 27. Früher war dies beftritten, Franke 
$ 24, Graebe $ V. 
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Einwilligung gemacht ift?”). Erklärung der Ießtern gegenüber dem 
Gläubiger ift nicht erforderlich 2°); es genügt vielmehr die blos dem 
Ehemann gegenüber ausdrüdlich oder Durch ſchlüſſige Handlungen 
erklärte Einwilligung; dieſe fann aus dem GStilljchweigen Der 
Ehefrau zu einem ihr befannten Nechtögejchäft des Ehemanns 2°) 
jo wenig gefolgert werden, wie aus der nach Abjchluß des Rechts- 
geichäfts durch fie bewirften Zinfenzablung?‘). Die Unterzeichnung 
einer gemeinfchaftlichen Schuldverjchreibung Durch beide Cheleute 
begründet die gejeßliche Haftung der Ehefrau für die Hälfte der 
Schuld wegen der aus ihrer Unterjchrift zu entnehmenden Gin: 
willigung. audy dann, wenn Die Verpflichtung der Ehefrau als 
Interzeſſion ungültig wäre?“). Die Bejchränfung der gejeglichen 
Haftung der Ehefrau auf die Hälfte der von ihr Eonjentirten 
Schulden ſchließt nicht aus, Daß diejelbe durch Interzeſſion unter 
Verzichtleiftung auf die weiblichen Nechtswohlthaten oder in einem 
Falle, wo die Interzeſſion der Ehefrauen ohne Verzicht ausnahms- 
weije gültig ift??), oder durch den Belig von Acquäftobjeften®®) 
in einem weitern Umfang verpflichtet ſein kann. Die gejegliche 
Haftung der Ehefrau wird aufgehoben, wenn diefelbe, jo lange 


27) Für diefe früher beftrittene Auslegung der Proz. D. 1745. $ 38, hat 
ber Gerichtsgebrauch namentlich” wegen bes im Landesh. Neffr. vom 29. Dez. 
1752 gebrauchten Ausdruds „gemeinschaftlich gemachte Schulden“ fich entichieden, 
Dec. Cass. I. 52, II. 326, O. A. ©. Gutachten vom 17. April 1782 und 
G. R. B. vom 7. Mai 1782, Gin bei Graebe $ VII. abgedructer Antrag 
der Landſtände, zu verordbnen: „daß die mit ihrem Ehemann gleiche Hand 
thierung treibende Ehefrau auch die Schulden, fie mögen mit ihrem Vorwiſſen 
gemacht fein oder nicht, mit bezahlen müſſe“, wurde durch G. NR. B. vom 
12. Mai 1786 (N. ©. IV. 28) abgelehnt. 

28) So erfannte ſchon die Reg. zu Kaſſel durch Rem. vom 2. Mai 1775 
in ©. Herwig g. Bindernagel. 

29) Der Paſſivrezeß eines Stadtfämmerers ift nicht ohne Weiteres als eine 
mit Wiffen und Willen feiner Ehefrau gemachte Schuld angefehn worden, D.N. 
G. €. 1848 in ©. Stadt Franfenau g. Schellberg. 

30) 9.4. ©. €. 1818 in S. Werner g. Plaut. 

31) Vgl. die ım Note 17. angeff. O. A. ©. Erf. 

32) Weber die Interzeffion der Ehefrau, insbefondere der Handelsfrauen 
vgl. unten Bud III 

33) Die Beltimmung, wonach die Ehefrau nur zur Hälfte fubfidiär haftet, 
erftreckt fich nur auf ihr Sondergut („das Ihrige” Prog. O. 1745. $ 39), nicht 
auf den ehelichen Erwerb, Vgl. oben Note 21 und 22. 
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das Vermögen des Ehemanns zur Zahlung der ihm obliegenden 


" Schulden Hinreiht, in einer vor dem Gericht des Wohnorts 


protofollarisch abgegebenen Erklärung oder in einer vor glaubhaften 
Zeugen errichteten öffentlichen Urkunde einfeitig oder in Form eines 
Vertrags mit dem Ehemann auf den ehelichen Erwerb verzichtet®#). 
Diefer Verzicht, deſſen Wirkfamfeit Durch öffentliche. Bekannt: 
machung nicht bedingt ift, befreit Die Ehefrau von der Haftung 
für alle, wenn fehon mit ihrer Einwilligung, von dem Ehemann . 
gemachte Schulden, nicht aber von den Schulden, welche fie jelbft 
als Prinzipaljchuldnerin oder Bürgin rechtsgültig Fontrahirt hat. 
b) Die Solmfer Landordnung ?3) enthält nur Darüber eine Be— 
ftimmung, inwieweit bei dem Tode eines Chegatten der Leber: 
lebende, falls deſſen ſtatutariſches Erbrecht nicht eintritt, vermöge 
der Errungenjchaftsgemeinfchaft Die Schulden des vorverftorbenen 
Ehegatten zu zahlen verpflichtet jei?*). Hierdurch wird die Frage 
nicht berührt, in weldyem Umfange jeder Ehegatte bei Chejchulden 
als Schuldner anzufehn ift, und welche Eheſchulden folglich bei 
dem Tode eines Ehegatten zu deſſen Erbichaft gehören. Die 
Solmjer Yandordnung giebt Daher feinen Grund ab, die Eheleute 
bei allen oder wenigftens bei den gemeinfam Eontrahirten Ehe 
ſchulden als je zur Hälfte verpflichtet und die Beſtimmung des 
römischen Rechts über die Wirfung gemeinjchaftlicher Schuldver- 
jchreibungen der Ehegatten für ausgejchloffen zu erachten, Vielmehr 
erjcheint auch da, wo Die Solmjer Yandordnung gilt, in der Negel 
der Ehemann allein zur Zahlung der ganzen Schuld verpflichtet”), 
welche Verpflichtung Durch den Tod der Ehefrau Feine Aenderung 
erleidet und bei dem Tode des Ehemanns im vollen Umfang auf 


34) Proz. D. 1745. $ 39. 

35) Solmf. 2. DO. IL. 28. $7 „ift der Leptlebende an den Schulden weiter 
nit, dann den halben Theil an denen, fo er machen helfen, zu bezahlen 
fchuldig ; die übrigen Schulden aber jollen die Eigenthumserben bezahlen“. 

36) Es handelt fih a. a. D. nicht darum, eine umfaſſende VBorfchrift über 
die Haftung der Eheleute für die Ehejchulden bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
zu ertheilen, fondern nur um eine Beltimmung, in wie weit die Schulden 
(d. 5. des DVerftorbenen) von ben Erben und dem überlebenden Ghegatten ges 
tragen werben follen. Die eigenen Schulden bes Lehtern find Hierbei nicht in 
Betracht gezogen. 

37) Bol. oben Note 17, 19, 20. 
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deſſen Erben übergeht?s). Neben dieſer Verpflichtung des Ehe— 
manns und ſeiner Erben begründet die Solmſer Landordnung die 
Verpflichtung der Ehefrau, ſubſidiär, wenn der Ehemann oder 
deſſen Erben zur Zahlung der ganzen Schuld nicht im Stande ſind, 
ſowohl während 3%) als nach Auflöſung der Che die Hälfte der 
mit ihrer Einwilligung +9) gemachten Schulden zu bezahlen. Diefe 


38) Nah Solmf. 2. DO. II. 28. $ 7. Hat es zwar ben Anſchein, als ob 
die Erben, foweit die überlebende Chefrau die Hälfte der Schuld zu bezahlen 
hat, nur die andere Hälfte („die übrigen Schulden”) zu bezahlen verpflichtet 
feien. Allein man kann die fragliche Stelle auch von einer blos fubfidiären 
Haftung der Ehefrau für die prinzipaliter im vollen Betrag den Erben bes Ehe 
mantıs’obliegenden Schulden verftehn, wenn man dem Schlußfag den nad) dem 
Wortlaut möglichen Sinn beilegt: die übrigen Schulden aber follen die Erben 
allein bezahlen. Dieſe Auslegung verdient den Borzug aus den materiellen 
Gründen, welde in dem O. A. ©. Gutachten vom 17. April 172 (N. ©. 
II. 565) unter Nr. 2 und 3. entwidelt und nur nebenbei dem altheffiichen 
Rechte entlehnt find. 

39) Obwohl Solmf. L. DO. II. 28. 8 7. nur den Fall des Todes betrifft, 
nimmt ber Gerichtsgebrauch an, daß bie Ehefrau auch mährend der Ehe im 
Ball der Infolvenz des Ehemanns in dem daſelbſt beftimmten Umfang für die 
Eheſchulden haftet; vgl. 3. B. Han. Hofg. E. 1798 und O. A. ©. €. 1800 
in ©. Siemon g. Richter, Han: D. G. E. 1831 in ©. Unger g. Heß, ul. 
O. G. €. 1853 in ©. Herbig g. Vaͤth. Gleicher Anfiht ift das O. A. ©. zu 
Darmftadt, Bopp Mittelrhein. Landr. ©. 43. 

40) Unter den Schulden „fo er machen helfen“ verſtehen 1) Einige alle in 
fiehender Ehe gemachte Schulden, fo daß 88 5, 6 und 7. der Solmf. 2. O. 
U. 28. von denjelben Schulden handeln, Hoffmann im Archiv von Elvers ıc. 
U. 248; damit übereinftimmenb If. Birſt. V. vom 18. Nov. 1769. $ 6 (Ker⸗ 
fing Sonderredhte 969); 2) Andere die ChHefchulden im engern Sinn, Hertel 
Ger. Verf. I. 94, Heufer Ann. I. 292, welcher Anfiht die O. A. ©. zu Darm 
ſtadt und Wiesbaden folgen, Dalwigk Rechtsf S. 327, Erbrecht I. 135, von 
der Nahmer Samml. I. 41, Bopp Mittelrhein. Landrechte S. 43; oder 3) bie 
unter Mitwirfung oder wenigſtens mit Ginwilligung ber Ehefrau gemachten 
Schulden, Kamptz Jahrb. XXVI. ©. 75; oder 4) die von der Ehefrau mit 
dem Ehemann gemachten Schulden unter der Vorausjegung, daß auf die weiße 
lihen Rechtswohlthaten verzichtet oder versio in rem erweislich fe. “Die 
kurheſſiſche Praris neigt fi unter dem Ginfluß des altheffifhen Rechts (vgl. 
Note 27) zu der Anficht unter 3. Das Hofgeriht zu Hanau erkannte 1801 
in ©. David g. Ehefrau Blum und in ©. Ehefrau Schäfer g. Schäferfche 
Gläub., dag unter den fraglichen Schulden nur folche zu verftehen feien, wo 
bie Ehefrau den contractum (mutui) ausdrüdlid miteingegangen, daher auf 
bie Verwendung in den gemeinfamen Nupen nichts anfomme, und das O. A. ©. 
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Verpflichtung der Ehefrau tft insbefondere dann begründet, wenn 
diejelbe mit ihrem Ehemann eine gemeinjchaftliche Schuldverfchreibung 
ausgeftellt hat, wenn auch Die Vorausſetzungen nicht vorhanden 
find, unter welchen eine Interzeſſion der Ehefrau für den Ehemann 
gültig ift +"). Der Verzicht derjelben auf den ehelichen Erwerb 
kann ihre bereit beftehenden Verbindlichfeiten nicht aufheben; fie 
bleibt daher felbft dann, wenn der Ehemann zur Zeit des Verzichts 
noch jolvent,. mithin die Bedingung ihrer Haftbarfeit noch nicht 
eingetreten ift, für Die vorher mit ihrer Einwilligung gemachten 
Schulden ungeachtet des DVerzichts jubfidiär haftbar #2), c) Nach 
dem Mainzer Landrecht jollen, wenn die Errungenschaft zur Tilgung 
aller während der Ehe gemachten Schulden nicht hinreicht, Die 
hierdurch nicht gededten Schulden, wenn fie von beiden Ehegatten 
gemeinfam oder von einem Ehegatten mit Vorwiſſen und. ohne 
Proteftation des andern Ehegatten fontrahirt worden find, oder 
eine Verwendung zum gemeinſamen Nuben ftattgefunden bat, von 
jedem Ehegatten nah Maßgabe ſeines Antheild am ehelichen 
Erwerb, die übrigen Schulden dagegen Lediglich von demjenigen 
Ehegatten, der fie gemacht hat, bezahlt werben #3). 


beftätigte diefe Entjheidung in erfierer Sache, Duyfing N. Ann. I. 1, 110. 
Das Obergeriht in Hanau erfannte 1831 in ©. Unger g. Heß, daß „der 
Leptlebende nur die Hälfte folder Schulden zu bezahlen gehalten ift, rückſichtlich 
welcher derjelbe ſich ausdrücklich verbindlich gemacht hat, und in diefer Ber 
ziehung das bloße Stillfehweigen des einen Theils zu den von dem andern Theil 
eingegangenen Berbinblichfeiten oder das bloße Darummifjen ſich als unerheblich 
darſtellt“. 

41) Dalwigk Rechtsf. ©. 328. behauptet zwar, daß nad der Obſervanz 
im Heſſen⸗Hanauiſchen die Frau nur dann bie Hälfte einer Chefchuld zahle, si 
legitimo modo semetipsam obligavit, mithin dafelbft die Note 40. unter 4. er⸗ 
wähnte Auslegung in Uebung ſei. Dagegen hat das DO. ©. in Hanau 1835 
in ©. Richter g. Duprejhen Kur. und das O. G. in Fulda 1853 in ©. Herbig 
g. Väth die Ehefrau, welche mit dem Ehemann eine gemeinfchaftlihe Schuld» 
verjchreibung ausjtellte, ohne daß die Vorausſetzungen einer rechtsgültigen 
Snterzeffton vorlagen, nah Solmj. 2. O. II. 28. $ 7. zur Hälfte verpflichtet 
erklärt. 

42) Han. Hofg. O.1747 $ 204, übereinflimmend mit Proz. O. 1745. 8 39, ift 
wieder aufgehoben; vgl. oben $ 104. Note 43. Ueber die Wirkung des Verzichts 
auf den Arquäft nah Solmſ. 2. O. vgl. Dalwigf Rechtsf. ©. 325, 328, 
Hertel Ger. Berf. I. 94. 

43) Mainz. 2. R. IV. $1, 2. Ueber Schulden der Handelsfrauen daf. $3. 
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1. Das Rechtsverhaͤltniß der Ehegatten untereinander tft ein 
anderes bei Ehejchulden, als bei Sonderjchulden. 

A. Sonderſchulden des andern Ehegatten zu zahlen, ift fein 
Ehegatte vermöge der Errungenſchaftsgemeinſchaft verpflichtet +*). 
Daher find die zur Bezahlung von Sonderſchulden eines Ehegatten 
aus errungenſchaftlichen Mitteln oder aus dem Sondergut des 
andern Ehegatten verwendeten Beträge +5) aus dem Sondergut 
des Erftern zu erjeßen, und bei der Berechnung der Errungenschaft 
nach Auflöfung der Ehe die vorhandenen Sonderfchulden nicht in 
Betracht zu ziehen. 

B. Ehejchulden find von beiden Ehegatten aus der — 
ſchaftsmaſſe zu beſtreiten. Daher ſind die zur Bezahlung von Ehe— 
ſchulden aus dem Sondergut eines Ehegatten verwendeten Beträge 
aus der Errungenſchaftsmaſſe zu erfeßen, und bei der Berechnung 
der Errungenjchaft nad) Auflöfung der Ehe die vorhandenen Ehe 
jchulden von der ‚gemeinfamen Aftivmafle in Abzug zu bringen, 
Ueberfteigen die Ehejchulden dieſe Aktiomafje, jo ift Die Theilung 
des Verluft3 (der ehelichen Einbuße oder DVerrungenfchaft, des 
Dequäft3) nach dem Verhältnig des Antheils am ehelichen Erwerb 
nicht eine nothwendige Folge der Errungenfchaftsgemeinfchaft. 
Insbeſondere nach altheffiichem Rechte +°) und nach der Solmjer \ 
Landordnung +7) erjcheint die Ehefrau, wie fie den Gläubigern | 
nur ſubſidiär haftet, auch) dem Ehemann gegenüber zur Uebernahme | 


44) Die Ausnahme, welde die Praris in Betreff der Alimentation ber 
Schwiegereltern und Stieffinder macht (vgl. oben Note 14), beruht auf dem 
Familienverhältniß, in welchem Letztere zu beiden Ehegatten ftehn; es kann baher 
auf andere Sonderfhulden hieraus fein Schluß gezogen werden. 

45) Insbefondere in den Fällen der Noten 10 und 11. 

46) Während die Ehefrau vor der Proz. D. 1745 an der ehelichen Einbuße 
feinen Theil hatte, vgl. oben $ 104. Note 31, kann Proz. O. 1745 $ 38. nicht 
bahin verftanden werden, daß der Ehemann zwar den Gläubigern prinzipaliter 
für die ganze Schuld hafte, aber wegen der Hälfte feinen Regreß an der Ehe: 
frau und deren Erben nehmen könne. Dieſer Annahme fteht $ 39. entgegen, 
wonach die Ehefrau durch einfeitigen Verzicht auf den ehelichen Erwerb auch 
gegen den Willen des Mannes das Ihrige fichern Fann. 

47) Vgl. oben Note 38 und 40. Verſteht man Solmf. 2. ©. II. 28. $ 7. 
von der Haftung der Ehefrau nur für Fonjentirte Schulden, fo kann daraus 
nicht der Satz abgeleitet werden, daß biefelbe alle Ehefchulden, mithin bie 
eheliche Ginbuße, zur Hälfte zu tragen habe. 


21° 
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einer Quote der Verrungenfchaft nicht verpflichtet, und Letzterer 
nicht berechtigt, wegen der ihm den Gläubigern gegenüber prinzi- 
paliter obliegenden Eheſchulden, joweit ſolche den Aftivbeftand der 
Errungenſchaftsmaſſe überfteigen, die Ehefrau durch Einbehaltung 
der Illaten zur Hälfte zum Beitrag heranzuziehn. 


$ 112. 
ee) Konkurs der Gläubiger. 


Ein gemeinjchaftlicher Konkurs der Gläubiger beider Ehegatten 
ift bei der partifulären Gütergemeinjchaft weder hinſichtlich des 
gefammten Vermögens, noch mit Bejchränfung auf die Aktiven und 
Paffiven der Gemeinjchaft zuläffig. Vielmehr kann der Konkurs nur 
gegen Die einzelnen Ehegatten erfannt werben; im Falle gleichzeitiger 
Erkennung defjelben gegen beide Ehegatten find zwei getrennte 
Konkursprozeſſe einzuleiten ?). 

1) Im Konkurs des Ehemanns haben deijen Gläubiger auch 
die Ehejchulden im vollen Betrage zu Liquidiren, da die Haftung 
der Ehefrau nur jubfidiär eintritt?). Zu den Gläubigern, welche 
ihre Forderungen im Konfurje anzumelden und ihre Befriedigung 
nad) Maßgabe der gerichtlichen Rangbeftimmung zu erwarten haben, 
gehört auch die Ehefrau Hinfichtlich der Dos und Sllaten ®), wos 
gegen dieſelbe Antheil am ehelichen Erwerbe im Falle der Leber- 
jchuldung des Ehemanns nicht fordern kann, weil fie mit dieſem 
Anspruch gegen Jämmtliche Gläubiger des Ehemanns zurüdtritt +). 
Zur Konkursmaſſe gehören außer dem Vermögen des Ehemanns 
auch Die der Ehefrau gehörigen Errungenjchaftsohjefte in demſelben 
Umfanze, in welchem diefelben außer dem Konfurs von den Gläu- 
bigern als Exekutionsobjekte angegriffen werden Fönnens). Dagegen 


1) O. A. ©. Erf. 1825 in ©. Henkel g. Henkelſche Gläub. 

2) O. A. ©. Erf. 1824 in S. Alweinſcher Kurat. g. Alwein, in S. Rö- 
merfcher Kurat. g. Chaillot. 

3) Vgl. oben $ 110. Note 12. 

4) Runde Eher. $ 84. Befteht die Ehe während bes Konfurfes fort, 
fo fommt ber weitere Grund Hinzu, daß der Frau ein Recht auf ben 
ehelichen Erwerb erft mit Auflöfung ber Errungenſchaftsgemeinſchaft zufteht, 
diefe aber durch den Konkurs nicht aufgelöft wird; vgl. $ 113. 

5) Bgl. $ 111. Nr. L 1. und II. 1. 
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können die Nubungen von dem durch Retention oder Vindifation 
von der Konfurdmafje abgefonderten oder aus derſelben auf Die 
Dotal- und Slatenforderung zurüdgezahlten Vermögen der Frau 
zur Konkursmaſſe nicht gezogen werden). Gin Recht auf Sepa- 
ration der Grrungenjchaft von der übrigen Konfursmafle zum 
Zwecke der Berichtigung der Ehejchulden befteht nicht. Die Ehefrau 
fommt im Konkurs des Ehemanns nur als deſſen Gläubigerin in 
Betracht; Dagegen kann in Demjelben über ihr Verhältnig zu den 
Släubigern des Ehemanns, mag folches auf Nechtsgejchäften der 
Ehefrau oder auf der gejeglich mit der Errungenjchaftsgemeinjchaft 
verbundenen Haftung derjelben für einen Theil der Ehejchulden be 
ruhen, nicht erkannt werden?). Zur Einklagung Jolcher Forderungen 
gegen die Ehefrau ift, da diefelben nur den einzelnen Gläubigern 
zuftehn, der Konkurskurator nicht Tegitimirt, es iſt unzuläjfig, im 
Konkfursverfahren Die Ehefrau des Gemeinjchuldners wegen jolcher 
Forderungen der Konfursmafje gegenüber zu verurtheilen®). Ebenſo— 
wenig ift es zuläffig, dergleichen Forderungen einzelner Gkäubiger 
gegen Die Ehefrau im Wege der Kompenjation gegen die im Konkurs 
angemeldete Sllatenforderung derſelben durch den Kontradiktor 
geltend zu machen®), welcher eine Schuld der Ehefrau nur dann 
in Kompenfation bringen kann, wenn das berjelben entjprechende 
Recht jämmtlichen Gläubigern zufteht 10), 


6) Ueber die Verwendung berjelben vgl. oben $ 110. Note 14. 

7) &s fann daher im Konfurs des Ehemanns nicht von ber Befriedigung 
eines Gläubiger aus den Illaten der Ehefrau die Rede fein, wogegen ein 
Gläubiger verlangen fann, an der Stelle der Illaten aus der Konkursmaſſe 
befriedigt zu werden, wenn die Ehefrau zu feinen Gunften auf ihr Vorzugsrecht 
Verzicht geleiftet hat. D. A. ©. Erf. vom 14. Nov. 1829 in S. Schmidt g. 
Schmollſche Mitgl. 

8) Hierbei erfcheint der Umſtand unerheblih, daß die Schuld mit Willen 
und Willen der Frau gemacht ift, indem bies nur eine Berbindlichfeit derſelben 
gegenüber dem Gläubiger begründen fann, ihr Verhältnig zur Konfursmafle aber 
nicht berührt. O. A. ©. Erf. vom 21. Aug. 1830 in ©. Berneburg g. Berne 
burgſche Gläub. 

9) D. A. ©. Erf. vom 12. Dez. 1832 in ©. Witzel'ſcher Kontrad. g. Witzel. 
D. A. ©. Erf. 1849 bei Heufer Ann. IV. 19. 

10) O. A. ©. Erf. vom 12. Febr. 1849 in ©. Pleuerfcher Kontrad. g. 
Pleuer. Für den Ehemann und deſſen Gläubigerfhaft kann insbefondere dann 
ein Recht gegen die Brau begründet fein, wenn derſelbe dur Bezahlung einer 
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2) Im Konkurs der Ehefrau kann das Vermögen berjelben 
nur unter den aus dem Rechte des Ehemanns in Folge des Dotal- 
verhältnifjesg oder der Grrungenjchaftsgemeinichaft ſich ergebenden 
Beichränfungen zur Konkursmaſſe gezogen werden, unter welchen 
dafjelbe von den Gläubigern der Ehefrau außer dem Fall des 
Konkurſes als Exekutionsobjekt angegriffen werden Fann, 


e) Auflöfung der Gemeinschaft. 


$ 113. 
aa) Faͤlle der Auflöſung. 


Die Errungenfhafsgemeinfchaft wird beendigt: 1)- Kur Auf: 
löfung der Ehe, ay Wird die Ehe durch den Tod getrennt, fo 
tritt in der NegelAuflöfung der Gemeinjchaft ein. Dieje Fann jedoch 
bei beerbter Ehe von dem überlebenden Ehegatten mit den Kindern 
biefer Che fortgefegt werden, jo daß ohne Berechnung und Theilung 
der beim Tode des erftverftorbenen Ehegatten vorhandenen Er- 
rungenſchaft die hinfichtlich des Erwerbs und der Schulden während 
der Ehe geltenden Grundfäße auch nad Auflöfung derjelben zur 
Anwendung fommen, und die Errungenjchaft erft bei Aufhebung 
der fortgefegten Gütergemeinjchaft nad) dem alsdann vorhandenen 
Vermögen zu berechnen ift?). Dieje Fortjeßung der Errungen— 
jchaftsgemeinfchaft, welche nach gemeinem Recht nicht als Negel 
gilt 2), tritt auch weder in Altheflen ®), noch nach der Solmfer 


Schuld, für welche er nicht ſelbſt prinzipaliter verpflichtet war, eine VBerbindlich- 
feit der Frau erfüllt hat; vgl. das in Note 8. angef. O. A. ©. Erf. 

1) Das „Sigen zu Gedeih und Verderb” macht das Wefen der fortgefegten 
Gütergemeinfhaft aus. Maurenbrecher d. P. R. $ 551. Eichhorn P. R. $ 309. 
Runde Eher. $ 114. 

2) Haſſe Nevif. $ 21. Note 3. Zeitfhr. für geſch. R.W. UI. 337. Runde 
Gher. $ 114,.Note c, 

3) Das Gegentheil nimmt Pfeiffer I. 101. wegen Reg. A. vom 24. Nov. 
1804. Nr. 3. an. Der hier vorfommende Sab: daß die Kinder „bei einer 
ſolchen communione prorogata an des Vaters Stelle treten” ift auf die im 
Borhergehenden allein erwähnte Gemeinihaft des Gewerbsbetriebs zu beziehen 
und berechtigt nicht zur Annahme fortgefepter Errungenſchaftsgemeinſchaft, da 
im Gegentheil aus der Beltimmung unter Nr. 1 a. a. DO. über die Berechnung 
der Grrungenjchaft in dem von der Wittwe bei Uebernahme der Vormundſchaft 
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Landordnung +), noch nach dem Mainzer Landrecht 5) vermöge Des 
Geſetzes ein; fie Fann nur vertragsmäßig eingeführt werben. Die 
von dem überlebenden Ehegatten mit den Kindern verabredete Er: 
werbögemeinjchaft ericheint als societas quaestus, ift daher einjeitiger 
Auffündigung unterworfen und überhaupt nad) den Grundfäßen 
von der Societät zu behandeln, wenn nicht Die Kontrahenten Die 
Abficht zu erkennen gegeben haben, die während der Ehe in Geltung 
gewejene Errungenſchaftsgemeinſchaft fortzujegen. Cine Verab- 
redung leßtern Inhalts kann aber weder daraus gefolgert werben, 
daß der überlebende Ehegatte ohne Abtheilung des Vermögens der 
Kinder von dem jeinigen beide Vermögensmaſſen in feiner Nutz— 
nießung und Verwaltung vereinigt, jofern Diefe Gütervereinigung 
auch ohne die Annahme fortgejegter Errungenfchaftsgemeinfchaft in 
dem väterlichen Nießbrauchs- und Verwaltungsrechte, in der Bor: 


zu errichtenden Inventare hervorgeht, daß die eheliche Errungenfchaftsgemeinfchaft 
mit dem Tode des Ehemanns ihr Ende erreicht. Der Annahme von Pfeiffer 
I. 102, daß in der Grafihaft Schaumburg nad) der Pol. D. fortgefebte Er— 
rungenfchaftsgemeinfhaft gelte, fteht jchon der Umftand entgegen, daß dieſe nach 
der Pol. D. auch während der Che nicht gilt; vgl. oben $ 104. Note 63,66 ff. 

4) Der Beifig der Solmf. L. D. wird ven Hertel ©. V. I. 95. mit Ber 
ziehung auf die Praris preußifcher Gerichte und bei Heufer Ann. I. 284, fowie 
in dem Han. D. ©. Erf. bei Strippelmann VII. 162. als fortgefeßte Güter: 
gemeinihaft aufgefaßt, während diefe Auffallung von Dalwigf Erbrecht I. 136. 
und Erf. des O. A. ©. zu Wiesbaden bei von der Nahmer Samml. I. 333. 
verworfen wird und das D. X. ©. Erf. bei Strippelmann VII. 163. die Frage 
offen läßt. Daß ber Beifig, wie Schmittbenner ©. 211, 232. und Strippelmann 
V, 615. annehmen, von der Solmf. 2. D. nicht aus fortgefeßter Gütergemein- 
ſchaft, fondern aus einem Erbrecht des überlebenden Ehegatten abgeleitet wird, 
ergiebt fih namentlich daraus, daß berjelbe auch bei unbeerbter Che eintritt, bei 
welcher überhaupt von fortgejegter Gütergemeinichaft nicht die Mede fein kann, 
und nah Solmf. 2. D. II. 28. $ 4. „was nad des Grfiverftorbenen Tod vors 
handen geweſen“ die Grrungenfchaftsgemeinfchaft mit dem Tode fich endigt. 
Daraus, daß nah Solmſ. 2. O. II. 28. $ 7. auch bei beerbter Ehe der Ber: 
zicht auf den Beifig erforderlich it, wenn der Ueberlebende ſich der ihm zufolge 
Erbrechts obliegenden Schuldenhaftung entziehen will, geht hervor, daß die 
Solmj. 2. D. den Beifip auch in diefem Balle zur flatutarifchen Erbportion 
rechnet. Iſ. Birft. Reg. A. vom 6. Sept. 1766 (Kerfting 959) $ 1. bezeichnet 
die Zeit des Ablebens des einen Ehegatten als ben Zeitpunft, nad welchem 
auch bei beerbter Ehe die Beftimmung der Errungenfchaft geichehen muß. 

5) Bol. Entih. des O. A. ©. zu Darmfladt bei Bopp Mittelrhein. Landr. 
©. 166 bis 169, 
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mundjchaft®) oder in dem kraft Erbrechtd eintretenden Beifit ”) 
des überlebenden Ehegatten ihre Erklärung findet, noch daraus, 
daß der überlebende Ehegatte mit den Kindern das während ber 
Ehe von den Eheleuten gemeinfam betriebene Gewerbe fortfeßt, 
indem in Ermangelung einer anderweiten Verabredung anzunehmen 
ift, daß das Gewerbe für alleinige Rechnung des überlebenden 
Ghegatten betrieben werde, und die Kinder dabei als Familienge- 
nofjen, nicht al3 Theilnehmer an einer Erwerbsgemeinjchaft Hülfe 
leiften ®). Für den Fall jedoch, daß die Wittwe ald Vormünderin 
während der Vormundſchaft das Handwerk oder die Landwirth- 
jchaft mit den Kindern fortſetzt, ſoll nach einer für Altheffen er: 
lafjenen gejeglichen Beftimmung angenommen werden, daß folches 
auf ihre und ihrer Kinder gemeinfame Nechnung geichehe, daher’ 
Gewinn und Werluft beiden zur Hälfte gemeinfam fei?). b) An⸗ 
nullation der Ehe, Ehefcheidung und bei Katholifen immerwährende 
Scheidung von Tiſch und Bett heben die Grrungenjchaftsgemein- 
ſchaft auf, nicht aber die zeitweilige Scheidung von Tiſch und 
Bett 0) oder das Getrenntleben der Chegatten. 

2) Während der Ehe kann die Errungenschaftsgemeinfchaft nur 
durch) Vertrag der Ehegatten aufgehoben werden??). Dagegen 
tritt nicht die Auflöfung, jondern nur eine Modifikation derjelben 
in einzelnen Wirkungen ein a) Durch einjeitigen Verzicht der Che: 
frau auf ihren Antheil am Erwerbe, wodurd ohne Einwilligung 
des Ehemanns das auf der Errungenfchaftsgemeinfchaft beruhende 
Nießbrauchs- und Verwaltungsrecht defjelben und Die Beſchränkung 


6) Namentlich wenn bie Mutter ald VBormünderin oder nach Uebereinkunft 
mit dem Bormund das Vermögen der Kinder gegen Unterhaltung und Erziehung 
berjelben benußt; vgl. unten $ 147. 

7) Bol. unten $ 117. Note 4. 

8) Ueber den in biefem Fall unter —— begründeten Anſpruch ber 
Kinder auf Lohn vgl. unten $ 128. 

9) Meg. A. vom 24. Nov. 1804. Nr. 3. Es ift Hiermit die Rechtsver⸗ 
muthung aufgeftellt, daß die Wittwe bei Fortſetzung des Gewerbes zugleich in 
eigenem Namen und als Bormünderin Namens ihrer Kinder handele, daher alle 
gewerblichen Aftiven und Paſſiven ihr und den Kindern gemein feien. Dies leidet weder 
auf den Wittwer, noch auf die Wittwe, welche nicht Vormünderin ift, noch auf 
fonftige Gegenftände des beiderfeitigen Erwerbs Anwendung. 

10) Dec. Cass. II. 34. Pfeiffer V. 86. 

11) Ueber die Form vgl. $ 103. Note 12. 
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ber Ehefrau in der Verfügung über ihr Vermögen nicht aufgehoben 
werben Fann, vielmehr nur der Anſpruch der Ehefrau auf Heraus: 
zahlung ihres Antheild an der Grrungenjchaft und unter den ge 
jeglichen Vorausjeßungen die Haftung des eingebrachten Vermögens 
derjelben für die Ehejchulden ?*) befeitigt wird; b) dur Stellung 
des Ehemanns unter Kuratel, wodurd; demjelben auch die Aus: 
übung des ihm vermöge der Errungenjchaftsgemeinfchaft an dem 
Bermögen der Ehefrau zuftehenden Verwaltungs und Verfügungs- 
rechts entzogen wird ?3), c) durch Erkenuung des Konkurſes über 
das Vermögen des Chemanns, in welchem Falle zwar das auf 
der Errungenfchaftsgemeinjchaft beruhende Verfügungs- und Ber: 
waltungsrecht des Ehemanns weder von ihm jelbft, noch von dem 
Konkursfurator an dem von der Konkursmaſſe durch PVindifation 
oder NRetention abgejonderten oder aus derjelben zurüdgezahlten 
Vermögen der Ehefrau ausgeübt werden kann, jedoch Die unge: 
achtet des Konkurjes fortdauernde 14) Erruungenſchaftsgemeinſchaft 
injofern wirfjam bleibt, als die Ehefrau während des Konkurſes 
binfichtlicy der Veräußerung und der Berwendung der Ginfünfte 
ihres Vermögens bejchränft ift 45), und. nach Beendigung des Kon— 


12) Vgl. oben $ 111. Note 34, 42. 

13) Die Befugniß der Ehefrau, wegen verfchwenderifcher Lebensweife bes 
Ehemanns die Gütergemeinshaft aufzufündigen oder deren gerichtliche Aufhebung 
zu verlangen, welche von Hoffmann Ehereht ©. 284, Scheerer G. ©. II. 308, 
‚Runde d. P. R. $. 609. Nr. 3, Danz Comm. daf. Nr. VII. und Pfizer 
Rechte und Berbindl. der Weiber bei einem Gantprozeß über das Vermögen 
ihrer Männer 1794. I. $ 84. und fpeziell für die part. ©. ©. $ 124. behauptet 
wird, ift mit Eichhorn Pr. R. $ 310. Nr. III, Mittermaier Pr. R. $ 406. 
Nr. II, Maurendreher Pr. R. $ 544. Nr. 2. nur da anzuerkennen, wo bie 
jelbe in Gefeg oder Gewohnheit befondere Begründung findet, was in Kurheſſen 
nit der Fall if. Die Ehefrau Fann nur auf Stellung des Ehemanns unter 
Kuratel wegen Verſchwendung antragen; über die Brage, ob die Verwaltung 
ihres Vermögens auf den Kurator oder die Ehefrau übergehe, vgl. Runde Eher. 
$ 100, au $ 41. Nr. 3, Schmitthenner ©. 227. 

14) Die nad) 1. 4. $ 1, 1. 65. pro socio (17, 2) bei der Societät gel- 
tenden Grundfäße leiden auf die Errungenfhaftsgemeinichaft, deren Grundlage, 
bie Kamilienverbindung, durch den Konfurs nicht aufgehoben wird, Feine Ans 
wendung und find darauf jelbft von ſolchen Schriftitellern nicht angewendet worden, 
welche die eheliche Gütergemeinfchaft als societas auffafjen; vgl. Lauterbach 
de soc. bon. VI. $ 2, Wesel de connub. bon. soc. Tract. II. c. 4. 

15) Vgl. oben $ 110. Note 14. 
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furjes der Ehemann in den vollen Umfang feiner durch die Er- 
rungenfchaftsgemeinfchaft begründeten Rechte wieder eintritt. 


§ 114. 
bb) Wirkungen. 


Mit Auflöjung der Errungenjchaft3gemeinjchaft hören die Darauf 
beruhenden Rechte des Ehemanns an dem Vermögen der Frau 
und Die Beichränfungen der Lebtern in der Verfügung über ihr 
Vermögen auf; neben Rüdgabe der Dos und Slaten tritt Das 
Necht der Ehegatten und ihrer Rechtönachfolger auf Theilung der 
Errungenſchaft in Wirkſamkeit. Dieſe Theilung gejchieht nach 
folgenden Grundfäßen: 1) Objekt der Theilung ift nicht Die Ge— 
fammtheit der bei Auflöfung der Gemeinjchaft vorhandenen, unter 
den Begriff des ehelichen Erwerbs fallenden Sachen und Rechte, 
fondern der Gewinn ?), welcher in der Durch den ehelichen Erwerb 
bewirften allgemeinen Vermehrung des beiderjeitigen Vermögens 
der Ghegatten befteht. Es entfteht nicht mit Auflöjung der Ge— 
meinjchaft eine communio incidens, vermöge welcher Die zum ehe— 
lichen Erwerb gehörigen Sachen und Rechte, aud) wenn fie während 
der Gemeinfchaft nur einem Ehegatten zuftanden, nad) Duoten ger 
meinfam würden 2); vielmehr bleiben die Eigenthums-2) und Ob- 
Vigationsverhältniffe +) der Ehegatten, wie fie während der Gemein- 


— — — 


1) Proz. O. vom 5. Sept. 1745. $ 38. Landesh. Neffr. vom 29. Dez. 
1752. V. vom 17. März 1767. $ 27. Bol. auch Ger. D. 1497. Art. 28. 

2) Wie Runde Eher. $ 87. für die Gemeinfchaft des Zugewinnftes 
annimmt. 

3) Gin von dem Ehemann während der Ehe auf feinen Namen erfauftes 
Grundftüd kann nicht von der Ehefrau oder deren Erben nad Auflöfung der 
Che auf Grund der Errungenfhaftsgemeinshaft zu ihrem Antheil als Eigen- 
thum vindizirt werden. O. A. ©. Erf. 1838 in ©. Heinemann g. Ihring. 

4) O. A. ©. Erf. vom 19. April 1834. in ©. Heilbrunn g. Bähr erklärt 
zwar die Wittwe für berechtigt, eine von dem verftorbenen Ghemann allein er— 
worbene Schuldforderung in Folge der Grrungenfchaftsgemeinfchaft zur Hälfte 
in eigenem Namen, zur Hälfte als VBormünderin der Kinder und Grben des 
Ehemanns einzuklagen. Allein diefe Annahme dürfte als Konjequenz der Anficht, 
bag das Eigenthum an den Errungenjchaftsobjeften der moralijchen Perjon der 
Ghegatten zuftehe, nad) deren Auflöfung es an bie Ghegatten und deren Rechts— 
nachfolger zu gleichen Theilen falle, mit diefer Anficht jetzt als befeitigt anzu— 
ſehen jein. 
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ſchaft beftanden, auch. nach Auflöjung berjelben unverändert, und 
es tritt nur die gegenfeitige Verpflichtung der Ehegatten und ihrer 
Rechtsnachfolger ein, in dem Kalle, daß in ihrem Vermögen an 
Grrungenjchaftsobjekten fi) mehr befindet, als ihr Antheil an dem 
gemachten Gewinn beträgt, den Mehrbetrag an den andern Che: 
gatten oder deſſen Rechtönachfolger herauszuzahlen. 2) Der 
Gewinn, welcher Die Errungenjchaft der Ehegatten bildet, befteht 
in demjenigen, was von dem bei Auflöjung der Errungenjchaft- 
gemeinjchaft vorhandenen gefammten Vermögen beider Chegatten 
nach) Abzug der beiderjeitigen Illaten und der noch zu berichtigenden 
Ehejchulden übrigbleibt, Die Grundlage der Berechnung bildet 
die Gejammtheit der bei Auflöfung der Gemeinjchaft vorhandenen®) 
Vermögensobjekte ohne Unterjchied, ob fie einem oder beiden Ehe— 
gatten eigenthümlich gehören. Davon werden zunächſt ausgejchieden 
die beiderfeitigen Slaten®), joweit fie nod in Natur vorhanden 
find, fammt deren Acceffionen und den bei Auflöjung der Gemein- 
Ichaft noch nicht vom Boden feparirten Früchten”); die Ausjcheidung 
diejer Objekte von der Errungenjchaftsmalje hat Die Folge, daß 
während der Ehe eingetretene Veränderungen des Werths Derjelben 
ohne Einfluß auf Die Berechnung der Errungenschaft find. Alles 
bei Auflöfung der Gemeinſchaft vorhandene Vermögen ift jo lange 
als während der Che erworben und zum ehelichen Erwerb gehörig 
anzufehn, als nicht das Gegentheil dargelegt wird®), _ Dem Aftiv- 
beitande der Grrungenjchaftsmafje find auch Diejenigen Beträge 


5) Außer Berechnung bleiben die während der Ehe angefchafften und ver: 
brauchten oder veräußerten Sachen. D. A. ©. Erf. vom 8. Nov. 1845 in ©, 
Gerhold g. Dingler. 

6) Hierunter ift begriffen das bei Eingehung der Ehe inferirte oder während 
ber Ehe durch Gurrogation an die Stelle der Illaten geiretene oder unter 
Iufrativem Titel erworbene Vermögen. 

7) gl. oben $ 108. Note 4. Hiernah find die Bellimmungen des rö— 
mijchen Rechts über die Theilung der Dotalfrüchte auf ſonſtige Illaten nicht 
anwendbar. Andere Beftimmungen enthält a) Solmf. 2. O. II. 28. $ 10, 
welche Stelle analoge Anwendung auf alle Fälle findet, wo bei dem Tode bes 
einen Ehegatten unter Ausſchluß des Beifiges alsbaldige Theilung der Errungen- 
ſchaft eintritt; vgl. unten $ 120. Note 28. b) Mainz. 2. R. VII. $ 1. 

8) Mainz. L. R. Il. $4. Wesel de connub. bon, societ. II. 20. Pestel 
de suce, conj. c. I. $ XI. 
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hinzuzufeßen, welche während der Ehe aus errungenjchaftlichen 
Mitteln zur Verbeſſerung des eingebrachten Vermögens des einen 
oder des andern Ehegatten, insbejondere zur Bezahlung von Sonder: 
Ichulden deſſelben, verwendet worden find ?). Bei Verwendungen, 
welche der Ehemann während der Ehe beftritten, ift bis zur Dar- 
legung des Gegentheild anzunehmen, Daß er ſolche ald Berwalter 
des gemeinfchaftlichen Vermögens aus errungenjchaftlichen Mitteln 
gemacht habe 9), daher der aufgewendete Betrag zur Errungen: 
Ichaftsmalle gehöre. Von dem folchergeftalt ermittelten Aftiv- 
beftand der Errungenſchaftsmaſſe find die Paſſiven derſelben abzu— 
ziehn. Dazu gehören zunächit die Forderungen der Eheleute wegen 
Erjaßes ihrer nicht mehr in Natur vorhandenen Sllaten!!), ſodann 
die Forderungen dritter Perſonen, jofern es fih um Chejchulden 
handelt 2). Zum BZwed des Abzugs der Paffiven von dem Aftiv- 
beftand der Errungenjchaftsmaffe find beide, inſoweit fie nicht in 
Geld beitehn, auf den bei Auflöjung der Gemeinjchaft fich ergebenden 
Geldwerth zu rebuziren, was durch Abſchätzung geichieht, fofern 
nicht eine Vereinbarung oder öffentliche Verfteigerung' 3) ftattfindet. 
Ergiebt fich ein Aftivüberfchuß, jo wird derjelbe als Errungenfchaft 
unter den Ehegatten oder Deren Nechtsnachfolgern zur Hälfte, nach 
Mainzer Necht!*) Dagegen dergeftalt getheilt, daß der Ehemann 
zwei, die Ehefrau ein Drittel erhält. Grgiebt ſich dagegen ein 
Paffivüberfchuß, ſo findet Theilung der Verrungenfchaft nicht ftatt; 
vielmehr bleiben Die Ehejchulden wie während der Gemeinfchaft 


9) Vgl. über einen ſolchen Fall O. A. ©. Erf. bei Strippelmann III. 2,86. 
10) O. A. G. Erf, vom 15. Jan. 1844 in ©. Siebert g. Siebert, in An— 

wendung auf die Bezahlung einer — Schuld der Ehefrau durch den 
Ehemann. 

11) O. A. G. Erk. 1823 in S. Glatt g. Glatt und 1829 in S. Sippel 
g. Sippel rechnen die nach dem Tode der (zweiten) Ehefrau an deren Erben 
zurückzuzahlenden Illaten derſelben zu den vom ehelichen Erwerb abzuziehenden 
Schulden. Vgl. auch O. A. G. Erk. 1834 bei Heuſer Ann. IV. 16. 

12) O. A. G. Beſch. 1846 bei Strippelmann IV. 2, 17. Note 3. Ueber 
die Präſumtion für Eheſchulden vgl. oben $ 111. Note 8. 

13) Da die öffentliche Verfteigerung als ein zuverläffiges Mittel, eine 
Sache nad) ihrem gemeinen Werthe ebzufhäßen, anzufehn if, O. A. ©. Erf. 
bei Strippelmann II. 284. 

14) Mainzer & R. II $ 1. Brust erfannt durh DO. X. ©. Erf. 1822 
bei Pfeiffer I. 147, und 1835 in ©. Gem. Großauheim g. Ehmge'ſchen Kurat. 
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unter fubfidiärer Haftung der Ehefrau für einen Theil derjelben 
im vollen Betrage dem Ehemann und dejjen Nechtsnachfolgern zur 
Laft 15). 3) Die Theilung des Gewinns wird vollzogen nicht durch 
Theilung der zum ehelichen Erwerb gehörigen Sachen und Rechte, 
fondern durch Zahlung des Geldwerths. Die Verpflichtung zur 
Zahlung Liegt einem jeden Ehegatten und deſſen Nechtönachfolger 
infoweit obt, als in feinem Vermögen an Errungenſchaftsobjekten 
abzüglich der ihm obliegenden Eheſchulden fich mehr befindet, als 
fein Antheil am Gewinn beträgt. Bei der Frage, welchem der 
Ehegatten die einzelnen Errungenſchaftsobjekte gehören, kommt Die 
praesumtio Muciana binfichtlich der in der gemeinschaftlichen Wohnung 
der Ehegatten befindlichen Gegenftände auch nach Dem Tode bes 
Ehemanns zur Anwendung !%). Der Ehemann ift berechtigt, von 
den Aktiven der Errungenſchaftsmaſſe wegen der zunächſt ihm 
ausschließlich obliegenden Eheſchulden einen den Letztern “gleich 
fommenden Betrag vorabzuziehn, jo daß nur der Neft zur Theilung 
fommt!?”), Andere Schulden des Ehemauns find nur. injofern von 
Einfluß, ald die Ehefrau mit dem Anipruc auf Auszahlung ihres 
Antheild an der Errungenfchaft gegen alle anderen Gläubiger des 
Mannes zurüctritt, jo daß diefer Anſpruch hinwegfällt, wenn ber 
Ehemann oder deſſen Nachlaß überjchuldet ift?®). 4) Grfolat Die 
Auseinanderjegung auf gütlichem Wege, jo ift die Mitwirkung des 
Gerichts dabei nicht erforderlich ; nur wenn es ſich um Aufnahme eines 





45) Vgl. oben $ 111. Note 46, 47. O. A. ©. Gutachten vom 17. April 
1782. Nr. 2 und 3 (N. ©. II. 566). Daher wies das D. ©. zu Kaflel die 
Untergerichte in mehreren Bifit.-Rejfripten an, bei Sinventarifation bes väters 
lichen Nachlafjes, wenn die während der Ehe fontrahirten Schulden ben Aktiv⸗ 
erwerb überſteigen, nicht etwa den Aftiv» und Paſſiverwerb zwiſchen den Ehe— 
gatten zu theilen, fondern den gejammten Aktiv- und Paſſiverwerb den Kindern 
als Erben des Vaters zuzufchreiben. 

16) Vgl. oben $ 105. Note 8. 

17) 3. B. wenn die Errungenfchaftsmafe 200, wovon 50 im Cigenthum 
des Ehemanns, 150 im Gigenthum der Ehefrau fi befinden, bie Cheſchulden 
100 betragen, jo find 100 von der Ehefrau an den Ehemann zu zahlen, indem 
er 100 zur Dedung der Eheſchulden, 50 als Hälfte des Gewinns, mithin im 
Ganzen abzüglich der zu feinem Vermögen bereits gehörigen 50 noch 100 zu 
empfangen hat. 

18) Vgl. oben $ 112, 
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vormundjchaftlichen Inventars handelt, in welchem der eheliche Erwerb 
zu erwähnen ift +9), erſtreckt fi) die Dem Gericht obliegende Prüfung 
des Inventars auch auf Die Berechnung der Grrungenjchaft. Bei 
entftehendem Streite ift, Da es ſich nicht um ein Theilungsverfahren 
handelt, weder die actio communi dividundo, noch im Falle des 
Ablebens eines oder beider Ehegatten die Erbjchaftstheilungsflage?°) 
gegeben; vielmehr handelt e3 ſich um Einklagung einer Geldſchuld, 
bei welcher die im Vermögen des Verklagten befindlichen Errungen- 
ichaftsobjefte gleich dem fonftigen Vermögen dejjelben nur ala 
Grefutionsobjefte in Betracht fommen. Die lage kann daher nicht 
von jedem der Chegatten angeftellt werden 21), fondern nur von 
demjenigen, welcher eine Herausgift als Antheil am ehelichen 
Erwerb zu fordern bat. Obgleich dieſe Klage dem einen wie dem 
andern Ehegatten zufteht, befindet fich Doc) in der Regel die Frau 
in der Lage, die Klägerrolle zu übernehmen, weil der Ehemann 
als Verwalter des errungenjchaftlichen Vermögens fich im Befige 
defjelben befindet, und auch deſſen Erben berechtigt find, vermittelft 
der Erbſchaftsklage, welche ihnen gegen die überlebende Ehefrau 
wie gegen Dritte zufteht, ſich in den Befig der von ihrem Erblafjer 
bei jeinem Tode bejeflenen Errungenjchaftsobjefte zu jegen??). Die 
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19) Edikt vom 18. Febr. 1724. $ 10, Han. Hofger. O. XI. $ 215. Reg. 
A. vom 24. Nov. 1804 (N. ©. IV. 449). 

20) Diefe Klage findet auch dann nicht ftatt, wenn der überlebende Ehe: 
gatte Miterbe des vorverftorbenen if. Dagegen ſteht in diefem Falle, wie durch 
Erf. des D. ©. zu Marburg vom 8. Juni 1844 in ©. Geibert g. Bromm 
erfannt wurde, der Umftand, daß eine Auseinanderjeßung des Errungen— 
Ichaftsverhältniffes noch nicht ftattgefunden hat, der Anftellung der Erbtheilungs- 
Flage gegen den überlebenden Ehegatten nicht entgegen, weil Lebtere die Theilung 
der zum Nachlaß gehörigen Förperlichen Sachen bezwedt, als eheliche Errungen— 
[haft aber lediglich die Summe fih darftellt, um welche das bei Auflöfung ber 
Ehe vorhandene Vermögen das von beiden Ehegatten zufammengebrachte Ver: 
mögen überfteigt, folche demnach einzelne körperliche Sachen nicht begreift. 

21) Es liegt nicht ein judicium duplex vor, wie Runde Chel. Güterrecht 
$ 82. annimmt. 

22) O. A. G. Erf. vom 15. Ian. 1842 in S. Künemund g. Künemund, 
„da — — wenn auch (dem Ghemann) an ſolchen nicht ohne Weiteres ein 
Miteigenthumsrecht beigelegt werden kann, welches ohnehin den Erben deſſelben 
nur eine Klage auf Theilung gewähren würbe, boch dieſen ein Anſpruch auf 
den fernern Beſitz jener Gegenftände zufteht, um fi an biefelben gleichwie an 


$ 114. Errangenfhaftsgemeinfcaft. 431 


Klägbitte ift auf Zahlung einer beftimmten Summe zu richten; es 
ift unzuläffig, auf Herausgabe der dem Kläger gebührenden Quote 
ber Errungenschaft vorbehaltlich der Ausmittelung des Betrags 
derjelben Durch ein Liquidationsverfahren 23), oder auf Heraus- 
gabe derjelben nad) einem von dem Berflagten aufzuftellenden Ver: 
zeichniß der zur Zeit der Auflöfung der Gemeinſchaft vorhanden 
gewejenen Aktiven und Paſſiven?“) zu klagen. Bur Begründung 
ber lage gehört daher die Rechtfertigung des geforderten Betrags 
durch eine von dem Kläger aufzuftellende Berechnung der Errungen- 
ſchaft, wenn nicht der Betrag derjelben vor Anftellung der Klage 
durch Vertrag feitgeftellt worden iſt?“). VBerzugszinfen können 
davon nicht gefordert werden, jo lange der Betrag des ehelichen 
Grwerb3 nicht ermittelt ift?*). 5) Die regelmäßigen Grund: 
jäße über die Theilung der Errungenfchaft können durch andere 
mit Auflöfung der Ehe eintretende Rechtsverhältniſſe Modiftfationen 
erleiden. a) Wird die Errungenjchaftsgemeinfchaft von dem über: 
lebenden Ehegatten mit den Kindern fortgejegt 27”), fo findet die 
Theilung der Errungenſchaft erſt bei Auflöfung der fortgefeßten 
Gütergemeinfchaft nad) dem Stande des alddamı vorhandenen 
Vermögens ftatt. b) Steht dem überlebenden Ehegatten der väter: 
liche Nießbraud) 3) oder der Beifiß 2°) am Vermögen der Kinder 


fonftiges zur ehelichen Gütergemeinfchaft gehöriges Vermögen bis zur Aus- 
einanderfegung befielben zu halten, und zwar um fo mehr, als die Erben für 
die während der Ehe gemachten Schulden den Gläubigern principaliter haften“. 

23) D. N. ©. Erf. 1840 in ©. Heife g. Germerothiche Vorm. 

24) O. A. ©. Erf. 1846 in ©. Alsberg g. Alsbergſche Erben. Nah 
diefem Erkenntniß befteht audh auf Geiten des Chemanns und deſſen Erben 
feine Verpflichtung zur Borlage eines folchen Berzeichniffes. 

25) Cine bei Erridtung eines Inventar vor der obervormundfchaftlichen 
Behörde abgegebene Erklärung über deſſen Nichtigkeit und Bollftändigfeit Fann 
nit als Anerfennung des darin aufgeführten Errungenjchaftsbetrags gelten, 
wenn nicht feftiteht, daß dadurch ein Rechtsgeſchäft mit dem andern Ehegatten 
oder deſſen Rechtsnachfolger habe eingegangen werden follen. O. A. ©. Erf. 1842 
in ©. Rödding g. Rödding. 

26) D. A. ©. Erf. vom 8. November 1845 in ©. ©erhold g. Dingler. 
Dal. Heufer Ann. II. 52. 

27) Bgl. oben $ 113. 

28) Vgl. unten $ 135. 

29) Bgl. unten $ 117. 
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zu, fo ift er während der Dauer dieſes Verhältniffes zur Abtheilung 
der Errungenschaft nicht verpflichtet und nur in den Fällen, in 
welchen ausnahmsweife die Inventarifation Des Vermögens der 
Kinder ftattfindet, zur Berechnung der Errungenjchaft nad) dem 
Stande des beim Tode des vorverftorbenen Ehegatten vorhanden 
gewejenen Vermögens zum Zwede der Aufnahme derjelben in das 
Inventar verbunden. ce) Beerbt der überlebende den vorverjtorbenen 
Ehegatten nach den Beftimmungen der Solmjer Landordnung ?°), 
jo bildet die Aktivmafje der Errungenſchaft ohne Rüdficht auf Die 
vorhandenen Ehejchulden den Gegenftand der Theilung, indem 
letztere kraft ftatutarifchen Erbrechts bei beerbter Che dem über- 
lebenden Ehegatten allein, bei unbeerbter Ehe demjelben und den 
Gigenthumgerben des verftorbenen Ehegatten nad) Quoten getheilt 
obliegen, ohne daß dieſe Verpflichtung auf Die durch die Errungen- 
ſchaft ungededt bleibenden Eheſchulden bejchränft wäre 3). d) Zu 
den Vermögensftrafen, welche den jchuldigen Ehegatten im Falle 
der Eheſcheidung treffen 2), gehört der Verluft des Antheild am 
ehelichen Erwerbe nicht 33); dagegen iſt dieſer Antheil izu dem 
Vermögen zu rechnen, von welchem der fchuldige Ehegatte, wenn 


30) Vgl. unten $ 120. 

31) O. A. ©. €. 1834 bei Heufer Ann. IV. 17. Rühl Ehel. Verb. ©. 98. 

32) Bol. oben $ 100. 

33) Das Gegentheil ift angenommen wegen c. 10. X. de consuet, (1, 4) 
von J.H. Boehmer J. Eccl. Prot.IV.20.$38, Lauterbach de soc. bon. VI. $3, 
Mevius ad Jus Lub. II. 2, 12. Nr. 408, Zange ©. ©. ©. 264, und in Dec. 
Cass. III. 118 ; vgl. auch dafeldft dec. 155. nr.2, Pfeiffer K. R. $ 273. Note g, 
Strippelmann Eheſch. S. 310; wogegen das bei Pfeiffer a. a. D. angeführte 
O. A. G. E. von 1777, auszugsweife bei Kopp Hdb. III. 171. und vollftändig 
in Dec. Cass. HI. 22. mitgetheilt, diefe Frage nicht Betrifft. Ueber die Uns 
rihtigfeit dieſer Anfiht vgl. Haſſe Revifion ©. 127 ff., auch Harpprecht D. 
de commun. luer. conjug. $ 21. in feinen Diss. I. 1791, Glück Comm. 
XXVU. 95, Scheerer Gütergem. II. 314, 324, Runde Eher. ©. 226. Das in 
e. 10. X. (1, 4) erwähnte Gewohnheitsreht von La Rochelle ift nicht von 
Errungenſchaftsgemeinſchaft, fondern von einem ftatutarifchen Erbrecht ber 
Ehefrau zu verftehn, nah Schaffner Geſch. der R. Verf. von Branfreich IE 204. 
Mote 89 vom douaire, dem gefeglich beſtimmten Witthum, welches die Ehefrau 
nad) den meiften Coutumes an den Immobilien des Chemanns anzufprehen 
hatte und das je nach Ortsgewohnheit im Tebenslänglichen Niepbrauh an ber 
Hälfte oder einem Drittel berfelben beftand, 
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feine Dos oder Widerlage Bbeftellt ift, den vierten Theil zur 
Strafe verliert **). 


C. Gütereinheit. 


$. 115. 
a) Während ber Che. 


Nach dem in der Grafihaft Schaumburg geltenden Syſtem 
der Gütereinheit wird das Vermögen der Ehegatten nicht wie bei 
der allgemeinen Gütergemeinschaft zu einer Einheit verjchmolzen; 
vielmehr behält jeder Ehegatte nicht allein das Eigenthum des 
von ihm in die Ehe gebrachten Vermögens +), jondern audy die 
Fähigkeit, während der Che Vermögen fich zu erwerben. Das 
Vermögen beider Ehegatten bildet nur infofern eine Einheit, als 
es in feiner Gefammtheit zur Beftreitung der Bedürfnifje der Che: 
gatten dient und zu dieſem Zwede der Verfügung des Ehemanns 
vermöge der ihm als dem Haupt der Familie zuftehenden Herr: 
Ihaft im Haufe?) unterworfen ift. Der Ehemann ift daher bei 
Beftreitung der ihm vobliegenden ehelichen Laften nicht auf fein 
Vermögen und die Dos bejchränkt, jondern es fteht ihm an dem 
Vermögen der Ehefrau, auch wenn dieſelbe ihm daran Feine Rechte 
eingeräumt hat, ein Adminiftrationg= und Nußungsrecht zu, welches 
die Befugnig in ſich jchließt, Dafjelbe zu bejigen, zu verwalten, bie 
Nukungen Davon zu ziehen und über die Mobilien ſogar der Sub— 
ftanz nad) zu ehelichen Zweden zu verfügen 3). Dagegen ift der 
Ehemann in der Verfügung über Immobilien injofern bejchränft, 
als er in ſtädtiſchen Gemarkfungen liegende Güter, mögen fie ihm 
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34): Danz zu Runde $ 609 (VI. 442), Pfizer Rechte der Weiber sc. 1.159, 
Eichhorn Pr. R. $ 310. I, Philips G. ©. ©. 186, Mittermaier $ 406. IV, 
Runde Eher. S. 226, Walter Pr. R. $ 216; Seuffert Archiv VII. Nr. 193. 

1) Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 7. „behält was fie ihm zugebracht“, $ 8. 
„Brautfhag und angeerbte Güter wieder zufehren“. 

2) Die ehelihe Vormundſchaft kann nicht als die gegenwärtige Grundlage 
diefes Rechts angefehn werden, da fie ſchon zur Zeit des Erlafjes der Schaumb. 
Bol. D. verfhwunden war, was aus der Nichterwähnung derfelben in Schaumb. 
Hofg. O. 1639. II. 2. 5 8, 3.8 1,5. $ 1. in Betreff der Progeflegitimation 
zu jchließen ift. 

3) Runde Eherecht $ 54. vgl. mit $ 53: Schaumb. Pol. O. XXVI. $ 5. 
vgl. mit $ 4. 
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oder der Ehefrau gehören, nicht ohne der Lektern Einwilligung 
veräußern oder verpfänden darf®), während er bei Iändlichen 
immobilien, wenn fie ihm gehören, der Ginwilligung der Ehefrau 
zur Veräußerung oder Verpfändung nicht bedarf5). Die Ehefrau 
ift in der Verfügung über ihr Vermögen durch die dem Ehemann 
daran zuftehenden Nechte bejchränft und kann Ießtere Durch Feine 
einfeitige Verfügung beeinträchtigen, Was ſie durch Arbeit oder 
Griparniß erwirbt, wird Eigenthum des Ehemanns °); hierdurch 
ift nicht ausgejchloffen, Daß fie Gegenftände des ehelichen Erwerbs 
nit Zuftimmung des Ehemanns zu ihrem Gigenthum erwerben 
fann, und insbejondere Die während der Ehe unter. gemeinfamer 
Mitwirfung beider Ehegatten?) auf den Namen der Frau er- 
worbenen Immobilien al3 ihr Gigenthum anzujehen find. 

Mie das Aftivvermögen jo find auch die Schulden beider 
Ehegatten getrennt, mögen fie voreheliche oder während der. Ehe 
gemacht fein. Die Gläubiger des Chemanns ®) können fein Ver: 
mögen einfchließlich der Jmmobilien ?) und des ehelichen Erwerbs 


4) Schaumb. Pol. DO. XXVI. $ 1, 4. 

5) Die Veranlaſſung zur Beſchränkung der in Note 4. anyef. Beſtimmung 
auf ftädtifche Grundftüde ift in der auf dem Lande vorherrjchenden Meierver- 
faſſung zu juchen. 

6) Nint. O. ©. B. vom 6. Dez. 1847. in S. Büthe g. Bührmann 
(Heufer Ann. II. 281) nimmt an, daß ber eheliche Erwerb nach den Grundfägen 
des gemeinen Rechts ausſchließliches Cigenthum des Mannes werde, wogegen. 
dasjenige, was die Frau PA dem gemeinfamen Hausweſen und durch ein 
mit dem Lebtern nicht in Berbindung ſtehendes Geſchäft erwerbe, ihr jelbft 
gehöre. Daß der Mann Eigenthümer der Errungenfchaft fei, ift bei Heife und 
Gropp II. 445 ff. für das ältere ſächſiſche, I. 538 f. für das Hamburger 
Recht mit befonderer Rüdfiht auf Hamb. Statuten 1603. III. 3. Art.4, welche 
Beftimmung der Schaumb. Pol, D. XIV, $ 8. zu Grunde liegt, nachgewiefen. 
Gleicher Anfiht Gerber P. R. $ 232. Note 2, Walter P. R. $ 226. Note 5. 
Bol. auch oben $ 104. Note 63. 

7) Diefe ift nah Schaumb. Pol. D. XXVI. $ 4. beim Anfauf ftädtifcher 
Grundftüde erforderlich. 

8) Bei der Frage, inwiefern der Ehemann bei den von ihm gemeinfam 
mit der Frau oder von Lebterer allein Fontrahirten Schulden als Schuldner an— 
zufehn fei, kommen die oben $ 111. Note 17, 19, 20. aufgeftellten Grundfäge 
zur Anwendung. 

9) Die in Note 4. angef. Beichränfung Jeidet auf den Zwangsverfauf Feine 
Anwendung. 
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ald Erekutionsobjeft angreifen. Dagegen haftet die Ehefrau !°) 
mit ihrem Vermögen den Gläubigern des Mannes nur dann, 
wenn die Schuld während der Ehe gemacht, und entweder die 
Einwilligung der Ehefrau vor dem Gerichte des Wohnorts der 
Ehegatten *?) nad) Erklärung ‚der weiblichen Rechtswohlthaten '2) 
zu Protokoll erflärt ift, oder die Schuld ſich auf das Gewerbe 
bezieht, welches die Ehegatten ald Kaufleute, Brauer oder Hand- 
werfer gemeinfam betreiben 13). Wenn dieſe Vorausfegungen vor: 
handen find, haftet die Ehefrau jubfidiär?*) für Die ganze 


10) Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 7. Diefe Stelle fann nur auf diejenigen 
Bälle bezogen werden, wo bie Erbfolge des überlebenden Ehegatten in den ge 
ſammten Nachlaß ($ 7.) oder die Theilung nad) Quoten ($ 9.) nicht eintritt; 
vgl. Heufer Ann. II. 326. Bei Auslegung derfelben ift in Betracht zu ziehn, 
daß dem Geſetzgeber bei Beltimmung der gejeßlihen Haftung der Ghefrau für 
Schulden des Mannes die gemeinrechtlihen Grundſätze über Interzeffion der 
Ehefrauen vorgefhwebt zu haben fcheinen ; vgl. unten Note 12 und 13. 

11) D. 2. ©. Erf. vom 15. Nov. 1820 (nicht 1830) bei Heufer Ann. 
U. 327. Note 17. | 

12) Die Cinwilligung der Frau wird nad) der Praris als Interzeffton unter 
Berziht auf die weiblichen Rechtswohlthaten behandelt, vgl. Heufer Ann. II. 328, 
auch Schaumb. Pol. DO. X. $ 5. Demnad findet B. vom 1. Febr. 1749. $1. 
darauf Anwendung. 

13) U. M. Heufer Ann. II. 338. Das Wort „Sonderlih” bezeichnet nad) 
dem Sprachgebraudhe der Schaumb. Bol. DO. (vgl. die bei Kerfting 1230. 
Note 7. angeff. Stellen) foviel als namentlich oder vorzüglid. Die Stelle ift 
zu fonftruiren: fonderlih (se. ift billig — — daß ein Ehegatte des andern 
Schulden bezahle) wenn fie offene Laden u. f. w. Unter Handthierung ift 
Handwerk zu verftehn, vgl. Schaumb. Pol. O. XL, L, LXIV. Wie bei Handels 
frauen, denen auch die Frauen der Handwerker wegen des Rechts zum Halten 
offener Laden gleichgeftellt find, gemeinrechtlich eine Ausnahme von ber Ungültig— 
feit der Interzeffionen angenommen wird, fo ift hier ein Gleiches hinſichtlich 
ber gejeglihen Haftung gefchehen. Hieraus folgt die Beichränfung auf Gewerbe 
ſchulden. Durch DO. N. ©. Erf. vom 15. Nov. 1820. in S. Duyfing g. Will: 
mann wurde eine von einem Kaufmann und befien Chefrau in. einem 
gemeinfamen Privatſchuldſchein übernommene Darlehnsihuld wegen nicht ges 
ſchehener gerichtlicher Gintragung der Einwilligung der Ehefrau als für Leptere 
unverbindlich erflärt. 

14) Dies ift im Geſetz nicht ausdrüdlich gefagt. Für Subfidiarität ſprechen 
bie im O. A. ©. Gutachten vom 17. April 1782 (N. ©. III. 565) angeführten, 
nicht blos dem altheſſiſchen Partifularrecht entlehnten Gründe, aud bie in ber 
Schaumb. Pol. DO. erkennbare Gleichftellung der gejeglihen Haftung mit der 
Berbürgung. 

23 * 
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Schuld1>).. Wenn diejelben nicht vorhanden find, tritt Die im alt 
hejfiichen Nechte vorgejchriebene ſubſidiäre Haftung der Ehefrau 
für die Hälfte der mit ihrem Wiſſen und Willen Fontrabirten 
Schulden in der Grafſchaft Schaumburg nicht ein!®). Die Glaͤu— 
biger der Chefrau können wegen vorehlider Schulden ihre Ber 
friedigung aus dem inferirten Vermögen berjelben fordern; da— 
gegen kann der Ehemann vermöge des ihm an dem Vermögen der 
Ehefrau zuftehenden Benußungsrechtes Die Egefution von demſelben 
wegen der von ber Ehefrau in der Ehe gemachten Schulden ‚ab: 
weijen, fofern Ießtere den der Ehefrau angewiejenen Wirkungsfreid 
überjchreiten und ohne jeine Zuftimmung oder ‚nachfolgende Ge⸗ 
nehmigung gemacht ſind!7). 

Der Konkurs kann nur gegen Die einzelnen Ehegatten erkannt 
werden, da ſowohl die Schulden, als das Aftivvermögen derjelben 
getrennt find, Die Ehefrau ift berechtigt, im Konkurſe des Ehe— 
mannd die Dos und übrigen Illaten zurüdzufordern, kann aber 
auf Grund des privilegirten Pfandrecht3 wegen der Dos, ſowie 
des einfachen Pfandrechts wegen der übrigen Illaten Feinen Vor— 
zug vor denjenigen Gläubigern in Anfpruch nehmen, für deren 
Forderungen fie nach gejeßlicher Beftimmung haftet 15). 


15) Anerfannt in O. A. ©. Erf. vom 27. Oft. 1824. in ©. Schneider 
g. Koh, vgl. unten Mote 16. 

16) DO. A. ©. Erf. vom 27. Sept. 1824. in ©. Luhmann g. Brügge 
mann erflärt zwar Proz. D. vom 5. Sept. 1745. .$ 38. und V. vom 17. März 
1767. $ 27. für anwendbar auf -die Grafihaft Schaumburg, und das iu Note 15. 
angef. O. A. G. Erf. nimmt an, daß es auf die in Schaumb. Pol. DO. XIV. $7. 
erforderte gerichtliche Ginwilligung der Ehefrau in die Schuld nur dann an= 
fomme, wenn biejelbe auf die in der Schaumb. Pol. D. als Aequivalent ber 
ftatutarifchen Erbfolge der Ehegatten feſtgeſetzte Uebernahme der ganzen Schuld 
bes Manns unmittelbar in Anfpruch genommen, nicht aber wenn fie nur auf 
Grund der Errungenſchaftsgemeinſchaft auf Theilnahme an der Schuld belangt 
werde. Vgl. aber die Bedenken gegen dieſe Erfenntnifje oben $ 104. Note 68 ff. 

17) Es fommen die oben $ 111. I. A. 2. aufgeftellten Säße auch hier zur 
Anwendung. 

18) Schaumb. Pol. O. XIV. $ 7. Es ift hier zwar nur von dem pri- 
vilegium dotis die Rede; aber nad ber Analogie und wegen bed Zufaßes „oder 
andere weitläufftige ungereimte Ausrede” ift ein Gleiches von dem Pfandrecht 
wegen der jonftigen Illaten anzunehmen. 
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$ 116. 
b) Nach Auflöfung ber Ehe. 

Die Vereinigung des Vermögens beider Ghegatten in ber 
Hand des Ehemannes hört mit Auflöfung der Ehe auf, Die als: 
dann ftattfindende Abtheilung (Schichtung) hat nicht Die Bedeutung 
einer Theilung gemeinfamen Vermögens 1), jondern der faftifchen 
Trennung der dem Rechte nad) ſchon während der Ehe gejonderten 
Bermögensmafjen. Der Ehemann und deijen Rechtänachfolger be- 
hält fein Vermögen einjchließlich des ehelichen Erwerbs und ift 
nur verpflichtet, Die Dos und das Paraphernalvermögen an die 
Ehefrau oder deren Rechtänachfolger zurüdzugeben ?2). Der Umfang 
dieſer, binfichtlich Der Dos durch ein privilegirtes, Hinfichtlich der 
übrigen Illaten durch ein einfaches gejeßliches Generalpfandrecht ?) 
geficherten Neftitutionspflicht ergiebt fi) in Betreff der Dos aus 
dem römijchen Rechte, in Betreff des übrigen Vermögens der Ehe, 
frau aus dem Umfange de3 dem Ehemann während der Ehe daran 
zuftehenden Benußungsrechtes, jo Daß er. zwar für die Verluſte, 
welche durch Heberjchreitung feiner Befugnifje oder Verfäumung der 
ihm bei der Verwaltung obliegenden Sorgfält entftanden find, nicht 
aber für das bei ordnungsmäßiger Benußung für die Zwecke der 
Che Verbrauchte Erfah zu leiften hat. Zur Befriedigung von 
Släubigern des Manns verwendetes Vermögen der Frau ift zu 
erfegen, auch wenn es fih um Schulden handelt, für welche Die 
Ehefrau haftet). Im Falle der Chejcheidung kommen die ge 
meinvechtlichen Vermögensftrafen zur Anwendung. Im Falle des 
Todes eines Ehegatten treten folgende Abweichungen von den über 
die Abtheilung aufgeſtellten Regeln ein: 





1) Vgl. Pfeiffer II. 233. Strippelmann V. 612. 

2) Schaumb. Pol. DO. XIV. 8 7. „alles Andere was fie ihm zugebracht“, 
$ 8. „der verftorbenen Mutter Brautihag und angeerbte Güter“. Daſſelbe iſt 
nach den Grundfägen des Syftems ber Gütereinheit, vgl. Runde Ehel. Güter: 
recht $ 54, Gerber P. N. $ 232, Hinfihtlih der in der Schaumb. Pol. D. 
nicht erwähnten Fälle anzunehmen, 3. DB. bei der Ehefcheidung und wenn der 
ohne Kinder aus leßter Che verftorbene Ehegatte durch Kinder aus früherer Che 
beerbt wird. Gegen die Annahme, daß eine Theilung des ehelichen Erwerbs 
ftattfinde, vgl. oben $ 104. Note 63. 

3). Bol. in Buch U. die Lehre vom Pfandredht. 

4) Wegen der Subfidiarität der Haftung; vgl. oben $ 115. Note 14. 
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1) Das ftatutarifche Erbrecht des überlebenden Ehegatten 5) 
fteht der Wbtheilung injofern entgegen, als a) wenn ein Ehegatte 
Jahr und Tag nad der Verheirathung kinderlos flirbt, in der 
Perſon des überlebenden Ehegatten als Univerjalerben die Kon— 
fuftion des beiderfeitigen Vermögens eintritt, b) bei -beerbter Che 
der überlebende Ehegatte in der Negel wegen des Beiſitzes ) von 
den Kindern bei feinen Lebzeiten nicht zur Theilung genöthigt 
werden Fan, 

2) Anftatt der Zurüdgabe des Vermögens der Ehefrau findet 
im Falle beerbter Che bei der Abtheilung zwilchen der Wittwe7) 
und den Kindern eine Theilung nad) Quoten dergeftalt ftatt, daß 
die Wittwe unter VBorwegnahme beftimmter Sachen ®) von dem 
beim Tode des Ehemanns vorhandenen beiderjeitigen?) Vermögen, 
wenn derjelbe zwei oder mehr Kinder hinterlaffen hat, ein Drittel, 
wenn er nur ein Kind hinterlaffen hat, Die Hälfte erhält!0). Die 


5) Vgl. hierüber unten $ 119, 

6) Das durch. den Beifitz begründete Rechtsverhältniß ift nicht, wie von 
Pfeiffer I. 102. geſchieht, als fortgefegte Errungenſchaftsgemeinſchaft aufzufaflen, 
da eine folche während der Ehe nicht befteht; vgl. $ 119. Note 16. 

7) Schaumb. Pol. DO. X. $ 9, fait wörtlich entlehnt aus Hamburg. 
Stat. 1603. III. 3. Art. 6, Dagegen ift die Beſtimmung der Lestern Art. 4, 
wonach dem Wittwer die Wahl frei fteht, anftatt des mütterlichen Vermögens 
ben Kindern die Hälfte bzw. ein Drittel des gefammten beiderfeitigen Vermögens 
herauszugeben, in Schaumb. Pol. D. nicht aufgenommen, 

8) Die Wittwe erhält das befte Bett, wie es am Hochzeitstag geftanden, 
ihre Kleider von Leinen oder Wolle, ihren Schmud und alle von ihr während 
der Ehe getragenen entweder zur Ausfleuer oder als Geſchenk des Ehemanns 
empfangnen Sachen. 

9) Erf. des Diftrift-Trib. zu Rinteln vom 19. Zuni 1812 in ©. Ehefrau 
Hautau g, Möhlingſchen Vorm. Kopp Hdb. II. 179. nimmt dagegen an, daß 
die Wittme ihr eigenes Vermögen ganz und von dem väterlichen Vermögen der 
Kinder die Hälfte oder ein Drittel behalte. Diefer Anficht fteht entgegen, daß 
die Wittwe „alle Güter” vermöge bes inventarii, welches über „alle ihre und 
des Mannes Güter? zu errichten ift, theilen foll. 

10) Pestel c. II. $10. Ebenſo nah Hamburger Recht. Baumeifter $ 104. 
Dagegen ift bei Heufer Ann. II. 396. angenommen, baß bie Anzahl der zur 
Zeit der Theilung am Leben befindlichen Kinder die Quote beftimme. Wenn 
gleich die Worte „hat fie zwei oder mehr Kinder im Leben? dem Zufammenhang 
nad auf die Theilung zu beziehn find, fo ift doch dabei offenbar vorausgefeßt, 
daß die Zahl der Kinder feit dem Tod bes Ehemanns fich nicht verändert habe, 
was namentlich daraus erhellt, daß der Fall, wenn fi fein Kind mehr am 
Leben befindet, ganz unberührt gelafjen if. 
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Wittwe erhält dieſe Quote weber .vermöge einer während der Ehe 
beitehenden oder bei Auflöfung der Ehe entjtehenden allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 1) als ihren Antheil am gemeinfamen Gute, 
noch vermöge eined mit der Pflicht zur Kollation ihres eigenen 
Vermögens verbundenen ſtatutariſchen Erbrechts 1?) als Erbantheil 
am Nachlaſſe des Ehemann, vielmehr, ald eine Abfindung für Die 
Reftitution ihres Vermögens!3), während Die den Kindern zufallende 
Quote Aequivalent der väterlichen Erbichaft ift. Weder der Witte, 
noch den Kindern fteht das Necht zu, anftatt der geſetzlich be— 
ftimmten Duote des Gefammtvermögens die Sonderung und Heraus: 
gabe des beiderjeitigen Vermögens nad deſſen Urjprung zu be 
gehren 14). Die zu theilende Mafje wird aus dem vom Beifit 
der Wittwe ergriffenen Nachlaß des Vaters +5) und dem bei Auf: 
löfung der Ehe vorhandenen Vermögen der Wittwe ı°) gebildet 


11) Gegen biefe Auffaflung vgl. Heife und Gropp II. 524, 

12) Gegen diefe von Pestel c. II. $ 10, 12. angenommene, auch mit 
Runde Ehel. Güterreht $ 106. übereinftimmende Auffaffung vgl. Heufer Ann. 
II. 397. 

13) Die gefchichtliche Grundlage dieſer Beſtimmung bildet das in Ländern 
ſächſiſchen Rechts als Wittwenverforgung öfters vorlommende Drittel, welches 
die Stelle der Leibzucht vertrat und ſich in verfchiedener Geftalt entwickelte, -in- 
bem der Wittwe bald ein Drittel der Erbfchaft des Mannes neben ihrem Ein— 
gebrachten, bald ein Drittel des geſammten beiderfeitigen Vermögens zufiel, und 
in letzterm alle die Wittwe bald zwifchen dem Drittel und der Zurücdnahme 
bes Eingebrachten die Wahl Hatte, bald lediglich auf das Drittel beichränft war. 
Heife und Gropp II. 452. Siegel Erbrecht $ 50. Diefe lebte Form ift aus 
den Hamb. Stat. in die Schaumb. Pol. D. übergegangen. 

14) Das Gegentheil folgert Pestel 1. c. $ 12. für die Wittwe unter Bezug: 
nahme auf ein Rintel, Fafultäts-Gutachten von 1740 aus ber Note 12. erwähnten 
Auffaffung. Bei Heufer Ann. II. 397. ift angenommen, daß die Theilung nad) 
Duoten eine bem Beifiß Forrefpondirende Verpflichtung fei, von welcher bie 
Wittwe durch Verzicht auf den Beiſitz fich befreien fünne. Bol. dagegen O. X. 
G. Erf. 1826 bei Pfeiffer II. 273. „daß (der Wittwe) — — nicht mehr als 
ein Drittheil des jämmtlichen vorhandenen Vermögens, wenn fie auch ein Meh— 
reres in die Ehe gebracht haben follte, gebührt“. 

15) Außer Berechnung bleibt daher das nicht vom Vater ererbte, insbe 
fondere das nach deflen Tod erworbene Vermögen der Kinder und der an Gtief- 
finder der Wittwe gefallene Theil des väterlichen Nachlaſſes. 

16) Außer Berechnung bleibt daher das nad) Auflöfung der Ehe erworbene 
Vermögen, insbefondere die vermöge des Beifiges gezogenen Nußungen, welche 
ber Wittwe allein gehören. 
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und durch das nad) dem Tode des Ehemanns zu errichtende In— 
ventar feftgeftellt. Die Theilung nach Duoten tritt nicht von jelbft 
einı?), jo daß alle zu der zu theilenden Mafje gehörigen Aktiven 
und Pajfiven mit dem Tode des Chemanns oder mit Beendigung 
des Beifißes zu den gejeglich beftimmten Duoten der Wittwe und 
den Kindern gemeinfam würden; vielmehr ergiebt fich erſt durch 
den Vertrag oder das gerichtliche Erfenntniß, wodurd Die Theilung 
vollzogen wird, ob und inwieweit eine Veränderung in dem aktiven 
und paſſiven Vermögensbeitande der Wittwe und der Kinder ein- 
tritt. Che die Theilung erfolgt ift, erjcheinen Die Kinder als Erben 
des Vaters ald alleinige Subjefte des von demſelben hinterlafjenen 
Vermögens, während die Frau ihr bei Auflöfung der Ehe vor- 
handenes Vermögen behält; beide aber find in Folge der Ver— 
pflichtung zur demnächftigen Theilung und der Ungewißheit, wen 
hierbei die einzelnen Gegenftände zufallen, in der Verfügung über 
die ihnen gehörigen einzelnen Gegenftände dergeftalt bejchränft, 
daß Feiner von beiden Theilen einjeitig Darüber verfügen Fan ’®), 
Dagegen haben jowohl die Wittwe al3 Die Kinder vor erfolgter 
Theilung auf ihren hinfichtlich der einzelnen Objekte zwar unbe: 
ftimmten, im Begriff jedoch beftimmten Antheil der gemeinfchaft- 
lichen Mafje ein zwar eventuelles, aber bereits beitehendes Necht, 
welches auf die Erben übergeht ?°) und Gegenjtand Teßtwilliger 
Verfügung fein kann 20). Die Theilung erfolgt entweder auf güt- 
lihem Wege durch Uebereinfunft der Betheiligten, in welchem Falle 
Mitwirfung des Gerichts nur injofern nöthig ift, als es fih um 
Veräußerung von Immobilien oder bei Minderjährigkeit der Kinder 
um obervormundfchaftliche Genehmigung handelt, oder bei ent- 
ftehendem Streite durch gerichtliche Erkenntniß nach den Grund» 


— — — 


17) Nach der Schaumb. Pol. O. a. a. O. ſoll das Gut in gleiche Theile 
„geſetzt werden“. 

18) Abgeſehn von ben ber Wittwe vermöge bes Beiſfitzes oder der Vor⸗ 
mundſchaft über die Kinder zuſtehenden Verfügungen. 

19) Insbeſondere geht dies Recht, wenn ein verheirathetes Kind vor der 
Abtheilung ſtirbt, auf deſſen Kinder und bei unbeerbter Ehe auf den überlebenden 
Ehegatten als Erben über. 

20) O. A. G. Erf. 1822, bei Pfeiffer I. 107. —— einer von der 
Wittwe getroffenen letztwilligen Verfügung. 
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fäßen über Theilung gemeinfchaftlicher Sachen ?').. Die zır thetlende 
Mafle wird auf Grund bes beim Tode des Ehemanns er- 
richteten Inventars 22) nach dem zur Zeit der Theilung beftehenden 
Buftande des inventarifirten Vermögens 23) unter Abzug der beider- 
jeitigen Schulden?*) und Einrechnung der von den Sindern bei 
ihrer Verheirathung empfangenen Dos feftgeftellt. Durch Die Ab- 
theilung wird Das Spnteftaterbrecht Der abgetheilten Kinder an dem 
der Wittwe zugefallenen Antheil nicht ausgejchloffen 23), da Diefelben 
die ihnen zufallende Duote nur als Wequivalent für Die väters 
liche Erbjchaft erhalten; ebenfo wird Dadurch das Snteftaterbrecht 
der Wittwe an dem Antheil der abgetheilten Kinder nicht aus: 
geſchloſſen. 


IV. Erbfolge der Ehegatten. 


S 117. 
1) Allgemeine Grundſätze. 


Dem überlebenden Ehegatten fteht an dem Nachlaſſe des ver- 
ftorbenen nach dem Partifularrecht einiger Landestheile in weiterm 
Umfange, als nach römischen Recht, ein Sinteftaterbrecht zu, welches 
bald den Nießbrauch, bald das Eigenthum an dem gefammten 
Nachlaß oder einer Quote Defjelben oder einzelnen Erbſchaftsgegen⸗ 
ftänden umfaßt?) und in Grmangelung partifulargejeglicher Bes 


ne re — 


21) Das beiderfeitige Vermögen, obwohl bis dahin nicht nach Quoten ges 
meinfchaftlich, wird nun zum Zwed der Theilung zu einer gemeinfchaftlichen 
Maſſe vereinigt, aus welcher jeder der ntereflenten feine Mate befommt. 

22) Schaumb. Pol. D. a. a. D. „vermöge des durch die Vormünder auf- 
gerichteten Inventars“. Unter diefem Inventar, deſſen Vollftändigfeit die Wittwe 
hinfichtlich des Nachlafjes des Ehemanns eidlich zu befräftigen hat, ift das beim 
Tode bes Ehemanns errichtete „Inventarium aller ihrer und des Mannes Güter” 
zu verftehn; vgl. Heufer Ann. IL 395. 

23) Durd die während. des Beifiges bei ordnungsmäßigem Gebrauche ents 
ftandene Abnugung und MWerthverminderung wird das Theilungsobjeft vermindert. 

24) D. X. ©. Erf. 1826, bei Pfeiffer II. 274. 

25) Im Fürſtenthum Lippe-Schaumburg ift die Frage in diefem Sinn durch 
DB. vom 30. November 1734 (bei Pestel p. 117. und Kerfting ©. 1231) ent- 
ſchieden. 

1) Vgl. im Allgem. Hombergk Comm, juris Hass. spec. de successione 
conjug. Marb. 1781, Strippelmann II, 244. 
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ftimmungen nad) den Grundjäßen des gemeinen deutjchen Rechts 
von der ftatutarifchen Portion der Ehegatten zu beurtheilen iſt ?). 
Die ftatutarifche Erbportion ift von demjenigen zu unterjcheiden, 
was der überlebende Ehegatte unter einem anderen Titel, als dem 
der Erbfolge, insbejondere vermöge eines während der Ehe zwifchen 
ihm und dem anderen Ehegatten?) oder nach dem Tode des 
Leptern zwijchen ihm und den Kindern +) beftehenden Nechtöver- 
hältniffes erwirbt. Sie fteht nicht notbwendig in Verbindung mit 
der ehelichen Gütergemeinſchaft *); inwieweit eine ſolche Verbindung 
vorhanden ſei, fann nur nad) den einzelnen Statuten bemefjen 
werden ®). 

Erbberechtigt ift der überlebende Ehegatte, nicht ſchon Der 
Verlobte. Das Verhaͤltniß defjelben zu den Blutsverwandten ift 
nad) Berjchiedenheit der Partifularrechte verjchieben, indem Danach 
die Erbfolge der Ehegatten bald nur bei unbeerbter, bald auch bei 
beerbter Ehe eintritt”), mithin bald nur der Wizendenten und 


une een 


2) Bgl. Stryk. de succ. ab int. D. 4. c.3. Pestel de succ. inter conj. 
ab int. 1745. J. F. S. Boehmer de rat. decid. controv. circa port. statut. 
1749. Grolman Obss. de statut. conj. port. Giess. 1827. Runde Ghel. 
Güterreht ©. 232 ff. Schmitthenner Güterrecht der Ehegatten ©. 170 ff. 

3) Der Antheil an der Errungenichaft, vgl. oben $ 114, und bie Abfindung 
ber Wittwe für die den Erben des Ehemanns verbleibende Dos und Illaten, 
vgl. oben $ 116. Note 13, gehört nicht zur Statutarportion. 

4) Das dem überlebenden Ghegatten Fraft väterliher Gewalt oder Vor—⸗ 
mundfchaft oder fortgefeßter Gütergemeinfchaft zuftehende Nutzungs- und Ber: 
waltungsreht ift von dem kraft Erbredhts eintretenden Nießbrauch zu unter 
ſcheiden. Wo der Nießbrauch bei beerbter Ehe, wie in Solmſer L. O. II. 28. 
$ 6, Mainzer L. R. VI. $5, VI. $ 2. und Schaumb. Bol. O. XIV.$ 8,9. 
geichieht, beiden Ehegatten ohne Rüdfiht auf väterlihe Gewalt oder Minder- 
jährigfeit der Kinder lebenslänglih in Beichränfung auf den Nachlaß des vor— 
verftorbenen Ehegatten beigelegt wird, ift derſelbe aus einem ſtatutariſchen Erb— 
rechte abzuleiten, auch wenn dieſer Nechtsgrund in den Statuten nicht auss 
drüdlich hervorgehoben ift. 

5) O. 4. ©. Erf. 1839. bei Strippelmann II. 260. 

6) Vgl. oben $ 102. Note 14. 

7) Unbeerbt it die Ehe, wenn beim Tode bes erfiverfterbenden Ehegatten 
feine Defzendenten aus berjelben vorhanden find, fei es, daß die Ehe Finderlos 
war, oder die Defzendenten bei Lebzeiten beider Eltern geftorben find. Bol. 
Solmfer 2&. O. U. 28. $ 2, Schaumb. Bol. DO. XIV. $ 7. Inwieweit der 
überlebende Ehegatte in Konkurrenz mit feinen Stieffindern erbt, ift in den Part. 
Rechten verjchieden beftimmt. 
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Seitenverwandten, bald aud der Deſzendenten gemeinrechtliches 
Erbrecht bejchränft oder ausjchließt. Das nach römiſchem Recht 
in Grmanglung von Blutöverwandten eintretende Grbrecht des 
überlebenden Ehegatten wird durch das ftatutarifche Erbrecht deſ— 
jelben nicht ausgejchloffen, ſofern letzteres einen geringeren Umfang 
als erfteres hat ®); ebenjowenig der im römiſchen Recht begründete 
Anspruch der armen Wittwe, in welchen jedoch die derjelben zu: 
fallende Statutarportion einzurechnen ift?). 

Die Succeffion der Ehegatten erjcheint nah Maßgabe 
ihre8 Gegenftandes bald als Univerjal- bald als Singular: 
fucceffion. I. Erhält der überlebende Ehegatte den ganzen Nachlaß 
oder eine Duote defjelben, jo tritt eine Beerbung in Sinne des 
römischen Nechts ein. Das Geſetz oder Gewohnheitsrecht bildet 
den Delationdgrund; der Erwerb erfolgt erft durch Antretung 19), 
welche auch unter der Rechtswohlthat des Inventars erfolgen 
fann 22); die Transmijfion auf die Erben erfolgt nad) den Grund⸗ 
jäßen des römischen Nechtd 12). AS Univerjalfucceffor tritt der 
überlebende Ehegatte in alle Schulden des Erblafjers ein. Zur 


8) Vgl. Solmfer 2. DO. IL. 28. $ 1. und Adolphi c. I. $ 2.. Mainzer 
2. R. XIV. $ 10. 

9) Wie nach nov. 53. c. 6. auch das Tektwillig vom Ghemann Hinter 
lafjene. Der Anſpruch der armen Wittwe fällt daher nicht allein dann weg, 
wenn fie vermöge ftatutarijchen Erbrechts jo viel, daß fie nicht arm erfcheint, 
fondern auch wenn fie jo viel oder mehr erhält, als ihr gemeinrechtlicher An- 
fpruch beträgt. Dagegen fann man nicht fagen, daß der Anſpruch der armen 
Mittwe überall ausgeſchloſſen fei, wo ihr ein ftatutarifches Erbrecht zufteht. 
Nicht entgegenfiehend D. A. ©. Erf, 1843. bei Heufer Ann. II. 100. 

10) Ueber diefe Streitfrage vgl. Runde Eher. $ 107. Walter Pr. N. 
$ 418. I. Die O. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. IV. 14, 17, wonach die ftatus 
tarifche Portion kraft des Geſetzes von ſelbſt erworben wird, betreffen bie in 
Solmf. 2. D. gegebene, nur die Hälfte der Mobilien und den Nießbrauch am 
übrigen Nachlaß begreifende Statutarportion. Der Grundfaß des ältern beutfchen 
Rechts, daß die Gewere durch den Tod des Erblafjers auf den Erben übergeht, 
leidet feine Anwendung auf die Univerfalfuccefiton, welche dem alten beutjchen 
Nechte fremd und erft unter dem Einfluß des römischen Rechts eingeführt ift, 
vgl. Gerber P. R. $ 248; er ift daher befeitigt, wo diefe durchgedrungen ift; 
Walter P. R. $ 418. II. 1. 

11) Pestel p. 97. in Betreff der Schaumb. Pol. D. unter Berufung auf 
den Gerichtsgebraud. 

12) Runde Eher.$ 108. Walter Pr. R. $418. II. 2. Eichhorn $ 338. II. 5. 
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Geltendmachung des Erbrechts ftehn ihm die im römischen Recht 
dem Sinteftaterben gegebenen Rechtsmittel zu. II. Erhält der über: 
lebende Ehegatte nur einzelne Erbjchaftsfachen, jo tritt eine Bes 
erbung im Sinne des römischen Rechts nicht ein, obgleich Die 
Statuten !°) ihn auch in diefem Fall als Erben bezeichnen. Er 
erwirbt die Statutarportion kraft des Geſetzes von ſelbſt mit dem 
Tode des erftverftorbenen Ehegatten ’*). Als Singularjuccefjor tritt 
er in die Schulden des Erblafjerd nicht ein, muß Dagegen, ſofern 
die übrige Erbjchaft zur Befriedigung der Erbjchaftsgläubiger nicht 
binreicht, den dazu erforderlichen Abzug dulden 5). Zur Geltend- 
machung des Erbrechts fann er ſich der nach römiſchem Recht dem 
auf beftimmteSachen eingejeßten Tejtamentserben gegebenen Rechts: 
mittel bedienen ?°). IM. Erhält der überlebende Ehegatte kraft 
ftatutarifchen Erbrechts den Nießbrauch am Nachlaſſe, welcher “in 
den Statuten auch Beifiß ?”) und Leibzuchtt%) genannt wird, jo 
tritt Singularjucceflion ein, Da nicht Der Nachlaß jelbft, ſondern 
nur der Nießbrauch an demjelben den Gegenjtand des Erbrechts 
bildet 7°). Der Nießbrauch wird bei dem Tode des vorverftorbenen 
Ehegatten kraft des Gejeßes von jelbit erworben?) Das Recht 


13) Solmf. 2. DO. U. 28. Ueberſchrift, $ 1, $ 6, D. A. ©. Erf. bei 
Strippelmann VII. 163. Schaumb. Bol. DO. XIV. Ueberſchrift und $ 7. 

14) DO. A. ©. Erf. bei Heufer Ann. IV. 14, 17; 

15) Nach dem Grundfaße, daß von einem Erwerb aus dem Nachlaſſe von 
Seiten eines Nachfolgers auf den Todesfall erft nach Abzug der Schulden die 
Rede fein fann; 1. 17. de mort, causa donat. (39, 6), 1. 22. $ 5. Cod. de 
jure delib. (6, 30). 

16) Ueber die Rechtsmittel des heres ex re certa vgl. Gtrippelmann 
VI. 135. 

17) Solmf. 8. ©. 1.28. 82, $ 6. 

18) Oberhefj. Stadt- und Landbräuche in Marb. Beitr. III. 13 ff. Heſſ. 
Landr. Entw. bei Geiſe IV. 19. $ 1. Solmf. 2. ©. I. 28. $2. DB. vom 
12. März 1737. $ 8 (2. ©. IV. 438). 

19) Runde Ehel. Güterreht $ 107. Schmitthenner ©. 202. Walter P. 
N. $ 418. 1. 3. Bei Strippelmann VI. 159. wird der überlebende Ehegatte 
„gewifjermaßen als Univerjalnachfolger” bezeichnet. 

20) Hieraus folgt niht, daß auch die Gigenthumserben, welche nicht sui 
heredes find, die Erbſchaft ipso jure erwerben; DO. X. ©. Erf. 1843. bei 
Strippelmann V. 350. in Anwendung auf Solmfer L. O. II. 28. $ 6. Gin 
Erf. des D. A. ©. zu Wiesbaden bei Flach Samml. I. 76. nimmt (in einem 
Fall unbeerbter Ehe) an, daß die Gigenthumserben die Erbſchaft nicht ipso jure 
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des überlebenden Ehegatten, obwohl in den Statuten als Nieß— 
brauch bezeichnet ?*), Fann Doch nicht Tediglich nach Den Grund» 
jäßen des römischen Rechts vom Ufusfrultus beurtheilt werben, 
Theile in Folge der Erbenqualität, welche dem überlebenden Che: 
gatten, obgleich er Singularjuccefjor ift, in den Statuten beigelegt 
wird 22), theils in Folge des familienrechtlichen Charakters, welcher 
dem Nießbrauch des überlebenden Ehegatten als einer Fortjeßung 
des während der Ehe von dem Ehemann ausgeübten Nußungs- 
und Verwaltungsrecht3 innewohnt und vorztiglich bei der beerbten 
Ehe hervortritt?°), gelten bei dieſem Nießbrauch folgende Ab— 
weichungen von den Grundjäßen des römischen Uſusfruktus: 
1) Neben den Befugniffen eines jeden Nießbrauchers fteht Dem über— 
lebenden Ehegatten ein Verwaltungsrecht zu 24), welches denjelben 
zur Verfügung über die Subftanz des Nachlafjes des verftorbenen 
Ehegatten in weiterem Umfang als der Ufusfruft berechtigt und 
nach Maßgabe der Statuten in verjchiedenem Umfang befteht2>). 


— — — — — 


erwerben, jedoch das Recht anzutreten auf ihre Erben übergehe, ſo daß es für 
Letztere, wenn der eigentliche Erbe vor Beendigung des Beiſitzes ſterbe, zum 
Erwerb der Erbſchaft des römiſchrechtlichen Mittels der Reſtitution nicht bedürfe. 
A. M. (wenigſtens für den Ball der beerbten Ehe) Präi. des O. N. ©. zu 
Darmftadt bei Bopp Mittelrhein. Landr. ©. 35. 

21) Solmf. 2. O. II. 28. $ 2, Hell. Landr. Entw. bei Geife IV. 19. $ 8, 
Mainz. L. R. VL.$5, VII. 8 2. 

22) Im Gegenſatz zu dem überlebenden Ehegatten als Nutzungserben werden 
die Univerſalſucceſſoren als Eigenthumserben bezeichnet; Solmf. L. DO. II. 28. 
$ 2, 5, 7. Heſſ. Landr. Entw. bei Geife IV. 19. $ 4. 

23) Wegen dieſes familienrechtlihen Charakters leidet weniger die Arralogie 
des legirten ususfructus omnium bonorum, als die des deutjchrechtlichen usus- 
fructus maritalis und bei beerbter Che die bes väterlichen Nießbrauchs an ben 
Adpentitien auf den Nießbrauch des überlebenden Ehegatten Anwendung, 

24) Zur Annahme eines ſolchen Berwaltungsrehts führen außer der in 
Note 23. erwähnten Analogie auch die Beitimmungen der Statuten; vgl. Solmſ. 
2. O. II. 21. $ 20, 28. $ 3. und Vorſtellung des Stadtraths zu Hanau bei 
Strippelmann IV. 1, 44; Heſſ. Landr. Entw. bei Geife IV. 19. $6; Schaumb. 
Bol. D. XIV. $ 8 und 9, woſelbſt die Beichränfung „jo lange er Mittwer 
bleibt und die Güter wohl verwaltet” und „diefelbige ihren Wittwenftuhl nicht 
verrüdt und ehrlich und wohl haushält” zur Annahme eines Verwaltungsrechts 
nöthigt. 

25) Der Umfang defielben fteht im Zufammenhang mit dem Umfang ber 
während ber Ehe dem Ehemann zuſtehenden Rechte. So erklärt fi die Bes 
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Das Verwaltungsrecht, mit welchem die Pflicht zur Inventar⸗ 
errichtung?*) und Nechnungsablage nicht verbunden ift, erjcheint 
von dem Necht auf Beziehung der Nußungen dergeftalt unabhängig, 
daß Ießteres fortdauert, wenn die Verwaltung des überlebenden 
Ehegatten in Folge einer obervormundjchaftlichen Anordnung auf 
bört??”). 2) Außer den nad) römiſchem Recht dem Nießbraucher 
zuftehende Nechtsmittel Tann der überlebende Chegatte als Erbe 
nach dem Gerichtsgebraudy ſich auch der Erbſchaftsklage bedienen 2°), 
3) Der überlebende Ehegatte tritt zwar ald Singularjuccefjor jo 
wenig wie nad) gemeinem Rechte der Niepbraucher beim Nießbrauch 
an einem ganzen Nachlaß ald Schuldner in die Erbjchaftsjchulden 
ein 20); er ift aber nicht allein wie der Nießbraucher nad) gemeinem 
Recht 3°) verpflichtet, den Vorabzug der Erbjchaftsjchulden von dem 





fimmung der Solmfer L. DO. II. 28. $ 2 und 3, welche dem überlebenden 
Ehegatten an den Grrungenjhaftsobjeften ein weitergehendes Dispoſitionsrecht 
beilegt als an den Illaten, aus dem Umfang des bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
fchaft während der Ehe dem Ehemann zuftehenden Dispofitionsrehts; vgl. 
oben $ 109. 

26) Die Pflicht zur Inventarifation, welche aus 1. 1. $ 4. usufr. quemadm, 
cav. (7, 9) als gemeinrechtliche Regel nicht folgt, ift zwar partifularredhtlich 
zuweilen angeordnet, 3. B. Solmf. £. D. 11. 28. $ 4, mit dem Beifig im 
Allgemeinen aber nicht verbunden. Die im alle zweiter Ehe oder einer Bors 
mundjchaftsanordnung nöthige Inventarifation fann nicht als eine Wirkung des 
Beiſitzes betrachtet werden. 

27) Ueber die Borausjegungen einer ſolchen Anordnung vgl. unten Nr. 5.d. 

28) Anerfannt in Betreff des Beifiges der Solmfer 2. DO. durch O. A. ©. 
€. 1839. bei Strippelmann VII. 159, 1843 in ©. Lorfh g. Lorſch. Der 
überlebende Ehegatte kann daher gegen ben Befiger des Nachlaſſes, ohne die 
einzelnen Gegenftände beifelben angeben zu müflen, auf Herausgabe der Erb- 
ſchaftsſtücke nach einem Inventar oder einer eiblich zu beftärfenden Spezififation _ 
Hagen. O. A. ©. €. 1839 a. a. DO. Der Widerſpruch diefer Annahme mit 
der Gigenfchaft des überlebenden Ehegatten als eines Singularfucceflors erklärt 
fih aus der dem Letztern befjenungeachtet beigelegten Erbenqualität; f. oben 
Note 22. 

29) Die Bartifularrechte verpflichten ihn zuweilen dazu; vgl. Solmſ. L. O. 
1.28. $5, 6.. 

30) 1. 43, de usu et usufr. per leg. (33, 2). O. A. ©. €. 1833. in ©. 
Raufh g. Henrici „da gemeinrechtlich der Ufufruftuar, wenn er fih auch ges 
fallen lafjen muß, daß von dem Vermögen, woran ihm der Nießbrauch zufteht, 
zuvörderſt die barauf haftenden Schulden abgezogen werden‘, doch micht ſelbſt 
wegen dieſer Schulden in Anſpruch genommen werden kann“. 
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Nachlafje zu dulden und den zur Befriedigung der Erbſchafts— 
gläubiger erforderlichen Theil des Nachlaſſes an die Eigenthums— 
erben oder in Folge einer Gejfion an die Gläubiger herauszugeben, 
jondern er hat ald Verwalter auch die Obliegenheit zur Berichtigung 
der auf dem Nachlaß Iaftenden Schulden und kann von den Erb- 
ichaftsgläubigern auf Bezahlung derjelben aus dem Nachlafje ohne 
Weiteres belangt werden 3°). 4) Der überlebende Ehegatte ift 
befreit von der Pflicht der Kautionsleiftung *?), weldye von ihm 
nur bei begründeter Bejorgniß der Verfchleuderung des Nachlaſſes 
gefordert werden Fann ®%). 5) Das bei beerbter Ehe mit dem 
Nießbrauch des überlebenden Chegatten zujammentreffende Ver— 
wanbtjchaftsverhältniß zwijchen ihm und den Eigenthumserben 
erzeugt Wirkungen, welche weder bei dem gemeinrechtlichen Niep- 
braud) 3*), noch bei dem ftatutarifchen Nießbrauch des überlebenden 
Ehegatten im Falle unbeerbter Ehe ?®) eintreten. a) Die Pflicht 
der Alimentation, Erziehung und Dotation der Kinder wird, ob» 
gleich fie nicht auf dem Niepbraud des überlebenden Ehegatten, 


31) Anerfannt dur O. A. ©. E. 1856. in ©. Landfirchenfaffe in Hanau 
z. ©. Lotz g. Stüdel in Betreff der Klage gegen die nad Solmſ. L. O. II. 28. 
$ 6. im Beiſitz befindliche Wittwe wegen voreheliher Schulden des verftorbenen 
Ehemanns. Vgl. auch Hoffmann im Archiv von Elvers ıc. IL. 255. 

32) Nach dem fortdauernden Grundfaß des ältern deutjchen Rechts, welchem 
die Kaution beim Beifig fremd ift, Eichhorn Pr. R. $ 313, Schmitthenner 
©. 222, 251; a. M. Runde Eher. ©. 251. Bei beerbter Che kommt noch ber 
in 1. 8. $ 4. Cod. de bon. quae lib. (6, 61) Hinfichtlich des väterlichen Nieß- 
brauche anerfannte Grund hinzu: „paterna reverentia eum excusante a 
cautionibus“. Mainzer L. R. VII. $ 9. 

33) Diefe durch 1. 41. de judic. (5, 1) zu begründende Ausnahme ift an— 
erfannt nah Solmf. 2. D. durch Han. D. ©. €. 1840. in ©. ei g. Bode 
und Erf. des D. A. ©. zu Wiesbaden bei Flach Samml. II. 117. Ebenſo 
Mainz. 2. R. VII $ 9. 

34) Dagegen treten analoge Berhältniffe bei dem väterlichen Nießbrauch 
an den Adventitien ein. 

35) Diefe Befonderheiten fallen weg, wenn bei dem Tode ber Defzendenten 
bes vorverftorbenen Ehegatten deſſen Nachlaß dem Eigenthum nah an Dritte 
fällt. Werden dagegen die Defzendenien von den Gejchwiftern und dem über- 
lebenden Ghegatten beerbt, fo behält Lebterer auch an dem Erbtheil der Ge: 
ſchwiſter den ftatutarifchen Nießbraudy , indem nov. 118. c. 2, welche den väter: 
lihen Nießbrauch an dem Antheil der Gefchwilter ausjchließt, auf den deutſch— 
rechtlichen Nießbrauch nicht bezogen werden kann, am mwenigften bei der Mutter. 
Dal. Erf. des D. A. ©. zu Wiesbaden bei Flach Samml. II. 119. 
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Sondern auf der VBerwandtjchaft berubt?®), Doch in den Statuten 37) 
als eine mit erfterem verbundene Laſt aufgefaßt, jo Daß Die Nußungen 
zur Beftreitung der Koften des Unterhalts, der Erziehung und Der 
weiteren Bebürfnilje der Kinder vorzugsweiſe bejtimmt erjcheinen. 
Der Umfang diefer Berpflichtung erleidet aber durch den Nieß- 
brauch des überlebenden Ehegatten in Ermanglung entgegenftehender 
ftatutarifcher Beflimmungen Feine Nenderung 3°); insbejondere tritt 
die Alimentationg: und Dotationspflicht des Überlebenden Ehegatten, 
auch wenn ihm der jtatutarijche Nießbrauch zufteht, nur ſubſidiär 
ein3%), b) Der Nießbrauch des überlebenden Ehegatten erjcheint 
wegen der damit verbundenen Verpflichtung zur Unterhaltung und 
Erziehung der Kinder bei beerbter Ehe nicht als reiner Vortheil. 
Gr geht, wenn der Überlebende Ehegatte in Konkurs geräth, auf 
die Konkursmaſſe nicht über, weldye Diefe Verpflichtung nicht ebenſo 
wie jener erfüllen Fann*‘). Während die Gläubiger des über- 
lebenden Ehegatten den jtatutariichen Nießbrauch deſſelben bei 
unbeerbter Ehe dem gemeinen Recht gemäß +!) als Exekutionsobjekt 
angreifen und zur Konkursmaſſe ziehen fünnen, fteht bei beerbter 
She den Dejzendenten 4?) die Befugniß zu, Die Verwendung der 
Nußungen zur Befriedigung der Gläubiger infoweit zu verhindern, 





36) Sie befteht au) da, wo ber itatutarifche Nießbrauch nicht ftattfindet 
oder durch Verzicht oder auf fonftige Weiſe beendigt ift. 

37) Ger. ©. 1497. $ 31 (8. ©. 1. 24). Solmf. 8. ©. 11. 28. $ 6. 
Heſſ. Landr. Entw. bei Geife IV. 19. $ 1. Schaumb. Pol. O. XIV. $ 8, 9. 
Mainz. 2. R. VII. $ 3, 

38) Dur die Partifularrehte ijt zuweilen die Pflicht zur Dotation der 
Söhne oder zur Gewährung einer Beihülfe bei Einrichtung eines felbititändigen 
Haushalts oder Gewerbes mit dem ftatutarifchen Nießbrauch verbunden. 

39) Gr ıft berechtigt, die Dos aus dem in feinem Nießbrauch befindlichen 
Vermögen des betreffenden Kindes zu entnehmen und demſelben bei Herausgabe 
diejes Vermögens nad beendigtem Nießbrauch in Anrechnung zu bringen; O. A. 
©. E. 1780. und Rint. Reg. Atteft vom 14. Febr. 1798. bei Kerfling Sonder— 
rechte 1274. 

40) O. A. ©. €. 1841. bei Strippelmann V. 624. Hierdurch erfcheint das 
Recht der Gläubiger, die nad Beltreitung der Bedürfniſſe der Kinder übrig— 
bleibenden Nugungen zur Konkursmafje zu ziehn, nicht ausgejchlofjen. 

41) 1. 8. de reb. auct. jud. (42, 5). 

42) Nicht dem überlebenden Ehegatten ſelbſt, nad; Analogie des in Betreff 
bes väterlichen Nießbrauchs an den Adventitien ergangenen O. A. G. E. 1845. 
bei Strippelmann V. 622. 
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als diejelben zur Beftreitung ihrer Bebürfniffe erforderlich find. 
ce) Die Wiederverheirathung "des überlebenden Ehegatten, welche 
auf den ftatutarischen Nießbrauch deffelben bei unbeerbter Ehe feinen 
Einfluß hat, bewirkt bei beerbter Che nach Verſchiedenheit der 
Statuten bald den Verluft des ftatutarischen Nießbrauchs *°), bald 
wenigftens die Verpflichtung des überlebenden Ehegatten zur Er— 
richtung eines Sinventars über Das dem Nießbrauch unterworfene 
Vermögen der minderjährigen Kinder, wobei zuweilen Privation 
des Nießbrauchs zur Strafe wegen Unterlafinng der Inventariſation 
oder wegen dolojer Hinterhaltung von Vermögensftüden angedroht 
ijtt4), d) Während die Verwaltung des vom Niepbraud er— 
griffenen Vermögens dem überlebenden Ehegatten im Falle der 
unbeerbten Ehe durch obervormundichaftliche Ansrdnung nur ver 
mitteljt Stellung deſſelben unter Kuratel entzogen werden Fann, 
rechtfertigt im Falle der beerbten Che der übele Haushalt deſſelben 
auch dann, wenn er ſelbſt nicht unter Kuratel "geftellt wird, Die 
Gntziehung der Verwaltung durch eine obervormundjchaftliche An— 
ordnung zur Sicherung der minderjährigen Kinder unbejchadet der 
Fortdauer des Nechts des Überlebenden Ehegatten auf den Bezug 
der Nußungen. 

Das ftatutariiche Erbrecht der Ehegatten wird ausgejchlofjen 
1) durch Teftament des andern Ehegatten; jedoch fteht demſelben 
die Befugniß, die Statutarportion dem. überlebenden Chegatten 
durch einjeitige Teßtwillige Verfügung ganz oder theilweife zu ent: 
ziehn, nur injoweit zu, als fie ihm in dem Partifularrechte beigelegt 
ift#5). 2) Durch) Verzicht, ſei es bei Lebzeiten des anderen Che 
gatten durch ausdrüdlichen Erbverzicht oder eine demſelben gleich 


43) Mainzer 2. R. VII. $ 2 und 3. Schaumb. Bol. O. XIV. $ 9. Als 
allgemeine Folge der zweiten Che kann der Verluſt des ftatutarifchen — 
nicht betrachtet werben; vgl. unten $ 122. 

44) Solmf. L. O. IL. 21. $ 16. Mainz. & N. VII. $ 7. 

. 45) Als gemeinrechtlih kann dieſe Befugniß nicht angefehn werden, vgl. 
Eichhorn Pr. R. $ 338. Note n, Runde ehel. Güterreht $ 174. und die daf. 
Angeff., a. M. Schmitthenner S. 202. ff. Das ftatutarische Erbrecht ift indeſſen 
nicht als Pflichttheil im Sinne des römifchen Rechts anzufehn und die querela 
inoff, testam. bei Berlegungen defjelben nicht anwendbar. Bielmehr gelten legte 
willige Verfügungen, infoweit fie das fatutarifche Erbrecht verlegen, als nicht - 
geſchrieben; a. M. Walter Pr. R. S 419. 
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zuachtende Handlung *°), jei ed nad) dem Tode des anderen Che 
gatten Durch Ausschlagung der deferirten Exrbichaft *”) oder Verzicht 
auf die bei deſſen Tode von jelbit erworbene Gtatutarportisn, 
welcher Verzicht dem überlebenden Ehegatten jo lange freifteht, als 
er nicht Durch ausdrüdliche Erklärung oder ſchlüſſige Handlungen 
die Abficht der Beibehaltung der Statutarportion dargelegt hat*®), 
3) Durch Trennung der Ehe bei Lebzeiten beider Ehegatten, jei es 
durch Annullation oder Cheicheidung oder bei Katholiken Durch 
immerwährende Scheidung von Tiih und Bett 4%); Dagegen ſchließt 
das Vorhandenfein von Scheidungsgründen 5°), die Anhängigfeit 
des Scheidungsprozeſſes und Die temporäre Scheidung von Tifch 
und Bett die ftatutarifche Erbfolge nicht aus. 4) Wegen Un- 
würdigkeit kann dem überlebenden Ehegatten das ftatutarifche Erb- 
recht in den durch das römische Necht bejtimmten Indignitäts— 
fällen 52) und im Falle des Ehebruchs*2), nicht auch im: Falle 


46) 3. B. Abſchluß von Ehepaften, welche mit dem ftatutarifchen Erbrecht 
unvereinbare Beftimmungen enthalten, oder Errichtung eines gemeinfamen Tefta= 
ments, deſſen Griftenz die Erbfolge der Ehegatten als Inteftatfuccejlion aus— 
fchliegt. Walter Pr. R. $ 420. 

47) Ein Verzicht auf die ſtatutariſche Intejtaterbfolge liegt auch darin, 
wenn ber überlebende Ehegatte ein Teftament des andern Ehegatten durch Ans 
tretung der Erbſchaft aus demfelben oder Annahme ihm darin hinterlafjener 
Bortheile anerkennt; O. A. ©. Erf. bei Strippelmann II. 1, 192. 

48) D. 4. ©. Erf. bei Heufer Ann. IV. 14. Die Partikularrechte fchreiben 
znweilen für den Berzicht eine Frift vor; vgl. Solmi. 2. O. IL. 28 $ 7. 

49) A. M. Grolmann p. 17. wegen ber Fortdauer des Ehebands. Bol. 
dagegen 1. un. $ 1. unde vir et uxor. (38, 11). Eichhorn Pr. R. $ 338. 
Note r. Runde Ehel. Güterreht $ 108. Schmitihenner ©. 216. Walter 
Priv. R. $ 420. 

50) A. M. Eichhorn $ 338. Not. s. in Anfehung derjenigen Ehejcheidungs- 
gründe, welche in einer nicht verziehenen Beleidigung des andern Ghegatten ber 
fiehen, wegen des muthmaßlichen Willens des Leptern. Vgl. gegen dieſe An- 
nahme Schmitthenner ©. 216. Nunde Eher. ©. 377. Walter Pr. R. $ 420. 

51) 2gl. Dec. Cass. III. 155. 

52) c. 10. X. de consuet. (1, 4). Der Grund dieſer Indignität ijt nicht 
bie fittlihe DBerwerflichfeit der Handlung, fondern die bem andern Ehegatten 
durch den Treubruch zugefügte Verlegung; daher fchließt deſſen Verzeihung die 
Entziehung der Erbſchaft wegen Indignität aus; Pestel p. 106. Wegen Gleich 
heit des Grundes erfcheint die Stelle, obwohl blos von der Ehebredherin Handelnd, 
auch beim Ehebrecher anwendbar; a. M. Runde ©. 245, 377. Walter $ 420. 
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der Verlegung des Trauerjahrs durch Die Wittwe 53) entzogen 
werben. 5) Die Eingehung der zweiten Ehe hat den Verluft des 
vom erjten Ehegatten Fraft ſtatutariſchen Erbrecht Erworbenen nicht 
zur” Folge’). 


$ 118. 
2) Insbefondere a) in Altheſſen. 


Die Fortdauer des älteren heſſiſchen Gewohnheitsrecht3, wo— 
nad) die Erbfolge der Ehegatten nad) Verjehiedenheit der Orts— 
gewohnheiten in verfchiebenem Umfang galt !), ift von demjenigen, 
welcher Anfprüche daraus ableitet, zu beweiſen. Notoriſch ift Die 
Fortdauer defjelben in folgenden Gegenden: 

4) Im vormaligen Gericht Bilftein ?) erbt der überlebende Che- 
gatte den Nießbrauch an den Stamm» und Erbgütern und das 
Eigenthum des gefammten beweglichen und errungenjchaftlichen 
Vermögens des ohne Teftament und Deizendenz verftorbenen anderen 
Ehegatten 3). | 


— 





53) A. M. Runde Ehel. Güterreht ©. 269. und das baf. angef. Erf. des 
O. 4. ©. zu Oldenburg. Die in I. 1 und 3. Cod. de sec. nupt. (5, 9) an= 
gedrohten, im Falle der nov. 39 ec. 2. noch anwendbaren Nachtheile erſtrecken 
fh nur auf die der Wittwe dur den Willen des Ehemanns zugewendeten 
Vortheile, und die Zulafjung der Inteftaterbfolge der Wittwe bis zum dritten 
Grade in 1. 1. Cod. eit. fließt, wenn man diefe Beſtimmung aud) auf bie 
vor Verletzung der Trauerzeit deferirten Erbſchaften beziehen darf, die Zulafjung 
des ftatutarifchen Erbrechts der den Verwandten britten Grades vorgehenden 
Wittwe in fi. 

54) Bgl. unten $ 122. und oben Note 43. 

1) Vgl. oben $ 104. Note 9 bis 14. 

2) Das Gericht Bilſtein umfaßte die Ortſchaften Abterode, Germerode, 
Vockerode, Wellingerode, Weidenhaufen, Ober: und Niederhone, Eltmannshaufen, 
Franfershaufen, Frankenhain, Dudenrode, Higelrode, Hiherode, Albungen, Nidda- 
wighaufen und Wipperode; vgl. Engelhard Erdbeſchr. I. 278 ff. 

3) Bol. den Bericht der Bilfteiner Schöffen an. den Landvoigt vom 14. 
Nov. 1577. bei Pestel p. 51: „wenn alfo zwei ehefiche Perfonen ohne Geſchefft 
und Gedinge zufammenfommen und eined ohne Leibeserben vor dem andern 
abgehet, fo ift erbracht und Diefes Orts vor Recht erfandt, daß bie legtlebende 
Perfonen den usumfructum ihr leblang an allen Güthern zw genießen, aber 
nach abfterben der legten Perſon jollen die alten Stamm und Erb: Güther 
jedem alten Stamm:Erben wiederum, aber die errungene und erworbene Güther 
berechtiget die letztbleibende Perfon und ihre Erben“, Bol. ferner „Urtheil im 
Gericht Beylftein üblich“ in des Amtsſchultheißen Geiſe zu Abterode teutſch. 
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2) Sn der Stadt Hersfeld *) erbt der überlebende Ehegatte, 
wenn der andere ohne Teßtwillige Verfügung und ohne Defzendenten 
oder Aſzendenten zu hinterlaſſen verftirht, mit Ausſchluß der Seiten- 
verwandten den ganzen Nachlaß *). 

Hehnliche Gewohnheitsrechte wie in Hefjen galten in den zu 
Mainz gehörigen jog. bejfiichen Nemtern ®); die Aufhebung der- 
jelben erfolgte vor deren Anfall an Kurheffen Durch das Mainzer 
Landrecht ”), deſſen Aufhebung Durch Einführung des althefliichen 
Rechts die Wiederherftellung jener Gewohnheitsrechte nicht bewirkte, 

An der Stadt Schmalfalden erbte der überlebende Ghegatte 
nach einem auch gejeglich ®) anerkannten Gewohnheitsrechte ?) bei 
unbeerbter Ehe mit Ausjchluß der Afzendenten und Seitenverwandten 
den gefammten Nachlaß; die Fortdauer dieſes Gewohnheitsrechts 
ift wenigftens nicht notorijch 10), 


“Corp. jur. ©. 547, Francke D. quatenus uxores in Hass. dimid. acq. 
luerentur 1747, p. 13. und die daſelbſt, fowie bei Kopp Hob. III. 178. angef. 
Erfenntniffe. Ein DO. X. ©. Erf. vom 27. März 1847. in ©. Wertheim g. 
Kugelmann bezeichnet dies Gewohnheitsrecht als fortbeftehbend und auf Israeliten 
anwendbar. 

4) Die Ausdehnung diefes Gewohnheitsrehts auf das ganze Fürftenthum 
Hersfeld, welche Dalwigf Erbr. I. 93. und Euler in Neyfcher und Wilda Ztſchr. 
X. 9. als ausgemacht annehmen, ift nicht notoriih, wenn auch wenigftens für 
die ältere Zeit wahrfcheinlich; vgl. Schreiben der Kanzley zu Hersfeld von 1623 
bei Hombergk Comm, I. 23, Marb. Fafult. Urtheile über Fälle aus Schenklengs= 
feld und Lande daf. I. 25, 28, Erfenntniffe des Amts zu Hersfeld über Fälle 
aus Tann und Heenes bei Strippelmann II. 256, Bericht der Kanzley zu 
Hersfeld von 1780 bei Kopp Hob. III. 178. 

5) Anerfannt durh O. A. ©. Erf. 1833 und 1839 bei Strippelmann II. 
263 und 265. Die Beweife bei Hombergk Comm, I. p. 15, Kopp Handb. 
II. 178, Strippelmann II. 255. 

6) Bol. über Friklar oben $ 18. Note 58. und Hofmann Handb. bes 
teutſchen Erbrechts $ 131, über Amöneburg Braun D. de jure consuet. praes. 
alig. iu satrap. Amoeneburg vigentium. Marb. 1717. und Hofmann a. a. O. 

7) Publ. Edift vom 24. Juli 1755. Die Annahme von Euler Zeitichr. 
X. ©. 9. über die fortdauernde Geltung ift alſo unrichtig. 

8) Henneb. 2. DO. II. Tit. 4. Kap. 12. $ 1. 

9) ®gl. Hombergk Comm. IX. p. 217, Hofmann Handbuch des teutfchen 
Eherechts $ 186, Kopp Hdb, IN. 178, Strippelmann II. 252, Gengler Pr. R. 
©. 1029. 

10) Bgl. Strippelimann II. 252, 


ar 
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g 119. 
b) In Schaumburg. 


Die Schaumburger PolizeisDrdnung ?) gewährt bei den Ehen, 
bei welchen das Durch fie beftimmte gejegliche Güterrecht vermöge 
des Standes der Ehegatten eintritt ?), dem überlebenden Ehegatten 
ein Erbrecht, welches bei beerbter Ehe nur den Beifiß 3), bei un: 
beerbter Ehe, je nachdem Diefelbe Jahr und Tag) gedauert hat 
oder nicht, den ganzen Nachlaß oder beftimmte Nachlaßgegenftände 
umfaßt. Bon der Regel, daß das ftatutarijche Erbrecht durch 
einfeitige Ießtwillige Verfügung des andern Ehegatten nicht ent- 
zogen werben kann, findet nur im Falle unbeerbter Ehe bei dem 
nach Jahr und Tag eintretenden Sterbfall eine Ausnahme ftatt >). 

J. Bei unbeerbter Che erbt der überlebende Ehegatte 1) wenn 
die Ehe Jahr und Tag gedauert hat, den gejammten Nachlaß ®) 
mit der Verpflichtung, beftimmte Mobilien an die Eltern, Ge— 
ſchwiſter oder Gejchwifterfinder des verftorbenen Ehegatten heraus: 
zugeben”), welches Erbrecht, auch wenn es in den Chepaften aus: 


1) Schaumb. BP. DO. XIV. $ 7 bis 10. Die fortwährende Geltung bes 
zeugen Nint. Reg. Komm. vom 20. Oft. 1780, Reg. Attefte vom 18. März 
1799. und 18. Juni 1802. bei Kerfting 1271, 1275, 1276. Bol. au Gef. 
vom 26. Aug. 1848. $ 29. 

2) Die Suceeffion abeliger Eheleute fol außerhalb der Gerade, welche jebt 
nicht mehr gebräuchlich ift (vgl. Rint. Neg. Komm. vom 20. Oft. 1780 d. Bei 
Kerfting 1273. und Reg. Atteft vom 13. Sept. 1804. N. ©. IV. 447), nad 
gemeinem Necht beurtheilt werden. Schaumb. Pol. O. XIV. $ 11. 

3) Der Anfpruch des Wittwers auf den gefammten ehelichen Erwerb unb 
der Wittwe auf eine Quote des gefammten beiderfeitigen Vermögens ift nicht 
aus einem Erbrechte abzuleiten; vgl. oben $ 115. Note 6. und $116. Note 12,13. 

4) D. i. ein Jahr ſechs Wochen drei Tage, vgl. Rottmann ©. 169, 
MWiederhold $ 7, Heufer Ann. II. 329. 

5) Schaumb. Pol. DO. XIV. $10, XVII. $3. Die Worte „was — aus 
bes verftorbenen — Gütern gebührt” find auch vom Beifig zu verftehn; Heufer 
Ann. II. 329. Vgl. unten Note 9. 

6) Einfchlieglich des Meierguts, Meier-D. vom 21. Oft. 1774. II. 5. (N. 
©. III. 393), Rint. Reg. Atteſt vom 18. Juni 1802 (Keriting 1276), Gef. 
vom 26. Aug. 1848. $ 29. Als Univerfalrechtsnachfolger haftet der überlebende 
Ehegatte für alle Schulden, und die Beftimmung in Pol. DO. XIV. $ 7. „das 
gegen ift” kann nur von dem Kalle verftanden werden, baß ber überlebenbe 
Ehegatte nicht Univerfalerbe ift. 

7) Die Kleider, der Schmud und ein Bett ber Ehefrau, die Kleider, der 
Siegelring, die Kleinodien und das Bett des Ehemanns. 
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drücklich zugefichert ift *), Durch einfeitige Tegtwillige Verfügung des 
andern Ehegatten entzogen oder gejchmälert werden kann, jofern 
Leßterer nicht über mehr als den dritten Theil des ſämmtlichen 
beiderjeitigen Vermögens verfügt‘). 2) Wenn die Ehe nicht Jahr 
und Tag gedauert hat, erhält a) der Wittwer die Hälfte der Dos, 
ſoweit dieſelbe in Geld bejteht *°), Das Brautbett, Die Hochzeits— 
geſchenke:!1) und die von ihm an Betten, Ktleinodien und $tleidern 
gemachten Brautgefchenfe, b) die Wittwe eine Geldfumme, welche 
der Hälfte der Dos, foweit diejelbe in Geld bejteht, und der Hälfte 
des Werth der übrigen beweglichen Dotalgegenjtände gleich— 
fommt 2). Durch das Erbrecht des überlebenden Chegatten bei 
unbeerbter She wird nur das Erbrecht der Ajzendenten und Seiten- 
verwandten ausgejchloffen oder bejchränft; Dagegen hat Das ges 
meinrechtliche Erbrecht der Dejzendenten dadurch Feine Bejchränfung 
erlitten! sy, jo daß Kinder des verftiorbenen Ehegatten aus früherer 


8) Vgl. oben $ 103. Note 27. 

9) Schaumb. P. DO. XIV. $ 7 „über den dritten Theil der ſämmtlichen 
Güter“, XVII. $ 3. „jedem Chegatten über den dritten Theil ihrer Güter”. 
Hierdurch iſt nur das Erbrecht beſchränkt, daher der überlebende Ehegatte, wenn 
er die Erbſchaft ausjchlägt, die über fein Vermögen von dem andern Ghegatten 
getroffenen Verfügungen anzuerkennen nicht verbunden, auch wenn biefelben nicht 
mehr als ein Drittel des Geſaumtvermögens betreffen. Ueber letztwillige Ver— 
fügung binfichtlich des Meierguts vgl. Gef. vom 26. Aug. 1848. $ 30.- 

10) Schaumb. Pol. D. XIV. $ 7. „das halbe Ehegeld“. Ueber verjchiebene 
Auslegungen dieſes Worts vgl. Pestel c. II. $ 3, Wiederhold $ 8, Dec. Cass. 
II. 103, Heufer Ann. IL. 334. Obgleich nad damaligem Sprachgebrauch (vgl. 
Carpzov. Jur. for. I. 28, 87, Schilter Prax. jur. Rom. Exerc. 36. $ 79, 
Scherzii Glossar. s. v. Chegeld) öfters gleichbedeutend mit Heirathsgut zur 
Bezeichnung der gefammten Dos gebrauht, ift Chegeld mit Rüdfiht auf 
Schaumb. Amts- und HausD. vom 27. März 1615. $ 43 (Kerfting 1260) 
nur von pecunia dotalis zu veritehen, 

11) „was in die Brauttafel gegeben“. Ueber die Brauttafelgaben vgl. 
Hofmann Chereht S. 193. und Heufer Ann. II. 333. 

12) „ihr halbes Chegeld und noch fo viel als der halbe Brautihag würdig”. 
Die Worte „und noch fo viel? kann man nicht mit Pestel c. II. $ 3. im Sinn 
von „und aljo fo viel”, fondern nur im Sinn von „und dazu fo viel“ verftehn. 
Vgl. Wiederhold $ 8, Heufer Ann. IL. 333, Kerfting 1230. Note 10. Braut: 
ſchatz dürfte, obgleich in der Regel von der ganzen Dos gebraudt, hier gleich- 
bedeutend mit Brautwagen (vgl. Schaumb. V. vom 22. März 1736. $ 4. 
N. ©. II, 417) nur die bewegliche Ausftattung bedeuten. 

13) D. 4. ©. Erf, vom 15, Mai 1841. in ©. Aldag g. Heinemannjchen 
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Ehe, Adoptivkinder und uneheliche Kinder, ſoweit ihnen Inteſtat⸗ 
erbrecht zufteht, Das ftatutarijche Erbrecht des überlebenden Che 
gatten ausschließen. 

I. Bei beerbter Che erhält der überlebende Ehegatte den 
Niepbrauch 1%) an dem Nachlaffe, foweit er den Kindern aus 
diejer Ehe zufällt 5). Dieſer Nießbrauch beruht nicht auf ber 
väterlichen Gewalt oder Vormundſchaft des überlebenden Ehegatten 
über die Kinder, fondern auf einem Erbrecht defjelben 2°), fteht 
ihm daher lebenslänglich auch im Falle der Volljährigkeit und 
Emanzipation 17) der Kinder und jelbjt nach) dem Tode!®) der- 
jelben zu. Mit dem Nießbrauch iſt ein Verwaltungsrecht verbunden, 
welches, wenn dem überlebenden Ehegatten nicht kraft väterlicher 
Gewalt. oder Vormundſchaft ausgedehntere Befugnifje zuftehen, 
nad) Analogie des während der Ehe dem Ehemann zuftehenden 
Adminiftrationsrecht3 zu beurtheilen ift, als deſſen Fortſetzung daf- 
jelbe erjcheint!°). Die Verpflichtung zur Errichtung eines Sn: 
ventard über das Vermögen der Kinder ift mit dem Nießbrauch 
des überlebenden Ehegatten im Allgemeinen nicht verbunden; der 
MWittwer ift dazu nur im Falle feiner Wiederverheirathung, wenn 
minderjährige Kinder vorhanden find ?°), Die Wittwe nur als 


— 


Borm. in Anwendung auf einen Fall, wo bie Frau innerhalb Jahr und Tag 
mit Hinterlaffung von Kindern aus einer frühern Ehe ſtarb. 

14) Schaumb. Pol. DO. XIV. $ 8 und 9. Obgleich bier nur beſtimmt iſt, 
daß ber überlebende Ehegatte nicht verpflichtet fein fol, mit den Kindern abzus 
theilen, wird doch nad dem Gerichtsgebrauch Hierin die Beilegung des Nieß— 
brauche gefunden; Pestel c. II. $ 7, Nint. Reg. Atteft vom 14. Febr. 1798 
(Rerfting 1274), Strippelmann V. 612, Heufer Ann. II. 389, 393. 

15) Nicht an dem Erbtheil feiner Stieffinder. Schaumb. Pol. DO. XIV. 
$ 8. „und er mit derjelben Kinder erzeuget”, $ 9 „Kindern von ihnen beiden 
erzeuget“. Heufer Ann. II. 399; a. M. Pestel c. II. $ 11. 

16) Dies ergiebt die Stellung der betreffenden Beitimmungen in Kap. XIV. 
„Bon Erbſchafften ab intestato“ und der unmittelbar daran anſchließende Eins 
gang des $ 10 „Was nun bis hierher von Succeſſion der Eheleute ftatuiret”. 

17) Rint. Meg. Atteft vom 14. Febr. 1798 (Kerfting 1274). O. A. ©. €. 
1822. bei Pfeiffer IL. 233, 1832. bei Strippelmann V. 634. 

18) Bol. oben $ 117. Note 35. 

19) Vgl. oben $ 115 und $ 117. Note 24, 25. 

20) Die Beichränfung auf minderjährige Kinder ergiebt fi ſowohl aus 
ben allgemeinen, ein bejtimmtes eheliches Güterght nicht vorausjeßenden Beftim- 
mungen, vgl. unten $ 122., als auch aus Schaumb. Pol. D. XIV. $ 8, 
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Vormünderin 2?) verpflichtet. Neben der gemeinrechtlichen Ver: 
pflichtung zur Alimentation und Erziehung der Kinder und Dotation 
der Töchter liegt dem überlebenden Ehegatten als Folge des 
ftatutariichen Nießbrauchs Die Pflicht ob, auch den Söhnen bei 
ihrer Verheirathung ein dem Stande und Vermögen entjprechendes 
Heirathegut zu geben??); Dagegen ift .er nicht verpflichtet, ihnen 
eine Beihülfe zum Beginn eines eignen Gewerbes zu gewähren 2°). 
Die Wiederverheirathung des Wittwerd zieht den Verluſt des 
Nießbrauchs nicht nad) fid) 2°); Dagegen verliert Die Wittwe, wenn 
fie zur weitern Ehe jchreitet, den Nießbrauch an dem Antheil des 
Gejammtvermögens, welcher bei der Abtheilung den Kindern zus 
fällt25). Uebele Verwaltung des überlebenden Ehegatten begründet 
nicht Privation des Niepbrauchg?*) ; find Die Kinder minderjährig, 


indem die Worte „mit Vorwiſſen der Obrigfeit oder mit Zuziehung und Conſens 
zweier feiner verftorbenen Hausfrauen nähelten Freunden“ ergeben, daß dieſe 
Stelle wie X. $ 6. von der obervormundjchaftlihen Sorge für die BR 
jährigen Kinder handelt. 

21) Mithin nicht, wenn die Kinder beim Tod des Vaters volljährig find, 
oder wenn für die minderjährigen Kinder mit Webergehung der Mutter ein anderer 
Vormund beftellt wird, welchem nah Kap. X. $ 7. die Errichtung des Inventars 
unter Zuziehung der Mutter obliegt. A. M. Heufer Ann. II. 394. aus dem 
offenbar ungenügenden Grunde, weil das von ber Mutter zu errichtende Inventar 
auch ihr eigenes Vermögen begreife, was auch als vormundfchaftliche Obliegen- 
heit durch $ 116. Nr. 2. erflärlich ift. 

22) Schaumbd. Pol. O. XIV. $ 8 und 9, Bgl. oben $ 117. Note 39. 

23) Anerfannt vom DO. A. ©. zu Lübed in Betreff des Hamb. Stat. 1603. 
II. 3. Art. 3 und 5, woraus Schaumb. Pol. D. a. a. D. entlehnt iſt; Heife 
und Gropp IL 571. 

24) Nach fefiftehender Ufualinterpretation der Schaumb. Pol. D. XIV. $8; 
Mint. Reg. Atteft vom 14. Febr. 1798 (Kerfiing 1274), D. A. ©. E. 1832 
bei Strippelmann V. 634, Heufer Ann. II. 389. 

25) Schaumb. Pol. O. XIV. 8 9. Dies fchließt nicht aus, daß der Mutter 
und dem Gtiefvater der abgeiheilten minderjährigen Kinder der durch das Ins 
ventar feitgeftellte Antheil der Leptern ohne Naturaltheilung und Verkauf gegen 
Uebernahme der Erziehung und Berpflegung der Kinder mit obervormundfchafts 
licher Genehmigung zur Verwaltung und Benugung unter Aufficht des Vor: 
munds belajjen werde, welche Ginrichtung auf Gewohnheit beruht; Nint. O. ©. 
Neifr. 1836 bei Kerfting Sonderredhte 1214. 

26) Zu der bei Heufer Ann. II. 392 und 397. gemachten Unterfcheidung, 
daß bei der Wittwe, nicht bei Am Witwer die übele Verwaltung einen Grund 
zur Privation des Nießbrauchs abgebe, dürfte weder in den Worten ber Bol. O., 
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jo fteht der Obervormundfchaftsbehörde das Necht zu, aus biefem 
Grunde die Verwaltung dem überlebenden Ehegatten zu entziehen 
und dieſelbe anftatt des Vaters einem Kurator 2”), anftatt der von 
der Bormundjchaft zu entlafjenden Mutter einem andern VBormund zu 
übertragen, welcher den nach Beftreitung der Bedürfniffe der Kinder 
verbleibenden Ueberſchuß der Einfünfte dem überlebenden Ehegatten 
zu verabfolgen hat; find Die Kinder volljährig, jo find fie berechtigt, 
wegen übeler Verwaltung Kaution 2°) oder, wenn jolche nicht ge- 
leiftet wird, Weberlafjung der Verwaltung von dem überlebenden 
Ehegatten zu fordern. 


$ 120. 
c) Nach der Solmfer Landorbnung. 

Die Solmfer Landordnung !) gewährt dem überlebenden Ehe 
gatten gleiches Erbrecht bei beerbter und unbeerbter Ehe, Sie 
beftimmt nicht, ob dafjelbe durch einjeitige Tegtwillige Verfügung 
des andern Ehegatten ganz oder theilweije entzogen werden kann 2); 








welche bei beiden Ehegatten in $ 8 und 9. dieſelben Ausdrüde gebraucht, noch 
in dem Unterfchied, welcher bei der zweiten Ehe hinfichtlich der Fortdauer bes 
Nießbrauchs gemacht wird, noch in dem Unterjchied der Abtheilungsweife ein 
Grund gegeben jein. 

27) Schaumb. Pol. DO. X. $ 6. 

28) Bol. oben $ 117. Note 33, 

1) Solmf. 2. O. II. Tit. 28. 

2) Die Worte der Solmf. 2. DO. II. 28. $ 2 „da — eines vor dem andern 
fonder Gejchäfte und letzten Willen mit Tod abgehet” erklären die Statutar- 
portion nicht für einfeitig entziehbar, wie die Meiften annehmen, vgl. Adolphi 
ec. III. $ 2, ®ött. Faf. Urth. bei Senkenberg Disq. ult. de succ. Han. nr. 9. 
und Hombergk Comm. p. 19, Dalwigf Erbredt I. 108, Schmitthenner 
©. 202, 206, 211, Präj. des D. A. ©. Darmftadt bei Bopp Mittelrh. Landr. 
I. 34, fondern legen berfelben nur den Charakter einer Inteftatfucceffion bei, 
ohne zu entjcheiden, ob und unter welchen Borausfegungen der überlebende 
Ehegatte zur Anfechtung eines vorhandenen letzten Willens berechtigt ifl. Die 
Inteſtatſucceſſion deflelben ift ausgefchloffen, wenn ein letzter Wille vorhanden 
ift und entweder nicht angefochten werden fann, wie 3. B. ein gemeinfames 
Teftament beider Ehegatten oder ein Teftament, welches dem Meberlebenden mehr 
als die Statutarportion zuwendet, oder obgleich anfechtbar doch anerkannt iſt; 
vgl. Sames ©. 12 ff., Hertel Ger. Berf. I. 86, Rühl Ehel. Berh. ©. 85. 
Abgeſehn von diefen Fällen ift die Befugniß zur einfeitigen Entziehung der 
Statutarportion nad) allgemeinen Grundſätzen ($ 117. Note 45) zu verneinen ; 
vgl. O. ©. Erf. bei Heufer Ann. II. 151. Walter Br. R. $ 419. 
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für Hanau ift diefe Frage durch authentiiche interpretation vers 
neint ?). Gegenftand des Erbrechts ift: 

1) Die Hälfte der fahrenden Habe des verftorbenen Ehe 
gatten+) mit Ausnahme der Acquäftobjekte, welche dem über: 
lebenden Ehegatten nicht vermöge Erbrecht, jondern vermöge der 
Errungenjchaftsgemeinjchaft zur Hälfte zufallen 5)... Zur fahrenden 
Habe gehören auch Die Forberungsrechte *) ohne Unterjchied, ob 
fie vor oder während der Ehe entjtanden find”). Soweit die 
Dos beim Tode der Ehefrau an deren Grben fällt, ift fie auch 
Segenftand der Erbfolge des Ehemanns; Derjelbe erbt Daher 
die Hälfte der beweglichen Dotalfachen, jowie der Forderung, 
welche der Ehefrau und ihren Erben gegen einen Dritten aus 
einem während der Ehe unerfüllt gebliebenen Dotalverfprechen ®) 
oder gegen ihn jelbjft wegen Nüdgabe der Dos und Allaten®) 


zufteht. 
2) Der Tebenslängliche Beifig am gefammten Nachlaß !°) 
mit Ausnahme der dem überlebenden Ehegatten als Eigeuthum 


3) Han. V. vom 21. Dez. 1665. und 30. Juni 1793 (Kerfting 386, 770). 

4) A. M. diejenigen, welche in der Solmf. 2. O. eine auch auf.die Mo— 
bilien fi) erftredende partifuläre Gütergemeinſchaft finden, aus welcher fie ben 
Anſpruch auf die Hälfte des gefammten beiberjeitigen Mobiliarvermögens ab: 
leiten; vgl. oben $ 104. Note 40. 

5) Adolphi c. III. $ 4. ftellt die Anſicht auf, die ftatutarifche Portion bes 
greife auch die Hälfte der dem verftorbenen Ehegatten zuftehenden Hälfte der 
Errungenschaft, fo weit fie in Mobilien beftehe, fo daß ber Weberlebende von 
ben errungenfchaftlichen Mobilien drei Viertel, nämlich die Hälfte Fraft eigenen 
Rechts, ein Viertel kraft Grbrechts erhalte. Dagegen ift in O. A. G. E. 4642 
in ©. Horft g. Stoffe ausgefprohen, daß die ©. 2. D. in $ 3,.6.und-9. bie _ 
Ratutarifhe Portion ganz getrennt von dem ng an der Errungenjchaft bes 
trachtet und Bin ere 2 nur = die eingebrachten Güter bezieht, 

— 6) So mit. 

7) O. A. G. * — in S. von Drach g. Staatsanwalt. 

8) O. A. G. E. 1842 in S. Jacobi g. Zilger. 

9) O. A. ©. €. 1840. in ©. Köppel g. Köppel. Auch wenn bie Illaten— 
forderung den Erlös für veräußerte inferirte Immobilien zum Gegenftand Hat, 
D. 4. ©. E. 1834. bei Heufer Ann. IV. 16. 

10) Bgl. oben $ 113. Note 4. Unrichtig ift die Bemerkung von Dalwigf 
Erbrecht I. 112, im Hanauifchen habe ber überlebende Ehegatte bei unbeerbter 
Ehe feinen Beifig. 
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zufallenden Hälfte des Mobiliarnachlaſſes 25). Der Beiſitz der 

Solmſer Landordnung hat Folgende Eigenthümlichkeiten: a) Das 
mit dem Nießbrauch des überlebenden Ehegatten verbundene Ver- 
waltungsrecht gewährt demjelben hinfichtlich dev Acquäſtobjekte eine 
freiere Dispofitionsbefugniß, jo daß er innerhalb der Grenzen, in 
welchen der Ehemann während der Ehe über Die Acquäftobjekte 
der Ehefrau der Subjtanz nad verfügen kann, aud) zu Ver— 
äußerungen der zum Nachlaß des verftorbenen Ehegatten gehörigen 
Acquäftobjekte befugt erjcheint!?). Dagegen geht das Berwaltungs- 
recht Des Überlebenden Ehegatten hinfichtlich des Spnderguts über 
die Befugnilje eines jeden Nießbrauchers bei unbeerbter Che nicht 
hinaus 3), während ihm bei beerbter Ehe auch an diefem Theil 
des Nachlaſſes nach Analogie des väterlichen Nießbrauchs an den 
Adventitien ein freiere Verwaltungsrecht beizulegen ift?*), wenn 
er nicht kraft väterlicher Gewalt oder Vormundſchaft über die 
minderjährigen Kinder noch ausgedehntere Befugniffe hat. b) Bei 
unbeerbter Ehe ift Der überlebende Ehegatte verpflichtet, auf Ver: 
langen der Gigenthumserben auf gemeinjame Koſten ein Inventar 
über den Nachlaß Des verftorbenen Ehegatten zu errichten, mithin 
auch den Betrag der Errungenschaft fejtzuftellen!5). Bei beerbter 
She dagegen ift nach hanauiſchem Necht jowohl der Wittwer als 
die Wittwe von der Verpflichtung zur Errichtung eines Inventars 


11) Zur Begründung der Klage des überlebenden Ehegatten auf Heraus- 
gabe des Nachlaſſes wird übrigens nicht die Angabe gefordert, welche Theile 
bes Nachlaſſes er als Gigenthum und welde er als Nießbraucher in Anſpruch 
nehme, O. U. ©. E. 1841. in ©. Schmidt g. Schmidt. 

12) Solmj. 2. O. II. 28. $. 3. vgl. oben $ 117. — 25. O. A. G. €. 
1856. bei Heuſer Ann. V. 77. 

13) Solmſ. L. O. II. 28. 

14) Vgl. unten $. 135. — iſt der Umfang des DVeräußerungs- 
rechts nach Analogie von 1. 8. $. 4. Cod. de bon. quae lib. (6, 61) zu be— 
fimmen. Die Befugnig des überlebenden GChegatten zur Beräußerung von 
Mobilien und Ginziehung von Kapitalien unter Verpflichtung zum Grfag nad) 
beendigtem Nießbrauch wurde in dem bei GStrippelmann V. 623. mitgetheilten 
Rechtsfall durch Han. D. ©. Erf. 1840. anerkannt, 

15) Solmf. £. O. II. 28. $ 4. „ein inventarium über bie hinterfällige 
liegende, auch alle — bewegliche Güter, fo zum halben Theil auch hinterfällig*. 
Hierunter find alle dem Beifig unterworfene Gegenftände einfchl. der Acquäft- 
objefte zu verftehen, auf welche der Eingang des $ 4. beſonders zu beziehen ift. 
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und Feftftellung der Errungenjchaft befreit, jofern fie nicht während 
der Minderjährigfeit der Kinder zur weitern Che fchreiten, ober 
durch eine obervormundfchaftlihe Anordnung Die Errichtung eines 
Inventars erforderlich wird +%); nad) dem Recht von Iſenburg— 
Dirftein ift jowohl der Vater als die Mutter zur Errichtung eines 
Inventars verpflichtet, außer wenn die Kinder volljährig find und 
darauf verzichten, auch Fein Dabei betheiligter Dritter auf Inven— 
tarifation anträgt ?”); in den übrigen Landestheilen, wo die 
Solmfer Landordnung gilt, ift der überlebende Ehegatte vermöge 
des Beifißes bei beerbter Che nicht zur Inventarifation verpflichtet, 
vielmehr der Wittwer nur im Falle jeiner Wiederverheirathung, 
wenn minderjährige Kinder vorhanden find t®), die Wittwe nur 
als Vormünderin??). ce) Mit dem Beifiß find die nach gemeinem 
Recht dem Nießbraucher obliegenden Laften verbunden ?%). Die 
gemeinrechtliche Verpflihtung zur Alimentation und Erziehung der 
Kinder und Dotation der Töchter ift Dadurch nicht erweitert ?’), 


16) Die Wittwe ift auch dann, wenn fie bie Vormundſchaft führt, von der 
Verbindlichkeit zur Inventarifation frei; Landesh. Reffr. vom 14. März, 11 Juni 
und 31. Dez. 1754 (Kerfting 541, 543, 554). 

17) 3. Birft. Reg. U. vom 6. Sept. 1766. $ 1. (Kerfting 959). 

18) Bal. unten $ 122. 

19) Solmf. L. O. II. 28. $ 6. macht dem überlebenden Ehegatten bie 
Snventarifation bei beerbter Ehe nicht zur Pflicht und beläßt es fowohl hin- 
fihtlih des Vaters, als in II. 21. $ 3, 8, 13, 14 und 16. hinfichtlich der 
Mutter in Betreff der Inventarifation bei dem gemeinen Recht; vgl. unten 
$ 132 und $ 143. Note 4. Zeitfchr. von Böhmer, Bopp und Jäger ©. 221. 

20) Solmf. 2. DO. II. 28. $ 2. Die Beftimmung, daß der überlebende 
Ehegatte die Grundlaften tragen und bie Güter in wejentlihem Bau und 
Befjerung halten foll, it im Sinn des römischen Rechts zu verftehn, namentlich 
die Berpflibtung zur Unterhaltung der Gebäude nad) 1. 7. $ 2. de usufr. (7,1) 
auf mäßige Herftellungen befchränft, wogegen Hauptreparaturen, welche bas 
Alter der Gebäude veranlaßt, den Eigenthumserben zur Laft fallen, Erf. des 
O. A. G. Wiesbaden bei Flah Samml. II. 84. - 

21) A. M. das O. N. G. Wiesbaden, welches annimmt, daß nah Solmf. 
2.D. 11. 28. $6. der überlebende Ehegatte verpflichtet fei, ben Söhnen bei ihrer 
Verheirathung oder felbftftändigen Ginrihtung aus dem vom Beifig ergriffenen 
Vermögen eine Beihülfe zu gewähren; Dalwigk Erbr. I. 113, Flach Sammil. 
L 110, 115, 11.9. Nah O. A. ©. €. 1842. in ©. Schmidt g. Schmidt 
ift die Wittwe nicht verbunden, einen verheiratheten Sohn mit feiner Familie 
in das zum Beifip gehörige Haus aufzunehmen. 
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d) Die Wiederverheirathung des überlebenden Ehegatten zieht den 
Verluft des Beifiges nicht nach ſich. Uebele Verwaltung defjelben 
begründet nicht Privation des Beifißes??), jondern nur Sicherungs- 
maßregeln, indem die Gigenthbumserben wegen übeler Verwaltung 
des überlebenden Ehegatten Kaution 23) und, wenn Folche nicht 
geleiftet wird, Die Heberlafjung der Verwaltung mit der Verpflichtung 
zur VBerabfolgung des Einfommens an den Nießbraucher ?*) fordern 
können, auch, wenn im Falle beerbter Ehe die Kinder minderjährig 
find, die Obervormundjchaftsbehörde berechtigt ift, Die Verwaltung 
dem überlebenden Ehegatten zu entziehn und Diejelbe anjtatt Des 
Vaters einem Kurator, anftatt der von der Vormundſchaft zu entlaſſenden 
Mutter einem andern Wormund zu übertragen, welcher den nach 
Beftreitung der Bedürfniffe der Kinder verbleibenden Ueberſchuß 
der Einkünfte dem überlebenden Ehegatten zu verabfolgen hat 2°), 
Privation des Beiſitzes tritt zur Strafe ein, wenn der überlebende 
Ehegatte bei unbeerbter Ehe zum Sondergut des verftorbenen ge- 
bhörige Immobilien in doloſer Abficht veräußert, bejchwert oder 
verwahrloft?®), und wenn Die Wittwe bei Errichtung des Inventars 
zum Nachtheil ihrer minderjährigen Kinder Vermögensſtücke in 
dolojer Abficht hinterhält oder verjchweigt ?”). e) Bei Beendigung 
des Beifiges ift der Nachlaß jammt den noch nicht perzipirten 


22) Außer wenn er zum Sondergut bes verftorbenen Chegatten gehörige 
Immobilien in dolofer Abfiht verwahrloft, Solmf. £. D. II. 28. $ 2; vgl. 
unten Note 26. 

23) Vgl. oben $ 117. Note 33. 

24) DBgl. die in Frankf. Ref. V. 8. $ 5. für diefen Ball ertheilten Vor⸗ 
ſchriften. 

25) Han. V. vom 11. Juni und 31. Dez. 1754 (Kerſting 543, 554). Iſ. 
Birſt. Reg. U. vom 6. Sept. 1766. $ 4. und 16. Bebr. 1780 (daf. 960, 985). 

26) Solmf. 2. DO. IL. 28. $ 2. Diefe Beſtimmung ift auf bie beerbte 
Che ebenfowenig anzuwenden, wie auf die Veräußerung zur Errungenſchaft ges 
höriger Immobilien, D. A. ©. €. 1856. in ©. Hahn g. Dietrich. Die Bes 
fchränfung der Privation auf dolofe Handlungen bes Nießbrauchers ift zwar im 
Geſetz nicht hervorgehoben, aber wegen ber Natur ber Privation als einer 
Strafe begründet; vgl. über die gleiche Interpretation der ähnlich Tautenden 
Vorſchrift in Solmf. &. ©. II. 6. $ 5, Strippelmann I. 242. 

27) Solmf. &. O. IL. 21. $ 16, 17. Dieſe Beftimmung leidet weder auf 
den Bater, noch auf die unbeerbte Ehe Anwendung. 
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Früchten gegen Erftattung der aufgewendeten Beitellungsfoften den 
Gigenthumserben herauszugeben ?®). 

Mit der ftatutarifchen Erbfolge der Ghegatten verbindet Die 
Solmſer Landordnung die Verpflichtung, alle von dem verftorbenen 
Ehegatten während der Ehe gemachten Schulden bei unbeerbter 
Ehe zu zwei Dritteln, bei beerbter Ehe völlig zu bezahlen 2°). 
Dieſe Vorjchrift regelt nicht allein das Verhältniß des überlebenden 
Ehegatten zu den Gigenthumgerben, jondern auch zu den Gläu- 
bigern 3%). Was 1) dad Nechtsverhältnig der Gläubiger zu den 
Erben anlangt, jo tritt a) der üiberlebende Ehegatte in die ihm 
zur Laft fallenden Schulden des verftorbenen ald Grbe ein; er 
haftet daher für Diefelben aud über den Betrag der Statutar- 
portion hinaus mit feinem eigenen Vermögen und wird durch Be 
endigung des Beiſitzes jeiner Verpflichtung nicht entlebigt®.). 


28) Nach den Grundſätzen vom Ufusfruft, 1. 13. quib. mod. usufr. amitt. 
(7, 4), 1. 46. de usur. (22, 1), Die Beſtimmung in Solmf. 2. DO. II. 28, 
$ 10, wonad die auf Halm und Stod ftehenden Früchte getheilt und dagegen 
die Baufoften nicht erftattet werden follen, fann man nicht mit Schmitthenner 
©. 265. auf die Beendigung des Beiſitzes beziehn; fie betrifft vielmehr nur die 
Theilung der Errungenſchaft in ſolchen Bällen, wo ber Beifig nicht eintritt; 
vgl. oben $ 114. Note 7. 

29) Solmſ. 2. O. IL. 28. $5 und 6. Hoffmann im Archiv von Elversic. 
II. 252. Die Grundlage dieſer Beftimmung bildet der Sag des ältern Nechts, 
bag mit der Succeffion des überlebenden Ehegatten in den Mobiliarnachlaß die 
Verpflichtung zur Zahlung der nicht auf Immobilien haftenden Schulden ver- 
bunden ſei; vgl. oben $ 104, Abfälle zu Tit. 28. und O. A. ©. E. bei 
Strippelmann VII. 163. Die Ausdrüde in $ 5 „Schulden fo in fiehender Ehe 
fie Eheleute mit einander gemacht“ und in $ 6 „Schulden fo in ftehender Ehe 
gemacht“ bezeichnen dafjelbe. Es find darunter alle während der Ehe gemachten 
Schulden ohne Unterfchied zu verftehen, DO. A. ©. €. 1834. bei Heufer Ann. 
IV. 16. Mithin findet unter den Schulden, für welche der überlebende Ehegatte 
bei der ftatutarischen Erbfolge und für melde er nah $ 7. vermöge der Er- 
rungenſchaftsgemeinſchaft haftet (vgl. oben $ 111. Note 40), nicht blos ein 
quantitativer, fordern auch ein qualitativer Unterfchied ftatt. A. M. Hoffmann 
a. a. O. ©. 248. 

30) O. A. G. E. 1847. bei Strippelmann VII. 163. 

31) Die Grundlage der Verpflichtung iſt die Succeſſion in die Hälfte des 
Mobiliarnachlaſſes, welche dem überlebenden Ehegatten auch nad beendigtem 
Nießbrauch verbleibt. A. M. fcheint das DO.A. ©. E. 1818. bei Strippelmann 
VII. 159. Note 10, in welchem die „bei Lebzeiten" der Wittwe gegen das Kind 
angeftellte Klage wegen einer in fiehender Ehe gemachten Schuld „als zu früh— 
zeitig erhoben” abgewieſen ift. 
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Wegen der den Eigenthumserben zur Laft fallenden Schulden kann 
der überlebende Ehegatte während des Beiſitzes ald Verwalter des 
davon ergriffenen Vermögens von den Gläubigern belangt werden 32). 
b) Die Verpflichtung der Eigenthumserben, als Univerfalfuccefforen 
die Erbjchaftsichulden zu zahlen, ift Durch Die Dem Überlebenden 
Ehegatten auferlegte Verpflichtung zur Schuldenzahlung nur be 
jchränkt, nicht aufgehoben. Sie können daher auch wegen: der 
während der Ehe gemachten Schulden, für welche zunächft der 
überlebende Ehegatte ausjchließlich 33) haftet, von den Gläubigern 
belangt werden, jofern das Vermögen des überlebenden Ehegatten 
jammt der ihm zugefallenen Statutarportion zur Befriedigung der: 
jelben nicht hinreicht 34), In Die übrigen Schulden treten fie alg 
Univerjaljuccefforen mit der Beſchränkung ein, daß die Verpflichtung 
zur Bezahlung derjelben aus dem Nachlaffe zunächſt nur gegen 
den überlebenden Ehegatten geltend gemacht werden kann 35), -fo 
daß die Gläubiger gegen die Eigenthumserben erft nach Beendigung 
des Beifißes oder in dem Falle Hagen können, wenn der vom 
Beifiß ergriffene Nachlaß zu ihrer Befriedigung nicht binreicht und 
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32) Vgl. oben $ 117. Note 31. Werden im Rechtsftreit gegen den über: 
lebenden Ehegatten die im Beiſitz deſſelben befindlichen Immobilien zwangsweife 
ohne Mitwirfung der Gigenthumserben verkauft, jo müffen Leßtere, wenn fie 
die Schuld anerkennen müflen, auch den Zwangsverkauf gegen fich gelten laſſen. 
O. A. ©. E. 1856. in ©. Landfirchenfafle zu Hanau 3. ©. Log g. Stüdel. 

33) D. A. ©. €. 1847. bei Strippelmann VII. 163, 

34) Nach dem Grundſatz, daß von einem Erwerb aus dem Nachlaß von 
Seiten eines Nachfolgers auf den Todesfall erft nad Abzug der Schulden die 
Mede fein kann; vgl. das in Note 33. angef. O. A. G. E. Wenn die Gläubiger 
im Wege der Erefution gegen den überlebenden Ehegatten (vgl. O. ©. Erf. bei 
Strippelmann VII. 162) den nur im Beiſitz defjelben befindlichen, aber den 
Gigenthumserben gehörigen Theil des Nachlaſſes angreifen, kann die Intervention 
ber Lestern durch den Einwand befeitigt werden, daß das Vermögen des über: 
lebenden Ehegatten zur Bezahlung der von ihm zu vertretenden Erbſchaftsſchulden 
nicht hinreicht. 

35) In den Entiheidungsgründen des in Note 32. angef. O. A. ©. E. ift 
ausgefprochen, daß „die Betheiligung der verjchiedenen Erbberechtigten an ber 
Rechtsnachfolge insbefondere in Beziehung auf die vorehelichen Schulden bes 
veritorbenen Gatten — — als eine nah Maßgabe der Befugniß zur Benußung 
bes Nachlaſſes nach einander zunäcdhft den überlebenden Ehegatten und erft nad) 
Beendigung bes dieſem zufommenden Beifefjes die Blutsverwandten treffende ſich 
barjtellt”. 
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die Eigenthumserben die Erbſchaft ohne die Rechtswohlthat Des 
Inventars erworben haben. Was 2) das Neitsverhältnig des 
überlebenden Ehegatten zu den Gigenthumserben betrifft, jo ift 
a) der überlebende Ghegatte nicht berechtigt, Die ihm zur Laft 
fallenden Schulden von der Errungenſchaftsmaſſe vor deren Ver— 
theilung abzuziehen, oder das den Eigenthumserben zugefallene 
Sondergut des verftorbenen Ehegatten zum Beitrag zu dieſen 
Schulden heranzuziehen, oder für die von ihm geleiftete Zahlung 
derjelben von den Eigenthumserben Erjaß zu fordern 3°); er ift 
verpflichtet, für die von ihm zur Bezahlung ſolcher Schulden ver: 
wendeten Theile des den Eigenthumserben zugefallenen Nachlafjes 
bei Herausgabe defjelben nach beendigtem Beifig Erſatz zu leiſten. 
b) Die Eigenthumserben find verpflichtet, Die Verwendung des vom 
Beiſitz ergriffenen Nachlafje3 zur Bezahlung der ihnen zur Laft 
fallenden Schulden, ſowie bei der Herausgabe des Nachlafjes nach 
beendigtem Beifig den Abzug der von dem überlebenden Ehegatten 
zur Bezahlung joldyer Schulden aus feinem Vermögen aufgemwenz 
deten Beträge gejchehen zu laſſen; fie find in der Negel nicht be: 
rechtigt, Die dem überlebenden Ehegatten zugefallene Hälfte des 
Mobiliarnachlafjes zum Beitrag zu den ihnen zur Laſt fallenden 
Schulden heranzuziehen 37). 

Der überlebende Chegatte ift befugt, durch Verzicht auf den 
Beiſitz und die Hälfte der fahrenden Habe fich der damit verknüpften 
Verbindlichkeit zur Zahlung der während der Che gemachten 
Schulden zu entziehen, jofern der Verzicht binnen fechs Wochen 
nach erlangter Kenntniß des Todes®s) vor Gericht?®) erklärt wird, 


36) O. A. G. €. 1830. bei Strippelmann VI. 160. Note 11, 1834. bei 
Heufer Ann. IV. 16. 

37) Ueber eine Ausnahme vgl. $ 117. Note 15. r 

38) Solmf. 2. O. II. $7. Die Friſt iſt nicht mit Dalwigk Erbrecht 
II. 114. vom Todestag an zu berechnen, fondern nah Analogie der Delibes 
rationgfrift, vgl. 1. 19, 1. 22. $ 1. Cod. de jure delib. (6, 30). 

39) „für Schultheiß und Schöffen gerichtlich“. Die gerichtliche Form ift 
an die Stelle der fymbolifchen Form getreten, in welcher die Wittwe durch Los: 
fagung von allem Nachlaß des Mannes der Haftung für die mit ihm gemachten 
Schulden ſich entziehen fonnte; vgl. Keyferreht Kap. 50, Euler Güter- und 
Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt a. M. ©. 58, Arnold Beiträge zum db. 
P. R. I. 683. Nach heutiger Gerichtsverfaſſung (vgl. Han. U. ©. DO. V. $19, 
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bevor durch ausdrüdliche Erklärung oder jchlüffige Handlungen“) 
der Wille, die Statutarportion zu behalten, zu erfennen gegeben 
worden ift. Ungeachtet des Verzicht! dauern diejenigen Verbindlich 
feiten fort, welche auf einem andern Rechtsgrunde als der ftatutarifchen 
Grbfolge beruhen, namentlih die Pflicht des Ehemanns zur 
prinzipalen Haftung für Die Ehejchulden*!) und Die auf rechtsgültiger 
Interzeſſion oder Errungenjchaftsgemeinjchaft beruhende jubfidiäre 
Haftung der Ehefrau für jolhe Schulden *?). 

Bon dem regelmäßigen Umfang der ftatutariichen Erbfolge 
treten folgende Ausnahmen ein: 

1) Wenn der vorverftorbene Ehegatte Kinder aus einer frühern 
Ehe oder erbberechtigte uneheliche Deizendenten Hinterläßt, erhält 
der überlebende Ghegatte, falls neben feinen GStieffindern aud) 
Kinder aus Iekter Ehe vorhanden find, nur an dem Erbtheil der 
Legtern, falls blos Stieffinder vorhanden find, überhaupt nicht 
den Beiliß; er ift verpflichtet, mit den Stieffindern auf Deren Ver: 
langen innerhalb eine Monats abzutheilen und ihren Antheil ihnen 
herauszugeben*®). Hierdurch ift der Anſpruch des überlebenden 


Gem. O. $ 108) genügt nicht der Verzicht vor den aus dem Ortsvorftand 
(Schultheißen oder Gentgräfen) und einigen Gemeindegliedern zufammengefeßten 
Dorf= oder Ortögerichten. 

40) Die Fortfegung des Hausweſens und Gewerbes innerhalb ber feche- 
wöchigen Frift kann als eine folche Handlung nicht betrachtet werden, D. X. 
Gy Erf. 1855. bei Heufer Ann. IV. 15. 

41) Vgl. oben $ 111. Note 37, 38. Wenn gleich hiernach der Verzicht 
für den Wittwer Häufig nuplos it, auch ſowohl die gefchichtliche Grundlage 
(vgl. Note 39), als die Wortfafjung „Schulden fo er machen helfen“ darauf 
binweifen, daß in $ 7. von dem Verzicht der Wittwe die Mede fei, fo ift es 
doch bei der allgemeinen Faſſung diejes $ unzuläffig, mit Hertel ©. V. I. 94. 
dem Ehemann das Necht des Berzichts abzufprechen. Bol. O. A. ©. Erf. bei 
Heufer Ann. IV. 17. 

42) DBgl. oben $ 111. Note 39, 40. 

43) Solmf. L. ©. II. 28. $ 8, $ 9. Die Abfälle zu diefer Beftimmung 
find aufgehoben durd Han. V. vom 21. Dez. 1665 (Kerfting 386). Gegen 
die Auslegung, daß nur ber Veilig an dem Vermögen ausgefchloffen fei, welches 
die Stieffinder von dem erften Ghegatten ihres zur zweiten Ehe gefchrittenen 
Parens ererbt haben, vgl. Erf. des O. A. ©. zu Darmftadt bei Bopp Mittel- 
rhein. Landr. ©. 52. Die Annahme von Schmiithenner ©. 181, daß der über: 
lebende Ehegatte wenigftend an dem ehelichen Erwerb letzter Ehe den Beilig 
habe, findet in $ 8 und 9 feine Begründung und wibderftreitet der Abjicht des 


I. 30 
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Ehegatten auf die Hälfte des Mobiliarnachlafjes**) und die damit 
verfnüpfte Pflicht, die in ftehender Che gemachten Schulden, falls 
Kinder aus letzter Ehe vorhanden find, völlig, falls deren Feine 
vorhanden find, zu zwei Dritteln zu bezahlen, nicht aufgehoben. 

2) In Sfenburg-Birftein ift die ftatutariiche Erbfolge auf den 
Beifig beichränft und die mit derjelben verbundene Verpflichtung 
des überlebenden Ehegatten zur Zahlung der in ftehender Ehe 
gemachten Schulden aufgehoben *°). 


& 121. 
d) Nah dem Mainzer Landredt. 


Das Mainzer Landrecht gewährt dem überlebenden Chegatten 
neben dem gemeinrechtlichen Spnteftaterbrecht, welches ſchon dann 
eintritt, wenn Feine Blut3verwandte bis zum zehnten Grade römischer 
Berechnung vorhanden find *), 1) bei unbeerbter Ehe das Recht, 
in der Behaufung des verftorbenen Ehegatten nod) ein Vierteljahr 
nach deſſen Tod zu wohnen und die auf den Grundftüden Des ver: 
ftorbenen Ehegatten zur Zeit feines Todes ausftehenden Feldfrüchte 
und Weinkreszenz mit Ausnahme der ohne vorhergehenden Bau 





Geſetzes, durch fofortige gründliche Abtheilung Streitigfeiten zwifchen dem über: 
lebenden Ehegatten und den GStieffindern vorzubeugen. 

44) Han. D. G. Erf. vom 24. Nov. 1841. in ©. Opper g. Hinfel. Das 
Gegentheil nimmt Han. D. ©. Erf. vom 17. Mai 1851. in ©. Brinfmann 
g. Brifhforn namentlih aus dem Grunde an, weil es an einer Norm fehle, 
den Beitrag des überlebenden Ghegatten zu den Ghejchulden zu beitimnitn. 
Gegen letztere Meinung ift anzuführen: a) Tit. 28. $ 5 und 6. bewilligt die 
Hälfte der fahrenden Habe bei beerbter und unbeerbter Che, mithin für alle 
Bälle, und diefe Bewilligung ift in $ 8. nicht zurüdgenommen. Zugleich ift 
hiermit in $ 5 und 6. bie Norm für die Bezahlung der Chefchulden gegeben. 
b) Nach den Abfällen zu Tit. 28 „fie haben gleid) Kinder die fie zuſammen— 
bringen“ ift anzunehmen, daß das Herfommen vor der Solmf. L. DO. dem 
überlebenden Ehegatten die Mobilien auch bei Griftenz von Stieffindern gewährte ; 
vgl. au Frankf. Ref. V. 4. $ 6. c) Der in Note 30. erwähnte legislatorifche 
Grund für Aufhebung des Beifiges findet bei dem Eigenthum der Hälfte der 
Mobilien Feine Anwendung. d) Der in $ 9. gebrauchte Ausdrud Erbtheilung 
für die in $ 8. vorgefchriebene Abtheilung wäre unpafjend, wenn der ganze 
Nachlaß herauszugeben und nur die Errungenschaft zu theilen wäre. Vgl. auch 
Adolphi c. IV. $ 3, Rühl ©. 89. 

45) II. Birſt. B. vom 18. Nov. 1769. $ 6 (Kerfting 970). 

1) Mainz. 2. R. XIV. $ 10. 
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wachjenden Früchte zu ziehen, während letztere gleich den Givil- 
früchten und allen Mobilien innerhalb dreißig Tagen den Erben 
herauszugeben find 2),.2) bei beerbter Che den Nießbrauch an dem 
gejammten Nachlaß des verftorbenen Ehegatten). Mit dieſem 
Nießbrauch ift die Verpflichtung verbunden, den Kindern Bis zur 
Volljährigkeit oder, wenn fie früher durch Verheirathung, Gintritt 
in den geiftlichen Stand oder Anlegung eines eigenen Haushalts 
aus dem elterlichen Haufe austreten, Bis zu Diefem Zeitpunkt den 
Unterhalt zu gewähren und nicht allein die Töchter bei der Wer: 
heirathung, jondern auch Die Söhne bei dem Eintritt in geiftlichen 
oder weltlichen Stand auszuftatten®). Der Nießbrauch Des ber: 
lebenden Ehegatten erlifcht a) durch Wiederverheiratbung defielben, 
außer wenn die Kinder noch minderjährig find und im elterlichen 
Brod bleiben, in welchem Fall der überlebende Ehegatte gegen die 
Verpflichtung, den Kindern den Unterhalt zu gewähren, den Nieß- 
brauch jo Iange behält, bis dieſelben die Volljährigkeit erreichen 
oder jchon früher Durch DVerheirathung, Eintritt in den geiftlichen 
Stand oder Anlegung eines eigenen Haushalts aus dem elterlichen 
Haufe austreten), b) durch Eintritt des Überlebenden Ehegatten 
in ein Kloſtere), ce) zur Strafe, wenn derjelbe bei Der. Wieder: 
verheirathung ein Sjnventarium über das Vermögen der minder- 
jägrigen Kinder zu errichten unterläßt ?”). 3) Hinterläßt der erft- 
verftorbene Ehegatte Deizendenten aus einer frühern Che oder 
erbberechtigte uneheliche Dejzendenten, jo hat der überlebende Ehe: 
gatte a) wenn Feine Kinder aus deſſen Che mit Dem verftorbenen 
Ehegatten vorhanden find, weder den Nießbrauch am gefammten 
Nachlaß des Leßtern®), noch Das Necht auf Diejenigen beim Tode 


2) Daf. 1. $g 4, VI. $ 1. Dieſe Beltimmung Betrifft nur ‚den Fall der 
unbeerbten Ehe, V. vom 6. Aug. 1799 (Kerfting 1193). 

3) Mainz. &.R.1.$4, VI. $5, VIL$2F- 

4) Daf. VII. $ 335 vgl. oben $ 45. 

5) Daf. VIL $ 2, 3,4, 7. 

6) Daſ. VII. g 8. 

7) Daſ. VI. $ 7. Die Beſchränkung der Pflicht zur Inventariſation auf 
die Minderjährigfeit der Kinder folgt aus der angedrohten Privation des Nieß— 
brauchs, weil leßterer nur bei minderjährigen Kindern im Fall der zweiten Che 
fortdauert. 

8) Der Zweifel, welcher in diefer Hinficht durch die Faſſung des Mainz. 
2. R. VII. $ 2. entfteht, wird Befeitigt durch I. F 4 „hätten fie Kinder mits 


30 * 
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deſſelben ausftehenden Früchte, welche fonft bei unbeerbter Ehe dem 
überlebenden Ehegatten zufallen ®), b) wenn neben den Stieffindern 
des überlebenden Ehegatten auch Kinder aus deſſen Ehe mit dem 
verftorbenen Ehegatten vorhanden find, den Nießbrauch nur an 
dem Erbtheil der Lebtern 9), 


$ 122. 
V. Folgen der zweiten Ehe. 


Zur Sicherung gegen die Vermögensnachtheile, mit welchen 
im Falle der Wiederverheirathung verwittweter oder gejchiedener 
Ehegatten deren Kinder früherer Ehe bedroht find, Dienen theils 
die im römischen Recht beftimmten fog. Strafen?) der zweiten Che, 
theil3 die Verpflichtung des zur weiteren Che fchreitenden Ehegatten 
zur Grrichtung eines Inventars über dad Vermögen der Kinder 
früherer Ehe. 

I. Die gemeinrechtlichen Strafen der zweiten Che ſind in 
Kurheſſen im Allgemeinen in unbeſtrittener Geltung, in einzelnen 
Beziehungen aber authentiſch interpretirt oder abgeändert?). Hier— 
durch ergeben ſich folgende Modifikationen des gemeinen Rechts: 
1) Der Verluſt des Eigenthums der lucra nuptialia, zu denen weder 
der Antheil des überlebenden Ehegatten an der Errungenſchaft ?), 





einander”, VI. $ 5 „welche in ihrer Kinder Güter den usumfructum haben“ 
und B. vom 6. Aug. 1799, indem der Sag „wo ehelidhe Kinder hinterlafjen 
find“ durch den vorhergehenden Gegenjag „wenn aus ber durch den Tod des 
andern Ghegatten aufgelöften Ehe feine Kinder vorhanden“ erläutert wird. Da— 
gegen bezieht fih VII. $ 5. auf den Fall, daß die zur zweiten Ehe gefchrittene 
Mutter, mithin mittelbar in Wolge der Grrungenfchaftsgemeinfchaft auch der 
Stiefvater den Nießbrauch an dem väterlichen Vermögen ber minderjährigen 
Kinder erfter Ehe ausübt. 

9) V. vom 6. Aug. 1799 (Kerfting 1193) „Wenn nun aber” fi. 

10) Gleicher Anfiht ein Erf. des Hofger. zu Darmftadt 1811 bei Bopp 
Mittelrhein. Landr. ©. 171. 

1) Die Klage der Kinder früherer Che auf die ihnen bei Gingehung ber 
zweiten Ghe zugefallenen Vermögenstheile Fann nicht als Pönalflage angejehn 
werden, geht daher auf die Erben über, D. A. ©. &.1842. in ©. Horft g. Stolle. 

2) Wenn die Statuten, wie Solmf. 2. DO. Ik 18. $ 9. und Mainz. L. R. 
VIII. $ 9 und 10, einzelne Strafen der zweiten Ehe erwähnen und beftätigen, 
find die übrigen hierdurch nicht aufgehoben. 

3) Weil diefer Antheil dem überlebenden Ehegatten nicht vermöge lukrativen 
Titels zuſteht. 
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noch jeine ftatutarifche Grbportion *) gehören, ift in der 
Grafihaft Schaumburg im Falle der Wiederverheiratfung der 
Wittwe ausgejchlofjen, indem dieſelbe bei der alsdann ftattfindenden 
Abtheilung vorausnehmen und bebalten joll, was ihr von Dem 
Ehemann vor oder in dem Gheftandigegeben ift 3). 2) Die Streit: 
frage, ob der im römijchen Necht für den Fall der Wiederver- 
heirathung der Wittwe angedrohte Verluſt des&igenthums an dem 
ihr aus dem Nachlaß eines Kindes voriger Ehe zufallenden Erb: 
theil aud) den zur weitern Ehe jchreitenden Wittwer treffe, ift in 
Altheſſen durch authentijcye interpretation verneint®), Dagegen 
durch das Mainzer Landrecht bejaht”). In Senburg-Birftein ift 
dieje Folge der Wiederverheirathung unter Gleichitellung Des Vaters 
und der Mutter nur für den Fall beibehalten, daß der überlebende 
Ehegatte ſich mit einer ehrloſen und berüchtigten, in öffentlichen 
Laſtern Tebenden oder feiner Standesehre Eintrag bringenden Perſon 
verheirathet, worunter uneheliche und Legitimirte Kinder und unehe— 
lich Geſchwächte nicht begriffen find ®). In Schaumburg- fann Die 
Beftimmung des römischen Nechts bei der Wiederverheirathung der 
MWittwe als unvereinbar mit der in dieſem Falle ftattfindenden 
Abtheilung nicht zur Anwendung Fommen, mag der Erbfall vor 
oder nach der Abtheilung eintreten ?). 3) Das Verbot, dem zweiten 
Ehegatten mehr zuzumenden, als dasjenige Kind voriger Ehe er- 


—— 


4) D. X. ©. €. 1842 in ©. Horft g. Stolle in Anwendung auf bie ber 
Wittwe nah Solmf. 2. O. IL 28. $ 6. zugefallene Hälfte des Mobiliarnadh- 
lafjes ihres Ehemanns. Ueber die Frage, ob der jlatutarifche Nießbrauch des 
überlebenden "Ehegatten verloren gehe, vgl. oben $ 117. Stote 43, $ 119. 
Note 24, 25, $ 120. Nr. 2d, $ 121. Note 5. 

5) Schaumb. Pol. D. XIV. $9. Heufer Ann. 11.399. Auf den Wittwer 
ift dies nicht auszudehnen. 

6) Fürftl. Reffr. vom 20. Mai 1727 (2. ©. IV. 53, N. ©. I. 291), 
D. N. ©. E. 1731 (2. ©. IV. 53), Dec. Cass, I. 110. 

7) Mainz. & R. VI. $ 9. 

8) Iſ. Birſt. V. vom 18. Nov. 1769. $ 1 bis 5 (Kerfting 969). 

9) Vgl. oben $ 116. Nach nov. 22. c. 46. $ 2. verliert die Wittwe bie 
Proprietät nur an dem Theil des Nachlaffes, welcher ex paterna substantia 
dem Kinde zugefallen ift; Hierzu kann bie demfelben bei der Abtheilung zufallende 
Duote des gefammten beiderfeitigen Vermögens felbft dann nicht gerechnet werden, 
wenn darunter einzelne aus bem Nachlaß des Vaters herrührende Objekte fi 
befinden. 
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hält, welchem am wenigften hinterlafjen wird 19), Fann nicht auf Die 
dem zweiten Ehegatten vermöge des, Geſetzes zufallende ftatutarifche 
Erbportion bezogen werden 11). 

I. Die Zulaſſung verwittweter oder gejchiedener Ehegatten 
zur weitern Ehe ift, wenn mindberjährige Kinder derſelben aus 
früherer Ehe vorhanden find, bedingt durch die Errichtung eines 
Inventars über das Vermögen dieſer Kinder !?). Diefe Beftimmung 
eritredt fi) auf alle Ehegatten ohne Unterjchied des Standes !®) 
und des ehelichen Güterrechtd. Das Inventar ift in der für vor- 
mundjchaftliche Inventare vorgejchriebenen Weije 14) nach dem zur 
Zeit der Zuventarifation vorhandenen Vermögensitande ?3) zu er: 
richten, von der Obervormundſchaftsbehörde zu prüfen und Bei 
derjelben zu hinterlegen 1°). 


10) Ueber die Geltung dieſes Verbots in allen Landestheilen vgl. Reg. 
Rem. vom 12. Sept. 1752 (2. DO. V. 55), Dec. Cass. II. 203, O. A. ©. €. 
1822. bei Pfeiffer I. 146, Solmf. 2. DO. II. 18. $ 9, Mainzer &NR.1.$ 2, 
vi. $ 10. Sind mehrere Enfel vorhanden, fo fommen deren Antheile nad 
Stämmen zufanmengerecdhnet in Betracht; O. A. ©. €. in ©. Laubersheim g. 
Schreiber. Ueber Verzicht der Kinder auf die Geltendmachung dieſes Verbots 
vgl. Dec. Cass. II. 203. nr. 3, O. A. G. €. 1835. in Zeitſchr. II. 183. 

11) G. L. Böhmer D. de restricta de bonis suis in favorem sec. conj. 
disponendi facult. Gött. 1768. $ 18, 19. Adolphi D. de succ. conj. juxta 
ord. prov. Solm. Giess. 1770. p. 43. Runde Ehereht ©. 268. Heufer Ann. 
II. 392. 

12) Edift vom 18. Febr. 1724. $ 10. V. vom 26. Jan. 1751. Reg. N. 
und Konf. A. vom 29. April 1754. Han. Hofger. O. XI. $ 215. Han. V. 
vom 11. Juni und 31. Dez. 1754. Mint. Reg. Atteft vom 14. Febr. 1798 
(Kerfting 1274). V. vom 28. Dez. 1829. $ 30. Vgl. oben $ 92. Note 35. 

13) Geſ. vom 29. Dft. 1848. $ 14. Schon nad) älterm Recht wurden 
aud die Schriftfäfligen wegen V. vom 26. Jan. 1751. für verpflichtet erachtet, 
ein Inventar zu errichten, O. A. G. E. 1775 bei Kopp Hbb. V. 192, Pfeiffer 
K. R. $ 278, Strippelmann IV. 1, 37, B. vom 28. Dez. 1829. $ 30. 

14) Es genügt daher nicht ein Privatvermögensverzeihnif. Edikt vom 
18. Febr, 1724, $ 10, welches ein folches bei dem Wittwer für genügend er= 
klaͤrt, erfcheint abgeändert durch V. vom 26. Jan. 1751. und Neg. A. vom 
29. April 1754, vgl. Pfeifer 8. R. $ 278, Kulenfamp N. ©. III. 260; 
Mainzer L. R. VI. $ 1. ift geändert durch Gef. vom 29. Oft. 1848. $ 14. 

15) IR früher ein Inventar errichtet, fo muß in demfelben der Ab= und 
Zugang verzeichnet werden, Dal. I. Birf. V. vom 6. Sept. 1766. $ 3 
(Kerfting 960). - 

16) Reg. A. vom 29. April 1754. DB. vom 28. Dez. 1829. $ 30. 


— 
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Drittes Kapitel. 
Eltern: und Kindesrecht. 


$. 123, 
Ueberſicht. 


Nach römiſchem Recht beruhte die rechtliche Stellung der Kinder 
in der Familie auf der dem Vater zuſtehenden Gewalt, von welcher 
nicht nur das Recht an dem Vermögen der Kinder und die Be— 
fugniß, ſie vor Gericht zu vertreten, ſondern auch das Erziehungs— 
recht abhing, während die Mutter nach dem Tode des Vaters zur 
Tutel über die unmündigen Kinder zunächſt berufen war!), bei 
deren Erziehung ihr jo wenig bei Lebzeiten ald nach dem Tode 
des Vaters ein rechtlicher Einfluß zufam?). Das deutjche Necht 
Dagegen unterjchied Die dem Vater zuftehende Gewalt von dem 
Recht der elterlichen Zucht 3), wies Diejes beiden Elternt) in der 
Art zu, daß es von dem Beftand der dem Vater zufommenden 
Gewalt unabhängig war >), und geftaltete die letztere als väterliches 
Mundium, während der Mutter nad) dem Tode des Waterd die 
Vormundfchaft nicht überall zuftand °)., Wenn auch das Mundium 
des Vaters feinem Inhalt nad) in den meiſten Punkten mit der 
väterlichen Gewalt nad) der Geftaltung im neueren römijchen Recht 


1) Rudorff Vorm. I. 246 fi. 

2) Burchardi im Archiv VII. 163. 

3) Kraut Borm. I. 588. Eichhorn Pr. R. $ 314. Gropp in Heije und 
Eropp Yur. Abb. I. 291 fg. 

4) Keyferrecht IL 4. 

5) Deßhalb fonnten einzelne darin enthaltene Rechte dem DBater auch nad 
beendetem Mundium fowie der überlebenden Mutter zufiehen, Kraut Vorm. II, 588. 
Beſeler Pr. R. $ 135. 

6) Ueber die Verſchiedenheit der ältern beutfchen Rechte in diefer Beziehung 
vgl. Kraut Borm. II. 670 ff. 
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übereinftimmte”), jo trat Die Verjchiedenheit Doch darin !herbor, 
Daß Das erftere nicht eine ſelbſtſtaͤndige Gewalt, ſondern nur 
eine Vertretungsbefugniß enthielt, welche mit eingetretener Mündig- 
feit des Hausjohns durch Anlegung eines eigenen Haushalt3 von 
Seite defjelben einfeitig beendigt werben fonnte, während Haus— 
töchter bis zu ihrer Verheirathung ihr unterworfen waren. 

Mit Rezeption des römischen Rechts blieb zwar das deutfche 
Inſtitut nicht unberührt, wurde aber auch nicht völlig bejeitigt. Es 
trat vielmehr eine Vermifchung der beiden Rechte ein, wobei es 
von der partifularrechtlichen Entwidlung abhängt, inwiefern das 
eine oder Das andere zur Anwendung fommt ®). Gine ſolche Ver: 
einigung des römischen und deutſchen Necht3 zeigt auch das in 
Kurheſſen geltende Recht, indem bier zwar im Allgemeinen bie 
väterliche Gewalt des römijchen Rechts rezipirt wurde), jedoch 
unter Beibehaltung einzelner Grundſätze des deutſchen Rechts, 

1) Es blieb unter Befeitigung der auf Dem Gejchlecht der 
Hausfinder beruhenden Unterſcheidung des älteren deutjchen Rechts 
das beiden Eltern zuftehende Erziehungsrecht von der väterlichen 
Gewalt ausgefchieden. Wenn gleich in Folge Diefes Nechts der 
Mutter Befugnifje zuftehn, welche ihr das römische Necht nicht 
gewährt, auch in einzelnen Partifularrechten ihr noch weitere Be— 
fugniffe beigelegt find, welche Das römiſche Necht als Ausflüffe der 
väterlichen Gewalt betrachtet 20), jo berechtigt Dies doch nicht zur 
Annahme einer der patria potestas analogen mütterlichen Gewalt 17), 


7) Befeler Pr. R. $ 135. ©.392. Kraut Vorm. II. 618. Das Mundium 
gewährte wie bie väterlihe Gewalt Adminiftration und Nukung des Vermögens 
und gerichtliche Vertretung des Kindes. Kraut II. 606. Heife und Gropp I. 290. 

8) Kraut Borm. II. 619. Die bei Strippelmann V. 537. aufgeftellte 
Anfiht, daß die väterliche Gewalt bezüglich ihrer Entftehung und der daraus 
hervorgehenden Mechte „beinahe nur nad römiſchem Recht zu beurtheilen fei*, 
ift gemeinrechtlih und nad heſſiſchem Necht ebenfo verfehlt, wie die Auffafjung 
älterer Juriften, welche den Einfluß des römischen Rechts in diefer Lehre ganz 
bejeitigen will, vgl. Kraut Vorm. II. 618. 

9) Namentlih auch die erbrechtlichen Wirfungen derſelben, Strippelmann 
V. 350 ff. 

10) 3. B. der Heirathskonſens (vgl. oben $ 92. Note 45), die Pupillar⸗ 
fubftitution, die teftamentarifche Bormundsernennung (vgl. unten $ 139. Note 10), 
ber Nießbrauch an den Adventitien (vgl. unten Note 28). 

11) Selbft da, wo in Gefeßen, wie in 3. B. V. vom 18. Nov. 1769. 
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2) Auch) nad) heutigem Necht wird das Verhältniß des Vaters 
zu den Hausfindern ald Vormundſchaft aufgefaßt 2), jo daß Die 
väterliche Gewalt während der Minderjährigkeit der Kinder aus 
zwei unter fidy unabhängigen Nechtöverhältniffen, der Vormund— 
ichaft des Vater und den Nechten defjelben am Vermögen der 
Kinder zufammengejeßt!3), nad) Eintritt der Volljährigkeit aber, 
“Sowie bei dem väterlichen Großvater auf die Rechte am Vermögen 
der Finder bejchränft ift. Die Vormundſchaft der Mutter findet 
nicht allein, wie das römijche Recht beſtimmt, bei unmündigen, 
ſondern nad) heutigem  Gerichtsgebrauc) auch bei minderjährigen 
Kindern ftatt ?*). Die Vormundichaft des Vaters tritt als natür- 
liche Bormundfchaft ohne obrigfeitliche Beitellung von ſelbſt ein >), 
Daffelbe war bei der Bormundjchaft Der Mutter nach älterem Ge— 
wohnbeitsrecht der Kall?°), welches gegenwärtig noch im Fürften- 
thbum Hanau mit Einſchluß Des Gericht3 Brandenftein und mit 
Ausnahme der Aemter Schwarzenfel3 und Altengronau, in den 


$ 7, eine „elterlihe Gewalt” ausbrüdlich erwähnt ift, Fönnen der Mutter nicht 
alle Nechte beigelegt werben, welche die väterlihe Gewalt enthält, Kraut Vorm. 
II. 685. Die aud von Hombergk (Schmerfeld) 1773. p. 181. vertheidigte 
Annahme einer Poteftas der Mutter ift widerlegt bei Heife und Gropp I. 282 
bis 313. In einem durh O. A. G. E. 1847, beflätigten DO. ©. €. in ©. 
Spieß g. Bolſt wurde ausgefprodhen, daß weder nad gemeinem noch nad 
fuldifchem Rechte der Mutter eine in ihrer Wirfung der väterlichen gleichfom- 
mende Gewalt zuftehe. 

12) Die Beweife f. unten $ 132. Note 1. 

13) Beide werden unter dem Ausdruck väterliche Gewalt zufammenbegriffen, 
welcher die Bezeichnung väterlihe Vormundſchaft verdrängt hat, Kraut Vorm. 
UI. 619, 3. O. für Fulda 1816. $59. Wenn auch beide in der Negel während 
der Minderjährigfeit vereinigt find, fo zeigt fich doch ihre Unabhängigfeit darin, 
daß die Bormundjchaft des Vaters durch eine Aufhebung feiner Rechte am Ber: 
mögen des Hausfindes nicht berührt wird, vgl. unten $ 132. Note 3, $ 134. 
Note 26, und legtere fortdauern, wenn ihm die vormundjchaftliche Verwaltung 
entzogen ift, $ 132. Note 23. 

14) Rudorff Vorm. I. 256, 2645 vgl. oben $ 45, unten $ 137. 

15) Rudorff Borm. I. 177, 182. 

16) Vgl. für Althefien die Viſit. Berichte bei Hombergk (H. G. Hombergk) 
1778. p. 107 sq. und Pfeiffer II. 211; für Hanau Gingabe des Stadtraths 
von Hanau von 1753 bei Strippelmann IV. 1, 44, Han. Hofger. Bei. vom 
22. Nov. 1783. bei Lebderhofe Kl. Schr. I. 281, Strippelmann IV. 1, 45. 
und Kerfting 741. ’ 
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Iſenburger Landen, im Gericht Ramholz, Praunheim, Gelnhaufen 
und den vormals kurmainziſchen Ortichaften der Provinz Hanau 
fortdauert 1”), wogegen in Altheſſen und Schaumburg die Bor: 
mundjchaft der Mutter von obrigfeitlicher Beftelung abhängig ge- 
macht worden ijt!®). 

3) Der deutjchredhtliche Beifig des überlebenden Ehegatten ??) 
veranlaßte Modifikationen der Grundjäße des römijchen Rechts 
über die Rechte der Eltern am Vermögen der Kinder. Dieſe 
Mopdififationen find in den verfchiedenen Landestheilen nad) Maßgabe 
der partifularrechtlichen Entwidlung verjchteden. a) In Althefjen 
wurde durch den Gerichtögebrauc unter Anwendung des römijchen 
Rechts der mütterliche Nießbrauch am Nachlafle des Vaters be— 
jeitigt 2°), und der Nießbrauch Des Vaterd am mütterlichen Nachlaß 





17) Ueber den geographifchen Umfang diefes Gerichtsgebrauchs vgl. Keriting 
Sond. XXU. Gefeßlihe Anerkennung dejjelben enthält I. B. Reg. A. vom 
6. Sept. 1766. $ 4, Mainz. 2. NR. V. $ 1, 2, 10. Im Fürſtenthum Hanau 
hat ſich derjelbe ungeachtet der entgegenftehenden Vorfchrift der Han. Hofg. D. 
1747. XI. $ 11. und Han. V. vom 14. März 1754, welche durh V. vom 
11. Juni und 31. Dez. 1754. in Betreff der obrigfeitlichen Beſtellung der Vor— 
münderinnen nicht aufgehoben find, bis jeßt erhalten, O. A. ©. E. bei Stippel- 
mann IV. 1, 45, Neg. Komm. vom 7. Dft. 1802. (Keriting 787). Das 
Meg. A. vom 24. Nov. 1804 (N. ©. IV. 449) ift im Fürſtenthum Hanau 
nicht publizirt; Kerfting a. a. DO. XXI. 

18) Schaumb. Pol. DO. X. $ 5, XIV. $ 95 Reg. Reffr. vom 7. Oft. 1802 
(2. O. VII. 102), vgl. mit Reg. Komm. vom 7. Dft. 1802. (Kerfting 


787’ und 1276); Reg. A. vom 24. Nov. 1804 (N. ©. IV. 449), nad Kerfling ° 


1214. auch in der Grafihaft Schaumburg immer befolgt. 

19) Vgl. oben $ 117 ff. Der Beifig gewährt weitere Rechte, als ber 
väterliche Nießbrauch des römischen Rechts, indem er aud der Mutter zuſteht, 
in der Megel lebenslänglich dauert und auch diejenigen Theile des mütterlichen 
Nachlaſſes umfaßt, welche von verftorbenen Gejchwiltern durch Inteftaterbfolge 
auf die überlebenden Geſchwiſter übergehn (vgl. $ 117. Note 35). 

20) Bol. über das ältere Necht oben $ 104. Noch 1770 konnte Hombergk 
(Heckmann) p: 80. vom mütterlihen Nießbrauch fagen „in Hassia vacillare 
atque in periculoso discrimine versari praejudicio juris peregrini; imo filo 
quasi pendet, quem amputare privato ausu forsan aeque iniquum, quam 
institutum aequissimum contra obtrectatores in tuto collocare difficile*, 
Ungeachtet der bei Pfeiffer II. 194. und Kulenfamp Lit, ©. 243. aufgeführten 
neun Abhandlungen von Hombergk 1770 bis 1779 und der aus D. X. ©. Gut⸗ 
achten vom 17. April 1782 (N. ©. II. 567), V. vom 23. März 1798 (8. O. 
VII. 775), Reg. Neffe. vom 7. Oft. 1802 (2. DO. VIIL 102), Reg. U. vom 
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nach römischen Grundjägen behandelt?1). ALS einziges Ueber: 
bleibjel des deutjchrechtlichen Beifttes erhielt fich in Niederheſſen 22) 
und Oberhejjen 2?) der Grundfaß, daß dem Vater an dem 
möütterlichen Nacylaß ?*) auch nad) Beendigung der väterlichen 


24. Nov. 1804. und V. vom 28. April 1817. $ 74. zu entnehmenden weitern 
Argumente für die Fortdauer des mütterlihen Nießbrauchs wurde derſelbe durch 
bie romanifirende Praris des D. A. ©. befeitigt. Pfeiffer IL. 205. und O. A. 
G. €. 1824. daf. 234. Ueber diefe Praris vgl. das Urtheil von Kraut Borm. 
II. 623. 

21) Pfeiffer IT. 195 ff. Namentlich wurde nov. 118. c. 2. auch auf ben 
mütterlihen Nachlaß angewendet; vgl. unten $ 134. Note 21. 

22) Dec. Cass. I. 7, II. 177. O. A. ©. Gutachten vom 1. März 1788 
und 30. Aug. 1820. bei Pfeiffer IL 199. DO. A. ©. E. 1840 bei Strippel- 
mann II. 121, 1844 daſ. V. 611. Bol. Pfeiffer II. 197, Strippelmann V. 610. 
Gleiches Net gilt in Schmalkalden, O. A. ©. Beich. 1834. bei Strippelmann 
IV. 2, 19. und V, 611. i 

23) E G. R. P. vom 13. Oft. 1820. und 22. Dezember 1820. D. X. 
G. &. 1821. bei Pfeiffer II. 231. Pfeiffer II. 202, Strippelmann V. 613. 
Auch der Umftand, daß hier der Nießbrauch nur zur Hälfte lebenslänglich fort: 
dauert, fteht der Auffaffung diefer Obfervanz als eines Meberrefts des deutſch— 
rechtlichen Beifiges nicht entgegen ; vgl. $ 136. Note 17. 

24) Hombergk (Schmerfeld) de usu pat. 1773. p. 19. und Strippelmann 
V. 617. nehmen für Niederhejien und Schmalfalden an, daß der Nießbrauch an 
fämmntlichen Adventitien Iebenslänglich dauere. Daß dies aber nur hinfichtlich 
des mütterlichen Nachlafies der Fall ift, ergiebt fich nicht allein daraus, daß 
ber deutichrechtliche Beifiß die Grundlage der Obfervanz bildet, fondern aud) 
aus den Grfenntniffen, durch welche diefelbe bewiefen wird. Insbeſondere be— 
merft in Dec. Cass. II. 177, welche die Grundlage des Gerichtsgebrauchs für 
Niederheſſen bildet, der Corr. II, deſſen Meinung das Collegium Bbeitrat, daß 
zwar bei der emancipatio Germanica das Vermögen der Kinder herauszugeben 
fei, dem Vernehmen nad aber in hiefigen Landen die bejondere Objervanz 
herrſche, daß, wenn ſchon der Sohn durch Anftellung einer eigenen Defonomie 
der väterlichen Gewalt entzogen fei, der Vater dennoch des ususfructus in 
maternis nicht verluftig werde, fondern felbigen ad dies vitae zu genießen habe. 
Auch in den übrigen in Note 16 und 17. angef. O. A. ©. rüchen iſt 
überall nur von dem muütterlichen Vermögen die Mede. Ebenſo # N. P. 
vom 13. Oft. und 22. Dez. 1820 für Oberhefien. In einem Hombergk 
(Ledderhose) 1771. p. 37. mitgetheilten Beſcheid des Magijtrats zu Marburg 
in ©. Leſch g. NRiemenfchneider wurde ber beflagte DBater verurtheilt, der 
Klägerin alles, was fie vor und Bei ihrer Mutter Tod eigenthümlich als ein 
peculium bejejjen oder von Andern ererbt und gejchenft bekommen, herauszus 
geben, während ihm an ber Hälfte der mütterlihen Erbſchaft der lebens- 
längliche Nießbrauch zugefprochen wurde. 
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Gewalt durch abgefonderten Haushalt der Kinder der Tebensläng- 
liche Nießbrauch zufteht. b) Im Rechtsgebiet der Solmjer Land— 
- ordnung, der Schaumburger Polizei-Drdnung und des Mainzer 
Landrecht3 hat die Beibehaltung des Beifiges des überlebenden 
Ghegatten bei beerbter Che?>) die Folge, daß der Nießbrauch des 
Vaters am mütterlichen Nachlaſſe ausschließlich ?%) nad) den Grund 
jäßen des deutſchen Nechts zu beurtheilen ift, während die Grunde 
jäße des römischen Rechts hinfichtlich des vom Beifig nicht ergriffenen 
Vermögens der Kinder unverändert zur Anwendung Fommen 7), 
c) In Sfenburg:Birftein ift nicht allein wie in dem übrigen 
Nechtsgebict der Solmjer Yandordnung der Beijiß beider Eltern 
beibehalten, jondern auch ſowohl Das römijche, als Das deutſche 
Recht Durch die Beftimmung verlaffen worden, daß beide Eltern 
währeud der Dauer der elterlichen Gewalt an allem Vermögen der 
Kinder ohne Unterjchied, nad) Beendigung der elterlichen Gewalt 
durch ausdrüdliche oder jtilljchweigend mit Anlegung eines eignen 
Hausweſens und Verheirathbung der Töchter erfolgte Emanzipation 
an allem Vermögen der Kinder mit alleiniger Ausnahme der peculia 
castrensia, quasi castrensia und adventitia irregularia, derden Kindern 
von den Eltern Durch Schenfung oder Uebergabe ohne Vor— 
behalt des Nießbrauchs überlafjenen und der während des eman— 
zipirten Standes erworbenen Vermögenstheile den Tebenslänglichen 
Nießbrauch haben ?®). 





25) Vgl. oben $$ 119, 120, 121. 

26) Daher kann der Bater nicht auf Grund feiner väterlichen Gewalt den 
Nießbrauch am mütterlihen Nachlaß in Anfprudh nehmen, wenn er auf den 
Beifig nah Solmi. 2. O. II. 28. $ 7. verzichtet oder denjelben nad) Mainz. 
2. R. VI. $ 3. durch die Wiederverheirathung verloren hat. 

27) O. A. ©. E. 1848. bei Strippelmann V. 643, vgl. mit 615. Schaumb. 
Bol. O. X. $ 6. vgl. mit XIV. $ 8. Weder dieſe gefeglichen Beftimmungen, 
noch die O. A. G. €. bei Pfeiffer II. 233. und GStrippelmann V. 634, welde 
lediglich den, Nießbrauch am Nachlaß der Mutter zum Gegenftand haben, recht— 
fertigen die Behauptung von Gtrippelmann V. 617, daß in der Grafichaft 
Schaumburg dem Vater auch nach Aufhebung der väterlichen Gewalt der lebens- 
länglihe Nießbrauch an allen regulären Adventitien zuſtehe. 

28) Iſ. B. 3. vom 18. Nov. 1769. $ 7 (Kerfting 971). 
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Erſter Abſchnitt. 
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$ 124. 
1) Abjtanımung. 


Das Nechtsverhältnig der Eltern und ehelichen Kinder beruht 
auf der Abftammung aus einer bürgerlich. gültigen Che. Kinder, 
welche in einer für nichtig erklärten Che vor der Nichtigkeits- 
erklärung erzeugt worden, find eheliche!). Kinder aus einer Puta— 
tivehe werden den ehelichen gleichgeachtet, Doch erwirbt der Vater 
nicht die Rechte des ehelichen Vaters, wenn er fich zur Zeit der 
Erzeugung nicht in gutem Glauben befand ?). Die eheliche Ab— 
ftammung wird vermittelt durch Die nicht vor dem 182ten Tag nach 
Eingehung und Die nicht nach Dem 300ten Tag nach Auflöfung der Ehe 
erfolgte Geburt?). Für Die innerhalb Diejes Zeitraums von einer in der 
Ehe lebenden Mutter geborenen Kinder jpricht die Präjumtion der 
ehelichen Erzeugung *), welche nur durch Thatfachen, Die die Mög- 


1) Bol. oben $ 99. Note 25. 

2) Bgl. darüber oben $ 99. Note 22, 23. 

3) 1. 12. de statu hom. (1, 5), 1. 3. $ 11, 12. de suis (38, 16). Die 
Berechnung der kurheſſiſchen Praris zu 182 und 300 Tagen beruht auf der 
Annahme des Monats zu 30 Tagen; vgl. Fürftl. Reſtr. vom 25. Aug. 1653 
(N. ©. I. 63), Savigny Syftem IV. 337. Auch nah Hanauifchen und Ifen- 
burgifchem Necht ift dafjelbe anzunehmen, da Han. Reg. A. vom 25. März 1752 
und 9. Juli 1764 (Kerfting 537), ſowie Iſ. B. Neg. A. vom 20. San. 1773 
(Kerfting 975) nur in Betreff der Bornifationsftrafe bei antizipirtem Beifchlaf 
beftimmt, daß ein nach Ablauf von ſechs Mondsmonaten zu 28 Tagen nad) 
Eingehung der Che geborenes Kind als cehelich gelten ſoll. Der Tag der 
Niederfunft wird in die Frift von 300 Tagen wegen I. 8. de fer. (2, 12) ein- 
gerechnet; Zeitſchr. II. 245. Auf die Stunde oder den Moment wird nicht 
gejehen. 

4) Savigny Syftem II. 389. 
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Lichfeit derfelben ausjchließen, entkräftet werben fanns). Erfolgt die 
Geburt vor dem 182ten Tag nach Eingehung der Che, jo leidet 
die Präfumtion feine Anwendung, aber das Kind gilt als durch 
nachfolgende Ehe Iegitimirt 6), wenn Die Erzeugung deijelben durch 
den Ehemann von diefem zugeftanden”?) oder nachgewiejen ift®). 
Die Geburt zu einem jpäteren Beitpunft ald dem 800ten Tag 
nach Auflöfung der Ehe ift außerehliche Geburt; weder das Ge 
ftändniß des Ehemanns noch das Gutachten der Sachverjtändigen 
über die MWahrfcheinlichkeit einer früheren Erzeugung kann Diejelbe 
zu einer ehelichen machen. Auf Anerkennung der ehelichen Geburt 
ftehen fowohl den Kindern als den Eltern?) die durch das ge 
meine Recht gegebenen Klagen zu, welche zu ihrer Begründung 
der Darlegung eines VBermögensinterefje nicht bedürfen, Die 
Anerkennung der Vaterfchaft Durch den Ehemann erbringt den 
vollen Beweis derjelben auch gegen Dritte, jo lange nicht bie 
Unmöglichkeit der Erzeugung durdy ihn Dargethan wird 10). Da- 


5) Savigny Syftem II. 390. O. A. ©. E. 1836 bei Henfel S 49. Dahin 
it aber nicht zu rechnen, wenn nad dem Gutachten Sadhverfiändiger die phyfifche 
Beichaffenheit des Kindes bezüglich feiner Reife oder Unreife mit diefer gejeplichen 
Präfumtion nicht übereinftinnmt. Savigny Syitem II. 390. Note h. O. A. G. 
@. 1837 bei Etrippelmann Eheſch. 385. 

6) Kraut Borm. II. 643. Sintenis Givilr. $ 138. Note 11. Das Kon. 
R. vom 6. Juli 1786 (N. ©. IV. 32) kann feinen Grund abgeben, vor der 
Ehe erzeugte in der Ehe geborene Kinder dem gemeinen Recht zuwider für 
ehelich erklären; vgl. über dies Reſkript Pfeiffer K. NR. $ 167. und Duyfing 
Ann. I. 1, 17. : 

7) 1. 11. Cod. de nat. lib. (5, 27). 

8) Hierzu genügt der Beweis, daß der Ehemann in qutreffender Zeit mit 
der Mutter den Beiſchlaf vollzogen hat, wogegen die Einrede mehrerer Beihälter 
offen bleibt, DO. A. ©. E. 1851 bei Strippelmann Eheſch. 387, 1855 bei 
Heufer Ann. III. 435. 

9) Ueber die Klage der Mutter und gegen die Mutter vgl. Puchta Pand. 
$ 431, Arndts Pand. $ 437; über die Bedeutung der von der gejchiedenen 
Ehefrau im Falle der Schwangerſchaft binnen dreißig Tagen nad der Che 
[heidung dem Ehemann zu machenden Anzeige vgl. Glück Comm. XXVIII. 86 ff. 

10) Vgl. Bähr Anerf. 186, namentlich über die Bedeutung der nov. 117. 
ec. 2. Die Anerkennung der Baterjhaft wird aud darin gefunden, daß ber 
Ehemann dasKind in das Kirchenbuch unter feinem Namen eintragen läßt, O. A. 
G. &. 1847 bei Strippelmann Eheſch. 386. Die Anerfennung der Vaterſchaft 
durch den Ehemann fließt die Schwängerungsklage der Ghefrau oder des 
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gegen vermag die Mutter durch das Geftändniß der Erzeugung 
des Kindes im Ehebruch weder dem Chemann, noch dem Kinde die 
auf der ehelichen Geburt deſſelben beruhenden Rechte zu entziehen ?*). 


S 1%. 
2) 2egitimation. 

Unehliche Kinder können durch Legitimation in das Rechts: 
verhältniß von ehelichen eintreten; der Zweck ift, beiden Eltern oder 
nur dem Vater gegenüber ihnen die Stellung der in rechtmäßiger 
Ehe erzeugten Kinder zu geben. Die früher. vorfommende ſ. g. 
legitimatio minus plena, weldye nur den Zweck hatte, den Mafel 
ber unehlichen Geburt zu tilgen, übrigens weder Familien- noch 
Erbrechte gewährte!) und auch auf einfeitigen Antrag der außer: 
ehelichen Mutter oder des Kindes verfügt werben konnte, ift, da 
der Makel der außerehelichen Geburt nicht mehr befteht ?), hin— 
weggefallen. Die Legitimation erfolgt durch nachfolgende Che ®) 
oder Rejkript +). Beide Arten find für alle Klaffen von unehe— 
lichen Kindern zuläflig>); Durch nachfolgende Ehe, wo dieſe nach 
vorgängiger Dispenjation eintreten kann, werben namentlich auch 


Kindes gegen einen Dritten als außerehelichen Vater bes Letztern aus, Dec. 
Cass. III. 152. 

11) 1. 29. $ 1. de prob. (22, 3). Dec. Cass. Il. 271. nr. 10, 111.152. 
D. A. ©. €. 1832. bei Heufer Ann. II. 113. 

1) Vgl. darüber Glück Comm. II. 321. Gaertner Med. I. sp. 64. Geh. 
N. Beil. 30. Nov. 1784. 

2) Vgl. oben $ 49. ©. 144. 

3) Ger. O. 1497. $ 35. Solmf. 2. O. I. 25. $5. Schaumb. Pol. DO. 
VI. $ 4 Diefe Legitimation tritt ein fowohl bei den bei Abjchliefung der Che 
bereits geborenen, als den zu biefer Zeit erzeugten aber noch nicht geborenen 
Kindern. Bol. $ 124. Note 6. 

4) Ueber die als eine Art der Legitimation durch Neffript erfcheinende fog. 
legitimatio per testamentum vgl. Eintenis Civ. R. II. 103. 

5) Die im römifchen Recht beitehende Beſchränkung der erſtern auf Kon— 
fubinenfinder ift durch das kanoniſche Recht befeitigt; es Fönnen daher auch 
spurii und vulgo quaesiti auf ſolche Weife legitimirt werden. Glück Comm. 
II. 290 ff. Sintenis Civilr. $ 138. Note 43. Der Legitimation dur Rejfript 
find alle Arten von unehelichen Kindern fähig, Glüd Comm. II. 292. O. 4. 
&. €. 1847. bei Strippelmann V. 461. 
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adulterini ©) und incestuosi ”) legitimirt. Die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe tritt mit der rechtägültigen Abjchlieung der Ehe 
zwifchen den Eltern der außerehlich erzeugten Kinder von ſelbſt 
ein, und es ift die ausdrüdliche Willenserklärung der Eltern oder 
Kinder jowenig erforderlich $) als die Errichtung fchriftlicher Ehe— 
paften). Die Legitimation durch Rejkript ftand früher ſowohl 
dem Landesherrn ald dem Kaiſer und den von letzterem ernannten 
Hofpfalzgrafen zu*0); jedoch war in Heſſen die Befugniß der 
letzteren zur Legitimation von Jnländern nicht anerkannt '?). Sie 
erfolgt jetzt durch Reſkript des Landesherrn auf vorgängige Begut- 
achtung des Yuftizminifteriumd und wird als Gnadenſache be 
handelt 2). Sie jeht daher außer dem Antrag des Vaters die 
Einwilligung des zu legitimirenden Kindes voraus!) und Fann 
auch dann rechtsgültig ertheilt werden, wenn es an den im römijchen 


6) Ueber diefe nad) gemeinem Necht ftreitige Brage vgl. Died Legitimation 
Halle 1832. ©. 143 ff., Glück Comm. II. 292, Gaertner Med. I. sp. 62, 
Strippelmann V. 457. Die Beſtimmung c. 6. X. qui filii sint legitimi (4, 17) 
auf welche die gegentheilige Anſicht ſich ftügt, beruht inihrerjegigen Geſtalt auf einem 
Nedactionsfehler, Die Legitimation ©. 226. Da nad neuerem Recht von dem 
Verbot der Ehe zwiſchen Ehebrechern dispenfirt werden fann, vgl. oben $ 92. 
Mr. 4, fo haben die in ſolcher Weife dur die Kirche fanctionirten Ehen alle 
Rechtsfolgen einer gültigen Ehe. DO. ©. Beſch. 1847. Strippelmann V. 460. 

7) Meber die Dispenfationsfälle vgl. oben $ 92, Nr. 2. 

8). Glüf Comm. II. 298. Gaertner Med. I. sp. 67. 

9) Glüf Comm. II. 305. Gaertner Med. I. sp. 62. Die Borfchrift der 
Nov. 12. c. 4. ift durch die Nothwendigfeit der Beobachtung gewifjer Förmlich— 
feiten bei Gingehung der Ehe befeitigt. Auch die früher gewöhnliche Anwendung 
iymbolifcher Handlungen, wie des Mantels, wird nicht mehr beobachtet. Glüd 
Comm. II. 306. 

10) Glück Comm. II. 327. Bol. faif. Comitiv vom 4. Dez. 1630 für 
die Juriftenfafultät zu Marburg bei Lebderhofe IV. 360. und bejonders abge: 
druckt Marb. 1745. 4. 

11) Gn. Reffr. v. 25. Febr. und 12. Aug. 1746 bei Ledderhofe El. Schr. 
IV. 359, worin dem jedesmaligen Defan der Juriftenfafultät in Marburg als 
comes palatinus dies unterfagt if. Meg. Reſkr. v. 19. Juni 1736 (2. O. 
IV. 373). Gaertner Med. I. sp. 66. Wittich Delin. I. p. 34. 

12) V. vom 29. Juni 1821. $ 22. Nr. 4. zählt die Legitimation zu den 
bie Juftiz betreffenden Gnadenſachen. Vgl. auch Stempelgefeg vom 22. Dez, 
1853. $ 74. 

13) Glück Comm. II. 297. Ueber die Grforderniffe bei Minderjährigen 
vgl. unten $ 155. 
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Recht beftimmten Vorausjegungen dieſer Legitimation mangelt ı«), 
während das Vorhandenfein dieſer Vorausfeßungen ein Necht auf 
Ertheilung derjelben nicht begründet. Die durch Ehe oder Reſkript 
legitimirten Kinder haben die Succeffionsrechte ehelicher Kinder !5) 
und werden wie ſolche von den Eltern beerbt; jedoch treten Durch 
Reſkript Iegitimirte Kinder nur zu dem legitimirenden Vater, nicht 
zu deſſen Ehefrau, weldye nicht ihre leibliche Mutter ift, in das 
Verhältniß ehelicher Kinder. 


S 1%. 
3) Annahme an Kindesitatt. 


Das aus der ehelichen Abſtammung entjpringende Rechtsver- 
hältniß kann wie nad) gemeinem jo auch nach heſſiſchem Recht Durch 
Annahme an Kindesftatt begründet werden ?). Die Unterkheidung 
de3 gemeinen Necht3 zwijchen. Adoption und Arrogation, welche 
in dem ältern heſſiſchen Recht anerfannt war ?), ift durch Die neuere 
Gejeßgebung in Betreff der Form befeitigt, indem zu jeder An- 


ri — — ——— — 


14) Ueber dieſe Vorausſetzungen vgl. inov. 74. c. 1, 2. nov. 89. c. 9. 
Glück Comm. IL. 311. Bei der Initruftion des Gnadengeſuchs find übrigens 
biefe Vorausjegungen deßhalb feftzuftellen, weil das Borhandenfein und der 
Widerſpruch eheliher Nachkommenſchaft oder die Möglichfeit der Legitimation 
durch nachfolgende Che ein Motiv abgeben wird, die Legitimation durch Rejfript 
zu verfagen. Die Verſchweigung dieſer THatfachen berechtigt aber nicht, die da- 
durch erjchlichene Legitimation für nichtig zu halten, wie Glück Comm. II. 319. 
und Sintenis Civ. NR. $ 138. Note 51. annehmen; vielmehr wird dadurch nur 
ein Antrag auf Zurüdziehung des Legitimationsreffripts begründet; O. A. ©. €. 
1847. bei Strippelmann V. 461. 

15) Vgl. die in Note 3. angef. Gejege und O. A. ©. E. 1842 bei Strippel- 
mann V. 538. Hinfichtlih der durch nachfolgende Ehe, O. A. ©. E. 1801 daf. 
V. 538. und 1847 daf. V. 460. Hinfichtlih der durch Neffript Legitimirten. 
Ueber die Succeffion legitimirter Kinder in Zehn, Stammgüter, Bamilienfidei- 
fommifje und bäuerlihe Kolonatgüter ſ. unten Buch II. 

1) Die kurheſſiſchen Gejege gebrauchen dafür den Ausdruck Anfindung; V. 
som 30. Noveniber 1822. $ 51, Gef. vom 26. Febr. 1841. $ 77, vom 22. Dez. 
1853. $ 74. 

2) Ueber Adoption vgl. Gaertner Med. I. sp. 79, über Arrogation D. X. 
G. D. 1768 bei Kopp Hdb. I. 284. Die Ertheilung der Genehmigung durch 
Pfalzgrafen war durh Gn. Reffr. vom 25. Febr. 1746 bei Ledderhoſe IV: 360 
verboten. 
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nahme an Kindesftatt Iandesherrliche Genehmigung erforderlich ift®), 
welche auf vorgängige Begutachtung des Yuftiz-Minifteriums er 
folgt. Die Grtheilung der Iandesherrlichen Genehmigung ift 
Gnadenſache“). Es iſt daher weder eine Verpflichtung zur Er— 
theilung derfelben vorhanden, wenn die im römischen Recht be 
ftimmten Vorausjfeßungen 5) vorliegen, noch die Befugniß Dazu 
durch den Mangel einer folchen Vorausſetzung ausgeſchloſſen, ſo— 
fern nur diejenigen Erforderniſſe vorhanden find, welche ſich aus 
dem Wejen des in der Annahme ansindesitatt enthaltenen Rechts: 
geſchäfts ergeben. Zu Ießtern Erfordernifjen gehört die Einwilligung 
der betheiligten Perfonen nad) Maßgabe der gemeinrechtlichen Be— 
fimmungen, bei der Arrogation von Minderjährigen nicht allein 
die Zuftimmung des Vormunds, jondern auch ein auf Prüfung 
der Sache gegründeter Ausſpruch der Obervormundichaftsbehörde 9). 
Durch die Annahme an Kindesftatt tritt der Adoptirte zu dem 
Adoptivvater in das Verhältniß eines in gültiger Che erzeugten 
Kindes, während er zu der Ehefrau des Avoptivvaters in Fein 
Rechtsverhäftniß tritt”), wenn nicht die Annahme an Kindesftatt 
von beiden Chegatten erfolgt ift®). Das Erbrecht Der Adoptiv- 
Einder, welches fih auf die Suceefjion in Zehn, Stamm: 
und Fideifommißgüter nicht erjtredt ), kann durch einen mit 


3) V. vom 29. Juni 1821. $ 22. Nr. 4. Nah einem D. ©. Bericht 
vom 22. Okt. 1845, Beder betr., wird diefe Beftimmung von der Praris dahin 
ausgelegt, daß zu allen Ndoptionen landesherrlihe Genehmigung erforderlich fei. 
Gleiche Anſicht iſt ausgefprochen in den Motiven zur Gem. D., Landtagsverh. 
1833. Anl. 133. ©. 15. 

4) V. vom 29. Juni 1821. $ 22. Nr. 4. zählt die Adoption zu ben bie 
Juſtiz betreffenden Gnadenſachen. 

5) Bgl. über dieſe Glück Comm. IL 344 ff. 

6) Han. U. ©. O. V. $ 2. erfordert dies bei arrogationes impuberum. 
Aber auch bei Minderjährigen ift dies Erforderniß anzunehmen, vgl. unten $155. 

7) 1. 23. de adopt. (1, 7). Bei dem Tod des Adoptivvaters hat daher 
nicht deſſen Wittwe, fondern die leibliche Mutter Anſpruch auf Leitung der Ers 
ziehung, Glück Comm. XXX. 160, Burdardi im Archiv VIII. 168. 

8) Dies wird für zuläffig erachtet, auch wenn die Vorausfeßung der 1. 5. 
Cod. de adopt. (8, 48) „in solatium amissorum filiorum“ nicht vorliegt; z. B. 
I. M. B. 1838. Moſebach betr. 

9) Glück Comm. II. 370. 
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der Annahme an Sindesftatt verbundenen Erbvertrag befeftigt 
werben 10), 


1. Birfung. 


§ 127. 
1) Familiengemeinſchaft. 

Die ehelichen Kinder theilen den Namen, Stand ), Wohnfig 
und die dem öffentlichen Nechte angehörigen Verhältniffe) des 
Baterd, Die Eltern haben vermöge des ihnen zuftehenden Er: 
ziehungsrechtes die Befugniß, den Aufenthaltsort des Kindes zu 
beitimmen. Dieſe Befugniß erjcheint 1) bei dem Vater wie das 
Grziehungsrecht al3 ein Ausflug der väterlichen Gewalt ®). Gegen 
das Kind, welches fich der Rüdfehr weigert, fteht dem Vater ein 
Bwangsrecht zu*), welches, jofern nicht Streit über Das Recht des 
Vater obwaltet, auf Antrag deſſelben Durch polizeiliche Hülfe 
geltend gemacht werden Ffann 5). Gegen die Mutter oder Dritte, 
welche das Kind vorenthalten, find Die Interdikte de liberis ex- 
hibendis et ducendis gegeben®). Das eritere ift präparatorifch 


10) Dies bezeichnet Gaertner Med. I. sp. 78. als in Heflen gebräuchlich. 
Der Einkindſchaftsvertrag iſt nit als Adoption aufzufaſſen, Strippelmann 
VII. 301. 

1) Ob die von Adeligen vermittelt Tandesherrlichen Refkripts Legitimirten 
ober Adoptirten adeligen Standes feien, hängt davon ab, ob nah dem Inhalt 
des Reffripts eine Standeserhöhung beabfichtigt ift. Eichhorn Pr. R. S 60. 

2) Bol. über Indigenat V. U. 1831. $ 20, 1852. $ 16, Heufer Ann. IV. 
Of. Th. ©. 16; über Gemeindeangehörigfeit Gem. O. $ 11, 12. Die Berf. 
und Verw. der Gem. ©. 21. 

3) Bgl. $ 128. 1.1.94, 1.3. $ 2. de lib. exhib. (43, 30). O. 4. 
®. €. 1836 bei Strippelmann IV. 1, 114. 

4) Burdardi im Archiv für civ. Pr. VIII. 163. Nicht gegen Dritte oder 
die Mutter, da Zwang gegen dieſe als unerlaubte Selbfthülfe erfcheint, Strippel- 
mann IV. 1, 99. und O. A. G. €. 1831. daſ. 111. 

5) 1. 3. Cod. de patr. pot. (8, 47), O. A. ©. €. 1834. bei Strippel- 
mann IV. 1, 113. ) 

6) Ueber ihre heutige Anwendbarkeit vgl. Kraut Vorm. II. 626, Strippel- 
mann IV. 1, 95ff. Ueber die Unzuläffigfeit der früher anwendbaren Bindifation 
vgl. Kraut a. a. O. Da ein Beſitz des Kindes, ift auch ein Metentionsredht 
oder nominatio auctoris unmöglih, O. A. ©. €. 1834 bei Pfeiffer. V. 307, 
Strippelmann IV. 1, 113, 1836 im Rechtsfreund 1837. ©. 238. und bei 
Strippelmann IV. 1, 114. 
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für das Iehtere und hat den Zweck, dem Stläger Gemwißheit über 
die Identität des Kindes zu verſchaffen; das letztere bezwedt Ent- 
fernung der Hinderniffe, welche der DVerflagte der Wegführung 
des Kindes entgegenjeßt ”). Die Interdikte finden nicht jtatt gegen 
den Ehemann der Tochter). Der Chefrau fteht eine Einrede 
dagegen zu, wenn ihr bei der Ehejcheidung oder Scheidung "von 
Tiſch und Bett oder für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes Die 
Erziehung des Kinds Durch gerichtliche Verfügung überlaffen ift, 
oder wenn nach riehterlichem Ermeſſen erhebliche Gründe vorliegen, 
ihr das Kind zu fiberlaffen ). Dagegen entjpringt eine Ginrede 
weder aus der vertragsmäßigen Ueberlaſſung der Erziehung des 
Kindes 10), noch aus Dem Unvermögen des Waters, dafjelbe zu 
ernähren oder aus dem Umftand, daß dem Berflagten wegen 
Alimentation des Kindes eine Grjakforderung zufteht?4). "Das 
Recht des Vaters, den Aufenthaltsort der Kinder zu beftimmen, 
ift bejchränft Durch die Befugniß Derjelben, durch Begründung eines 
eignen Hausweſens auch gegen den Willen des Vaters Die väter 
fihe Gewalt zu beendigen !'?), 2) Die Mutter iſt nur unter den 
Beichränfungen, unter welchen ihr Das Erziehungsrecht zufteht ?°), 
den Aufenthaltsort des Kindes zu bejtimmen befugt. Sofern ihr 
die Erziehung des Kindes zufommt, ſteht ihr ſowohl gegen den 


7) Es ift dadurch, daß das Kind freiwillig bei dem Verklagten ſich aufhält, 
nicht ausgefchloffen, fofern eine Konfurrenz der Verhinderung der Wegführung 
und der Weigerung des Kindes vorliegt; vgl. das in Note 6. angef. O. A. ©. €. 
1834. Als eine ſolche Verhinderung wurde es angefehn, daß der Berflagte 
den vom Kläger erwirften polizeilichen Befehl zur Verabfolgung des Kindes auf 
abminiftrativem Wege rüdgängig gemacht hatte; ebendaf. 

8) 1.1.95, 1. 2. de lib. exhib. (43, 30). Selbft in dem Falle, daf 
der Dater die Nichtigfeit der Ehe behauptet, fteht demfelben gegen den Entführer 
der Tochter die Erhibitionsflage nicht zu, fo lange deſſen unter ben geſeblichen 
Formen geſchloſſene Ehe nicht für nichtig erflärt it, O. A. ©. €. 1819 in ©. 
Gpftein g. Freudenberg. 

9) Als ſolche Gründe find anerfannt zartes Alter des Kindes und übeles 
Betragen des Vaters, O. A. ©. E. bei Strippelmann IV. 1, 108, 109. 

10) O. A. ©. €. 1834. bei Strippelmann IV. 1, 112 und Pfeiffer V. 307. 

11) ©. X. G. €, 1836. bei —— IV. 1, 115. und Rechtsfreund 
1837. ©. 238. 

12) DBgl. unten $ 136, 

13) Vgl. unten $ 128. 


‘ 
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Vater ald gegen Dritte ein Klagerecht auf Herausgabe deſſelben 
zu 14), 


$. 128, 
2) Erziehungsrecht. 

Das Erziehungsrecht der Eltern umfaßt die Befugniß, die 
religiöje und bürgerliche Erziehung der Kinder zu leiten, mit der 
entjprechenden Verbindlichkeit ?), ihnen eine flandesmäßige ihr 
ſpäteres Fortkommen fichernde Erziehung zu geben. Das Er— 
ziehungsrecht fteht beiden Eltern zu 2); es geftaltet fih aber anders 
bei dem Water ald bei der Mutter in Folge der Stellung des 
Erftern ald Haupt3 der Familie. 

Das Grziehungsrecht des Vaterd wird wie nach römijchem 3), 
fo auch nad; heutigem +) Recht als ein Ausflug. der väterlichen 
Gewalt betrachtet. Aus der Auffallung derjelben als natürlicher 
Bormundichaft >) folgt aber Die Unterordnung des Vaters unter 
die Obervormundfchaft auch Hinfichtlich Der Erziehung. Dieje kann 
dem Vater genommen werden 1) durch obervormundfchaftliche An— 
ordnung, wenn er das Erziehungsrecht mißbraucht ©) oder durch 


14) 1. 2, 3. Cod. de lib. exhib. (8, 8), Glück Comm. II. 268. Puchta 
Band. $ 432. Note g. Sintenis Givilrebt III. 136. Note 42. Kraut Vorm. 
I. 686. O. A. ©. &. 1831. bei Strippelmann IV. 1, 111. Differenzen über 
den Aufenthalt des Kinds zwifchen der Mutter und dem Vormund hat die 
Dbervormundfchaftsbehörde zu entſcheiden, O. A. G. E. 1846, bei Strippelmann 
VI. 7 

1) Diefe liegt, abgefehn von den Erziehungsfoften (vgl. $ 130), außerhalb 
ber Grenzen des Privatrechts. Die darauf bezüglichen Beitimmungen find theils 
firchlicher, theils ftrafrechtlicher Natur, vgl. Presb. DO. 1657. II. $ 2, Konf. 
A. vom 24. April 1794 (N. ©. IV. 207), Kerfting Strafredht 181, 946. 

2) Ein Vertrag der Ehegatten, durch welchen dem Chemann allein die freie 
Verfügung über die Erziehung der Kinder überlaffen wird, ift nicht ungültig, 
O. A. G. €. 1835. in ©. von Zipf. g. von Zipf. 

3) Burchardi im Archiv VIII. 162, 

4) O. A. ©. €. 1843. bei Strippelmann IV. 1, 117. 

5) Bol. unten $ 132. Daraus folgt, daß das Grziehungsreht nur dem 
Vater, nicht aud) dem Großvater zuſteht; anders nad) römishem Recht; Burchardi 
VII. 163. 

6) Burchardi VIN. 175. Das in Note 2. angef. O.A. ©. E. erfennt an, 
daß ungeachtet des Vertrags der betreffenden obrigfeitlichen Behörde die Bes 
fugniß zum Ginfchreiten zuftehe, welches die Ehefrau veranlaffen könne, falls 
der Ehemann fein Recht mißbrauche. 
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Wahnfinn oder andere Umftände gänzlich verhindert ift, die Gr- 
ziehung zu leiten”); 2) Durch gerichtliches Erkenntniß im Fall der 
Eheſcheidung, wenn er für den jchuldigen Theil erklärt wird®), 
oder wenn im Falle einer nicht Durch jeine Schuld herbeigeführten 
Eheſcheidung nad) richterlihem Ermeſſen Gründe vorliegen, die 
Erziehung im Intereſſe des Kindes der Mutter zu übertragen ®); 
3) durch gerichtliche Provifionalverfügung aus gleichen Gründen 
für die Dauer der temporären Scheidung von Tiſch und Bett oder 
des Getrenntlebens der Ehegatten während des Scheidungs— 
prozeſſes 0); 4) durch Sequeftration des Kindes während des 
Scheidungsprozeſſes '). 4 

Die Mutter nimmt an der Erziehung ihrer leiblichen ehelichen 
Kinder Theil, jo lange ihre Ehe mit dem Vater derfelben Dauert !?), 
Ihr Erziehungsrecht ift aber Durch Die Nechte Des Vaters als des 
Haupts der Familie dergeftalt bejchränft, DaB bei Meinungsver- 
fchiedenheiten fein Wille entjcheidet 13), und die Aufgebung des 
Erziehungsrechtd von Seiten des Vaters durch Entlaffung aus der 
väterlichen Gewalt auch dad Erziehungsrecht der Mutter aufhebt. 
Nach dem Tode des Vaters oder wenn demjelben die Erziehung 
abgenommen ift oder wo eine väterliche Gewalt nie beftand, ift 


7) Prodigalitätserflärung ift an fich ein folches Hinderniß nicht, Burchardi 
VIII. 175, 

8) Nov. 117. e.7. O. 4. ©, €. 1777, bei Pfeiffer 8. NR. $ 273. und 
Strippelmann Eheſch. ©. 407. 

9) 1. un, Cod, divort, (5, 24), D. A. ©. €. 1843. bei Strippelmann 
IV. 1, 117. bei einer Chejcheidung durch landesherrliche Dispenfation. Als ein 
folder Grund ıft namentlih anerfannt, daß das Kind wegen zarten Alters bie 
mütterliche Pflege in der Regel vor zurüdgelegtem viertem Lebensjahr nicht ohne 
Nachtheil entbehren Fönne, Strippelmann Eheſch. ©. 409. Aus Rüdjichten für 
das Wohl des Kindes Fann dafjelbe fogar der für den ſchuldigen Theil erklärten 
Mutter belafjen werden, nov. 117. c. 7. 

10) Da bier feiner der Chegatten als fchuldiger Theil bezeichnet werden 
kann, kommen die in Note 9. bezeichneten Grundfäße zur analogen Anwendung, 
O. A. G. E. bei Strippelmann IV. 1, 109, Strippelmann Chef. S. 409 bis 413. 

11) Ueber einen folden Ball vgl. DO. A. ©. 1837 bei Strippelmann IV. 
1, 116. und Heufer Ann, IIL 740, 

12) Damit find adoptirte und durch Reſkript Iegitimirte Kinder des Vaters 
ausgenommen; vgl. oben $ 125, $ 126. Note 7. 


13) Kraus Borm. II. 621, Eichhorn Pr. R. $ 315. Beſeler Pr. R. 
$ 135. Vgl. oben $ 97. Note 6, 
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das Grziehungsrecht der Mutter durch Die Befugniß der Obervor- 
mundjchaft, den Erzieher zu bejtimmen?*), dergeſtalt bejchränkt, 
daß ihr nur ein rechtlicher Anfpruch Darauf zufteht, bei dieſer Be— 
ftimmung nicht ohne genügenden Grund übergangen zu werden ?), 
Sie hat, wenn ihr die Erziehung belaſſen wird, die Stellung eines 
von der Obrigkeit beftellten Grziehers, iſt daher der Mitwirkung 
des Vormunds und wo fie jelbit die Vormundſchaft Führt Der ober: 
vormundjchaftlichen Aufficht unterworfen ! ©). 

Das elterliche Erziehungsrecht ſchließt die Befugniß in fic, 
zu bejtimmen, in welcher Konfeſſion Die Kinder bis zum achtzehnten 
Lebensjahr erzogen werden follen, mit deſſen Vollendung jie Die 
Freiheit erlangen, ihre Konfellion jelbit zu wählen 7); Dieje Be— 
ftimmung fteht bei Angehörigen der bejtehenden chriftlichen Kirchen 
dem Vater mit Ausſchluß der Mutter.‘®),. bei Cheleuten, welche 
feiner diefer Kirchen angehören, dem Water und nad) deſſen Ab- 
leben der Mutter 2%) zu. Die Beftimmung des Vaters it, jofern 
derjelbe einer der beftehenden chriftlichen Kirchen angehört, für Die 
religiöfe Erziehung der Kinder von deren vollendetem fiebentem bis 
zum vollendeten vierzehnten Lebensjahr unabänderlich maßgebend, 
e3 fei denn, daß der Vater ſelbſt zu einer andern chriftlichen Kirche 
überträte 20); bei Eltern, welche Feiner der beſtehenden chriftlichen 
Kirchen angehören, fteht einer Abänderung der getroffenen Beſtim— 
mung nicht3 entgegen ??). Inſoweit hiernach eine Abänderung zus 
läſſig erjcheint, kann eine Beftimmung über die religiöje Erziehung 








14) Diefe Befugniß ift ſchon im römischen Recht begründet, Burchardi 
VIII. 165, und nad ber deutjchrechtlichen Auffaflung der Obervormundſchaft 
unzweifelhaft. 

15) Die Entfcheidung der Obervormundjchaftsbehörde ift im Inſtanzenzug 
anfechtbar, Sintenis Giv. R. II. 136. Note 42, Rechtsfall bei Strippelmann VI.7. 

16) Vgl. unten $ 154. 

17) Pfeiffer 8. R. $ 263. Min. U. vom 18. Aug. 1823. $ 3. Geſ. 
vom 29. Oft. 1848. $ 4. u 

18) V. vom 13. April 1853. $ 4. Aus dem Zufammenhang mit $ 1,2 
und 3, fowie aus $ 4. Nr. 1 „zu einer andern hriftlichen Kirche” ergiebt ſich 
die Befchränfung diefer Beſtimmung auf die drei beſtehenden chriſtlichen Konfeffionen. 

19) Gef. vom 29. Dft. 1848. $ 3. 

20) V. vom 13. April 1853. $ 4. Nr. 1. 

21) Die getroffene Beftimmung foll dem Ortsvorftand angezeigt werden. 
Gef. von 29. Oft. 1848. $ 3. 
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der Kinder nicht vertragsmäßig für unabänderlich erklärt werben, 
insbefondere nicht Durch Vertrag der Ehegatten vor oder nad) Ein- 
gehung ter Ehe22). rfolgt Feine Beitimmung, jo folgen die 
Kinder der Konfeſſion des Vaters ?3). 

In dem Erziehungsrecht ift Die Befugniß enthalten, Den 
künftigen Beruf der Kinder zu beftimmen. Den Eltern fommt es 
daher zu, die Einwilligung zum freiwilligen Eintritt minderjähriger 
Hausföhne in Das aktive Heer?*) und zur Smmatrifulation auf 
der Landesımiverfität 25) zu ertheilen, fie, wenn fie zu einem Hands 
werk beftimmt find, in die Lehre zu thun 2°), Die Kinder, wenn 
e3 den Standesverhältniffen entjpricht, als Geſinde zu vermiethen?”) 
und fie zu ftandesgemäßen häuslichen Dienften zu verwenden ?®), 
für welche die Kinder eine Vergütung nicht fordern Fönnen 2°). 


22) Früher wurde ein folcher Vertrag für gültig erachtet, Neg. U. vom 
27. März 1804 (8. DO. VII. 165), jedoch unter Vorausſetzung fchriftlicher Abs 
fafjung bei Schließung der Che, Regul. vom 17. Sept. 1818. Nr. 3 (©. ©. 
1818. ©. 101). Durh Win. A. vom 18. Aug. 1823. $ 1 und Schlufjag 
wurden ſolche Verträge, fofern fie von den gefeßlichen Beltimmungen über die 
religiöje Erziehung der Kinder abweichen, nur im alle einer Dispenfation des 
Minifteriums des Innern für zuläffig erflärt; vgl. die authent. Intetpretation 
in St. M. B. vom 28. April 1824 (Landt. Verh. 1842. Beil. 87. ©. 2) und 
allerh. Beil. vom 3. San. 1827 in Min. A. vom 20. Dft, 1838 (G.©. 1838. 
©. 70). Endlich erflärte Gef. vom 29. Okt. 1848. $ 3, alle Verträge, wo— 
durch der Vater oder die Mutter fi des Nechts begiebt, die Konfeſſion "es 
Kindes zu beftimmen, für rechtlich unwirkffam, Dieje Beltimmung ift durch V. 
vom 13. April 1853 nicht aufgehoben. 

23) Geſ. vom 29. Oft. 1848, $ 3. V. vom 13. April 1853. $. 4. Nr.2. 
Hierdurch find die Beltimmungen des Altern Rechts aufgehoben, wonach bie 
Söhne der Konfeſſion des Vaters, die Töchter der Konfeffion der Mutter folgen 
follten ; vgl. Reg. U. vom 27. März 1804 (2. D. VIII. 165), Regulativ vom 
17. Sept. 1818. Nr. 3 (6. ©, 1818. ©. 101), Win. 4. vom 18. Auguft 
1823. $ 1, 2, Pfeiffer 8. R. $ 262, 263. 

24) Gef. vom 29. Sept. 1848. $ 31. 

25) Die Einwilligung ift enthalten in dem nah Afad. Gef. vom 10. Dez. 
1819. $ 2. Nr. 4. erforderlichen Mevers, 

26) Zunft-O. 1816. $ 28, 32, 34. 

27) Geſ. ©. 1797. $ 1, 1801. $ 1, 2. 

28) Leyser Med. Sp. 17. med. 2. Glück Comm. II. 266. Marezoll 
Zeitfhr. VII. 273. Die Literatur über diefe Frage ſ. bei Pfeiffer VII. 156. 
Zunft-D. 1816. $ 36, 

29) O. A. ©. E. 1778. in Dec. Cass. IH.109, Pfeiffer VII. 158. Gegen 


die hier angenommene Auffafjung ber Sefelenbienfe als häuslicher Dienfte ſ. 
Note 30, 31. 
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Dagegen Fönnen Hausjöhne, welche als zünftige Gefellen bei dem 
Vater oder bei der Mutter als Meifterswittwe in Arbeit ftehen, 
zwar nicht den gewöhnlichen Gejellenlohn, aber eine angemefjene 
billige Vergütung verlangen, wenn fie mehr ald ihren Unterhalt 
den Eltern erwerben 30), und nach dem Gerichtsgebrauche Haus: 
finder überhaupt für gewerbliche Dienfte, durch welche den Eltern 
der Vortheil erwächſt, des Gebrauchs bezahlter Dienftleiftungen 
überhoben zu werden, aud) ohne bejondere Verabredung eine ange: 
mejjene Vergütung fordern®), jofern die Dienfte nicht aus perſön— 
licher Nüdficht auf die Eltern geleiftet worden find 32), und der 
Werth derjelben den Betrag des dem Hausfinde gewährten Unter: 
halts überfteigt. 

Das Züchtigungsrecht der Eltern ift gejeßlich anerfannt 33), 
vorbehaltlich der Beftrafung derjelben wegen einer die Grenzen 
mäßiger Züchtigung überjchreitenden Mißhandlung des Kindes, Die 
früher zuläffige 34) Unterbringung von Kindern im Zuchthaufe auf 
Antrag und Koften der Eltern ohne gerichtliches Erkenntniß findet, 
da die Zuchthäufer jegt nur Strafanftalten find, nach ftrafrechtlichen 
Grundjäßen nicht mehr Anwendung 35). 


g 129. 
3) Verpflichtung der Kinder zur Ehrerbietung. 


Die fittlihe Verpflichtung der Kinder zur Chrerbietung gegen 
die Eltern ift infofern zugleich eine rechtliche, als die Hintanfeßung 
derjelben mit rechtlichen Nachtheilen bedroht ift, und den Kindern 
einzelne Rechtsmittel als unvereinbar mit der Pflicht Der Ehrerbietung 


30) Zunft:D. 1816. 8 108. 

31) O. A. ©. E. 1839. bei Pfeiffer VII. 162. Nr. 15. Es kommen dabei 
bie allgemeinen Grundfäße über die Vergütung der ohne befonderes Lohnverſprechen 
geleifteten Dienfte zur Anwendung; vgl. über diefe Pfeiffer VIL. 151 ff. 

32) O. A. ©. E. 1825. bei Pfeiffer VII. 160. Nr. 5. 

33) Die erforderliche Züchtigung ift den Eltern fogar zur Pflicht gemacht. 
Ref. D. vom 3. Juni 1543. $ 1 (2. O. I. 128), von 1656. IX. $ 9 (L. ©. 
II. 415). 

34) Zuchthaus-O. vom 1. Sept. 1720. $ 4 (2. O. IU. 833). Vgl. dazu 
l. 3. Cod. de patr. pot. (8, 47). 

35) Vgl. Kerfling Strafrecht $ 4. 
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gegenüber den Eltern verjagt find. Bon dieſen Wirkungen gehören 
den Privatrecht?) insbeſondere folgende an: 1) Den Kindern fteht 
die Sinjurienklage gegen Die Eltern wegen Handlungen, welche 
während der väterlichen Gewalt begangen find, überhaupt nicht 
und wegen der nach Beendigung der väterlichen Gewalt begangenen 
Injurien nur dann zu, wenn Diejelben in jchweren Thätlichfeiten 
beftanden ?). 2) Der Mangel des elterlichen Heirathskonſenſes, 
welchen einzuholen Die Kinder in Folge der den Eltern jchuldigen 
Ehrerbietung verpflichtet find, ift ein auffchiebendes Ehehinderniß?). 
Die Einwilligung darf jedoch von den Eltern, wenn fie in gezie- 
mender Weiſe nachgefucht worden ift*), nur aus erheblichen Gründen 
verweigert 5) und, wenn fie ertheilt worden ift, nur wegen fpäter 
eingetretener erheblicher Gründe zurüdigenonmen werden 6), Al 
genügende Gründe der Konjensverweigerung find gefeßlich anerkannt: 
Verleitung zum Cheverjprechen durch Lift, Standesungleichheit, 
leichtfertiges Leben und jchlechter Leumund, efelerregende erbliche 
Krankheit”). Diefe Aufzählung von Gründen ift nicht erjchöpfend; 
vielmehr genügen aucd andere nad) richterlichem Ermeſſen für ers 
heblich eracytete®). Als Gründe, welche die Bejorgniß einer 


1) Außer Betracht bleiben hier die firafrechtlichen, vgl. Kerfting Strafrecht 
S. 524, und prozeſſualiſchen, namentlih in Betreff des Zeugnijjes, des Ka— 
Jumnieneides und der NRechtswohlthat der Kompetenz. 

2) 1.7. $ 3. de injur. (47, 10). Da die Berurtheilung wegen Injurien 
die Infamie nicht mehr zur Folge hat (vgl. oben $ 49), erjcheint I. 2. pr. de 
obseq. par. (37, 15) nicht mehr anwendbar. Aus der Vorfchrift in B. vom 
14. Aug. 1799, daß Kinder, welche von den Eltern über die Gebühr beleidigt 
zu fein glauben, nicht ſelbſt Recht nehmen, fondern die Entſcheidung der Obrig- 
feit überlafjen follen, Fann die Aufhebung der im römischen Recht enthaltenen 
Beichränfung der Injurienklage gegen die Eltern nicht gefolgert werben. 

3) Vgl. oben $ 92. Nr. 7, $ 99. Note 21, Schaumb. Pol. DO. IV. $ 5. 

4), O. A. ©. €. 1831. bei Pfeiffer V. 162. 

5) 1. 19, de ritu nupt. (23, 2). Ref. O. 1656. X. $5. Schaumb. 
Pol. D. IV. $ 2. Mainz. V. vom 23. Febr. 1784 (Kerfting 1173). V. vom 
28. Dez. 1829. $ 27. Nr. 2. 

6) Dec. Cass. II, 280. O. A. ©. €. 1831. bei Pfeiffer V. 162; vgl. auch 
Pfeiffer V. 151. 

7) Ref. D. 1656. X. $5. Schaumb. Bol. DO. IV. $ 2. Bol. Heufer 
Ann. II. 419. 

8) Dec. Cass. II. 227. nr. 1. O. A. ©. E. 1844. in ©. Kalbhenn g. 
Kalbhenn. 
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unglüdlichen Ehe, mithin die Verweigerung der Einwilligung recht— 
fertigen, find durch den Gerichtsgebraudy anerkannt: Unfähigkeit, 
eine Familie ftandesgemäß zu unterhalten?) oder einem Hausweſen 
vorzuftehn ?°), Dagegen als nicht genügende Gründe: Jugend der 
Verlobten bei vorhandenem gejeglichem Heirathsalter?), Belei- 
digungen oder Drohungen des Kindes gegen die Eltern!?), fleifch- 
licher Umgang der Verlobten miteinander!3), Teichtfertiger Umgang 
des andern Berlobten mit Dritten, jofern Das Kind, weldyes Die 
elterlihe Einwilligung nachjucht, mit Erfterem nachher ein Kind 
erzeugt hat oder beide ſich gleicher Leichtfertigkeit ſchuldig gemacht 
haben !*). Die Einwilligung der Eltern fann, wenn fie ohne 
erheblichen Grund verweigert wird, gerichtlich jupplirt werben +5), 
Dies gejchieht im Wege der ftreitigen Gerichtsbarkeit (6) auf die 
Klage des betheiligten Kindest?) gegen Die Eltern durch Erkenntnif, 
in welchem nicht die Verurtheilung der Eltern zur Grtheilung der 
Einwilligung auszujprechen, jondern letztere von Nichteramts wegen 
zu ertheilen ift. Bei der richterlichen Beurtheilung, ob Gründe 
zur Konſensverweigerung vorliegen, kommen nur die zur Zeit der 
Klage beitehenden Verhältniſſe in Betracht !®), und es befteht, 





9) Dec. Cass. II. 227. O. 2. ©. 6. bei Pfeiffer V. 158, 161. 

10) O. A. G. €. bei Pfeiffer V. 158, Heufer Ann. III. 421; namentlich 
verfchwenderifche Lebensweiſe, Dec. Cass. III. 10. 

11) O. A. ©. E. 1847. in ©. Reuter g. Meuterfchen Kurat. 

12) Pfeiffer K. R. $ 232. Note l. O. A. ©. €. 1831. bei Pfeiffer V. 162, 
1844. in S. Kalbhenn g. Kalbhenn. 

13) D. A. ©. E. bei Heufer Ann. II. 421. 

14) O. A. ©. ©. 1844. in ©. Kalbhenn g. Kalbhenn. 

15) Vgl. (Engelhard) Verſuch über den wahren Begriff der Ehe ©. 172. 
Gaertner D. de supplendo consensu in sponsalibus sec. jus comm, et Hass, 
Marb. 1789. Bfeiffer 8. NR. $ 232. Pfeiffer V. 148 fi. 

16) Ueber die Kompetenz vgl. Henkel ©. 162. und Pfeiffer V. 158. 

17) Nicht des andern Verlobten, Gaertiner 1. c. $ 34, Pfeiffer 8. R- 
$ 232. Note m. Unpafjend bezeichnet Gaertuer 1. c. das Rechtsmittel als pro- 
vocatio ex 1. Diffam. 

18) Zur Begründung der Klage gehört die Darlegung der abgefehn von 
elterlichen Konfens zur Berehelichung erforderlichen Borausjegungen, deren Beweis 
im Fall des Leugnens dem Fagenden Kind obliegt, 3. B. Hinjichtlich des Be— 
figes der nöthigen Subftjtenzmittel, DO. A. ©. €. 1828. bei Pfeiffer V. 161. 
Dagegen ftellen fi die Einwendungen der Eltern, wenn biefe fi nicht darauf 
beichränfen, die gedachten Borausjegungen zu leugnen, ald Ginreden bar, deren 
Beweis ihnen obliegt. 


492 Duch 1. Kap. 3. Elternrecht. 


wenn unter biefen Verhaͤltniſſen die Verweigerung gerechtfertigt ift, 
feine Verpflichtung der Eltern, ihre Einwilligung eventuell für den 
Fall einer Veränderung derjelben im Voraus zu erflären 9). 
3) Zu den durd) Das gemeine Recht beftimmten Enterbungsgründen?®) 
hat das Partifularrecht in Altheffen noch Die Verehelichung wider 
den Willen der Eltern gefügt, welche Letztere auch von der Dotas 
tionspflicht befreit 2°). Dieſe Nachtheile treten nicht ein, wenn der 
Heirathsfonjend aus ungenügenden Gründen verweigert und Durch 
das Gericht jupplirt worden ift. 4) Kinder Fönnen den Manifefta- 
tiongeid auch in Fällen, wo derjelbe jonft ohne Darlegung ob» 
waltenden Verdachts der Verheimlichung begehrt werden kann 22), 
von den Eltern wegen der ihnen jehuldigen Ehrerbietung nur dann 
fordern, wenn fie Umftände darlegen, welche den Verdacht Der 
Berheimlichung von Seiten der Eltern rechtfertigen 2°), 


§ 130. 
4) Verpflihtung zur Lebensverforgung. 


Alzendenten und Dejzendenten aller Grade find gegenfeitig 
lebenslänglich- alimentationspflichtig ?). Dieſe Verpflichtung beruht 
auf der Verwandtſchaft; fie ift daher Durch die Fortdauer der 
väterlichen Gewalt nicht bedingt ?) und erſtreckt fich nicht auf Die 


19) O. A. G. €, 1844. in S. Wertheim g. Wertheim in Anwendung auf 
jübifche Eltern, welche wegen bes beftehenden Verbots (vgl. oben $ 96. Note 2) 
die Ginwilligung zur Verheirathung ihrer Tochter mit einem Chriften verfagten. 

20) Nov. 115. c. 3. Ger. O. 1497. $ 35. Solmſ. &. 9. I. 23. $ 15. 
Schaumb, Bol. DO. XI. $ 6. Mainz. 2. R. XII. $ 8. 

21) Ref. DO. 1656. X. $ 55 vgl. damit Kayf. Erflärung vom 30. Juni 
1548. XXI. $ 10 (N. ©. der Reichs-Abſch. IL. 565). 

22) VBgl. Etrippelmann II. 2, 6 und 79, Heufer Ann. II. 490. 

23) Als folche Umftände find. in Fällen, wo es fih um Herausgabe der 
mütterlihen Erbichaft von dem Vater an die Kinder handelte, anerfannt: Nach— 
weifung erheblicher Defefte, Dec. Cass. II. 242, Kaſſ. O. G. B. 1822, in ©. 
Bechſtedt g. Bechitedt; Wiederverheiratfung ohne Errichtung des vorgeichriebenen 
Inventars, Dec. Cass. II. 177, O. A. ©. &. 1775. bei Strippelmann IV. 1, 37. 

1) 1. 5. de agnosc. et alend. lib. (25, 3), 1. 8. $ 4. Cod. de bon. quae 
lib. (6, 61). Es ift hier nur von ber ehelichen Verwandtichaft die Rede; über 
die Alimentation unehelicher Kinder vgl. unten Kap. 5. 

2) 1.5. $ 1. de agnosc. et alend. lib, (25, 3). 
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Schwägerjhaft?). Unter mehreren alimentationspflichtigen Wer 
wandten ift der im Grade nächite zunächft verpflichtet). Gin 
Anſpruch auf Alimentation fteht Afzendenten und Defzendenten ver: 
möge des Geſetzes nur injoweit zu, als fie nad) ihren Vermögens— 
und Erwerböverhältniffen fich jelbft zu unterhalten außer Stande 
find 5); die Fähigkeit, den Lebensunterhalt durch eigene Thätigkeit 
zu erwerben, ift bei jedem, der die Jahre der Selbftftändigfeit er: 
reicht oder eine zum Erwerb des Unterhalt3 geeignete Bejchäftigung 
erlernt hat, fo lange anzunehmen, als er nicht befondere in feiner 
Perjon oder in äußeren Umftänden beftehende Hinderniffe darlegt, 
aus Denen die Unmöglichkeit der eigenen Erhaltung fich ergiebt °). 
Die Pflicht der Alimentation erftredt fih auf alle ftändigen und 
außerordentlichen Lebensbedürfniffe?);.der Umfang derſelben hängt 
von dem Bebürfniß des Berechtigten und der Fähigkeit des Ver— 
pflichteten fie zu leiften ab®). ' 

Die Alimentation der Defzendenten liegt zunächſt dem Water 
als ein Beftandtheil der ehelichen Laften, ſubſidiär im Falle des 


3) Insbeſondere nicht auf Schwiegereltern und GStiefeltern; O. A. ©. E. 
1842. bei Strippelmann II. 2, 87. Die Eltern find zwar verpflichtet, auch die 
Ehefrau des mit elterlicher Cinwilligung verheiratheten Sohnes zu unterhalten, 
1. 20. $ 2. fam. ercisc. (10, 2), Dec. Cass. I. 177, O. A. ©. €. 1845. bei 
Strippelmann IV. 1, 1595 dieſe Berbindlichkeit beruht aber darauf, daß zur 
Aliimentation des Sohnes die Beftreitung der ihm obliegenden ehelichen Laften 
gehört, val. 1. 5. $ 12. de agnosc. et alend. lib. (25, 3). 

4) Die Mutter daher vor den Großeltern väterliher Seite. Bol. über 
diefe beftrittene Frage Glück Comm. XXVIII. 209 ff., Puchta Pand. $ 316, 
Arndts Pand. $ 348, Sintenis Civ. R. II. ©. 139, 141. 

5) 1.5. $ 7. de agnosc. et alend. lib. (25, 3), 1. 8. $ 4. in f, Cod. 
de bon, quae lib (6, 61), Die Darlegung des Bedürfniffes, alimentirt zu 
werden, bildet ein Grforderniß der Klagbegründung, O. A. ©. €. 1853. bei 
Heufer Ann. I. 135. 

6) O. A. G. E. 1822. in ©. von Drach g. von Drach, 1853 bei Heufer 
Ann. I. 135. 

7) Bol. im Allgemeinen über Alimente Buch III. 

8) Zur: Rechtfertigung des geforderten Quantums ift die Angabe der Ber: 
mögens- und Erwerbsverhältniffe des Verklagten in der Klage erforderlih. Die 
Fähigfeit dejjelben wird auch dann angenommen, wenn er in partifulärer ehelicher 
Gütergemeinfchaft und in ſolchen DBermögensverhältnifien lebt, daß cin Aufwand 
aus der Errungenjhaftsmafle nad) Dedung der‘ Bedürfnifje der Ehegatten zum 
Zweck der Alimentation möglih ift, DO. A. ©. E. 1842. bei Strippelmann 
III. 2, 86. i An 
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Todes oder der Inſolvenz des Vaterd der Mutter 06). Diejes 
Verhältnig erleidet Feine Veränderung, wenn die Kinder im Falle 
der Ehejcheidung oder Scheidung von Tiich und Bett oder während 
des Scheidungsprozefjed bei der vom Ghemann getrennt lebenden 
Mutter erzogen werben ’0); ſelbſt Dann, wenn Xeßtere bei ber 
Eheſcheidung der allein jchuldige Theil ift 2) oder die Schuld 
beide Ehegatten trifft 22), tritt ihre Verpflichtung zur Alimentation 
der Rinder nur fubfidiär ein. Die Pflicht der Eltern zur Ver—⸗ 
forgung der Kinder begreift außer den Alimenten im engern Sinn: 
4) die Koften der Erziehung und des Unterricht3 +3), insbejondere 
die Koften eined Studiums, welches ald Worbereitung zu einem 
Stande dient, zu dem das Kind von den Eltern beftimmt worden ift! *); 








9) Ueber den Anspruch der Mutter gegen den Vater wegen Erfabes der von 
ihr aufgewendeten Alimente vgl. 1. 5. $ 14. de agnosc, et alend. lib. (25, 3). 
Dritten, 3. B. Großeltern, fteht diefer Erjaganfpruch gegen den Bater auch dann 
zu, wenn ihnen die DBerpflegung bes Kindes nicht unmittelbar vom Vater, 
fondern von der Mutter anvertraut ift, O. A. ©. E. 1836. im Rechtsfr. 1837. 
©. 239. 

10) Die Rüdgabe der Illaten, weldhe den Ehemann unter Umftänden (vgl. 
oben $ 97. Note 42) von der Alimentation der Ehefrau befreit, hebt feine Ver— 
pflihtung zur Alimentation der Kinder nicht auf, O. A. G. E. 1798. bei Pfeiffer 
K. R. $ 543. Note a, Strippelmann Eheſch. ©. 407. 

11) A. M. Pfeiffer K. R. $ 543, welcher annimmt, daß die Kinder bei 
bem unfchuldigen au Koften des jchuldigen Theile zu erziehen fein. Vgl. da- 
gegen nov. 117. c. 7 „apud patrem maneant filii et alantur“, Der Zufaß der 
Auth. ad l. un. Cod. divort. fact. (5, 24) „matris locupletis expensis“ ent- 
fpricht dem Inhalt der nov; 117. nit, und die von Pfeiffer a. a. O. zum 
Beleg angeführten O. A. ©. €. betreffen Bälle, wo der Vater der ſchuldige Theil 
war; vgl. Strippelmann Eheſch. S. 407. 

12) In einem Ball diefer Art wurde die Mutter für verpflichtet erflärt, 
zur Alimentation beizutragen, foweit fie das Ihrige nicht zum eigenen Unterhalt 
bedürfe, O. A. ©. E. 1818. bei Strippelmann IV. 1, 107. Allein wenn die 
Ehefrau fogar dann, wenn fie allein fchuldiger Theil ift, nur fubfiviär alimenta= 
tionspflichtig ift (j. Note 11), fo muß daffelde um fo mehr angenommen werben, 
wenn die Schuld beide Ehegatten trifft. 

13) Glück Comm. XXVIU. 54. Savigny Syftem IL. 119, 

14) O. A. G. E. 1854. bei Heufer Ann. I. 445. Das von den Eltern 
zum Unterricht in einer Wiſſenſchaft oder Kunſt für die Kinder Verwendete unters 
liegt der Kollation bei der Grbvertheilung nur infoweit es von Erftern ausdrücklich 
beitimmt ift, 1. 50. fam. ereisc. (10, 2), O. A. ©. €. 1770. bei Kopp Handb. 
1. 152, 1827 im Rechtsfreund 1837 S. 71. und Heufer Ann. II. 253, 1849 in 
Heufer Ann. I. 217, Mainz. 2. R. XVII. $ 3. 
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2) die Dotation der Töchter 5), welche, wenn Lebtere nicht 
hinreichendes eigenes Vermögen beſitzen 10), dem Water oder väter: 
lichen Großvater 17), jubfidiär der Mutter unter der Vorausſetzung 
obliegt, daß Die Ehe mit elterlicher Einwilligung eingegangen wird1®), 
Dagegen liegt den Eltern 3) weder nad) gemeinem noch nad) Eur: 
heſſiſchem Nechte Die Verbindlichkeit ob, die Kinder zur Anlegung 
eines jelbititändigen Haushalts, insbejondere die Söhne bei der 
Verheirathung auszuftatten 19). 


Zweiter Abſchnitt. 
väterliche Gewalt. 


$ 131. 
I. Entftehung. 


Die väterliche Gewalt entfteht wie das Elternrecht durch ehe- 
liche Abftammung ?), Legitimation ?) und Adoption; bei Abftammung 





15) Ueber die Auffaffung ber Dotation als einer Form der Alimentation 
vgl. Savigny Syftem II. 120. Unter Dotationspfliht im Allgemeinen vgl. 
Bud II. 

16) Das Vermögen des Schwiegerfohns Fommt hierbei auch da nicht in 
Betracht, wo allgemeine Gütergemeinfhaft gilt, O.A.G.E. 1821 bei Strippel- 
mann IV. 1, 18. 

17) Ohne NRüdfiht auf die Fortdauer der yäterlihen Gewalt, indem bie 
Dotationspflicht auf dem paternum officium pietatis beruht, O. A. ©. €. 1843 
bei Strippelmann IV. 1, 21. | 

18) Vgl. oben $ 129. Note 24. Nichterlihe Ergänzung der elterlichen 
Einwilligung fteht diefer gleich, O. A. G. E. 1821. bei Strippelmann IV. 1, 18. 

19) Die entgegengefegte Annahme von Glück Comm. II. 450. beruht auf 
feiner gefeßlichen Beftimmung. Ueber die mit dem Beifit verbundene Verpflichtung 
zur Ausſtattung der Kinder vgl. oben $ 117. Note 38, $ 119. Note 22, 23, 
$ 120. Note 21, $ 121. Note 4, unten $ 136. Note 17, 

1) Ueber 'väterliche Gewalt bei Brautfindern vgl. oben $ 93. Note 24, bei 
andern unehelichen Kindern unten $ 164. 

2) Ohne genügenden Grund leugnet dies Strippelmann V. 539. hinſichtlich 
ber Legitimation durch Neffript. Das von ihm in Bezug genommene, dem 
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und Legitimation. Durch nachfolgende Ehe ift fie mit der Geburt 
und Abjchließung Der Che von jelbjt gegeben ®), bei. Legitimation 
durch Nejfript und Adoption mit der Behändigung oder Eröffnung 
der dazu erforderlichen Iandesherrlichen Entſchließung. Gegen 
denjenigen, über welchen Die väterliche Gewalt in Anſpruch ge 
nommen wird, findet eine Klage auf Anerfennung derjelben +), und 
gegen denjenigen, welcher diejelbe in Anſpruch nimmt, eine Klage 
auf Anerkennung der Freiheit von der väterlichen Gewalt 5) ftatt. 
Iſt die Entftehung der väterlichen Gewalt erwiefen, jo bedarf die 
Fortdauer Feines Beweijes; vielmehr ift Die Fortdauer derjelben 
bis zum Tode des Waters anzunehmen, jo lange nicht Thatjachen 
nachgewiefen werben, aus denen Die frühere Beendigung fich er- 
giebt ©). 


I. Wirfung. 
A. Berfönliche Verhältniſſe. 


$ 132. 
1) Bei minderjährigen Hausfindern. 


Die väterliche Gewalt über die minderjährigen Kinder. wird 
nach kurheſſiſchem Recht als natürliche Vormundſchaft aufgefaßt?). 


G. R. B. vom 30. Nov. 1784 (N. S. III. 606) zum Grund liegende Konſ. 
Gutachten vom 11. Nov. 1784, welches das Succeſſionsrecht der Legitimirten 
und bie väterliche Gewalt über diejelben verneint, bezieht ſich auf die legitimatio 
minus plena, welche blos den Mafel der unehelichen Geburt tilgte und heutigen 
Tags nidyt mehr vorfommi, vgl. Kopp Handb. VI. 266. und oben $ 125. Note1. 

3) Der Meinung von Puchta Borl. $ 440. und Gintenis Civ. NR. $ 138. 
Note 54, der ſich aud Strippelmann V. 539 anſchließt, daß zur Unterwerfung 
der Kinder unter die väterlihe Gewalt bei der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe deren Einwilligung erforderlich fei, fteht entgegen,- daß nad) c. 6. X. qui 
filii sint legit. (4, 17) die Legitimation mit der Ehe von felbit eintritt und 
weder die Eltern noch die Kinder diefe Folge zu hindern befugt find; vgl. Kraut 
Vorm. II. 643, 

4)1.1.$ 2. de R. V. (6, 1). Bgl. zu bdiefer Stelle Savigny Syftem 
V. 21. und. Sintenis Grläut. über verſch. Lehren des Givil-Proz. I. 232, 

5) Puchta Band. $ 121. Note b. Arndts Band. $ 428. Sintenis Civ. 
N. II. $ 140. Note 7 und 8. 

6) Bol. die bei Strippelmann V. 540, Note21 und 22. angef. O. A. ©. E., 
auch Strippelmann V. 351. 

1) Diefe Auffafjung findet fih fon im Landr. Entw. bei Geife IV. 18, 9 
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Diefe Auffaffung ift ohne Einfluß auf die Wirkungen der väter 
lihen Gewalt, welche in Rechten am Vermögen der Kinder be 
ftehen oder erft mit dem Tode des Vater oder der Kinder Wirk: 
jamfeit äußern?). Dagegen ergeben fi) daraus in Betreff der 
perjönlichen Berhältniffe der Hausfinder folgende Abweichungen vom 
römischen Net: 14) Die natürliche Vormundſchaft beruht auf der 
Baterjchaft, nicht auf der väterlichen Gewalt. Sie fteht daher dem 
Bater über die minderjährigen Kinder auch nad) der Emanzipation ®), 
dagegen dem väterlichen Großvater ungeachtet feiner väterlichen 
Gewalt über Die Enfel niemals zu). 2) Minderjährige Haus- 
finder ftehen binfichtlich der Handlungsfähigkeit andern Minder- 
jährigen gleih. Sie können daher ohne Zuftimmung des Vaters 


— — — 


„und ob dann wohl derſelbige Vater ſeiner Kinder legitimus tutor von Rechts 
wegen iſt“. Ebenſo im Marb. Reg. A. vom 24. Aug. 1786. $ 6. Nach J. O. 
für Fulda 1816. $ 59. vertritt die väterliche Gewalt die Stelle der Vormund— 
ſchaft; daſſelbe ſpricht D. U. ©. €. 1839. bei GStrippelmann V. 137. aus. 
O. A. G. E. 1826. daf. V. 585. bezeichnet den Vater als natürlichen Bormund ; 
ebenfo If. B. Reg. AU. vom 6. Sept. 1766. $ 4. 

2) Insbefondere der ipso jure eintretende Erwerb der väterlichen Erbſchaft, 
die Bupillarfubflitution, die teftamentarifche Bormundsernennung, die Beichränfung 
der Teftamentifaftio. 

3) O. A. ©. E. 1826. bei Strippelmann V. 585. 

4) Reg. N. vom 9. Mai 1805 (N. ©. IV. 454) erflärt für den Fall, 
daß „die Enfel in die großväterliche Gewalt zurüdfallen“ die befondere Beftellung 
eines Vormunds und Erridtung eines Inventars für erforderlih. Der Aus: 
legung, welche Meverfeld in der Zeitjchr. von Böhmer, Bopp und Jäger ©. 512 
diefem Neffript dahin giebt, daß dafjelbe nur von dem Fall zu verftehen fei, 
wo der Sohn bereits sui juris ift, der Großvater daher feine patria potestas 
über den Enfel bat, fteht der Ausdrud „in die Gewalt des Grofvaters zurück— 
fallen” entgegen. Nah älterm deutichem Recht ftand dem Großvater die Vor— 
mundfchaft über die Enfel bei Lebzeiten des Vaters nicht zu, da feine Vor— 
mundjchaft über den Vater mit defjen Verheirathung erlofh, Kraut Borm. I. 164 
1I. 172; nad dem Tode des Vaters aber war er als nächſter Schwertmage zur 
Vormundſchaft über den Enkel berufen, Kraut Borm. I. 166. Diejen Grunds 
fäßen gemäß ift gegenwärtig der Vater, auch wenn er noch unter väterlicher 
Gewalt fteht, natürlicher Vormund feiner Kinder, und der Großvater nach des 
Vaters Tode gleich andern Verwandten nur in Folge gerichtlicher Beſtellung 
Dormund der Enkel. 3. O. für Fulda 1816. $ 58. Nr. 1. flimmt hiermit 
überein. 


I. 32 
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ſich weder gültig verpflichten *) noch Erbſchaften erwerben‘). Ber 
träge minderjähriger Hauskinder mit dem Bater?) oder minder: 
jähriger Hauskinder untereinander mit Genehmigung des Vaters ®) 
find ungültig, fofern nicht ein von dem zuftändigen Gerichte 
dem Kinde, welches von dem Vater nicht vertreten werben 
fann, ad hoc beigeorbneter Kurator die Zuftimmung zum Ver: 
trag ertheilt). 3) Der Vater fteht hinſichtlich der Befugniß' 
zur Vertretung jeiner minderjährigen Sinder dem Altersvor— 
mund gleich; er ift Daher befugt, ohne BZuziehung des minder: 
jährigen Kindes 79) Namens defjelben Berträge zu jchließen 1*), 
Grbjchaften anzutreten 2) und in allen perfönlichen und Vermögens: 
angelegenheiten vor Gericht aufzutreten :°). 4) Die obervormund- 
ſchaftliche Aufficht erſtreckt ſich auch auf die natürliche Vormund— 





5) Vgl. oben $ 45 und unten $ 154. Ueber die Ausnahme, welche eins 
tritt, wenn der Minderjährige zur Ausübung einer Kunft oder eines Gewerbes 
öffentlich autorifirt ift oder ſich für volljährig ausgiebt, vgl. $154. Note 31, 32; 
über die exceptio Scti Macedoniani bei Gelddarlehn an minderjährige Haus: 
finder vgl. Buch II. 

6) 1. 8. pr. de acq. hered. (29, 2), nad) heutigem Recht auch auf Minder- 
jährige, welche die Pubertät erreicht haben, anwendbar; vgl. oben s 45. und 
Kraut Vorm. II. 629. 

7) O. A. G. €. 1849. bei Strippelmann V. 658. 

8) O. A. G. E. 1847. bei Strippelmann V. 141. 

9) Zuftändig ift nur das obervormundſchaftliche Gericht, DO. A. ©. E. 1839 
bei Strippelmann V. 596, 

10) Vorbehaltlich der Neftitution, welche dem minderjährigen Hauskinde 
gleich andern Minderjährigen zufteht; vgl. unten $ 154. 

11) Thatfählihe Vorausfegung ift, daß der Vater in der Abficht handelt, 
nicht fi, fondern das Kind zu verpflichten; vgl. 3. B. über einen in Bezug 
auf den Sohn abgejchloffenen Militärftellvertretungsvertrag O. A. G. E. 1843 
bei Strippelmann V. 601. 

12) Nicht blos während ber infantia des Kindes, 1. 18. pr. Cod. de jure 
delib. (6, 30), fondern wie jeder Vormund überhaupt während der Minder- 
jährigfeit; Sintenis Civ. R. II. 509. Note 8, Strippelmann V. 375, unten 
$ 154. Don dem in 1. 8. pr. Cod. de bon. quae lib. (6, 61) vorausgejegten 
Falle der Antretung oder Ausfchlagung der Erbichaft durch das Hauskind wider 
den Willen des Baters kann während der Minderjährigfeit deſſelben nah Nete 6 
feine Rede fein. Ueber die Frage, inwiefern die Ausübung des väterlichen 
Nießbrauchs am mütterlihen Nachlaß die Antretung der Erbjchaft Namens des 
Kindes enthalte, vgl. D. U. ©. €. 1836 und 1839 bei Henkel S. 530, 531, 
Strippelmann V. 374, 590, Heufer Ann. I. 454. 

13) O. 4. ©. ©. bei Strippelmann IV. 2, 50, V. 586. 
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Ihaft des Vaters. Zwar findet weder eine Beftellung deſſelben 
von Seiten der Obrigkeit ftatt, noch ift er zur Inventarerrichtung 
und Necnungsftellung verpflichtet. Dagegen tritt die Obervor- 
mundjchaftsbehörde in folgenden Fällen in Thätigkeit: a) Zur Ver: 
Außerung und Verpfändung von Immobilien minderjähriger Haus- 
finder bedarf es in gleicher Weiſe wie bei den unter Vormundſchaft 
ftehenden Wiinderjährigen des obervormundjchaftlichen Konfenjes 14). 
b) Das bei der Wiederverheivathung des Vaters zu errichtende 
Inventar ift von der Obervormundjchaftsbehörde zu prüfen und 
bei derjelben aufzubewahren ?5). ec) Iſt der Vater an Ausübung 
der VBormundjchaft über feine Kinder überhaupt!®) oder an der 
Sermögensverwaltung im Allgemeinen 17) oder hinfichtlich einzelner 
Nermögenstheile '®) oder an der Vertretung der Kinder in eins 
zelnen Fällen 2°) verhindert, jo hat Die Obervormundfchaftsbehörde 
auf Antrag oder von Amtswegen für anderweite Bevormundung 
der Kinder im Umfang der Verhinderung des Vaters zu forgen, 
daher zur VBermögensverwaltung eine Kuratel anzuordnen 2°) und 
zur Vertretung der Kinder in einzelnen DVBerhinderungsfällen einen 
Kurator ad hoc zu beſtellen?“). d) Wenn der Vater fein Er— 
ziehungsvecht mißbraucht oder Durch übeln Haushalt das Vermögen 
der Stinder gefährdet, jo bat die Obervormundjchaftsbehörde auf 
Antrag oder von Amtswegen die im Intereſſe der Kinder er- 
forderlichen Maßregeln zu ergreifen, namentlich im erftern Fall Die 
Grziehung dem Vater abzunehmen und einem von ihr beftimmten 


14) Marb. Neg. A. vom 24. Aug. 1786. $ 6. 3. DO. für Fulda 1816, 
$ 83. O. A. ©. €. bei Strippelmann V. 579 fi. 

15) Vgl. oben $ 122. Die früher übliche Beftellung eines Vormunds für 
die Kinder voriger Ehe bei der Wiederverheirathung des Vaters ift abgeftellt 
durch M. Neg. X. vom 23. April 1789 (2. O. VII. 340). 

16) 3. B. durch Wahnfinn, Krankheit, Haft, Abwefenheit, 3. D. für 
Fulda 1816. $ 58, Strippelmann V. 604. 

17) Namentlich wegen Interdiftion, O. 4. G. E. 1839 hei Strippelmann 
V. 602. und Heufer Ann. I. 454, 

18) 3. B. in dem in $ 134. Note 27. angegebenen Fall. 

19) 3. B. in den Fällen der Note 7 und 8. oder in andern Fällen einer 
Kollifien der Interefien des Vaters und des Kindes, Kraut Vorm. II. 627. 

20) Bgl. unten $ 159. 

21) O. A. ©. €. 1829 bei Strippelmann V. 580, 1845 baf. V. 603 
vgl. mit 622, 
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Erzieher anzuvertrauen??), im andern Fall die Vermögensver— 
waltung dem Vater zu entziehen und einem Kurator zu übertragen 23), 
wenn nicht fehon die VBeftellung eines Mitvormundg 20) oder die 
Stellung einer Kaution von Seiten des Vaters für hinreichend 
zur Sicherung der Kinder befunden wird 25). e) Noch größerer 
Beichränfung unterliegt die natürliche Vormundſchaft des Waters 
nad Iſenburg-Birſteinſchem Rechte, nad) welchem ihm bei dem 
Tode der Mutter unter Errichtung eines Inventars, auch wenn er 
nicht zur weitern Ehe jchreitet, ein Mitvormund als tutor honorarius 
beigegeben werden joll, welcher Die Erziehung und Vermögensver— 
waltung zu beauflichtigen und der Obervormundſchaftsbehörde 
darüber alljährlicy Auskunft zu geben verpflichtet ift 2°). 


§ 133. 
2) Bei großjährigen Hausfindern. 

Mit Eintritt der Großjährigfeit der Hausfinder ift Die 
väterliche Vormundſchaft von ſelbſt beendigt. Volljährige Haus: 
kinder ſind ungeachtet der fortdauernden väterlichen Gewalt gleich 
andern Volljährigen handlungsfähig und nur in der Verfügung 
über ihr Vermögen durch die unverändert fortbeſtehenden Rechte 
des Hausvaters an den Pekulien beſchränkt“). Sie find daher 
fähig, Eagbare Verpflichtungen ohne BZuftimmung des Hausvaters 


22) Burchardi im Archiv VIII. 175, vgl. oben $ 128. Note 6. 

23) Rudorff Vorm. 1.177. Sintenis Civ. R. IN. 155. Note 42a. Schaumb. 
Pol. O. X. 8 6. Iſ. B. Neg. A. vom 6. Sept. 1766. $ 4. J. O. für Fulda 
1816. $ 59. O. A. ©. €. 1805 bei Strippelmann V. 566. Auch Beitrafung 
bes Vaters wegen Wuchers im dritten Betretungsfall ift ein Grund, das Ber: 
mögen ber Kinder in feiner Hand für gefährdet zu halten und ihn der Ver— 
waltung defjelben zu entjegen, ®. vom 20. Aug. 1800. $ 9. 

24) Diefe ift als zuläffig anerfannt in Marb. Reg. A. vom 24. Aug. 1786. 
5 6. Aud eine legtwillige Beftimmung Fann zur Beftellung eines Mitvormunds 
Beranlafjung geben, O. A. G. €. 1837 bei Henfel S. 318. und Strippelmann 
V. 606. 

25) Bei der Unterfuhung, ob das Vermögen der Kinder gefährdet fei, ift 
ed von Erheblichkeit, in welchen Vermögensumſtänden der Vater fich befindet; 
vgl. Strippelmann V. 602, 

26) Iſ. B. Reg. A. vom 6. Sept. 1766. $ 4, vom 16. Febr. 1780. Nr. 1 
(Keriting 959, 984). 

1) Bgl.$$ 134,135. Auch die Beichränfung der Teftamentifaftio dauert fort. 
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einzugehen ?), Erbſchaften auch gegen deſſen Willen anzutreten oder 
auszufchlagen 3), in Rechtsftreiten, ſoweit nicht Die Rechte des Waters 
an den Pekulien entgegenftehn, ohne Vollmacht oder Beiftand deffelben 
vor Gericht aufzutreten +), Mit Eintritt der Großjährigkeit erlischt 
die Befugniß des Hausvaterd zur Vertretung der Hausfinder 5), 
infoweit fie nicht aus feinen Rechten an den Pekulien entjpringt. 
Die Möglichkeit von Verträgen und Nechtöftreiten zwiſchen dem 
Bater und den volljährigen Hausfindern ift nicht an ſich ausge 
chloffen ®), ſondern nur Durch Die Rechte des Waters an den 
Pefulien befchränft”) und in Fällen, wo dieſe Bejchränfung nicht 
eintritt, durch den Gerichtögebrauc, anerkannt ®). Ebenſowenig find 


2) Ueber die exceptio Scti Macedoniani vgl. unten Buch III. Ueber bie 
Verpflichtung des Vaters aus Handlungen des Hausfindes gelten die Grundfäße 
des römischen Rechts ; vgl. über actio quod jussu Heufer Ann.I. 516, actio de in 
rem verso Zeitichr. II. 175, actio de peculio unten $ 134. Durch Delifte 
macht ein Hausfohn nur fi felbft verbindlih, DO. A. G. E.1850 in S. Baupel 
g. Webelhuth; vgl. jedoch über die gejegliche Hafıbarfeit des Vaters für Strafe, 
Schaden oder Koften bei einzelnen Deliften Kerfting Strafreht ©. 296. 

3) 1. 8. pr. Cod. de bon. quae lib. (6, 61). O. A. ©. E. 1836 bei 
Henkel ©. 531. und Strippelmann V. 591. 

4) O. A. ©. €. bei Strippelmann IV. 2, 50. und V. 587. Ueber die bei 
Strippelmann V. 586. mifverftandene 1. 13. de O. et A. (44, 7) vgl. Savigny 
Syſt. II. 102. 

5) Der Vater bat jedoch, fo fange die vwäterliche Gewalt dauert, ebenfo 
wie der Bormund bis zur völligen Beendigung des vormundichaftlichen Ber: 
bältnifjes (vgl. unten $ 155) die Befugniß zur Fortjeßung der während der 
Minderjährigkert begonnenen Gefchäfte nad} eingetretener Volljährigfeit, namentlich 
zur Bortfegung der Prozeſſe und Eıdesleiftung in denfelben, O. A. ©. E, 1848 
in ©. Wilhelm g. Rednagel. 

6) Die früher gewöhnliche Annahme einer Perfoneneinheit zwifchen Vater 
und Kind ift durch die Darftellung in von der Pfordten Abhandl. Erlangen 
1840. ©. 113 ff. bejeitigt. 

7) von der Pfordten a. a. D. ©. 149. ine Zufammenftellung ber ver: 
ſchiedenen Meinungen über die Anwendbarkeit diefes Grundfages f. bei Strippel: 
mann VII 723 ff. 

8) Dies bezeugt ſchon Gaertner Med. II, sp. 35. Während. aus der Praris 
bes O. A. ©. feine Entjcheidung befannt ift, welche Verträge oder Prozeffe 
zwifchen dem Vater und den volljährigen Hausfindern für ungültig erflärte, und 
bie Praris der DO. ©. in diefer Hinficht geihwanft hat, vgl. Rechtsfr. 1836. 
©. 176, Pfeiffer VII. 353, Strippelmann VII. 737, find Klagen des Haus: 
fohns gegen den Vater auf Alimentation, O. A. ©. E. bei Heufer Ann. I. 135, 
auf Befreiung von Schulden, welche der Sohn zur Beichaffung feines Unter: 
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volljährige Hauskinder durch den Umftand, Daß fie derjelben wäter- 
lichen Gewalt unterworfen find, an Abjchließung von Verträgen 
untereinander verhindert ?). 


B. Bermögensverhältnifje. 


§ 134. 
1) Im Allgemeinen. 


Die heutige Anwendbarkeit der Lehre des neueren römifchen 
Rechts von der vermögensrechtlichen Stellung der Hausfinder leidet 
wie nach gemeinem*) jo auch) nach Eurheifiichem Recht?) Feinen Zweifel. 
Hiernach find zwar die Hauskfinder während der Dauer der väter: 
lichen Gewalt nicht unfähig eigned Vermögen zu erwerben ?), allein 
e3 find je nach den Erwerbsgründen dem Bater während der Dauer 
feiner Gewalt verjchiedene Befugnifje daran eingeräumt, 

1) Zum peculium profectitium) gehört was das Hausfind 
vom Vater aus deffen Vermögensſubſtanz Durch ausdrüdliche Bes 


halts gemadt hat, O. A. G. E. bei Heufer Ann. I. 445, auf Herausgabe der 
Adventitien, O. A. G. E. bei Strippelmann V. 631. vgl. mit 593, auf Ber- 
gütung ber vom Sohn geleijteten gewerblichen Dienfte, vgl. oben $ 128, zu— 
gelafien, und Anſatz- oder Kaufverträge, welche die Gründung eines felbft- 
ftändigen Hausweſens der Kinder bezweden, für gültig erachtet worden, fowohl 
wenn bie Begründung des felbjtitändigen Hausweſens und folglich die Ent- 
lafjung aus der väterlichen Gewalt mit dem Vertrag alsbald eintritt, DO. A. 
&. E. 1838 bei Pfeiffer VIII. 353. und Strippelmann V. 550, als wenn dies 
jelbe erſt fpäter eintreten foll, wie bei der Zuficherung demnädhitiger Guts— 
übergabe oder beim Vorbehalt der Herrſchaft, O. A. ©. E. 1851 bei Strippel- 
mann VII. 738. 

9) Mainz. L. R. XXX. 8 2. 

1) Kraut Vorm. I. 622. Arndts Pandeften $ 436. Ueber die Lehre von 
den Pekulien vgl. Marezoll Zeitfchr. für Civilr. VII. S. 58—136. 242—304. 
362—447. und N. F. V. 4 ff. 

2) Strippelmann V. 557 ff. 

3) Ueber das frühere Necht vgl. Marezoll VI. 77 ff. 

4) Die Anwendbarkeit dieſes Nechtsinftituts im jetzigen Necht ftellt in 
Abrede Dollmann in den DL. für NRechtsanw. XIV. 136. ine geſetzliche An— 
erfennung befjelben enthält Han. U. G. DO. 1764. VI. $7. Gin Beiipiel eines 
jolchen f. Dec. Cass. II. 225, vgl. auch daf. II. 231. nr. 22, 
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flimmung zum Pekulium 5) oder durch Schenkung ®) erwirbt; aus- 
gejchlofjen ift Davon, was vermöge gejeßlicher Beftimmung”) oder 
durch antizipirte Erbfolge #) aus dem Vermögen des Vaters an 
das Hauskind kommt. Dem Bater fteht daran das Eigenthum und 
die Nußung zu), und er kann durch Zurüdnahme das Recht des 
Kindes jederzeit beendigen 12e). Iſt die Burüdnahme nicht erfolgt, 
fällt das Pekulium bei der Emanzipation in das Eigenthum des 
Hauskinds 4), während es beim Tod des Vaters zur väterlichen 
Erbſchaft gehört, jofern nicht Schenkung vorliegt, welche mit dem 
Tode dejjelben Gültigkeit erlangt??), Den Inhalt der dem Haus: 
find Daran zuftehenden Befugniffe beftimmt die Konzeſſion des 
Vaters, namentlih muß Die Veräußerungsbefugniß befonders zu: 
geftanden ſein 15). Durch die innerhalb der Grenzen feiner Be 
fugnifje vorgenommenen Handlungen verpflichtet das Hauskind Den 
Vater. In der Konzejlion des Pekuliums liegt die Geftattung der 
Haftung dejielben für die von dem Hauskfind nachher Fontrahirten 
Schulden ohne Unterjchied, ob ihm Adminiſtrationsbefugniſſe ein: 
geräumt find und ob die Schulden ſich auf Die Adminiftration des 
Pekuliums beziehen oder nicht 2%), Der Vater fann daher: bei 
Klagen gegen das Hausfind wegen joldyer Schulden die Verwendung 
des Pekuliums zur Befriedigung der Gläubiger nicht verhindern 


5) Marezoll VI. 243. Weſentlich ift die Zweckbeſtimmung, daß das Kind 
bafjelbe wie ein eigenes Vermögen für eigene Rechnung haben foll, Marezoll 
N. F. V. 173, gewöhnlih, aber nicht wejentlid die Cinräumung der Admi— 
niftration, daf. V. 205. Uebertragung der Verwaltung für Rechnung des Vaters 
fließt den Begriff des Pekuliums aus, daj. V. 179, 

6) Marezoll VIII. 244. Dec. Cass. II. 225. Die Widerruflichfeit ber 
Schenfung als Folge der Pefulieneigenihaft wird durch Mainz. 2. R. XXX, 
$ 1. und I. B. V. vom 18. Nov. 1769. $ 7. Nr. 4. nicht ausgeſchloſſen. 

7) 3. B. die Dos, Marezoll VIII. 247, N. 8. V. 277. 

8) D. A. ©. E. 1849 bei Strippelmann V. 645. 

9) Marezoll Zeitichr. VIII. 245. N. 5. V. 199. 

10) Marezoll N. F. V. 249. 

11) 1. 31. $ 2. de mort. causa don. (39, 5). Marezoll N. F. V. 239. 

12) Vgl. für Schenfungen 1. 25. Cod. de don. inter V. et U. (5, 16), 
Marezoll N. F. V. 241; für fonftige Pefulien 1. 38, pr. de cond. ind. (12,6). 

13) 1. 17. de don. (39, 5). Sintenis Givilr. $ 141. Not. 70. 

14) Marezoll N. F. V.211. Ausgeſchloſſen find Deliktsjhulden und Schulden 
die ſich auf das peculium castrense und quasi castrense beziehen; daſ. 213,216. 
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und von Lebtern bis zum Belauf des Pekuliums mit der actio de 
peculio jelbft belangt werben 5). 

2) Zu dem peculium castrense gehört was das Hauskind 
durch den Kriegsdienſt oder gelegentlich deſſelben erwirbt, und es 
ift diefem als peculium quasi castrense aller Erwerb durch Staats: 
oder Hofdienft und geiftliche Aemter, Betreiben der Adwofatur 
oder Gefchenfe des Negenten und feiner Gemahlin gleichgeftellt!®). 
Hinfichtlich Diefer Vermögenstheile erjcheint Das Hauskind in der 
Art als jelbftftändig, Daß es rechtlich al3 pater familias gilt 4”) 
und fogar Iegtwillig Darüber verfügt: Während der Minder- 
jährigfeit des Hauskinds erſtreckt fi die vormundjchaftliche Ver— 
tretung des Vaters auch auf dieſe VBermögenstheile 5). 

3) An den Adventitien, welche alles jonftige von dem Haus: 
find während der Dauer der väterlichen Gewalt erworbene Ver: 
mögen begreifen, fteht dem Vater in der Negel während der Dauer 
der väterlichen Gewalt ein Nutzungs- und Verwaltungsrecht zu 
(bona adventitia regularia) ?°). ine Ausnahme bilden die Vers 
mögenstheile, an denen dem Vater in Folge einer gejeklichen Be— 
ftimmung oder Privatdispofition Fein Nußungsrecht zufteht (bona 
adventitiä irregularia) 2°). Dazu gehört a) nach gefeßlicher 


15) Bis zum Belauf der Bereicherung bes Pekuliums findet die actio de 
peculio auch wegen folder Schulden ftatt, für welche der Vater im Allgemeinen 
mit dem Pekulium nicht haftet, 3. B. wegen der von dem minderjährigen Haus— 
find ohne Zuflimmung des Vaters gemachten Schulden, 1. 1. $ 4. de pecul. 
(15, 1), wegen Deliftsfchulden, 1. 3. $ 12 ibid. 

16) Das Nähere über die dazu gehörigen Vermögenstheile f. bei Marezofl 
Zeitfchr. VII. 105—136. Sintenis Givilr. $ 141. I. Ueber Militärftellver: 
tretungsgelder Strippelmann V. 141. 

17) 1. 2. ad SC. Maced. (14, 6). 

18) Vgl. oben $ 132, 

19) Bgl. $ 135. 

20) Mit der Annahme von Buchholtz Zeitfchr. XIV. 281 ff., daß als 
wefentliches Unterfcheidungsmerkmal nur das Nutzungs- nicht das Verwaltungs— 
recht erfcheine, ftimmt aud die heififche Praris überein. Ein adventitium re- 
gulare wird nicht dadurch zum irregulare, daß die Verwaltung dem DBater 
unter Belafjung der Nußung entzogen oder von ihm aufgegeben ift, vgl. $ 135, 
und ein adventitium irregulare liegt au dann vor, wenn dem Water bie 
Nußung unter Belafjung der Verwaltung entzogen iſt; O. A. ©. E. 1825 bei 
Strippelmann V. 560. 
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Beftimmung, was das Hausfind in Gemeinfchaft mit dem Vater 
von verftorbenen Gejchwiftern ab intestato erbt?!), b) was dem 
Hauskind unter der Beftimmung binterlafjen oder geſchenkt wird, 
daß der Vater den Nießbrand) daran nicht haben joll??), ce) das 
Dermögen ded Hausfindes, deſſen Nußung der Vater freiwillig, 
namentlicy durch Ausſchlagung einer von dem. Hausfinde angetre— 
tenen Erbjchaft ??) oder durch Gutsübergabe?*), rechtsgültig auf: 
gegeben hat?5). Das dem Bater bei minderjährigen Hausfindern 
fraft feiner Vormundſchaft, bei großjährigen Eraft der väterlichen 
Gewalt zuftehende Recht zur Verwaltung der Adventitien erſtreckt 
fich auch auf die adventitia irregularia ?°), jofern nicht Diefe Ver— 
waltung ihm durch Beltimmung des Grblafjers oder Schenfers 
entzogen 2?) oder von ihm in zuläjfiger Weife aufgegeben?®) oder 


21) Nov. 118. e.2, Buchholtz XIV. 295. Dec. Cass. 1. 7. O. A. G. E. 
1840 bei Strippelmann I. 121, 1847 daj. V. 641... Diefe Beſtimmung ift 
a) unanwendbar auf den dem Vater Fraft ſtatutariſchen Erbrechts zuftehenden 
Niepbrauh am mütterlihen Nachlaß, vgl. oben $ 117. Note 35, b) aufgehoben 
durh Si. B. V. vom 18. Nov. 1769. $ 3, $ 7. Nr. 1, wonach der Vater 
auch an dem Erbtheil feiner Kinder aus dem Nachlafje veritorbener Gefchwifter 
den Nießbrauch hat, ohne Unterfchied ob derjelbe aus der Erbſchaft der Mutter 
oder anderswoher ftammt. 

22) Nov. 117. e.1. O. A. ©. &. 1825 bei Strippelmann V. 560, 
1838 daſ. V. 638. 

23) 1. 8. pr. $ 1. Cod. de bon. quae lib. (6, 61). 2gl. oben $ 132. 
Note 12, $ 133. Note 3. 

24) D. A. ©. €. 1849 bei Strippelmann V. 645, vgl. daf. 561. 

25) Ein Verzicht auf das Nugungsreht, welcher als Schenfung erfcheint, 
verwandelt das adventitium regulare nicht in ein irregulare, fondern hat nur 
die Folge, daß das Hauskind die Nugungen ald peculium profectitium erhält, 
vgl. Marezoll Zeitfchr. VIII. 425, oben Note 6. und $ 135. Note 8. 

26) Die Bedeutung dieſes Berwaltungsrechts zeigt fih in der Wirffamfeit 
der vom Bater in Folge dejielben vorgenommenen Handlungen; dagegen fteht 
ihm eine Klage auf Einräumung der Berwaltung nicht zu, da die bloße Ver— 
waltung fremden Vermögens ohne Nutznießung defjelben fein felbftftändiges 
rechtliches Intereffe gewährt. O. A. ©, E. 1834 in Zeitfchr. 1.255. und Strippel- 
mann V. 637. 

27) D. A. ©. €. 1838 bei Strippelmann V. 638. 

28) Gin DVerzicht des Vaters auf das Nugungsrecht enthält feinen Verzicht 
auf die ihm Fraft väterlicher Gewalt in Vertretung des Hausfindes zuftehende 
Verwaltung, O. A. ©. €. 1839 bei Strippelmann V. 602. Die Aufgebung des 
Verwaltungsrehts liegt in der Ausfchlagung der vom Hauskind angetretenen 
Erbſchaft, Buchholtz Zeitfchr. XIV. 284, und in der Gutsübergabe, D. N. 
G. E. 1849 bei Strippelmann V. 645. 


506 Bud) I. Kap. 3. Wäterliche Gewalt. 


ihm durch obervormundjchaftliche Anordnung abgenommen ift 2°). 
Inſoweit dem Vater die Verwaltung der irregulären Adventitien 
zufteht, ift er in gleicher Weiſe wie bei den regulären Adventitien 
zur gerichtlichen Vertretung allein befugt 3%). Ueber die der DVer- 
waltung des Vaters entzogenen irregulären Adventitien verfügen 
großjährige Hausfinder frei, während für minderjährige ein Kurator 
beitellt wird 3). 


$ 135. 
2) Rechte des Vaters an den ordentlichen Adventitien. 


Der Vater bat während der Dauer der väterlichen Gewalt 
ein dingliches Nedyt an den bona adventitia regularia ’) des Haus- 
finds, welches fid) in folgenden Einzelheiten äußert ?): 

1) Dem Vater fteht ein Anſpruch aufBeziehung der Nußungen 
Diefer Vermögenstheile zus), wogegen er alle Laften zu tragen 
hat +); die Früchte werden mit der Perzeption fein Cigenthum >). 
In der Negel ift damit das Verwaltungsrecht verbunden, allein 
das Recht auf Beziehung der Nußungen ift davon unabhängig 
und verbleibt dem Vater auch wenn er die Verwaltung verliert ®). 
Es ift Daher ein Verzicht des Vaters auf die Berwaltung unter 
Vorbehalt des Nechts zur Beziehung der Nußungen möglich”). 
Dagegen hat ein Verzicht defjelben auf die Nußungen dieſer Ver: 


— — 


29) Vgl. oben $ 132. Nr. 4 c und d. 

30) Bgl. $ 135. Nr. 4. Han. U. ©. ©. 1764. VI. $ 7. 

31) Buchholg Zeitichr. XIV. 285, unten $ 159. 

1) Ueber die dazu gehörigen Bermögenstheile vgl. Marezoll Zeitjchr. VI. 
104. 260—285. Strippelmann V. 558. 

2) Die Bezeichnung des Nechts als ususfructus iſt unpafjend, da die dieſem 
Rechtsverhältniß eigenthümlichen Beichränfungen nicht vorliegen, Märezoll 
VII. 286, und nur durch den Mangel eines eignen technijchen Ausdruds in 
die Quellen eingedrungen, ebenda 303. 

3) 1 1. 2. 4. Cod. de bon. mat. (6, 60). 

4) Marezoll VI. 400. 

5) Marezoll VIII. 369. 

6) Namentlid in den unten Note 14, 15 und $ 136. bezeichneten Fällen. 

7) 8.4.6.6. 1832 bei Strippelmann V. 634. mit dem Zuſatz, daß ein 
ſolches Benutzungsrecht rechtlich jtatthaft ſei, obgleich es nicht als eigentlicher 
Nießbrauch gelten könne, da diefer die eigene Verwaltung vorausjeke. 
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mögenstheile während der Dauer der väterlichen Gewalt nur. die 
Wirkung einer Schenkung ®). 

2) Der Vater hat, jofern ihm Die Verwaltung nicht entzogen 
ift, Anſpruch auf Beſitz der zu den ordentlichen Adventitien ge— 
hörigen einzelnen Gegenftände; jein Befiß ift nicht juriftifcher fondern 
Naturalbeſitz“). Um zum Befig zu gelangen kann der Vater gegen 
das Hausfind der in der väterlichen Gewalt Tiegenden Zwangs— 
mittel fich bedienen 2°); gegen Dritte ftchen ihm die beim Nieß— 
brauch gegebenen petitoriihen und pofjefjoriichen Klagen zuf), 
weldye nicht als Univerſalklagen hinſichtlich des Inbegriffs der 
Adventitien, jondern nur hinſichtlich Der einzelnen Dazu gehörigen 
Gegenftände angeftellt werden fünnen !2). 

3) Der Vater hat ein Recht auf Verwaltung dev Adventitien 13), 
Diefe Verwaltung ift mit Ausnahme der Veräußerungen völlig 
frei; Die von dem Vater auch während der Volljährigkeit der Haus— 
finder abgejchlofjenen Rechtsgeſchäfte find von letztern anzuerkennen, 
Das Verwaltungsrecht in Diefem Umfang beruht nicht auf dem 
Nießbrauch, jondern auf Der väterlichen Gewalt; daher ift der 
Bater nach Beendigung der leßtern bei fortdauerndem Nußungs- 
recht auf die einem jeden Nießbraucher zuftehenden Verwaltungs— 
befugnifje beſchränkt. Wenn der Water verhindert ift, Die Ver: 
waltung zn führen, oder durch übeln Haushalt das Vermögen der 
Hauskinder gefährdet, jo hat während der Minderjährigkeit der- 
jelben die Obervormundjchaftsbehörde für anderweite Verwaltung 
zu forgen?#); großjährige Hauskinder Dagegen find berechtigt, bei 


8) 1. 6. $ 2. Cod. de bon. quae lib. (6, 61). Marezoll Zeitfchr. VIII. 425. 
Buchholtz Zeitſchr. XIV. 333. v. d. Pfordten Abhandlungen ©. 149. Bol. 
oben $ 134. Note 6. 

9) Marezoll Zeitichr. VIIL 367. 

10) 1.6. $2. Cod. de bon. quae lib. (6, 61). Marezoll Zeitjchr. VIII. 364. 

11) Marezoll Zeitfchr. VIIL 364. Außerdem kann der Vater, jo lange ihm 
die Verwaltung zufteht, Namens des Kindes deſſen Klagen anftellen; vgl. unten 
Note 16. 

12) 1. 56. de R. V. (6, 1). O. A. ©. €. 1834 bei Strippelmann V. 637. 
und Zeitjchr. I. 247. hinfichtlich der petitorifchen, O. A. ©. €. 1837 bei Strippel- 
mann V. 626. hinfichtlich der poſſeſſoriſchen Klage. 

13) Marezoll Zeitfchr. VIII. 372. 

14) Das Nähere vgl. in $ 132. Nr. 4 c und d. 
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Verhinderung des Vaters die Adventitien jelbft zu verwalten und 
wegen übeln Haushalts defjelben die Einleitung von Sicherheits- 
maßregeln zu fordern 15). 

4) Der Vater ift Iegitimirt zur Vertretung des Hauskindes 
vor Gericht in allen auf die Adventitien bezüglichen Angelegen- 
heiten 12e), und das Hausfind zu ſelbſtſtaͤndigem gerichtlichem Auf: 
treten in folchen nicht befugt”). Auch durch Eintritt der Voll 
jährigfeit der Hausfinder wird hieran nichts geändert 1°). Das 
gerichtliche Vertretungsrecht ift ein Ausflug des Verwaltungsrechts, 
fteht daher dem Vater nicht zu, wenn ihm bei fortdauerndem Recht 
zur Beziehung der Nußungen Die Verwaltung nicht zukommt 19), 
Der Vater erjcheint bei diefer Vertretung nicht als jelbftitändig 
berechtigter Streittheil, jondern handelt im Namen des Hausfinds? 0); 
e3 wird jedody die gemeinrechtlich *?) vorgejchriebene Mitwirkung 
des Hausfinds nach kurheſſiſchem Gerichtögebrauche nicht für er— 
forderlic gehalten 22). 

5) Der Vater hat die Verpflichtung, die in feinem Befig 
befindlichen Adventitienfachen der Hausfinder zu verwahren 23), in 
gutem Stand zu erhalten und hierbei alle ihm mögliche Sorgfalt 


15) Namentlih Sequeftration, wenn der Vater nicht genügende Kaution 
leiftet, O. A. ©. E. 1840 bei Strippelmann II. 121, V. 567; jichere Anlegung 
der Ginfünfte während bes Konkurſes des Baters bis zur völligen Sicherftellung 
der Kinder, Dec. Cass. III. 55. 

16) O. A. G. €. 1836. Strippelmann V. 584, 1837 ebenda 559. 

17) O. A. ©. €. bei Strippelmann V."559. Die Unterlafjung der Ver— 
tretung durch den Vater hat Nichtigkeit des Berfahrens zur Folge. Strippels 
mann V. 589, . 

18) Bgl. die bei Strippelmann V. 584. angef. Erfenntnifje. 

19) Namentlih wenn nad beendigter väterlicher Gewalt ber Nießbrauch 
bes Vaters fortdauert, O. A. G. E. 1833 bei Strippelmann I. 269. Ebenſo 
wenn der Vater auf die Verwaltung verzichtet hat oder fie ihm entzogen iſt. 

20) O. A. G. E. 1842 bei Strippelmann V. 589. Wird der Vater ver- 
urtheilt, jo Fommt nur das Vermögen des Hausfindes bei der Grefution in 
Betracht; O. A. G. E. 1828 daf. V. 589. 

21) Die herrſchende Lehre fordert. wegen 1. 8. $ 3. Cod. de bon, quae 
lib. (6, 61) Zuziehung oder Einwilligung des Kindes, Strippelmann V. 584, 
Han, U. G. O. 1764 VI. $ 7; a. M. Marezoll Zeitſchr. VII. 372 fi. 

22) O. A. G. E. 1836 und 1842. bei Strippelmann V. 584 und 585. 

23) 1. 5. pr. Cod. de sec. nupt. (5, 9). Warezoll Zeitjchr. VIII. 297. 
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anzuwenden 24), Die Befugniß zur Veräußerung und Verpfändung 
fteht ihm als natürlichem Vormund während der Minderjährigfeit 
der Kinder in gleichem Umfange wie jedem andern Bormund zu23); 
dagegen ift er nach Eintritt der Großjährigfeit der Hausfinder zur 
Veräußerung oder VBerpfändung ohne Einwilligung derjelben nur 
unter den durch das römische Recht beftimmten Vorausſetzungen 2°) 
berechtigt. Jede ohne diefe Vorausjegungen vorgenommene Vers 
Außerung ift ipso jure nichtig, und es fteht nad) Beendigung der 
väterlichen Gewalt dem Haugfind ein Vindifationsrecht zu, gegen 
welches während der Dauer der väterlichen Gewalt feine Ber: 
jährung lauft ??). 

6) Der Vater ift weder zur Inventarijation 2°) noch zur 
Kautionsleiftung bei Uebernahme der Verwaltung?) noch zur 
Rechnungsſtellung während der Dauer und nad) Beendigung der: 
jelben verbunden 3%). Nach Beendigung feines Rechts hat er die 
Verpflichtung, die in feinem Beſitz befindlichen Adventitienfachen 
herauszugeben, jowie dad Nejultat feiner Verwaltung und den 
Beftar.d des verwalteten Vermögens anzugeben; auf Erfüllung diejer 
Verpflichtung ift dem Kinde neben der ihm zuftehenden Dinglichen 
auch eine perjönliche Klage gegeben®*). Zwiſchen Den bona materna 


nn 0 m 7 


24) 1. 1, 2. Cod. de bon. mat. (6, 60). Arndts Band. $ 432. Sin— 
tenis Civ. N. III. 153. Note 33; a. M. Marezofl Zeitſchr. VIII. 389. 

25) Namentlich gelten bei der Beräußerung von Immobilien völlig gleiche 
Grundfäge bei minderjährigen Hausfindern und Minderjährigen die sui juris 
find; Strippelmann V. 573 ff., unten $ 145. 

26) ©. diefe bei Marezoll Zeitfchr. VIII. 402. 

27) 1. 1 und 2. Cod. de bon. mat. (6, 60). Marezoll VIII. 407. 

28) Marezoll Zeitfchr. VII. 390. Eine Ausnahme tritt ein bei der Wieder— 
verheirathung des Vaters während der Miinderjährigfeit des Kindes, vgl. oben 
g 122. 

29) D. A. ©. €. 1840. Strippelmann V. 567 und II. 120. Marezoll 
VIII. 390. Ueber eine Ausnahme vgl. oben Note 15. 

30) O. A. G. €. 1845. Strippelmann V. 680. 

31) O. A. G. E. 1848 bei Strippelmann V. 643. Es findet daher eine 
Klage auf Herausgabe der Adventitien nach einem vom Verflagten aufzuftellenden 
Berzeichniß ftatt, deſſen eidliche Beſtärkung nicht begehrt werden fann; O. A. 
G. &. 1845 bei Strippelmann -V. 640, vgl. mit 567. Ueber den ausnahms— 
weife begründeten Anſpruch auf eidliche Manifeftation von Seiten des Vaters 
vgl. oben $ 129. Note 23. 
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und den andern Adventitien ift dabei fein anderer Unterjchieb 3?) 
anerkannt, als daß das gejegliche Pfandrecht der Kinder ſich nur 
auf Die von der Mutter und den mütterlichen Ajzendenten ihnen 
zugefallenen Gegenftände bezieht ®°). 


§ 136, 
II. Aufhebung. 


Die Beendigung der väterlichen Gewalt erfolgt außer Durch 
Tod durch förmliche Emanzipation oder durch Anlegung eines von 
dem väterlichen gefonderten Haushalts‘). Die fürmlihe Eman— 
zipation ſetzt Einwilligung beider Theile voraus?) und gejchieht 
durch Abgabe einer protofollariihen Erklärung vor dem Unterge— 
richte des Wohnorts ®), deſſen Betätigung zur Gültigkeit des Akts 
nicht erforderlich it). Die auf einem allgemeinen deutjchen Ge— 
wohnheitsrecht®) beruhende jog. emancipatio Saxonica tritt ohne 


32) Die von Marezoll VII. 388 ff. entwidelte Anficht, daß mit Beendigung 
der väterlichen Gewalt die Verpflichtung zur Nechnungsftellung ‚über die Ver— 
waltung der bona materna eintrete, it in der heſſiſchen Praris nicht anerfannt, 
vgl. Strippelmann V. 564. 

33) O. A. G. E. 1823 bei Pfeiffer I: 38, 1836 bei Strippelmann V. 608. 

1) gl. Gaertner Med. I. sp. 80 sq. Kopp Handb. III. 246. Strippels 
mann V. 541. Gmanzipation von der elterlichen Gewalt des Vaters und der 
Mutter erwähnt Iſ. B. V. vom 18. Nov. 1769. $ 7 (vgl. oben $ 123. Note 11), 
Emanzipation von der Bormundjchaft 3. O. für Fulda 1816. $ 88, 89. 

2) Vgl. über dieſe beftrittene Frage Sintenis Civ. N. II. 180. Bei 
minderjährigen Hausfindern ift wegen $ 132. Note 7. die Zuftimmung eines von 
der Obervormundjchaftsbehörde nach Prüfung der Sache zu bejtellenden Kurators 
ad hoc erforderlich. 

3) Die Angabe von Glüf Comm. II. 432, Kraut Borm. II. 643, daß 
in Deutſchland nur die Juftinianifche Form der Gmanzipation üblich fei, wird 
für Kurheſſen dadurch betätigt, daß die Emanzipation durch landesherrliches 
Nejkript weder in V. vom 29. Juni 1821. $ 22, noch in den Stempelgefeßen 
ſich erwähnt findet. In Betreff der Gerichtsfompetenz vgl. 1. 6. Cod. de emanc. 
(8, 49) und Ger. Org. Gef. vom 31. Dft. 1848. $ 8. 

4) Die Nothwendigfeit richterlicher eausae cognitio und Beitätigung ergiebt 
fi) weder aus 1. 6. Cod. de emanc, (8, 49) und $ 6. J. quib. mod. jus pot. 
(1,12), nod aus dem Bartifularrecht; vgl. jedoch wegen Gmanzipation Minders 
jähriger oben Note 2, insbefondere wegen Gmanzipation des impubes arrogatus 
$ 3. J. de adopt. (1, 11) und Han. 1.0.0. V. $ 2. 

5) Kraut Vorm. II. 645. In Dec. Cass. II, 177. hatte der Meferent die 
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Unterfchied des Alters‘) und Geſchlechts7) der Hausfinder mit 
Einrichtung eines jelbititändigen Haushalt3 von Seiten der letztern 
ein; nur bei minderjährigen Hausfindern -ift dazu die Einwilligung 
des Vaters erforderlich ®). Weder die Volljährigkeit), noch die 
Verheirathung ?%), noch eine einfeitige Handlung des Vaters 11) 
hebt die väterliche Gewalt auf; es entjcheidet vielmehr Lediglich 
die Einrichtung eines jelbitjtändigen Hausweſens, welcher weber 
die bloße Abficht Des. Hauskindes, ein Jolches zn gründen 12), noch 
der Umftand gleichzuachten ift, Daß ed ohne Unterſtützung des 
Baters feinen Unterhalt jelbjt erwirbt?°) „der felbititändig ein 


allgemeine Anwendbarfeit diefer Gmanzipation bezweifelt und behauptet, daß 
diefelbe fih in einem statuto gründen müſſe; dagegen wurde hervorgehoben, daß 
dies Recht in hHiefigen Landen feinem Zweifel unterworfen fei. Strippelmann 
V. 543. 

6) Die Behauptung von Strippelmann V. 545, daß Großjährigfeit erfor 
derlich fei, wird durch das zum Beleg angeführte DO. A. ©. G. (vgl. daf. 549) 
nicht bewiefen; daß in demjelben neben der Anlegung eines abgefonderten Haus: 
halts die Volljährigkeit zu Beweis geftellt ift, erflärt fih daraus, daß die ber 
firittene Prozeflegitimation des Vaters auch nach Beendigung der väterlichen 
Gewalt durd die natürliche Vormundſchaft deſſelben begründet erſchien. Das 
gegen wurde in dem bei Strippelmann V. 550. und Pfeiffer VIIL 352. mit: 
getheilten Nechtsfall die Aufhebung der väterlihen Gewalt dur einen die 
Begründung eines felbititändigen Hauswelens des Sohns bezwedenden Vertrag 
zwijchen ihm und dem Water durh D. A. G. €. 1838 angenommen, obgleich 
ber Sohn zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch minderjährig war. 

7) Daß auch unverheirathete Töchter durch Anlegung eines abgefonderten 
Haushalts aus der väterlichen Gewalt treten, ift gegen Cihhorn Pr. R. $ 316 
mit Kraut Vorm. II. 658. anzunehmen, da nur die jegt nicht mehr anerkannte 
Unjelbjtitändigfeit des weiblichen Gejchlechts zur gegentheiligen Annahme führen 
fönnte. Das O. A. G. €. 1848 bei Strivpelmann V. 551. weit daher die 
Behauptung der Gmanzipation einer Haustochter durch abgefonderten Haushalt 
nur als faktiſch nicht genügend begründet zurüd. 

8) Kraut Vorm. II. 654. 

9) Kraut Borm. I. 646. D. A. G. €. 1828 bei Strippelmann V. 631, 
vgl. daſ. 545. Ä 

10) O. A. ©. €. 1848 bei Strippelmann V. 553. binfichtlih der Töchter. 
AH. M. bei Söhnen und Töchtern Kraut Borm. II. 660, 662. 

11) 3. B. Ausweiſung aus dem väterlichen Haufe, O. A. ©. E. 1850 bei 
Heufer Ann. IV. 256. 

12) O. U. ©. €. 1828 bei Strippelmann V. 631. 

13) 3. B. als Dienftbote, O. A. G. E. 1850 bei Heufer Ann. IV. 256, 
als Gejelle, DO. A. ©. E. 1828 bei Strippelmann V. 631. 
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Geſchäft betreibt !*) oder ein Amt bekleidet 15). Wenn das Kind 
ein von dem väterlichen getrenntes Hauswejen hat, ift Die Be- 
endigung der väterlichen Gewalt nicht abhängig davon, Daß es 
aus eignen Mitteln Ieben fann oder eine Beichäftigung treibt, 
welche die Selbitftändigfeit defjelben für Die Dauer fichert 0). 

Mit der Aufhebung der väterlichen Gewalt erlöjchen Die 
darauf beruhenden Rechte des Baterd am Bermögen der Kinder. 
Insbeſondere hört Damit fein Recht zur Verwaltung der regulären 
oder irregulären Adventitien auf, unbejchadet jedod, der Fortdauer 
feiner vormundfchaftlichen Verwaltung während der Minderjährig- 
feit der Kinder, fowie der Verwaltungsbefugnilje, welche in feinem 
nach Beendigung der väterlichen Gewalt fortdauernden Nießbrauch 
enthalten find. DerNießbraud des Vaterd dauert nach Aufhebung 
der väterlichen Gewalt fort: 1) an dem Nachlaß der Mutter 
a) im Nechtögebiet der Solmfer Landordnung, der Schaumburger 
Polizei-Ordnung und des Mainzer Landrechts in Folge des dem 
Vater Eraft ftatutarifchen Erbrechts zuftehenden Beiſitzes, b) in 
Althefien in Folge des Gerichtsgebrauchs auf Lebenszeit auch im 
Fall der Wiederverheirathung des Vaters, in Oberhefjen jedoch 
mit der Bejchränfung, Daß die Kinder im Fall der Anlegung eines 
abgefonderten Haushalt die Herausgabe der Hälfte des mütter- 
Iihen Erbtheils fordern Fönnen und dem Vater nur an der 
andern Hälfte der Nießbrauch verbleibt 7), Diefer altheſſiſche 


14) O. A. ©. &. 1842 bei Strippelmann V. 546. Vorausgeſetzt, daß 
mit dem Gejchäftsbetrieb nicht ein eigenes Hauswefen verbunden ift, was bei 
der Niederlajjung als Handwerfsmeilter oder Brauer ohne Weiteres angenommen 
wird, O. A. G. E. 1837 und 1841. daf. V. 548, 549. 

15) Dec. Cass. IH. 79. Gtrippelmann V. 548. 

16) Kraut Vorm. II. 657. 

17) Bgl. oben $ 123. Note 22, 23. Gewöhnlih wird der oberheſſiſche 
Nießbrauch des Vaters an der Hälfte des mütterlichen Vermögens als praemium 
emaneipationis aufgefaßt; Pfeiffer II. 202, Strippelmann V. 614. Die Un— 
richtigfeit diefer Auffafjung folgt ſchon daraus, daß die Grundſätze des römiſchen 
Rechts vom praemium emancipationis auf die auch gegen den Willen fdes 
Vaters eintretende bdeutjchrechtliche Emanzipation durch abgefonderten Haushalt 
nicht anwendbar find; vgl. Note 25. Vielmehr ift anzunehmen, daß dem Vater 
auch in Oberheſſen am ganzen mütterlihen Vermögen der Nießbrauch auf 
Lebenszeit zufteht, die Kinder aber bei Anlegung eines abgejonderten Haushalts 
ein subsidium paternum verlangen fönnen (vgl. oben $ 130. Note 19), welches 
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Gerichtsgebrauch ift nicht auf das römische Necht, fondern auf 
den nach älterm heſſiſchem Gewohnheitsrecht den Gltern ges 
bührenden Beiſitz zurückzuführen *°). Hieraus folgt einestheils 
die Beſchränkung dejjelben auf den mütterlichen Nachlaß 9), andern: 
theils die Unabhängigkeit des dem Vater hieran zuftehenden Nieß— 
brauch von dem Bejtehn der väterlichen Gewalt, Der lebens— 
längliche Nießbrauch des Vaters tritt daher aud) dann ein, wenn 
die beim Tod der Mutter vorhandenen Kinder oder Enkel feiner 
väterlichen Gewalt nicht mehr unterworfen find oder, wie Tochter: 
finder, niemals unterworfen waren 29); er Dauert auch Dann fort, 
wenn die Kinder Durch förmliche Emanzipation ?*) oder Anlegung 
eines abgejonderten Haushalts aus der väterlichen Gewalt getreten 
find, fowie bein Tode der Kinder, jofern fie von Defzendenten 2?) 
beerbt werden, auch wenn dieſe der väterlichen Gewalt des MWittwers 
nicht unterworfen find. 2) An den jonftigen regulären Adventitien 
Dauert das Nubungsrecht des Vaters zur Hälfte fort als praemium 
emaneipationis ?%), welches bei der fürmlichen Gmanzipation auch 
nad) heutigem Necht anwendbar erjcheint ?*), während es bei der 
deutjchrechtlichen Emanzipation wie gemeinrechtlich ?°) jo auch nad 
kurheſſiſchem Necht nicht gegeben ift. 





durch Obfervanz auf eine Quote ihres wmütterlichen Erbtheils beſtimmt it, was 
auch anderwärts vorfommt, vgl. 3. B. über die Objervanz im Nafjauifchen 
Dalwigk Erbrecht I. $ 69. Nr. 9, Flach Samml. I. 113. 

18) Vgl. oben $ 123. 

19) Bgl. oben $ 123. Note 24. 

20) Hieraus folgt, daß der Vater nicht auf * durch 1. 3. Cod. de bon. 
mat. (6, 60) beſtimmten Nießbrauch an einem Kopftheil beſchränkt iſt. 

21) In der Aufgebung der väterlichen Gewalt kann die Aufgebung des von 
letzterer unabhängigen Nießbrauchs am mütterlichen Nachlaß ohne ausdrückliche 
Erklärung nicht gefunden werden. 

22) Daſſelbe wäre folgerichtig anzunehmen, wenn die verſtorbenen Kinder 
von Geſchwiſtern und dem Water beerbt werden; allein der Gerichtsgebraud hat 
fi für das Gegentheil entjchieden; vgl. oben $ 134. Note 21. 

23) 1. 6. $ 3. Cod. de bon. quae lib. (6, 61). Marezoll in Zeitjchr. 
XII. 193. 

24) Glück Comm. II. 448, Sintenis Civ. R. III. 156. Note 43; a. M. 
Kraut Vorm. II. 667. 

25) Glüf Comm. II. 451. Marezoll in Zeitſchr. XIIL 235. Kraut Borm. 
U. 666. Sintenis Giv. R. IL $ 143. Note 24. A 
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Diertes Kapitel. 
Bormundfhbaftsrecht. 


$ 137. 
Ueberjidt. 


Seit Rezeption des römischen Nechts hat das Vormundſchafts— 
wejen in Deutjchland eine jelbititändige Entwidlung erhalten, 
indem die in Betreff deſſelben geltenden Grundjäße des römijchen 
Rechts in wefentlihen Theilen umgeftaltet wurden). Won bes 
fonderem Einfluß war dabei das Inſtitut der Oberpormundjchaft, 
deilen allgemeine Durhführung die Stellung der Wormünder 
wejentlich veränderte. Das jebt geltende gemeine Necht, welches 
theil8 durch Die Gefeßgebung 2), theil3 Durch Die Gewohnheit aus— 
gebildet wurde, ift in Kurheſſen nod) jebt Die Grundlage des Vor: 
mundjchaftsrechts und in der Partifulargefeßgebung 3) ausdrüdlich 
als Norm anerfannt. Als Modififationen des römischen Rechts 
find bei der jetzigen Geftaltung des NechtsinftitutS namentlic) 
folgende hervorzuheben: 


T) Bol. Kraut Vorm. I. 94—109. 

2) Dahin find namentlich die Beftimmungen der R. PB. O. 1548. Tit. 31. 
und 1577. Tit. 32 (©. d. R. 9. II. 602. III. 394) zu zählen. 

3) Für Altheſſen find zu berüdfichtigen: Marb. Rathsordnung 15. Oct. 1676 
(8. O. III. 82), Grebenordnung 6. Nov. 1739. Art. IX. Ber. 24. Zuli 1767. 
Ausjchreiben der Regierung zu Marburg 24. Aug. 1786. Für Schaumburg : 
Bol. Ordn. X. Für Hanau: Solmf. L. DO. II. 21. 22. Ausſchreiben des 
Hofgerihts v. 19. Juli 1800 (Kerftiing 781). Für Ifendurg: Reg. Ausſchr. 
6. Sept. 1766 (Keriting 959), 16. Febr. 1780 (daf. 984). Für Kurmainz: 
Mainz. Landr. Tit. V. Ueber das Vormundjchaftswefen in Hefien vgl. (Happel) 
Unterricht für VBormünder. Marburg 1793. Auffarth Die Bormundfchaft über 
Minderjährige nad) kurheſſiſchem Recht. Schmalkalden 1826. (Ruez) Der kur: 
heſſiſche Vormund. Marburg 1839. 
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1) Die Altersvormundfhaft hat eine völlige Umgeftaltung 
erfahren, indem mit Bejeitigung des Unterjchieds zwifchen pupilli 
und minores*) Die tutela impuberum und cura minorum ver: 
Ihmolzen und dadurch ein neues Nechtsinftitut, die Vormundſchaft, 
gejchaffen ift; indem Der deutjche Vormund weder tutor, obwohl 
die für Diefen geltenden Beftimmungen analog auf jenen angewendet 
werden, noch curator ift, und die auctoritas, die der erftere zu in- 
terponiren, der consensus, den der letztere zu ertheilen hatte, fich zu 
einer über die ganze Dauer der Minderjährigfeit fich erftredenden 
Befugniß, der vormundjchaftlichen Vertretung, vereinigt hat; indem 
ferner dad Recht des Tutors zur Führung der Tutel ohne obrig- 
feitliche Beftellung und die Erbittung des Kurators als Erforderniß 
der Beltellung defjelben Feine Anwendung mehr findet, 

2) Hinfihtlic) Der cura ift der jchon im römiſchen Necht be— 
gründete Unterjchied zwijchen cura plena und minus plena 5) noch 
jchärfer ausgebildet, indem Die erjtere dem deutſchen Bormundfchafts- 
wejen einverleibt ift, in der Art, daß die Dazu gehörigen Snftitute 
entweder in der Altersvormundfchaft aufgehen, wie Die cura minorum, 
oder als perjönliche Vormundſchaft dieſer gleich ftehen, wie die 
cura furiosi®), oder als Bermögensvormundihaft”) zwar nur 
eine Vermögensverwaltung gewähren, welche ſich jedoch ganz nad 
den für die Bermögensverwaltung bei perjönlichen Vormundſchaften 
geltenden Grundfäßen richtet; während Die leßtere mit dem Vor— 
mundfchaftswejen an fich nicht zufammenhängt®) und nur info- 





4) Bgl. oben $ 45. 

5) l. 48. de administr. (26, 7): Inter bonorum ventrisque curatorem et 
inter curatorem furiosi itemque prodigi pupillive magna est differentia ; 
quippe cum illis quidem plane rerum administratio, duobus autem superioribus 
sola custodia et rerum quae deteriores futurae sunt venditio committitur, 
vgl. Glück XXXIII. 117. 234. Rudorff Vorm. I. 74. 

6) Diefe ift jebt eine perjönlihe Vormundſchaft vgl. unten $ 156. Der 
Ausdrud Bormundjchaft ift dabei nicht ungebräuhlih; vgl. Schaumb. Pol. DO. 
1615. X. $ 9. Reg. A. vom 30, Mai 1815. V. vom 28. Dez. 1829. $ 40. 

7) Die Wahl diejes Ausdruds ift dadurch gerechtfertigt, daß bei den dazu 
gehörigen Kuratelen, nämlich der cura prodigi und der Hausfinder, der Kurator 
die Stellung des deutſchen Bormunds, aber nur hinfihtlih der Vermögens— 
verwaltung hat. Schaumb. Pol. D.1615. X. $ 9. und I. B. B. vom 4. April 
1765. $ 6. bezeichnen ben curator prodigi ald Vormund. 

8) Sie wird daher neuerdings auch davon getrennt, ſ. Puchta Band. $ 330. 
Arndts Band. $ 296. 
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fern dabei berüdfichtigt werben Fann, als partifularrechtlich einzelne 
der dazu gehörigen curae unter obervormundjchaftliche Aufficht ge— 
ſtellt find’). 


Erſte Abtheilung. 
Bormundfbaft. 
Erſter Abſchnitt. 
Vormandſchaftliche Verwaltung. 





I. Einleitung der Vormundfchaft. 


§ 138. 
1) Gerichtskompetenz. 


Das Vormundſchaftsweſen iſt ein Zweig der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit und als ſolcher bei Trennung der Rechtspflege von 
der Verwaltung den Gerichten übertragen ?). Die Einleitung und 
Leitung der Bormundjchaften über Berjonen und Sachgeſammtheiten 
fteht nach heutigem Recht?) ohne Unterjchied zwijchen Amtsjäjfigen 


9) Sie werden bier als Gefhäftsführung unter obervormundjchaftlicher 
Aufſicht von der Vormundſchaft unterfchieden. 

41) B. vom 29. Juni 1821. $ 44, 53. 

2) Nach älterm Recht waren die Untergeridhte und zwar ſowohl die landes— 
bherrlihen Aemter, als die Stadtgerichte und Patrimonialämter bis zu deren 
Aufhebung nur für amtsſäſſige Bormundfchaften zuftändig. Obervormundſchafts— 
behörden erſter Inftang für Schriftfäifige und zweiter Inftanz für Amtsfäffige, 
fowie DOberaufiihtsbehörben für das DBormundfchaftswefen waren früher bie 
Negierungen, fpäter die dur B. vom 4. Oft. 1776 (8. O. VI. 876) zu Kaflel, 
Marburg und Rinteln und durch Hofg. A. vom 19. Juli 1800 (Kerfting 781) 
zu Hanau gebildeten Pupillenkollegien, feit ®. vom 29. Juni 1821 $ 44. die 
Givil-Senate der Obergerichte. Außerdem waren Spezialvormundichaftsbehörden 
für Militärperfonen, deren rauen und Kinder nah Kr. Koll. Inftr. vom 
30. Oft. 1767. $ 5 (8. D. VI. 456) das SKriegsfollegium bis zur V. vom 
23. April 1821, für Hofdiener, deren Frauen und Kinder nach V, vom 18. März 
1802 das Hofgeriht bis zur V. vom 28. April 1818. 


$ 138. Einleitung der Vormundſchaft. 517 


und Schriftjäffigen mit Ausnahme der Glieder des Furfürftlichen 
Hauſes 3) und ftandesherrlicher Familien +) den Untergerichten in 
erfter 5), den Givil-Senaten der Obergerichte in zweiter und dem 
Eivil-Senat des Oberappellationsgerichts in dritter Inſtanz zu). 
BZuftändig ift bei Berfonalvormundichaften das Gericht des Wohnort 
der zu bevormundenden Perfon ”), bei Bermögensvormundjchaften 
das Gericht des Wohnorts der Perſon, deren Vermögen zu ver 
walten ift®). Es entjcheidet hierbei der Wohnort zur Zeit der 
Anordnung der Vormundichaftz ift die Vormundfchaft hiernach 
gültig angeordnet, jo Dauert die Zuftändigkeit fort ungeachtet einer 
MWohnortsänderung der Perſon, für welche oder für deren Ber: 
mögen die Vormundichaft beiteht?). Außer dem Gerichte des 
MWohnorts iſt zur Anordnung von Suratelen, Deren Gegenftand 
Immobilien find, Das Gericht der belegenen Sache zuftändig 2°). 


—— — — 


3) Ueber dieſe vgl. Moſer T. St. R. XVII. 367, XVIII. 135. und 3. J. 
Mofer Beriht von denen Bormundfchaften in dem F. Gef. Haufe Hefien. 
Sranffurt 1751, vgl. Kulenfamp Lit. ©. 33. Die Uebertragung der Zuftändige 
feiten der Neichsgerichte in Betreff der fürftlichen Bormundfchaften auf die 
Landesgerichte in Kurheffen ift nicht nachweisbar; die in $ 57. Note 27. angef. 
Geſetze handeln hiervon nicht. 

4) Bgl. oben $ 58. Note 5. 

5) Ger. Org. Gef. vom 31. Oft. 1848. $ 8. 

6) Ger. Org. Gef. vom 31. Oft. 1848, $ 23, $ 59. Nr, 2. Vgl. unten 
$ 152. Note 4. 

7) D. A. ©. Gutachten vom 6. Sept. 1788 (2. O. VII. 292). O. A. 
®. &. 1835 bei Heufer Ann. IV. 156. Dies ift bei Minderjährigen der 
Wohnort des verftorbenen Vaters, V. vom 24. Juli 1767. $ 5, Han. Hofg. 
A. vom 19. Juli 1800. $ 2, bei unehelichen Kindern der Wohnort der Mutter 
zur Zeit der Bormundjchaftsbeftellung, DO. G.R.1836 an das Juftizamt Borken 
Hilgenbergiche Vorm. betr. 

8) Iſt teftamentarifch eine Kuratel über den Nachlaß angeordnet, fo ift 
nicht das Gericht des Wohnorts des Erben, fondern das Gericht zuftändig, in 
defien Bezirk der Nachlaß fich befindet, DO. A. ©. E. 1847 Peterfche Kuratel 
betr., alfo das Gericht des Wohnorts des Erblaflers, O. A. G. €. 1853 bei 
Heufer Ann. II. 376, 

9), O. A. G. E. 1827 Michaeliſche Vorm. betr. 

10) 1. 27. pr. de tut. et cur. (26, 5), I. un. Cod. ubi pet. (5, 32), O. 
A. G. E. 1835 bei Heufer Ann. IV. 156. Die Beichränfung auf Immobilien 
ergiebt fi zwar nicht aus dieſen Stellen, vgl. Rudorff Vorm. I. 370, Sintenis 
Eiv. R. IM. 217, aber daraus, daß der Gerichtöftand der belegenen Sache nach 
dem kurheſſiſchen Gerichtsgebrauh auch in ftreitigen Sachen auf Immobilien 
beſchränkt if. 
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Anftatt des zuftändigen Gerichts kann ein anderes durch Auftrag 
des gemeinfamen böhern Gerichts Tompetent werden, wenn von 
Betheiligten darauf angetragen wird und Gründe offenbarer Zweck— 
mäßigleit dafür vorliegen 2%. Die von einem unzuftändigen Ge— 
richt angeordnete Vormundjchaft ift unwirkſam und. der von dem— 
jelben beftellte Vormund zur Vertretung des Pflegebefohlenen nicht 
legitimixt, auch wenn eine Aufhebung der Vormundſchaft wegen 
Unzuftändigfeit des Gerichts nicht ftattgefunden hat'?). Die Kom— 
petenz des Gerichts enthält die Befugniß zur Ginleitung der Vor: 
mundjchaft, Beftellung des Vormunds und Führung der obervor- 
mundichaftlichen Aufficht, auch wenn das der vormumdjchaftlichen 
Verwaltung untergebene Vermögen außerhalb des Gerichtsbezirks 
liegt 15), und der Vormund im Uebrigen der Gerichtsbarkeit: des 
Gerichts nicht unterworfen ift!*). Die Vorausjeßungen der. Ein- 
leitung der Vormundſchoft find durch die Gejege beſtimmt; mo 
diefelben mangeln, begründet freiwillige Unterwerfung unter die 
Bormundichaft die Anordnung Dderjelben nicht ?5). Wo die ge: 
jeglichen Vorausſetzungen vorliegen, find die Gerichte von Amts— 
wegen zur Einleitung der Vormundſchaft verpflichtet, ſobald Diejelben 
notorisch *°) oder Dem Gericht angezeigt find. Die Anzeigepflicht 
liegt ob den am Ort wohnhaften nächjten Verwandten 77) und in 


._——.. 


11) St. M. U. vom 13. Juli 1830. O. A. G. €. bei Strippelmann IV. 
2, 475. Gin Antrag des Gerichts, welcher nicht. durch Anfuchen von Bethei- 
ligten veranlaßt ift, genügt dazu niht, O. A. ©. E. 1844 daf. Note 2, 1847 
Peterſche Kuratel betr. 

12) Rudorff Borm. I. 375. O. A. ©. O. 1835 bei Heufer Ann. IV. 156. 

13) Savigny Syitem VIII. 341. Glüd Comm. XXIX. 457. 

14) Wer von dem Gericht, deſſen Gerichtsbarkeit er unterworfen ift, auf 
Mequifition eines andern Gerichts, dem die Obervormundfchaft zufteht, zum 
Vormund beitellt ift, fann die Beftellung nicht als unzuftändig ertheilt anfechten, 
O. A. ©. E. 1825 v. Schend betr. 

15) Der Antrag auf Anordnung einer Bormundjchaft über den Antrags 
fieller wird als eine Anzeige aufgefaßt, welche dem Gericht Beranlafjung geben 
fann, bei Borhandenfein der gefeglichen Vorausſetzungen die Vormundſchaft ein- 
zuleiten, O. X. ©. E. 1840 bei Strippelmann I. 331. 

16) 3. vom 24. Juli 1767. $4. Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800. $ 1. 

17) Solmſ. &, ©. I. 21, $ 8. If. Pol. DO, 1690. $ 28 (Kerfiing 800). 
Mainz. L. R. V.$2. DB. vom 24. Juli 1767. $5. Han. Hofg. A. vom 
19. Juli 1800. $ 2. Da hier auf die Unterlafjung der Anzeige Geldftrafe 
neben Schabenserfagpflicht geſetzt ift, fo ift die im römifchen Recht angebrohte, 
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deren Ermanglung den Nachbarn oder Leichenbegleitern, den Ort3- 
vorftänden 78) und den Predigern 9) oder Nabbinen?0), Die 
Bormundichaftsbeftellung erfolgt, nachdem durch eine von Amts— 
wegen ohne Fontradiftoriiches Verfahren anzuftellende Unterſuchung 
die Vorausfegungen Derjelben feitgeitellt find. 


2) Wahl des Vormunde. 


$ 139. 
a) Delationsgründe. 


Während das römische Necht eine richterliche Beltätigung der 
Wahl des Vormunds in der Regel nicht vorjchrieb Y) und auch 
dem deutſchen Necht dieſelbe urjprünglich fremd ?), nad) beiden 
vielmehr das Amt des Vormunds mit dem Vorhandenjein eines 
der durch das Geſetz beftimmten Berufungsgründe von ſelbſt ges 
geben war, ift in Dem neueren Recht die Beftätigung der Bormünder 


in Schaumb. Pol, O. X. $ 4. noch wiederholte Strafe, DVerluft des Erbrechts, 
nicht mehr anwendbar. Kraut Vorm. I. 280. 

18) Greben-D. 1739 IX. $ 1, 2, 4. 9. B. V. vom 6. Sept. 1766 $5. 
J. D. für Fulda 1816 $ 60. Die Drtsvorftände handeln hier als Hulfsbeamte 
des Staats. Wegen Berfäumung der Anzeige fönnen gegen Ortsvorftände der 
Landgemeinden von den Untergerichten bis zu einem Thaler, von den Obergerichten 
bis zu fünf Thalern Disziplinarftrafen erfannt werden, während gegen die Orts: 
vorftände der Städte nur den obern Gerichten eine Disziplinarftrafbefugnig zus 
fteht. St. M. A. vom 12. Aug. 1823. Landesh. Entichl. vom 25. März 1840, 
vgl. Die Berf. und Verw. der Gemeinden ©. 70. 3. M. B. vom 15. Oft. 
1839, die Weigerung des Oberbürgermeiftere von Kafjel zur Grijtattung von 
Berfonalvorfchlägen zum Zweck der Bevormundung betr. 

19) Reg. A. vom 30. Mai 1815. DB. vom 28. Dez. 1829 $ 40. Diefe 
Beflimmungen, welche nur die durch Sterbefälle veranlaßten Bevormundungen 
betreffen, find dur Beichluß des Min. des Innern vom 29. Nov. 1838 dahin 
ausgedehnt, daß jowohl die proteftantifchen als Fatholifchen Pfarrer von alfen 
unehelichen Geburten dem Gericht Anzeige machen follen, I.M.B. vom 4. Dez. 
1838. Wegen Verfäumung der Anzeige können weder die untern noch obern 
Gerichte Disziplinarfirafen gegen die Prediger verhängen, fondern haben defhalb 
hinfichtlich der proteftantifchen Geiftlichen mit dem Konfiftorium, Hinfihtlich der 
katholiſchen mit der Regierung fich zu benehmen, J. M. B. von 19. Nov. 1838. 

20) KRulenfamp NR. ©. III. 249. 

1) Nur bei unvollftändiger legtwilliger Beftellung war eine folche erforderlich, 
Rudorff Borm. I. 312, | 

2) Kraut Vorm. I. 94, 233. 
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in der Art vorgejchrieben, daß erft durch Diefe das vormundjchaft- 
liheAmt übertragen wird 3). Die Delationsgründe haben in Folge 
diefer Veränderung eine andere Bedeutung erhalten, indem fie 
nach heutigem Necht nur als Gründe der gerichtlichen Beitätigung 
des Berufenen in Betracht fommen. Die Delationsgründe find: 
1) Lebtwillige Berfügung*), welche gemeinrechtlih als ein 
Ausflug der väterlichen Gewalt nur dem Vater und väterlichen 
Großvater 5), nicht aber der Mutter ©) zufteht, womit auch das 
althejfiihe”), jchaumburger ®) und mainzer ?) Recht übereinftimmt, 
während die Solmjer Landordnung der Mutter und den Groß: 
eltern gleiche Befugniß zugefteht wie dem Vater!“). Borausfeßung 
ift Ernennung in einem zn Recht beftehenden Teftament 12) oder 
durch Teftament beftätigten Kodizill. Die jog. tutela testamentaria 
imperfecta, welche gemeinrechtlich der Mutter wie jeden Dritten 


3) N. BP. O. 1577. Tit. 32. $ 2. Rudorff Vorm. II. 212. Kraut Vorm. 
I. 236. 

4) Rudorff Borm. I. 266. Kraut Vorm. I. 258. DB. vom 24. Juli 1767 
56. Schaumb. P. O. X. $1. Solmf. L. O. IL. 21. $ 2. Han. Hofg. N. 
vom 19. Juli 1800. $ 3. 3. D. für Fulda 1816. $ 62. Auch bei der Bor- 
mundfchaft über Wahnfinnige und Verſchwender 1. 16. pr. $ 1. de cur. fur. 
(27, 10), vorausgefegt, daß Grund zur Anordnung der Vormundſchaft vor⸗ 
handen iſt. 

5) Dem Großvater, inſoweit die Enkel durch feinen Tod sui gi werben, 
Rudorff I. 270. 

6) Die Meinung von Rudorff I. 333, daf das Necht der — een 
Ernennung durch R. P. DO. 1577. Tit. 32. $ 1. gemeinrechtlich aud der Mutter 
übertragen fei, widerlegt Kraut I. 260. 

7) V. vom 24. Juli 1767. $ 6. Reg. N. vom 24. Nov. 1804. %. O. 
für Fulda 1816. $ 62. 

8) Schaumb. P. DO. X. $ 1 „wo ein Vater”; der Ausdruck „Eltern“ in 
$ 2. iſt vom Bater und väterlichen Großvater zu verftehn; vgl. Kraut I. 261. 

9) Mainz. NR. V.$1. 

10) Solmf. 8, D. II. 21. $ 2. Der Erflärung, welche Kraut I. 261. von 
. biefer Beftimmung giebt, ift entgegenzuhalten, daß das Gefeß die Ernennung 
durch die Mutter und die Großeltern der durch den Water gleichftellt. In— 
deſſen Fann eine foldhe Ernennung nur bei Kindern vorfommen, welche nicht 
unter väterlicher Gewalt ftehn. 

11) Glück Comm. XXIX, 208. Rudorff Vorm. I. 303. Die entgegens 


fiehende Anfiht von Kraut I, 262. wibderftreitet den in Note 7 bis 10. angeff. 
Beitimmungen. 
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zu beftimmen zufteht 2), ſetzt Die Erbeinfegung des zu Bevor— 
mundenden voraus 13) und Fann unter dieſer Vorausfeßung auch 
für Hausfinder in Anjehung des ihnen binterlaffenen Vermögens 
angeordnet werden t#), 2) Ehepaften?5) oder Erbvertrag. Die 
hierin ernannten Vormünder ftehen den teftamentarifchen gleich. 
Dagegen ift die Ernennung des Vormunds durch Vertrag mit 
einem Dritten in Kurheſſen durch Feine partifulargefegliche Bes 
ftimmung als Delationsgrund anerfannt +6). 3) Verwandtichaft. In 
Grmanglung einer leßtwilligen Delation ift zunächit die Mutter "”) 
berufen, welche, wenn fie Die Bormundjchaft übernehmen will, wo— 
zu ihr ein Necht zufteht '®), dem weiblichen Nechtswohlthaten und 
der anderweiten Verheirathung für die Dauer der Wormundjchaft 
entjagen muß!) In Grmanglung der Mutter fteht gleiches 
Recht der Großmutter zu 2°), Außerdem find Die nächiten männ— 

12) Glüf Comm. XXIX. 255. Rudorff Vorm. I. 318. 

13) Glück XXIX. 255. Nudorff I, 318. Ueber die Grflärung der an— 
ſcheinend entgegenftehenden 1. 4. Cod. de test. tut, (5,28) vgl, Glück a. a. O. 257. 
Der früher in der Betätigung liegende Unterſchied ift Hinweggefallen. 

14) Vgl. unten $ 159. 

15) Reg. Schr. vom 8. Mai 1794. Meg. U. vom 7. Dft. 1802 (2. O. 
VII. 102), vom 24. Nov. 1804. 93. O. für Fulda 1816. $ 62. Einen Fall 
ſ. in Dec. Cass. II. 246. 

16) Vgl. über Diele Frage Glück Comm. XXIX. 170, Rudorff I. 335, 
Kraut J. 265. 

17) Die Mutter war nach römiſchem Recht nur zur tutela impuberum 
zugelaſſen, Rudorff I. 256; nad) Verſchmelzung der letztern mit der cura minorum 
ift fie zur Vormundfchaft über Minderjährige berufen, Neg. Schr. vom 8. Mai 
1794, Schaumb. PB. O. X. $5, Man. U R. v.$1, 3.0. für Fulda 
1816. $ 62. Dagegen ift fie der Uebernahme anderer Vormundſchaften nicht 
fähig; Plen. Beſchl. des Kafl. DO. G. vom 9. Jan. 1838. Nr. 963. V. P. in 
Anwendung auf cura furiosi, Kaſſ. O. ©. Reffr. vom 29. April 1835 für 
Grebenftein (N. ©. II. 253) in Anwendung auf cura absentis. Obgleich das 
römifche Recht die Mutter nur zur Tutel über ehelihe und Konfubinenfinder 
zuläßt, ift nad) dem Gerichtägebraub in Kurheſſen ihre Fähigfeit zur Führung 
der Vormundjchaft über ihre unehelichen Kinder feinem Zweifel unterworfen ; 
vgl. den Grund in J. 3. Cod. quando mul. (5, 35) a. €. 

18) Ueber ihre Uebergehung ift fie zu vernehmen, Viſ. R. für Kaſſel 1833. 
Der Grund ihrer Uebergehung ift im Gen. Vorm. Prot. anzumerken, Viſ. R. 
für Großalmerode 1839. 

19) Reg. A. vom 24. Nov. 1804. Schaumb. P. O. X. $ 5. Ueber den 
abweichenden Gerichtsgebraud in der Provinz danan vgl. $ 141. 

20) Nov. 118, e. 5. 
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lichen Verwandten von Vater» oder Mutterjeite zur Uebernahme 
der Vormundfchaft verbunden 2!) und zwar nach Ordnung ber 
nteftaterbfolge??). 4) Wahl der Obervormundſchaftsbehörde. 
Die Wahl iſt durch das Vorhandenſein eines der angeführten 
Delationsgründe inſofern beſchränkt, als einestheils den zur Vor⸗ 
mundſchaft Berufenen, ſofern ſie zur Uebernahme derſelben fähig 
ſind, ein rechtlicher Anſpruch auf die obervormundſchaftliche Be—⸗ 
ſtaͤtigung zuſteht 23), welcher durch Beſchwerde gegen Die Verſagung 
der Beſtätigung, nicht aber durch Anſtellung einer Klage gegen den 
beſtellten anderweiten Vormund verfolgt werden fann ?*), andern⸗ 
theils andern von der Obervormundſchaftsbehörde gewählten Per— 
ſonen das Recht zur Ablehnung der Vormundſchaft zuſteht, ſo lange 
der zunächſt Berufene zur Führung derſelben fähig iſt und nicht 
von einem ihm zuſtehenden Ablehnungsrechte Gebrauch macht 23). 
Liegt dagegen ein fonftiger Delationsgrund nicht vor, oder wird 
dem Berufenen die obervormundjchaftliche Beftätigung wegen Un- 
fähigkeit verweigert, jo ift die Obervormundjchaftsbehörbe bei ber 
Wahl des Vormunds unbejchränft. 3 entjcheidet Dabei das 
richterliche Ermeſſen, wobei leptwillige Verfügungen, auch wenn 
fie einen Delationsgrund nicht abgeben ?*), jowie Die Vorſchläge 
der Verwandten, die felbft nicht berufen werden fönnen 27), und 
allenfalls der zu Bevormundenden jelbjt?°) in angemefjener Weije 
zu berüdfichtigen find, und diejenige Perſon zu wählen ift, welde 


21) V. vom 24. Zuli 1767. $5. Schaumb. P. O. X. 8 2. Solmſ. 
2. ©. U. 21. $ 3. J. D. für Fulda 1816. $ 62. 

22) Nov. 118. c. 5. 

23) Glück Comm. XXIX. 309. 

24) Wie Strippelmann V. 569. annimmt. Das von ihm in Bezug genommene 
O. A. ©. €. 1826 daf. II. 192. bezieht fi) auf die accusatio tutoris suspecti. 
Ein Schluß, auf den hier fraglichen Fall kann ebenfowenig daraus gezogen 
werden, daß auf Ginräumung der Kuratel über das Vermögen eines Verſchollenen 
ein Klagerecht gegeben ift,-weil es fich hier um Ginräumung ſelbſtſtändiger Ver— 
mögensrechte handelt. 

25) Solmf. L. 9.1. 21.$ 3,4. O. A. G. D. vom 7. Sept. 1763 (2. 
D. VI. 94). 

26) 3.B. Anordnungen der Mutter; vgl. 1. 2. $ 1. de conf. tut. (26, 3), 
O. A. ©. €. 1826 bei Strippelmann II. 194. und Rechtsfreund 1837. ©. 217. 

27) B. vom 24. Juli 1767. $ 5. Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800. $ 2. 

28) U. ©. O. 1732. II. $ 6. 
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nach ihren perjönlichen und Vermögensverhältniffen zur Führung 
der Bormundichaft ſich vorzugsweile eignet 2°). Die Ortsvorftände 
find verpflichtet, auf Verlangen der Obervormundichaftsbehörde 
Borichläge zu machen *%). Abjolut unfähig, zu Vormündern be— 
jtellt zu werden, find: 1) Frauen mit Ausnahme der Mutter und 
Großmutter’). 2) Alle. unter Vormundſchaft ftehenden Perſonen, 
alfo Minderjährige, Wahnfinnige und Verfchwender 3?), fowie die 
wegen Wuchers im dritten Betretungsfall Beftraften 33). Beftellung 
einer abjolut unfähigen Perſon zum Vormund ift von felbft nichtig ; 
ebeujo hört das vormundjchaftliche Amt von felbit auf, wenn in 
der Perſon des Vormunds — der — ein Grund der 
abſoluten Unfähigkeit eintritt 3*). 


g 140. 
b) Gründe der Befreiung von der Vormundſchaft. 


Die von der Obrigkeit beftätigte oder von derjelben ausgehende 
Wahl des Vormunds verpflichtet den Gewählten zur Uebernahme 
der Vormundſchaft!), wenn ihm nicht - Gründe der nothwendigen 
oder freiwilligen Entjcehuldigung zur Seite ftehen?). Die erfteren 
find folche, welche den Gewählten zwar nicht hinfichtlich jeder aber 


— 


29) Ueber die hierbei zu berückſichtigenden Gefichtspunfte vgl. Solmf. 2. O. 
II. 21. $5, Mainz. &R. vV.$ 1, Han. Pup. K. U. vom 14. Aug. 1804. 
Als ungeeignet erfcheinen Perfonen, welche bereits wegen jchlechter Berwaltung 
einer Vormundſchaft entjebt find. 

30) 3. M. B. vom 15. Oft. 1839, vgl. $ 138. Note 18. 

31) 1. 1. Cod. quando mul, (5, 35). Glück Comm. XXIX. 50. Rudorff 
Borm. II. 19. 

32) Glück Comm, XXIX. 67. Rudorff Vorm. II. 20. 

33) V. vom 20. Aug. 1800. $ 9. 

34) Sintenis Civ. R. III. $ 146. 8.196. Bangerow Pand. I $270. Anm. 

1) 3. vom 24. Juli 1767. $ 7. Han. Hofg. A. 1800. $ 4. Solmf. 
2.0.0. 21. $9.10. 3. O. für Fulda $ 65. Kraut Vorm. I, 242. Gegen 
ſolche, welche fich der Uebernahme weigern, find gerichtliche Zwangsmittel ara 
Viſ. Reife. für Volkmarſen vom 20. März 1833. Schaumb. P. DO. X. $ 1. 
Mainz. 2. R. V. $ 15. Nur die Mutter und Großmutter jind zur — 
der ihnen deferirten Vormundſchaft nicht verpflichtet. Nov. 94. c. 1; vgl. da— 
gegen Schaumb. Bol. DO. X. $ 5. 

2) Mit Necht ftellt Sintenis Givilr. $ 146. Note 1. nur die Gründe ber 
relativen Unfähigkeit zu der excusatio necessaria, während Rudorff Vorm. 
I. 15. auch die der abfoluten Unfähigkeit dazu rechnet. 
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bezüglich der deferirten Vormundſchaft unfähig machen, und melde 
zwar die gültige Mebertragung der Vormundſchaft nicht hindern, 
aber Veranlafjung zur Remotion geben, weßhalb die Verbindlichkeit 
befteht, fie zur Anzeige zu bringen, wenn fie bei der Beftellung 
bereit3 vorhanden oder im Lauf der Zeit entjtanden find ®). Gründe 
der nothwendigen Entjcehuldigung, welche auch als relative Unfähig- 
feit bezeichnet wird +), haben folgende Perjonen: 1) wer von dem 
Vater oder der Mutter ausdrücklich verbeten it’). 2) Die mit 
den Eltern der Kuranden in unverjöhnter Feindſchaft ftanden ©). 
3) Wer mit dem Kuranden in Obligationsverhältniffen - fteht 7). 
4) Der Stiefvater rüdfichtlich feiner minderjährigen Stieffinder®). 
5) Die Mutter, wenn fie zur zweiten Ehe jchreitet oder fich außer 
ehelich ſchwängern läßt). 6) Der Schwiegervater bezüglich feiner 
Schwiegertochter und der Bräutigam bezüglidy jeiner Braut !°), 
Dagegen ift die im römischen Recht ausgejprochene Unfähigkeit des 
Ehemanns zur Führung der Bormundjchaft über feine minderjährige 
Ehefrau bejeitigt !'). 


3) Val. unten 8 149. 

4) Rudorff Vorm. II. 22. 

5) 1. 21. $ 2. de tut. (26, 5), I. un. Cod. si contra matris (5, 47). 

6) $ 11. Inst, de excus. (1, 25), Glück XXIX. 85. 

7) Nov. 72. Glück XXIX. 90. Ueber die fortdauernde Anwendbarkeit 
diefer Beftimmung vgl. O. A. ©. E. 1840. Strippelmann II. 45. 1826, Strip⸗ 
pelmann II. 194. Nechtsfreund 1837. ©. 217. Ausgenommen von biefem 
Verbot ift die Mutter. Nov. 94. c. 1, ; 

8) B. vom 20. Juli 1750. Han. V. vom 11. Juni 1751. Schaumb. BP. 
O. X. $ 6. Gemeinrechtlich ift er nicht unfähig. Glück XXIX. 120. 

9) B. von 24. Nov. 1804. Nr. 3. Schaumb. Pol. O. X. $5. Mainz. 
ER. v.$ 10. 

10) 1. 7. Cod. de excus. tut. (5, 62), "1. $ 5. de excus, (27, 1). 
Bol. oben ©. 322. 

11) Die entgegengejeßte Anſicht von Glück XXIX. 112. und Sintenis $ 146. 
Note 50. beruht auf der irrigen Annahme, daß neben der Geſchlechtsvormund— 
ſchaft des deutichen Rechts die Nothwendigfeit einer Altersvormundichaft über 
minderjährige Ehefrauen fortgedauert habe, f. dagegen Kraut Vorm. II. 179. 561. 
Da zur Zeit der Nezeption des römischen Rechts gemeinrehtlih und auch in 
Hefien (vgl. $ 104) die Geſchlechtsvormundſchaft fortbeitand, fo iſt das Verbot 
bes römischen Rechts als gar micht rezipirt zu betrachten. Dieß läßt fi für 
Helen auch aus dem Ausdruck des Meg. Schr. v. 18. April 1785. „jedoch der 
Ehemann nicht ipso jure der Vormund feiner Frau ift“ folgern, ba dieſer Aus— 
druck die Annahme einer Unfähigkeit des Chemanns zur Führung der Vormund— 
haft über feine Frau auszufchliegen fcheint. 
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Die freiwilligen Entfchulbigungsgründe find folche, deren Vor- 
handenjein den Defignirten zwar von der Uebernahme der Vor— 
mundjchaft befreit, jedoch nur unter der Vorausjegung, daß er fich 
rechtzeitig darauf beruft 2). Diefelben müffen bei Vermeidung des 
Ausichlufjes binnen zwei Monaten vom Tage der Bekanntgabe der 
Berufung an bei der obervormundfchaftlichen Behörde vorgebracht 
werden 3), worauf über dieſelben ſummariſch verhandelt wird, 
ohne daß einer Berufung gegen die Entjcheidung Sufpenfiveffeft 
zufäme '*). Die jebt noch praftifchen Entſchuldigungsgründe find 
folgende: 1) Bekleidung eines öffentlichen Amts. inzelne Aemter 
berechtigen an fich zur Ablehnung einer jeden Vormundjchaft ), 
die übrigen nur unter der VBorausfeßung, daß durch Führung der 
Vormundjchaft der amtlichen Pflichterfülung Eintrag gefchehen 
würde!«). 2) Aktiver Dienft im Militär durch alle Grade unter 
derjelben Borausjegung 7). 3) Die Eigenfchaft als Geiftlicher 15), 
Lehrer einer Stadt- oder Gemeindejchule oder höheren Lehran- 
ftalt *°), Arzt?) oder Apothefer?1). 4) Die Zahl von fünf 


12) Nudorff Vorm. II. 16. V. vom 24. Juli 1767. $ 5.6. Schaumb. 
P. D.X. $ 1.2. Solmf. 2. DO. IL. 21.$ 9. Juſt. DO. für Fulda $ 65. 

13) V. vom 24. Juli 1767. $ 5. Han. Hofg. Ausfchr. vom 19. Juli 1800. 
$ 2. Juſt. DO. für Fulda $ 65. Schaumb. P. DO. X. $ 1. beftimmt einen 
fehswöchentlichen Termin. 

14) V. vom 24. Juli 1767. $ 7. Han. Hofg. Ausſchr. vom 19. Juli 1800. 
$ 4. Aufl. O. für Fulda $ 65. 66. 

15) ©. 9. G. O. 1746. Tit. V. $ 8. Han. Hofg. O. 1747. I. $ 21. 

16) Staatsdienftgef. 8. März 1831. $ 15. Dies ift durch Beſcheinigung 
der vorgejeßten Behörde nachzuweiſen. i 

17) Aus $ 14. Inst. de excus. tut. (1, 25) ift in Dec. Cass. II. 246. bie 
Unfähigfeit aller Militärperfonen zur Uebernahme einer Vormundſchaft gefolgert. 
Indefien wurde in O. A. G. Gutachten vom 6. Sept. 1788 (2, O. VII. 292) 
angenommen, daß das Kriegs-Kollegium (vgl. oben $ 138. Note 2) Militäre 
perfonen zu Bermündern beftellen fönne, und diefelben nur, wenn fie zu Märfchen, 
Beldzügen u. dgl. beordert worden, eine excusatio ex capite absentiae lauda- 
bilis necessariae haben. Hiermit übereinftimmend hält die gegenwärtige Praris 
Militärperfonen nicht für unfähig; 3. B. Kaſſ. O. G. B. 1843 Strippelmann betr. 

18) c. 40. C. 16. q. 1, wodurch nov. 123. c. 5. geändert it, Rudorff 
Borm. II. 105 fi. 

19) Minift. Ausichr. vom 24. Dec. 1827. 

20) 1. 6. $ 1. de excus. (27, 1). 

21) Medic. Ordn. vom 10. Juli 1830. $ 265. 
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Kindern 22), 5) Die Zahl von Drei VBormundfchaften, die der Be- 
rufene bereits führt?3). 6) Armuth?*) oder 7) Krankheit?°), wenn 
diejelben nach richterlichem Ermeſſen an der Führung der Vor— 
mundichaft hindern. 8) Mangel an Gejchäftsfenntnig, namentlic) 
Unfunde im Lejen und Schreiben 2°). 9) Das Alter von 70 
Sahren 2°). 10) Verjchiedenheit de Wohnort des Vormunds 
und des Orts der. zu führenden Verwaltung ?®), 


S 141. 
3) Beitellung bes Vormunds. 

Die Beſtellung des Vormunds geſchieht durch das zur Führung 
der Obervormundſchaft zuſtändige Gericht!) nach vorgängiger 
Unterſuchung über die Fähigkeit des Vormunds und Prüfung. der 
etwa geltend gemachten freiwilligen Ablehnungsgründe?). Bon 
diejem Gerichte kann auch eine Der Gerichtöbarfeit deſſelben nicht 
unterworfene Perſon rechtsgültig zum Vormund beftellt werben 3); 
jedoch fteht Die Anwendung von Zwangsmitteln, wenn diejelbe die 
Uebernahme der Bormundichaft verweigert, nur dem Gerichte, deſſen 
Gerichtszwang fie unterworfen ift, auf Nequifition des zur Führung 
der Obervormundjchaft zuftändigen Gerichtes zu*). Die Beftellung 
erfolgt Durch eine richterlihe Verfügung, mit deren Publikation 
oder Infinuation die Verpflichtung zum Antritt der vormundſchaft— 
lichen Verwaltung auch dann beginnt, wenn der zum Vormund 
Beitellte dagegen ein Nechtömittel einwendet, weil der Sufpen- 


22) D. X. ©. €. 1825. v. Schend betr. 

23) l. un. Cod. qui numero tut. (5, 69). 

24) 1. 7,1. 40. $ 1. de excus. (27, 1). 

25) 1. 10. $ 4,1. 45. $ 8. de excus. (27, 1). 

26) 1. 6. $ 19. de excus. (27, 1). 9.9. für Fulda $ 63. 

27) 1. 2. pr. de excus. (27, 1). 

28) 1. 46. $ 2. de excus. (27,1). O. A. G. E. 1842. Heufer Ann. I. 718. 

1) Dal. oben $ 138. 

2) Ueber das Berfahren vgl. oben $ 140. Not. 13, 14. 

3) Ueber die Gültigkeit einer ſolchen Beftellung im alle der Annahme der 
Bormundihaft dur den beftellten Vormund ungeachtet 1. 3. de tut. dat. (26, 
5) und 1. 5. Cod. qui dare (5, 34) vgl. Gluͤck XXIX. 461 und Sintenis Giv. 
R. IH. 217. 

4) Bol. oben $ 138. Note 14. 
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fiveffeft hierbei verjagt ift; er kann Daher Durch gerichtliche 
BZwangsmittel zur einftweiligen Uebernahme ‘der VBormundjchaft 
angebalten werden und haftet für den Durch Die Unterlafjung ent: 
jtehenden Schaden). Mit der Beitellung ſoll erfolgen: 1) Die 
Beeidigung des Vormunds ®), von welcher audy Die Mutter ‚nicht 
befreit ift”). Cine Ausnahme findet jtatt, wenn für einen teſta— 
mentarisch ernannten Bormund im Teftament eine andere Berfügung 
getroffen 8) oder der Mutter Tandesherrliche Dispenfation ertheilt 
it). 2) Die Ausfertigung. und Aushändigung des Vormunds— 
briefs (Tutorium oder Kuratorium genannt ?9), welcher jowohl zur 
Legitimation ??), als auch zur Snftruftion 1?) des Vormunds dient, 
daher außer der Bezeichnung der Vormundſchaft in. allen wejent- 
lichen Beziehungen aud) eine Belehrung über Die Pflichten des Vor: 
munds enthalten joll, 3) Die Eintragung des den Bevormundeten 
an dem Vermögen des Vormunds zuftehenden gejeglichen Pfand- 
rechts in Das bei Dem obervormundfchaftlichen Gericht geführte 
General-Währſchafts- und Hypotheken-Buch, jowie die Benach— 
richtigung der Gerichte, in deren Bezirk der Vormund mit Grund: 
eigenthum anſäſſig ift, von der Beſtellung deijelben zum Zwecke 


5) Kraut Borm. I. 238. DB. vom 24. Juli 1767. $ 7. Han. Hofg. X. 
vom 19. Juli 1800. $ 4. 3. D. für Fulda $ 65. 

6) Die Eidesformel ift vorgejchrieben Solmſer &. ©. I. 21. $ 12, 
Schaumb. PB. DO. X. $ 3, Greben.O. 1739. Art. 49. Nr. 5, Mainz. L. R. V. 
a. E., Han. Neg. A. vom 1. Febr. 1799; über die Beeidigung der Mennoniten 
vgl. oben $ 50. Note 29, der Juden $ 56. Note 30, 

7) Reg. A. von 24. Nov. 1804. Nr. 1. Namentlich gilt dafjelde von 
der unehlichen Mutter, Bif. Neffr. für Wibenhaufen 1826. (N. ©. II. 256). 

8) V. vom 24. Juli 1767. $ 6, Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800. $ 3, 

9) Neg. A. vom 24. Nov. 1804. Nr. 1. 

10) u. ©. ©. 1732. II. $ 6. Proz. ©. 1745. $.72. San. Hofg. O. 
1747. XL. $ 6. 10. Han. U. ©. D. 1764. VI, $ 7. 2. vom 24. Juli 1767. 
$6. Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800. $ 3. 9. O. für Fulda $ 67. Die 
Beltätigung fann nicht ftillichweigend gefchehen. Kraut Born. J. 241. 

11) Der Beweis der Beitellung kann in der Regel nur durch den Vormunds— 
brief geführt werden, DO. N. ©. E. 1839. bei Strippelmann Eideszuſchiebung 
©. 118. 

12) Nach Han. Neg. N. vom 1. Febr. 1799. Nr. 4. erhält der Vormund 
als Inftruftion einen Abdrud der Gidesformel. I. O. für Fulda $ 67. 
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gleichen Eintrags1?). Dagegen wird Die gemeinrechtlich +) vor- 
gejchriebene Kaution nad) dem Gerichtsgebrauche in Kurheſſen von 
dem Vormund regelmäßig nicht gefordert ). 

Bon den hier aufgeftellten Grundjäßen weicht das Necht im 
größten Theil der Provinz Hanau 2°) injofern ab, ald nad einem 
durch das höchfte Gericht anerkannten Gerichtsgebraudye der Mutter 
die natürliche Vormundſchaft über ihre Kinder ohne gerichtliche 
Beftellung und Beeidigung zufteht”). Dieſer Grundſatz beruht 
nicht auf dem ehelichen Güterrechte; die natürliche Vormundſchaft 
der Mutter tritt daher bei ehelichen Kindern ohne Rüdficht darauf, 
unter welchen Gejeßen die Ehe gejchlofjen worden ift!s), ſowie 
auch bei unehelichen Kindern ein, jofern der eheliche Vater zur Zeit 
feine Todes oder bei umehelichen Kindern die Mutter im Gebiet 
der Geltung dieſes Gerichtsgebrauchs den Wohnfit hatte. 


$ 142. 
4) Berhältniß mehrerer VBormünder. 
Die Aufftellung mehrerer Vormünder kann durch geſetzliche 
Vorſchrift 1), Tebtwillige Verfügung, Chepakten oder das Gericht 


13) Han. V. vom 14. März 1754 (Kerfting 542). Reg. A. vom 23. Juni 
1803, publizirt auch für Hanau (Kerfting LXXII. Nr. 92). Meg. Reffr. vom 
28. Mai 1804 (N.©. IV. 440). Reg. Komm. vom 27. Sept. 1804 (daf. 448). 
St. M. A. vom 9. Mai 1822, Form. Sp. IL. Der Eintrag foll alsbald bei 
ber Bormundsbeftellung gefhehn, aud wenn der Vormund zur Zeit Grund: 
vermögen nicht bejigt und ein Forderungsrecht des Bevormundeten gegen ihn noch 
nicht befteht, fowie bei der Bormundfchaft der Mutter und Großmutter, DO. ©. 
Reſkr. 1826. N. ©. II. 257, Strippelmann IV. 1, 49; vgl. unten $ 150. 

14) R. PB. DO. 1577. Tit. 32, $ 3. Glück Comm. XXX. 161. Kraut 
Borm. II. 122. Bol. auch Schaumb. Pol. D. X. $ 5 und 9. und Mainz. 2. 
R.V.$9. 

15) Pfeiffer II. 246. Vgl. Sintenis Civ. M. III. 222. Note 13. Der 
Grund diejer Praris ift darin zu finden, daß der Vormundseid, welcher nad 
römischen Recht feineswegs bei allen Vormundſchaften zu leiften war (Ruborff 
II. 230), als genügende juratorijche Kaution betrachtet wird. 

16) Ueber den geographifchen Umfang dieſes Gerichtsgebrauchs vgl. oben 
$ 123. Note 17. 

17) Strippelmann IV. 1, 42. Kerſting Sonderrechte XXI. 

18) Han. D. ©. €. 1844 Kriſch betr. Vgl. oben S 102. Note 1. 

1) Nah I. B. Reg. A. vom 6. Sept. 1766. und 16. Febr. 1780. fol 
der Mutter ftets ein Mitvormund beigegeben werben. 
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veranlaßt werben ?), wobei dem fchon beftellten Vormund gegen 
die gerichtliche Beftellung eines Mitvormunds ein Widerjpruchs- 
recht nicht zufteht 3). Mehrere Vormünder können entweder in dem 
Verhältniß zu einander ftehen, Daß dem einen die Aufficht über Die 
dem andern zugetheilte Verwaltung zufommt*), oder daß fie ſämmt— 
ih an der Verwaltung Theil nehmen. Dieſe kann in der Art 
unter ihnen getheilt fein, daß den einzelnen bejtimmte Gejcyäfts- 
zweige oder einzelne Vermögenstheile zur ausschließlichen Verwaltung 
zugewiefen find, in welchem Fall der einzelne nur für den ihm zu— 
gewiefenen Gejchäftsfreis Legitimirt ift 5); eine ſolche Anordnung 
kann gültig nur von der obervormundjchaftlichen Behörde getroffen®), 
nicht aber Durch Vereinbarung unter den mehreren zugleich beitellten 
Rormündern bewirkt werden ?). Iſt eine folche Theilung Durch Die 
obervormundchaftliche Behörde nicht vorgenommen, jo kann jeder 
der Vormünder für fich allein gültig handeln, wenn nicht von 
Seite der anderen ausdrüdlid) widerjprochen wird 8); es ift Daher 
auch jeder einzelne zur Prozefführung aktiv und paſſiv Tegitimirt °). 

Den Bormund kann auch durch Die Obervormundjchaftsbe- 
hörde ein Spezialfurator zur Seite gejeßt werden, wenn eine Kollifton 
der Intereſſen des Vormunds und des Mündels zu vermuthen iftt9), 


2) Solmf. & DO. IL 21. $ 7. Mainz, & NR. V.$ 12. Nah Juſt. O. 
für Fulda $ 64. foll ein Mitvormund beftellt werden, wenn das Vermögen fo 
anfehnlich ift oder fo zerftreut liegt, daß e8 von einem Vormund nicht verwaltet 
werben kann. 

3) O. A. ©. €. 1849. bei Heufer Ann. I. 348. 

4) Tutor honorarius im Gegenfaß zum tutor gerens 1. 3. $ 2. de ad- 
ministr. et peric. tut. (26, 7). Juft. O. für Fulda $ 64. Im diefem Ver: 
hältniß fönnen namentlich die neben der Mutter beftellten Mitvormünder ſtehen. 
Viſ. Neffe. für Großalmerode vom 5. Jan. 1833. N. ©. III, 269. 

5) 1. 3, $9, 1.4. de administrat. et peric, tut. (26, 7). 

6) D. X. ©. E. 1847. Strippelmann IV. 2. 51. 

7) 1. 2. Cod. de div. tut. (5, 52). 

8) 1. 55. pr. de admin. (26, 7), 1. 7. $ 3. de curat. furios. (27, 10), 
O. A. ©. €. 1834. Zeitf hr. L 248, 1845 3. ©. Knauft g. Schaumlöffeliche 
Borm., 1847 Strippelmann IV. 2. 51. 

9) O. A. ©. E. 1844 und 1847 bei Strippelmann IV. 2. 51. Sind 
mehrere Bormünder als Vertreter im Prozeß aufgetreten, jo find die bem Mündel 
auferlegten Eide von ſämmtlichen Bormündern zu ſchwören, O. A. G. E. 1844 
bei Strippelmann Eideszufhiebung ©. 231. - 

10) $ 3. J. de auct. tut. (1, 29), 1. 1. Cod. de in lit, dand, tut. (5, 44). 
O. A. ©. €. 1825. in S. Kunzefhe Eur. g. Hamerftädt. 
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Ein folcher hat unter obervormundfchaftlicher Aufficht den ihm an⸗ 
gewiefenen Gejchäftäfreis jelbftftändig zu verwalten. 


I. Führung ber Vormundſchaft. 
§ 143. 


1) Inventarifation. 


Der Vormund ift verpflichtet, alsbald nad) feiner Beftellung 
ein Inventar über das feiner Verwaltung unterworfene Vermögen 
errichten zu lajjen*) oder, wenn ein ſolches bereit3 früher errichtet 
ift, daſſelbe nach dem gegenwärtigen Bermögensbeftande zu re 
vidiren ?). Dieje Verpflichtung, von welcher aud) der teftamentarijche 
Bormund ?), die Mutter +) und der väterliche Großvater 5) nicht 
befreit find, fällt weg im Falle gänzlicher Vermögensloſigkeit; da— 
gegen berechtigt zur Unterlafjung der Inventur weder Die Gering- 
fügigfeit des vorhandenen Vermögens 6), noch der Umftand, daß 
e3 nur aus einem oder wenigen Stüden bejteht”), oder Daß der 
verftorbene Vater Fein Vermögen in die Ehe gebracht hat). Die 
Verbindlichkeit des VBormunds zur Errichtung eines Inventars kann 
in einem vechtögültigen Teftament von dem Erblaffer Hinfichtlich 
des von ihm herrührenden Vermögens durch ein Verbot der In— 
ventur 9), der Wittwe auch in den Ehepaften oder durch Iandesherr- 


1) R. B. O. 1577. Tit. 32. $ 3. Greben:D. IX. $ 74. Solmſ. L. O. 
II. 21. $ 13. 14. Schaumb. Bol. O. X. $ 7. Mainz. NR. V. 8 5. 

2) D. A. ©. €. 1837 bei Heufer Ann. I. 470. 

3) D. X. ©. €. 1830 bei Strippelmann IV. 1, 32. 

4) Nov. 94. Reg. A. vom 24, Nov. 1804. Schaumb. Bel. DO. XIV. 
$ 9 3. B. Reg. A. vom 6. Sept. 1766. $ 1. ine Ausnahme tritt ein 
a) wegen bes Beifiges der Mutter, vgl. oben $ 120. Note 16 bis 19, Mainz. 
2. NR. VI $5. und oben $ 121. Note 7, b) wegen des Gerichtögebrauche, 
wonach der Mutter die natürlihe Vormundſchaft zufteht, vgl. oben $ 141. 
Note 16 Fi. 

5) Reg. Reffe. vom 9. Mai 1805; vgl. oben $ 132. Note 4. 

6) Bif.Refkr. für Karlshafen vom 2. April 1839, Fuld. DO. G. Reſkr. 1831 
bei Wagner ©. V. $ 943. 

7). Viſ. Reffr. für Wanfried vom 1. Aug. 1835. 

8) Reg. Reife. vom 27. Febr. 1804 Nr. 6. (N. ©. IV. 433). 

9) 1. 13, $ 1. Cod. arb, tut. (5, 51). ©. A. ©. E. 1842 bei Strippel- 
mann IV. 1, 39, 1845 daf. 34. Das Verbot fann auch in einem testamentum 
parentum inter liber. erfolgen, DO. U. ©. E. 1842 daf. 38. Vgl. dagegen 
Mainzer L. R. V. g 5. 
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liche Dispenfation ?9) erlaffen werden. Jedoch pflegt dieſe Dispen- 
jation nur in der Weiſe ertheilt zu werden, daß der Wittwe 
geftattet wird, anftatt eines förmlichen Inventars ein mit Zuziehung 
ber nächſten Verwandten des verftorbenen Ehemanns zu errichtendeg, 
von ihr auf dem geleifteten Vormundseid ald richtig und vollftändig 
zu befräftigendes Privatvermögensverzeichniß verjchloffen bei dem 
obervormundjchaftlichen Gerichte zu hinterlegen 1u). Auch das tefta- 
mentarijche Verbot der Juventaranfnahme wird nach dem Gerichts— 
gebrauche nur auf die Errichtung eines förmlichen Inventars be 
zogen, jo daß der Vormund dadurch der Verpflichtung nicht ent— 
hoben ift, ein Privatvermögensverzeichniß “aufzuftellen und nach 
jeinem Ermefjen offen oder verichlofjen bei Gericht zu überreichen, 
bei welchem er die Nichtigkeit und Vollſtändigkeit deſſelben auf 
den geleifteten Bormundgeid zu verfichern hat 12). Außer in dieſen 
Ausnahmefällen find Privatvermögensverzeichnilfe unzuläjfig, viel- 
mehr alle vorntundjchaftlichen Inventare unter öffentlicher Auftorität 
zu errichten 43). Die Form derjelben ift nach heutigem Recht +) 
für alle REN gleichmäßig *5) ohne Unterſchied zwiſchen 


10) * Schreiben vom 8. Mai 1794 (N. ©. IV. 208). Reg. A. vom 
24. Nov. 1804. Nr. 1. Da durch Dispenfation von der Inventur die Grund» 
lage für die Nechnungsabhörung benommen wird, fo pflegt diejelbe nur der 
Wittwe ertheilt zu werden, welche ohnehin von der Nechnungsablage befreit ift. 

11) Reg. Schreiben vom 8. Mai 1794 (N. ©. IV. 208). O. N. ©. €. 
1842 bei Strippelmann IV. 1, 39. 

12) O. X. ©. €. bei Strippelmann IV. 1, 26 Fi. 

13) 1. 24. Cod. de peric. tut. (5, 37), 1.13. $ 1. Cod. arb. tut. (5,51). 
V. vom 24. Aug. 1748, Han. V. vom 17. Sept. 1748. Vgl. dagegen Mainz. 
L. R. VI. 8 1. 

14) Durch die Veränderung der Gerichtsverfaſſung find die Beſtimmungen 
über die Form der Inventare im römischen Necht, vgl. Rudorff Vorm. II. 243, 
fowie in Solmj. 2. DO. II. 21. $ 14, Schaumb. Bol. O. X. $ 7, Mainz. 2. 
M. VI. $ 4. unanwendbar geworden. 

15) Höchſter Beſchluß, mitgetheilt durh I. M. B. vom 25. Juli 1843, 
Durch diejen Beſchluß find die Beflimmungen, welche für Althejfen in V. vom 
24. Aug. 1748 und 17. März 1786, Neg. Neffr. vom 8. Juli 1801, 29. April 
1801 und 27. Febr. 1804 erlaffen und im Wefentlihen auch -auf die Grafſchaft 
Hanau durch DB. vom 17. Sept. 1748 und Meg. A. vom 5. März 1798 aus: 
gedehnt waren, mit einigen Mobdififationen für alle Landestheile generalifirt, 
weßhalb If. B. Reg. A. vom 6. Sept. 1766 $ 2. und vom 25. Juni 1802, 
fowie Mainz. Reg. A. vom 4. Juni 1792 nn ber Form ber Inventare 
nicht mehr in Betracht kommen. 
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Amtsjäffigen und Schriftſäſſigen 1°) dahin beftimmt, Daß an den 
Orten, wo ein Untergericht feinen Amtsſitz hat!?), der Aftuar, 
an allen andern Orten der Ortsvorſtand das Inventar mit Zus 
ziehung der nächiten Verwandten zu errichten hat, und in dem 
Falle, daß es dem Ortsvorftand an der zu dem Gejchäft er 
forderlichen GejchieflichEeit fehlt, Demjelben ein Rechnungsverftändiger 
beizugeben, dem Aktuar Dagegen die Inventur an andern als den 
Gerichtshauptorten nur auf ausdrüdliches Verlangen der Betheiligten 
und mit Genehmigung des DObergerichts zu übertragen ift. Die 
Aufnahme des Inventars beſteht in der Berzeichnung alles vor— 
handenen Vermögens einjchließlich dev Forderungen ımd Schulden *®) 
unter Nevifion der darin zu verzeichnenden Sachen durch den Be 
amten, welcher die Snventur vornimmt, und Abſchätzung Derjelben 
im Ginzelnen nach dem wahren Werthe durch verpflichtete Schäßer 
im Beifein Diefes Beamten und der Betheiligten +9); jedoch bedarf 
es nicht der Abjchägung derjenigen Mobilien, welche nach Dem Er— 
meſſen des Vormunds oder des obervormundjchaftlichen Gerichts 
jofort veräußert werden jollen 29). 

Der Obervormundichaftsbehörde liegt es ob, Sorge dafür zu 
tragen, daß der Vormund feiner Verpflichtung zur Inventariſation 
nachkommt. Es ift Daher von derjelben, wenn nicht Die Vermögens— 


16) Die in V. vom 24. Aug. 1748 und Han. V. vom 17. Sept. 1748 
angeordnete Beltellung eines Kommiſſars des Obergerihts zur Aufnahme des 
Inventars bei Schriftjähfigen findet nad $ 8. Ger. Org. Gef. vom 31. Oft. 
1848 nicht mehr ftatt; J. M. B. vom 12. Nov. 1850. | 

17) Auch wenn ein Dorf Amtsfig iſt, I. M. B. vom 10. Jan. 1844. 
Die in V. vom 24. Aug. 1748 und Han. V. vom 17. Sept. 1748 verordnete 
Zuziehung von Rathsgliedern in den Städten beruhte auf der Gerichtsbarkeit 
der Städte und ift mit Aufhebung derfelben (vgl. oben $ 78. Note 23, $ 82. 
Note 1) befeitigt. 

18) Solmf. 2. DO. 11. 21. $ 15, Schaumb. Pol. DO. X. $ 7, Mainz. 
2. R. vI.$ 1. 

19) 3. vom 26. Jan. 1751. Han. Reg. A. vom 13. Mai 1680. Iſ. 2. 
Meg. A. vom 6. Sept. 1766. $ 3. Dagegen wird ein gerichtliches Inventar 
nicht ſchon dadurch hergeitellt, daß die Betheiligten ein von ihnen ſelbſt aufges 
nommenes Inventar vor Gericht als vollftändig und richtig anerkennen ;. Plen. 
Beil. des O. ©. Kaffel vom 26. Aug. 1840 Martinfchen Nachlaß betr. 

20) Reg. Nachſchrift vom 29. April 1754 (N. ©, II. 57). 
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Iofigfeit des Pflegbefohlenen gerichtsbefannt 1) oder vom Vor- 
mund verfichert und vom Ortsvorſtand bejcheinigt ift??), dem 
Bormund ein Termin zur Einreichung des Inventars zu bejtimmen 
und bei Nichteinhaltung des Termind von Amtswegen gegen ihn 
einzufchreiten. Nachdem das Inventar eingereicht worden ift, bat 
die Obervormundjchaftsbehörde daſſelbe der Form und dem Inhalte 
nach zu prüfen, über die Nichtigkeit und Bollftändigkeit deijelben 
den Vormund auf den geleifteten Vormundseid, Die zugezogenen 
Verwandten oder jonft geeignete Ansfunftsperjonen auf Handge— 
löbniß an Eidesftatt oder nach Ermeſſen eidlich zu vernehmen, die 
zur Zeit des Todes des Grblafjers im Sterbhaufe anweſend ge- 
wejenen Perſonen nach Umftänden mit dem Manifeftationseid zu 
belegen und nach Befeitigung der wahrgenommenen Mängel und Be 
wirfung der erforderlichen Nachträge Das Inventar zu bejtätigen 2°), 
Hierauf ift Dafjelbe bei der Obervormundjchaftsbehörde aufzubes 
wahren und dem Vormund eine Ausfertigung Dejjelben aus- 
zubändigen ?*). 


21) In diefem Fall ift eine Negiftratur über die amtliche Wiſſenſchaft und 
deren Duelle in die Vormundſchaftsakten aufzunehmen, Bif. NReffr. für Wigen- 
haufen vom 24. Sept. 1833, für Eſchwege vom 31. Oft. 1833. 

22) Die Verſicherung des Vormunds allein genügt nicht, auch nicht bei der 
mütterlichen Vormundſchaft, Viſ. Reſtr. für Eſchwege vom 5. Dez. 1835, außer 
etwa bei unehelihen Kindern, Fuld. O. ©. Neffe. vom 29. Aug. 1840 bei 
Wagner G. 2. $ 947. Auf die Befcheinigung des Ortsvorftandes leidet Gem. 
D. 1834. $ 60. Anwendung, Biſ. Neffe. für Felsberg vom 17. Mai 1836 
(N. ©. II. 258), für Raboldshaufen vem 5. April 1838. Wo eine folde 
Beicheinigung vorliegt, it die DVernehmung von Verwandten über den Ber: 
mögensftand in der Negel unnötbig, Bif. Nejfr. für Netra vom 1. Oft. 1836, 
dagegen erforderlich, wenn Bedenfen obwalten, Reffr. für Großalmerode vom 
23. Oft. 1834 (N. ©. III. 258). 

23) DB. vom 24. Juli 1767. $ 9. Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800 $ 6. 
Höchſter Beihl. und 3. M. B. vom 25. Juli 1843. Die richterliche Prüfung 
it hiernah auch bei den von dem Aftuar aufgenommenen Inventaren erfor— 
derlih; a. M. Auffarth Borm. ©. 43, Wagner ©. 9. $ 945. Note f. Die 
obervormundjchaftliche Betätigung des Inventars verleiht den darin enthaltenen 
Einträgen feine Beweisfraft, welche ihnen nicht ohnedies zufommt, DO. A. ©. E. 
1840 bei Strippelmann II. 50. 

24) Solmf. L. DO. IL. 21. $ 18. Schaumb. Pol. O. X. $ 7. Mainz. 
L. R. V.$5. 
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2) Bermögensverwaltung. 


$ 144. 
a) Im Allgemeinen. 


Die VBermögensverwaltung ald Der wefentlichite Theil des 
vormundjchaftlichen Amtes?) Tiegt nach Furheffiicher Praxis dem 
Bormund ob und die daraus entjpringende Verantwortlichkeit trifft 
ihn zunächſt?). Nücjichtlich der Adminiftration hat er Die Stellung 
de3 Gigenthümers®). Gr ift daher zu allen Verfügungen über das 
feiner Verwaltung unterworfene Vermögen befugt, welche nicht ent: 
weder ihrer Natur nad) den Begriff einer Adminiftration wider- 
ftreiten, oder Durch gejegliche Beitimmung von der obervormund— 
Ihaftlihen Genehmigung abhängig gemacht find, Ihrer Natur 
nad) liegen Afte der Liberalität außerhalb der Grenzen der vor- 
mundjchaftlichen Verwaltung; der Bormund ift daher nicht befugt zu 
Schenfungen *), Bürgjchaften, zur Uebernahme fremder Schulden 3) 
oder Verzichtleiftung auf Rechte ohne Gegenleiftung®). Dex ober: 
vormundjchaftlichen Genehmigung bedarf der Vormund nur in den 
durch die Gejege bejtimmten Fällen, namentlich zur Veräußerung, 
Verpfändung und Belaftung von Immobilien”). Außer dieſen 
Fällen ift er ohne obervormundjchaftliche Genehmigung befugt, 
Namen? des Pflegbefohlenen Nechtsgejchäfte abzujchließen®), 


1) R. B. O. 1577. Tit. 32. $ 3. Solmf. 2. ©. II. 21. $ 20 bis 26. 
%. D. für Fulda 1816. $ 71. 

2) D. A. ©. €. 1818 bei Etrippelmann V. 177. Die Auffaffung bes 
Bormunds als Bevollmächtigten der Obrigkeit, die Rudorff Vorm. II. 212, 355 
für die gemeinrechtliche Hält, ift demnach der kurheſſiſchen Praris fremd. 

3) 1. 27. de adm. (26, 7), 1. 56. $ 4. de furt. (47, 2), 1. 157, pr. 
de R. J. 

4) 1. 22, 1. 46. $ 7. de adm. (26, 7), 1. 17. de curat. fur. (27, 10), 
l. 16. Cod. de adm. (5, 37). Ueber die Ausnahmen vgl. Sintenis Civ. R. 
III. 249. 

5) O. 4. ©. €. 1838 bei Pfeiffer VIII. 110, 

6) D. A. ©. E. 1845 bei Strippelmann IV. 1, 90. 

7) 2gl. $ 145. Meber weitere Fälle vgl. $ 146. Note 17; $154. Note 23. 

8) Vorausfegung ift, daß der Vormund in der Abficht handelt, nicht fich 
felbit,, fondern den Pflegbefohlnen zu verpflichten, O. A. ©. E. 1843 bei Strip⸗ 
pelmann. V. 600. 
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Nechtöftreite-zu führen), Zahlungen zu Ieiften 2°) und mit ber 
Wirkung der Befreiung der Schuldner von der Schuld zu 
empfangen 121), Darlehn aufzunehmen ??), Vergleiche zu fchließen ?3). 

Mit dem Recht der Vermögensverwaltung ift die Verpflichtung 
verbunden, Diejelbe in allen Stüden zum Bortheil des Pflegbe- 
fohlenen zu führen !*), daher das vorhandene Vermögen zu er 
halten, Mobilien deren Aufbewahrung nicht von Nußen fein würde 
zu veräußern 45), die erforderlichen Ausbefferungen an Immobilien 
zu bemwirfen;'®), die darauf haftenden Laften und Abgaben abzu- 
tragen”), Die noch nicht verficherten Gebäude in der Brandver: 


9) O. A. ©. E. bei Strippelmann IV. 2, 51. Ueber bie Eidesleiftung 
burch den Vormund vgl. Landesh. Reſtr. vom 24. März 1772 (N. ©. III. 349) 
und GStrippelmann Eideszufchieb. ©. 76, 230. 

10) 1. 9. $ 5. de adm. (26, 7). 

11) Die Borfchriften der 1. 25, 27. Cod. de adm. tut. (5, 37) und $ 2. 
J. quib. alien. (2, 8), wonach die an einen Bormund oder Kurator zu leiltenden 
Zahlungen zu ihrer Redhtsgültigkeit in der Negel der obrigfeitlichen Genehmigung 
bedurften, find in Folge der veränderten Einrichtung des Vormundſchaftsweſens, 
insbefondere der jährlichen Rechnungsablage und der dadurch mehr geficherten 
obervormundfchaftlihen Aufiiht außer Gebraud gefommen. O. A. G. E. 1834 
in Beitfchr. I. 248. in einem nah Han. Recht zu beurtheilenden Falle. 

12) DO. 4. ©. €. 1838 in ©. Riesſcher und von Gichftruthfcher Gen. 
Mand. g. Wallach bezeichnet die obervormundjhaftlihe Genehmigung bei Auf: 
nahme von Darlehn ald unnöthig. Die Vorſchrift der 1. 3. Cod. quando ex 
facto tut. (5, 39) ift nach heutigem Recht nicht mehr anwendbar, weil fie vor— 
ausjegt, daß der Vormund allein ohne Zuziehung des Mündels den Anlehne: 
vertrag nicht rechtsgültig abjchließen fönne, während nad heutigem Recht die 
Vormünder felbittändig ohne Zuziehung der Mündel Rechtsgefchäfte abzufchließen 
befugt find, O. A. ©. E. 1832 in der Zeitjchr. von Böhmer, Bopp und Jäger 
©. 633. 

13) Obervormundſchaftliche Genehmigung des Vergleichs ift unnöthig, wenn 
er nicht Immobilien betrifft, O. A. ©. E. 1833 bei Heufer Ann.. V. 102, oder 
bie Genehmigung beim Vergleich vorbehalten it, O. A. G. E. 1824 Bei Strippel- 
imann IV, 2, 265. Note6. Auch Mainz. 2. R. XXXI. $ 7. ift auf Immobilien 
zu beziehn, vgl. daſ. XVIH. 

14) Bal. die Formulare des VBormundseids, oben $ 141. Note 6. 

15) Solmf. L. O. I. 21. $ 23. Reg. Nachſchr. vom 29. April 1754. 
J. D. für Fulda 1816. $ 78. Der Bormund haftet für den Schaden, welcher 
durch Nichtveräußerung der dem Verderben ausgejeßten Sachen entſteht, 1. 7. 
$ 1. de adm, tut. (26, 7). 

16) 1. 22. Cod. de adm. (5, 37). Solmf. 2. ©. II. 21. $ 21. 

17) Die Beitreibung findet gegen den Vormund nur infofern ftatt, als er 
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ſicherungsanſtalt zu verſichern ?®), das vorhandene Vermögen 
nußbar zu machen !%), unficher ftehende Kapitalien rechtzeitig aufzu- 
Eündigen20), Der Vormund hat bei der vormundjchaftlichen Ver— 
waltung Diefelbe Sorgfalt wie in eignen Angelegenheiten anzu— 
wenden 2!) und für jedes ihm dabei zur Laft fallende Verfchulden 
zu haften??), 


g 145. 
b) Beräußerung und Verpfändung. 


Mährend das gemeine Necht die Veräußerung aller zu dem 
verwalteten Vermögen gehörigen Objekte dem VBormund in der 
Negel nur nad) vorgängiger richterlicher Verfügung geftattet ’), ift 
in dem Furhefliichen Recht eine Beichränfung des Veräußerungs- 
recht3 zwar hinfichtlich der immobilien anerfannt ?), Die Ver: 
äußerung von Mobilien und dieſen gleichjtehenden Forderungen 
Dagegen Durch die Praxis dem Vormund ohne obervormundjchaft: 
liche Genehmigung geftattet 3). Hinfichtlic) der Immobilien gelten 


fih im Beſitz von Vermögen des Pflegbefohlnen befindet, nicht aus feinem 
eigenen Vermögen, DO. X. ©. &. 1827 bei Pfeiffer III. 579. 

18) Die Höhe der Verficherung zu beftimmen ift dem Ermeſſen des Vor— 
munds überlafjen. DB. vom 27. April 1767. $10. Reg. A. vom 15. Nov. 1769. 

19) Ueber Verpachtung ſ. Solmf. 2. O. II. 21. $ 21, 3. O. für Fulda 
1816. $ 79; über verzinsliche Anlegung der Gelder unten $ 146. 

20) Nach den $ 146. angeführten Grundfäßen, die auf die bei Antritt ber 
Vormundſchaft bereits ausgeliehenen Kapitalien analoge Anwendung leiden, 

21) 1. 33. pr. de adm. (26, 7), 1. 1. pr. de tut. et rat. distr. (27, 3). 

22) Bgl. unten $ 150. 

1) R. P. O. 1577. Tit. 32. $ 3. Glück XXXIII. 3 F. Kraut Vorm. 
II. 144. Ueber die Entwidlung des Beräußerungsverbots Glück XXXII. 444 ff. 
Rudorff Borm. II. 384 ff. und die Ausnahmen davon Glück XXXIII. 13. 

2) Solmf. 2.9. II. 21. $24, wogegen daf. II. 10. $ 6. eine Abänderung 
bes gemeinen Rechts in diefer Hinficht nicht bezweckt iſt, DO. N. ©. E. 1842 
in ©. Beder g. Halter. Mainz. 2. R. XVII. Kopp Hdb. V. 520. Gtrippel- 
mann V. 573. ©. M. A. vom 17. Juli 1824. $ 2 Nr. 2b, V. vom 
14. Dez. 1832. $ 3. Nr. 10. 3. O. für Fulda 1816. $ 81, 82. 

3) Namentlih auch die Geffion hypothekariſcher Forderungen, O. A. G. E. 
1825 bei Strippelmann V. 573, der Verzicht auf Pfandrechte an Immobilien, 
ſofern ein ſolcher nicht als ungültige Liberalität erſcheint, O. A. G. E. 1845 bei 
Strippelmann IV. 1, 90, der Verzicht auf ſolche Anſprüche, welche nicht ein 
ſchon beſtehendes Recht an Immobilien zum Gegenſtand haben, ſondern erſt auf 
Uebertragung eines ſolchen gerichtet ſind, O. A. G. E. 1857 bei Heuſer Ann. 
V. 105; vgl. auch oben $ 144. Note 13. 
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folgende Grundſätze: 1) Die freiwillige Veräußerung von Immo— 
bilien, weldye zu einem vormundjchaftlid verwalteten Vermögen 
gehören, Fann gültig nur geichehen, wenn durch ein richterliches 
Veräußerungsdekret die Genehmigung ertheilt if. Das Erforderniß 
der Genehmigung iſt alfo an fich nicht vorhanden bei Zwangsver— 
Außerungen im Ggefutionsverfahren 4) oder bei Zwangsabtretung 
zu öffentlichen Zweden 5); es ift Durch gejegliche Beſtimmung be= 
jeitigt, wenn die Veräußerung durch legten Willen des Vaters oder 
eined andern Teftators, von dem die Sache herrührt, angeordnet 
iſt ), wenn voljährige Miteigenthümer zum Behuf der Theilung 
den Berfauf verlangen”), bei Vertaufchung von Grundftüden zum 
Behuf der Verfoppelung 8), jowie wenn Dispenfation von Seite 
des Landesherrn ertheilt if). 2) Kompetent zur Ertheilung des 
Veräußerungsdefret3 ift das obervormundjchaftlicd;e Gericht 1%); 
ijt Diejes zugleich das Gericht der belegenen Sache, jo liegt in der 
gerichtlichen Beitätigung des Vertrags zugleich obervormundjcaft- 
lihe Genehmigung). Sollen Jmmobilien, die im Ausland be: 
legen find, veräußert werden, jo wird es dem Vormund überlaffen, 
ob er den Veräußerungsfonfens bei dem Gericht der belegenen 
Sache oder dem obervormundichaftlichen Gericht auswirken will 12), 
3) Der Ertheilung des Veräußerungsdefret3 geht eine Unterfuchung 
der Sache voraus 13), bei welcher die nächten Verwandten zuzus 
ziehen find 14), Die Zuläjfigkeit der Weräußerung ift nicht auf die 


4) Glück Comm. XXXIIL 13 fi. 

5) Geſ. v. 30. Oft. 1834. $ 3, 4, 5. 

6) 1. 14. de rebus eorum (27, 9), 1. 3. Cod. quando decreto (5, 72). 

7) 1, 1. $ 2. de rebus eor. (27, 9). ®. vom 5. Juni 1801. 

8) Gef. vom 28. Aug. 1834. $ 11. 

9) 1. 2. Cod. quando decreto (5, 72). Die-Borbereitung derjelben fteht 
dem Jufligminifterium zu. DB. vom 29. Juni 1821. $ 22, Nr. 5. 

10) Kraut Vorm. I. 147. Glück XXXIII. 45. Juſt. DO. für Fulda 
g 81. 82. 

11) Dec. Cass. I. 58. O. A. G. E. 1844 5. ©. Fuchs g. Fritz, 1845 3. ©. 
Gonftantin g. Goldſchmidt. 

12) Neg. Reifr. von 12, Juli 1792. Schreiben der Negierung zu Mar: 
burg vom 29. Juni 1792, 

13) Diefe ift nicht erforderlich), wenn dem Richter die entjcheidenden That— 
fachen anderweitig amtlich befannt find, O. A. ©. E. 1834. Strippelmann V. 575. 

14) 1. 5. $ 11. de reb. eor. (27, 9). Bif. Reffr. für Borken vom 
B. Febr. 1836. 
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Fälle der Nothwendigfeit bejchränft?5), jondern wird auch dann 
angenommen, wenn fich Die Veräußerung als nützlich herausftellt 1°). 
4) Nach früherem Recht!”) Eonnte der Verkauf von Immobilien 
Minderjähriger oder anderer unter Kuratel ftehenden Berjonen!®) 
nur durch öffentliche gerichtliche Verfteigerung an den Meiftbietenden 
rechtsgültig gejchehen, wenn nicht Dispenjation von dem Erforder- 
niß des öffentlichen Ausgebots erwirft war. Died Erforderniß, 
welcyes bei Taujch, Naturaltheilung oder Vergleich 9), bei Zwangs- 
abtretung zu öffentlichen Zwecken 2°), Verfoppelung?!), Guts- 
anfchlag durch Eltern oder VBormünder ??) und Wiederveräußerung 
der für eine Forderung gerichtlich zugejchlagenen Immobilien für 





15) Wie gemeinrechtlih der Fall it. Glüf Comm. XXXIII. 27 fi. 

16) Dies ift feitgeitellt a) in Althefien dur den Gerichtsgebrauh, E. ©. 
NR. P. vom 2. Jan. 1790 bei Kopp Handb. VI. 521, O. A. G. E. 1826 und 
1834 bei Strippelmann V. 575, b) durch Solmſ. 2. DO. II. 21. $ 24 in den 
Morten „nuß und noth“, was für Hanau durch authentifche Interpretation in 
B. vom 28. Oft. 1731 (Kerfting 417) und auch für das fonftige Gebiet der 
Solmf. 2. DO. durhd DO. N. G. €. 1834 bei Strippelmann V. 576. anerfannt 
ift, ec) duch Mainz. L. R. XVIII. $ 7. und d) Juſt. O. für Fulda 1816 
$ 81, 82. 

17) Ueber die gemeinrechtlich beftrittene Frage, ob Subhaftation erforderlich 
fei, vgl. Glück Comm. XXXIII. 49, Ruderff II. 425, Kraut II. 148. In 
Althefien war diefelbe nach zweifellofer Obſervanz zu bejahen,- vgl. Dec. Cass. 
II. 282. von 1769, O. A. ©. E. 1819, 1821, 1824 bei Strippelmann V. 577, 
Wittich Delin. I. $ 25, Allg. Surift. Zeitung von Glvers und Bender 1828 
©. 363, Landt. Verb. 1840 Beil. 258. ©. 22. Gbenjo war die Frage in 
Mainz. 2. R. XVII. $ 1. und I. O. für Fulda 1816 8 82. bejahend entjchieden. 

18) Bericht des Kaſſ. D. ©. vom 26. Yan. 1838 bezeichnete die Frage, 
ob das öffentliche Ausgebot nur bei Altersvormundfchaften oder auch bei anderen 
Kuratelen erforderlich fei, als zweifelhaft, daher die Auswirfung der Dispen- 
fation bei legtern als dem Intereſſe der Kuranden entiprechend. Indeſſen wurde 
die Dispenfation als nicht erforderlich verfagt bei dem Verkauf von Grundftüden 
eines unter Kuratel ftehenden Geiftesfranfen durch I. Min. Beſchl. vom 13. Jan. 
1837 zu Nr. 1606. 

19) O. A. ©. €. 1832 und 1834 bei Strippelmann V. 578. 

20) Gef. vom 30. Oft. 1834 $ 14. 

21) ©ef. vom 28. Aug. 1834 $ 11. 

22) B. vom 21. April 1786 $ 8. O. A. G. E. 1827. Pfeiffer IV. 248. 
Gef. vom 18. Sept. 1834 $ 1. Der hier gebrauchte Ausdruf Miteigenthum 
ift nach Juſt. Min. Beihl. vom 3. Nov. 1836 auch von einem bemnächftigen 
Miterbrecht zu verftehen. O. A. G. E. 1842 bei Pfeiffer VII. 388. und Heufer 
Ann. I. 848. 
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einen dieje Forderung dedenden Kaufpreis?*) nicht galt, wurde 
Ipäter dahin aufgehoben, daß es dem Ermefjen der Obervormund— 
Ichaftsbehörde überlafjen bleibt, in Fällen, in welchen bisher das 
öffentliche Ausgebot erforderlicy war, die Veräußerungserlaubniß 
unter Borbehalt des öffentlichen Ausgebots zu ertheilen, daß dagegen, 
wenn eine Veräußerung ohne ſolches Ausgebot vorgenommen wird, 
die Nechtögültigfeit des Verfaufs von obervormundjchaftlicher Ge— 
nehmigung der Bedingungen abhängt?*). 5) Sind bei Ber: 
Außerung von Immobilien unter Vormundſchaft ftehender Perſonen 
diefe Borausfegungen nicht beobachtet 25), jo ift die Veräußerung 
ungültig, und dem Kuranden neben der perjönlichen Klage gegen 
den Bormund die Eigenthumsflage gegeben 2°), welcher er jedoch 
verluftig geht, wenn er nach erreichter Volljährigkeit die Veräußerung 
ausdrüclich oder ftilljchweigend anerkannt oder binnen fünf Jahren nicht 
angefochten hat?”). Die Klage geht auf Rückgabe des Objekts 
mit allen Früchten 2°), wogegen der Kläger den Kaufpreis, ſoweit 
er in feinen Nußen verwendet ift, zu reftituiven hat 2°). 

Zur Verpfändung von Smmobilien 3%) jowie zur Befchwerung 
ſolcher mit andern Dinglichen Laften 32). bedarf der Vormund der 





23) Juſt. Min. Ausihr. vom 8. Oft. 1821. 

24) Gef. vom 20. Dec. 1840 $ 6. Die der Ertheilung des Veräußerungs— 
dekrets vorausgehende Unterſuchung beſchränkt ſich daher nicht darauf, die Noth- 
werdigfeit oder Nüglichfeit des Verkaufs an fich feitzuftellen, fondern hat auch 
die Grmittelung des Berhältniffes zwijchen dem Werth der Sache und dem 
Gebot zum Gegenftand. Motive zum angef. Gef. in Landt. Berh. 1840. 
Beil. 258. ©. 23. 

25) Ueber den Fall, daß das DBeräußerungsdefret durch falfche Angaben 
erihlichen it, vgl. 1. 5. Cod. de praed. et aliis (5, 71). 

26) 1. 5. $ 15. de rebus eor. (27, 9). Ueber die perjönliche Klage vgl. 
unten $ 150. Ueber die Beweislaft vgl. 1. 13. $ 2. de Public. (6, 2), 1.1. 
$ 2. de reb. eor. (27, 9). 

27) 1. 2. 3. Cod. si major factus (5, 74). Dec. Cass. I. 59. nr. 1. 
D. A. ©. €. 1842 Beder g. Halter. 

28) Glück Comm. XXXIII. 66. 

29) 1. 10. Cod. de praed, et al. (5, 71). 

30) O. A. G. E. 1838 bei Strippelmann V. 581. Ueber einen Fall, wo 
die Verpfändung ausnahmsweiſe gültig ift vgl, 1. 3. pr. de rebus eor. (27, 9). 

31) Bei Heufer Ann. IV. 245, 247. ift in einem nad fuldiichem Recht 
entjchiedenen Fall mit Rüdfiht auf I. DO. für Fulda 1816 $ 81, 82 ange 
nommen, daß bei Belaftung mit Gervituten und andern Nutzungsrechten ein 
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obervormundfchaftlichen Genehmigung in gleicher Weiſe wie zur 
Veräußerung. Ohne diefe Genehmigung ift die Beftellung des 
PfandredytS oder der jonftigen Dinglichen Gerechtſame ungültig, 
jedoch dergeftalt, Daß nur der Pflegbefohlene und deſſen Univerfal- 
rechtönachfolger die Ungültigfeit geltend machen können 32). 


S 146. 
c) Anlegung vormundſchaftlicher Gelder. 


Der Grundfaß des neueften römischen Rechts, daß der Vor- 
mund die bei der vormundjchaftlichen Verwaltung fi) ergebenden 
Baarbeftinde Deponiren dürfe, fofern die Ginfünfte des übrigen 
Vermögens zum Unterhalt des Pflegbefohlenen hinreichen, ift wie 
gemeinrechtlich!) auch in Kurhefjen von der Gefeßgebung und Praxis 
verlafjen ?), und dagegen die Berpflichtung des Vormunds aner: 
kannt, alle Baarbeftände, welche nicht zu den Taufenden Ausgaben 
erforderlich find oder zur Anjchaffung von Grundvermögen ver: 
wenbet werden, gegen genügende Sicherheit verzinslic) - anzulegen. 
In dieſer Hinficht gelten folgende Grundfäße: 1) Der Vormund ift 
verpflichtet, Die Baarvorräthe verzinslich auszuleihen oder zum Er: 
werb zinstragender Kapitalien zu verwenden, auch die vorhandenen 
unverzinslichen Ausftände zum Zwede ſolcher Anlegung einzuziehn. 
Er ſoll fih) bemühen, landesübliche Zinfen zu erlangen, darf aber 
- nach der Größe des Kapitald allenfall3 auch einen geringeren als 
den landesüblichen Zinsfuß annehmen). Die Verfäumung der 


obervormundfhaftliches Dekret nicht nothwendig fei. Vgl. dagegen 1. 3. $ 5. 
de reb. eor. (27, 9), 1. 7. Cod. de reb. alien. (4, 51), R. P. ©. 1577. 
Tit. 32. $ 3 „veräußern, verpfänden oder beſchwehren“. Solmſ. 2. ©. II. 21. 
$ 24. Schaumb. Pol. D.X. $3. Bol. * die oben $ 141. Note 6. angef. 
Bormulare des Vormundseids. 

32) D.4. ©. €. 1855 bei Heufer Ann. IV. 248. 

1) Glück Comm. XXX. 311 ff. Rudorff Vorm. II. 367. Kraut Vorm. 
II. 136 fi. Sintenis Civ. R. III. 240. Note 35. 

2) Solmj.2.D. II. 21. $ 23, Schaumb. Pol. O. X. $8. Mainz. L. R. 
V. 8 17. Reg. A. vom 30. Juni 1801, auch für Hanau publizirt Kerſting 
LXXII. Nr. 81, J. O. für Fulda 1816 8 79, 80. Rechtsfr. 1837 ©. 349. 
Strippelmann v. 170 ff. 

3) Reg. A. vom 30. Juni 1801. 
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verzindlichen Anlegung der dDisponiblen Gelder begründet einen 
Klaganjprud) auf Zinfenerfaß gegen.den Vormund, wobei jedoch 
Nachweis ſchuldhafter Nichtbenugung einer Gelegenheit zur ficheren 
Anlage vorausgejeßt wird #). - 2) Der VBormund darf vormunde 
Ichaftliche Gelder nur gegen genügende Sicherheit ausleihen und 
ift verpflichtet, die unfichern Ausftände zeitig einzuziehen. Darlehn 
auf bloße Handjcheine oder auf Wechjel find unterfagt 5). Auch 
Bürgjchaften oder Verpfändung von Mobilien werben nicht ala 
genügende Sicherheit angejehn; vielmehr ift Das Ausleihen in der 
Negel nur gegen gerichtliche Spezialhypothef an Immobilien von 
hinreichendem Werthe geftattet°). Ueber das Verhältnig des 
Werths der Hypothek zu dem Darlehn ift eine: gefegliche Vorſchrift 
nicht gegeben ?), daher das Ermeljen des WVormunds entjcheidenn. 
Die Anlegung von Geldern in der Landeskreditkaſſe ift für ebenjo 
ficher zu erachten wie eine hypothekariſche Anlage®). Dagegen 


4) O. A. ©. €. 1828 bei Strippelmann V. 179. 

5) Marb. Reg. U. vom 24. Aug. 1786 $ 11. 93. O. für Fulda 1816 
$ 79. Auch in dem Fall, wenn ‚der Schuldner zur Zeit des Anlehns ſich in 
guten Bermögensumftänden befindet, O. A. G. €. 1818 bei Strippelmann V. 172, 
oder wenn der Regreß gegen den Bormund nad deſſen Vermögensumſtänden 
gefichert ift, Viſ. Neifr. 1836 für Netra, 1837 für Gubdensberg, 1839 für 
Karlshafen u. a. m, 

6) O. A. G. E. 1818 und 1847 bei Strippelmann V- 172. Mainz. Reg. 
A. vom 7. Juli 1791 (Kerfting 1186). Bei Darlehn auf Gebäude ift vor: 
gängige Beibringung des Brandkaſſenſcheins erforderlich, V. vom 27. April 
1767 8 12. 

7) Konſ. A. vom 30. Jan. 1806 Nr. 5, welches bei Darlehn geiſtlicher 

Stiftungen einen Taxationswerth vom doppelten Belauf des Darlehns fordert, 
kann nicht mit Auffarth Vorm. $ 25. auf die Darlehn von Vormundſchafts— 
geldern bezogen werden. 
8) Weil nah Gef. vom 23. Juni 1832 $ 2 (G. ©. 1832 ©. 175) ber 
Staat mit feinem ganzen Vermögen für die Verbindfichfeiten der Landeskredit— 
kaſſe haftet. Letztere foll, um ihren Bedarf an Kapital anzufchaffen, nächſt den 
öffentlihen Anftalten und Stiftungen des Inlands den inländijchen Pupillen 
unter mehreren Kapitalanerbietungen den Vorzug geben; Gef. vom 23. Juni 
1832 $ 20. vgl. mit Min. B. vom 14. Jan. 1836 (N. ©. 11. 271). Hiermit 
ift regelmäßig Gelegenheit gegeben, vormundfchaftlihe Kapitalien von mindeſtens 
25 Thalern ficher verzinslich anzulegen, jedoch, wenn ſolche unter 50 Thalern 
find, nur zu 3 Prozent, Gef. vom 31. Oft.-1833 $ 9 (©. ©. 1833 ©. 185), 
vom 23. Juni 1853 $ 2, Nr. 2, 
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erſcheint die Anlegung in Sparkaſſen, ſowie die Anſchaffung aus— 
wärtiger Staatspapiere ?) oder anderer auf den Inhaber lautenden 
Werthpapiere +%) nur unter der Vorausſetzung zuläjlig, Daß bie 
Rückzahlung des Kapitals hypothekariſch oder in einer fonftigen 
der Hypothek gleichzuachtenden Weiſe gefichert if. Der Vormund, 
welcher bei der Anlegung vormundjchaftlicher Gelder nicht mit Der 
Sorgfalt eines guten Hausvaters für genügende Sicherheit forgt, 
haftet für den aus feiner Nachläſſigkeit entjtehenden Schaden !!). 
Dagegen hat er nicht die Gefahr der Kapitalanlage zu tragen; 
vielmehr kann er ſich von der Haftung für verloren gegangene 
Kapitalien befreien Durch den Nachweis, daß die Kapitalanlage: zur 
Zeit, wo fie gemacht worden, die nöthige Sicherheit gewährt habet?). 
3) Wenn alle Mittel zur Auffindung einer Gelegenheit zur ſichern 
verzinslichen Anlegung vergebens erjchöpft find 3), ift der Bor- 
mund nicht befugt, die Disponiblen Baarbeftände in Händen zu 
behalten, fondern verpflichtet, Diejelben gerichtlicy zu Deponiren und 
jo lange im Depofitum zu belafjen, bis eine Gelegenheit zur 
ficheren verzinglichen Anlegung ſich ergiebt '*), Die Verpflichtung 
zur Depofition umfaßt auch die auf den Inhaber lautenden Schuld- 
verfchreibungen ?5), jofern nicht der Vormund denfelben durd) die 


9) Kaſſ. D. ©. Reife. vom 28. Juli 1846 an das Juftizamt Friplar. 

10) O. A. ©. E. 1847 bei Strippelmann V. 174. 

11) Ein Schaden ift erft dann anzunehmen, wenn feftfteht, daß das Kapital 
von dem Schuloner nit zu erlangen iſt, D. A. ©. €. 1836 im Rechtsfreund 
1837 ©. 351. Ä 

12) O. A. ©. €. 1844 und 1847 bei Strippelmann V. 176. und Heufer 
Ann. I. 476. Hierzu genügt nicht der Nachweis, daß der Schuldner zur Zeit 
der Ausleihung in guten Vermögensumftänden geweſen ſei, O. A. ©. €. 1818 
bei Strippelmann V. 175. Note 17 und oben Note 5. 

13) Als folhe Mittel erwähnt Neg. A. vom 30. Juni 1801 Belannt- 
machung in öffentlichen Blättern und von den Kanzeln; vgl. aud Mainz. L. R. 
v. $ 17. 

14) Reg. A. vom 30. Juni 1801. Solmf. 2. O. II. 21. $ 23. Mainz. 
ER. V. $17. Auch die deponirten Gelder werden verzinft, wenn fie wenigftens 
10 Thlr. betragen, jedoch erft nad Ablauf von zwei Nechnungsquartalen und 
nur zu 24 Prozent, V. vom 29. Sept. 1823 $ 31. Ueber die in diefer Be 
ziehung beftehenden Ginrichtungen vgl. V. vom 9. Aug. 1782 (2. O. VL 1075), 
vom 29. Sept. 1823 $ 12, Gej. vom 23. Juni 1832 $ 16, V. vom 22. Der. 
1848 $ 3, 6, oben $ 71. Note 13. 

15) O. A. ©. E. 1848 bei Strippelmann V. 179. 
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darauf gejeßte Bemerkung ihres gegenwärtigen Eigenthümers die 
Eigenſchaft der Zahlbarfeit an den Inhaber benimmt!*), wozu 
obervormundjchaftlihe Ermächtigung erforderlih ift’”). A) Die 
Verwendung vormundjchaftlicher Gelder zum eignen Nuben des 
Vormunds begründet neben der Beſtrafung wegen Unterfchlagung 
und der Pflicht zur Rüdzahlung des vergriffenen Kapitald die Ver: 
bindlichfeit zur Verzinſung defjelben 18), 

Der Obervormundjchaftsbehörde liegt es ob, die Erfüllung der 
Pflichten des Vormunds hinfichtlicy der vormundſchaftlichen Gelder 
zu überwachen?°). Sie hat daher den Vormund zur Einziehung 
unverzinslicher, zur Sicherftellung oder Einziehung unficherer Aus— 
ftände und zur Verwerthung von Werthpapieren,, welche nicht die 
nöthige Sicherheit gewähren, nöthigenfals durch BZwangsmittel 
anzuhalten 2°); dagegen ift fie nicht berechtigt, Kapitalien, welche 
der Bormund ohne genügende Sicherheit ausgeliehen hat, in der 
Bormundfchaftsrechnung in Ausgabe zu ftreichen?’), oder Kapitalien 
oder Zinfen, weldye der Vormund nicht eingenommen hat, Dem: 
jelben in der VBormundjchaftsrechnung aus dem Grunde, weil er 
wegen des Verluſts derjelben erjagpflichtig jei, ald Einnahme zur 
Laſt zu ſetzen ?2). Grgiebt fi) bei der Nechnungsabhörung ein 
Paffivrezeß des Vormunds, jo hat die Obervormundjchaftsbehörde 
Letern zur Ausleihung deſſelben anzuhalten und ihm zur Nach— 
weifung der Ausleihung oder Depofition eine Frift oder einen Termin 


16) Ueber die Form biefer Erklärung und deren Wiederaufhebung vgl. V. 
vom 18. Dez. 1823 $ 3, Gef. vom 23. Juni 1832 $ 22. 

17) V. von 18. Dez. 1823 $ 3. Kaſſ. ©. ©. R. vom 14. Aug. 1841 
an das Juſtizamt Friklar empfiehlt anftatt der Neberjchreibung auf den Namen 
der Plegbefohlenen die Hinterlegung der Obligationen mit Ausnahme der Zins— 
abjchnitte, ſoweit folche der Bormund in Händen behalten muß. 

18) 1. 7. $ 10, 12. de adm. (26,7). Die in l. 38. de neg. gest. (3,5) 
bafür vorgefchriebene — zu 12 Prozent iſt jetzt nicht mehr anwendbar. 
Glück Comm. XXX. 

19) Reg. A. vom — Juni 1801. 

20) O. A. G. E. 1847 bei Strippelmann V. 174. 

21) O. A. ©. E. 1828 bei Strippelmann V. 178. Gegentheilige Beſtim— 
mung für Oberheſſen in Marb. Reg. A. vom 24. Aug. 1786 $ 11- 

22) Weil in das Nechnungsverfahren nur die Nachweijung der wirklichen 
Ginnahme und Ausgabe gehört, O. A. ©. €. 1836 im Rechtsfreund 1837 ©. 351. 


544 Bud) I. Kap. A: Vormundſchaftsrecht. 


zu feßen; dagegen ift es unzuläjfig, den Rezeß gegen Verzinfung 
deflelben in den Händen des Bormunds zu belafjen 23). 


$ 147. 
3) Redhnungsftellung. 

Neben der nad) römischen Recht mit Beendigung der Vor: 
mundjchaft dem Pflegbefohlnen gegenüber begründeten Verpflichtung 
zur Rechnungsftellung ') beſteht nach jeßigem Recht der Obrigfeit 
gegenüber die Berbindlichfeit zur jährlichen NRechnungsablage ?). 
Der Vormund ift verpflichtet, nach Ablauf eines jeden Stalender- 
jahrs binnen drei Monaten 3) über feine Einnahmen und Ausgaben 
Rechnung abzulegen. Die Rechnung, welcher im erften Jahr das 
Inventar #), in den folgenden Jahren der vorjährige Rechnungs: 
abſchluß zum Grunde zu Tegen ift, ſoll nach einem vorgejchriebenen 
Formular’) in doppelter Ausfertigung unter Beifügung der Belege 
von dem Vormund perjönlicy oder mit feiner Unterjchrift verjehen®) 
bei der Obervormundjchaftsbehörde eingereicht werden. Letzterer 
liegt e8 ob, den Bormund von Amtswegen nöthigenfall® durch 
Strafen”) zur Einreihung der Rechnung anzuhalten und dieſelbe 


23) DO. ©. Refkr. 1823, 1824, 1827 (N. S. II. 271) Bil. Reife. 1833 
für Lichtenau, 1836 für Zierenberg, 1839 für Großalmerode u. a.m. Reg. A. 
vom 15. April 1800. 

1) Dgl. unten 8 150. 

2), R. P. O. 1577 Tit. 32. $ 3. Kraut Vorm. II. 152. Greben-D. 
1739 IX. $3. V. vom 24. Juli 1767 $8. Schaumb. P. O. X. $ 8. Solmf. 
2. O. II. 21. $ 34, 35. unter Bezugnahme auf altes Herfommen. Iſenb. Bol. 
D. 1690 $ 29. Mainz. U R. V. F 8. 3. D. für Fulda 1816 $ 84. 

3) V. vom 24. Juli 1767 $ 8. Han Hofg. A vom 19. Juli 1800 $ 5. 
J. D. für Fulda 1816 $ 84. 

4) Dies beftimmen die in Note 3 angef. Verordnungen, obwohl die Bei— 
fügung des Inventars überflüffig ift, da das Original deflelben bei Gericht 
verwahrt werden fol. Bollftändige Ginrüfung des Inventars in bie erite 
Rechnung unterfagt Bif. Reffr. 1837 für Grebenftein wegen der KRoftenvermehrung. 

5) Greb. D. 1739 IX. $ 5, Pormular daf. Anl. B, aud bei Wagner 
®. 3. ©. 737, Auffarth Vorm. Beil. 

6) Viſ. Neffe. 1836 für Felsberg (N. ©. III. 269), 1837 für Grebenftein 
u.a. m. 

7) Eine Strafe von zwanzig Thalern droht B. vom 24. Juli 1767 $ 8, 
Han. Hofg. A. von 19. Zuli 1800 $ 5. 
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binnen drei Monaten nad der Einreichung abzuhören®). Die 
Prüfung der Rechnung, zu welcher nöthigenfalls ein Nechnungs- 
verftändiger zugezogen werben fann®), erftredt fich auf die Voll: 
ftändigfeit der Ginnahmen, die Nachweiſung und Zweckmäßigkeit 
der Ausgaben 10), Nady Erledigung der geftellten Erinnerungen, 
über weldye der Vormund nad, jchriftlicher Mittheilung derſelben 
in der Regel in einem anzuberaumenden Termin zu vernehmen tft !*), 
erfolgt der Rechnungsabſchluß und die Rückgabe der zweiten Aus— 
fertigung der abgehörten Rechnung an den VBormund, während das 
Driginal mit den Belegen 2) bei der Obervormundjchaftsbehörde 
verbleibt. Gegen den Nechnungsabjchluß findet Beichwerde an das 
Gericht der obern Inſtanz ftatt, wenn die Appellationsfumme vor: 
handen ift 3). Die Befugniß der Obervormundjchaftsbehörde, den 
Vormund zur Nechnungsablage anzuhalten, ift nur gegen ihn felbft, 
nicht gegen Die Erben oder andere Rechtsnachfolger defjelben be- 
gründet. Dagegen dauert Diefelbe gegenüber dem Vormunde auch 
dann fort, wenn der Grund der Anordnung der Vormundjchaft 
binwegfällt, jofern nicht Der gemwejene Kurand dem Vormund nad) 
diefem Zeitpunkt Decharge ertheilt 1*). 

Bon der Verpflichtung zur jährlichen Rechnungsſtellung find 
in folgenden Fällen Ausnabmen begründet: 1) Für die Mutter, 
welche die Vormundſchaft über ihre Kinder führt 5); jedoch ift Die 
DObervormundichaftsbehörde 10) und der etwa beftellte Mitvormund 


8) V. vom 24. Juli 1767 $ 9. Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800 $ 6. 
J. 9. für Fulda 1816 $ 85. 

9) 3. D. für Fulda 1816 $ 85. 

10) Unnöthige Koften follen niht in Ausgabe paffiren, vgl. die in Note 8 
angef. Verordn. 

11) Bil. Neffe. 1842 für Volfmarjen. 

12) Viſ. Neifr. 1834 für Jesberg, 1836 für Borken u. a. m. Mol. ba- 
gegen Mainzer L. R. V. $ 20. 

13) D. A. ©. €. 1840 Oehlſchläger betr. 

14) DO. A. ©. €. 1841 bei Heufer Ann. I. 664. Ablegung der Schluß- 
rechnung iſt erft nach diefem Zeitpunfte möglich. 

15) Reg. A. vom 7. Oft. 1802 (2. O. VII. 102), vom 24. Nov. 1804. 
Nr. 2, auch in Schaumburg anwendbar, Keriting 1214. Han. B. vom 11. Juni 
und 31. Dez. 1754. J. D. für Fulda 1816 $ 86. Ebenſo wo die Mutter 
als natürliche Vormünderin betrachtet wird; vgl. oben $ 141. Note 16 ff. 

16) Marb. NeggN. vom 24. Aug. 1786 $ 7. Reg. N. vom 24. Nov. 
1804 Nr. 2. 3. D. für Fulda 1816 $ 86. 
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zur Aufmerffamfeit auf. Die Führung der Verwaltung verpflichtet. 
2) Für den durch Tegtwillige Verfügung oder in Ehepaften er—⸗ 
nannten Vormund, wenn ihm darin die jährlide Rechnungs» 
ftellung erlaffen ift 17); jedoch bleibt dev Obervormundjchaftsbehörbe 
die Befugniß unbenommen, die Verwaltung des Vormunds einer 
Prüfung zu unterwerfen, wenn fi) bejondere Verdachtsgründe 
ergeben 1). 3) Für den nur zur Aufficht beftellten Mitvormund, 
welcher von der Obervormundjchaftsbehörde nicht zur Rechnungs— 
ablage, jedoch zum Nechenjchaftsbericht über den Stand der vor— 
mundjchaftlichen Verwaltung und die Handhabung der ihm: über: 
tragenen Auffiht angehalten werden Fann !?). 4) Wenn Fein 
Vermögen vorhanden ift, oder das vorhandene Feine Einkünfte 
abwirft, oder einem Dritten das Recht zum Bezug der gefammten 
Einkünfte zufteht 2%). 5) Wenn durch Vertrag mit dem VBormund 
der nicht zur Vormünderin beftellten Mutter 2?) oder Dritten die 
Nutzung des gefammten Vermögens gegen den Unterhalt des Pfleg- 
befohlenen überlaffen ift, in welchem Fall die Quittung über Die 
bezogenen Vermögensnußungen die Stelle der Nechnung vertritt, 
der Obervormundjchaftsbehörde aber anftatt der Nechnungsabhörung 
die Prüfung obliegt, ob die Nutzungen des Vermögens die Koften 
des Unterhalt3 nicht überfteigen ??), und ob Die gegen Bezug: der 


17) Kraut Borm, II. 154. Da ohne Inventar die Nechnung feine Grund 
lage bat, jo enthält das Verbot der Inventarifation zugleich den Erlaß der 
Rechnungsablage; Strippelmann IV. I, 30. 

18) Kraut Borm. I. 154. Zu diefem Zweck fann die Obervormundſchafts— 
behörde von dem ftatt des Inventars bei ihr hinterlegten Poivatvermögensver- 
zeichnig Einfiht nehmen, DO. A. ©. Erf. 1845 bei Strippelmann IV. 1, 41. 
vgl. mit 31. 

19) Mainz U R.V.$8 Iſ. B. Neg. A. vom 16. Febr. 1780 Nr. 1. 
Viſ. Reſkr. 1833 für Großalmerode (N. ©. III. 269). 

20) 3. B. wenn das gefammte Vermögen der Mündel im väterlichen Nach: 
laß bejteht, an welchem die Wittwe den Beiſitz hat, Solmſ. L. O. I. 21 $ 20. 

21) Ein folder Bertrag ift aud dann zuläffig, wenn die Mutter zur 
weitern Ehe geichritten ift. Bgl. für Schaumburg D. G.R. vom 8. Dez. 1836 
bei Kerfting 1214. Die Obervormundjchaftsbehörde hat darauf zu fehn, daß 
der Mutter die Nußung nur auf den Grund einer ausdrüdlichen Uebereinfunft 
mit dem Vormund überlafjen werde; Viſ. NReffr. 1824, 1832, 1834 (M. S. II. 
279) u. a. m. 

22) M Neg. A. vom 24. Aug. 1786 $5. E. G. R. BP. vom 2. Juli 
1790 (2. O. VIL 411. und N. S. III. 278). Bif. Reffr. 1824 für Biihhaufen 
(N. ©. III. 278). 
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erftern übernommenen Berbindlichfeiten gehörig erfüllt werben 23), 
6) Wenn der Vormund mit obervormundjcaftlicher Genehmigung 
dem Pflegbefohlnen die Nugungen feines Vermögens zur eigenen 
Beitreitung feines Unterhalt überläßt?*). 7) Wenn die Ober- 
vormundſchaftsbehörde dem Vormunde geftattet, für zwei oder mehr 
Jahre je eine Rechnung zu- ftellen 25). 


S 148. 
4) Honorar des Vormunds. 


Nach kurheſſiſchem Necht hat der Vormund, wenn der Pfleg- 
befohlene vermögend ift, für feine Amtsführung Anſpruch auf ein 
nach richterlichem Grmefjen zu beftimmendes, jedoch vier Prozent 
der jährlichen Einnahme nicht überfteigentes Honorar!) nad) Folgenden 
Grundjägen: 1) Das Honorar ift eine Vergütung für die gefammte 
Mühewaltung und Verſäumniß des Vormunds. Es findet daher 
flatt neben der Entjchädigung des Vormunds für Auslagen 2); 
Dagegen kann Daneben eine Vergütung für einzelne Gejchäfte Des 
Vormunds nicht gefordert werden ?). Das Honorar ift feine Ver: 


23) Namentlih ob die ſchuldigen Kapitalzinfen richtig ‚abgetragen werben. 
M. Reg. A. vom 24. Aug. 1786 $ 5. Bif. Nejfr. 1833 für Landgericht 
Kallel. 

24) 3. D. für Fulda 1816 $ 86. In einem folchen Falle hat die Ober- 
vormundfchaftsbehörde ebenfalls die in Note 22. und 23. bemerkten Obliegenheiten. 

25) Kraut Borm. I. 153. Es entjcheidet Hierbei das richterliche Ermeflen, 
welches außer dem Betrage des Vermögens bejonders die Froge zu umfaflen 
hat, ob nach der Perjönlichkeit und Solvenz des Vormunds, fowie nad der 
Beihaffenheit und Zufammenfegung des verwalteten Vermögens die obervor- 
mundjchaftlihe Aufſicht auch ohne alljährlihe Nechnungsitellung ohne Ger 
fährdung des Pflegbefohlnen jtattfinden kann; Bericht-des O. ©. zu Kaſſel an 
das J. Min. vom 5. März 1844. 

1) 3. vom 24. Juli 1767 $ 9. Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800 $ 6. 
J. D. für Fulda 1816 $ 87. Anders nad Mainz. L. R. V. $ 18. 

2) D. X. ©. E. 1832 Gräger betr. 

3) 3. 2. feine Erhebegebühr bei Ginnahme von Kapitalien, O. A. G. €. 
1837 in S. Mandtiche Erben g. Neynaber, feine BVBergütung für Rechnungs— 
ftelfung, fondern nur Grfab der zum Zweck derjelben bejtrittenen Ausgaben, 
Bil. R. 1833 für Lichtenau, 1834 für Spangenberg u. a. m. Bol. Han. V. 
vom 1. Juni 1764 $ 58. Für Gejchäfte, welche dem Vormund als ſolchem 
nicht obliegen, kann derfelbe Vergütung fordern, 3. B. ein Vormund, der An- 
walt ift, die Anwaltsgebühren für die von ihm für die Pflegbefohlenen geführten 
Prozejje; vgl. D. ©. E. 1833 bei Wagner ©. V. $ 971. 
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gütung für die zu tragende Gefahr und VBerantwortlichkeit, kann 
daher nur dem verwaltenden Vormund, nicht dem blos zur Aufficht 
beftellten Mitvormund zugebilligt werben *). 2) Als unvermögend 
von der Verpflichtung zur ntrichtung eines Honorars frei find 
diejenigen Pflegbefohlenen, deren Einkünfte nach Abzug Der Unter: 
haltsfoften Eeinen Ueberſchuß gewähren 5). 3) Das Honorar 
wird nach Ablauf eines jeden Jahre von der Obervormundſchafts— 
behörde feftgejeßt. Jedoch kann der Anſpruch auf das Honorar 
auch im Weg der Klage geltend gemacht werben, welcher allein 
zuläſſig it, wenn erſt nad) beendigter Vormundjchaft über das noch 
nicht ausgeworfene Honorar zwijchen dem gewejenen Vormund und 
Pilegbefohlenen Streit entiteht®). Auch von Seiten des Pfleg— 
befohlenen Fann nach beendigter Bormundjchaft bei Anjtellung der 
actio tutelae directa das von der Obervormundſchaftsbehörde ver- 
willigte Honorar gleich andern von derjelben zugelaffenen Ausgaben 
angefochten werden ?).. 4) Die Beftimmung des Honorars erfolgt 
nad) Verhältnig der Einnahme und der Mühewaltung. Unter der 
Einnahme, von welcher vier Prozent als Honorar verwilligt werden 
fönnen, ift die wirkliche Jahreseinnahme an Zinfen und jonftigen 
Aufkünften mit Ausfchluß Der eingegangenen Kapitalien oder Güter: 
verfaufsgelder und ohne Rückſicht auf Die Piquidationen und Aus— 
gaben zu verftchen®). 5) Der Betrag von vier Prozent ber 
Einnahme darf zwar in der Regel bei Feftjeßung des Honorars 
nicht überjchritten werden; jedoch ift dadurch die Befugniß der 
Dbervormundjchaftsbehörde nidyt ausgejchloffen, dem Vormund nach 
Mafgabe feiner Mühewaltung und der Kräfte Des verwalteten 
Bermögens auch über jenen Betrag hinaus ein Honorar zugubilligen, 
wenn zufällig Feine oder feine verhältniimäßige Reventieneinnahme 


4) Han. D. ©. Beil. vom 9. Nov. 1822, 

5) Nach Analogie der in V. vom 29. Juni 1821 $ 4. und Gef. vom 
22. Dez. 1853 $ 2. Nr. 14. Hinfihtlih der Stempel- und Gerichtögebühren 
getroffenen Beſtimmung. . 

6) O. A. G. E. 18238 in ©. Dillon g. Nathan, 

7) O. A. G. E. 1837 in ©. Mandtſche Erben g. Neynaber. 

8) Meg. Reife. vom 29. Mai 1788 (N. ©. IIL 282). 3. O. für Fulda 
1816 $ 87. O. A. G. E. 1828 in ©. Dillon g. Nathan. Viſ. Reffr. 1836 
für Netra, 1837 für Grebenftein, 1838 für Lichtenau u. a. m. | 
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mit der Verwaltung verbunden war). Auch kann der Vormund 
durch Vereinbarung mit großjährigen Intereſſenten von dieſen einen 
höbern Honorarbetrag für die geführte Verwaltung gültig. fich 


zufichern laſſen ?°). 


IL Beendigung der Bormundfdaft. 


§ 19. 
1) Fälle der Beendigung. 


Die vormundjchaftlihe Verwaltung wird beendigt 1) durch 
Aufhören des Zuftandes, der die vormundichaftliche Vertretung 
erforderlich machte’); 2) Dur) den Tod des Vormunds; 3) durch 
Entlafjung von Seite der Obervormundſchaftsbehörde, welche wegen 
förperlicher oder geiftiger Unfähigkeit zur Führung der Verwaltung 
oder anderweitiger dauernder Verhinderung auf Antrag des Vor: 
munds oder von Amtöwegen verfügt werden Fann?); A) Durch 
Remotion, welche auf eine jedem Dritten zuftehende Klage und 
darauf gepflogene Verhandlung $) oder nach einer von Amtswegen 
eingeleiteten Unterfuchung ausgefprochen wird. Die Nemotion tritt 
ein, wenn der Vormund durdy Untreue oder grobe Nachläffigkeit 
in der Führung feines Amtes ſich deſſelben unwürdig macht +); 
wenn ein Unfähigfeitsgrund vorliegt, welcher auf einer Kollilion der 
Sinterefjen des Vormunds und bes Mündels beruht, mag derſelbe 


9) O. A. ©. E. 1832 Gräger Bbetr., 1832 bei Wagner ©. V. $ 971. 
Note c. Dagegen eignet fih die Erhöhung des Honorare über das geſetzliche 
Marimum nicht zur landesherrlihen Dispenfation, O. A. ©. Gutachten vom 
17. Juni 1829 bei Pfeiffer V. 291. 

10) O. A. G. E. 1849 in S. Werner g. Lebiche Erben. 

1) Das Nähere f. bei den einzelnen Bormundfchaften. 

2) 3.D. für Fulda 1816 $ 92. Der Grundfag des römischen Rechts, daß bei 
Verhinderung des Vormunds nur ein Kurator beftellt werden könne, wird nicht 
mehr beobachtet. Kraut Vorm. II. 118. 

3) Kraut Vorm. I. 404. Für die heutige Anwendbarfeit der accusatio 
suspecti tutoris Ipriht fh D. U. G. E. 1826. Strippelmann II. 193. aus. 
A. M. Glück XXXI 127. Sintenis $ 154. Note 4. 

4) Glück XXXI. 66. Namentlich wenn er ih an VBormundfchaftsgeldern 
vergreift. 3. DO. für Fulda $ 93. Bif: Neffe. für Biihhaufen 1831 (NM. ©. 
Il. 272). Dies erftredt fih namentlich auch auf die Mutter ald Bormünderin. 
Reg. Ausichr. vom 24. Nov, 1804. Nr. 2. 
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ſchon bei Antretung der Vormundſchaft vorhanden geweſen oder 
erit während der Amtsführung entftanden fein 5), namentlid wenn 
der Vormund durch Verheirathung mit der Mutter der Pfleg- 
befohlenen deren Stiefvater wird e), wenn die Mutter, welche Die 
Bormundjchaft führt, zur zweiten Ehe fchreitet ”), wenn der Vor— 
mund oder ein mit ibm durch wäterliche Gewalt Verbundener Die 
Pflegbefohlene heirathet $), wenn der Vormund Gläubiger oder 
Schuldner des Kuranden wird oder ift?); endlich wenn Umftände 
eintreten, welche das Intereſſe des Kuranden durch die Perjönlich- 
feit des Vormunds als gefährdet erjcheinen laſſen, namentlich 
wenn fich die Mutter, welche die Vormundſchaft führt, außerehelich 
jchwängern läßt!) und wenn der Bormund in Konkurs geräth"). 
Das Verfahren gegen den als verdächtig bezeichneten Vormund 
fann, wenn es den Sintereflen des Kuranden entjpridht, mit 
Suspenfion des Vormunds eingeleitet werden !?), 


§ 150. 
2) Haftung des Bormunds, 


Die quafifontraftliche Verbindlichkeit de8 Vormunds gegen 
den Bevormundeten ) und die auf Erfüllung derjelben gerichtete 
Klage?) umfaßt folgende Anjprüce: 1) Auf Rechnungsftellung ). 


5) O. A. ©. €. 1826 bei Strippelmann IL. 193. Die Bezeihnung der 
Vormünder, die noch nicht verwaltet haben, als quasi suspecti beruht m einer 
Verwechſelung. Glück XXXL 60. Rudorf Vorm. III. 192, 

6) DB. vom 20. Juli 1750. Han. ®. vom 11. Juni 1751. 

7) Reg. Ausichr. vom 24. Nov. 1804. Ebenſo wenn die Mutter, welche 
die Bormundjchaft über ihr uneheliches Kind führt, fi mit einem Andern als 
dem Vater deſſelben verheirathet. Elvers Allg. jur. Zeitung 1828. Nr. 104. 

8) Ueber die heutige Geftaltung dieſes Verbots vgl. oben $ 92. Nr. 8. 
Glück XXIV. 54. | 

9) Nov. 72. e.1. O. A. ©. €. 1826. GStrippelmann II. 194. 

10) Reg. Ausſchr. vom 24. Nov. 1804. Dies ift jedoch nicht anwendbar 
wenn die Mutter VBormünberin ihres außerehelichen Kindes ift. Elvers Allg. 
jur. Zeitung 1828. Nr. 104. 

11) Viſ. Reffr. für Wigenhaufen 1824 (M. ©. III. 273). 

12) O. A. G. E. 1831 bei Wagner G. V. $ 984. Note d. 

1) $ 2. J, de obl, quasi ex contr. (3, 28), 1. 1. $ 21. de tut. et rat. 
distr. (27, 3), 1. 37. pr. de adm. (26, 7). 

2) Ob bei Kuratelen die actio tutelae utilis oder eine actio negotiorum 
gestorum oder curationis causa ftattfinde, ift eine Frage ohne praftifche Be— 
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Die hierauf bezüglichen Vorſchriften des römifchen Rechts find 
modiftzirt Durch die im deutſchen Recht vworgejchriebene jährliche 
Rechnungsablage vor der Obervormundjchaftsbehörde, fo daß erftere 
unverändert nur in den Fällen zur Anwendung fommen, wo die 
jährliche Rechnungsablage nicht ftattfindet; Die Befreiung von letzterer 
jchließt Den Anſpruch des Bevormundeten auf Nechnungsitellung 
nach beendigter Vormundjchaft nicht aus), Der Bevormundete 
ift verpflichtet, Die vor der Obervormundſchaftsbehörde abgelegten 
Nechnungen ald ihm gegenüber. abgelegt gelten zu. laſſen; joweit 
ſolche Nechnungen vorhanden find, kann er nad) Beendigung. Der 
Vormundſchaft nidyt auf Rechnungsitellung über Die ganze vormund- 
Ichaftliche Verwaltung oder Aufitellung neuer Rechnungen Flagen, 
jondern ift auf Einwendungen gegen die Nichtigkeit oder Vollſtändig— 
feit der abgelegten Rechnungen ‚bejchränft 5). Auf. Stellung der 
noch rückſtändigen Rechnung bis zum Ende der Bormundjchaft kann 
gegen den Vormund zwar Klage erhoben werden; es ijt aber auch 
die Obervormundjchaftsbehörde befugt, ungeachtet Des Hinweg— 
fallend des Grundes der Vormundſchaft den Bormund zur Ablegung 
der Schlußrechnung anzuhalten, wenn. ihm nicht von dem. Bevor: 


deutung, da der von Glück Comm. XXX. 243 ff. und Unterholgner Schuld- 
verh. II. $ 644. Hervorgehobene Unterjchied, daß letztere Klagen auch jchon 
während der Kuratel angeftellt werden können, hinweggefallen ift, indem bafjelbe 
jest auch von der actio tutelae directa gilt; f. unten Note 33. Die außer: 
dem bei Unterfchlagungen des Vormunds gegebene Pönalflage de rationibus 
distrahendis iſt nicht mehr praftifch, weil die öffentliche Beltrafung an die Stelle 
der Privatitrafe getreten it. Kraut Vorm. I. 159, Sintenis Civ. NR. $ 150. 
Note 1. Nr. 4; a. M. Glück Comm. XXXIL 223, Rudorff Vorm. III. 4. 

3) 1.1. $ 3. de tut. et rat. distr. (27,3). O. A. G. E. 1847 bei Heufer 
Ann. I. 476 

4) Der Mutter ift durch Neg. N. vom 24. November 1804 blos von ber 
jährlichen Rechnungsablage, von welcher nad älterm Recht (vgl. Neg. Schreiben 
yom 8. Mai 1794) in einzelnen Fällen dispenfirt wurde, allgemeine Dispenfation 
ertheilt, ihre gemeinrechtlihe Berpflihtung zur Nechnungsablage aber (vgl. 
nov. 155. c. 1) nicht aufgehoben. Auch der teftamentarifhe Erlaß der Rech— 
nungsablage befreit den DVBormund den Mündeln gegenüber nit. von aller 
Rechenſchaft, jondern nur von der Haftung für leichtes Verſchulden, 1. 5. $ 7. 
de adm, (26, 7), Rudorff Vorm. III. 109, 

5) O. A. ©. E. 1840 bei Strippelmann IL. 50, 1851 bei Heufer Ann. 
IV. 27. Ueber die Zuläffigfeit von Cinwendungen gegen den Rechnungsabſchluß 
vgl. Note 22, 23, 24. 
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munbeten Decharge ertheilt worden iſt ). Zur Begründung der 
Klage auf Rechnungsftellung genügt die Thatjache der geführten 
Verwaltung”); die Darlegung, daß der Verflagte als Vormund 
Einnahmen gehabt habe, ift dazu nicht erforderlich). Die Annahme 
des von dem Vormund herausgegebenen Vermögens von Seiten 
des Bepprmundeten jchließt einen Verzicht des Legtern auf Rechnungs— 
ablage nicht in fh). 2) Auf Herausgabe des Vermögens10). 
Die Verbindkicdykeit des Vormunds befteht darin, die zur Zeit der 

Uebernahme der Bormundjchaft vorhanden gewejenen und während 
derfelben für den Bevormundeten erworbenen Gegenftände an 
Letztern abzuliefern, jofern e8 deren Natur nad) einer Ablieferung 
bedarf, und inöbefondere Die eingenommenen Gelder an ihn aus— 
zuzahfen, ſoweit fie nicht zu Ausgaben zu vormundschaftlichen 
Zweden verwendet jind??). Der Vormund ift daher verpflichtet: 
a) zur Herausgabe der in feinen Befig gekommenen Sachen 1?), 
Bur Begründung der Klage genügt die Thatjache des Beſitzes des 
Vormunds, ohne daß die Darlegung des Eigenthums des Bevor: 
mundeten Dazu erforderlich it’). Dagegen ift die Klage nicht 
begründet, wenn der Vormund niemals in deu Befiß der Sachen 
gefommen ift oder wenn er dieſelben an einen Dritten verabfolgt 
hat?*), Gegen den Vormund, welcher die Herausgabe weigert, 


6) Insbefondere nach) eingetretener VBolljährigfeit, O. A. ©. €. 1841 bei 
Heujer Ann. I. 664. 

- 7) Die nähere Angabe des Anfangs» und Endtermins gehört in das fpätere 

Nechnungsverfahren, O. A. G. E. 1836 in ©. Blockſche Erben g. Dickſche Erben. 

8) O. A. G. €. 1848 im Nechtsfreund 1849 Nr. 3. Die gegentheilige 
Anficht beruht auf der irrigen Unterftellung, daß rationes reddere identijch mit 
Herausgabe des Ueberfchuffes fei, wogegen zu vgl. 1. 8. $ 5. de lib. leg. (34, 3), 
l. 82. de cond. et demonstr, (35, 1). 

9) O. A. ©. E. 1839 in ©. Blockſche Gröen 9. Dickſche Erben. 

10) 1. 9. Cod. arb. tut. (5, 51). 

11) O. A. G. €. 1843 in ©. Lorfch g. Lorſch. Dagegen fann ber Bormund 
nicht ohne Weiteres als Schuldner des Werthbetrags des feiner Verwaltung 
unterworfen gewejenen Vermögens betrachtet werden. 

12) Auch der Immobilien, O. A. ©. E. 1848 bei Etrippelmann V. 643, 

13) O. A. G. E. 1848 bei Strippelmann V. 643. Auch einredeweife kann 
der Bormund die etwa dritten. Berfonen zuftehenden Rechte an den fraglichen 
Sachen nicht geltend maden, O. A. ©. E. 1849 in ©. Werner g. Letzſche Erben. 

14) In diefem Fall kann gegen den Vormund nicht auf Herausgabe, auf 
Schadenserfag aber wegen eines etwaigen Berfchuldens erft dann geflagt werden, 
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findet die Beftimmung des Werth der Sache durch den Würde 
rungseid des Bevormundeten fatt 5). b) Auf Ueberlieferung von 
Forderungsansftänden, mögen diejelben vor oder während der 
Vormundjchaft entjtanden fein, Fann nicht geklagt werben, weil es 
eines Akts der Uebertragung derfelben von dem Vormund auf den 
Bevormundeten als Gläubiger nicht bedarf !°). ©) Auf Auszahlung 
der von dem Vormund für den Benormundeten eingenommenen 
Gelder, fowie der von ihm felbft dem Letztern aus andern Schuld: 
gründen als der vormundichaftlichen Verwaltung gejchuldeten Be— 
träge!?) kann nur injoweit geklagt werden, als nach Dem Geſammt— 
ergebniß der Verwaltung ein Ueberſchuß verbleibt *°). Die Klage 
kann entweder in Verbindung mit der Klage auf Rechnungsablage 
auf den hierdurch erft zu ermittelnden Ueberſchuß, oder auf einen 
beftimmten Betrag angeftellt werden, welcher entweder durch eine 
in der Klage anzuftellende Berechnung ?°) oder durch Bezugnahme 
auf einen bereit3 erfolgten Rechnungsabſchluß zu begründen iſt. 
Zur Begründung der Klage in Ießterer Beziehung genügt nicht 
allein vertragsmäßige Abrechnung des gewejenen Vormunds und 
Bevormundeten 2°) oder vechtöfräftiged Erfenntniß, jondern auch 








wenn die Rückgabe der Sache vom britten Befiger nicht erlangt - werden Fann, 
O. A. ©. €. 1843 in ©. Roccafher Kur. g. Rommel. 

15) 1. 8. de in lit. jur. (12, 3). 

16) O. A. G. €. 1843 in ©. Lorfh g. Lorſch. Anders verhält es fi mit 
den Schuldurfunden. 

17) Auch wegen folder ift die actio tutelae gegeben, 1.4. $4, 1. 9. $1. 
de adm. (26, 7), 1. 5. de tut. et rat. (27, 3). 

18) Eine prozefjualiiche Folgerung hieraus bei Strippelmann IV. 1, 330, 

19) Der Kläger eroffnet hiermit den Rechnungsprozeß. Zur Begründung 
der Klage genügt die Berzeichnung der Ginnahmen des Vormunds; denn wenn 
auch der Kläger materiell nur die Einnahme abzüglich der Ausgabe fordern 
kann, fo liegt doch prozeſſualiſch die Darlegung und Nachweiſung der Ausgaben 
dem Berflagten ob; Bähr Anerf. ©. 228. 

20) Wenn der VBormund in der Schlufrehnung fich ſelbſt einen Paffiv- 
rezeß zur Laſt ſetzt oder einen von der Obervormundichaftsbehörde ihm gezogenen 
Paſſivrezeß anerkennt, fo liegt hierin eine Erklärung dem Bevormundeten gegen— 
über, da die Rechnungen als ihm abgelegt gelten. Gin Bertrag fann aber nit 
angenommen werden, fo lange bdiefe Erflärung nicht von dem Bevormundeten 
oder defien Vertreter acceptirt ift, da die Obervormundichaftsbehörde auch beim 
Erwerb von Rechten nicht, wie Bähr Anerf. S. 230 annimmt, zur Vertretung 
des Bevormundeten, namentlich zum Abſchluß von Rechtsgeſchäften Namens 
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ein von der Obervormundfchaftsbehörde bei Abhörung der lebten 
Rechnung gemachter Rechnungsabjchluß 2). Das Ergebniß der 
obervormundfchaftlichen Rechnungsabhörung präjudizirt aber weder 
dem VBormund, uoch dem Bevormundeten??). Erſterer kann dafjelbe 
zu feinen Gunften verändern, indem er Fehler in den Einnahmen 
oder weitere Ausgaben nachweilt 23); Yebterer ift Durd) Den Rech: 
nungsabjchluß nicht gehindert, Durch Nachweilung weiterer Einnahmen 
ober Beftreitung der von der Obervormundjchaftsbehörde zugelafjenen 
Ausgabepoften eine höhere Forderung zu begründen ?*). Zinſen 
von dem Rezeß Eönnen nur von dem Beitpunft an begehrt werben, 
wo berjelbe feinem Betrage nad) liquid und der Vormund mit ber 
Ablieferung im Verzug ift, injoweit nicht eine Verwenduug des 
Geldes in den Nußen des Vormunds die Verpflichtung zur Zinfen- 
zahlung von einem frühern Beitpunfte an begründet?3), 3) Auf 
Erſatz des durch Dolus oder Berjchulden des Vormunds entitan- 
denen Schadens 2°), Vorausſetzung ift ein bereits eingetretener 
Schaden 27). 


defjelben mit dem Vormund, befugt erfcheintz; vgl. unten $ 152. Die Necepta- 
tion fann auch in der Weife theilweife erfolgen, daß der Bevormundete die 
Ginnahmepoften annimmt und die Ausgabepoften anzuerkennen ablehnt; die 
Klaganftellung enthält die Acceptation; O. A. G. E. bei Bähr Anerf. ©. 229. 

21) Die Klage aus einem von der Obervormundjchaftsbehörde gezogenen 
Baffivrezeß bedarf zu ihrer Begründung Feine Nachweiſung der Thatfachen, wo- 
durch derfelbe fich gebildet hat, O. A. G. E. 1843 Krafticher Vorm. g. Kraft. 

22) ©. A. ©. E. 1837 im Rechtsfr. 1837 ©. 366. 

23) O. A. ©. €. 1843 in ©. Kraftſcher Vorm. g. Kraft. So lange nicht 
vollftändige Nechnungsablage erfolgt it, hat der Vormund Anfprucd auf den 
Beſitz der hierzu nöthigen Rechnungsbelege; Hat er Ddiejelben an die Obervor— 
mundſchaftsbehörde freiwillig abgegeben, fo fteht ihm die von Leßterer zu geftat- 
tende Ginfiht frei; O. A. G. E. 1825 bei Pfeiffer IIL. 526. 

24) D. N. ©. E. 1851 bei Heufer Ann. IV. 27; 34. B. durch Gin 
wendungen gegen das von der Obervormundjchaftsbehörde zugebilligte Vormunds— 
honorar, vgl. oben $ 148. Note 7. 

25) O. 4. ©. E. 1837 im Nechtsfreund 1837 ©. 366; vgl. oben $146. 
Note 18. 

26) J. 1. pr. de tut. et rat. (27, 3) „praestando dolum, culpam et 
quantam in rebus suis diligentiam“, Beifpiele: wegen unterlafjener Verwaltung 
während des Erfufationsprozejles, I. D. für Fulda 1816 $ 65; wegen unter 
lafjener Revifion ‚des früher errichteten Inventars und Nichteinziehung der Defekte, 
D. 4. G. E. 1837 bei Heufer Ann. I. 470; wegen Unterlafjung der Brand» 
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Der Anfprucd auf Rechnungsablage, Herausgabe des Vermö— 
gend und Entjchädigung kann nad) dem Gerichtsgebrauche mit 
abgejonderten Klagen verfolgt werden 2°), Es iſt zuläjlig, auf 
Rechnungsablage ohne Verbindung mit einer Klage auf Zahlung 
bed Ueberjchufjes??) oder auf leßtere ohne vorgängige Rechnungs— 
ablage 3°) zw Hagen; die Einflagung der Entſchädigungsanſprüche 
des Bevormundeten nad) beendigter Vormundſchaft ift von der er- 
folgerden NRechnungsablage des gewejenen Vormunds nicht ab- 
hängig?“). Die Klage kann von dem Bevormundeten erft mit. 
Beendigung der VBormundichaft??), für ihn auch während der Dauer 
derſelben, joweit fie auf Nechnungsablage, Zahlung eines Paſſiv— 
rezeſſes oder Entihädigung gerichtet ift, angeftellt werden?®). Die 
Klage ift gegen den VBormund und feine Erben gegeben 34); geräth 
er in Konkurs, jo fteht fie gegen den Kontradiftor zu, welcher auch 


— — 


verſicherung, V. vom 27. April 1767 $ 10, Reg. A. vom 30. Mai 1769; 
wegen Ausleihens von Geldern ohne genügende Sicherheit, DO. A. G. E. 1847 
bei Heufer Ann. I. 476. 

27) Ein Schaden ift noch nicht vorhanden, fo lange die Möglichkeit vor- 
liegt, durdy Klage gegen Dritte den Berluft abzuwenden; vgl. oben $ 146, 
Note 11, $ 150. Note 14, O. A. G. E. 1837 bei Heufer Ann. I. 471. 

28) Die Auffaffung der Klage als generale judieium (Rudorff Borm. III. 5) 
ift demnach modifizirt; vgl, übrigens Note 18. 

29) O. U ©. E. 1832 bei Strippelmann I. 72. 

30) Bgl. oben Note 19. 

31) O. A. ©. E. 1846 in ©. Bultejus Erben g. Diebe. 

32) $ 7. J. de Atil. tut. (1, 20) 1. 4, pr. de tut, et rat. (27, 3). Sie 
it Schon begründet, wenn ber Bormund entfernt und ein andrer an feine Stelle 
getreten ift. 

32) Kraut Borm. II. 157. Die entgegenftehende Anfiht von Glüd 
Comm. XXXI 236 fi. und Sintenis Eiv. N. $ 150. Note 1. Nr. 3. und 
Note 13. ift zwar begründet, foweit es fih um NRechnungsitellung über bie 
ganze Verwaltung und Herausgabe des Vermögens handelt, nicht aber in Ans 
ſehung der obenerwähnten einzelnen Anſprüche. Indeſſen iſt zur Klage gegen 
den VBormund durch einen Mitvormund oder Kurator ad hoc nicht leicht Ver— 
anlafjung gegeben, da er zur Rechnungsablage von der Obervormundjchaftsbehörbe 
angehalten wird, vgl. oben $ 147. Note 7, und die Gntftehung eines Schuld- 
verhältnifies des Vormunds zum Benormundeten zur Remotion des Erftern führt, 
vgl. oben $ 149. Note 9. 

34) 1. 1. $ 16. de tut. et rat. (27, 3). Unterholzner Schuldverh. II. 
$ 647. 
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zur Nechnungsftellung verpflichtet ift°°). Mitvormünder, unter 
welchen die Gefchäftsführung nicht getheilt ift3°), haften ſolidariſch 
und können gemeinfchaftlic oder jeder einzeln belangt werden 37), 
wobei jedoch dem Angegriffenen hinſichtlich der zur Zeit der Be— 
endigung der Vormundſchaft zahlungsfähigen Mitvormünder die 
Einrede der Theilung zufteht3®). Bei Theilung der Verwaltung 
unter die Mitvormünder haftet Der einzelne nur für feinen Ge 
jchäftsfreis, für feine Mitvormünder aber nur wie ein Chren- 
‚vormunds®); ein folcher haftet nur fubjidiär im Fall der Inſolvenz 
der gejchäftsführenden Bormünder und mfofern er feine Berbindlich- 
feit zur Aufficht verfäumt hat+9). Ausjchlieglich zuftändig für die 
Klage ift das Gericht der geführten Verwaltung, das Gericht, 
welches die DObervormundjchaft führt, nur wenn die ——— 


im Bezirk deſſelben geführt iſt *1). 
Für alle Anſprüche an den Vormund 42), auch ſolche, welche 


35) O. A. G. E. 1834 in S. Auelſcher Kur. g. Wahrenberg, weil damit 
die Liquidſtellung eines ſich in einen Geldbetrag aufloſenden Anſpruchs bezweckt 
werde, zur Vertheidigung gegen dergleichen Anſprüche aber der Kontradiktor bes 
rufen fei. Bol. dagegen Heuſer Ann. V. 91. 

36) Vgl. oben $ 142. 

37) D. A. ©. E. 1847 bei Heufer Ann. I. 476. Iſt gegen die Mitvor- 
münder pro rata geflagt und ein verurtheilendes rechtsfräftiges Erfenntniß er— 
wirft, jo kann nad) eingetretener Infolvenz eines Mitvormunds gegen den andern 
auf die weitere Rate zwar nicht mit der auf Bollziehung des Grfenntniffes ges 
richteten actio judicati, aber mit der auf die folidarifche Haftung des Vormunds 
gegründeten actio tutelae geflagt werden, zu deren Begründung die Bezugnahme 
auf die durch das frühere Grfenntniß jedem einzelnen Streittheil gegenüber ftatts 
gefundenen rechtsfräftigen Beitftellungen genügt, DO. A. ©. €. 1856 bei Heufer 
Ann. IV. 306. 

38) 1. 1. $.11. de tut. et rat. (27, 3). Dec. Cass. I, 121. Glüdf XXX. 
364. Sintenis Civ. R. $ 151. © 277. 

39) 1. 2. Cod. de div. tut. (5, 52). Glück Comm. XXX. 405. 

40) 1. 3. $ 2. de adm. (26, 7). Glüf Comm. XXX. 420. 

41) Dec. Cass. I. 146. O. A. ©. €. 1823 bei Pfeiffer 1.323, 1853 bei 
Heufer Ann, II. 432; vgl. Glück Comm. XXX. 198, Pfeiffer I. 317. 

42) Am Bermögen der Mutter wird das gejeßliche Pfandreht nad dem 
Gerichtsgebrauche wie bei andern VBormündern angenommen, nicht mit Nudorff 
I. 262. nur im Falle der Wiederverheiratbung oder ausdrüctlichen Verpfändung. 
Demgemäß wurde durch O. A. G. E. 1848 in ©. Schleeſcher Kur. g. Schleeſche 
Glaͤub. in einem nah hanauiſchem Recht zu beurtheilenden Falle, wo die 
Wittwe als natürliche Bormünderin weder ihr Vermögen ausdrüdlich verpfändet 
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auf andern Rechtögründen als der geführten Verwaltung beruhen“s), 
fteht dem Bevormundeten ein gejegliched Generalpfandrecdht am 
Vermögen des Vormunds zu *®), 


g 151. 
3) Anfprüde des Vormunds. 


Die quafifontraktliche VBerbindlichfeit Des Bevormundeten gegen 
den Vormund und Die auf Erfüllung derjelben gegen Erftern und 
deijen Erben gegebene Klage umfaßt folgende Anfprüche: 1) Auf 
Grtheilung einer Decharge. Der Bevormundete ift verpflichtet, 
nad) Beendigung der Bormundfchaft dem VBormund, welcher alle 
jeine Verbindlicyfeiten aus der vormundjchaftlihen Verwaltung 
erfüllt hat, hierüber eine Bejcheinigung auszuftellen ) und zwar, 
wenn Das Pfandrecht am Vermögen des Vormunds in dem General: 
Waͤhrſchafts- und Hypothefen-Protofoll eingetragen ift, in der zur 
Erwirkung der Löſchung dieſes Eintrags erforderlichen gerichtlichen 





hatte, noch zur weiteren Che gefchritten war, das geſetzliche Pfandrecht als 
begründet anerfannt. 

43) O. A. G. €. 1848 bei Heufer Ann. IV. 238. 

44) Hinfichtli der Minderjährigen und Geiftesfranfen vgl. 1. 20. Cod. de 
adm. (5, 37), 1. 5. $ 7. Cod. de cur. fur. (5, 70). Beſtritten ift es, ob 
das Pfandrecht den Verſchwendern zuſtehe. Indeſſen fprechen überwiegende 
Gründe für die Bejahung, vgl. Glück Gomm. XIX. 153, Sintenis Giv. R. 
I. 625, in Kurheſſen namentlih die Gleichitellung der Berfchwender mit den 
Minderjährigen binfichtlih der Meftitution. Das DO. ©. Kaflel reffribirte am 
28. März 1838 dem dortigen Landgericht, daß bei der Kuratel über Verſchwender 
der Gintrag im General: Währfhafts- und Hypotheken-Protokoll (vgl. oben 
$ 141. Note 13) durch die Vorſicht fo lange geboten. fei, als diefe Streitfrage 
nicht durch Geſetz oder Gerichtsgebrauh ihre Erledigung gefunden habe. Die 
Beichwerde wegen eines ſolchen intrags wurde durh Kaſſ. DO. ©. B. 1857 
Schaumburg betr. als unjtatthaft abgewiefen und der Befchwerdeführer mit 
feinem vermeintlihen Anſpruch auf Löfhung auf den Weg der Klage verwiefen. 

1) Nach 1. 3. $ 1. de contr. tut. (27, 4) war das contrarium judicium 
nicht auf liberatio des Vormunds gegeben, ift aber durch die. Praris darauf 
ausgedehnt, Hudorff Vorm. IM. 123, Sintenis Civ. R. II. 269, DO. A. ©. €. 
1840 bei Etrippelmann I. 274. 

2) Die Lofhung fann nur dann vorgenommen werden, wenn dem Gericht 
entweder die Ginwilligung des Bevormundeten in die Löſchung oder die volle 
ſtaͤndige Erfüllung der Verpflichtung des Vormunds dur Decharge des Bevor: 
mundeten oder rechtsfräftiges Erkenntniß nachgewiefen wird; D. A. ©. €. 
1844 bei Strippelmann IV. 1. 88, 3. M. A. vom 9. Mai 1822 $ 4. Nah 
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ober fonft glaubwürdigen Form?). Den Bevormundeten nad) Ents 
lafjung aus der Vormundſchaft oder den an die Stelle des frühern 
getretenen andern Bormund zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit 
zwangsweife anzuhalten ift Die Dbervormundjchaftsbehörde eben- 
ſowenig befugt?), als den gewejenen Bormund durch eine von ihr 
jelbft ertheilte Decharge gegen fernere Anſprüche an ihn von Seiten 
des Bevormundeten ficherzuftellen +). Wielmehr ift der gemejene 
Bormund bei der Verfolgung feines Anſpruchs auf Decharge auf 
den Rechtsweg bejchränft. Zur Begründung der Klage, weldye Der 
Vormund erft mit Beendigung feiner Amtsführung, aber auch gegen 
den nachfolgenden VBormund >) anftellen kann, ift Die Darlegung 
erforderlich, daß Erjterer feine vormundjchaftlichen Pflichten voll- 
ftändig erfüllt, namentlih Schlußrechnung abgelegt und nad) dem 
Ergebniß des Rechnungsabjchluffes entweder nichts gejchuldet oder 
den ihm danach gezogenen Paſſivrezeß abgetragen habe. Die Ver: 
urtheilung. zur Ertheilung der Decharge bat die Bedeutung und 
Wirkung der Austellung derjelben, indem Darin der Ausſpruch des 
Gerichts Liegt, daß die Pflichten des Vormunds vollftändig erfüllt 
ſeien ?). D Auf Entjchädigung für Die zu vormundjchaftlichen 
Ablauf von vier Jahren jeit Beendigung der Vormundſchaft kann [das einge: 
tragene Pfandrecht auch ohne diefe Borausfegungen auf Antrag des gewejenen 
Vormunds gelöjcht werden, welche Friſt durch die innerhalb derſelben erfolgte 
Anftellung der actio tutelae directa oder verfügte Konvofation der Gläubiger 
des Bormunds behufs Einleitung des Konfurfes oder des im Geſetz vom 24 Juli 
1834 regulirten Vertheilungsverfahrens dergeitalt unterbrochen wird, daß von 
der Zeit an, wo die angeftellte Klage oder das eingeleitete Verfahren beruht, 
die vierjährige Frift von Neuem lauft, Gef. vom 14. Juli 1853 $ 12. 

3) Die Kuranden fünnen zu einer Erklärung über die Gntledigung des 
Vormunds überhaupt nicht von der Obervormundichaftsbehörde genöthigt werden, 
Viſ. Reffr. 1833 für das Landgericht Kafjel. Jedoch ift ohne Anwendung von 
Zwangsmaßregeln von derjelben darauf hinzuwirfen, daß die befriedigten Kuranden 
ihre Bormünder dechargiren, Bif. Reſtr. 1843 für Borken. Bon einer foldhen 


Einwirfung ohne Zwangsmaßregeln ift auch Solmſ. &, O. II. 21 8 38. zu 
verfiehen. 

4) Auch von einer landesherrlihen Decharge, deren Zuläffigfeit auf Grund 
ber 1. 2. Cod: de jure fisc. (10, 1) durch Dec. Cass. I. 82, 83 angenommen 
wurde, kann nah B. Urf. 1831 $ 113. 125, 1852 $ 87. 95. nicht mehr die 
Rede fein. 

5) Die Befugniß des nachfolgenden Bormunds zur Ertheilung der Decharge 
ift anerfannt durch Gef. vom 14. Juli 1853 $ 12. 
6) O. A. ©. E. 1854 bei Heufer Ann. II. 308. in einem analogen Falle. 
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Zwecken aus eigenen Mitteln gemachten nothwendigen und nützlichen 
Auslagen?) und Tandesübliche Verzinſung derjelben ®), ſoweit 
der Bormund ſich nicht aus dem in feinen Händen befindlichen 
Bermögen bezahlt gemacht oder durch Kompenjation mit Forderungen 
des Bevormundeten Befriedigung erlangt hat?), ſowie auf Be— 
freiung von den Verbindlichfeiten, welche er für feine Perſon 
Dritten gegenüber aus Veranlafjung der vormundjchaftlichen Ver: 
waltung übernommen hat 120). Auf Erftattung der Auslagen kann 
nur injoweit geklagt werden, als nad) dem Gejammtergebniß der 
Verwaltung ein Guthaben des Bormunds verbleibt. Zur Be 
gründung der lage gehört daher Die Rechtfertigung des geforderten 
Betrags durch eine von dem Kläger anzuftellende Berechnung? +) 
oder durch Bezugnahme auf einen bereits erfolgten Rechnungs— 
abjchluß. In letzterer Beziehung genügt auch ein auf einen Aktiv: 
vezeß des Vormunds abjchließender obervormundjchaftlicher Rech— 
nungsabjchluß 12). 3) Auf das Vormundshonorar 3). 


$ 152. 
IV. Obervormundſchaftliche Aufſicht. 


Die Obervormundſchaft, welche als ein Zweig der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz von den Untergerichten, in zweiter 
und dritter Inſtanz von den Civil-Senaten der Obergerichte und 


7)1.1.$ 3—6. de contr. tut, (27, 4). Die nah 1. 1. $ 3. eit. erſt 
mit Beendigung der Bormundjchaft zuläfiige Klage erfcheint- nach heutigem Recht 
auch während der VBormundjchaft ftatthaft, da der Vormund feine Auslagen 
auch bei der jährlihen Nechnungsablage zum Zweck ihrer ai geltend 
machen fann ; Sintenis Civ. R. III. 267. 

8) 1. 3. $ 4. de contr. tut. (27, 4). 

9) 1.1. $ 4. de contr. tut. (27, 4). 

10) Glück XXXU. 277. Rudorff Vorm. III. 127. 

11) Wenn gleich der Bormund materiell für feine Auslagen nur infoweit 
Grfag verlangen fann, als die vormundjhaftlihen Einnahmen dazu nicht hins 
reichen, jo liegt doch die Darlegung und Nachweiſung folder Einnahmen dem 
verflagten Mündel ob. 

12) Nach Analogie der bei öffentlichen Rechnungsführern geltenden Grunde 
ſätze, O. A. ©. E. 1828 bei Pfeiffer III. 628. 

13) Bgl. oben $ 148. Note 6. 
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des Oberappellationsgerichtd ausgeübt wird ), unterjcheidet fich 
von der Oberaufficht über das Vormundſchaftsweſen, welche als 
ein Zweig der Yuftizverwaltung dem Yuftiz-Minifterium ?) und unter 
Leitung deſſelben den Obergerichtsdirektoren 3). übertragen if. 

I. Die Obervormundfchaft beiteht in der obern Leitung der 
einzelnen Bormundjchaften im Umfang der Kompetenz der Ober: 
vormundjchaftsbehörde, welche in erfter Inftanz von Amtswegen 
in Anjehung der gefammten vormundjchaftlichen Verwaltung, in 
oberer Inſtanz nur in einzelnen Fällen auf gegebene bejondere Ver: 
anlaffung +) in Thätigkeit- tritt. Die Obervormundſchaft begreift 
4) die Fürforge, daß feine der Vormundſchaft bedürftige Perfon 
derjelben entbehre, daher die Beitellung der Vormünder ($ 138 ff.) 
und der Epezialfuratoren im Falle der Verhinderung der Vor: 
münder in einzelnen Angelegenheiten oder Verwaltungszweigen ®). 
Dagegen jchließt Die Obervormundjchaft Die Befugniß zur unmittel- 
baren Vertretung der Pflegbefohlenen nicht in fih. Die Ober: 
vormumdichaftsbehörde erjcheint Daher nicht befugt, Rechtsgeſchäfte 
Namens der Pflegbefohlenen mit dem Bormund oder Dritten 
abzufchließen oder Bevollmächtigte zur Führung von Nechtsftreiten 


1) Bgl. oben $ 138. 

2) V. vom 29. Juni 1821 $ 22. Nr. 1. 

3) Nah B. vom 29. Juni 1821 $ 44. den Civil-Senaten der Obergerichte, 
nad) Ger. Org. ©. vom 31. Oft. 1848 $ 28, 87 der Drdnungsfammern, nad 
prov. Gef. vom 22. Juli 1851 $ 11. den Direftoren derfelben als Direftorials 
funftion. 

4) Die Veranlaflung liegt in der Regel in einer Grtrajudizialappellation 
gegen eine obervormundſchaftliche Verfügung; die Zuläffigfeit derſelben ift durch 
die Appellationsfummme bedingt, fofern die Beſchwerde nicht als Disziplinar: oder 
Juftizverweigerungsbejhwerde aufzufafien it, vgl. O. U. ©. E. bei Pfeiffer 
VI. 470, Strippelmann IV. 2, 295, Heufer Ann. I. 376. Außerdem aber 
fteht den DObergerichten auch die Befugnig zu, von Amtswegen auf erhaltene 
Anzeige oder ſonſtige Kenntniß von ordnungswidrigem Verfahren zur Wahrung 
der Interefjen der Pflegbefohlenen Verfügungen der Untergerichte in einzelnen 
Bormundfchaftsijahen abzuändern, O. A. G. E. 1837 bei Heufer Ann. I. 474. 

5) 88 jicht der Obervormundjchaftsbehörde namentlih zu, wenn eine 
Kollifien der Interefien des Bevormundeten und des Vormunds zu vermuthen 
ift, einen Spezial-Kurator beizugeben, welchem es alsdann zu überlafjen ift zu 
beurtheilen, ob das Intereſſe des Bevormundeten gegen den Vormund gerichtlich 
zu verfolgen jei, vgl. oben $ 142. Note 10. 
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Namens derjelben zu beftellen®) oder Den mangelnden Konſens des 
Bormunds zu Handlungen derjelben zu fuppliren?). 2) Die 
Fürforge für Erhaltung des Vermögens der zu bevormundenden 
Perſon bis zur Beftellung eines Vormunds, namentlich durch 
Dbfignation der Mobilien ®) oder andere Provifionalmaßregeln. 
Die Obfignation tritt ein beim Ableben des Vaters oder Vormunds, 
fofern wegen des Ableben beider Eltern oder aus bejondern Gründen 
das Abhandenfommen von Wermögenstheilen zu bejorgen ift®). 
3) Die Aufficht auf die Amtsführung, namentlid Die Vermögens: 
verwaltung des Vormunde Die regelmäßigen Mittel zur Hands 
habung dieſer Aufficht find die Prüfung des Inventars ($ 143) 
und der Rechnungen ($ 147); außerdem aber ift die Obervormund⸗ 
jchaftsbehörde nicht allein befugt, jondern auch verpflichtet, alle zu 
ihrer Kenntniß gelangenden die Pflegbefohlenen benachtheiligenden 
Unregelmäßigfeiten in deren Intereſſe unbejchadet bereits erworbener 
Rechte Dritter abzuftellen ?°%). Die Verpflichtung zur Aufficht be 
ginnt mit der Beitellung des Vormunds und dauert auch dann, 
wenn die Volljährigkeit eingetreten oder der jonjtige Grund der 
Bormundfchaftsansrdnung hinweggefallen iſt, hinfichtlich derjenigen 
Amtspflichten des Vormunds fort, welche ihrer Natur nad) erſt 
nach diefem Zeitpunkt erfüllt werden Fönnen !?), jo daß eine Vor: 
mundjchaft für die Obervormundjchaftsbehörde nicht eher erledigt 


— — — — — — 


6) Hiervon iſt die Beſtellung eines Kurator ad litem zu unterſcheiden. 

7) Ueber eine Ausnahme vgl. $ 92. Nr. 6. 

8) Die Zuläffigfeit von Obfignationen durch die Obervormundichaftsbehörde 
ift gefeglih anerkannt, 3. B. I. DO. vom 21. Jan. 1749 $ 16 (2.D. IV. 1015), 
Kr. Koll. 3. vom 30. Okt. 1767 $ 5 (8. O. VI. 456), J. M. B. vom 29. Mai 
1822 (N. S. III. 274). Obfignationen follen nicht vom Richter und Aftuar, 
fondern nur durch einen von beiden bewirkt werden, Viſ. Reſkr. 1833 für 
Lichtenau, 1834 für Allendorf u. a. m. 

9) Happel Borm. $ 18. I. D. für Fulda 1816 $ 70. Zunaächſt liegt 
die Sorge für Erhaltung des Nachlaſſes wenigftens außerhalb der Amtsfige dem 
Drtsvorftand ob, Greben-D. 1739 IX. $ 1, 2, Mainz. V. vom 4. Juni 1792, 
J. O. für Fulda 1816 $ 69. 

10) R. P. DO. 1577 Tit. 32, $ 1,3. O. A. G. E. 1837 bei Heufer 
Ann. 1. 473. 

11) Nämlich die Ablegung der Schlußrechnung, vgl. $ 150. Note 6, und 
bie Herausgabe des Vermögens, für welche die Obervormundichaftsbehörbe von 
Amtswegen zu forgen hat, Bif. Reffr. für Großalmerode (N. ©. III. 280). 
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ift, ald wenn von dem Vormund entweder Schlußrechnung abgelegt 
oder Decharge des Pflegbefohlenen beigebracht worden ift 2). Die 
obervormundfchaftliche Aufficht erſtreckt ſich auch Darauf, daß der 
Vormund fich ſelbſt oder Das zu verwaltende Vermögen berjelben 
nicht entziehe; Daher ift er anzuhalten, wenn er auswandern will, 
zuvor feiner vormundſchaftlichen Pflichten durch Rechnungsablage 
und Herausgabe des Vermögens ſich zu entledigen und im Falle 
der Auswanderung des Bepormundeten, welche auch bei Zuftimmung 
des Vormunds obervormundjchaftlicher Genehmigung bedarf, dem— 
jelben nur den zur Reiſe und zum erjten Fortkommen nöthigen Theil 
des Vermögens auszuhändigen, während der Reſt von ihm unter 
obervormundfchaftlicher Aufficht ferner zu verwalten ift 3). A) Die 
Genehmigung der von dem Vormund Namend des Bevormun— 
deten eingegangenen Rechtsgejchäfte, welche zu ihrer Gültigkeit 
obervormundfchaftliher Zuftimmung bedürfen ($ 144). 5) Die 
Defugniß, den Vormund durch Zwangsmittel, namentlich durch 
Geld- und Freiheitsftrafen ?*), auch in Fällen, für welche ſolche 
gejeglich nicht angedroht find, zur Erfüllung feiner Amtspflichten 
anzuhalten, jowie wegen Vernachläſſigung derjelben Disziplinar- 
ftrafen gegen: ihn zu erfennen 5), Aus der Natur der Obervor- 
mundjchaft als eined Zweigs der freiwilligen Gerichtsbarkeit folgt, 
daß darin nicht Die Befugniß enthalten ift, ftreitige Rechtsverhältniſſe 
zwijchen dem Vormund und dem Bevormundeten oder Dritten 
rechtskräftig zu enticheiden oder den Vormund zur Erfüllung private 
rechtlicher Verbindlichkeiten gegen den Bevormundeten, fie mögen 
aus der vormundjchaftlichen Werwaltung oder aus andern Nechts- 


— — ne — — — 


12) Viſ. Neffe. 1835 für Grebenſtein (N. ©. III. 280). 

13) DO. ©, A. vom 4. Mai und 2. Juni 1855, Min. B. vom 3. April 
1855 bei Heufer Ann. U. 450, 451, 515. Vgl. auh DO. A. ©. E. 1846 bei 
©trippelmann VI. 7. 

14) Es ift zunächſt eine Strafandrohung zu erlafjen und von der gelindern 
zur härtern Strafe überzugehn, daher Gefüngnißitrafe nur bei Fruchtlofigfeit 
oder Unanwendbarfeit von Geldbußen anzuwenden. Bil. Reſkr. 1833 für Bolk: 
marjen in Anwendung auf den Zwang zur Uebernahme der Vormundſchaft. 

15) R. P. O. 1577 Tit. 32. $ 3. Die hiernach zuläffige Erkennung von 
Ordnungsſtrafen ift dadurch nicht ausgeichloffen, daß. nad Kerfling Strafredht 
©. 607. zufolge feſtſtehenden Gerichtsgebrauchs in Hefjen wegen blos Fulpofen 
Berfahrens des Bormunds Feine Beftrafung durch die Strafgerichte ftattfindet. 
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gründen entipringen, zwangsweiſe anzuhalten oder ihn an ber 
Ausübung von Privatrechten zu verhindern?®), Insbeſondere kann 
ein Paſſivrezeß, deſſen Nichtigkeit der Vormund beftreitet, auch 
während der Vormundjchaft nicht von demfelben durch Die Ober- 
vormundjchaftsbehörde zwangsweiſe beigetrieben werden 7), und 
jelbit bei einem unbeftrittenen Paſſivrezeß erftredt fich Die Befugniß 
derjelben nicht dahin, die Schuld des Vormunds von Amtswegen 
aus deſſen Vermögen durch Die zur Vollftredung rechtsfräftiger Er- 
fenntniffe zuläſſigen Exekutionsmittel beizutreiben ?°). 6) Die Be 
fugniß zur Entlafjung und Remotion der Vormünder ($ 149). 
Der Richter haftet den Pflegbefohlenen für den ihnen Durch 
Verfäumung obervormundjchaftlicher Obliegenheiten erwachjenden 
Schaden unter der Vorausſetzung, Daß ihm Dabei ein Verfchulden 
zur Laſt fält!9). Iſt Die Obervormundſchaftsbehörde ein Kollegium, 
to haften alle Mitglieder dejjelben, welche an dem betreffenden 
Beſchluſſe ohne Erklärung ihres Difjenfes Theil genommen oder fich 
an der dem Kollegium zur Laft fallenden Unterlafjung ſchuldhaft 
betheiligt haben, mit ſolidariſcher Verpflichtung ?°). Die Haftung 


16) Vgl. über dieſen Grundfag in Anwendung auf die Nechnungsablage 
Pfeiffer I. 318. 

17) Kaſſ. O. ©. Beil. vom 21. Febr. 1826 Bodeſche Kurat. betr., ab: 
weichend von der frühern Praris. 

18) Durch Plen. Beil. des Kali. DO. ©. vom 1. Dez. 1831 zu Nr. 781. 
V. P. (unvollftändig angeführt bei Wagner G. V. $ 987) ift wenigitens ans 
erfannt, daß nach beendigter Bormundichaft die Beitreibung eines dem Vormund 
gezogenen Rezeſſes weder direkt, noch indirekt durch Strafen erfolgen dürfe, viel- 
mehr der hierauf gerichtete Antrag in den gewöhnliden Weg Rechtens zu ver: 
weiſen ift. Daſſelbe it auch für die Dauer der Vormundſchaft anzunehmen, da 
die Beitreidungsbefugniß den Obervormundfchaftsbehörden gejeglih nicht beiges 
legt ift, namentlih Solmf. 2. ©. II. 21. $ 36. und Han. Hofg. U. vom 
19. Juli $ 6 darüber uichts beftimmen, ob die Beitreibung im gewöhnlichen 
Rechtswege oder wie fonft erfolgen jolle. 

19) Daß die actio subsidiaria, welche nad römifhem Rechte nur gegen 
beftimmte Magiftrate und wegen Verſäumung der ihnen nah römiſchem Recht 
hinfichtlid der Vormundſchaften obliegenden beichränftern Amtspflihten gegeben 
war, (vgl. Rudorff Vorm. II. 158, 168), in Folge der R.P. O. 1577 Tit. 32, 
jebt gegen alle Obervormundichaftsbehörden und wegen Berfäumung einer jeden 
obervormundjchaftlichen Obliegenheit ftattfinde, it in#teg. A. vom 17. Juli 1745 
(2. O. IV. 892) und V. vom 24. Juli 1767 $ 3. anerkannt. 

20) DO. A. ©. E. 1837 bei Strippelmann III. 2, 405, in einem analogen 
Fall. 
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des Richters tritt nur fubfidiär ein, wenn eine Entſchaͤdigungsklage 
gegen den Vormund nicht begründet oder wegen Inſolvenz beijelben 
vergeblich ift?*). Die zunächft eintretende Haftung des Vormunds 
wird dadurch nicht aufgehoben, daß derjelbe mit Genehmigung ??) 
oder auf den Rath?3) oder mit Vorwiſſen und ftillfcehweigender 
Billigung ?*) der Obervormundjchaftsbehörde gehandelt hat. 

II. Die Oberauffiht über das Vormundſchaftsweſen bei den 
Untergerichten befteht nicht allein wie bei andern Zweigen der frei- 
willigen Gerichtöbarfeit in einer allgemeinen Ueberwachung ber 
Beobachtung der beftehenden Geſetze und Dienftworfchriften Durch 
Vifitationen 25), Berichtseinziehung oder andere geeignete Mittel, 
jondern auch in der jpeziellen Aufficht darüber, daß bei jeder ein- 
zelnen angeordneten Vormundſchaft in Gemäßhett der Gejeke und 
Dienftvorfchriften verfahren, und die Anordnung der Vormundſchaft 
in feinem dazu Veranlaffung gebenden Fall unterlaffen worden fei. 
Als Mittel dient Die Revifion der Vormundjchaftstabellen?®), welche 
von den Untergerichten jährlich in Form eines Auszugs aus dem 
von ihnen zu führenden Generalvormundjchaftsprotofoll 27) ein- 
zufenden und von den Pfarrern nad) Einficht der Kirchenbücher mit 


21) 1. 1. Cod. de mag. conv. (5,75). Die Haftung des Nichters ift daher 
prinzipaliter begründet wegen des Schadens, der durch Nichtbeftellung eines 
Vormunds oder durch eine dem Bormund von ihm unter Androhung von Zwangs⸗ 
maßregeln aufgegebene Handlung erwädhlt. 

22) D. N. ©. €. 1823 bei Strippelmann V. 177. 

23) Mittermaier im Arhiv XVI. 230, Kraut Borm. II. 96. 

24) D. 4. ©. €. 1818 bei Strippelmann V. 177. 

25) B. vom 29. Juni 1821 $ 47. 3. M. Inftr. vom 28. Aug. 1823 
$ 10. (N. ©. II. 275). 

26) V. vom 24. Juli 1767 $ 11, Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800 
$7. 3.9. für Fulda 1816 $ 94 ff. 

27) Die Untergeridhte haben außer ben Spezial:Aften über jede einzelne 
Vormundſchaft ein Generalvormundfhaftsprotofell für jede Gemeinde in tabels 
larifher Form nad vorgefchriebenem Mufter zu führen, in welchem aufer den 
Angaben über die Perjon des Bormunds und Bevormundeten, Beginn und 
Ende der Vormundſchaft, alle für die Obervermundfchaft erheblichen Afte, naments 
lich Verpflichtung des Vormunds, Gintrag der Bormundfchaft im Generals 
Währichafts- und Hypothefenprotofolf, Inventarifation, Beftand des Aktiv» und 
Pafliv-Vermögens, Rechnungsablage, Ergebniß der Rechnungsabhörung und 
Sicherſtellung der Paſſivrezeſſe einzutragen find. Vgl. Reg. A. vom 25. April 
1793 und 15. April 1800, Dienft Anw. für die Juſtizbeamten $ 11. 
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der Bejcheinigung zu verfehen find, daß außer den in der Tabelle 
bemerften oder in der Bejcheinigung des Pfarrers weiter erwähnten 
in ihrer Parochie Feine eines Vormunds Altershalber bedürftige 
Perjonen vorhanden feien?®). Die Oberauflichtsbehörde hat nur 
gegenüber den ihr in Betreff der Dienftordnung untergebenen Be— 
hörden, nicht aber gegenüber den Pflegbefohlenen Befugnifie und 
Verpflichtungen; gegen fie findet Daher die jubjidiäre Entfehädigungs- 
age der Xebtern wegen Verſäumung obervormundfchaftlicher 
Obliegenheiten nicht ftatt 2°). 


Zweiter Abſchnitt. 
Die einzelnen Dormundfhaften. 


1. Berfönlide Vormundſchaften. 


1) Altersvormundſchaft. 


$ 159. 
a) Gintritt, 

Das deutſche Recht fimmte zwar mit dem römijchen darin 
überein, daß es eine vormundichaftliche Vertretung Unmündiger nur 
da zuließ, wo biejelbe nicht von dem Vater Fraft feiner gejeglichen 
Befugniß geübt werden konnte, unterjchied ſich aber weſentlich in 
dem den Bertretern zugewiejenen Gejchäftskreis, Denn während 
nach römischen Recht nur Pupillen einen Tutor, minores dagegen 





28) DB. vom 24. Juli 1767 $ 11. Reg. A. vom 25. April 1793. Han. 
Hofg. A. vom 19. Juli 1800 $ 7. Bif. Reffr. 1832 für Allendorf (N. ©. III 
277). Bei Ortichaften, wo Jfraeliten wohnen, ift die Bollftändigfeit der Tabelle 
auch vom Rabbinen, in Ermanglung eines ſolchen von den Gemeindeälteften oder 
Borfängern zu befcheinigen, O. G. Reſkr. 1828, 1830, 1834 (N. ©. III. 278). 

29) B. vom 24. Zuli 1767 $ 3 fann nur auf die obervormundſchaftlichen 
Geſchaͤfte erfter und zweiter Inſtanz bezogen werben, wie bie Bergleihung mit 
$ $ 1, 2 und 11 ergiebt. 
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einen Kurator hatten), hatte nach deutſchem Recht der Vormund 
während der ganzen Daner feiner Gewalt die gleichen Befugniffe?), 
&3 galt dies fogar da, wo dem zu feinen Jahren gekommenen 
Mündel geftattet wurde, ſich noch einer vormundfchaftlichen Ver: 
tretung zu unterwerfen, bis er zu feinen Tagen gefommen war ®), 
denn auch bei diefer nur auf Antrag des Mündels eintretenden 
Vormundichaftsverlängerung war die Stellung des Vormunds die 
gleiche, Da eine Hinausjchiebung des Mündigfeitstermind immer 
gewöhnlicher wurde, und Die Unterfcheidung des zu feinen Jahren 
und zu feinen Tagen Kommens äußere Aehnlichfeit mit der römischen 
Unterieidung in puberes und majores hatte, jo war mit ber 
Rezeption des römischen Rechts die Annahme der technijchen Aus— 
brüde für Die verjchiednen Altersftufen und Die Unterfcheidung der 
Bertreter nad) dieſen leicht erflärlich, obwohl dies nichts weiter 
als eine Wortunterjcheidung wart). Es findet ſich dies ſowohl 
gemeinrechtlih 5), als in den meiſten Partikularrechten ), Auch 
in den ältern in Althefjen ergangenen Verordnungen ”), der Solmfer 
Landordnung ®) und dem Mainzer Landrecht ®) findet fich diefer 





1) Ruborff Borm. I. 65. 92, 

2) Kraut Borm. I. 115 fig. 

3) Bol. über diefes Verhältnig Kraut Vorm. I. 144 ff. 

4) VBgl. über diefen Entwiclungsgang Kraut Borm. I. 150. Rudorff J. 115. 

5) Die Reichspol. D. 1548 Tit. 31. $ 1. uud 1577 Tit. 32. $ 1. unters 
ſcheidet Bupillen und Minderjährige und Vormünder und Vorſteher. 

6) ©. Stellen bei Kraut Grundriß $ 227, 

7) ©. D. 1497, $ 14. (8. O. J. 19.) „die Unmündigen und die da ftehen 
in Gewalt ihrer Bormünder — durch ihre Vormünder nnd Pfleger”. — Der 
Landrechtsentwurf gebraucht ohne Unterfcheidung die Ausdrüde Unmündige und 
Minderjährige und Bormünder, Geile IV. 16. $ 2. 3, 17. $ 3, 18. 
$ 2. 3, Marb. Rathsordnung 15, Dft. 1676. $ 17. (8. O. III. 82) „vors 
mündliche Wefen über Unmündige und Pupillen“. In der Judenordnung 1679 
$ 23. (8. O. II. 131.) und dem Regulativ vom 17. Jan. 1736 $ 26 (2. O. 
IV. 356) find nur die Ausdrüde minderjährig und Vormünder gebraucht, wäh— 
tend U. G. D. 1732 Art, II, $ 6. noch minores und pupilli unterjdhieden 
werden. 

8) Diefe unterfcheidet IT. Tit. 21. die Tutoren und Vormünder, die den 
Knaben unter 14 und ben Töchtern unter 12 Jahren gegeben worden, von ben 
Kuratoren oder Verforgern II. 21. $ 27, welche von da an bis zum 24 oder 
25 Jahr der Kinder fie vertreten, Es ift aber a. a.D. angeführt, daß in diefer 
Landesart der Name der Bormünder indifferenter und ohne Unterfchied ſowohl 
von Kuratoren als Tutoren gemeiniglich gebraucht wird, und II. 21. $29, daß 
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Sprachgebrauch, der übrigens ohne materielle Bedeutung war, Da 
wie gemeinrechtlich 9) auch nad) dieſen Partifularrechten *) der 
Bertreter des Minderjährigen vor und nad) Eintritt Der Pubertät 
dieſelbe rechtliche Stellung einnahm. Dagegen ift in der neuern 
Gejeßgebung '?) Die Unterjcheidung zwilchen Tutoren und Kuratoren 
auch dem Sprachgebrauch nach verjchwunden, und Die Beitellung 
der Tutoren zu Suratoren beim Gintritt der Pubertät nad) allge 
meinem. Gerichtögebraudy nicht mehr üblih, Der Bevormundung 
bedürfen alle Minderjährige! 3), welche nicht unter der natürlichen 
Bormundjchaft des Vaters ftehn ?*), Bis zum Eintritt der Voll- 
jährigfeit oder zur Volljährigkeitserflärung 15), Die Veranlafjung 
zur Beftellung eines Altersvormunds ift für eheliche Kinder mit 
dem Tode des Vaters, für uneheliche ?*) mit der Geburt, für beide 
mit dem Abgang des bisherigen Vormunds gegeben. Vermögens— 
mangel ift fein Grund, die Beitellung eines Vormunds zu unter: 
lafjen 1”). 


zwifchen den Tutoren und Kuratoren ein geringer Unterfchieb beſteht. Dieſer 
beichränft fi auf den Namen II. 21. $ 27. „mad Außgang folder Zeit jollen 
fie den Namen der Kuratoren oder Verſorger haben“ und darauf, daß fie „den 
Adultis von neuem gegeben werden“, II. 21. $29, dabei aber den gleichen "Eid 
wie die Tutoren leiften. 

9) Mainz. L. R. V. 8 13. 

10) Rudorff Vorm. I. 117. Kraut Borm. IL 97. 

11) In Solmf. 2. ©. I. 21. $ 29, Greb. O. 1739 XLIX. Nr. 5, 
Mainz. L. N. V. a. E. iſt für Tutoren und Kuratoren diejelbe Eidesformel 
vorgejchrieben. 

12) Schon in Schaumb. P. O. 1615 X. In V. vom 24. Juli 1767 und 
Han. Hofg. A. vom 19. Juli 1800 finden ſich die Ausdrüde Vormund und 
Vormundſchaft ohne Unterfchied des Alters, Pupillen und Pflegbefohlene, Tutorium 
und Kuratorium als gleichbedeutend gebraudt. 

43) Ueber den Begriff vgl. $ 45. Die Bormundfhaftsaften follen nicht 
blos eine Angabe, fondern aud eine pfarramtlihe Bejcheinigung über den 
Geburtstag enthalten, Bil. Nejfr. 1833 für Wolfhagen. 

44) Ueber die Bevormundung ungeachtet der väterlichen Gewalt des Groß— 
vaters vgl. oben $ 132. Note 4. 

15) Vgl. über diefe $ 45. ©. 130. 

16) Die unehelichen Kinder werden in den Gejeßen, Greben-D. Art. IX, 
V. D. 1767. und der Juſt. DO. für Fulda $ 58. nicht beſonders erwähnt; bie 
Nothwendigfeit ihrer Bevormundung ergiebt ſich aus dem Umſtand, daß fie nicht 
unter väterliher Gewalt ftehen. 

47) Reg. Beil. vom 30. Aug. 1790 (N. ©. IV. 168). 
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$ 154. 
b) Stellung des Bormunds zum Mündel. 


Der Bormund bat die Verpflichtung, die geiftige und Teibliche 
Erziehung des Mündels zu überwachen ). Sind nicht durch das 
väterlihe Teſtament Beftimmungen binfichtlid) der Erziehung ge 
troffen?), oder war der Mündel einer väterlichen Gewalt nicht 
unterworfen, jo ſteht der Obrigkeit die Wahl des Erziehers zu ®). 
Auf die Erziehung hat Die Mutter einen rechtlichen Anfpruch *), 
wenn fie nicht zur Leitung derjelben unfähig ift, was namentlich 
eintritt, wenn fie fich außerehelich fchwängern läßt3). Bei Wieder: 
verheirathung der Mutter oder wenn die außereheliche Mutter mit 
einem Andern als dem außerehelichen Vater ſich verheirathet ®), 
hängt e3 von dem Ermeljen des Vormunds und der obervormund- 
Ichaftlichen Behörde ab, ob ihr die Erziehung belafjen werden fol”). 
Iſt die leibliche Mutter nicht mehr am Leben oder zur Leitung der 
Erziehung untauglich, jo wird der Erzieher unter den Verwandten, 
in Ermanglung jolcher wird ein Fremder gewählt ®); auc dem 
Vormund jelbft kann die Erziehung übertragen werbden®). Der 


1) Greben-⸗O. Art. IX. $ 3. Juſt. O. für Fulda $ 73. 

2) Diefe find, wenn gegen die Perſen des gewählten Erziehers nichts ein- 
zuwenden ift, zu befolgen, 1, 1. $ 1. ubi pupill. (27, 2), Burchardi im Archiv 
VII. 166. Ergiebt fi nad vorgängiger Unterfuhung die Anordnung als 
nachtheilig für den Kuranden, fo fann die Obervormundjchaftsbehörde davon 
abgehn. D. A. ©. €. 1850. Strippelmam VI. 12. 

3) Burchardi im Archiv VI. 165. Strippelmann VI. 2. Dagegen nimmt 
Kraut Borm. I. 126. an, daß die Anficht der Altern Suriften, wonach die 
Mahl des Erziehers dem Vormund unter obervormundichaftlicher Aufficht zufteht, 
gemeinrechtlich geworden fei. 

4) 1. 1. Cod. ubi pupill. (5, 49). O. A. ©. €. 1846 bei Strippelmann 
VI 8. Bal. oben $ 128. 

5) In diefem Fall darf der Bormund auch den mit der Mutter fchon ges 
ſchloſſenen Alimentationsvertrag auffündigen, O. A. G. E. 1847 3. ©. Schmand 
Wittwe g. Schmandſche Vorm. 

6) O. A. G. E. 1848. Strippelmann VI. 9. 

7) Das Verbot in J. 1. Cod. ubi pupill. (5, 49) wird nicht mehr bes 
obachtet. Glück Comm. XXIV, 206. XXXU. 159, Kraut Vorm. II. 128. 
Strippelmann VI, 6. 

8) Burchardi im Archiv VI. 172. Auch die Wahl der Stiefmutter ift 
zuläffig, wenn fie den Intereffen des Mündels entfpricht, Strippelmann VI. 10. 

9) Kraut Borm. I. 131. 
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Betrag der für die Erziehung aufzumendenden Summe wird von 
der Obrigkeit beftimmt ?°). Der Vormund hat die Aufficht auf Die 
Erziehung des Mündels zu führen, für den erforderlichen Schul⸗ 
und Religionsunterricht zu forgen 11), ihn, wenn es den Standes: 
verhältniffen entjpricht, zu einem Handwerk!?) oder zum Gefinde- 
dienft ’3) anzuhalten, oder zu einem andern fein Fortkommen 
fihernden Stande zu beftimmen. Zum freiwilligen Eintritt in das 
aktive Heer 10), zur Smmatrifulation zum Studium auf der Landes- 
univerfität ?5), jowie zum Gheverlöbniß ?*) bedürfen die Mündel 
der Einwilligung de8 Vormunds. Dagegen ift Diefer zu einer 
Domizildveränderung, durch welche der Mündel der Einwirfung 
der Obervormundichaftsbehörde entzogen würde, Die Zuftimmung 
zu geben nicht befugt '”). 

Dem Bormund liegt nicht nur die Vermögensverwaltung 1%), 
fondern auch die Vertretung des Mündels in allen Rechtsangelegen- 
beiten ob. 1) Die Befugniß zur Vertretung des Mündels erftredt 
ſich auf die Abſchließung von ‚Rechtsgefchäften und die Führung 
von Rechtöftreiten, in VBermögensangelegenheiten innerhalb der 
Grenzen der vormundichaftlichen Verwaltung, in perfönlichen An- 
gelegenheiten inſoweit, als joldye ihrer Natur nad) eine Vertretung 
zulafien. Einer Mitwirkung des mündigen Minderjährigen bedarf 
es hierzu nicht 1%); nur bei ſolchen Rechtsgejchäften, welche ihrer 
Natur nad) eine perjönliche Willenserklärung des Mündeld vor: 
ausſetzen 20), ift Die Thätigkeit des Vormunds auf Die Genehmigung 


10) 1. 3. pr. ubi pupillus (27, 2). 

11) GrebenD. Art. IX. $ 3. Juſt. DO. für Fulda $ 73. Ausfchreiben 
des Oberfchulraths vom 2. Ian. 1818. V. vom 17. Febr. 1853. 

12) Greben:D. Art. IX. $ 3. Die Wahl des Lehrmeifters fteht dem Bor: 
mund zu. Zunft-D. vom 5. März 1816 $ 28. 32. 35. 

13) 8. vom 18. Mai 1801 $ 2. Nr. 3. 

14) Gef. vom 29. Sept. 1848 $ 31. 

15) Die Einwilligung ift enthalten in dem nad) Akad. Gef. vom 10. Dez. 
1819 $ 2. Nr. 4. erforderlichen Revers. 

16) gl. oben $ 92. Nr. 6. 

17) Bgl. oben $ 152. Note 13. 

18) Ueber diefe vgl. oben $ 144. bie 146. 

19) Kraut Vorm. II. 115. 

20) Namentlich bei Gingehung und Auflöfung von Ehen und Berlöbnifien, 
l. 6, de sponsal, (23, 1), bei Unterwerfung unter bie väterlihe Gewalt durch 
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der Handlung deſſelben bejchränft. Durch die von dem Vormund 
innerhalb der Grenzen jeiner Befugnig nöthigenfall® mir obervor⸗ 
mundfchaftlicher Genehmigung abgejchloffenen Rechtsgejchäfte wird 
der Miündel in der Art verpflichtet, daß daraus jowohl während 
der Dauer der Vormundſchaft ald nad) Beendigung derjelben vor— 
behaltlich einer etwa zu erwirfenden Reftitution geklagt werben 
fann 22). Obgleich zu letztwilligen Verfügungen über den Nachlaß 
des Mündels nicht befugt??), it Der Vormund Doc berechtigt, 
Namens deilelben mit obervormundjchaftlicher. Genehmigung einen 
Einkindſchaftsvertrag abzujchließen 23). 2) Die Vertretung Durch 
den Vormund ift nothwendig, ſoweit die Handlungsfähigfeit des 
Mündels beſchränkt ift. Nach den hierüber im römischen Recht von 
Bupillen aufgeftellten Grundſätzen, welche in Folge der Gleich— 
ftellung der Unmündigen und Minderjährigen binfichtlic) der Be— 
vormundung und der Verſchmelzung der Tutel und Kuratel zu 
einem Nechtsinftitut 2*) jebt auf alle Minderjährigen Anwendung 
leiden, find Leßtere bis zu erreichter Großjährigkeit unfähig, ohne 
Buftimmung des Vormunds Veräußerungen vorzunehmen, Elagbare 
BVerbindlichkeiten einzugehn?3) und Erbſchaften anzutreten. Ein von 
einem Minderjährigen ohne Konkurrenz des Bormunds eingegangenes 
Nechtsgejchäft ift reipeftiv ungültig, jo Daß nur dem Minderjährigen 
freifteht, davon abzugehn?°); Dies gilt aud) wenn die Bevor: 
mundung defjelben gejeßwidrig unterblieben ift 2°). Nechtögejchäfte 


Arrogation und Legitimation durch Neffript, 1. 11. de his, qui sui (1, 6), 
1. 5. Cod. de auct. (5, 59). 

21) Vorausfegung ift, daß der Vormund in vormundihaftlicher Eigenſchaft 
in ber Abficht, den Mündel zu verpflichten, das Geihäft abgeſchloſſen habe; 
vgl. Strippelmann V. 599. 

22) Rudorff Vorm. II. 309. 

23) Selm. &. O. 1:20. $3 ff. Mainz U. G. D.1564 (Kerfting 862). 
Mainz. L. R. I.$ 6,8. O. A. ©. €. 1634 hei Strippelmann VII. 317. 

24) Vgl. oben $ 45. und 153. Kraut Borm. U. 107. Strippelmann V. 133. 

25) Vgl. über die Entwidlung diejes in der Furheffiichen Praxis unzweifels 
haft feftftehenden Satzes Strippelmann I. 310, V. 131 ff., Pfeiffer VII. 99 fi. 
und die dort mitgetheilten Erkenntniſſe. 

26) D. A. ©. E. 1830 bei Strippelmann I. 310. und Pfeiffer VII. 148, 
1838 bei Strippelmann V. 138. Die [Befugnig zum Nüdtritt ift vom Vor—⸗ 
handenfein einer Verlegung nicht abhängig, DO.X. ©. E. 1827 bei Pfeiffer VIL. 143. 

27) D. 9. ©. E. 1827 und 1833 bei Pfeiffer VIL 144. 149. Kraut 
Borm- II. 112, 
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des Muͤndels mit dem Vormund?5) oder mehrerer unter derſelben 
Vormundſchaft ftehenden Miündel unter einander mit Genehmigung 
de3 gemeinfamen Vormunds ??) ftehen den ohne Mitwirkung des 
Vormunds abgeſchloſſenen gleich. Abgejehn von der nachträglichen: 
Genehmigung durch den Bormund oder den volljährig gewordenen 
Minderjährigen 30) erzeugt das ohne Konkurrenz des Vormunds 
von einem Minderjährigen eingegangene Rechtsgeſchäft dann eine 
flagbare Verbindlichkeit, wenn der Minderjährige böslicher Weife 
fich für volljährig ausgegeben hat3!), oder wenn daſſelbe Beziehung 
auf ein Gewerbe oder eine Kunft hat, zu deren Ausübung derſelbe 
öffentlich autorifirt ift 32), oder wenn der Minderjährige als Stu- 
dirender auf der Landesuniverfität einen Durch Die akademischen 
Geſetze zugelafjenen Kredit erhalten hat?s). Minderjährige find 
unfähig, ohne Beiſtand des Vormunds ald Kläger oder Verflagte 
vor Gericht aufzutreten 3%); haben fie ohne Beiftand defjelben 
prozejfirt, jo ift das Verfahren nichtig?) und das darauf gegründete 
Enderfenntniß, ſofern es zum Nachtheil der Minderjährigen gereicht, 
von ihrer Seite als nichtig anfechtbar ?°). 3) Zur Sicherftellung 
der Minderjährigen gegen Benachtheiligung durch Handlungen oder 
Unterlaffungen des Vormunds dienen neben der Haftung des 


28) DO. X. ©. E. 1849 bei Strippelmann V. 658. 

29) D. N. ©. E. 1847 bei Strippelinann V. 140, 

30) Bgl. obeu $ 45. Note 14. ud O.A.G. E. 1823 bei Pfeiffer VII. 141. 
Die Genehmigung fann auch ſtillſchweigends durch fchlüffige Handlungen er— 
folgen, DO. A. ©. E. 1830 bei Pfeiffer VII. 148. 

31) ©. X. ©. €. 1827 bei Pfeiffer VII. 143. Hierzu ift das Verſchweigen 
der Minderjährigkeit nicht genügend, vielmehr erforderlich, daß der Minderjährige 
ſich betrüglicher Weiſe ausdrücklich für volljährig ausgegeben habe, O. A. ©. €. 
1830 bei Pfeiffer VII. 148. 

32) O. A. G. E. 1821 bei Pfeiffer VII. 139, vgl. ebenda VII. 132. und 148. 

33) Dies folgt auch abgeſehn von dem in Akad. Geſ. vom 10. Dez. 1819 
$ 2. Nr. 4. vorgeſchriebenen Revers aus den Beſtimmungen in $ 18 bis 20 
daf., melde nicht blos für das akademiſche Gericht Rechtsnorm find; ; dgl. 
D. A. ©. E. 1854 bei Heufer Ann. J. 445. 

34) Vgl. oben $ 45. ©. 129. 

35) Die Nichtigfeit des Berfahrens fann durch Genehmigung der Ver— 
handlungen von Seiten des Vormunds bis zur Grtheilung des Enderkenntniſſes 
geheilt werden; D. U. ©. E. bei Strippelmann V. 589. 

36) I. 14. Cod. de procur. (2, 13). Ueber die progefjualifche Form ber 
Anfehtung nad kurheſſiſchem Recht vgl. Strippelmann IV. 2, 298. 
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Bormunds 37) die Privilegien derjelben hinfichtlich der Verjährung 
und der Neftitution. a) Grftere werden nad) dem Gerichts- 
gebrauche 3%) dahin verftanden, Daß die Klagenverjährung, wenn 
ihre Dauer weniger ald dreißig Jahre beträgt, während der Un- 
mündigfeit und Minderjährigfeit des Klagberechtigten 3°), wenn. fie 
dreißig Jahre oder mehr beträgt, nur während der Unmündigfeit 
dejielben +0) nicht lauft, und gegen den während der Minderjährig- 
feit eingetretenen Ablauf der dreißigjährigen oder längern Ver— 
jährungszeit dem Minderjährigen die Reftitution nicht zufteht 4"), 
ebenjo auch die ordentliche Grfikung während der Unmündigfeit 
oder Minderjährigkeit des Eigenthümers der bejefjenen Sacye*?), die 
außerordentliche Dagegen nur während der Unmündigfeit Defjelben*®) 
nicht lauft. b) Die Minderjährigfeit begründet ein Recht auf 
Reftitution gegen die während derjelben ftattgehabten Handlungen 
und Unterlafungen des Vormunds, jofern Die allgemeinen Vor: 
ausſetzungen jeder Reftitution vorhanden jind **), Die Neftitu- 
tionsfrift Tauft nicht vor dem Eintritt der Volljährigkeit oder der 


— — — — — 


37) Hierüber vgl. oben $ 150. 

38) Pfeiffer I. 19, VII. 29 ff. Die Furheffiiche Praris hat ungeachtet der 
Gleichſtellung der Pupillen und Minderjährigen hinſichtlich der Handlungsfähig- 
feit die Unterfcheidung des römischen Rechts zwiſchen beiden hinfichtlich der Ver— 
jährung beibehalten. Hiermit übereinftimmend Savigny III. 421, Sintenis Civ. 
R. I. 501. 

39) 1. 5. Cod. in quib. caus. in int. (2, 41). ©. 4. ©. €. 1834 bei 
Pfeiffer VIL 36. Dies leidet insbefondere Anwendung auf die durch Geſetz vom 
14. Juli 1853 eingeführte Fürzere Verjährung. 

40) D. X. ©. €. 1822 bei Pfeiffer I. 23, 1823 daf. VII. 38, 1842 daſ. 
VII. 39. Note d. 

41) 1. 3. $ 1. Cod. de praescr. 30. ann. (7, 39). Savigny III. 422, 
425. O. A. ©. €. 1843 in ©. Engelbrecht g. Vogtſche Erben. 

42) 1. 3. Cod. quib. non objic. (7, 35). O. A. ©. €. 1803 bei Pfeiffer 
VII. 32, 

43) DO. A. ©. €. 1819 bei Pfeiffer I. 22, 1832 daf. VII. 39, 

44) Dahin gehört a) die Gültigkeit der Handlung an fi, ft diefelbe 
ungültig, etwa weil der Bormund feine Befugniffe überſchritten hat oder der 
nöthige obervormundjchaftliche Konfens nicht ertheilt iſt, fo findet das fubfidiäre 
Rechtsmittel der Reftitution nicht ftatt; 1. 16. pr. $ 3. de min, (4, 4). Die 
Ertheilung der obervormundfchaftlichen Ginwilligung zu einem Nechtsgefhäft ift 
fein Hinderniß der Reftitution gegen bafjelbe; DO. A. ©. E. in ©. Burchardi 
9. Brand; ebenfowenig die gerichtliche VBeftätigung deſſelben, Savigny VII. 159, 
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Bolljährigkeitserflärung 4°), obgleich die Neftitution auch vorher 
von dem Vormund begehrt werben kann, felbft wenn er die nach— 
theilige Handlung oder Unterlafjung verjchuldet hat*°). Außer 
durch Genehmigung von Seiten des Minderjährigen nad) erreichter 
Großjährigkeit ift Die Reftitution ausgejchloffen, wenn der Minder- 
jährige fi) bei Abſchluß des Geſchafts böslicher Weiſe für voll- 
jährig ausgegebent”), oder wenn daſſelbe Beziehung auf ein Gewerbe 
dder eine Kunft hat, zu deren Ausübung derjelbe öffentlich autorifirt 
it ts), nicht aber durch eidliche Bekräftigung von Seite des 
Minderjährigen). Gegen Minderjährige und dieſen in Betreff 
der Reftitution gleichgeftellte Berjonens°) fteht einem Minderjährigen 
die Reftitution nur dann zu, wenn durch Gewährung berjelben ein 
Nachtheil für ihn abgewendet wird, ohne daß der Gegner dadurch 
außer dem entgangenen Vortheil einen weitern Schaden erleidet; 
würde Dagegen Letzteres der Fall jein, jo joll an dem gegenwärtigen 
Buftand nichts verändert und Daher die Neftitution verfagt werden? 2). 
Durch Volljährigkeitserklärung geht der Anfprud auf Reftitution 


— no. — —— 


b) Das Vorhandenſein einer Verlegung, welche darzulegen der Minderiährige 
gleich jedem andern Reftitutionfuhenden ungeadtet 1. 1. Cod. si adv. cred. 
(2, 38) gehalten ift, DO. N. ©. E. 1857 bei Heufer Ann. V. 105. Durch die 
gegen den Bormund gegebene Klage auf Schadenserſatz wird die Reflitution 
nicht ausgefchloffen, 1. 3, 5. Cod. si tut. (2, 25), Glück Gomm. V. 537, 
Savigny VII. 144. 

45) O. A. ©. E. 1841 in ©. Ebertſcher Kur. 9. Feſel, 1843 bei Strippel- 
mann IV. 2, 398. 

46) 1. 5. $. 1. Cod. de in int. rest, (2, 22). Savigny VII. 245. Zeit 
ſchrift I. 141. 

47) 1. 2. 3. Cod. si minor. (2, 43) Glüd Comm. V. 551, Savigny 
VII. 158, Pfeiffer VII. 131. und DO. A. ©. €. 1827 daf. 143. 

48) Glück Comm. V. 547. Pfeiffer VII. 132. 

49) Vgl. oben $ 45. Note 13, Pfeiffer VII. 133. 

50) Die Anfiht von Pfeiffer VII. 135, daß die Minderjährigen vor den 
ihnen gleichgeftellten Perfonen in Kollifionsfällen den Borzug haben, wird durch 
die Analogie von 1. 11. $ 7, 1. 12. de min. (4, 4) und J. 1. Cod. si adv, 
fisc. (2, 37) nicht genügend begründet und ift im O. A. G. €. 1823 daſ. 142, 
nicht anerfannt. Vgl. auch Heufer Ann. V. 106. 

51) 1. 11. $ 6, ]. 34. pr. de min, (4, 4), DO. X. ©. €. 1832 in Zeitſchr. 
von Böhmer, Bopp und Jäger ©. 633, Zeitfchr. I. 142, Pfeiffer VI. 134. und 
und D. A. ©. €. 1823 baf. 142. 
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bezüglich der nad) der Eröffnung oder Behändigung derſelben 
ftattgehabten Handlungen oder Unterlafjungen verloren ?). 


$ 155. 
c) Beendigung. 


Die Beendigung der Alterövormundfchaft erfolgt auf Seite 
des Bevormundeten 1) durch Unterwerfung deſſelben unter väter- 
liche Gewalt vermittelft Adoption oder Legitimation. Sofern e8 
hierzu einer Willengerflärung des Bevormundeten bedarf, ift außer 
der Einwilligung des Vormunds 1) die Genehmigung der Ober: 
vormundfchaftsbehörde ?) erforderlich. 2) Dur) Eintritt der Voll- 
jährigfeit, welcher die Volljährigfeitserflärung gleichſteht?). Mit 
Eintritt der Volljährigkeit endigt fich die Altersvormmdihaft von 

jelbft und fann von der Obervormundjchaftsbehörde nicht Für fort 
dauernd. erflärt werben 4), welcher nur unter den gejeßlicyen Bor- 
ausfeßungen die Stellung des Großjährigen unter eine jonftige 
Vormundſchaft zuſteht. Mit Eintritt der Großjährigfeit erlijcht 
das Amt des Vormunds mit Ausnahme der vormundjchaftlichen 
Dbliegenheiten, welche ihrer Natur nad) erjt mit Beendigung der 
Vormundſchaft erfüllt werden können), und der bereit3 während 


52) 1. 5. Cod, de temp. (2, 53); vgl. oben $ 45. Note 24. 

1) Wenn mehrere Bormünder beftelkt find, ift die Einwilligung aller er- 
forderlich, 1. 5. Cod. de auct. (5, 59). Rudorff Vorm. II. 302, III. 245. 

2) Weil der Bormund dem ihm übertragenen Amte auch nicht mittelbar 
durch Genehmigung einer Arrogation oder Legitimation gegen den Willen der 
Obervormundſchaftsbehörde ſich zu entziehen befugt ift. 

3) Vgl. oben $ 45. ©. 130. Anlegung eines eigenen Haushalts ober 
Berheirathung des Mündels hebt die Vormundſchaft nicht auf, und die entgegen- 
gelebte Beitimmung in Solmf. L. O. I. 21. $ 28. und Mainz. &,R. V. $ 13. 
fommt nicht mehr zur Anwendung; vgl. außer $ 45. Note 29 bis 31. auch 
Dec. Cass. II. 134. und I. D. für Fulda 1816 $ 90. 

4) O. A. G. €. 1833 in ©. Stein g. Thielemann. 

5) Namentlih Ablegung der Schlußrechnung; vgl. oben $ 150. Note 6. 
Der Bormund, welder nad; eingetretener Volljährigkeit einiger von feinen 
Mündeln das gemeinjchaftlihe Vermögen. derjelben ungetrennt weiter verwaltet 
hat, ift verpflichtet, am Ende der Bormundjchaft ihnen allen über diefe Ver— 
waltung Redinung abzulegen, aus welcher fi ergeben muß, was jeder ber 
Mündel mit Rüdfiht auf die von ihm erhaltenen oder für ihn beſonders aus— 
gegebenen Beträge dem andern zu vergüten hat, DO. X. ©. E. 1843 in ©. 
Winkelhakeſche Erben g. Senne. 


$ 156, Bormundfihaft über Geifteshranke. 575 


der Minderjähtigfeit angefangenen Gefchäfte, welche zu vollenden 
der Vormund bis zur völligen Beendigung des vormundichaftlichen 
Verhaͤltniſſes befugt und verpflichtet ift*). Er ift daher, obwohl 
im Uebrigen zur prozeſſualiſchen Vertretung des großjährig ge 
worbenen Mündels ohne Vollmacht defjelben nicht Legitimirt, doch 
befugt, die. während jeiner. vormundjchaftlihen Adminiftration 
begonnenen Prozeſſe jo lange fortzujeßen, bis er Durch Rechnungs- 
"ablage und Ablieferung der Papiere feinen Mündel zur eigenen 
Führung der Prozefje in den Stand gejegt hat”). “Die Wirffam- 
feit von Verträgen, welche der Bormund während feiner vormund- 
Ihaftlihen Verwaltung für den Mündel abgeſchloſſen hat, wird 
durch Eintritt der Gropjährigfeit Des Leßtern nicht berührt ®). 


$ 156. 
2) Vormundſchaft über Geiftesfranfe und Gebrechliche. 


Während das römifche Necht mit einer auf die Delationsgründe 
und die Handlungsfähigfeit der Kuranden bezüglicyen Unterfcheidung 
zwifchen furiosi und dementes ?) eine Kuratelbeftellung für Geiftes- 
franfe eintreten ließ und dies unter Umftänden auch auf die an 
förperlichen Gebrechen Leidenden ausdehnte?), hatte das deutjche 
Necht Für alle Diejenigen, welche durch Eörperliche oder geiftige 
Gebrechen als unfelbitftändig erjchienen, eine Vormundſchaft ein- 
geführt, welche fi) von der Altersvormundfchaft nur durch Die 
Veranlaffung und Dauer ıMterjchied ). Dies iſt gemeinrechtlich 





6) Wenn der Bormund erſt nach beendigter Vormundſchaft für den Mündel 
ein. Geſchäft beginnt, 3. B. Gelder defielben ausleiht, jo füllt das aus dieſer 
Geihäftsführung entitehende Rechtsverhältniß zwijchen ihm und. dem Mündel 
nicht in den Kreis feiner vormundichaftlichen Verwaltung und gehört daher nicht 
in das Recdhnungsverfahren zwijchen Vormund und Mündel, DO. X. ©. E. 1840 
in ©. Häufer g. Deibel. 

7) 2.4. ©. €. 1838 in ©. Sprenger g. Israel 4. ©. Gagel g. Kamp, 
1848 in S. Wilhelm g. Rednagel in Anwendung auf Eidesleiftung des Vormunds. 

8) O. A. G. E. bei Strippelmann IV. 2, 52. in Anwendung auf die forte 
dauernde Wirkfamfeit einer vom Vormund ausgeftellten Prozeßvollmacht bis zum 
Widerruf derjelben durch den volljährig gewordenen Mündel. 

1) Rudorff Vorm. I. 118 ff. Glück Comm. XXXIL 237. 

2) Rudorff Vorm. I. 142. Glüd Comm. XXXIU. 194. 

3) Kraut Borm, II, 191 fi. 
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geworben, und es erjcheint die Vertretung von Perjonen, Die durch 
geiftige oder körperliche Krankheit handlungsunfähig find, als 
perjönliche Vormundſchaft“). Es kommen bei derjelben folgende 
Berhältniffe in Betraht: 1) Sie kann nur über Großjährige ein: 
geleitet werden, da bei Minderjährigen in der Altersvormundſchaft 
die nöthige Vertretung gegeben ift. 2) Das Beftehn der väterlichen 
Gewalt ſchließt Die Anordnung derjelben bei großjährigen Haus— 
findern nicht aus); dem Vater fteht aber, wenn er zur Führung“ 
der Bormundfchaft nicht unfähig ift, ein rechtlicher Anſpruch auf 
Uebertragung berjelben durch die Dbervormundichaftsbehörde zu, 
3) Grund zur Anordnung der Vormundjchaft kann jowohl ein 
geiftiges, als ein körperliches Gebrechen fein. Es genügt Dazu nicht 
allein ein geiftige8 Gebrechen, welches die Willensfreiheit und 
Handlungsfähigkeit völlig oder zeitweije ausſchließt, ſondern auch 
ein folches geiftiged oder Eörperliches Gebrechen, welches, ohne die 
Willend- und Handlungsfähigfeit aufzuheben, doch an eigener 
Bejorgung der perjönlichen und DVermögensangelegenheiten hindert 
und daher eine obervormundjchaftliche Fürſorge für Die Pflege der 
Perjon und die Verwaltung des Vermögens! nöthig macht ®), 


— — 


4) Kraut Vorm. II. 207. 

5) A. M. wegen 1. 7. Cod. de eur. fur. (5, 70) Sintenis Civ. R. 
IM. 159. Note 48, 306. Note 31. Allein die väterlihe Gewalt begründet in 
ihrer heutigen Auffafjung (vgl. oben $ 133) Feine Befugniß zur Vertretung ber 
großjährigen Hausfinder, und die Bormundfhaft des Vaters kann nicht wegen 
förperlicher oder geiftiger Gebrechen des großjährigen Hausfindes als natürliche 
Bormundihaft von ſelbſt eintreten, weil jede ſolche Vormundſchaft die Konftas 
tirung der gefeglichen Vorausſetzungen durch eine Entſcheidung ber Obervor- 
mundſchaftsbehörde erfordert. 

6) $ 4. J. de curat. (1, 23). 1. 2. de cur. fur, (27, 10), Savigny II. 
85. Ger. D. 1497 $ 14. Solmf. 2. O. H. 21. $ 31 „finnlofe und andre ges 
brechliche Perſonen“. Schaumb. Pol. DO. X. $ 9 „Gebrehhaftige, Unfinnige, 
Stumme, Taube, oder alte unvermögliche Perſonen“. Greb. DO. 1739 IX. $ 4 
„wenn Jemand durch Krankheit oder fonft in einen ſolchen Stand fäme, daß 
er dem Geinigen nicht weiter vorftehen könnte“. 3. DO. 1816 $ 58.Nr. 2. und 
5. „Rafende und Blödfinnige, Kranfe welche nach Art ihrer Krankheit und nad 
ihrer Bamilienlage für ſich ſelbſt zu ſorgen außer Stande find“. Stummheit, 
Blindheit, Taubftummpeit begründet nah O. G. Neffr. 1831 und 1832 (MN. 
©. II. 252) und Viſ. R. 1833 für Friklar die Anordnung der Vormundſchaft 
nur bei den Perfonen, welche dadurch zur eigenen Beforgung ihrer Angelegen- 
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4) Die Anordnung der Vormundichaft kann durch einen Antrag 
des zu Benormundenden”?) oder eine Anzeige anderer Perfonen ®) 
veranlaßt oder von Amtöwegen vorgenommen werben. Gie erfolgt 
nach Feitftellung der Borausfegungen der Bormundjchaftsanordnung®) 
durch Verfügung der Obervormundjchaftsbehörde, gegen welche 
dem unter VBormundjchaft Geftellten Bejchwerde an die obere Inſtanz 
zufteht 0). 5) Der Vormund hat die Stellung eines -Vormunds 
über Minderjährige; e8 Liegt ihm daher Die Sorge für die körper— 
liche Pflege des Mündels!'), Die Bermögensverwaltung!?) und Die 
gerichtliche wie außergerichtliche Vertretung deſſelben in perfönlichen ®) 


heiten unfähig find. Ebenſo ift in DO. X. ©. €. 1828 von Scholley betreffend 
anerfannt, daß die Anordnung einer Kuratel über einen Kranken nur bei völliger 
Verhinderung defjelben an eigner VBermögensverwaltung dur die Krankheit zu 
rechtfertigen ift. 

7) Ein folder Antrag lag vor in dem in Note Bd. angeführten Falle, von 
Scholley betr., vgl. Strippelmann I. 318. Ohne Grund behauptet Glück Comm. 
XXXIII. 194, daß die Bormundjchaft über Preßhafte immer eine freiwillige fei; 
vgl. dagegen Sintenis Civ. NR. IH. $ 155. Note 8. Auch im Falle freis 
williger Unterwerfung ift die Anordnung der Vormundſchaft nur dann zuläffig, 
wenn die gejeglichen Vorausſetzungen vorhanden find; vgl. $ 138. 

8) Ueber die Anzeigepfliht vgl. Greb. D. 1739 IX. $ 4, Reg. A. vom 
30. Mai 1815 und DB. vom 28. Dez. 1829 $ 40. 

9) Das Vorhandenfein einer Geiftesfranfheit int in der Megel durch ges 
richtärztliches Gutachten feftzuftellen ; hierüber vgl. Med. O. vom 10. Juli 1830 
$ 4, 45, 52. Glaubt das Gericht ſich der Einziehung eines ſolchen überheben 
zu fönnen, jo muß umſtändlich zu Protofoll bemerkt werden, wodurd das Ge— 
richt fi von dem Vorhandenfein des Gebrechens und der Unfähigfeit zur eignen 
Vermögensverwaltung überzeugt habe, Bil. Neifr. 1833 für Allendorf, 1834 
für Spangenberg u. a. m. Zur Begründung diefer Ueberzeugung genügt weder 
ein durch Angabe von Thatſachen nicht unterftügtes Urtheil der vernommenen 
Berfonen, noch der alleinige Bericht des Ortsvorſtands oder Pfarrers, Viſ. Reif. 
1835 für Abterode, 1836 für Zierenberg, 1836 für Belsberg (N. ©. IIL 252); 
ebenfowenig das Geftändniß eines Geiftesfranfen. 

10) Sintenis Eiv. NR. II. $. 155. Note 9. 

11) 3. O. für Fulda 1816. $ 73. Nr. 3. Glück ‚Comm. XXXIII. 249. 
Kraut Vorm. II. 208. Ueber die Koften der Pflege geiftesfranfer Ehefrauen 
vgl. 1. 22. $ 8. sol. matr. (24, 3). 

12) Bgl. oben $ 144 bis 146. 

13) Vgl. oben $ 92. Note 50, $. 99. Note 6, über die Legitimation des 
eurator furiosi zur Anftellung einer Chefcheidungsklage D. A. ©. E. 1818. bei 
Strippelmann Eheſch. S. 188, über die aus der väterlichen Gewalt, — 
Rechte 1. 8. de his qui sui (1, 6). 
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und VBermögensangelegenheiten ob. 6) Das Beftehn der Vormund⸗ 
Ihaft macht den Pflegbefohlnen nicht unfähig zur Eingehung von 
Nechtsgejchäften. Inwiefern dieſe Unfähigkeit eintritt, hängt von 
der Natur des Gebrechens ab, welches die Anordnung der Vor 
mundjchaft veranlaßt. Die Anordnung derfelben begründet, wenn 
fie nad) vorgängiger Unterfuchung des Gebredyens ftattgefunden hat, 
nur eine Vermuthung für das damalige Vorhandenfein und die 
jpätere Fortdauer defjelben ?«). Mit dem Aufhören defjelben iſt 
für den Pflegbefohlnen die Möglichkeit gegeben, ohne Mitwirkung 
des Vormunds rechtögültig zu handeln?5). 7) Den wegen Ge 
brechen unter Bormundjchaft geftellten Perfonen ftehen die Rechte 
der Minderjährigen hinſichtlich der Reſtitution zu 1e). Die Refti- 
tutiongfrift beginnt mit dem Ende der Bormundfchaft, daher mit dem 
Tode des Pflegbefohlenen, wenn leßtere nicht bei Lebzeiten deſſelben 
aufgehoben worden ift??). 8) Dieſe Vormundjchaft wird außer 
dem Tode des Pflegbefohlnen Durch Aufhören des Zuſtands, der 
fie veranlaßt hat, beendigt, was einen anf vorgängige Unterfuchung 
gegründeten Ausſpruch Der Obervormundfchaftsbehörde vorausfeßt! 3). 


I. Bermögensvormundfhaften. 


§ 157. 
Ueberſicht. 

Die Vermögensvormundſchaften unterſcheiden ſich darin von 
den perſönlichen, daß bei erſtern der Wirkungskreis des Vormunds 
ſich auf die Verwaltung des Vermögens der Perſon beſchränkt, für 
welche die Kuratel angeordnet ift, während bei Teßteren der Vor: 





14) DO. A. ©. €. 1833 in ©. Nidel g. Hauchar. 

15) Die Handlungsfähigfeit fegt alfo weder eine dauernde Genefung noch 
die Aufhebung der Vormundſchaft voraus; es muß vielmehr die Beſtimmung 
ber 1. 6. Cod. de cur. fur. (5, 70) über die Gelbfiftändigfeit der furiosi in 
lucida intervalla als fortwährend anwendbar gelten. Mer Rechte auf ein ſolches 
Aufhören der Unfelditftändigfeit gründen will, muß den Nachweis befjelben 

bringen. 
= 16) D. 4. ©. €. 1831 und 1845 bei Strippelmann IV. 2, 364. 

17) O. A. ©. ©. 1841 in ©. Joſtſcher Kurat. g. Amofenfaften ber 
Marienkirche zu Hanau. 

18) I. D. für Fulda 1816 $ 88. Nr. 2. Sintenis Giv. R. IM. $ 155. 
Note 13. 


® 
‘ 
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mund alle Intereſſen des Mündels, auch folche, die fich nicht auf 
das Vermögen beziehen, zu vertreten und überall die unvollfommene 
Handlungsfähigfeit des Mündels zu ergänzen hat. Dagegen richtet 
fich Die Vermögensverwaltung und die Vertretung des Bevormundeten 
in Vermögensangelegenheiten bei beiden nach gleichen Grundfäßen. 
Für die Vermögensvormundjchaften gelten folgende gemeinfame 
Säße: 1) Für die Einleitung der Vormundjchaft, die Wahl und 
Beitellung des Vormunds kommen die oben erörterten Grundjäße 
zur Anwendung 2). 2) In Bezug auf die VBermögensverwaltung 
hat der Vormund dieſelben Befugnifje und Verpflichtungen wie andere 
Bormünder, namentlich in Bezug auf die Erhaltung des Vermögens, 
die Veräußerungsbefugniß, Die gerichtliche Vertretung, Rechnungs 
ftellung und obervormundjchaftliche Auffiht?). 3) Das Gleiche 
gilt von der Haftung des Vormunds und dem Anſpruch deſſelben 
auf Entjchädigung 3). 


S 158. _ 
1) Kuratel über Verſchwender. 


Die gemeinrechtliche +) Kuratel über Verfchwender ?) ift durch 
das Partikularrecht ausdrüdlich beftätigt?). Die Vorausfegungen 
berjelben find: 1) Sie fann nur über großjährige Perjonen ein- 
geleitet werben *), da bei Minderjährigen Durch die Vormundjchaft 
Die freie Verfügung über das Vermögen ausgejchloffen ift. Bei 

großjährigen Hauskindern findet Die Prodigalitätserflärung ebenſo 
wie bei andern Großjährigen ftatt, da fie mit erreichter Groß— 
jährigfeit an der Verfügung über diejenigen Vermögenstheile, an 
welchen dem Vater ein Nutzungs- und Verwaltungsrecht nicht 


1) Bgl. oben $ 138 bis 143. 

2) Glück XXXIII. 213. Vgl. oben $ 144 bis 148, und 152. 

3) Dgl. oben $ 150, 151. 

1) Sie war dem älteren deutjchen Recht nit befannt und wurde erſt mit 
Rezeption des römischen Rechts allgemein üblich, Kraut Vorm. U. 212. 

2) Vgl. über diefe Glüf Comm. XXXIII. 181. Strippelmann I. 312—336. 

3) Ref. Orbn. 1534 H. (N.©. I. 10). Borm. O. 1767 $ 1. Schaumb. 
P. O. X. g 9. Solmf. 2. ©. II. 21. $ 31. Mainz. &. R. IX. $ 12. Juſt. 
O. für Fulda 1816 $ 53. D. A. &, €. 1829 Strippelmann I. 325. 

4) Strippelmann I. 315. 


37* 


580 Bad) I. Kap. A. Vormundſchaftstecht. 


zufteht, durch die väterliche Gewalt nicht gehindert [nd ®), 2) Die 
Einleitung der Kuratel jet Vermögensinterdiktion ) voraus, welche 
nad) einer von Amtswegen ”) oder auf vorgängige Anzeige ®) eins 
geleiteten Unterfuchung von dem Gericht des Wohnorts ausgeſprochen 
wird). Die Unterfuchung ift auf Das Vorhandenſein der gejeß- 
lichen Borausfeßungen ?°) der Vermögensinterdiktion gerichtet, 
welches durch Zeugenvernehmung ??) oder das Geftändniß Des 
Berjchwenders12) feftgeftellt werben Fanıı. Gegen Die richterliche 
Verfügung, weldye die VBermögensinterbiktion ausſpricht, fteht dem 
als Verſchwender Erflärten die Bejchwerde an die höheren Inſtanzen 
zu13), 3) Die Kuratelbeftellung erfolgt von Amtswegen mit. der 
Vermögensinterdiftion. Dem Gericht fteht es jedoch zu, fchon 
vorher Provifionalmaßregeln zu treffen, wenn aus der noch nicht 


5) Vgl. oben $ 133. Gegen die Anficht, daß die natürliche Vormundſchaft 
des Vaters auch bei großjährigen Hausfindern im alle der Prodigalitätser- 
Härung ohne obrigfeitliche Beftellung eintrete, vgl. das zu F 156. Note 5. 
Bemerkte. 

6) 1. 10. de cur. furt. (27, 10). 

7) Ref. O. 1534 H. Schaumb. PB. DO. X. $ 9. Bif. Neffe. 1836 für 
Netra. 

8) Die Anzeigepflicht liegt den Ortsvorftänden ob, Greb. O. 1739 IX. 
$ 4, nad I. D. für Fulda 1816 $ 60. auch den Pfarrern und Verwandten, 
nad I. B. V. vom 4. April 1765 den Drtsvorftänden und Pfarrern. Da— 
gegen fann weder aus V. vom 24. Juli 1767 $ 5. und Han. Hofg. N. vom 
19. Juli 1800 8 2. für die Verwandten, noch aus Neg. A. vom 30. Mai 1815 
und V. vom 28. Dez. 1829. $ 40. für die Pfarrer die Anzeigepflicht hinfichtlich 
der Verſchwender gefolgert werben. Ueber Selbitanzeige des Verſchwenders vgl. 
Strippelmann I. 318. 

9) Deffentlihe Bekanntmachung ift nicht vorgefchrieben aber üblich, Glück 
XXXIII. 192. Strippelmann I. 320. Für nothwendig hält fie Sintenis Civilr. 
$ 155 N. 17. 

10) 1. 1. pr. de cur. für. (27, 10): hominem qui neque tempus neque 
finem expensarum habet,.sed bona sua dilacerando et dissipando profundit. 
Bei dreimal wegen Wuchers Beftraften foll nach V. vom 20. Auguft 1800 $. 9. 
bie Bermögensinterbiftion ausgefprochen werden. Iſ. B. DB. vom 4. April 
1765 $ 6. (Kerfting 957) läßt die Interbiftion bei Trunffüchtigen erft dann 
zu, wenn die gefeglichen Korreftionsmittel vergebens angewendet find. 

11) gl. Strippelmann I. 319. 

12) O. X. ©. E. 1840. Strippelmann I. 331, 

13) Dec. Cass. II. 171, Rechtsfall bei Strippelmann I. 323; jedoch 
ohne Suspenfiveffeft, DO. X. ©. E. 1829 daſ. I. 336. 
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geichloffenen Unterfuchung Die Wahrfcheinlichkeit der Vorausfegungen 
ber Interdiktion fich ergiebt '*). Hinfichtlich der Wahl des Kurators 
gelten die allgemeinen Grundſätze des WVormundichaftsrechts !5). 
4) Die Kuratel ift bloße Vermögensverwaltung, bezieht ſich daher 
nicht auf die Perjon des Verjchwenderst®), Durd) die Vermögens- 
interbiftion tritt der Verjchwender in Bezug auf fein Vermögen in 
das Verhältniß eines Minderjährigen!?); er kann ohne Einwilligung 
des Kuratord weder ſich verbindlic machen 18), noch veräußern, 
noch teftiren?®). Hinfichtlic) Der ohne Einwilligung des Kurators 
eingegangenen Rechtögeichäfte leiden Die für Minderjährige aufge 
ftellten Grundjäße analoge Anwendung ?°). Dem unter VBormund- 
Schaft geftellten Verſchwender ftehen Die Rechte der Minderjährigen 
binfichtlic der Neftitution zu??). Die Reftitutionsfrift beginnt mit 
der Aufhebung der Vermögensinterdiktion, daher, wenn letztere big 
zum Tode des Verjchwenders dauert, erſt für die Erben deſſelben 
zu laufen??). 5) Die Beendigung der Kuratel erfolgt außer durch 
den Tod des Verſchwenders, wenn die Beſorgniß, welche zur 
Vermögensinterbiftion Beranlaffung gab, aufhört?®). Dies jeht 


14) O. A. ©. €. 1839 Strippelmann I. 328. Das Mainzer 2. R. IX. 
$ 12. verordnet, dag zunächft ein Kurator zur Auffiht auf die Vermögensver- 
waltung des Verſchwenders beftellt uud erft, wenn nicht binnen Jahresfrift defjen 
Beſſerung erfolgt, die Interdiftion verfügt werden ſoll. 

15) Namentlich ift auch Beitellung durch Teſtament zuläfftg, bie ſich aber 
nur auf die Wahl des Kurators unter der Borausfeßung bezieht, daß die richter- 
liche Prodigalitätserflärung erfolgt, Glück XXXIII. 143. Auch der Sohn fann 
zum Kurator des Vaters beftellt werben, 1. 12. $ 1. de tut. et cur. (26, 5). 
Glück XXXIII. 199 fi. 

16) Glück Komm. XXXIII. 251. O. A. ©. €. 1845 bei Strippelmann 
IV. 1, 157. Er handelt daher in allen perfönlichen Angelegenheiten ſelbſtſtändig 
und ift in Fällen, wo es fi nicht um Vermögensintereſſen handelt, fähig vor 
Gericht aufzutreten; I. DO. für Fulda 1816 $ 72, Ueber feine Befugniß zur 
Domizilsveränderung vgl. Nechtsfall bei Strippelmann I. 332. 

17) Glück XXXIIL. 252. 

18) 1. 6. de Verb. Obl. (45, 1). 

19) 1. 18. pr. qui test. fac. poss. (28, 1). 

20) Vgl. oben S 154. Note 26, 27, 28. 

21) O. A. ©. E. 1845 bei Strippelmann IV. 2, 364. Note 45 vgl. auch 
O. A. G. E. 1829 bei Strippelmann I. 336. 

22) O. A. G. E. 1845 in ©. Schnabel g. Pieh. 

23) O. A. G. E. 1840 bei Strippelmann I. 322. 
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eine auf vorgängige Unterfuchung gegründete richterliche Verfügung 
voraus?*), gegen weldhe dem Kurator ein Nechtsmittel nicht 
zuſteht?“). Die Aufhebung der Vermögensinterdiktion in oberer 
Inſtanz wegen mangelnden Grundes zur Erkennung derjelben hat 
die Ungültigfeit der bis dahin von dem beftellten Kurator innerhalb 
des ihm übertragenen Gejchäftskfreifes vorgenommenen Handlungen 
nicht zur Folge, vorbehaltlich der Neftitution gegen Diejelben im 
Falle einer Verlegung ?*). 


$ 159, 


2) KRuratel über minderjährige Hausfinder. 


Die Kuratel über minderjährige Hausfinder tritt ein, wenn 
der Vater an der ihm zuftehenden Aominiftration hinſichtlich des 
ganzen Vermögens der Hauskinder oder einzelner Theile defjelben 
oder in einzelnen Fällen verhindert, oder diejelbe ihm Durch eine 
Verfügung der Obervormundjchaftsbehörbe entzogen ift?). Die 
Einleitung der Kuratel erfolgt auf Antrag des Vater oder auch 
gegen deſſen Willen von Amtswegen?). Die Beitellung des Kuratord 
fteht dem Gerichte des Wohnorts des Vaters zu). Der Kurator 
ift zur Verwaltung der ihm zugewiejenen Vermögenstheile unter 


24) Strippelmann I, 323, 

25) O. A. G. €, 1836 bei Strippelmann I, 333, 

26) O. A. G. €. 1829 bei Strippelmann I. 336. 

1) Die einzelnen Bälle ſ. oben $ 132. Note 16 bis 19, 23. 

2) Um die Aufhebung der gegen feinen Willen angeordneten Kuratel herbei- 
zuführen, fteht dem Vater nicht, wie Strippelmann V. 569 ff,, 607. annimmt, 
eine Klage gegen den beftellten Kurator, fondern nur ein Antrag bei_der Ober- 
vormundfchaftsbehörde auf Aufhebung der Kuratel und der Weg der Beſchwerde 
gegen die Zurücdweifung diefes Antrags zu. Hierdurch ift jedoch nicht ausge 
fchlofjen, daß in dem Falle, wo eine legtwillige Verfügung die Anordnung der 
Kuratel veranlaßt (vgl, oben $ 134. Note 22), der Bater fein durch diefe Ver- 
fügung vermeintlih verleßtes Nugungsr und Verwaltungsreht durch Klage 
gegen ben beftellten Kurator verfolgen, O. A. ©. €. 1834 bei Strippelmann 
V. 637, und durch feinen Obſieg die Kuratel als gegenftandslos befeitigt werden 
kann. Die Obervormundfchaftsbehörde ift nicht befugt, über die Mechtsbeftändig- - 
feit ber Tegtwilligen Verfügung, welche die Kuratel veranlaßt, zu erfennen, 
wenn biefelbe von dem Vater oder yon Dritten als ihre Rechte verletzend be— 
fritten wird, O. A. G. E. 1838 bei Strippelmann V. 607. 

3) Auch der letztwillig ernannte Kurator bedarf der obrigfeitlihen Ber 
fätigung, O. A. ©. €. 1834 bei Strippelmann V. 606. Note 182, 1837 daf, 
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obervormundſchaftlicher Aufficht ohne Konkurrenz des Vaters befugt*) 
und übt in Beziehung auf dieſelben Die Rechte aus, welche außerdem 
dem Vater ald natürlichem Vormund zuftehen, namentlich ift er 
zum Prozeß auch gegen den Vater Iegitimirt 5). Dagegen erftreden 
fich feine Befugniffe nicht über den Bereich der Verwaltung ber: 
jenigen Vermögenstheile, für welche er als Kurator beftellt ift. Er 
ift insbeſondere rüdfichtlich der perfönlichen Verhaͤltniſſe der Haus- 
finder Anordnungen zu treffen nicht befugt; über dieſe fteht viel- 
mehr dem Vater die Entjcheidung zu. Die Kuratel wird mit 
Hinwegfallen des Grundes ihrer Einleitung, ſowie mit Eintritt Der 
Großjährigkeit der Hausfinder beendigt. 


weite Abtheilung. 


Gefchäftsführung unter obervormundfchaftlicher 
Aufficht. 


S. 160, 
Ueberſicht. 

Unter gewiſſen geſetzlich beſtimmten Vorausſetzungen kann für 
Gütermaſſen, deren Eigenthümer unbekannt oder ungewiß oder an 
der Ausübung des Eigenthums verhindert iſt, eine Verwaltung zu 
dem Zwecke beſtellt werden, das verwaltete Vermögen zu erhalten"). 
- Mit dem Vormundfchaftswefen fteht eine ſolche Gejhäftsführung 
nur infofern in Verbindung, als fi) nad) partikularrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen die obervormundſchaftliche Aufſicht darauf erftredt 2), 


und Henfel ©. 318. Auch vor Beftätigung beffelben fteht dem letztwillig aus⸗ 
geſchloſſenen Vater die Verwaltung nicht zu, O. A. G. E. 1838 bei Strippel⸗ 
mann V. 638. 

4) O. A. G. E. 1838 bei Strippelmann V. 638. 

5) O. A. G. E. 1834 bei Strippelmann V. 606. Note 183. 

1) 1. 6. $ 4. de tutel. (26,1): Immo curator substantiae dari debet, ne 
in medio pereat, Ueber die Fälle, in welchen eine ſolche cura angeordnet 
werden Fann, vgl. Glüf Comm. XXXIII. 117 ff., Sintenis Givilr, $ 156. 

2) Nach römifhem Recht war eine ſolche Unterſcheidung zwifchen ben ein- 
zelnen curae minus plenae nicht begründet. In neueren Syftemen find fie daher 
aus dem Vormundſchaftsrecht ganz ausgeſchieden, vgl. Puchta Pandeften $ 330, 
Arndts Pandeften $ 296. 
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was nach furheffiichem Necht bezüglich der Kuratel über Abwefendes) 
und ruhende Erbjchaften +) der Fall if. Bon der VBormundichaft 
unterjcheidet fich dieſe Gejchäftsführung, auch wenn fie unter ober- 
vormundjchaftlicher Aufficht fteht, darin, Daß der Kurator nicht 
wie der Vormund Hinfichtlicdy Des feiner Fürforge ımtergebenen Ver- 
mögens die Stelle des Gigenthümers vertritt, vielmehr nur zur 
Aufbewahrung deſſelben aufgeftellt if. Für die Gejchäftsführung 
unter obervormundjchaftlicher Aufficht gelten folgende Grundjäße: 
4) Sie ift eine Dativfuratel 5), zu deren Einleitung von Amts- 
wegen oder auf Antrag der Betheiligten dad Gericht des Wohnorts 
der Perjon, deren Vermögen zu verwalten ift, oder der belegnen 
Sache zuftändig ift®). 2) Die Kuratel ift gleich der Vormundſchaft 
ein öffentliches Amt, der von der Obervormundjchaftsbehörde 
Bezeichnete zur Uebernahme derjelben verpflichtet”) und der beftellte 
Kurator zur Niederlegung des Amts nicht berechtigt. Die bei der 
Bormundichaft geltenden Befreiungsgründe fommen dabei zur 
analogen Anwendung ®). 3) Sn Betreff der Beftellung, Beeidigung, 
Sinventarifation, Rechnungsſtellung und Honorirung des Kurators, 
jowie der obervormundjchaftlichen Aufficht Fommen Die bei der Vor: 
mundjchaft geltenden Grundfäße zur analogen Anwendung. Kaution 
wird von dem Kurator regelmäßig nicht gefordert), obgleich ein 


—— 


3) Bol. $ 161. 

4) Bol. $ 163. Dagegen ftehen die Konkurs- und Prozeffuratel nicht 
unter obervormundjchhaftlicher Aufficht und werden daher hier nicht berücfichtigt. 

5) 1. 22. $ 1. de rebus auct. jud. (42. 5) Il. 2. pr. de curat. bonis 
dando (42. 7). Meber die hinfichtlih der deutſchrechtlichen Cura absentis 
geltende Ausnahme vgl. $ 162. Note 12. 

6) O. A. G. E. 1835 Heufer Ann. IV. 156. 

7) Die Verbindlichkeit zur Mebernahme ift anerfannt in 9. O. für Fulda 
1816 $ 58, vgl. $ 65. Die auf die Konkursfuratel bezügliche J. 2. $ 3. de 
cur. bon. (42, 7) leidet auf die unter obervormundfchaftlicher Aufficht ftehenden 
Kuratelen Feine Anwendung, weil erftere nicht als öffentliches Amt betrachtet 
wird, Dec. Cass. II. 252, DO. X. ©. €. 1844 bei Strippelmann V. 211. 

8) Glück XXXIII. 213. Rudorff Vorm. H. 11. Bruns im Jahrbuch von 
Becker und Muther I. 103. 

9 Aus dem oben $ 141. Note 15. angeführten Grunde. Ueber bie bei 
der deutſchrechtlichen Kuratel über Abweſende geltende Ausnahme vgl. $ 162, 
Mote 9, 24, 25. 
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gejeßliches Pfandrecht an feinem Vermögen nicht befteht10). A) Er 
bat nicht administratio, jondern nur custodia des Vermögens !!), 
Er darf daher nur jolche Berwaltungshandlungen vornehmen, welche 
zur Erhaltung des Vermögens in feinem urjprünglichen Beftand 
erforderlich find; namentlich ift er zur Veräußerung !?), zur Ans 
ftellung von Klagen ?3) und zur Bertheidigung gegen jolchet*) nur 
infoweit, als es zur Abwendung einer Benachtheiligung von dem 
Dermögen erforderlich ift, zu Grwerbshandlungen. nur injoweit 
befugt, als fie in ſchon exıftirenden Vermögensrechten beruhen und 
als Erzeugniffe derjelben zu betrachten find ?5), 





10) D. A. ©. €. 1838 im Nechtsfreund 1838 ©. 370. in Anwendung 
auf cura absentis, weil „die durch 1. 77 $ 5. Cod. de cur. fur. (5, 70) er 
folgte Ausdehnung des Pfandrehts der Pupillen und Minderjährigen — — 
auf bloße Vermögensfuratelen — — wegen Berjchiedenheit der Verhältniſſe 
feine analoge Anwendung leidet”. Anders nach fuldiihem Recht; Thomas IL. 
$ 438. und 3. O. 1816 $ 118. 

11) 1. 48. de admin. et peric. (26, 7) 1. 15. pr. ex quibns causis 
majores (4, 6), 1. 6. $ 2. 1. 8. quibus ex causis in poss. (42, 4), 1.6. $ 4 
de tutel. (26, 1), J. 1. $ 4. de muner. (50, 4). 

12) 3. B. wenn ſich einzelne Gegenftände nicht aufbewahren laflen, 1. 48. 
de adm. (26, 7), oder zur Bezahlung von Schulden si grave aes alienum sit 
quod ex poena crescat, 1. 1. $ 2. de cur. bon. (42, 7), 1. 23. $ 3. de hered. 
inst. (28, 5). 

13) Zur Abwendung der Verjährung, 1. 1. $ 4. de mun. et hon. (50, 4) 
„ne debitores liberentur“, oder der Präflufion im Konkurs, D. A. ©. €. 
1836 bei Strippelmann I. 221. 

14) Dies gilt von dinglichen Klagen gegen den Kurator als Beſitzer, 
namentlih von der hypothefariichen Klage, DO. A. ©. E. 1833 bei Pfeiffer 
IV. 400. Ueber Grbjchaftsflagen vgl. $ 161. Note 20, 21, $ 163. Note 14. 
Dagegen erjcheint der Kurator nicht legitimirt zur DVertheidigung gegen Klagen 
aus perjönlichen oder Schuldverhältnifjen, da er weder die Perſon des Eigen- 
thümers noch im Allgemeinen deſſen Vermögensrechte zu vertreten hat; Kafl. 
D. ©. E. 1831 bei Wagner G. B. $_ 910. Note g. bezüglich einer gegen ben 
curator absentis erhobenen Schwängerungsflage. 

15) Pfeiffer IV. 354. Der Kurator fann die zur Realiſirung eines ſolchen 
Erwerbs nöthigen Klagen anftellen. Er ift legitimirt zur Ginflagung rüdjtändiger 
Civil: oder Naturalfrühte, Kaſſ. DO. G. B. 1824 in ©. des Kurators über 
das Haus Mr. 115, in der Königsftraße daf., über welchen Ball Pfeiffer IV. 
375. zu vgl. 
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$ 161. 
1) Kuratel über Abwejende. 
a) Römifchrechtliche. 

Für Abweſende kann wie gemeinrechtlich") fo auch nach Eur: 
heſſiſchem Necht 2) eine nach den Grundjäßen des römijchen Rechts 
fi) richtende Verwaltung des Vermögens beftellt werden. 1) Wenn 
Jemand ohne Aufftellung eines Bevollmächtigten!) mit Hinterlaffung 
von Vermögent) von feinem Wohnort ſich entfernt hat, ohne daß 
fein dermaliger Aufenthaltsort zu erfahren ift®), jo hat, wenn nach 


1) Vol. über die römifchrehtlihe cura absentis Glück XXXIL 259 ff. 
Rudorff Vorm. I. 146 f. Kraut Vorm. II. 217. 245. Pfeiffer IL 237 fi. 
IV. 353 f. Bruns in Beder und Muther I. 92—102. 192. 

2) B.vom 5. Juli 131684. J. O. für Fulda 1816 $58. Geſ. vom 30. Oft. 
1834 $ 3. Mechtsfälle bei Pfeiffer IV. 386. 391. 394, Mainz. 8. R. V. 8 6. 

3) Wenn ein folcher beftellt ift, unterbleibt die Kurateleinleitung. Glüd 
XXXIL 262. O. A. ©. €. 1824 bei Pfeiffer IV. 405. Viſ. Reffr. für Borken 
vom 29. April 1843, 

4) Wenn der Abwefende Fein Vermögen beſitzt, unterbleibt die Kuratels 
einleitung. Bif. Reffr. für Garlshafen vom 2. April 1839. O. Ger. Reffr. 
1830 (N. ©. III, 251). 

5) Es fteht gemeinrechtlich nicht feft, wann die Veranlaffung zur Ginleitung 
der cura absentis als gegeben zu betrachten fei. Der in ben meilten Quellen- 
ftelfen, namentli 1. 3. Cod. de postlim. (8, 51), 1. 15. pr. ex quibus caus, 
(4, 6), 1.6. $ 2. quibus ex causis (42, 4), 1.1. $ 4. de mun, (50, 4) 
vorausgejeßte Fall der Kriegsgefangenfchaft ift nicht weiter zu berücfichtigen, ba 
die Unfähigfeit der Kriegsgefangnen, fich vertreten zu laſſen, jet hinmweggefallen 
ift. Die außerdem einmal in den Quellen erwähnte Abwefenheit ohne Kriegs- 
gefangenfchaft als Veranlafjung einer Kuratelbeftellung, 1. 22. $ 1. de rebus 
auct. jud. (42, 5), ift nicht näher definirt: in folcher Fall fonnte nah römiſchem 
Recht nur felten vorfommen, da den Gläubigern durch missio in bona, bem 
absens dadurch geholfen war, daß jeder als fein Defenfor auftreten fonnte. 
Pfeiffer IV. 356 ff. Offenbar zu weit geht daher ein Erf. des D. A. ©. zu 
Lübe von 1827 bei Seuffert Archiv IV. Nr.132, in welchem in jedem Fall der 
unverfchuldeten Nichtanmwefenheit einer Perfon an einem Ort, wo für fie gehans 
beit werden muß, Veranlafjung zut Kuratelbeftellung gefunden wird; vielmehr 
entipricht e8 der Entwidlung der Praxis, daß die Kuratelbeftellung nur ba 
eintritt, wo der Aufenthaltsort des Abwefenden nicht zu erfahren iſt. Cavalcanus 
tract, de tutore. Florenz 1571 c. 331. ©. 308. Montanus de jure tutelarum 
Leyden 1595 C. 28. Nr. 72. ©. 82. Bardili Curator bonor, abs. Tüb. 1667 
Cap. 1. Thes. 3. pag. 8. Leyser Medit. Sp. 63. Med. 5. Sintenis Givilr. 
$ 156. Bon Manchen wird fogar eine a, weitere Beſchraͤnlung für erforderlich 
gehalten, ſ. Note 8. 
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richterlichem Ermefjen mit Rückjicht anf Die Dauer der nachrichtlofen 
Abwejenheit Das Beduͤrfniß von Sicherungsmaßregeln zur Erhaltung 
des Vermögens ſich herausftellt *), der für die Perfon Des Abwe- 
jenden Fompetente Nichter ”) von Amtswegen oder auf Antrag von 
Sintereffenten die Kuratel einzuleiten. Es iſt dabei weder Das 
Vorhandenſein der faktiſchen Vorausſetzungen der Berjchollenheit 8), 
noch die richterliche Feititellung derjelben®) erforderlich; wohl aber 
fann, auch wenn die leßtere vorliegt, die römischrechtliche Kuratel 
eingeleitet werden, wenn der präjumtive Erbe Die erforderliche 
Kaution zu ftellen nicht im Stande '°), oder wenn der zum Kurator 
beitellte Präfumtiverbe hinweggefollen ift und Fein anderer zur 
Uebernahme der deutjchrechtlichen Kuratel ſich meldet !““). Die 
Kuratel ift nach gejeßlicher Vorjchrift 2) über das zurüdgelaffene 


6) Der Anordnung muß daher gehörige Grmittlung der Zeit, warn ber 
Abweſende fich entfernt, fowie wann und woher er die letzten Nachrichten von 
fi gegeben, vorausgehen. Bif. Neffr. für Garlshafen vom 2, April 1839; 
eine folche liegt nicht in der bloßen Anzeige des Ortsvorſtandes. Viſ. Reifr. 
für Zierenberg vom 3. März 1836. 

7) Kraut Vorm. II. 247, a. M. Glück XXXIII. 278. Hat der Abweſende 
an feinem Wohnort fein Vermögen zurüdgelaflen, fo ift der Richter deſſelben 
nicht fompetent. O. A. G. E. 1849. - Heufer Any IV. 151. 

8) Diefe halten für erforderlih Pfeiffer IV. 353, Glüd XXXIII. 261. 
Allein eine gefegliche Beſtimmung fpricht nicht dafür, und auch die ältere Praris 
ift dagegen, |. Bruns in Beder und Muther I. 145. Deßhalb wurde auch die 
römifchrechtliche ald cura simplieiter absentis von der deutſchrechtlichen als 
eura diu absentis unterfchieden, ebenda 157. Ungewißheit des Lebens liegt bei 
jedem Abwejenden vor, deſſen Aufenthaltsort unbekannt if. Zur Verſchollenheit 
ift außerdem erforderlih, daß man wegen der langen Dauer der Abwefenheit 
an dem Leben des Abweſenden zu zweifeln Urfache hat. Gavalcanus in ber 
Note 5. zit. Stelle. Quiſtorp Rechtl. Bemerkung. I. 79.Notea. Pfeiffer IL 240. 

9) Ediktalladung, durch welche nach kurheſſiſchem Recht die Verſchollenheit 
feftgeftellt wird ($ 162. Note 9), iſt zur Einleitung der römiſchrechtlichen Kuratel 
nicht erforderlich. Pfeiffer IL 256. 

10) In diefem Fall will Glück XXXIII. 278. die Kuratel dem nächſten 
zur Rautionsleiftung fähigen Erben übertragen, |. dagegen Kraut Borm. II. 248. 

11) Dies tritt auch bei den aus dem Feldzügen in Spanien und Rußland 
nicht zurüdkgefehrten Unterthanen ein, welche durch die V. vom 5. Juli 1816 
für verfcholfen erflärt find, wenn ſich Fein Verwandter zur. Einfegung in ben 
Befiß des Vermögens meldet. 

12) Nach älterm Recht auch im Falle unerlaubter Auswanderung, V. vom 
9. Febr. 1787 und 23. März 1798 (2. O. VIL 149, 776). Dieſe Vorſchrift 
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Vermögen von Deferteurs !3), ausgetretenen Milttärpflichtigen '*) 
und flüchtigen Verbrechern ’5) anzuordnen. 2) Die Kuratel ift eine 
Dativfuratel?6), auf deren Uebertragung den nächiten Verwandten 
fein Anspruch zufteht; der Kurator muß jubjektiv fähig jein und 
wird vom Gericht ausgewählt. 3) Da die cura absentis eine 
Nealkuratel ift "”), jo ift der Kurator nicht befugt, die Perſon Des 
Abweſenden zu vertreten; feine Gejchäftsführung bejchränft ſich 
vielmehr auf Erhaltung des von dem Abwejenden bei feiner Ent- 
fernung zurüdgelaffenen Vermögens 13). 4) Der Kurator ift nicht 
befugt, den Abwejenden bezüglich einer ihm anfallenden Erbichaft 


ift durch die Freigebung der Auswanderung in D. B. Afte Art. 18, V. U. 1831 
—841, 1852 $ 30. befeitigt, und eine Kuratel über das Vermögen Ausgewans 
derter nur unter den allgemeinen Borausjegungen jeder cura absentis anzuordnen. 
Bol. über diefen Ball auh D. ©. N. vom 4. Mai und 2. Juni 1855 bei 
Heufer Ann. II. 453, 515. 

13) B. vom 12. März 1737 $ 2 (2. DO. IV. 438), vom 3. März 1786 
$ 5, 26. Febr. 1788 und 26. April 1799 $ 9 (2. O. VII. 42, 228, 813). 
Die hier angeordnete Kuratel bezweckt nicht allein die Sicherftellung des Vollzugs 
der nad damaligem Recht als Strafe der Defertion eintretenden Vermögens— 
Fonfisfation, jondern auch die Bollziehung des davon unabhängigen, als Mittel 
ber Kriminalverfolgung erfcgggrenden Verbots, den Dejerteurs etwas von ihrem 
Bermögen zu verabfolgen ; fie findet daher ungeachtet der Abjchaffung der Strafe 
der Bermögensfonfisfation nah V. U. 1831 $ 128, 1852 $ 98. noch jebt 
Anwendung. 

14) Gef. vom 29. Sept. 1848 $ 70. 

15) C. C.C. Art. 206. P. G. O. vom 23. April 1748 IX. $ 2 (M. ©. 
II, 462). Die bier vorgefchriebene Sequeftration oder Kuratel bezwedt nicht 
allein die Sicherftellung des Vollzugs der nah PB. ©. D. a. a. O. $ 3. mit 
der Achtserflärung verbundenen Vermögensfonfisfation, fondern aud die Aus- 
führung des davon unabhängigen, als Mittel der Kriminalverfolgung erfcheinenden 
Berbots, dem Uebelthäter etwas von feinem Vermögen zu verabfolgen; fie findet 
daher noch jebt Anwendung, obgleich fowohl der Achtsprozeß, als die Ver— 
mögenskonfiskation abgejchafft ift. 

16) Pfeiffer I. 237. Glück XXXIII. 264, 

17) Pfeiffer IV. 354. Gropp in Heife und Gropp II. 169. O. A. ©. €. 
1822 und: 1831 bei Pfeiffer IV. 390. 396. Die Annahme von Kraut Vorm. II. 
251, die ſich auch bei Gerber Priv. R. $ 247. findet, daß die römifchrechtliche 
cura absentis nach Analogie der Vormundichaft zu beurtheilen fei, indem dem 
Kurator die Vertretung des Abweſenden zufomme, ift in Hejlen nicht anerkannt. 

18) DO. A. ©. €. 1831', 1833 bei Pfeiffer IV. 396, 401. Ueber ben 
Umfang der Befugniffe des Kurators vgl. oben F 160, Nr. 4. 
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zu vertreten 19), Es mangelt ihm nicht allein die Befugniß, eine 
dem Abwejenden deferirte Erbjchaft Namens defjelben anzutreten? 0), 
jondern auch ipso jure anfallende Erbſchaften gehören nicht zu den 
Gegenftänden der. Kuratel?'), weil der ipso jure wie der durch 
Antritt erfolgende Erbſchaftserwerb durch die Fortdauer des Lebens 
des Grbberechtigten zur Beit des Erbjchaftsanfalls bedingt ift, über 
dieje Bedingung aber bei Abwejenden Ungewißheit herrjcht, welche 
auch durch die nady dem Anfall der Erbjchaft erfolgende Todes- 
erflärung nicht befeitigt wird ??). 5) Der Kurator hat bei Ueber: 


19) Vgl. über diefe Frage Cropp in Heife und Gropp II. 142 ff. Glüd 
XXXIII. 291. Note 96. Pfeiffer IV. 360, 375. Kraut Vorm. II. 253. Bruns 
in Beder und Muther I. 168 fi. 193 f. Der oben ausgefprochene Satz fteht in 
ber furheffiichen Praris fett, O. A. ©. €. 1822. 1831. 1833 bei Pfeiffer IV. 
390. 397. 401. und Strippelmann II. 2, 58. Die dem Abweſenden anfallende 
oder deferirte Erbſchaft it als ruhende Erbichaft zu behandeln, O. A. ©. E. 
1845, 1849 bei Heufer Ann. IV. 148, 149, Unzuläffig ift Gdiftalladung des 
Abwejenden unter dem Rechtsnachtheil der Ausichliefung von der Erbſchaft, 
D. 4. ©. €. 1834 bei Heufer Ann. I. 805, 1849 daf. IV. 150. QDuiftorp 
Rechtl. Erört. 1. 77. Schäffer in Zeitihr. N. F. V.397. Brunsa. a.D. ©. 197, 

20) In den vom O. A. ©. gebilligten D. G. Entjheidungsgründen Pfeiffer 
IV. 390. heißt es: daß der Kurator zur Antretung einer auf die abwejenden — 
devolvirten Erbſchaft nicht befugt war, indem hiezu die Erklärung der leßtern 
erforderlich gewejen wäre, und Appellant diefen Mangel nicht ergänzen fann, 
weil er — nicht auch über die Perſon der Abwejenden zum Kurator beftellt ift. 
Gleiche Entſcheidungen DO. A. ©. E. 1833 Pfeiffer IV. 401, Erf. des O. A. ©. 
Wolfenbüttel 1838 Seuffert IX. 49, Celle 1846 GSeuffert V. 31, Darmftadt 
1845 und 1847 Seuffert III. 185. _ Die entgegengejeßte Anficht vertritt Erf. des 
D. Tr. zu Berlin 1848 Geuffert III. 298. 

21) Der Kurator ift weder legitimirt zur -Anjtellung ber Erbſchaftoklage 
wegen einer ipso jure anfallenden Erbſchaſt, O. A. ©. E. 1831 bei Pfeiffer 
IV.397, noch fann gegen ihn auf Theilung einer ſolchen geklagt werden, O. A. 
©. &. 1853 in S. Bachellefher Kur. g. von der Brinffchen Kur. 

22) Weil die Todeserflärung Feine Präjumtion für das Leben bes Ver— 
ſchollenen bis zur erfolgten Todeserflärung begründet (vgl. oben $ 43) und fo- 
wohl wer aus dem Leben, als wer aus dem Tode des Berfchollenen zu einer 
beftimmten Zeit Nechte ableitet, diefe Thatjache beweifen muß; vgl. für erftern 
Fall O. A. ©. E. 1822. und 1831 Pfeiffer IV. 390, 397, für legtern Fall 
O. A. G. E. 1846 Heufer Ann. IV. 679. In Uebereinftimmung mit dieſem bes 
fonders von Gropp in Heife und Cropp II. 142. entwidelten Grundjag ſprechen 
fi Grfenntniffe der DO. U. ©. zu Wolfenbüttel 1838, Oldenburg 1840 und 
München bei Seuffert Archiv I. 160, VII. 356, IX. 49, fowie Roftod 1855 
Entſcheidungen von Buchka und Budde IL. 36, aus. Dagegen jind für. bie 
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nahme der Kuratel ein Inventar zu errichten?) und tft zur jähr- 
lichen Nechnungsablage verpflichtet ?*). Ob er zur Beftellung einer 
Kaution anzuhalten fei, hängt von richterlihem Ermefjen ab? >). 
6) Die Kuratel hört ohne Ausspruch der Dbervormundjchaftöbehörde 
von felbft auf, fobald Die Urſachen, wegen deren fie angeorbnet 
wurbe, hinweggefallen find 2°), nämlich a) durch Nachweiſung des 
Todes oder Todeserflärung des Abwejenden ?”); b) durch Nach- 
weifung des Lebens bzw. Aufenthaltsort des Abweſenden, wobei 
jedoch die Kuratel jo lange fortdauert, als fi der Abweſende 
nicht im Stande befindet, die Verwaltung feines Vermögens felbft 
zu übernehmen, oder eine glaubwürdige Dispofition defjelben vor- 
liegt, wie es damit gehalten werden folle?®); c) durch Einleitung 
einer deutjchrechtlichen cura absentis oder gerichtliche Depofition 
des Vermögens, wo dieſe möglich ift 2°). 


$ 162. 
b) Deutihrechtliche. 


Gemeinrechtlichn) ift außer der römijchrechtlichen auch eine 
nach den Grundjäßen des deutſchen Rechts ſich richtende Kuratel 


Lebenspräfumtion Kraut Borm. II. 258, Bruns in Berker und Muther I. 194, 
Grf. des O. A. ©. Gelle 1846 GSeuffert Archiv V. 31 (entgegenftehende Ents 
ſcheidung von 1833 Seuffert IX. 254), Berlin 1848, Darmftadt 1855, Seuffert 
III. 298, IX. 310. 

23) Bif. Reif. 1839 für Karlshafen. 

24) Pfeiffer I. 247. Glüd Comm. XXXIII. 279. ®. vom 12. März 1737 
$ 2. (8. ©. IV. 438), vom 26. Febr. 1788 (8. O. VII. 228). I. B. 2. 
vom 16. Febr. 1780 (Kerſting 986). 

25) Pfeiffer IL. 246; vgl. oben $ 160. Note 9. 

26) DO. A. ©. E. 1833 Pfeiffer IV. 402. 

27) Pfeiffer IV. 376. O. A. G. €. 1825 bei Pfeiffer IV. 407, 1830 ;. ©. 
Hausmann g. Hausmann. 

28) Pfeiffer IV. 364. Kraut Vorm. II. 264, D. X. ©. €. 1833 Pfeiffer 
IV. 402. 

29) Nah Kafl. O. ©. Neffe. 1842 an I. U. Lichtenau ift gerichtsfeitig 
auf Beendigung der Kuratel von Amtswegen hinzuwirken. 

1) Kraut Vorm. II. 245. Bruns in Beder und Muther I. 189. Das 
gegen halten Pfeiffer II. 239. und 256, Mittermaier PB. R. $ 429, Sintenis 
Givilr. $ 156. diefelbe für ein nur partifularrechtlih vorfommendes Inſtitut. 
Gegen die Annahme von Pfeiffer II: 259, daß ſich diefelbe nur auf einen weit 
verbreiteten Gerichtsgebrauch ſtütze, |. Kraut Borm, II. 222, Bruns a.a.D. 152 ff. 


$ 162. Kuratel über Abwefende. 591 


für Abweſende gegeben ?), welche deutſchrechtliche oder außerorbent- 
liche Kuratel genannt wird 3) und auch in Kurheſſen fich findet *). 
Diefelbe unterjcheidet fich in folgenden Bunften von der erfteren: 
1) Außer den bei der römifchrechtlichen Kuratel gegebenen Vor: 
ausjegungen 5) muß Werjchollenheit Des Abmwefenden vorliegen ®), 
Nach kurheſſiſcher Praxis iſt Diefe nicht an eine beftimmte Dauer 
der nachrichtlofen Abwefenheit geknüpft”), und zur SFeftitellung 
berjelben eine gerichtlicheBerjchollenheitserflärung nicht gebräuchlich ®). 
Vielmehr wird anf Antrag der Präfumtiverben, wenn nad) richter- 
lihem Ermeſſen die Vorausfeßungen der Kuratel im Uebrigen 
dargelegt und bejcheinigt find, der Abwejende von dem zuftändigen 
Gericht durh-Ediktalladung) aufgefordert, ſich innerhalb einer 
beftimmten Frift zur Empfangnahme des Vermögens zu melden, 


2) Bgl. über diefelbe Pfeiffer II. 236—262. IV. 352—416. Rudorff Vorm. 
I. 148—152. Kraut Borm. II. 217—266. Glück Comm. XXXII. 259—310. 
Bruns a. a. O. 90—201. Göfmann die Lehre von den Kuratelen der Ab: 
weſenden in deſſen Beiträgen I. ©. 1—126. 312—316. II. ©. 66—94. 

3) Kraut Borm. II. 218. Bruns a. a. D. 192. Sie wird auch cura 
anomala oder irregularis genannt. Glüd XXXIII. 265. Bruns a. a. O. 157. 

4) B. vom 9. Febr. 1787 $ 1. und Neg. Reſkr. vom 3. April 1788 (M. 
©. IV. 61). 2. vom 5. Juli 1816 $ 1. Pfeiffer II. 256 ff. 

5) Namentlich wird auch die deutfchrechtliche Kuratel nicht eingeleitet, wenn 
ber Berfchollene einen gehörig Bevollmächtigten Vertreter hat. O. A. ©. €. 1824. 
Pfeiffer IV. 405. Krauf Vorm. II. 219. 

6) Pfeiffer II. 240. IV. 352. Kraut Borm. II. 244. Bruns a. a.O. 192, 
Ueber den Begriff der Berichollenheit vgl. oben $ 45. ©. 118. und $ 161. 
Mote 8. Kraut Vorm. II. 218. Glück XXXIII. 261. 

7) Dies entſpricht dem urfprünglichen Entwidlungsgang , Bruns a. a. D. 
©. 145. Nr. 1, und dem gemeinen Recht, ebenda 192. Nur bezüglich der aus 
den Feldzügen in Spanien und Rußland nicht zurüdgefehrten Unterthanen ift 
durch V. vom 5. Juli 1816 $ 1. die Verfchollenheit vom Tage der Publikation 
bes Gefeßes an angenommen. 

8) Diefe wird gemeinrechtlich vorausgefegt. Bruns — a. a. O. ©. 19. 

9) Bei dem D. ©. zu Kaſſel erfolgte (bis zum Org. Gef. vom 31. Okt. 
1848) die Ediktalladung nad folgendem Formular: N. N. Sohn des — ift in 
feinem — Lebensjahr im Jahr — nad — gezogen, ohne feitdem etwas von 
ſich kund werden zu laſſen. Da nun ein präfumtiver Inteftaterbe deſſelben ges 
beten hat, ihm deſſen zurüdgelafjenes Bermögen zur Nußniefung gegen Kaution 
zu überweifen, diefe auch geleiftet worben ift, fo werben hierdurch der genannte 
N. N. oder deſſen etwa vorhandene Leibeserben aufgefordert, fih bis zum — 
bei der unterzeichneten Behörde zur Empfangnahme jenes Vermögens zu — 
widrigenfalls obigem Geſuche ſtattgegeben werden wird. 


592 Bad) I. Kap. 4. Vormundfchaftsredt. 


und nach Ablauf dieſer Frift, wenn er fich nicht gemeldet hat, Die 
Kuratel ohne ausdrüdliche Verjehollenheitserflärung angeordnet! 9), 
Kompetent zur Einleitung ift der für die Perſon des Abwejenden 
zuftändige Nichter °°). 2) Die Kuratel iſt ausſchließlich cura 
legitima ’2) und kann nur foldyen Perjonen übertragen werben, 
welche fich als die präjumtiven nächſten Erben ausweifen ?3); fie 
wird Daher nicht von Amtswegen, fondern nur auf Antrag Der 
Betheiligten eingeleitet ’*). Die Berechtigten haben Anjprudy auf 
Uebertragung der Kuratel auch dann, wenn eine römijchrechtliche 
Kuratel bereits beftellt ift!5), und ohne Rückſicht auf ihre perjönliche 
Fähigkeit °); gleich nah Berechtigte haben Anfpruch auf gemeinjame 
Uebertragung 17), weßhalb über die Berechtigung ein Fontentiöjes 
Berfahren zuläjfig ift '*). Eine Vererbung des Rechtes findet nicht 
ftatt, wenn nicht der Erbe des Kurators zugleich die Qualität als 
nächfter Präfumtiverbe des Verjchollenen hat ?°). 3) Da die 
deutjchrechtliche cura absentis wie die römijchrechtliche eine 
Realfuratel ift2°), jo ift der Kurator nur zu ſolchen Handlungen 
legitimirt, welche die Grhaltung des Vermögens bezweden. Gr 


— — — 


10) Pfeiffer II. 256. Es beruht auf einer Verwechſſung, wenn Rudorff 
Vorm. I. 148. und Glück XXXIII. 267. Androhung der Tobeserflärung für ers 
forderlih halten. Vgl. darüber Bruns a. a. D. 192. 

11) 2gl. $ 161. Note 7. mit der dort angeführten Mobififation. 

12) Der Begriff der cura lag diefem Verhältniß urfprünglich fern. Ueber 
die Art der Herbeiziehung bdefielben vgl. Bruns a. a. O. ©. 145 ff. 

13) Kraut Borm, I. 218. Pfeiffer I. 241. O. A. G. E. 1827 ebenda 261. 
V. vom 5. Juli 1816 $ 1. Im der Negel werden dies Intejtaterben fein, doch 
fönnen unter Umftänden auch Teſtaments- oder Vertragserben Anſpruch erheben. 
Kraut a. a. D. Note 3. Glück XXXIII. 266. Note 36. Dec. Cass. I. 141. 

14) Machen die Berechtigten. von ihrer Befugniß dieſelbe zu beantragen 
feinen Gebrauch, jo wird die gemeinrechtlicdhe cura absentis eingeleitet. Pfeiffer 
II. 241. Glück XXXIL 267, 

15) Pfeiffer 11.243. 256. Dec. Cass. I. 141. Rechtsfall bei Pfeiffer II. 259. 

16) Pfeiffer II. 242. Glück XXXIII. 270. Dee. Cass, I. 141. 

17) Kraut Vorm. II. 243. Der im Befig befindliche Präfumtiverbe muß 
diejenigen zur Theilnahme zulafien, welche ein gleich nahes Recht nachweijen, 
und einem näher Berechtigten weichen. Pfeiffer IL. 244. Glück XXXIII. 271. 
Kraut Borm. II. 244. 

18) NRechtsfall bei Pfeiffer II. 259. 

19) Pfeiffer I. 244. Glück XXXIU. 273. Kraut Vorm. II. 243. Bruns 
a. a. D. 191. 

20) Pfeiffer IV. 354. 
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fteht auch bezüglich Der dem Verfchollenen Deferirten oder anfallenden 
Erbſchaften dem römijchrechtlichen Kurator gleich, hat jedoch An⸗ 
ſpruch auf Verwaltung der leßteren Anter denjelben Vorausfeßungen 
wie bezüglich des Vermögens des Verſchollenen?“). Auch hin- 
fichtlich der Veräußerungsbefugniß unterliegt er Den gleichen Be— 
fchränfungen wie der Dativfurator2?), 4) Der deutjchrechtliche 
Kurator bedarf wie der römijchrechtliche der Beftellung durch Das 
fompetente Gericht ?°). Worausfeßung der Beftellung ift genügende 
Kautiongleiftung, welche dem Werthbetrag des herauszugebenden 
Vermögens entjprechen muß ?*) und bei dem Gericht, welches die 
Kuratel einleitet, zu beftellen ift 25). Der Kurator ift verpflichtet, 
bei Uebernahme der Kuratel ein Inventar zu errichten, ift aber von 
der jährlihen Nechnungsftellung befreit?*) und Dazu erſt ver- 
bunden, wenn ein Fall der Berpflichtung zur Herausgabe des 
Vermögens vorliegt 2”), Gr hat Anſpruch auf Beziehung der 
Nugungen während der Dauer der Kuratel?°). 5) Lektere wird 
beendigt: a) durch Nachweilung des Todes oder Todeserflärung 


€ —— — — — — 


21) O. A. G. E. 1845 Heuſer Ann. IV. 149. „daß das deutſchrechtliche 
Inſtitut der Kuratel über einen Verſchollenen nicht nur auf das von demſelben 
erworbene Vermögen, ſondern auch auf eine ihm angefallene Erbſchaft ſich er— 
ſtreckt, ſo daß die eventuell Berechtigten auf diefe Kuratel hinfichtlich der letztern 
unter den geeigneten Vorausſetzungen Anſpruch haben“. 

22) Kraut Vorm. II. 250. will dem Kurator, der den Fruchtgenuß bat, 
volle VBeräußerungsbefugniß einräumen, |. dagegen Bardili Curat. p. 48. Gropp 
in Seife und Gropp II. 169. Glüd XXXIII. 280. 

23) Kraut Vorm. II. 247. 

24) D. ©. Beſch. 1823. Pfeiffer II. 488. Rechtsfall dafeldft 259. V. vom 
5. Zuli 1816 $ 1. Pfeiffer IL. 246. Kraut Vorm. II. 248. 

25) Kraut Borm. II. 250. a. M. Glück XXXIII. 278. 

26) ©. A. ©. €. 1827. Pfeiffer II. 262. 

27) Namentlich wenn der Verjchollene zurüdfehrt, Glück XXXIII. 281. 
Kraut Borm. I. 250, oder wenn ein näherer Präjumtiverbe Anſprüche erhebt. 

28) Dies hält Kraut VBorm, II. 240. und Pfeiffer I. 249 f. für eine 
weſentliche Gigentbümlichkeit diejes Inftituts, während Glück XXXIII. 286. und 
Bruns a. a. D. ©. 146, 165. den Fruchtgenuß nur in Folge befonderer parti- 
Eularrechtlicher Ausbildung annehmen. In Heſſen unterliegt die Befugniß des 
Kurators auf Beziehung der Nupungen feinem Zweifel. Dec. Cass. I. 141, 
O. 4 ©. E. 1827 Pfeiffer II. 262. Ueber die rechtliche Bedeutung dieſer 
Befugniß vgl. Kraut Vorm. II. 241. 
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des DVerichollenen 2°); b) durch Rückkehr des Verjchollenen 80); 
©) durch Nachweiſung des Lebens des Verjchollenen 37), 


g 163. 
2) Kuratel über ruhende Erbſchaften. 


Die Anordnung einer Kuratel über eine ruhende Erbichaft, 
welche nach römischen Recht auf Antrag von Erbjchaftsgläubigern 
zum Zweck der Sicherftellung ihrer Befriedigung ftattfindet 1), 
ericheint nad) heutigem Recht als ein Ausfluß der oberuormund: 
Ichyaftlichen Fürforge, weldye das Gericht des Wohnorts des Erb— 
lafjer8 2) nicht allein auf Antrag von Gläubigern oder jonftigen 
Betheiligten, jondern auch von Amtswegen durch Ergreifung der 
nöthigen Sicherungsmaßregeln zur Erhaltung der ruhenden Erbſchaft 
auszuüben befugt ift. Für dieſe Kuratel gelten folgende Grund» 
läge: 1) Vorausjegung der Anordnung Dderjelben ift a) das Vor— 
handenſein einer ruhenden Erbſchaft. Sie ift daher ausgejchloffen, 
wenn in Folge des ipso jure gejchehenen Erwerbs der Erbidaft®) 
oder der Erbichaftsantretung *) ein Erbe vorhanden if. b) Ges 
fährdung des Beſtands der Erbſchaft im Falle der Unterlafjung 
obrigfeitlicher Sicherungsmaßregeln. Eine joldye Gefahr Liegt regel: 
mäßig dann vor, wenn an dem Ort, wo die Erbſchaft fich befindet, 
zur Beit des Todes des Erblafjers feine zur Erbfolge berechtigten 





29) Pfeiffer IV. 363. 376; vgl. oben $ 45. Note 33, $ 161. Note 27. 
Ueber die Beerbung des Berfchollenen im falle der Todeserflärung vgl. oben $ 45. 

30) Pfeiffer II. 246. Glüd XXXIII. 283. 

31) Pfeiffer IV. 363. 376. Die Kuratel dauert auch bier fort, bis von 
Seite des Berjchollenen die nöthigen Dispofitionen getroffen find, Kraut Borm. 
II. 264. 

1) Bol. Rudorff Borm. I. 162. und die daf. ©. 163. Mote 7. angef. 
Stellen. 

2) O. A. ©. €. 1853 bei Heufer Ann. II. 376. 

3) In diefem Ball fönnen wegen Minderjährigfeit, Geiftesfranfheit oder 
Abweienheit des Erben Sicherungsmaßregeln nöthig werben, nicht aber die An- 
ordnung einer cura hereditatis jacentis, 

4) Wird die Erbſchaft von Mehreren angetreten, die ihr Erbrecht gegen- 
feitig beftreiten, jo ift nicht zur Anordnung einer cura hereditatis jacentis, 
fondern zur Gequeftration der freitigen Erbſchaft nah Pr. DO. 1745 $ 50. und 
Han. Hofg. D. XI. $ 170. Veranlaffung gegeben. 
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Perſonen vorhanden find, Denen die Sorge für Erhaltung des 
Nachlaſſes überlafjen bleiben Eönnte,. jei es, daß dem Gericht unbe: 
kannt ift, wer zur Grbfolge berufen jeis), oder daß der Erb: 
berechtigte zwar befannt, aber verichollen oder abweſend ift *), oder, 
daß Ungewißheit obwaltet, ob der Erbberedhtigte Die Erbſchaft 
antreten und für Grhaltung derfelben Sorge tragen werde”). 
e) Unzulänglichkeit Jonftiger Sicdyerungsmaßregeln. Das richterliche 
Ermefjen hat mit Rückſicht auf die Bejchaffenheit des Vermögens 
und die vermuthlihe Dauer der Ungewißheit der Erbfolge zu 
entjcheiden, ob Depofition, Obfignation oder andere Sicherungs- 
maßregeln genügen, oder die Anordnung einer Kuratel nöthig fei®), 
2) Zwed derjelben ift Erhaltung des Nachlaſſes, nicht Beichaffung 
eines Vertreterd der Erbſchaft“). Die Befugnifje und Obliegen- 
beiten des Kurators erftreden ſich Daher nicht über Die Euftodia der 
Berlaffenfchaft); er erjcheint nicht als Vertreter des Nachlafjes 
oder des befannten oder unbefannten Nechtsjubjefts, dem er zufallen 
wird 21), und ift nicht berechtigt, Namens des Ießteren eine Er- 
£lärung über den Erbjchaftsantritt abzugeben!) oder eine Verfügung 


5) Nämentlid wenn fein Teftametit vorliegt und Snteftaterben ſich als 
folche bei Gericht nicht zu erfennen gegeben oder nicht legitimirt haben, D. N. 
G. &. 1840 bei Strippelmann II. 102, oder wenn, wie in dem Nechtöfall bei 
Heufer Ann. II. 374, die nächſten Grben die Erbſchaft ausfchlagen ‚und weder 
ein weiterer Erbe befannt, noch Grund zur Einleitung des Konfurfes über Die 
Berlafienjchaft vorhanden ift. 

6) Vgl. $ 161. Note 19. Diefer Grund tritt auch darin ein, wenn zwar 
Erben angetreten haben, das Gericht aber Kenntniß vom VBorhandenfein näherer 
Erben oder Miterbberechtigten hat, die abweiend find; D. A. ©. E. 1840 bei 
Strippelmann I. 201. 

7) Namentlih wenn ber Gröberechtigte beliberirt, 1. 22. $. 1. de reb. 
auct, jud. (42, 5), oder wenn der unter einer Bedingung Gingefeßte nicht 
Kaution Ieiftet, 1. 1. de cur. bon. (42, 7), 1. 23; de hered. inst. (28, 5). 

8) 1. 8. quib. ex caus. in poss. (42, 4) „si diu incertum sit“, „et si 
ita res urgeat vel conditio bonorum“. 

9) Ueber die angebliche jurijtifche Perfönlichfeit der hereditas jacens j. oben 
$ 67. Note 2. 

10) Vgl. hierüber $ 160, Nr. 4. 

11) ©. A. ©. €. 1830 bei Pfeiffer IV. 393. und Zeitfchrift I. 235 Note 2, 
1835 Zeitfhr. I. 234. und Strippelmann I. 203. Nicht hiermit im Ginfiang 
fteht DO. A.G. €. 1844. bei Strippelmann VI. 340. Note 11. 

12)’D. 4. ©: E. 1837 bei Strippelmann I. 221 und Heufer Ann. I, 468. 
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über Erbichaftsgegenftände zu treffen ?°) oder als Kläger oder 
Verklagter vor Gericht aufzutreten ’*). 3) Der Kurator hat nach 
feiner Beftellung ein Inventar zu errichten!) und jährlic, Rechnung 
„abzulegen; er fteht unter obervormundſchaftlicher Aufficht'*). 4) Die 
Kuratel erreicht ihr Ende, jobald entichieden ift, wen die Erbſchaft 
zufällt. Die Beurtheilung, ob über die Erbfolge eine enbliche 
Entjcheidung erfolgt und an wen demnach der Nachlaß herauszugeben 
fei, fteht nicht dem Kurator unter eigener Verantwortlichkeit, ſondern 
dem Gerichte zu, welches Die Kuratel angeordnet hat. Daher wird 
Ießtere nicht von jelbjt mit dem Hinwegfallen des Grundes ihrer 
Anordnung beendigt, jondern es bedarf dazu der Aufhebung der 
Kuratel durch eine gerichtliche Verfügung !7). 


13) O. A. ©. E. 1830 bei Pfeiffer IV. 393. Namentlich) nicht folche, 
welche eine Verringerung der Mafje bewirken, D. A. G. €. 1842 bei Gtrippel- 
mann I. 222, 

14) Gegen den Kurator findet weder die Gröfchaftsflage ftatt, DO. A. G. E. 
1835 in Zeitfchr. I. 234. und Strippelmann I. 203, noch bie Bindifation des 
Lehnsherrn wegen angeblichen Heimfalld des Lehns, D. A. ©. E. 1830 bei 
Pfeiffer IV. 393. und Zeitfchr. I. 235. Note 2, 1842 bei Strippelmann I. 222, 
nod die Klage aus einem Forderungsrecht gegen den Erblafjer, O. A. G. €. 1840 
bei Strippelmann I. 220. Ueber Ausnahmen, wo ber Kurator vor Gericht 
auftreten fann, ſ. $ 160. Note 14, 15. 

15) Wenigftens wenn es nad richterlihem Grmefjen für nöthig befunden 
wird, O. A. G. E. 1840 bei Strippelmann IT. 102. 

16) Kal. D. ©. Beſchl. vom 23. Dft. 1832 (N. ©. III. 276). 

17) Die in O. A. G. E. 1855 bei Heufer Ann. IH. 415. für den Fall der 
Sequeftration einer ftreitigen Erbſchaft ausgefprocdhenen Grundfäge finden auch 
auf die Kuratel über eine ruhende Erbſchaft Anwendung. 
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Fünftes Kapitel. 


MHechtsverbältniffe aus dem aufßerebelichen 
Geſchlechts umgang. 


$ 164. 
Ueberfidt. 


Nach römiſchem Recht beftand urfprünglich für den Vater gar 
feine rechtliche Beziehung zu den außer der Ehe erzeugten Kindern‘), 
daher auch Feine Alimentationspfliht?). Sie gehörten vielmehr 
nur der Familie ihrer Mutter an). Erſt durd) Die fpätere Geſetz— 
gebung wurde den Konfubinenfindern ein Anſpruch auf Alimentation 
und bejchränftes Erbrecht gegenüber dem Vater eingeräumt *), 
während für Die ex damnato coitu procreati®) und die spurli und 
vulgo quaesiti®) der frühere Rechtszuftand erhalten blieb, Nach 
deutjchem Recht waren Die unehelichen Kinder rechtlo8”) und beerbten 
nicht einmal ihre Mutter®). Nach der Rezeption des römischen Rechts 
wurden die Grundjäße Defjelben injofern modifizirt, als durch das 


1) $ 12. J. de nupt. (1, 10). 

2) 1.5. $ 6, 1. 7. de agn. et alend, lib. (25, 3). 

3) 1. 19. de statu (1, 5), 1.5. $ 4. de agn. et alend. lib. (25, 3). 
Hinfichtlih der mütterlihen Verwandten ftanden fie ehelichen Kindern gleich, 
l. 4. unde cogn. (38, 8), 1. 5. $ 5. de agn. et alend. lib. (25, 3). 

4) Nov. 89. c. 12, 13. Vgl. Schömann Zeitſchr. N. F. I. 126. 

5) Nov. 89. c. 15. Bol. Spangenberg Archiv I. 87, Schömann Zeitfähr. 
N. 5. I. 126. 

6) Spangenberg Archiv I. 84. Duntze Arhiv XII. 120. Notes. Schömann 
Zeitſcht. N. F. I. 127. 

7) Budde über Rechtlofigfeit S. 48. Died Legitimation ©. 4. 

8) Sadjenip. I. 51. 
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reichögefegliche °), auch im Partifularrecht 2%) wiederholte Verbot 
des Konfubinats die auf Konfubinenfinder bezüglichen Beftimmungen 
ihre Anwendbarkeit verloren, und die Praxis geftüßt auf Stellen 
des kanoniſchen Rechts:1) unter Billigung der Partifulargefeß- 
gebung*?) die Verpflichtung des Stuprator zur Alimentation der 
von ihm erzeugten unehelichen Kinder ohne Unterfcheidung zwiſchen 
den ex damnato coitu procreati und spurli oder vulgo quaesiti!®), 


9) R. P. O. 1530 Tit. 33, 1548 Tit. 25, 1577 Tit. 26. 

10) Ref. DO. 1526 $ 13 (8 D. 1.53), 1543 $ 3 (daf. 129), V. vom 
12. Juli 1551 (daf. 153). - Schaumb. Pol. DO. 1615 VI. $ 3. 

11) Vgl. a) c. 5. X. de eo qui duxit (4, 7). Indem man unter ben 
bier erwähnten Kindern adulterini verftand, folgerte man, daß die bei dieſen 
anerfannte Alimentationspflicht auch bei incestuosi und um fo mehr bei andern 
unehelichen Kindern eintrete, vgl. die bei Bülow und Hagemann IV. 364. und 
Schömann Zeitihr. N. %. I. 128. Angeff.; wogegen Andere hierin ein Mißver— 
ftändniß erbliden, indem unter den in c. 5. erwähnten Kindern nach dem Tode 
ber Mutter erzeugte Konfubinenfinder zu verftehen feien, vgl. die bei v. Schröter 
Zeitihr. V. 308. Note 3. Angeff., Spangenberg Ardhiv I. 90, Schömann 
a. a. D. 128. Indeß hebt Lebterer ©. 132. mit Recht hervor, daß die Ent: 
widlung der Praris nicht ausſchließlich auf dies Mißverſtändniß zurückgeführt 
werden dürfe. b) c. 1, 2. X. de adult. (5, 16). Man leitete hieraus jeit der 
Gloſſe eine alternative Berbindlichfeit ad’ducendum aut dotandum ab, während 
nad Andern ursprünglich eine zunächſt auf Ehelihung, fublidiär auf Dotatıon 
gerichtete Verbindlichkeit im Sinn des mofaifchen Rechts gemeint ift; vgl. J. H. 
Boehmer V. 16. $ 2 ff., Glück Comm. XXVIII. 150. 

12) Bgl. für Althefien Ref. DO. 1572 $ 9 Zum andern (2. D. I. 364), 
V. vom 25. Aug. 1653 Nr. 4 (daf. II. 186), Ref. O. 1656 X. $ 5, 6, Konf. 
D. 1657 XV. $ 1, 2. vom 28 Mai 1738 und 23. Febr. 1798; für Schaumz 
burg Pol. DO. 1615 VI. $ 2 und 5; für die Provinz Hanau Solmf. B. vom 
1. Nov. 1583 $ 8, 11, 14, 18, 26, 27, Han. V. vom 1. Febr. 1744, wieder: 
holt in Hofg. D. 1747 XI. $ 209 bis 222, Mainz. V. vom 21. Febr. 1733 
und 15. Nov, 1766. 

13) Vgl. die bei Dunge Archiv XI. 124. Note 17. und Schömann Zeitfähr. 
N. 5 I 131. Note 1. Angeff., ſodann Glück XXVIII. 184, Bülow und 
Hagemann IV. 365, Schröter Zeitichr. V. 309, Vangerow Band. $ 260. 
Anm. 1, Sintenis Civ. R. III. $ 138. Note 41. Die Frage, ob ein von einer 
Ehefrau während der Ehe aber angeblich im Ehebruch erzeugtes Kind als 
uneheliches angejehn werben und als folches feine Rechte gegen den unehelichen 
Vater geltend machen Fönne, ift zu verneinen, fofern nicht die Unmöglichkeit der 
ehelichen Erzeugung dargethan ift, indem die dem Kinde zur Seite fiehende 
Präjumtion der ehelichen Erzeugung durch das bloße Leugnen der Mutter nicht 
entfräftet wird, D. A. ©. E. 1836 bei Henfel ©. 48, auch das Kind felbft 
nicht auf feinen Status verzichten und unter Aufgabe. der ehelichen Geburt Rechte 


$ 164. Ucberſicht. 596 


ſowie zur Satisfaftion der Gejchwächten*) als gemeinrechtlich 
anerfannte und der Mutter Die Verpflichtung auferlegte, das unehe- 
lihe Kind während feiner erften Lebensjahre auf Koften Des 
außerehelichen.VBaterd gegen eine durch Dbjervanz beftimmte Ver: 
- gütung zu erziehen 5). Die Ausbildung diefer Grundfäße erfolgte 
- in Heflen durch die Praxis der Konfiftorien, deren Gerichtsbarkeit 
die Schwängerungsjachen umfaßte'°), bis 1821 mit Aufhebung 
der geiftlichen Gerichtsbarkeit die Kognition über ſolche auf Die 
weltlichen Gerichte überging !?), Durch die Verjchiedenheit des 
Gerichtsgebrauchs der Konfiftorien entjtanden zum Theil verfchiedene 
Grundfäße für Niederhefien, Oberheflen und Schaumburg, welche 
in dem Umfang der vormaligen Gerichtäjprengel der Konfiftorien 
noch jeßt gelten!®). In der Grafſchaft Hanau, wo die Schwänge- 
rungsjachen glei den Eheſachen zur weltlichen Gerichtsbarkeit 
gehörten '°), bildeten fich Die darauf bezüglichen Grundſätze Durch 
die Praxis des Hof- und Chegericht3 zu Hanau aus; jedoch blieben 


gegen einen angeblichen außerehelichen Erzeuger verfolgen fann, Bangerow Pand. 
$ 260. Anm. 1. Nr. 2. Erf. des D. A. ©. Wiesbaden 1837 Seuffert Archiv 
V.176 (X. 54), Münden 1847, Dresden 1848, Seuffert Archiv II. 296, 186. 
GEntgegengefeßter Anfiht von Schröter Zeitſchr. V. 303. und Erf. des O. A. G. 
Sena, Seuffert IV. 234, VI 46. Wo die Präfumtion der ehelichen Geburt 
nicht eintritt, das Kind aber von dem Ghemanr als das feinige anerfannt ift, 
verhält es fich ebenfo; vgl. oben $ 124. Note 10. 

14) ®gl. J. H. Boehmer J. E. Pr. V. tit. 16, Glück XXVII. 150, 
Sintenis Civ. NR. III. $ 132. Note 48. 

15) Diefer Grundſatz beruht auf dem in einer ähnlichen Anwendung oben 
$ 128. Note 9. erwähnten Motiv, daß dem Kinde die mütterliche Pflege in den 
eriten Lebensjahren ohne Nachtheil nicht zu entziehn ift, wofür bald wegen ber 
fog. alimenta lactis mit Berufung auf 2. Maff. 7, 28 ein breijähriger, bald 
ein längerer Zeitraum angenommen wurde; vgl. Rottmann zu Schaumb. Pol. D. 
©. 62, Dec. Cass. Ill. 46. nr. 1. 

16) Konf. D. 1657 XV. $ 1. Unter dem Ausdruck Schwängerungsfachen 
werden die Satiöfaftionsflagen mitbegriffen, obgleich dieſelben Schwängerung 
nicht vorausſetzen, vgl. 3. B. DB. vom 28. Mai 1738 Ging. Ebenſo in Han. 
Hofg. DO. XI. $ 220, Han. U. ©. O. IV. $ 5. 

17) V. vom 29. Juni 1821 $ 43, 66. Gef. vom 18. Sept. 1834. Prov. 
Gef. vom 22. Juli 1851 $ 54. 

18) Bgl. oben ©. 9 und 105. 

19) Han. Hofg. DO. 1747 X. $1. Han. U. ©. D. 1764 IV. $ 4, 5. 
Bol. oben $ 90. Note 8. 
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in den früher mit Altheffen vereinigten, dem Hof- und Ehegericht 
zu Hanau erft 1786 unterworfenen hanauifchen Aemtern auch nach 
dieſer Zeit die durch den Gerichtsgebraud; des Konſiſtoriums zu 
Kafjel für Niederheffen eingeführten Grundjäge in Kraft?“). Yür 
die ifenburgifchen Lande ift ein fefter Gerichtögebraud bezüglich 
der Schwängerungsfachen für Die Zeit vor dem Anfall derjelben 
an Kurheſſen nicht nachweisbar; in Ermangelung eines jolchen wird 
feitdem nach den von dem Hofgericht zu Hanau angenommenen 
Grundfägen auch in dieſen Zandestheilen erfannt ?2). Dafjelbe 
ift der Fall in den vormald kurmainziſchen Ortjchaften in ber 
Provinz Hanau ??). Es gilt demnady gegenwärtig in Kurheſſen 
bezüglich der Schwängerungsjadhen dad gemeine Recht in feiner 
Ausbildung durch den Gerichtsgebrauch, welcher für Niederheffen, 
Oberheſſen, Schaumburg und Hanau verjchieden ift 23), 


— — — — — — 


20) Vgl. oben $ 2. S. 5, $ 28. ©. 73. Kerſting Sonderrechte XXIX, 
XLVII. Auch in Betreff des Prozeſſes in Schwängerungsſachen kommt in dieſen 
Aemtern das altheſſiſche Recht zu Anwendung; vgl. O. A. G. E. 1829 oben 
$ 28. Note 12. 

21) Namentlich gefchah dies von der vormaligen Juftizfanzlei zu Meerholz, 
z. B. Erf. vom 19. Aug. 1829 in ©. Weingärtner g. Runfel. Soweit in Er- 
mangelung partifulargefeßlicher oder gewohnheitsrechtlicher Normen nach gemeinem 
Recht das richterliche Ermeſſen entjcheidet, fann die Annahme der in den bes 
nachbarten Landestheilen befolgten Grundfäße um fo weniger mißbilligt werden, 
als die gefeglichen Grundlagen in den hanauifchen und ijenburgifchen Landes— 
theilen bezüglich der Schwängerungsjachen diejelben find; vgl. oben Note 12. 

22) Ueber die Kompetenz der vormaligen kurmainziſchen Gerichte vgl. V. 
vom 21. Febr. 1733 und 15. Nov. 1766 (Kerfting 1044, 1147). Die Be 
hauptung, daß nah einem Gemwohnheitsrecht der vormaligen Furmainzifchen 
Aemter Steinheim und Seligenftadt fein Deflorationsanfprud; beftehe, ift durch 
Erfenntniß des Juftizamts I. zu Hanau vom 19, November 1853 in S. Mangel: 
mann g. Andel für unbegründet -erflärt. 

23) Der geographifche Umfang diefer in Betreff der Schwängerungsfacdhen 
zu unterfcheidenden Rechtsgebiete it nicht nach der gegenwärtigen Provinzial- 
eintheilung zu bejtimmen. Miederheffen begreift bier auch Hersfeld, Schmal- 
falden und die bis 1786 mit Niederhefjen vereinigten hanauifchen Aemter; vgl. 
Note 20. Hanau begreift Hier außer den übrigen Nemtern des Fürftenthums 
Hanau auch die vormals ifenburgifchen und Furmainziichen Landestheile; vgl. 
Mote 21 und 22. Gin durch J. M. Beil. vom 2. Mai 1825 den Gerichten 
zur gutachtlichen Aeußerung mitgetheilter Entwurf einer Verordnung zur gleich— 
mäßigen Regelung ber privatrechtlihen Folgen außereheliher Schwächungen in 
jüammtlichen Gebietstheilen hat Geſetzeskraft nicht erhalten. Vgl. im Allgemeinen: 
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Die Nechtsverhältniffe aus dem außerehelichen Geſchlechts— 
umgang umfaflen nad heutigem Recht: 1) Das Verhältniß des 
unebelichen Kindes zu beiden Eltern. Die Alimentationspflic)t des 
Vaters, auf welche Das Necht3verhältwiß zwifchen ihm und dem 
unehelichen Kinde fich bejchränft, beruht nach der Auffaffung. der 
kurheſſiſchen Pragis nicht auf einem Delift2*) oder auf der That- 
Jache der Erzeugung 25), Jondern auf der durch Die Vaterſchaft 
vermittelten VBerwandtjchaft?°). Der Umfang der Alimentationg- 
pflicht ift nicht nad) Analogie der Verpflichtung des Vaters zur 
Alimentation der ehelichen Kinder??) oder Konfubinenkinder 2°), 
fondern nad) eigenthümlichen Durch Die Praxis ausgebildeten Grund: 
fügen?) zu beftimmen. 2) Das BVerhältniß des Stuprator zu 
der Geſchwächten. Dafjelbe bejchränft fi) auf Die Verpflichtung 
des Gritern, Lebtere wegen der ihr durch die Schwächung zuge 
fügten Nachtheile ſchadlos zu halten, jofern er nicht durch Ehelichung 
derjelben und die damit verbundene Legitimation des Kindes Diefe 
Nachtheile aufhebt. Dieje Verpflichtung beruht nicht auf einem 
Delikt3%) oder einem jtilljehweigenden Vertrag **), fondern auf 


Ledderhoſe K. R. $ 595 bis 613, Pfeiffer K. R. $ 640 F., Schüßler Die 
Paternitäts-, Alimenten= und Satisfaftionsflagen, 2. Aufl. Kaſſel 1843, 

24) Ueber diefe Auffaffung vgl. die bei Heerwart Archiv XIV. 436. Note 1 
und Schömann Zeitſchr. N. F. I. 133. Note 2. Angeführten, Puchta Pand. 
$ 316. Note i, Dunge Archiv XII. 130. Cine Widerlegung bderfelben ſ. bei 
v. Schröter Zeitihr. V. 310. 

25) Ueber diefe Auffaffung vgl. v. Schröter Zeitichr. V. 312 ff. Buſch 
Archiv XXI. 216. Schömann Zeitihr. N. %. I. 148. 

26) Heerwart Archiv XIV. 436, XV. 77 ff., Zeitſchr. XVII 317. 
Dangerow Band, $ 260. Anm. 1. Sintenis Civ. R. II. $ 138. Note 40. 
Diefe Auffafjung ift von der heffiichen Praris insbefondere in Anwendung auf 
die exceptio plurium constupratorum angenommen; vgl. Lebderhoje K. R. 
$ 604, Pfeiffer K. R. $ 651, V. vom 23. Febr. 1798 $ 2, O N. ©. E. 1844 
in ©. Marf g. Groh. 

27) Wie Heerwart Archiv XIV, 441, Zeitfchr. XVII. 328 annimmt. 

28) Wie von Dunge Archiv XII. 130. und Bush Archiv XXIN. 216. an- 
genommen wird. 

29) Diefe weichen fowohl von der Mlimentation ehelicher Kinder ab, vgl. 
unten $ 167. Note 3, 6, 7, als von der Nlimentation der Konfubinenfinder 
nach Nov. 89, vgl. unten $ 167. Note 3, 5. 

30) Abgeſehn davon, da feit 1824 das einfache Stuprum in Kurheflen 
nicht mehr beftraft wird, vgl. Kerfting Strafreht ©. 627, fann der Grund ber 
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dem durch den fleifchlichen Umgang zwilchen Beiden begründeten 
perjönlichen Verhältniß 32). . Hieraus entipringt die Verpflichtung 
jowohl zur Entſchädigung der Gejchwächten wegen der ihr Durch 
die Schwächung entzogenen oder erjchwerten Gelegenheit zu einer 
anderweiten Verheirathung ?°), als aud zur Entrichtung einer 
Vergütung an diefelbe für die während der eriten Lebensjahre des 
Kindes ihr zur Laft fallende Alimentation +). Im Falle einer 
Kollifion der Geſetze kommt das am Ort der fleifchlichen Ver— 


Entfhädigungspflicht nicht im Delift gefunden werden, weil die Gefhwächte als 
Theilnehmerin am Delift, nicht als das dadurch verlegte Subjekt erfcheint. Die 
Aufaffung derfelben als einer Deliftsobligation findet fich bei Ledderhoſe K. R. 
$ 595; das forum delicti commissi wurde früher als ausfchlieglich zuftändig 
betrachtet, Pfeiffer K. R. $ 647. Dagegen nimmt die neuere Praris an, daf 
die vom Gerichtsjtand der begangenen That geltenden Grundfäge auf Schwänge— 
rungsflagen regelmäßig Feine Anwendung finden, vielmehr die Klägerin dem 
ordentlichen Gerichtsftand des Verklagten folgen muß, wenn nicht Staatsverträge 
entgegenftebn ; O. A. G. E. 1837 bei Henfel ©. 163, 1838 in ©. Log g. Wagner, 
1844 in ©. Reinhold g. Pfennigfaufer, 1846 in ©. Goldſchmidt g. Kap, 
1848 in ©. Koch g. Friedrich. Ueber ſolche Verträge vgl. Pfeiffer K. R. $ 647. 

31) Das forum contractus findet bei der Schwängerungsflage nicht ftatt, 
O. A. ©. E. 1848 in ©. Koch g. Friedrich. 

32) Dies Verhältnig hat einige Verwandtſchaft mit dem durch das Ver— 
löbniß begründeten, jedoch mit folgenden Unterichieden: a) Erſteres erzeugt nicht 
eine gegenfeitige im Rechtswege verfolgbare Pflicht zur Chelihung, fondern nur 
auf Seiten des Stuprator eine moraliiche Verpflihtung zur Heirath, welche in 
2. Mof. 22, 16 und 17, 5. Mof. 22, 28 und 29. anerfannt, durch c. 1, 2. 
X. de adult, (5, 16) zu einer Nechtspflicht erhoben, durch das Partifularrecht 
aber, wonach die fleifhlihe Bermiihung nicht einmal in Verbindung mit einem 
außergerichtlichen Eheverfprechen einen rechtlihen Anſpruch auf Ehelichung bes 
gründet (f. oben $ 91. Nr. 5), wiederum zu einer blos moralijchen Prlicht 
geitaltet it, zu deren Erfüllung die Obrigfeit den Stuprator nur ermahnen 
foll, Ref. O. 1572 $ 9, 1656 X. $5 (N. ©. I. 112), Solmf. B. vom 
1.Nov. 1583 $ 14. b) Der fpätere fleifchlihe Umgang mit Dritten hat andere 
Wirfung beim Verlöbniß als bei außerehelihem Gefhlehtsumgang; vgl. $ 94. 
Note 12. mit $ 169. Note 18, 20. 

33) Daß die Satisfaftion der Geſchwächten als Entjhädigung, nicht ale 
Privatjirafe anzufehn fei, wird auch von denen zugegeben, welche diefelbe auf 
eine Deliftsobligation zurüdführen, vgl. J.H. Boehmer J. E. Pr. V.16. $ 8sq., 
Glück Comm. XXVIIL 173, Ledderhoje K. R. $ 610, Pfeiffer K. N. $ 664. 

34) Diefer Beitrag zu den Koften der Nlimentation hat nicht die Natur 
yon Nlimenten; vgl. unten $ 168. Note 4. 


F 164. Weberficht, 608 


mijhung®®) zur Zeit derjelben **) geltende Recht zur Anwendung. 
Wenn das hiernady entjcheidende ausländijche Recht die gerichtliche 
Grmittelung der Vaterichaft verbietet und den außerehelicyen Vater 
nur binfichtlich der von ihm anerkannten Kinder zur Alimentation 
verpflichtet, jo Fann ein ſolches Verbot bei den inländifchen Gerichten 
nicht zur Anwendung fommen 37); vielmehr findet bei dieſen auch 
in diefem Falle eine Klage auf Anerkennung der beftrittenen Vater: 
Ichaft und auf Alimentation ftatt, deren Umfang nad) den in dem 
betreffenden auswärtigen Staat im Fall freiwilliger Anerkennung 
der Vaterſchaft geltenden Grundjäßen zu bemejjen ift. 


35) O. A. G. E. 1819 bei Pfeiffer K. R. $ 663. Note f. Hinfihtlich des 
Satisfaftionsanfprude, 1822 in ©. Großkurth g. VBorley, 1825 in S. Lemmer 
9. Deder hinfichtlich des Alimentationsanfpruchs der Mutter. Durch O. A. G. E. 
vom 2. Mai 1846 in ©. Wolperts g. Schippner wurde zwar das Mecht des 
Mohnorts des Schwängerers für anwendbar erklärt, dagegen durch O. A. ©. €. 
vom 23. Dez. 1846 in ©. Goldihmidt g. Katz unter Berwerfung diefer Annahme 
hinfichtlich des von der Mutter eingeflagten Satisfaftiong-, Kindbettskoften= und 
Alimentationsbetrags auf Grund der ältern PBräjudizien wiederum der Drt des 
Beiichlafs für maßgebend erflärt. Angabe diefes Orts gehört daher zur Bes 
gründung der Klage, O. A. G. E. 1826 in ©. Schmidt g. Zehn. 

36) Hinfichtlih des in der Periode der Fremdherrichaft eingeführten franzö— 
fiichen Rechts wurde erfannt, daß die unter der Herrichaft dejjelben geſchwängerten 
Dirnen weder auf Alimente von diefer Zeit, noch auf Satisfaftionsgelder Ans 
fpruh haben, O. A. ©. E. 1817 in ©. Brede g. Weyhrauch, dagegen diefelben 
für die unter der Herrjchaft des heſſiſchen Rechts erzeugten, unter der Herrichaft 
bes franzöfifchen Rechts gebornen Kinder Alimente auch für die Dauer der 
Geltung des legtern, fowie Satisfaktionsgelder fordern fönnen, O. A. ©. €. 
1816 bei Duyfing N. Ann. I. 3, 112. Vgl. dazu O. X. ©. E. 1815 bei Pfeiffer 
K. R. $ 653. Note a. Zur Begründung der Klage ift daher die Angabe der 
Zeit des Beiſchlafs erforderlich, zur Bezeichnung derjelben aber die Angabe der 
Geburt des Kindes in der Megel genügend, O. 4. ©. E. 1833 in ©. Bäs 
g. Kleb. 

37) Diefer Fall liegt vor Hinfichtlih der im Großherzogthum Heſſen jeit 
1821 begangenen Schwängerungen; vgl. Groß. Heſſ. B. vom 20. Mai 1821, 
Archiv von Elvers III. 244, IV. 152 ff. Hinſichtlich dieſes dem Code Nap. 
art. 340. nachgebildeten Gefeges erfannte das O. A. ©. 1826 in S. Kornemann 
9. Bifcher, daß dafjelbe, da es nicht alle rechtlichen Folgen aus einer außer— 
ehelichen Schwängerung aufhebe, fondern nur den Großh. Heſſ. Gerichten bie 
Einleitung eines Verfahrens über die Ausmittelung der Vaterſchaft unterjage, 
die Anftellung von Klagen auf Anerfennung und Alimentation eines im Groß— 
berzogthum Heflen erzeugten Kindes bei den kurheſſiſchen Gerichten nicht hindere, 
Tal. Savigny VII. 279. 
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I Rehte ber unehelihen Kinder. 


S 165. 
1) Gegenüber der Mutter. 


Durch Die Einräumung eines Anſpruchs auf Mimentation durch 
den außerehelichen Vater haben Die Rechtsverhältniſſe der unehelichen 
Kinder gegenüber der Mutter nur in Betreff der Alimentationspflicht 
der Lebtern eine Veränderung erlitten. Daher gelten auch nad 
heutigem Recht folgende Grundjäße: 1) Uneheliche Kinder gehören 
nur der Familie ihrer Mutter an). Sie theilen den Namen?), 
Wohnort und die dem ‚öffentlichen Recht angehörigen Verhältnifje °) 
derjelben. 2) Das Erziehungsrecht fteht der Mutter zu, welche 
in Betreff der religiöfen Erziehung dem ehelichen Vater +), in 
Detreff der bürgerlichen Erziehung der Wittwe ) gleichfteht. Sie 
fann Daher Meberlaffung der Erziehung verlangen, ſofern nicht nach 
dem Ermeſſen der Dbervormundjchaftsbehörde erhebliche Gründe 
vorliegen, ihr diefelbe zu entziehn °). Der außereheliche Vater ift 
nicht berechtigt, der Mutter die Grziehung abzımehmen”); Die 
Befugniß der Mutter, nah Ablauf der erjten Lebensjahre des 
Kindes von dem außerehelichen Vater die Abnahme defjelben zu 
fordern, ſchließt nicht Die Verpflichtung in fi), das Kind an den 


1) Dal. $ 164. Note 3. 

2) Nicht den Adel der Mutter, Cichhorn P. R. $ 60. 

3) Vgl. über ihre Staatsangehörigfeit Heufer Ann. IV. Of. Th. ©. 16, 28; 
über ihre Gemeindeangehörigfeit Gem. D. 1834 $ 12, 18, J. M. B. 1853 bei 
Heufer Ann. I. 204. 

4) Gel. vom 29. Okt. 1848 $ 3, V. vom 13. April 1853 $ 4. Nr. 3. 
Andere Grundfäge galten früher nah M. A. vom 18. Aug. 1823 $ 1b. 

5) Sintenis Civ. R. II. ©. 136; vgl. oben $ 154. 

6) Einen folhen Grund kann ber fchlechte Lebenswandel der Mutter ab- 
geben , 1. 5. ubi pup. (27, 2). Der auferehelihe Umgang, deſſen Frucht das 
Kind ift, giebt an fich einen folchen Grund nicht ab; vielmehr wird nad) der 
im Konj. Gutachten vom 11. Nov. 1784 (N. ©. III. 606) bezeugten Obfervanz 
„regulariter der Mutter die Erziehung eines unehelichen Kindes fchlechterdings 
überlafjen®. 

7) Bgl. über diefe Frage Kämmerer in der Themis II. 223, Buſch Archiv 
XXIII. 235, Sintenis Givilreht $ 140. Note 61, welche fie verneinen, Heer— 
wart Arhiv XIV. 442. und Zeitichr. XVII. 343, Glück XXVIIL 201, welde 
fie bejahen. 
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Vater auf Verlangen zur Erziehung herauszugeben®). 3) Hinfichtlich 
der Verpflichtung des Kindes zur Ehrerbietung fteht Die uneheliche 
der ehelichen Mutter gleih. 4A) Zwiſchen der Mutter und den 
mütterlichen Afzendenten einerjeitS und dem unehelichen Kinde 
andererſeits bejteht gegenjeitige lebenslängliche Alimentationspflicht®). 
Die Alimentationspflicht der Mutter und mütterlichen Ajzendenten 
tritt jubfidiär ein, wenn der außereheliche Vater und deſſen Erbe 
zur Alimentation des Kindes außer Stande ift!°). Dieſe Regel 
erleidet aber folgende Modifikationen: a) Nach dem Gerichtögebrauche 
ift die Mutter verpflichtet, das Kind während feiner erjten Lebens— 
jahre, worunter in Niederhefjen ein zehnjähriger! ’), in Oberhefjen 
ein zwölfjähriger ?), in Schaumburg ein breijähriger!3), im 
Hanauischen bei Knaben ein vierzehnjähriger, bei Mädchen ein 
zwölfjähriger!*) Zeitraum zu verjtehen ift, gegen einen ihr von 
dem außerehelichen Vater zu verabreichenden Geld = oder Naturaliens 
beitrag zu alimentiren, welche Verpflichtung nad) dem Tode der 
Mutter auf ihre Erben oder Ajzendenten nicht übergeht 5). Durch 
diefe Negel wird nicht allein das Verhältniß der Mutter zu dem 
Vater, jondern auch des Kindes zu beiden Eltern beftimmt, jo daß 
dafjelbe während der erften Lebensjahre die Alimente zunächft von 


8) Konf. Gutachten vom 11. Nov. 1784 und G. R. B. vom 30. Nov. 1784 
(N. ©. II. 605). Vgl. übrigens unten $ 168. Note 19. 

9) Auch bei den in Blutjhande oder Ehebruch erzeugten Kindern ; bie 
gegentheilige Annahme, welche aus nov. 89. c. 15. nad den Worten der 
Bulgata neque alendus est a parentibus abgeleitet wird, ift unbegründet, da 
ber griechiſche Text nur von der Verpflichtung des Vaters zu verftehn iſt; vgl. 
Heimbach in Ztſchr. XVI. 53, Schömann da. N. F. I. 126. 

10) Bol. $ 167. Dies ift die gemeinrechtliche Lehre, vgl. J. H, Boehmer 
J. E. Pr. V. 16. $ 14. p. 110, ©lüd Comm. XX VII. 183, 193, v. Schröter 
Zeitſchtift V. 322, Heerwart Arhiv XIV. 436, Schömann Zeitſchrift N. F. 
I. 135, Sintenis Civ. R. II. ©. 139. 

11) Pfeiffer K. R. $ 656, Nr. 1. 

12) Pfeiffer 8. NR. $ 656. Nr. 2, 

13) Schaumb. P. D. VL. $ 5. Mint. Reg. Komm. vom 20. Oft. 1780 
(Kerfting 1272). 

14) Han. D. ©. Beihheinigung vom 9. Oft. 1839 in ©. Krad g. Sälzer 
in Betreff der bis 1786 dem Hofgeriht zu Hanau untergebenen hanauifchen 
Landestheile. 

15) Weil nur bei der Mutter ſelbſt das oben $ 164. Note 15. angeführte 
Motiv eintritt, auf welchem ber Gerichtsgebraud; beruht. 
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der Mutter und nur Jubfidiär von dem Vater zu fordern berechtigt 
iſtne), und Dritte durch Alimentation des Kindes während der 
eriten Lebensjahre zunächſt nur eine Verbindlichkeit der Mutter 
‚ erfüllen, daher gegen fie einen Anfpruch auf Erſatz aus der Ges 
Ichäftsführung erwerben”). b) Uebernimmt die Mutter durch 
Vertrag mit dem außerehelichen Vater Die Unterhaltung des Kindes 
auch nad) Ablauf der erften Lebensjahre, jo erwirbt das Kind 
hieraus nicht allein ein Recht gegen die Mutter und deren Erben 
auf Leiftung der Alimentation ?®), fondern es ift auch nach dem 
Gerichtögebrauche, To Tange die Mutter oder deren Erben zur 
Gewährung der Alimentation im Stande find, durdy den Vertrag 
gehindert, die Alimente von dem außerehelichen Vater zu fordern 19), 
ce) Ueberträgt die Obervormundjchaftsbehörde der Mutter Die Er- 
ziehung und Unterhaltung des Kindes audy nach Ablauf der erften 
Lebensjahre wegen bejonderer Gründe, aus welchen dieſelbe dem 
außerehelichen Vater nicht anvertraut werden Fan 20), jo ift dieſe 
Anordnung für den Anfpruch des Kindes gegen die Eltern auf 
Alimentation maßgebend. 5) Zwiſchen der Mutter und den: mütters 
lihen Verwandten einerjeit3 und dem unchelichen Kinde und deſſen 
Defzendenten andererjeits beſteht gegenſeitiges Inteſtaterbrecht, 
welches in Altheſſen und Hanau den in Ehebruch oder Blutſchande 
erzeugten gleich andern unehelichen Kindern zulommt?'), während 
im übrigen Gebiet der Geltung des Solmjer Landrechts den in 
Ehebruch oder Blutjchande erzeugten Kindern das Inteſtaterbrecht 
auch gegenüber der Mutter und den mütterlichen Verwandten ver: 
jagt und nur ein Anſpruch auf Alimentation aus der Erbſchaft 
zugeſtanden iſt 22). 


16) O. A. G. E. 1854 bei Heuſer Ann. III. 23. 

17) O. X. ©. E. 1834 in Zeitſchr. II. 157. 

18) Nach den Grundfägen von der Wirkſamkeit der Verträge zu Gunften 
Dritter, vgl. Strippelmann V. 1 ff. 

19) O. A. G. E. 1834 in Zeitſchr. II. 156, 1855 bei Heufer Ann. II. 29. 

20) Pfeiffer K. NR. $ 658. Ueber den Anſpruch der Mutter gegen den 
Vater in diefem Falle vgl. unten $.168. Note 18. 

21) 3. vom 15. Mai1797, auch in Hanau publizirt, Kerftiing LXX. Nr. 45. 

22) Solmf. &. ©. 1.25. $ 8. Solmf. ®. vom 1. Nov. 1583. g 26. 
In gleicher Weife war die Streitfrage, ob uneheliche Kinder ex damnato coitu 
durch 1. 6. Cod. de inc. nupt. (5, 5), nov. 12, c. 1, 74. ©, 6, 89, c, 15, 


Fr 
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2) Gegenüber bem Bater. 


$ 166, 
a) Vorausſetzung. 


Vorausſetzung der Anjprüche des unehelichen Kindes gegen den 
Bater ift Die Vaterjchaft defjelben, auf deren Anerfennung, wenn 
fie beftritten wird, Dem finde nad) dem Gerichtögebraudy eine Klage 
zufteht ). Die außerehelicye Vaterjchaft als ein blos faktiſches 
Verhältniß, welches außer der Alimentationspflicht des Vaters und 
dem Gheverbot Feine privatrechtlichen Wirkungen begründet, kann 
nicht wie die eheliche Vaterſchaft oder ein jonftiges Statusverhältnig 
jelbitftändiger Gegenftand der Rechtsverfolgung fein; vielmehr be— 
zwedt die Klage auf Anerkennung derjelben als Präjudizialklage 
nur Die Feftftellung einer für den Alimentationsanfprud) präjudiziellen 
Thatſache und fteht mit der Klage auf Alimentation in untrenn- 
baren Zujfammenhang dergeftalt, daß fie nur in Verbindung mit 
legterer angeftellt werden fann?), und die Klage auf Alimentation 
die auf Anerkennung der Vaterſchaft in ſich ſchließt ?). Zur Bes 
gründung derjelben gehört Die Darlegung der Erzeugung des Kindes 
durch den Verflagten. Nur hierdurd, nicht durd) ein Rechtsgefchäft 
fann die außereheliche Vaterjchaft entftchen; die Anerkennung der- 
jelben durch den Verklagten vor Anftellung der Klage hat daher, 
auch wenn fie in Form eined Vertrags mit der Mutter oder dem 
Kinde erfolgt ift, nur die Bedeutung eines Cingeftändniffes der 
Erzeugung, nicht eines die Vaterſchaft jelbfiftändig begründenden 
Rechtsgeſchäfts “). Auch die Erklärung der Mutter über die 


von der Anteftaterbfolge gegenüber der Mutter ausgefchloffen feien, in Altheffen 
durch Lardr. Entwurf bei Geife IV. 22. $ 3. und von der Praris vor 1797 
entſchieden; Dec. Cass. I. 29, ing. der B. vom 15. Mai 1797. 

1) Pfeiffer 8. R. $ 642. Min. A. vom 18. Aug. 1823 $ 1b. DB. vom 
28. Dez. 1829 $ 23. 

2) O. A. ©. €. 1839 bei Heufer Ann. I. 451. und III. 296. gegen frühere 
gegentheilige Annahme in Dec. Cass. II. 271. 

3) Der Antrag auf Anerkennung der Vaterfhaft wird, wenn er fehlt, ges 
richtsfeitig fupplirt. O. A. ©. E. 1827 bei Strippelmann IH. 2, 49. 

4) Bähr Anerkennung ©. 184; a. M. Eintenis Civ. R. III. 99. Die 
Wirkungen der Anerkennung der Vaterſchaft find von dem D. A. ©. überall 
nah den Grundfägen vom Geftändniß beurtheilt, insbefondere in folgenden 
Beziehungen: a) Die Anerkennung ift beweifend, auch wenn fie nicht gegenüber 
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Vaterſchaft des Verflagten fommt nur bei dem Beweiſe der letztern 
in Betracht5); dagegen wird Die lage des Kindes auf Anerkennung 
der Vaterschaft an ſich durch die Erklärung der Mutter, daß nicht 
der Berflagte oder daß ein von ihr bezeichneter Dritter der 
Schwängerer ſeis), ebenfowenig ausgejchloflen, als durch die rechts— 
Fräftige Abweifung der von der Mutter gegen den Verklagten früher 
erhobenen Schwängerungsflage oder die ihr im Provofationsprozeß 
gemachte Auflage des Stilljchweigens hinſichtlich der behaupteten 
Baterjchaft deffelben oder das von ihr demſelben gegenüber geyebene 
Berfprechen, Die Vaterjchaft zu verjchweigen”). Die Erzeugung 
des Kindes durch den Verflagten ift dann als erwiejen anzujehn, 
wenn in dem Zeitraum, in weldyen nach der gefeglichen Bermuthung 
die Möglichkeit der Erzeugung fällt, der Beiſchlaf des Verklagten 





dem Kinde oder deſſen Vertreter erfolgte, wenn nur das barin enthaltene Ge— 
ftändnig ernftlich erjcheint. Daher wird die nach der Geburt vor dem Presbyterium 
bei Gelegenheit der Privatcenfur oder vor dem zuftändigen Pfarrer zum Zweck 
der Gintragung ins Kirchenbuch erfolgte Anerfennung der Vaterſchaft als vollen 
Beweis erbringend angefehn, O. A. G. E. 1837 und 1844 bei Strippelmann 
Nothw. Eide ©. 97. 98, 1844 iM Nechtsfreund 1850 ©. 75. b) Die Ans 
erfennung ber Vaterfchaft erbringt nur dann den Beweis bderfelben, wenn fie 
nach der Geburt des Kindes erfolgte, indem ein früheres Anerfenntniß zwar den 
Beifchlaf beweift, nicht aber die Vollziehung defjelben in der nach der Geburt 
des Kindes zu berechnenden zutreffenden Zeit, O. A. ©. E. 1836, 1840 ff. bei 
Strippelmann Nothw. Eide ©. 97, 1841 im Rechtsfreund 1850 ©. 75. Anm. 
e) Die Anerkennung der Vaterfchaft ſchließt die Ginrede mehrerer Beihälter nicht 
aus; ſ. unten Note 11. 

5) Die Mutter fann durch ihre Erflärung, wenn foldye nicht von ihr als 
Vormünderin Namens des Kindes innerhalb der Grenzen ihrer vormundſchaft— 
lihen Befugniß abgegeben tft, die Rechte des Kindes gegen den unehelichen Vater 
nicht beeinträchtigen. 

6) Eine ſolche Erklärung ift unter den Gefichtspunft eines Geftändniffes zu 
bringen, welches von dem Berflagten nur gegen die Mutter, welche daflelbe 
abgelegt hat, bei dem bdireften Gegenbeweis oder bei dem Beweis der Einrede 
mehrerer Beihälter geltend gemacht werden kann, O. N. ©. €. 1821 in ©. 
Bindernagel g. Werner, 1822 in ©. Eifländer g. Götz, 1835 im Rechtsfreund 
1837 ©. 40, 1847 bei Strippelmann Nothw. Eide ©. 92. Note 35. Früher 
wurde angenommen, daß die Erflärung der Mutter auch dem Kinde gegenüber 
vollen Gegenbeweis erbringe, da den Fall des eignen Geftändnifjes des Schwän- 
gererd ausgenommen der Grund der Vaterfchaft nur auf der Angabe der Mutter 
beruhen könne, O. A. ©. E. 1819 im Rechtsfreund 1837 ©. 40. 

7) O. A. G. E. 1846 bei Heufer Ann. II. 21. 
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nicht mit dem anderer Konjtupratoren zujammentrifft. Zur Be 
gründung der Klage genügt aber die Darlegung, daß der Verflagte 
fi) mit der Mutter in dem gedachten Zeitraum fleifchlich vermijcht 
habe, wogegen die Behauptung, Daß in demjelben Zeitraum ein 
Anderer den Beiſchlaf mit der Mutter vollzogen habe, ald eine 
Ginrede des Verflagten ſich Darftellt®). Der Zeitraum, innerhalb 
dejlen der Beiſchlaf die Präjumtion der Erzeugung zur Folge hat, 
wird nady dem ©erichtsgebraudh in analoger Anwendung Der bei 
der Präjumtion der ehelichen Geburt geltenden Beſtimmungen be- 
rechnet; es genügt Daher zur Begründung der Klage Die Behauptung, 
daß die fleifchliche Vermiſchung im fiebenten, achten, neunten oder 
zehnten Monat vor der Geburt des Kindes, den Monat zu dreißig 
Tagen gerechnet, ftattgefunden habe?). Der Umftand, daß die 
Mutter in diefem Zeitraume audy mit einem Andern fich fleifchlich 
vermiſchte, hat die Ungewißheit der Vaterfchaft des Verflagten, 
mithin die Zurücdweifung der Klage zur Folge! %). Der Vorſchützung 


8) Zum Klaggrunde gehört zwar nicht- allein die pofitive Thatfache, daß 
ber Verklagte in zutreffender Zeit den Beiſchlaf mit der Mutter vollzogen habe, 
fondern auch die negative Thatfache, daß dies von feinem Andern gefchehen fei; 
allein aus prozefjualiihen Gründen wird nah dem Gerichtsgebrauce nicht dem 
Kläger der Beweis diefer Negative auferlegt, fondern dem Verklagten der Bes 
weis einer fleiſchlichen Vermiſchung der Mutter mit einem Andern, welche That» 
fache hierdurch die progefjualifhe Natur einer Einrede annimmt. Die Nennung 
der Konftupratoren ijt erforderlich bei der Beweisführung, D. A. G. E. 1836 
in ©. Noll g. Borf, 1841 Schröd g. Toufjaint, 1849 Bolender g. Berſch. 

9) Bol. oben $ 124 Note 3. Glück Comm. XXVIL 191. SHeerwart im 
Archiv XIV. 447. Note 25, Savigny U. 414, Zeitichr. II. 244. Dec. Cass. II. 
106. O. A. ©. & 1816 bei Pfeiffer K. R. $ 653. Note c. Die Berechnung 
ift diefelbe bei dem Beweiſe des Klaggrunds ‚und der Einrede mehrerer Beihälter, 
D. 4A. ©. E. 1828 in S. Woederhafe g. Schmidt; die bei Pfeiffer K. R. 
$ 650. Note c. und Schüßler S. 35. Note 83 angeführte Meinung, daß bei 
legterer nur der neunte und zehnte Monat in Betracht fomme, it hiermit auf: 
gegeben. Sowohl der 300te, als der 182te Tag vor der Niederkfunft find mite 
zurechnen, fo daß nicht blos der Zeitraum zwijchen beiden Tagen als erheblich) 
erjcheint, DO. A. ©. €. 1836 in ©. Noll g. Borf, 1841 Schröd g. Touſſaint. 

10) Gemeinrechtlich ift es noch flreitig, ob durch die exceptio plurium 
constupratorum der Klaggrund zeritört werde, was von Heerwart Archiv XIV. 
451, XVII. 86, Buſch Archiv XXI. 228, Preufchen Zeitſchr. N. F. IV. 142, 
Bangerow Pand. $ 260. Anm. 1, Sintenis Eiv. R. $ 138. Note 40. Nr. 3. 
bejaht, dagegen von Glück XXVI 193, Schröter Zeitſchr. V. 314. verneint 
wird. In Helen ift die bejahende Anfiht unter Billigung der Gefeßgebung 
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der hierauf gegründeten Ginrede fteht Die Anerfennung der Vater: 
Ichaft von Seiten desVerflagten nicht entgegen t!), außer in dem 
Falle, wenn ihm zur Beit der Anerkennung die Umſtände befannt 
waren, welche die Einrede der mehreren Beihälter begründen 12). 


$ 167. 
b) Inhalt. 


Die außereheliche Waterjchaft begründet außer der Alimenta= 
tionspflicht des Vaters und dem Gheverbot ') Feine rechtlichen 
Wirkungen, insbejondere weder väterliche Gewalt oder natürliche 
Vormundſchaft des Vaters ?), noch das dem ehelichen Vater zu= 
ftehende Necht auf Ehrerbietung und Alimentation®), noch Inteſtat— 
erbrecht 2). Die Verpflichtung des Vaters zur Alimentation feiner 
unehelichen Kinder erſtreckt ſich auch auf die in Blutjchande und 


(vgl. V. vom 23. Febr. 1798 $ 2) durch einen Fonftanten Gerichtsgebraud) 
angenommen, vgl. Ledderhofe K. R. $ 604, Pfeiffer K. N. $ 650. O. A. G. E. 
1834 bei Schüßler ©. 36. Note 38, 1844 in ©. Marf g. Grob. 

11) ©. A. ©. €. 1840 in ©. Oden g. Buhrhans „da eine foldhe Aner- 
fennung ftets nur auf einer aus dem Faktum des Beifchlafs in der zutreffenden 
Zeit gezogenen Folgerung beruht und auch ohne die fonftigen Erfordernijje der 
Zurücknahme eines irrthümlichen Geftändniffes dadurch unwirkſam gemacht werden 
fann, daß der Anerfennende den Beweis des auch von andern Perfonen zu jener 
Zeit verübten Beiſchlafs führt, indem Hierdurch die Zuverläffigfeit der erwähnten 
Folgerung ausgejchloffen wird“, 

12) O. A. ©. E. 1844 im Rechtsfreund 1850 ©. 75, weil in der Ans 
erfennung ungeachtet der Kenntniß diefer Umftände ein Verzicht auf die Einrede 
der mehreren Beihälter zu finden fei. 

1) Bol. 1. 14. $ 2. de ritu nupt. (23, 2), oben $.,92. Nr. 2. 

2) Kon. Gutadhten vom 11. Nov. 1784 (N. ©. III. 606) DO. X. ©. ©. 
1828 bei Strippelmann VIL. 123, oben $ 153. Note 16. 

3) Schröter Zeitfchr. V. 311. Heerwart Archiv XIV. 442, 

4) Das den Konkubinenkindern in nov. 18. c. 5. und nov. 89. c. 12, 13. 
beigelegte Inteftaterbrecht leidet wegen des Verbots des Konfubinats Feine Anz 
wendung mehr und wird in der heifiihen Praris auf außerhalb des Konfubinats 
erzeugte uneheliche Kinder nicht ausgedehnt, Dec. Cass. I. 26, IL. 270. nr. 8, 
welche Annahme in der auch für Hanau erlafienen B. vom 15. Mai 1797 
betätigt ift. Hiermit ſtimmt Solmf. L. ©. IL. 25. $ 6. überein, welche durch 
Solmf. V. vom 1. Nov. 1583 $ 27. nicht abgeändert erjcheint, da die hier 
gebrauchten Worte „in feines Vaters und Mutter Gütern feinen in den Rechten 
derorbneten und bejcheidenen Theil” auf die aus der Erbjchaft des Waters zu 

‚ gewährende Alimentation bezogen werben fönnen. 
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im Ehebruch mit einer Ehefrau oder Unverheiratheten erzeugten 
Kinder >). Sie.geht mit dem Tode des Vaters auf feine Erben 
über ®), liegt dagegen den Ajzendenten des Vaters nicht ob”), mit 
Ausnahme des Fürjtentbums Hanau, wo die Eltern des unehelichen 
Baterd im Falle feiner Inſolvenz ſudſidiär alimentationspflichtig 
find®). Die Alimentationzpflicht Tiegt dem außerehelichen Water 
und jeinen Erben primär vor der Mutter und den mütterlichen 
Alzendenten und nur infoweit, al3 die Mutter nach Dem Gerichts- 
gebrauch während der erjten Lebensjahre des Kindes oder vertrags- 
mäßig nad) Ablauf derjelben zur Alimentation verpflichtet erjcheint, 
für den Sal der Unfähigkeit der Mutter zur Leiftung der Alimente 
für die Folgezeit ſubſidiär ob) Das Recht auf Alimentation 
fteht dem Kinde für feine Perjon zu und fann von ihm unabhängig 
- von den Ansprüchen der Mutter gegen den Vater verfolgt werden! 6), 


5) Hinfihtlih der von einem Ehemann mit einer Unverheiratheten erzeugten 
Kinder vgl. c. 5. X. de eo qui duxit (4, 7), welche Beſtimmung auf die im 
Ehebruch mit einer Chefrau oder in Blutjchande erzeugten Kinder analoge Ans 
wendung findet, was auch Solmf. L. DO. 11. 25. $ 8. und Eolmf. B. vom 
1. Nov. 1583 $ 26. anerkennt und. nad altheſſiſchem Recht um fo weniger einem 
Bedenken unterliegt, als die DB. vom 15. Mai 1797 den Grundfaß der Gleich: 
berehtigung der aus einem fog. verdbammlichen Beifchlaf erzeugten und der 
fonftigen unebelihen Kinder aufftellt. Vgl. Konf. E. 1792 bei Pfeiffer K. R. 
$ 643. Note f. 

6) Dal. die unten $ 168. Note 26. Angeführten. Wenn gleich diefer Satz 
aus dem oben $ 164. Note 26 aufgeitellten Fundament der Alimentationspflicht 
nicht mit Nothwendigfeit folgt (vgl. Heerwart Archiv XIV. 440), fo iſt er do 
damit nicht unvereinbar, wie 1.5. $ 17. de alend. lib. (25, 3) und nov. 89, 
c. 12. $ 6. ergiebt. Die Praris fcheint zur Annahme deſſelben theils durch leßtere 
Stelle, theils durd) die Erwägung bewogen zu fein, daß die Beichränfung der 
Pflicht zur Alimentation ehelicher Kinder auf die Lebensdauer des Vaters bei 
unehelichen Kindern wegen der Verſchiedenheit zwifchen Beiden in Anfehung der 
Erbfolge in den väterlihen Nachlaß nit analoge Anwendung leide. 

7)E G. R. P. vom 13. Juni 1741 (8. O. IV. 760), Konf. R. vom 
1. Febr. 1785 (daf. VI. 1181), O. A. ©. E. 1839 bei Pfeiffer VI. 205. und 
Strippelmann V, 654, wo bie entgegenftehende Dec. Cass, Ill. 130. aus ber 
beſondern Beichaffenheit des entjchiedenen Falls erflärt ift. 

8) Han. DB. vom 5. Nov. 1750 (Kerfting 533). 

9) Bol. oben $ 165. Nr. 4 a und b. Macht das Kind die fubiibiäre 
Altmentationspflicht des Vaters geltend, fo liegt ihm die Darlegung und der 
Nachweis der Unfähigkeit der Mutter zur Leiftung der Alimente von ber Zeit 
der Klaganftellung an ob, O. A. ©. E. 1834 in Zeitſchr. IL. 155. 

10) ©. N. ©. E. 1819 im Rechtsfr. 1837 ©. 40 u. a. m. 
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welche ihrem Gegenſtande nach von dem Anſpruch des Kindes auf 
Alimente verſchieden find 11). Letzterer ſteht dem Kinde, ſofern es 
ſich ſelbſt zu ernähren außer Stande iſt, auf Lebenszeit zu12) und 
umfaßt alle ſtändigen und außerordentlichen Lebensbedürfniſſe 13). 
Alimente von der Vergangenheit bis zur Klagbehändigung können 
nicht auf Grund der Alimentationspflicht, fondern nur unter Dar: 
legung eines bejondern Schuldgrumdes gefordert werben !*), 
Der Vater genügt feiner Alimentationgpfliht, wenn er das 
Kind zu fih nimmt und unterhält, und kann auf Leiftung von 
Geld oder. Naturalien zum Zweck der Unterhaltung des Kindes 
an einem andern Drte von demſelben in der Regel nicht belangt 
werben !5); Die Klage des Kindes ift Daher dann nicht begründet, 
wenn der Vater durdy die Weigerung der Mutter, das Kind an 
ihn herauszugeben, verhindert ift, Dafjelbe bei fich zu unterhalten? ®), 
Die für die Klage der Mutter gegen den Schwängerer in Althefjen 
erforderliche Beibringung eines Sittenzeugniſſes oder Gravirung 
des Verklagten ift für die Klage des Kindes gegen den Vater nicht 
vorgejchrieben. 


I. Rechte der Geſchwächten. 


$ 168. 
1) Aus der Schwängerung. 


Mit der Verpflichtung der Mutter, dem unehelichen Rinde 
während feiner erſten Lebensjahre die Alimentation zu gewähren!), 


11) Vgl. unten $ 168. Note 4. Mit Unrecht wird daher Mechtsfr. 1837 
©. 367, Schüßler ©. 26. und Klauhold Rechtsb. ©. 112. ein auf dafjelde 
Objekt gerichtetes Fonfurrirendes Klagerecht der Mutter und des Kindes anges 
nommen. Vgl. hiergegen Heufer Ann. II. 15. 

12) Dec. Cass. H. 271. O. X. ©. €. 1817 bei Pfeiffer $ 657. Note d, 
1837 im Rechtsfr. 1837 ©. 368. Er ift demnach nicht auf das obfervanzmäßige 
Alimentationsquantum zu befchränfen, fofern dem Bedürfniß des Kindes dadurch 
nicht genügt wird. 

13) Ueber Alimente im Allgemeinen vgl. Buch II. 

14) Nach den gerichtsgebräuchlich bei Alimentenforderungen im Allgemeinen 
geltenden Orundfägen. D. N. ©. €. 1837 in Zeitſchr. IL. 157. Note 2. und 
Rechtsfreund 1837 ©. 368, 1843 in ©. Momberg g. Hollefhen Vorm. u.a. m. 

15) Eine Ausnahme findet ftatt, wenn durch obervormundfchaftliche Anz 
ordnung die Erziehung des Kindes an einem andern Orte verfügt wird. Pfeiffer 
$ 658. Gin Beifpiel einer ſolchen daſ. $ 657. Note b. 

16) Vgl. oben $ 165, Note 8 

1) Bgl. oben $ 165. 
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ift Das Necht derjelben verbunden, von dem Schwängerer für die 
Dauer diefer Verpflichtung einen jährlichen Alimentationsbeitrag 
und nad) Ablauf der erften Lebensjahre die Abnahme des Kindes 
zu fordern. Nach dem Gerichtägebrauche kommen in dieſer Hinficht 
folgende Grundjäße zur Anwendung: i 

41) Während der erften Lebensjahre?) ift der Schwängerer 
verpflichtet, der Mutter einen durch Gejeß oder Herfommen be— 
flimmten Betrag an Geld oder Naturalien zu dem Zweck zu ent 
richten, um ihr die Mittel zu der ihr während dieſes Zeitraums 
obliegenden Alimentation des Kindes zu gewähren. Diefe Ver: 
pflichtung befteht nur der Mutter, nicht ihren Erben oder Ajzen- 
denten gegenüber 3). Gegenftand der Verpflichtung ift nicht Die 
Verabreichung von Alimenten an das Kind, jondern Die Leiftung 
von Geld oder Naturalien an die Mutter zum Bmede der 
Alimentation deijelben; daher leiden die von Alimentenforderungen 
geltenden Grundſätze auf Die Forderung der Mutter feine An- 
wendung). Mit Nüdficht auf den Zwed der Leiftung erjcheint 
der Schwängerer zur jährlichen Vorausbezahlung verpflichtet 5), 
jeine Verbindlichkeit aber bejchränft auf Die Dauer des Lebens 
des Kindes‘). Das jährliche Alimentationsquantum beträgt in 
Niederheffen zwei Viertel Korn Kafjeler Gemäßes und drei Thaler”), 
in Oberhefjen ein Mött Korn und fünf Marburger Gulden ®), in 


2) Ueber die Dauer diefes Zeitraums vgl. oben $ 165. Note 11 bis 14. 

3) Da die Verpflichtung zur Mlimentation des Kindes während der erften 
Lebensjahre nur der Mutter vor dem Schwängerer obliegt (vgl. oben $ 165. 
Note 15), fo fteht auch nur ihr die diefer Verpflichtung entfprechende Berechtigung 
auf Leiftung des Alimentationsquantums zu. Berpflegen die Erben oder Aſzen⸗ 
denten der Mutter das Kind nad dem Tod der lebtern, fo erfüllen fie nicht 
eine eigene, fondern des außerehelichen Baters Verbindlichfeit und fönnen von ihm 
mit der Klage aus der Gefchäftsführung vollen Erſatz ihrer Auslagen fordern. 

4) D. A. ©. €. 1834 und 1841 bei Heufer Ann. II. 23. Bolgerungen 
hieraus unten Mote 25 und 44. 

5) Ebenfo im Großherzogthum Heſſen; vgl. Elvers Archiv II. 258. 

6) Die Klage der Mutter findet daher erft nad) der Geburt des Kinds ftatt, 
O. A. G. E. 1815 bei Pfeiffer K. N. $ 653. Note i. 

7) Ledderhofe K. R. F 603. Pfeiffer K. N. $ 656. Schüßler ©. 41. 

8) Nicht drei Mött Korn, wie Lebderhofe K. R. $ 603. angiebt. Der 
Marburger Gulden wird zu 16 Sgr. 3 Hlr. gerechnet. Pfeiffer K. R. $ 656. 
Schüßler ©. 42. 
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Schaumburg fünf Thaler’), in Hanau zwölf rhein, Gulden 9), 
Diefe Beträge find mit Rüdficht auf die Lebensweile der niedern 
Stände ald ein in jedem Falle eintretendes Minimum beftimmt, 
welches bei höherem Stande der Mutter nad) richterlichem Ermefjen 
erhöht werden fannı!). Neben dem jährlichen Alimentationsquantum 
fann die Mutter von dem Schwängerer nicht einen befondern Bei- 
trag für einzelne außerordentliche Bedürfnifje des Kindes fordern! ?), 
Nach dem Gerichtögebrauche in Niederhefjen hat fie Feinen Anſpruch 
auf Vergütung der Kindbetts-, Tauf- und Begräbnißkoſten 13). 
Dagegen werden ihr in Oberheflen Tauf- und Begräbnißkoften, 
nicht aber Kindbettsfoften '*), in Schaumburg '5) und Hanau !°) 
Tauf- und Kindbettsfoften zuerfannt.. Durch das Grbieten, das 
Kind zu fich zu nehmen und zu alimentiren, Fann der Schwängerer 
fich für die erften Lebensjahre des Kindes von der Verbindlichkeit 
zur Entrichtung des jährlichen Alimentationsquantums an die 
Mutter nicht befreien !?). 


— 


9) Schaumb. Pol. O. VL $ 5. Rint. Reg. Komm. vom 20. Oft. 1780 
(Kerfting 1272). 

10) Beicheinigung des D. ©. Hanau vom 9. Oft. 1839 in ©. Krad g. 
Sälzer in Betreff der ſchon vor 1786 dem Hofgeriht zu Hanau untergebenen 
hanauiſchen Landestheile, 

11) O. A. ©. €. 1776 bei Kopp Hbb. I. 153. und Dec. Cass. III. 46, 
1841 in ©. Oden g. Fuhrhans. 

12) O. A. ©. €. 1825 bei Schüßler ©. 51. Note 119. 

13) Ledderhofe K. R. $ 608. bezeugt, daß nach der Praris des Konfiftor 
riums zu Kaſſel die Gefhwächte alle diefe Koften tragen müſſe. Die gegentheilige 
Behauptung von Pfeiffer K. R. $ 659. ift nicht belegt. In dem bei Schüßler 
©. 51. mitgetheilten Rechtsfall wurden die geforderten Kindbett-, Tauf-, Krank: 
heits> und Begräbnißfoften vom D. ©. zu Kafjel aberfannt und die hiergegen 
erhobene Nichtigfeitsbefchwerde durh D. A. ©. E. 1825 verworfen. 

14) Ledderhofe K. R. $ 608. Pfeiffer $ 659. O. A. ©. E, 1836 bei 
Schüßler ©. 51. Note 118, 

15) Nint. Reg. Komm. vom 20. Oft, 1780 (Kerfting 1272). Nah Pfeiffer 
K. R. $ 659. werden dafür fünf Thaler vergütet. 

16) In dem gerichtsgebräuchlichen Betrag von zehn Gulden, nad) der in 
Note 10. angef. Beicheinigung. Die Kindbettsfoften werden zu den Alimenten 
gerechnet, Han. D. ©. B. 1841 in ©. Brandau g. Beer; zur Begründung 
des gerichtsgebräudlichen Betrags von zehn Gulden wird die Behauptung, daß 
bie Mutter ſelbſt diefe Koften beftritten habe, nicht gefordert, Han. O. ©. 2. 
1843 in ©. Traudt g. Adrian. 

17) Dec. Cass, III. 46. 
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2) Na Ablauf der erjten Lebensjahre des Kindes hört mit 
der Verbindlichkeit der Mutter, demſelben die Alimentation auf 
Koften des Schwängerers zu gewähren, auch die Verpflichtung des 
Letztern zur Leiftung des jährlichen Alimentationsquantums an. die 
Mutter auf, Der außerehelicdye Bater, al3 zur Alimentation des 
Kindes nunmehr primär verpflichtet, genügt dieſer Verpflichtung, 
indem er das Kind jelbft mit den nöthigen Alimenten verfieht; die 
Mutter ift Daher nicht berechtigt, von ihm die fernere Leiftung von 
Geld oder Naturalien zum Zwed der Alimentation des Kindes zu 
fordern?8), verzichtet vielmehr auf Die Erftattung der von ihr zum 
Unterhalt des Kindes zu verwendenden Koften, wenn fie die von 
dem außerehelichen Water nach Ablauf der erjten Lebensjahre be- 
gehrte Herausgabe des Kindes geftüßt auf ihr Erziehungsrecht 
verweigert 1%). Uebernimmt aber der außereheliche Vater die Ali 
mentation des Kindes nad) Ablauf der erjten Xebensjahre nicht, fo 
fteht der Mutter eine Klage gegen ihn zu ſowohl auf Abnahme 
des Kindes, ald auf Erjaß der von ihr nad) Diefem Beitpunft auf 
die Alimentation des Kindes verwendeten Koften?2%). Lebtere Klage, 








18) Eine Ausnahme tritt ein, wenn die Obervormundfchaftsbehörde wegen 
Unzuläffigfeit der Erziehung des Kindes bei dem Vater die fernere Erziehung 
bejielben der Mutter gegen eine von jener beflimmte Vergütung überträgt; vgl. 
oben $ 165. Note 20. Sofern dringende Urfachen vorhanden find, weßhalb die 
Berpflegung und Erziehung des Kindes dem Vater nicht anvertraut werden Fann, 
erſtreckt fi) die VBerbindlichfeit defjelben, der Mutter Alimente. für das Kind zu 
entrichten, über die erſten Lebensjahre hinaus, O. A. ©. E. 1822 in ©. Baus 
mann g. Fiſcher. 

19) O. A. ©. E. 1792 bei Kopp Hob. I. 154. und Pfeiffer K. N. $ 657. 
Note h. Es macht Hierbei feinen Unterfchied, ob der Bater das Kind verlangt, 
um es zu fih zu nehmen oder um es anderwärts zu verjorgen. 

20) In Hanau ift die Verpflichtung des Vaters, das Kind nach zurückge— 
legtem 14tem bzw. 12tem Jahr zu fich zu nehmen und für deſſen weiteres Fort— 
fommen zu forgen, nicht in Hebung, indem weder darauf gerichtete Klagen, noch 
dazu verurtheilende Grfenntnifje aufzufinden find. Hieraus kaun aber nicht ohne 
Weiteres gejchlofjen werden, daß die Alimentationspflicht nach hanauiſchem Necht 
dem gemeinen Hecht zuwider der unehelichen Mutter primär obliege. - Vielmehr 
erklärt fich die beftehende Uebung mit Nüdjiht auf Solmſ. L. O. II. 21. 
$ 1, 29. daraus, daß die Kinder nad) zurücgelegtem 14tem bzw. 12tem Jahr 
als erwachſen und in der Megel zum Grwerb ihres Unterhalts fähig, daher ber 
Alimentation nicht ferner bedürftig angejehn werden. Hierdurch ift nicht aus— 
geihlofien, daß, wenn das Kind wegen befonderer Umftände der Alimentation 
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zu deren Begründung nicht erforderlich ift, Daß die Mutter nach 
Ablauf der erften Lebensjahre den Vater aufgefordert habe, das 
Kind zu ſich zu nehmen und für deſſen weitere Alimentation zu 
forgen?'), beruht auf der Gefchäftsführung, indem die Mutter 
durch Alimentation de3 Kindes eine Verbindlichkeit des Waters 
erfüllt, und ift auf vollen Erjaß der von der Mutter zum Unter: 
halt des Kindes beftrittenen Auslagen nad) den bei der Gejchäfts- 
führung geltenden Grundjäßen gerichtet ??). 

3) Für die Anfprüche der Mutter gegen den Schwängerer auf 
die objervanzmäßigen Alimentationsbeträge während der  eriten 
Rebensjahre des Kinds und auf Abnahme defjelben nad) deren 
Ablauf oder Erſatz der nachher von ihr aufgewendeten Alimentations- 
foften gelten folgende gemeinfame Grundſätze: a) Das Forderungs- 
recht fteht der Mutter für ihre Berfon zu?3). Das Necht auf die 
Rückſtände bildet, wenn fie in wäterlicher Gewalt fteht, einen Theil 
ihres Pekuliums?*), wenn fie flirbt, einen Theil ihrer Erbjchaft?>), 





noch in dieſem Alter bebürftig erfcheint, von demfelben gegen den Vater als ben 
primär Berpflichteten auf Alimentation und von der Mutter gegen denfelben auf 
Erſatz der von ihr zur Alimentation des Kindes aufgewendeten Koiten geklagt 
werden fann. In einem nach altheifiihem Mecht zu entjcheidenden Fall in ©. 
Juſti g. Lingelbadh erfannte das D. ©. zu Hanau am 23. Dez. 1840, daß der 
Vater und deſſen Erben verpflichtet feien, nad vollendetem zehntem Jahre des 
Kindes für deflen weiteres Fortkommen Sorge zu tragen. 

21) D. A. ©. E. 1843 bei Heufer Ann. II. 378. 

22) Das Duantum der Vergütung für die Alimentation nad den erften 
Lebensjahren ift nicht durch eine allgemeine Negel feftgeftellt. Nah Kopp Hdb. 
I. 154. foll dafjelbe gewöhnlih auf 100 Thlr., nach Rechtsfreund 1837 ©.-368 
auf das Doppelte der für die erjten Lebensjahre gewöhnlichen Beträge bis zum 
14ten Jahr bejtimmt werden, 

23) Vgl. die Nachweiſung dieſes Saßes bei Heufer Ann. IM. 19, ferner 
Han. U. ©. D, 1764 IV. $ 5. und unten Note 24. Die Mutter ift daher 
ohne Unterfhied, ob fie Vormünderin des Kindes ift oder nicht, zur Klage in 
eigenem Namen legitimirt, D. A. ©. €. 1836 in Zeitfchr. I. 156. Note 1, 
1846 in ©. Wolperts g. Schippner u. a. m. Nach der gewöhnlichen Meinung 
foll die Mutter nur in Vertretung des Kindes Flagen, Heerwart Archiv XIV. 436, 
Schömann Zeitihr. N. F. I. 135. 

24) Ueber die hierbei eintretenden Nechtsverhältniffe vgl. O. A. G. E. 1844 
bei Strippelmann V. 560. 

25) Der Satz, daß Alimente von der Vergangenheit nicht gefordert werben 
fönnen, ift unanwendbar bei der Forderung auf die Alimentationsbeiträge für 
die erften Jahre; vgl. Note 4. und Pfeiffer K. R. $ 656. Note a. Sofern die 
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b) Die Verpflichtung Tiegt dem Schmwängerer und feinen Erben 
ob?°), nicht feinen Alzendenten 2”). Nur nad) hanauifchem Recht 
finMWlebtere ſnbſidiär für den Fall der Inſolvenz des Schwängerers 
und feiner Erben verpflichtet?®). c) Vorausſetzung der Ver: 
pflichtung ift die Vaterſchaft?“), auf deren Anerkennung, wenn fie 
beftritten wird, der Mutter nach dem Gerichtsgebrauche in gleicher 
Weiſe wie dem unehelichen Kinde eine Präjudizialflage zufteht 39). 
d) Die gerichtliche Verfolgung des Anſpruchs der Mutter gegen den 
Schwängerer ift in Altheflen durch den jog. Gravatorialbeweis!?), 
in den übrigen Landestheilen Durch das Verbot der Eideszufchiebung 
erfchwert 32). Nach althejfiichem Recht gelten in dieſer Hinſicht 


Klage auf der Gefchäftsführung oder einem fonftigen befondern Rechtsgrunde 
beruht, findet jener Sap ohnehin Feine Anwendung; Dec. Cass. I. 120, Zeitjchr. 
I. 157. Note 2, 

26) Diefer Sak bildet die gemeinrehtliche Megel, vgl. J. H. Boehmer 
V. 16. $ 14, Glück Gomm. XXVII. 207, Buſch Archiv XXI. 222; a. M. 
Heerwart Archiv XIV. 440, Zeitichr. XVII. 334. Nach kurheſſiſchem Gerichte: 
gebrauch unterliegt er feinem Zweifel, Ledderhofe K. R. $ 605, Pfeiffer K. R. 
$ 660, Schüßler ©. 10, Rechtsfälle bei Strippelmann IV. 1, 200, V. 377. 
Note 105, Heufer Ann. III. 24, 

27) Bol. das oben $ 167. Note 7. angef. DO. A. ©. €. 

28) Han. V. vom 5. Nov. 1750. 

29) Nicht als ob die durch die Baterfchaft vermittelte Verwandtfchaft wie 
für den Anſpruch des Kindes (vgl. $ 164. Note 26) auch für den der Mutter 
ben Rechtsgrund bildete, fondern weil der aus der Schwängerung entfpringende 
Anfprud der Mutter (vgl. $ 164. Note 32 bis 34) den Kaufalzufammenhang 
zwijchen der Schwächung und der Geburt des Kindes vorausjept. 

30) In einem durh D. A. ©. €. 1839 beftätigten Marb. O. ©. E. in 
©. Löw q. Findt wurde Hinfichtlih der von der Mutter nach dem Tod bes 
Kindes erhobenen Klage ausgefprochen „daß die Mutter eines unehelichen Kindes 
als folche gegen den Vater dejjelben zwar gerichtsgebräuhlich auf Anerfennung 
ber Baterjchaft, jedoch nicht ſelbſtſtändig, fondern, da die Vaterſchaft die Anz 
jprüche der Mutter auf Entrichtung der gefeßlichen Alimente bzw. auf Abnahme 
des Kindes bedingt, lediglich zum Zwed der Verfolgung diefer Anſprüche und 
in Verbindung mit einem denfelben entſprechenden Antrage Klage erheben kann“. 

31) V. vom 28. Mai 1738 8 1, 5. 

32) Han. V. vom 1. Febr. 1744. Han. Hofg. DO. XI. $ 220. Proz. D. 
vom 6. Dft. 1818 $ 1. E. ©. R. P. vom 16. Aug. 1816 (Kerfting 1195). 
Strippelmann Gideszufh. ©. 109, Die Beltimmung in Kan. Hofg. O. Xl. 
$ 221. über die Verbindung der Beweisantretung mit der Klage hat feine Bes 
deutung mehr, da diefe Verbindung nach Prov. Gef. vom 22. Juli 1851 $ 55 
allgemein erforderlih ift, und jene Beftimmung nad feftftehendem Gerichts: 
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folgende Grundfäße: Wenn Die Mutter nicht bei Anftellung der 
Klage durch ein von dem Pfarrer und den Kirchenälteften oder, 
fall3 fie Israelitin ift, von dem Rabbinen und den Gemeindeäligiten 
ausgeftelltes Sittenzeugniß nachweift, Daß außer dem Fall, weldyen 
die Klage zum Gegenftand hat, von früherer Liederlichfeit der 
Klägerin mit Andern nicht3 befannt jei®°), ift die Klage nur unter 
der Vorausſetzung zuläffig, Daß Die Klägerin Durch Bejcheinigungs- 
mittel alsbald einigen Verdacht des mit ihr gepflogenen gejchlecht- 
lichen Umgangs gegen den Berflagten begründet. Hat Diejelbe das 
vorgejchriebene GSittenzeugniß der Klage beigefügt, jo fteht dem 
Verklagten Die prozeßhindernde Einrede der Liederlichfeit +) mit 
der Wirkung zu, daß, falls der Verflagte einen Liederlichen Umgang 
der Klägerin mit Andern aus der mit der Geburt des Kindes 
zutreffenden 35) oder aus früherer Zeit erweift, Die Klage auf fo 
lange abzuweifen ift, als nicht Die Klägerin den DVerklagten zu 


gebrauh dahin verftanden wird, daß der Beweis des Beiichlafs nicht allein 
durch die dafelbft angeführten, fondern auch durch fonftige Beweismittel mit 
Ausnahme der Eideszufchiebung erbracht werden Fonne, Han. D. ©. E. 1841 
in ©. Wachsmuth g. Mann, Knies g. Köhler u. a. m. 

33) V. vom 28. Mai 1738 $ 3. Näheres über Einrichtung diefes Zeug: 
nifjes bei Pfeiffer K. N. S 644. Für Berbejjerung ber Mängel bejjelben hat 
bas Gericht nicht von Amts wegen zu forgen, O. A. G. E. 1843 in ©. Wipel 
g. Wagner. 

34) Nach älterm Necht war die exceptio prostibuli peremtorifh, indem: 
man die Beftimmung der Ref. DO. 1056 X. $ 6, die Gefchwächte folle nichts 
erhalten, wenn fie nicht ehrbar fei, auch auf den Alimentationsanfprud) der= 
felben bezog; vgl. Eingang der V. vom 28. Mai 1738. Hierbei blieb die 
Praris auch nad legterer Verordnung, fo daß „eine MWeibsperfon beim erften 
Ball nur überhaupt einer Liederlichfeit überführt zu werden brauchte, um dadurch 
ihre fofortige Abweifung mit der ganzen Klage zu bewürfen, ohne darauf zu 
jehen, ob diefelbe gerade in dem Zeitraum ihrer Schwangerfchaft mit Andern 
als dem Beklagten zu thun gehabt habe”, vgl. Gingang der B. vom 23. Febr. 
1798, Dec. Cass. II. 276, O. X, ©. €. 1792 bei Duyfing Ann. I. 1, 9. 
Erft diefe Verordnung unterfchied die prozeßhindernde und dilatoriſche Einrede 
der Liederlichfeit von der peremtorifchen Einrede der mehreren Beihälter. 

35) Kaſſ. DO. ©. E. 1827 in ©. Leonhardſche Vorm. g. Buchenhorſt er— 
Härt es für zuläffig, den Beweis der dilatorijchen Einrede der Liederlichfeit durch 
Nachweiſung von Thatjachen zu erbringen, welche in die mit der Geburt zus 
treffende Zeit fallen. Unrichtig- ift die Annahme von Schüßler ©. 30, das 
Erforderniß des Gravatorialbeweiſes trete nur.dann ein, wenn bie Klägerin ſchon 
einmal außerehelich geboren habe. 
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graviren vermag?‘). Der Oravatorialbeweis ift nicht erforderlich, 
wenn Slägerin zwar bereits früher zu Falle gefommen, aber ent- 
weder die frühere Schwächung durch den Berflagten®?) oder Durch 
den Verlobten während des Brautjtandes 3%) erfolgte, oder 
Klägerin, nachdem fie ſich nach dem erjten Fall verheirathet hatte, 
wegen einer im Wittwenftand gejchehenen Schwängerung Elagt??). 
Zum Zweck des Gravirens genügt die Bejcheinigung eines Ge— 
ftändnifjes des Beilchlafs oder ſolcher Umftände, aus Denen mit 
MWahrjcheinlichkeit auf ein gejchlechtsvertrautes Verhältuiß zwifchen 
der Klägerin und dem Verklagten zu jchließen ift*°). e) Fleijchliche 
Vermiſchung der Klägerin mit einem Andern als dem Verklagten 
in dem mit Der Geburt des Kindes zutreffenden Zeitraum begründet 
die peremtorifche Einrede der mehreren Beihältert:), f) Weitere 
Einreden fönnen entnommen werben aus ber rechtsfräftigen Ab- 


36) Die Einrede ift mithin unbegründet, wenn die gemäß $ 55. des Prov. 
Gef. vom 22. Juli 1851 mit der Klage verbundene Beweisantretung den Ver— 
Hagten gravirt. 

37) Kon. €. bei Pfeiffer 8. R. F 645. Note e. O. A. G. €. 1836 bei 
Henfel ©. 49. 

38) Konf. E. 1788 bei Pfeiffer K. R. $ 645. Note f. 

39) O. A. G. E. 1771 bei Pfeiffer K. N. $ 165. Note g. 

40) O. A. G. E. 1825 bei Schüßler ©. 30. Als Beicheinigungsmittel find 
außer den in V. vom 28. Mai 1738 $ 5. erwähnten auch andere zuläflig, vgl. 
Pfeiffer K. R. $ 645. Note a, b, O. A. ©. E. 1836 bei Strippelmann Eides— 
zufh. ©. 113. Note 54, jedoch nicht die Eideszufchiebung, indem nad der von 
Ledderhoie K. R. $ 601, Kopp ©. B. II. 369. und Strippelmann Eideszuſch. 
©. 111. begeugten Ufualinterpretation der V. vom 8. Jan. 1723 $ 3. die Gides- 
zufchiebung in Altheffen in Schwängerungsfadhen zwar nicht überhaupt, jedoch 
beim Gravatorialbeweis unzuläffig iftz vgl. O. A. ©. E. 1772 bei Pfeiffer K. R. 
$ 645. Note d. 

41) V. vom 23. Febr. 1798 $ 2. Es fommen hierbei die oben $ 166. 
Note 8 bis 12. angeff. Grundfäge zur Anwendung. Die Erklärung der Mutter, 
daß nicht der Verklagte oder daß ein von ihr genannter Dritter der Vater fei, 
fommt als Beweismittel: gegen fie bei dem Beweiſe der mehrern Beihälter in 
Betracht, wenn fie nicht erweifen fann , zu einer unwahren Erklärung veranlaft 
worden zu fein; Dec. Cass. II. 238, D.N.©. €. 1818 bei Pfeiffer K. R. 
$ 652. Note i, 1823 bei Strippelmann Nothw. Eid ©. 101. Einer folchen 
Erflärung der Mutter ift nicht aus dem Grunde, weil fie während der Schwanger: 
haft erfolgte, Glaubwürdigkeit abzufprechen, indem die Gejhwängerte ſich 
hierbei in einer andern Lage als der Schwängerer befindet, O. A. ©. E. 1854 
in Elvers Archiv III. 317, vgl. mit oben $ 166, Note 4. 
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weifung der von der Klägerin ſchon einmal angeftellten Klage oder 
aus der derjelben im Provofationsprozeß gemachten Auflage des 
Stillfchweigens 2) oder einem Derzicht 3) oder Dergleich **) 
derjelben, 


$ 169. 
2) Aus der Schwächung. 

Der Anſpruch der Geſchwächten auf Satisfaftion richtet fich 
nach folgenden Grundfäßen: 41) Vorausſetzung defjelben ift: 
a) lediger Stand der Geſchwächten zur Zeit der Schwächung!) 
ohne Unterſchied, ob fie niemals verheirathet, gejchiedene Che: 
frau pder Wittwe war?), b) Fleiſchliche Vermifchung mit dem 
Verklagten ohne Unterjchied, ob Schwangerjchaft entjtanden ift oder 
nicht) . und ob einfaches Stuprum oder Ehebruch vorliegt). 





42) Auch wenn aus einem vor der Auflage des Stillfchweigens im Pro- 
vofationsprozeß erfolgten, die Vaterſchaft vorausfeßenden Berfprechen geklagt 
wird, O. A. G. €. 1844 in S. Schieber g. Heilmann. 

43) Ueber Zuläffigfeit und Bedeutung eines Verſprechens der Gejhwängerten, 
die Vaterfchaft zu verjchweigen vgl. O. A. G. E. 1841 bei Heufer Ann. II. 749, 
1846 daf. III. 21, 1856 daf. IV. 551. 

44) Auf den Bergleih der Mutter mit dem Schwängerer hinfichtlich bes 
von Letzterm zu Jeiftenden Alimentationsbeitrags leiden die Vorſchriften bes 
römifchen Nechts über das Erforderniß obrigfeitlicher Beftätigung beim Vergleich 
über Alimente Feine Anwendung, O. A. ©. E. 1834 und 1841 bei Heufer Ann. 
III. 23, 1854 daf. 27. WReftitution dagegen Fann die Mutter auf Grund ber 
Minderjährigkeit des Kindes und wegen einer Leßterem badurch angeblich er— 
wachſenen Verlegung nicht begehren, O. A. G. E. 1834 bei Heufer Ann. II. 23, 
1854 daſ. 27. - 

1) Ehefrauen, die Ehebruch begehen, ift der Anfprud auf Satisfaftion ver- 
fagt, O. A. ©. E. bei Duyfing Ann. II. 6, 133. 

2) Die Satisfaftion ift, obgleich fie nah V. vom 28. Mai 1738, Han. 
Hofg. DO. 1747 XI. $ 220, Schaumb. P. O. 1615 VI. $ 2. „pro defloratione“ 
oder „für den Kranz” gegeben werden foll, nad dem Gerichtsgebrauch nicht ala 
Entjhädigung für den Berluft der Jungfraufhaft und durch legtere bedingt an— 
zuſehn. J. H. Boehmer J. E. Pr. V. 16. $ 8, Glück Comm. XXVII. 155, 
Konf. E. 1800 und 1805 bei Pfeiffer K. R. $ 643. Note a, $ 664. Note c, 
O. A. G. E. 1822 in ©. Beder g. Wittwe Formhals. Vgl. auh Solmf. V. 
vom 1. Nov. 1583 $ 11. 

3) Ref. O. 1656 X. $5 a. E. GSolmf. B. vom 1. Nov. 1583 $ 8. 
Dec. Cass. II. 307, IU. 70. Nr. 5, 82. Nr. 1. Pfeiffer 8. R. $ 662, 665. 
Daher ift bei erfolgter Schwängerung die Satisfaftionsflage vor der Geburt 
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c) Ehrbarer Lebenswandel der Geſchwächten bis zu dem Fall, 
welcher den Satisfaktionsanſpruch begründet 5), Alsbaldige Nach— 
weiſung deſſelben durch ein Sittenzeugniß bedingt die Zulaſſung 
der Klage nur in Altheſſen). Die Einrede der Liederlichkeit, be— 
gründet durch Liederlichen Umgang der Klägerin mit Andern als 
dem Verklagten vor der Beit der Schwächung durch Letztern, bat 
als peremtorifch Die gänzliche Abweifung der Klage zur Folge”). 
2) Die Klage fteht nur der Geſchwächten, nicht ihren Erben zu ®) 
und ift gegen den Stuprator und dejjen Erben gegeben®). 3) Der 


zuläffig, Pfeiffer $ 653. Die Behauptung von Schüßler ©. 59, im Hanauifchen 
werde dıe Satisfaftionsklage nur in Verbindung mit der Alimentationsklage, alfo 
nur im Falle der Schwängerung zugelajjen, bat feinen Grund; vielmehr ift 
durch Fuld. DO. ©. E. 1857 in ©. Laupus 9. Hinfel die lediglich auf Satis— 
faftion gerichtete Klage mit dem Bemerken zugelaffen worden, daß der Satis— 
faftionsanfpruh durch Schwängerung nicht bedingt fei. 

4) Für den Fall des Ehebruchs vgl. Solmf. B. vom 1. Nov. 1583 $ 11, 
Dec. Cass. III. 46. 

5) Ref. ©. 1656 X. $ 5, 6. Solmf. V. vom 1.Nov. 1583 8 8, 18, 19. 
Dem” Satisfaftionsanfpruch einer Wittwe fteht der Umftand nicht entgegen, daß 
fie fih während der Trauerzeit fchwängern ließ, da bei der Beurtheilung der 
Ehrbarfeit nur der frühere Lebenswandel der Geſchwächten bis zu dem fraglichen 
Falle in Betracht fommt, O. A. G. E. 1822 in S. Beder g. Wittwe Formhals. 

6) 3. vom 28. Mai 1738 $ 1. Unter dem bier gebrauchten Ausdruck 
- Schwängerungsflage ift die Klage auf Satisfaftion mitbegriffen, vgl. oben 
$ 164. Note 16. Hinſichtlich des Sittenzeugnifjes gilt das oben $ 168, Note 33, 
Bemerkte. 

7) V. vom 28. Mai 1738 $ 4. Han. Hofg. O. 1747 XI. $ 222. V. 
vom 23. Webr. 1798 $ 1. In letzterer Verordnung, wie von Pfeiffer K. R. 
$ 652, wird die Behauptung der Liederlichfeit, obgleich ehrbarer Lebenswandel 
zum Klaggrund gehört, ald Ginrede bezeichnet, weil der Verklagte zur Befeitigung 
der allgemeinen Bermuthung der Ghrbarfeit, welche ber Klägerin zur Seite 
fteht,, befondere Thatſachen darzulegen und zu erweilen hat. 

8) Dec. Cass. I. 120. Ledderhoſe K. R. $ 613. Pfeiffer K. R. $ 666. 
O. A. ©. E. 1834 bei Schüßler S 28. Vgl. über dieſe Streitfrage Glüd 
Gomm. XXVIII. 170. Aus der Annahme der Furhefiiihen Praris folgt nicht, 
daß diefelde mit Sintenis Civ. R. I. 278. die Satisfaftionsflage als vindictam 
spirans anfehe; vielmehr erklärt ſich diejelbe daher, daß der Nachtheil, zu deſſen 
Ausgleihung das Satisfaftionsquantum dient, in der Berfon der Erben nicht 
vorhanden ift. Eine von der Geſchwächten jelbit angeftellte oder auf einem 
Berfprechen des Stuprator beruhende Klage geht ohne Zweifel auf die Erben 
über. 

9) Die von Glück Comm. XXVIII. 170. angenommene Beichränfung der 
Berpflihtung der Erben auf ben Betrag ber Erbichaft beruht auf der nach $ 164. 
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Anſpruch der Geſchwächten geht auf Zahlung einer Geldfumme 
als Abfindung für den Nachtheil, welcher ihr, fofern der Stuprator 
fie nicht heirathet, dadurch erwächſt, daß ihr durch die Schwächung 
die Gelegenheit zu einer andern Verheirathung entzogen oder er: 
ſchwert ift. Der Stuprator ift nicht alternativ zur Chelihung oder 
Abfindung‘), ſondern einfach zur Abfindung verpflichtet mit der 
Befugniß, von ber Erfüllung Diefer Verpflichtung fi durch 
Ehelihung der Klägerin zu befreien 1). Die Verpflichtung zur 
Abfindung erleidet Feine Veränderung, wenn die Geltendmachung 
diejer Befugniß durch Unmöglichkeit der Heirath mit der Klägerin 
wegfällt, ohne Unterjchied, ob die Unmöglichkeit ſchon zur Zeit der 
Schwähung vorhanden war!?) oder erjt jpäter eintrat, ob bie 
jpäter eingetretene Unmöglichkeit dur Schuld des Stuprator >) 
oder durch Zufall herbeigeführt ift, und ob letzterenfalls der Zufall 
in feiner Perſon oder in der Perjon der Gefhwächten oder durch 
jonftige Umftände ſich ereignet hat!®), Die Befugniß, durch 


Mote 30. nicht begründeten Unterftellung, daß die Satisfaftionsflage die Ver: 
bindlichfeit zur Gntjhädigung aus einem Delift zum Gegenftand habe. 

10) Wie von Glüd Comm. XXVHL 154, Pfeiffer K. R. $ 655, Schüßler 
©. 52. angenommen wird. Diefer Annahme fteht entgegen, daß aus der 
Schwädung eine im Rechtsweg verfolgbare Verpflichtung des Stuprator zur Ehe— 
lichung nicht entjpringt, vgl. oben $ 164. Note 32, 

11) Es liegt hier ein Wall der fog. facultas alternativa vor. Daraus 
folgt: a) Die Klagbitte Fann lediglich auf Abfindung gerichtet werden, Ledder— 
hoje K. R. $ 602, Dec. Cass. III. 94 d; das Wahlrecht des Verklagten wird 
dadurch nicht beeinträchtigt, O. U. ©. E. 1833 in ©. Bäß g. Kleb. b) Die 
Behauptung, daß Klägerin den Verklagten vor der Klaganftellung aufgefordert 
habe, fie zu heirathen, ift zur Begründung der Klage nicht erforderlih, O. 4. 
G. E. 1833 in der angef, Sadıe. 

12) 3. ®. wenn der Stuprator Chemann oder katholiſcher Geiftlicher ift 
oder Neligionsverfchiedenheit die Ehe hindert. Im folchen Fällen fieht der Ger 
ſchwaͤchten die Satisfaftionsflage auch dann zu, wenn fie zur Zeit der Schwächung 
das Ghehinderniß Fannte; vgl. Glück Comm. XXVII. 166, Dec. Cass. III. 46, 
Pfeiffer $ 655. Note h. 

13) 3. B. wenn der Stuprator fi anderweit verheirathet, ohne zuvor der 
Geihwächten die Ehe anzutragen; vgl. Konſ. Schreiben vom 20. Juni 1800 
(N. ©. IV. 341). 

14) 3. B. durch den Tod oder Wahnftnn oder Förperliche Krankheit des 
einen oder andern Theile. Auch dann ift der Geſchwächten der -Satisfaktiong- 
anſpruch nicht zu verfagen, wenn die Eltern derfelben den Konfens zu ihrer 
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Ehelichung der Klägerin fich von der Verpflichtung znr Zahlung einer 
Abfindung zu befreien, fteht dem Stuprator zu, jo Tange er fich der— 
jelben nicht durch die Erklärung, jene nicht heirathen zu wollen, begeben 
hat 25). Die Verpflichtung des Stuprator ift erfüllt durch Zahlung 
der Abfindung oder Verheirathung mit der Geſchwächten 16). Der 
Erfüllung ſteht es gleih, wenn Letztere nach der Schwächung zu 
einer Zeit, wo e8 dem Stuprator noch freiftand, durch Ehelichung 
ſich von der Verbindlichkeit zur Zahlung der Abfindung zu befreien! 7), 
durch eigene Schuld 1°) die Heirath verhindert, fei e8 durch Aus— 
Ichlagung der ihr von dem Stuprator angetragenen Che oder 
Berheirathung mit einem Andern 1°) oder durch Begehung von 
Handlungen, welche den Stuprator berechtigen, Die Nerheirathung 
mit ihr zu verweigern 2°), 4) Das Satisfaktionsquantum wird 


Verheirathung mit dem Stuprator verweigern, Glück XXVIII. 164, Erf. des 
O. A. G. Dresden 1835 bei Langenn und Kori Grört. I. 269; jedoch iſt zur 
Begründung der Klage erforderlid die Darlegung, daß Klägerin die Klage auf 
Ergänzung des elterlichen Konfenjes unter Berfündigung des Streits an den 
Berflagten vergebens angeltellt habe, oder daß fie wegen des Borhandenfeing 
erheblicher Weigerungsgründe zur Befeitigung des Chehindernifjes vermittelft 
Anftellung der Klage gegen die Eltern nicht im Stande geweſen fei. 

15) Der Stuprator muß von feiner Befugniß Ipäteftens in der Erzeptional- 
handlung Gebrauch machen, midrigenfalls ihm diefelbe fpäter nicht mehr zuzu— 
geftehm ift. Hafjenpflug Bemerfungen über das Wahlrecht ded Stuprators nad 
fur. Necht in der Allg. Iur. Zeitung 1829 ©. 85 fi. und O. A. ©. €. 1828 
daf.; a. M. Pfeiffer K. R. $ 655. Note e. 

16) Die gerichtliche Eheanzeige ftellt fi als Novation bar. 

17) Mithin nit, wenn der Stuprator ihr zuvor erklärt Hat, fie nicht 
heirathen zu wollen, Dec. Cass. II. 94, O. A. G. €. 1831 in ©. Apitzſcher 
Kur. g. Dijcher. 

18) Mithin nicht, wenn die Geſchwächte erft dann die Ehe mit dem Stuprator 
ausgeichlagen oder ſich anderweit verheirathet hat, nachdem derſelbe Handlungen 
begangen hatte, welche einen genügenden Grund abgeben, die Ehe mit ihm zu 
verweigern. O. A. G. E. 1831 in ©. Apitzſcher Kur. g. Difcher in einem Fall, 
wo die Gejchwächte fich verheirathete, nachdem der Stuprator fich dergeftalt einem 
liederlichen Lebenswandel ergeben hatte, daß er in venerijche Krankheit ver- 
fallen war. 

19) Dec. Cass. III. 82. Sie muß daher, um den Satisfaktionsanſpruch 
zu behalten, dem Stuprator vorher die Ehe antragen, Kon]. Schreiben vom 
20. Suni 1800 (IV. 341). 

20) Namentlih wenn fie nah der Schwädhung mit einem andern Mann 
Unzucht treibt. Glück Comm. XXVIII. 161, Dec. Cass. I. 120. Nr. 5, Pfeiffer 
K. R. $ 655. Note f. 
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in Grmangelung einer Vereinbarung nach richterlichem Ermeſſen 
feſtgeſetzt?). Als Maßſtab dient hierbei der vermuthliche Betrag 
der Dos, welche die Gejchwächte im Fall einer Verheirathung in 
die Ehe bringen würde ??). Es ift daher jowohl ihr Stand, als 
ihr Vermögen und, wenn fie noch Fein eigenes Vermögen hat, der 
Betrag, welchen ihr Vater ihr nad) jeinem Stande und Vermögen 
als Mitgift zu geben vermöchte, in Betracht zu ziehen?3), wobei 
das zur Zeit der Schwähung vorhanden gemwejene Vermögen ?*) 
unter Abſchätzung deſſelben nach dem wahren allgemeinen Werthe?5) 
und unter Abzug der Schulden?®) zum Grunde zu legen if. 
Dur) den Gerichtsgebrauch find in Diefer Beziehung folgende 
Grundfäße angenommen: I. In Niederheſſen, Oberhefien und 
Schaumburg. A. Steht die Geſchwächte noch unter väterlicher 
Gewalt, jo erhält fie als Abfindung a) wenn bereit eine Schweiter 
verheirathet ift, den Betrag der Dos derjelben 2”), b) wenn feine 
Schweiter verheirathet ift, den Betrag eines Drittels ihres zu er- 
wartenden elterlichen Erbtheild als der vermuthlichen Dos 28). 


21) Die Klagbitte Fann im Allgemeinen auf Zahlung einer Nbfindungs- 
ſumme, vorbehaltlich der Liquidation derfelben nad ertheiltem Endsbeſcheid, ges 
richtet werden, O. A. ©. E. 1841 in ©. Benoit g. Bonnet; vgl. O. A. ©. €. 
1837 bei Pfeiffer VI. 460. Note y. 

22) Ref. ©. 1656 X. $ 5. Solmf. ®. v. 1. Nov. 1583 $ 8, Schaumb. 
P. O. 1615 VI. $ 2. 

23) Ref. D. 1656 X. $ 5. „gebührliche Ausfteuer nach ihres Vaters Vers 
mögen und foviel ihr derfelbige ungefähr mitgegeben hätte. Solmf. B. vom 
1. Nov. 1583 $ 8 „ihrem Stande und ihres Vaters Vermögen nach“. 
Schaumb. P. D. VI. $ 2 „nad ihrem Stande und Vermögen“. 

24) D. A. ©. €. 1836 bei Henfel ©. 51. 

25) DO. A. ©. €. 1827 in ©. Spangenbergige Vorm. g. Kaufheld. Das 
juramentum in litem findet hier nicht jtatt, DO. A. ©. &. 1836 in S. Ruppel 
g. Both. 

26) Die Klägerin hat nicht zu behaupten und zu erweifen, baß feine 
Schulden vorhanden geweſen feien, vielmehr gehört es zur Vertheidigung des 
Verflagten, etwaige Schulden anzugeben und zu beweiien, O. A. ©. €. 1838 
in S. Georg g. Reifſchneider. 

27) Ledderhoſe K. R. ©. 727. Pfeiffer K. R. $ 663. Schüßler ©. 61. 
Die Größe der bereits gegebenen Mitgift ift nicht unbedingt maßgebend, vielmehr 
fann nach Beichaffenheit des väterlichen Vermögens auch ein höherer Betrag 
zuerfannt werden, O. A. G. E. 1847 in S. Schmieding g. Wienede (Schaumburg). 

28) D. U. ©. €. 1827 in ©. Spangenbergfche Borm. g. Kaufheld (Nieder 
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B. Steht die Geſchwächte nicht mehr unter väterlicher Gewalt, jo 
wird die Abfindung nad ihrem eigenen Vermögen 2°) dergeftalt 
bejtimmt, daß a) in Niederhefjen mindeftens ein Drittel defjelben?®), 
b) in Oberheſſen das gefammte Vermögen 3) zum Gatisfaktiong- 
quantum angejchlagen wird. C. Hat die Gefchwächte weder Ver: 
mögen noch jolches von den Eltern zu erwarten, jo werden in 
Niederbeffen und Schaumburg zehn Kammergulden, in Oberhefjen 
dreißig Marburger Gulden ald Abfindung zuerkannt 32). D. Bon 
diefen Grundjägen kann nad) richterlichem Ermeſſen mit Rückſicht 
auf den Stand und das Vermögen beider Theile und Die Jonftigen 
begleitenden Umftände Durch Zuerkennung eines höhern Betrages 
abgewichen werden®®). II. Nach dem Gerichtsgebrauch im Hanauifchen 
werden, wenn die Gejchwächte ganz arm ift, 30 Gulden rhein. 
als Abfindung zuerkannt?“). Wenn dieſelbe Dagegen Vermögen 
befigt oder zu erwarten hat 3°), jo wird Die Abfindung nach richter: 


heflen) „ungefähr ein Drittel®, 1836 bei Henkel ©. 51 (Hersfeld), 1816 bei 
Pfeiffer K. NR. $ 663. Note d(Oberheilen), 1847 in S. Schmieding g. Wienede 
(Schaumburg). Bei Berechnung der Erbportion find Die der weiblichen Sur: 
cejjion entzogenen Güter auszufcheiden, O. A. G. E. 1827 in der zuerfterwähnten 
Sache; bei Schaumburger Meiergütern it das Satisfaftionsquantum nach der 
Summe zu berechnen, welche e8 der Geihwächten nad gejeglicher Beftimmung 
vom Meiergut erträgt, fofern nicht das VBorhandenfein anderen Allodialvermögens 
nacdhgewiejen wird, DO. A. ©. €. 1824 in ©. Wilkening g. Auhage. 

29) Vorausſetzung ift, daß ihr auf fofortige Auszahlung des Vermögens 
zur Zeit der Schwächung ſchon ein vollfommenes Recht erworben war, D. N. 
G. €. 1828 in ©. Beder g. Muth (Oberheſſen). 

30) O. X. ©. E. 1847 in ©. Viehmann g. Siebert, worin ausgefprochen 
ift, daß ein Gerichtsgebrauch, wonach der ganze Betrag des Vermögens als Ab- 
findung zuerfannt werde, für Niederhejjen nicht bejtehe, vielmehr nur aus dem 
in Note 28 erwähnten Gerichtsgebraudy zu folgern fei, daß die Abfindung nicht 
unter einem Drittel des eignen Vermögens beftimmt werden dürfe. 

31) O. A. ©. €. 1810 in der bei Pfeiffer S 663. Note d. angeführten 
Sache Funk g. Schnabel, 1836 in ©. Nühl g. Laucht. 

32) Pfeiffer K. R. $ 663. Note e. Ueber die Berechnung bes Marburger 
Guldens vgl. $ 168. Note 8. 

33) D. 4. ©. €. 1847 in ©. Viehmann g. Siebert. 

34) Nach der oben $ 168. Note 10. angeführten Bejcheinigung. 

35) In O. X. ©. €. 1838 in ©. Georg g. Neifjchneider ift ausgeſprochen, 
daß ein vom D. N. ©. anerkannter Gerichtsgebraudh, wonach der Geſchwächten 
im Hanauiſchen ohne Unterjchied, namentlich ohne Nüdficht auf die Vermögens— 
verhältnifte, dreißig Gulden als Abfindung zuerkannt würden, nicht beftehe. 
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lihem Grmeffen auf den Betrag, welchen fie zur Zeit ber 
Schwächung einem Ehemann hätte zubringen fönnen, und für den 
Fall, daß fie eigenes Vermögen nicht befigt, regelmäßig nach den 
Vermögensverhältnilfen der Eltern, alsdann aber, wenn bereits 
eine Schwefter verheirathet ift, nad) dem von Diefer ihrem Ehemann 
zugebrachten Brautjchaß beſtimmt?). 5) Der Gefhwächten fteht 
fein Anſpruch auf Abfindung zu, wenn fie den Stuprator felbft 
oder durch Andere zum Beiſchlaf verleitet®”) oder ſich demſelben 
gegen Lohn hingegeben hat3®). 


36) Fuld. D. ©. €. 1854 in ©. Mangelmann g. Andel, 1855 in ©. 
Greg g. Uffelmann, 1857 in ©. Schneider g. Geifert. 

37) Ref. ©. 1572 8 9, 1656 X. $ 5, 6. Solmf. V. vom 1. Nov. 1583 
$ 14, 19. Glück Comm. XXVIIL 159. 

38) Glück Comm. XXVIH. 160. Pfeiffer 8. NR. $ 649. Note f. Kafl 
D, ©, E. 1834 bei Schüßler ©. 59. Note 146. 


Zuſätze. 


Zu S. 49. Note 15. Das Original des Landrechtsentwurfs iſt dem Vernehmen 
nach nicht mehr vorhanden. Wir haben indeſſen eine aus dem ſiebzehnten 
Jahrhundert ſtammende Abſchrift erworben, nach welcher wir mit Hin— 
weiſung auf Geiſe citiren. 

Zu S. 117. Note 16. Vgl. O. A. G. E. 1837 bei Heuſer Ann. J. 474. 

Zu S. 135. Note 20. Vgl. O. A. G. E. 1855 bei Heuſer Ann. III. 561. 

Zu S. 137. Note 4. Durch Geſetz vom 13. April 1848 iſt die Erhebung der 
Ein- und Abzugsgelder, ſoweit ſie zur Staatskaſſe floſſen, aufgehoben. 

Zu ©. 248. Note 11. Vgl. O. A. G. E. 1846 bei Heuſer Ann. IV. 511. 

Zu ©. 257. Note 11. und ©. 297. Note 5. Das Gegentheil ift angenommen 
in D. A. ©. €. 1856 bei Heufer Ann. IV. 660. 

Zu ©. 260. Note 11. Bol. D. A. ©. €. 1856 bei Heujer Ann. IV. 435. 

Zu ©. 263. Note 15. Bol. auch Heufer Ann. IV. 463. 

Zu ©. 279, Note 10, 11. Vgl. D. A. ©. E. 1855 bei Heufer Ann. IV. 656. 

Zu ©. 324. Note 77. Bol. I. Min. Beil. vom 28. Anguft 1857 bei Heufer 
Ann. IV. Of. Theil ©. 145. 


Drucdfebler. 


©. 7. 3. 18. lies Freudenberg fl. Freudenburg. — ©. 29. Note 16. lies 
€. ©. R. P. vom 16. Auguft 1816. fl. vom 14. Dftober 1816. — ©. 49. 
3. 17. fies Rheinfelfer ft. Marburger. — ©.113. 3. 8. lies 1831 für 4831. — 
©. 116. 3. 4. von unten lies 6) ft. 2). — ©. 119. Note 25. 3. 3. Ties 
Gengler Pr. R. ©. 69. — ©. 120, Note 30. lies II. 142. fl. I. 142, — 
©. 128. lebte Zeile lies fann ftatt können. — ©. 140. 3. 10. lies Standes- 
verhältnifje ft. Staatsverhältniffe. — ©. 152. 3. 19. lies nad it. noch. — 
©. 157. 3. 16. lies Grunde. — ©. 189. Note 5. 3. 3. lis V. U. — 
©. 201. 3. 14. lies Schriftfäffigfeit. — ©. 206. Note 12 a. 8. 2. lies 
Schaumburg. 
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